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Vorwort. 


Do die Zeit einer deutſchen Geſchichte „in hellen und großen Umriſſen, 
frei von ſtörender Mannigfaltigkeit“ herangekommen iſt, oder noch immer in der 
Ferne liegt, mag je nach dem Standpunkt bezweifelt oder nicht bezweifelt werden, 
zugeben wird jeder Kundige, daß für den hier behandelten Zeitraum eine zu— 
ſammenfaſſende Darſtellung, die an Fülle und Zuverläſſigkeit die jetzt vorliegenden 
Bearbeitungen übertrifft, dringend erforderlich iſt. Ich habe verſucht, eine ſolche 
zu bieten, indem ich fremde Forſchungen verwertete und ſie in allen Hauptpunkten 
durch eigene Unterſuchung zu erweitern ſtrebte. Bei der Zuſammenfaſſung meiner 
Ergebniſſe ſchien es mir eigentlich geboten, das Verdienſt meiner Vorgänger 
durch genaue Litteraturangaben, die Gründe meiner eigenen Aufſtellungen durch 
eingehende Nachweiſe zu beleuchten. Leider jedoch mußte ich auf ein derartiges 
Verfahren verzichten; bei den durch den Plan der „Bibliothek deutſcher Geſchichte“ 
gegebenen Schranken konnte ich nicht über den für weitläufige Anmerkungen er— 
forderlichen Raum verfügen. Ich habe alſo keinen anderen Ausweg geſehen, als 
bloß ſolche Hinweiſe zu geben, welche ein mit der Litteratur und dem Stand der 
Forſchung vertrauter Leſer zur Begründung auffallender Thatſachen und Behaup— 
tungen verlangen wird. Allerdings zog dieſe Beſchränkung eine Folge, die ich 
ſehr bedaure, nach ſich: gerade ſolche Werke, denen ich am meiſten verdanke, 
konnte ich gar nicht oder nur ausnahmsweiſe anführen, weil ſie für den Kundigen 
als bekannt anzunehmen waren. Indes, daß ich dieſen Band nicht ſchreiben 
konnte, ohne z. B. in den kirchengeſchichtlichen Abſchnitten die Arbeiten von 
Döllinger, Preger und Ritſchl, oder in der politiſchen Geſchichte die Einleitung 
und die Anmerkungen v. Bezolds zu den Briefen Johann Caſimirs und das 
Werk Loſſens über den Kölner Krieg zu verwerten, daß ich den zweiten Band 
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nicht ausarbeiten kann, ohne mir die Forſchungen Stieves anzueignen, liegt ſo 
ſehr am Tage, daß mir niemand ein abſichtliches Schweigen über meine Vor⸗ 
geher ſchuld geben wird. — Sollte ſchließlich jemand die Benutzung einzelner 
jüngſter Veröffentlichungen vermiſſen, ſo wird er das allmähliche Erſcheinen der 
einzelnen Lieferungen meines Werkes zu berückſichtigen haben. Es ſind ſchon drei 
Jahre vergangen, ſeit die erſte Lieferung ausgegeben wurde. 


Bonn im Juli 1889. 


Moriz Ritter. 


Suibaltsverzeihuis. 
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Die Reichsverfallung. 


as deutſche Volk trat mit zwei großen Errungenſchaften aus dem Mittel— 
OF alter in die Neuzeit: mit dem Bewußtſein nationaler Gemeinſamkeit und 
j dem Beſitz eines eigenen Staatsweſens. Aber nicht in gleichem Maße und 
in gleicher Reinheit waren ihm beide Güter zu teil geworden. Voll ausgeprägt und 
von ſtarkem Selbſtgefühl durchdrungen war das Bewußtſein, welches die Nation 
von ihrer Eigenart in ſich trug, in der Mitte dagegen zwiſchen Selbſtändigkeit und 
Abhängigkeit befand ſich das Staatsweſen, welches ſie umſchloß. Wohl ſchienen 
dem deutſchen Staat eigene Verfaſſung und eigenes Recht die Bürgſchaft der 
Selbſtändigkeit und Geſchloſſenheit nach außen zu gewähren; aber eben ein Satz 
des öffentlichen Rechtes der Deutſchen beſagte, daß der von den Kurfürſten 
erwählte König mit der Herrſchaft über Deutſchland zugleich die Macht über 
Burgund und Italien empfange: dieſe drei Königreiche ſollten in unlöslichem 
Verband das große römiſche Reich bilden; der Titel eines deutſchen Königs ſtand 
zurück vor demjenigen eines römiſchen Königs; Deutſchland alſo erſchien nur als 
der beſcheidene Teil eines viel größeren Ganzen. 

Ja, wenn man die in Deutſchland herrſchenden Anſchauungen und die 
Ueberlieferungen des öffentlichen Rechtes ſtrenger nahm, ſo ſchien ſelbſt der 
Verband der drei Königreiche nur der Kern eines noch viel umfaſſenderen 
Gemeinweſens zu ſein. Las man doch z. B. in dem Eid, den die Kurfürſten 
in dem feierlichen Augenblick der Königswahl ablegten, die Worte, daß ſie durch 
ihre Wahl der Chriſtenheit das weltliche Haupt geben wollten. Kein geringeres 
Recht wurde hier, wie in anderen amtlichen Formeln, für den römiſchen König 
in Anſpruch genommen als das Recht der chriſtlichen Weltherrſchaft: die drei 
Reiche, ſo dachte man, gewährten ihrem Herrſcher eine königliche Gewalt, die 
Macht über die chriſtliche Welt erhob ihn zur kaiſerlichen Würde. Römiſcher 
Kaiſer nannte ſich denn auch der deutſche König, ſobald er die päpſtliche Krönung 
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empfangen; in der beſchränkteren Faſſung eines „erwählten“ römiſchen Kaiſers 
trug er ſeit den Zeiten Maximilians J. den Titel ſchon nach der Kurfürſtenwahl. 

Glaube man nicht, daß dieſer Gedanke des römiſchen Reiches bei den 
Deutſchen des ſechzehnten Jahrhunderts nur noch den Sinn einer leeren Ueber⸗ 
lieferung gehabt hätte. Jeden neu eintretenden König ließen ſie zuerſt in ſeiner 
Wahlkapitulation, zum zweitenmal bei der Königskrönung ſich eidlich verpflichten, 
das römiſche Reich zu verteidigen und die abgeriſſenen Teile nach Kräften zurück— 
zubringen. Die Herſtellung des Verbandes der drei Reiche hielten ſie alſo für 
eine der Aufgaben der königlichen Politik. Und wenn man fragte, auf welchem 
rechtlichen Grunde ſolche ausſchweifende Machtanſprüche beruhten, ſo zeigten ſich 
vollends auf dem Gebiete der ſtaatsrechtlichen Theorie die Deutſchen wohl gerüſtet. 
Noch herrſchte in der theologiſchen, juriſtiſchen und hiſtoriſchen Schule Deutſchlands 
faſt einhellig!) die Lehre, daß die Rechte des altrömiſchen Reiches und Kaiſers 
ſich in gerader Linie auf das gegenwärtige römiſche Reich und ſeinen Kaiſer 
vererbt hätten: nach der vom Propheten Daniel und dem Apoſtel Paulus bezeugten 
göttlichen Vorbeſtimmung müſſe dieſes Staatsweſen dauern bis ans Ende der 
Tage, und nach dem Sinne derſelben Anordnung gebühre dem Haupt des Reiches 
eine Oberherrſchaft über die Welt oder doch über die geſamte Chriſtenheit. Der 
Vorzug Deutſchlands vor allen anderen Staaten beruhe eben darauf, daß es in 
dieſem göttlich bevorrechteten Gemeinweſen das Kernland bilde. 

Hiernach war alſo Deutſchland nur eine Provinz des römiſchen Univerſal— 
reiches. Aber in welchen Gegenſatz zu ſolchen Ueberlieferungen des Rechtes und 
der Schule waren bis zur Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts, zur Zeit etwa der 
Abdankung Kaiſer Karls V., die thatſächlichen Machtverhältniſſe getreten! Beim 
erſten Blick in die Wirklichkeit erwies ſich die Oberherrſchaft des Kaiſers über 
die geſamte Chriſtenheit als leerer Schein; denn kein fremder Staat erkannte ſie 
an, und die mächtigeren, ihrer Selbſtändigkeit bewußten Nationen wieſen ſie mit 
prinzipieller Schärfe zurück. Als Schein ſtellte ſich weiter, wenigſtens zum größten 
Teil, der Verband der drei Reiche heraus. Von dem einen derſelben, von Burgund, 
waren ſeit den in früheren Jahrhunderten erlittenen Verluſten nur noch Trümmer 
übrig, welche unter Maximilian J. zu einzelnen Kreiſen des deutſchen Reiches 
geſchlagen waren: ſo vor allem das Herzogtum Savoyen, die geiſtlichen Fürſten— 
tümer von Baſel und Biſanz und die Grafſchaft Burgund. In dem zweiten 
Königreich, in Italien, bildete der päpſtliche Staat mit dem unter ſeiner Lehens— 
hoheit ſtehenden Königreich Neapel-Sizilien, es bildete ferner die Republik Venedig 
und — nach Kaiſer Ferdinands J. Geſtändnis?) — auch das unter dem Herzog 
von Florenz ſtehende tusciſche Gebiet ein ſelbſtändiges, vom Reich unabhängiges 
politiſches Syſtem. In dem Reſt der ober- und mittelitaliſchen Lande erkannten 


) Widerſpruch Luthers in dem Sendſchreiben an Kaiſer und Adel. Deutſche Werke, 
Erlanger Ausgabe, XXI S. 352 fg. Bei Melanchthon erſcheint die Lehre wieder befeſtigt. Vgl. 
in Danielem comment. (Corpus Ref. XIII S. 858 fg.). Ebenſo bei Sleidan in dem Epilog 
zu der Schrift De quatuor summis imperiis (Goldast, politica imperialia S. 435 fg.). Ueber 
die theologiſche Begründung vgl. Döllinger, Chriſtentum und Kirche. Beil. 1. Ueber die ju⸗ 
riſtiſche Begründung vgl. meine Bemerkungen im Neuen Archiv f. ſächſ. Geſchichte 1 S. 195. 

) Sickel, Akten z. Geſch. des Konzils von Trient Nr. 49. 
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wieder die größeren Staaten, wie das Herzogtum Mailand oder die Republik 
Genua, bloß formell die Hoheit des Kaiſers an; nur die zahlreichen kleineren 
Herren, wie die Markgrafen von Carretto oder Spinola oder Malaſpina, hielten 
feſter an der kaiſerlichen Hoheit, weil ſie ihnen teils eine rechtliche Bürgſchaft für 
den Beſitz ihrer Lande und die Ordnung ihrer Succeſſion, teils eine gerichtliche 
Inſtanz bei Streitigkeiten über Land- und Hoheitsrechte darbot. Auch ihre Ergeben— 
heit jedoch bewährte ſich vorzugsweiſe nur durch Abgaben, welche ſie bei Empfang 
der Belehnung zahlten, und die in den kaiſerlichen Jahreseinnahmen einen nicht 
unbedeutenden Poſten ausmachten. 

Somit war in Wirklichkeit die Herrſchaft des Kaiſers faſt ganz auf das 
erſte ſeiner Reiche, auf Deutſchland, beſchränkt, und nur darin, daß Deutſchland 
noch mit Reſten der alten Nebenreiche verbunden war und an der Theorie des 
Univerſalreiches feſthielt, lag eine wirkliche Beſchränkung der ſtaatlichen Selb— 
ſtändigkeit dieſes Landes. 

Je nachdem man nun die Kräfte eines Staates beurteilte, konnte auch das 
deutſche Reich, trotz ſeiner Loslöſung aus dem größeren Verband, noch als die 
ſtärkſte Macht der Chriſtenheit gelten. Seine Grenzen umſpannten um das 
Jahr 1550, wenn man die übrig gebliebenen burgundiſchen Lande einrechnete, 
ein Gebiet, das dem Maße von 15000 Quadratmeilen nicht ſehr fern geſtanden 
haben mag!) und den Umfang des heutigen Deutſchen Reiches etwa um die 
Hälfte übertraf: es war ein Reich, an deſſen Größe kein ſelbſtändiger Staat in 
der Weſthälfte Europas heranreichte. Auch die Bevölkerung dieſer weiten Gebiete 
war eine höchſt anſehnliche. Sie war am dichteſten in dem weſtlichen Drittel 
des Reiches, ſowie in der ſüdlichen Hälfte des Oſtens, hier wenigſtens in den vor— 
nehmſten Landen, Baiern, Oeſterreich und Böhmen. Eine Verteilung von ungefähr 
1500 Einwohnern auf die Quadratmeile iſt für dieſe Gegenden wahrſcheinlich, 
und da, wo die Städte dichter beiſammen lagen, oder ſonſtige Anläſſe eine inten— 
ſivere Bodenwirtſchaft e hatten, mag dies Verhältnis ſich vielfach noch 
günſtiger geſtaltet haben.?) Dünner war die Bevölkerung in der öſtlichen Hälfte 


1) Büſching (Erdbeſchreibung, 7. Aufl.) gibt, wenn man ſeine Angaben des Flächen⸗ 
inhaltes der 10 Kreiſe und der Lande Böhmen, Mähren, Glatz und Lauſitz addiert, für die Zeit 
von 1789—1792 die Zahl von 11882 Quadratmeilen. (Aehnlich Kolb, Statiſtik, 7. Aufl., 
nämlich wenn man Schleſien, das nicht hinzugehört, abzieht, 11872 Quadratmeilen. Geringerer 
Anſchlag bei Viebahn, Statiſtik Deutſchlands 1 S. 32, vgl. II S. 23 Anm. 3.) Zu dieſem An⸗ 
ſatz müſſen für 1550 hinzugerechnet werden: a. die Republik der vereinigten Niederlande, nach 
Büſching, X S. 3, 625 Quadratmeilen; b. die an Frankreich verlorenen Gebiete, nach Kolb, 
8. Aufl. (hier von der 7. abweichend) S. 168, für Elſaß, Artois, Flandern, Fr.-Comté, Loth- 
ringen rund 930 Quadratmeilen, von denen aber wieder das Herzogtum Bar abgezogen werden 
müßte; c. Savoyen nebſt Breſſe, Bugey und Gex, ungefähr den Departements beider Savoyen 
und Ain entſprechend, nach Kolb, 8. Aufl. S. 160, ungefähr 270 Quadratmeilen; d. Livland, 
Eſthland, Kurland, nach Kolb S. 251, 1693 Quadratmeilen. ; 

2) Bal. meine Bemerkungen in der Zeitſchrift des bergiſchen Geſchichtsvereins 1884 
S. 11 fg. Zu S. 13 Anm. 1 füge ich hinzu: die 9000 Hauswirte im Halberſtädtiſchen find 


ſelbſtändige Bauern (bezw. Bürger), zu denen „Häuslinge“ oder „Hausgenoſſen“ hinzukommen; 


z. B. in Schlanſtedt 25 zu 80 (Nebe S. 143), in Eilenſtedt gar 80 zu 95 (S. 144). Aehnlich 
im Magdeburgiſchen: in Froſe 30 zu 95 (Danneil, Kirchenviſitation in Magdeburg 1 S 36). — 
Ueber die dünnere Bevölkerung der Kurmark und die noch dünnere der Neumark vgl. Dieterici 
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von Norddeutſchland und wurde um ſo dünner, je weiter man hier gegen Oſten 
vorging. Im ganzen iſt es wahrſcheinlich, daß das Nachbarland Frankreich!) 
im Verhältnis zum Umfang dichter bevölkert war als Deutſchland, aber der 
Geſamtziffer nach wird die Bevölkerung des deutſchen Reiches jeden anderen Staat 
von Weſteuropa übertroffen haben. Und dieſe Einwohnerſchaft trug in nationaler 
Beziehung einen verhältnismäßig einheitlichen Charakter. Denn wenn auch die 
deutſche Sprache in den weſtlichen Grenzprovinzen ins Walloniſche und Franzöſiſche, 
im Süden, in dem Fürſtentum Trient, ins Italieniſche überging, wenn in Böhmen 
und Mähren eine große ſlaviſche Majorität der deutſchen Minorität gegenüberſtand, 
und in Steiermark, Kärnten und Krain ſich deutſche und flaviſche Bevölkerung 
miſchte, weit überwiegend und das Innere des Reiches erfüllend war doch die 
deutſche Einwohnerſchaft; am Reichstag und am Reichskammergericht, am Reichs— 
hofrat und in der kaiſerlichen Kanzlei wurde nur in deutſcher oder lateiniſcher 
Sprache verhandelt. 

Daß ein Leben voll Kraft und Mannigfaltigkeit durch die Nation hindurch— 
ging, erkannte man auf den erſten Blick an dem Reichtum der ſozialen Gliede— 
rung. Wie das Mittelalter das Volk auf Grund des Lebensberufs in beſondere 
Kreiſe eingeteilt und dieſe Kreiſe durch Gewährung beſonderer Rechte zu Ständen 
abgeſchloſſen hatte, ſo ſchied ſich die deutſche Einwohnerſchaft in die vier großen 
Stände der Bürger und der Bauern, des Reichs- und Territorialadels. Die 
beiden erſteren Stände befaßten die Hauptmaſſe des Volkes; um von dem Leben 
und den Verhältniſſen desſelben eine beſtimmtere Vorſtellung zu gewinnen, faſſen 
wir ſie etwas näher ins Auge. 

Wer im ſechzehnten Jahrhundert den deutſchen Bauernſtand betrachtete, 
gewann zunächſt den Eindruck von feſt gebundenen Verhältniſſen. Die Bauern, 
welche ihr Gut als freies Eigentum beſaßen und keine andere weltliche Gewalt 
als die der ſtaatlichen Regierung über ſich hatten, bildeten eine kleine Minorität 
gegenüber der vorwaltenden Menge derjenigen, welche einem Gutsherrn unter— 
ſtanden. Allerdings waren die letzteren darum keineswegs eine gleichartige 
Maſſe, da hinſichtlich des Maßes der gutsherrlichen Abhängigkeit eine kaum über— 
ſehbare Fülle von Verſchiedenheiten ſtattfand: von den Verhältniſſen des Leib— 
eigenen, der, mitſamt ſeinen Nachkommen an das Herrengut gefeſſelt, zu aus— 


in den Mitteilungen des ſtatiſtiſchen Bureaus III S. 206, 223. — In Oeſterreich unter der Enns 
(360 Quadratmeilen) wurden 90000 wehrhafte Männer gezählt (Albéri, Relazioni I 6 S. 101). — 
In Baiern ſtellte ſich die männliche Bevölkerung des Bürger- und Bauernſtandes zwiſchen 18 
und 50 Jahren nach einer neueren Mitteilung von Würdinger (Bair. Akademie, Sik.-Ger. 1886 
S. 33) im Jahr 1600 auf 140000 Mann, die man zwiſchen 20 und 25 Prozent der Gejamt- 
bevölkerung beider Stände veranſchlagen wird. Daß 50 (nicht 60) Jahre die Grenze der Dienſt⸗ 
pflicht bildeten, wird beſtätigt durch eine Stelle derſelben Abhandlung S. 37. — In der Ober— 
pfalz wurden 1615 gezählt. (auf etwa 120 Quadratmeilen): 25 959 „Hausgeſeſſene“, 7428 
„Herbergsleute“; dazu kamen die „Ehehalten“, deren Zahl nicht angegeben wird (Münchener 
Bibliothek, Cod. lat. 10 409). — Ungewöhnlich dicht muß Württemberg bevölkert geweſen ſein. 
Pfaff (Württemberger Jahrbücher 1847 1 S. 117) rechnet für 1598 rund 414000 Einw. auf 
etwa 155 Quadratmeilen. 

) Eine Volszählung unter Heinrich III. ergab 3 500 000 Familien (Barozzi e Berchet, 
Relazioni. Francia I S. 200). 
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giebigen Dienſten und Abgaben verpflichtet war und fein Ackergut nur kraft 
widerruflicher Verleihung beſaß, bis hinauf zu den Vogtbauern, welche ihr Gut 
im weſentlichen frei vererben und veräußern mochten und nur zu beſtimmten, 
oft ſehr geringen Leiſtungen an den Gutsherrn verbunden waren. Aber gemeinſam 
war doch für die meiſten dieſer Klaſſen eine Beſchränkung der perſönlichen Rechte, 
für alle die dauernde Verpflichtung ihres bäuerlichen Beſitzes gegen das Herren— 
gut oder gegen einen der zahlreichen Herrenhöfe, in welche dasſelbe eingeteilt 
war. Die geſamte bäuerliche Wirtſchaft ſtand in einer bald mehr bald weniger 
tief greifenden Abhängigkeit. 

Und nicht bloß vom Gutsherrn hing der Bauer ab; was ihn vielfach noch 
kräftiger in Zucht nahm, das war die Ordnung der Genoſſenſchaft, an welche 
er ſich überall gebunden ſah. Wurde doch die tägliche Arbeit des Landmannes 
geleitet durch die Dorfgemeinde, welche die Regeln einer gleichmäßigen Bewirt— 
ſchaftung der Dorfflur aufſtellte; ſeine Nutzung von Wald, Waſſer und Weide 
ſtand in vielen Gebieten des Weſtens unter der Aufſicht der Markgenoſſenſchaft; 
ſeine Pflichten gegen den Herrenhof wurden kontrolliert von der durch gleiche 
Rechte und Laſten verbundenen Hofgenoſſenſchaft; die Unterthänigkeit unter das 
öffentliche Gericht machte ihn zum Glied einer durch mannigfache Pflichten ver— 
bundenen Gerichtsgemeinde. Das geſamte rechtliche und wirtſchaftliche Leben des 
Bauern bewegte ſich in den feſten Formen der Genoſſenſchaft. 

Aber anderſeits war es eben dieſe Eingliederung des Einzelnen in die 
Gemeinſchaft, die zugleich eine ſtarke Gewähr ſeiner Freiheit enthielt. Es war 
doch die Genoſſenſchaft, welche die Rechte und Pflichten ihrer Angehörigen, ſo— 
wohl diejenigen, die dem Gutsherrn gegenüber, als jene, die vor dem öffentlichen 
Gericht galten, bewahrte und durch ihre Häupter, die Schöffen, feſtſtellte: im 
einzelnen Streitfall durch Urteil, im allgemeinen durch Weistum. Es war die 
Dorf- und Markgemeinde, welche teils in ihrer Geſamtheit, teils durch die ihr 
angehörigen Lokalbeamten ſich den Anordnungen und der Verwaltung unterzog, 
die in dem Dorf durch die gleichmäßige Feldbeſtellung und die Ordnung des 
Wege- und Bauweſens, in der Mark durch die gemeinſame Benutzung von Wald, 
Waſſer und Weide erfordert wurde. Wohl mochte die Gemeinde oder die geſamte 
Mark, wenn ſie unter der Gutsherrlichkeit eines einzigen Grundherrn ſich befand, 
in der Freiheit ihrer Anordnungen bald mehr, bald weniger beſchränkt werden, 
völlig aufgehoben aber wurde die Selbſtverwaltung nicht leicht, am wenigſten 
diejenige der Dorfgemeinde. 

Auf Grund ſolcher Rechte konnte der Bauer gelegentlich auch im öffent— 
lichen Leben mit gewaltigem Nachdruck auftreten. Er war gewohnt, in großen 
und kleinen Verſammlungen ſich zu vereinigen, und in den meiſten Landen des 
Reiches galt noch die Regel, daß er Waffen beſaß, um dem Aufgebot gegen 
Gewaltthäter und Landesfeinde folgen zu können. Wenn man daher bei den 
Bauernaufſtänden zu Anfang des ſechzehnten Jahrhunderts mit Schrecken ſah, 
wie blitzſchnell die Bauern eines Bezirks ſich kriegsbereit zuſammenthaten, und 
ihre begonnene Bewegung ſich verbreitete, ſo lag der Grund in der Organiſation 
des Landvolks nach kleinen und großen Bezirken, und in der Gewöhnung an das 
Verſammlungs- und das Waffenrecht. 
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Allerdings in dem Jahrhundert, von dem wir handeln, war auch ſchon 
eine andere Bewegung im Gange, die auf Einſchränkung der bäuerlichen Selbſt⸗ 
verwaltung ausging; im folgenden Kapitel wird davon die Rede ſein; aber im 
ganzen ſtanden die Grundlagen jenes Syſtems noch leidlich feſt, als eine ſichere 
Gewähr, daß der Bauernſtand in den kritiſchen Zeiten des ausgehenden Mittel- 
alters und der erſten Jahrhunderte der Neuzeit ſeine Lebenskraft nicht ver⸗ 
lieren ſollte. 

Eine ähnliche Miſchung von Gebundenheit und Freiheit tritt uns entgegen, 
wenn wir das Leben des deutſchen Bürgertums betrachten. Nicht zwar als ob 
in den deutſchen Städten das Syſtem der Grundherrſchaft beſtanden hätte; es 
war gefallen vor der Erhebung der bürgerlichen Freiheit; aber ähnlich wie der 
Bauer auf dem Lande, fo ſah ſich der Bürger in der Stadt in ſeinem recht— 
lichen und wirtſchaftlichen Leben an die Genoſſenſchaft gebunden. Wie der Land- 
bau den wirtſchaftlichen Beruf des Bauers bildete, ſo waren Handel und Gewerbe 
die vorbehaltene Thätigkeit der Stadt. Das Gewerbe aber war nach den 
Genoſſenſchaften der Zünfte geregelt, und wenn der Kaufmann den Zwang der 
alten Kaufmannsgilde meiſtens geſprengt hatte, ſo ſuchte er doch Schutz und 
Verſtärkung in einer Fülle beſonderer Verbindungen: von jenen Genoſſenſchaften 
der Bergenfahrer, Schonenfahrer u. dgl., die ſich für beſondere Handelsrichtungen 
in den norddeutſchen Seeſtädten bildeten, bis zu den Handelsgeſellſchaften neuerer 
Art, wie ſie vornehmlich in den ſüddeutſchen Städten emporkamen. Zu ſolchen 
wirtſchaftlichen Verbänden geſellten ſich andere nach dem perſönlichen Stande, 
wie beſonders die Geſellſchaften der Patrizier, da wo der ſtädtiſche Geſchlechter— 
adel ſich noch kräftig behauptet hatte. Es folgten die politiſchen Einteilungen 
der Bürgerſchaft zur Ausübung ihrer öffentlichen Rechte, die militäriſchen zur 
Verteidigung der Stadt; endlich ſchloß ſich der Kreis der geſamten Stadtbewohner 
als eine einzige Gemeinde zuſammen, die durch beſondere Rechte und Pflichten 
geeint war. 

Ungleich höher als auf dem Lande war in dieſen Genoſſenſchaften des 
Bürgertums die Selbſtverwaltung entwickelt: die wirtſchaftliche in den wirtſchaft— 
lichen Verbänden, die politiſche und wirtſchaftliche zugleich, bis zur vollen Selbſt— 
regierung der Reichsſtädte, in dem allgemein bürgerlichen Verband. Freilich daß 
auch hier der Geiſt der Selbſtverwaltung mit dem Streben nach Zentraliſation 
einen verluſtreichen Kampf begonnen hatte, wird ſich in der eingehenderen Betrach— 
tung des folgenden Kapitels zeigen; aber einſtweilen ſtand der Grund der Selb— 
ſtändigkeit noch feſt, wie auf dem Lande, ſo in der Stadt. 

Wenn man nun dieſe von der Gutsherrſchaft geleitete bäuerliche und die 
ihren eigenen Antrieben folgende ſtädtiſche Selbſtverwaltung überſah und nach 
den Kulturerfolgen fragte, welche ſie dem deutſchen Reich und Volk vermacht 
hatte, ſo entfaltete ſich auf den erſten Blick ein ſtolzes Bild. Auf dem Boden 
des Reiches, den die Völkerwanderung als Wildnis hinterlaſſen hatte, war durch 
eine vielhundertjährige Arbeit dasjenige Verhältnis der bebauten Fläche zu Wald— 
und Wildland, der Zahl der Dörfer und Städte zur Größe des Landes herge- 
ſtellt, welches zwar ſpäter durch größere Dichtigkeit der Bevölkerung und Inten- 
ſität der Wirtſchaft einen viel reicheren Inhalt gewonnen hat, in ſeinen äußeren 
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Umriſſen aber nicht mehr ſehr bedeutend verändert iſt. Der Arbeiter erfreute 
ſich, trotz einer in dem neuen Jahrhundert begonnenen ungünſtigen Wendung 
ſeiner Lage, doch noch eines recht vorteilhaften Verhältniſſes des Arbeitslohnes 
zu den Koſten des täglichen Lebens; der Bauer insbeſondere fand bei einfachen 
Bedürfniſſen, jo lange nicht die Not von Krieg oder Mißwachs hereinbrach und 
den Mangel an den Vorkehrungen der Humanität und der wirtſchaftlichen Aus— 
gleichung aufs entſetzlichſte fühlen ließ, ein leidlich volles und nicht gar müh— 
ſames Auskommen. 

Die deutſchen Städte, mit jener ſtolzen Kette nördlicher Hafenplätze von 
Antwerpen bis Reval, mit jener überreichen Fülle ſtädtiſcher Anſiedelung im 
weſtlichen Oberdeutſchland, waren die Sitze eines hoch entwickelten Gewerbfleißes 
und Handels; ihre Kaufleute beſorgten für die ſkandinaviſchen Reiche, ſowie für 
Rußland, Polen und Ungarn den größten, für das mittlere und nördliche Frank— 
reich einen ſehr anſehnlichen Teil des Einfuhr- und Ausfuhrhandels. In Venedig 
und Liſſabon, in italieniſchen und ſpaniſchen Handelsplätzen erſchien der Kauf— 
mann der ſüddeutſchen und niederländiſchen Städte, um von dort die Waren 
der Levante und Indiens, Italiens und der pyrenäiſchen Halbinſel nach Deutſch— 
land und den von Deutſchland abhängigen Handelsgebieten zu führen. Unter 
ſolcher Betriebſamkeit waren denn auch viele deutſche Städte zu dem Rang von 
Großſtädten nach dem Maßſtabe des ſechzehnten Jahrhunderts emporgeſtiegen. 
Antwerpen, wohl der größte Platz im damaligen Deutſchland, zählte etwa 100 000 
anſäſſige Einwohner; in Oberdeutſchland ragten Straßburg mit ungefähr 30 000, 
Augsburg und Nürnberg mit 30—40 000 Einwohnern hervor. Kaum unter, 
vielleicht über der Volkszahl von Nürnberg dürften an der Oſtſee Lübeck, am 
Rhein Köln, in den Niederlanden Brüſſel und Gent geſtanden haben. !) Und 


) Die Unterſuchungen von Hegel über die Bevölkerung von Nürnberg und von Eheberg 
(Jahrbücher f. Nationalökonomie. N. F. VII) über die von Straßburg ſind bekannt. Ueber die 
Zählung in Antwerpen von 1568: Henne, Charles V., V S. 269. Die waffenfähige Mannſchaft 
dieſer Stadt gibt Roda im Jahre 1576 auf 20 — 25000 Mann an (Gachard, Correspondance 
de Philippe II., V S. 20, 64). In Brüſſel ſoll die waffenfähige Mannſchaft (nach Wauters, 
Hist. de Bruxelles I S. 376: die Waffenfähigen zwiſchen 20 und 60 Jahren) im Jahr 1554 
ſich auf 5260 Mann belaufen haben (Henne X S. 120). Aber im Jahr 1576 betrug ſie 
8—9000 Mann (Gachard IV S. 259 —60, 265. Beſtätigt durch die Angabe der 42 Fähnlein 
in den Mémoires anonymes sur les troubles des Pays-Bas I S. 194), zu denen noch die 
Mannſchaft der cing serments oder guldes (über dieſelben Del Rio 1 S. 170) hinzukam 
(Mém. anonymes a. a. O.). Gent kann wohl nicht viel kleiner als Brüſſel geweſen ſein. Lü⸗ 
becks Einwohnerſchaft, nach Laurents Methode berechnet (zu Verteidigungen derſelben ſ. Zeitſchrift 
für geſamte Staatswiſſenſchaft Bd. 37 S. 558 fg.; dagegen: Jaſtrow, Die Volkszahl deutſcher 
Städte S. 83 fg.), käme im Jahr 1370 auf etwa 37000 Einw. (Mantels, Beiträge S. 63). Ob 
fie von da bis zur Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts ſehr ſtark zugenommen hat? — Im 
Oſten weniger volkreiche Städte. Die Angaben der Kommunikanten in Wien 1581 1584 (bei 
Wiedemann, Reformation und Gegenreformation I S. 317) weiſen als höchſte Zahl (für 1583) 
9983 auf, wobei freilich die Zahl der von den kath. Kirchen fern Bleibenden unbekannt iſt. An⸗ 
gabe von 1015 Bürgerhäuſern in Wien für 1550 (Oberleitner, Archiv für öſterr. Geſch. XXX 
S. 26). Wien und Prag dürften in der zweiten Hälfte des ſechzehnten Jahrhunderts bedeutend 
zugenommen haben; doch iſt die Schätzung Caraffas von 70000 Einw. für Wien (Archiv XXIII 
S. 223), oder gar die Vendramins von 160 000 Einw. für Prag (1598. Stieve, Die Verhand— 
lungen über die Nachfolge Rudolfs II. S 24 Anm. 69) ſehr problematiſch. 
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innerhalb dieſer Bevölkerung, an den ſtädtiſchen Schulen und Univerſitäten, war 
jene ungeſtüme geiſtige Arbeit im Gang, aus welcher der deutſche Humanismus 
und die deutſche Reformation entſprangen. Von den Städten ging die Bewe— 
gung aus, welche Deutſchland während der erſten Hälfte des ſechzehnten Jahr— 
hunderts in den Mittelpunkt des geiſtigen Schaffens und Ringens der europäiſchen 
Welt rückte. 

In rüſtiger Kraft ſchien alſo der deutſche Bürger- und Bauernſtand 
dazuſtehen, in ſeinen Verdienſten um wirtſchaftliche und geiſtige Kultur von keinem 
Volke übertroffen, den meiſten voraus. Auf die Geſundheit und Stärke desſelben 
konnte, ſo ſchien es, vor allem auch der deutſche Staat rechnen. Denn mußte 
nicht das Geſchick zur Selbſtverwaltung, mußte nicht vor allem die Wehrhaftigkeit 
in letzter Inſtanz dem nationalen Staatsweſen zu gute kommen? Gerade die 
Wehrhaftigkeit des Volkes hatte ſich noch jüngſt unter den Umwälzungen des 
Kriegsweſens der europäiſchen Mächte gezeigt. Es hatte ſich aus der überſchüſ— 
ſigen Jugend der deutſchen Dörfer und Städte jenes geworbene Kriegsvolk der 
Landsknechte gebildet, welches an militäriſcher Tüchtigkeit den anderen neugebil— 
deten Berufstruppen ebenbürtig war, an Maſſenhaftigkeit ſie alle übertraf. Zu— 
gleich gingen aus der Ariſtokratie deutſcher Fürſten und Adelicher die Offiziere 
und Befehlshaber hervor, deren Ueberzahl und kriegeriſcher Sinn für eine geordnete 
ſtaatliche Entwickelung nur zu ſtark erſchien; kurz es war eine Kriegsmacht vor— 
handen, die nur geeint zu werden brauchte, um der Theorie der deutſchen 
Gelehrten von dem Beruf ihres Kaiſers zur Weltherrſchaft eine gefährliche An— 
wendung zu geben. 

Allein eben dieſe Vorausſetzung, daß die Kräfte ſtaatlich geeint werden 
mußten, weiſt auf eine andere Seite der deutſchen Dinge hin: auf die ſtaatlichen 
Ordnungen des Reichs und die Gewohnheiten des ſtaatlichen Lebens. Wollen 
wir die Bedingungen nationaler Kraft und Selbſtändigkeit im damaligen Deutſch— 
land genauer erfahren, ſo müſſen wir vor allem die Grundzüge der Reichs— 
verfaſſung uns vergegenwärtigen. 

Die Juriſten des ſechzehnten und ſiebzehnten Jahrhunderts, wenn ſie von 
der Verfaſſung des Reichs handelten, gaben ſich beſondere Mühe, den eigentlichen 
Charakter dieſer Verfaſſung zu ermitteln. Mit großem Ernſt führten ſie den Streit, 
ob das Reich eine reine oder eine mit ariſtokratiſchen Elementen gemiſchte Mon— 
archie ſei, ob ferner zur Beſtimmung der Rechte des Monarchen auch die Geſetze 
des altrömiſchen Imperatorenreiches, ſoweit nämlich nicht neuere Reichsgeſetze ſie 
geändert hätten, herbeizuziehen ſeien. In Wirklichkeit war für den Charakter der 
deutſchen Monarchie die eine Thatſache entſcheidend, daß es im Reich keinen Fleck 
Landes mehr gab, wo dem Kaiſer in ſeiner Eigenſchaft als Kaiſer die unmittel— 
bare Staatsverwaltung zuſtand. Der Bürger und Bauer wurde regiert von 
einer Menge großer und kleiner Regenten, welche ihre öffentliche Gewalt wie ein 
erbliches Beſitzum von ihren Vorgängern erhielten und ihren Rechtsnachfolgern 
überlieferten. Dieſe Regenten, dieſe „Stände“ des Reiches, wie ſie ſich nannten, 
müſſen wir uns vor allem vergegenwärtigen. 

Wir können ſie in vier große Kreiſe verteilt denken. Der erſte Ring war 
gebildet durch die ſieben Kurfürſten, deren Kollegium ſich aus drei geiſtlichen 
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Fürſten — den rheiniſchen Erzbiſchöſen von Mainz, Köln und Trier — und 
vier weltlichen Fürſten — Böhmen, Pfalz, Sachſen und Brandenburg — zuſammen— 
ſetzte. Hinſichtlich der Befugniſſe bei Regierung ihrer Länder ſtanden ſie den 
übrigen Fürſten gleich, nur daß die Rechte der Landeshoheit ihnen noch vor— 
zugsweiſe und in vollkommenſter Ausbildung zugeſichert waren; in ihren Be— 
ziehungen zur Regierung und Geſetzgebung des Reiches hatten ſie beſonders aus— 
gezeichnete Rechte; unter ſich endlich waren ſie mit Ausnahme des Königs von 
Böhmen durch ein beſonderes Bündnis geeint, den Kurfürſtenverein, der nach 
älteren Vorgängen im Jahr 1521 und wieder im Jahr 1558 erneuert war, 
und in den fortan jeder in die Regierung neu eintretende Kurfürſt ſich beſonders 
aufnehmen ließ. 

Auf die Kurfürſten folgten dem Range nach die Fürſten. Auch ſie teilten 
ſich in Weltliche und Geiſtliche: letztere aus Biſchöfen, Ordensmeiſtern und ſechs 
vornehmen Aebten beſtehend. Die Geſamtzahl der regierenden Fürſten belief 
ſich in der Zeit der Abdankung Karls V. auf etwa 80, darunter ungefähr 
30 weltliche und 50 geiſtliche. ) Was fie zuſammenhielt, war nicht, wie bei 
den Kurfürſten, eine beſtändige Vereinigung, ſondern die Gleichartigkeit der Rechte, 
ſowohl in Hinſicht der Hoheit über ihre Territorien, als in Bezug auf Geſetz— 
gebung und Regierung des Reiches. 

Kurfürſten und Fürſten beherrſchten zuſammen weitaus den größten Teil 
des Reichsgebietes. Es gab unter ihren Fürſtentümern ſolche, die nach Umfang 
und Geſchloſſenheit des Gebietes ſchon annähernd die Bedingungen ſelbſtändiger 
politiſcher Macht enthielten. So belief ſich, wenn wir von den ganz beſonderen 
Verhältniſſen der öſterreichiſchen und niederländiſch-burgundiſchen Lande vorläufig 
abſehen, der Umfang des Kurfürſtentums Sachſen auf mehr als 300, der des 
Herzogtums Baiern über 500, der des Kurfürſtentums Brandenburg (nach dem 
Rückfall der für Markgraf Hans von Küſtrin abgeteilten Lande) auf etwa 
700 Quadratmeilen. Allein von dieſen angeſehenen Territorien führte die Reihe 
deutſcher Fürſtentümer durch eine Anzahl mittlerer Gebiete raſch zu der Mehrzahl 
derjenigen Lande, welche, nach den Erforderniſſen ſtaatlicher Aufgaben gemeſſen, 
wunderlich verkrüppelt erſchienen. Die drei ſelbſtändigen Fürſtentümer z. B., 
welche das Haus Anhalt unter ſeinen Mitgliedern abgeteilt hatte, betrugen 
zuſammen ungefähr 40 Quadratmeilen. Unter den biſchöflichen Landen war das 
größte das des Biſchofs von Münſter mit etwa 180, eins der kleinſten dasjenige 
des Biſchofs von Worms mit drei Quadratmeilen. 


1) Ich gebe nur runde Zahlen an, da man bei genauer Zählung in Verlegenheit gerät, 
ob man nach Stimmberechtigung am Reichstag (die übrigens nicht nach den Unterſchriften der 
Reichsabſchiede, ſondern nach der Zählung der Voten in den Reichsräten zu ermitteln iſt) oder 
nach den Häuptern der einzelnen fürſtlichen Linien oder nach den bei der Abteilung der einzelnen 
Linien feſtgeſetzten Bedingungen, je nachdem ſie eine vollſtändige oder unvollſtändige Landes— 
teilung in ſich ſchließen, rechnen ſoll, da ferner bei den geiſtlichen Fürſten ſich manche Schwierig— 
keiten bezüglich der Reichsſtandſchaft und der Fürſtenwürde (Hersfeld z. B. wurde beim Reichstag 
von 1559 ein beſonderes Votum nicht zugeſtanden) ergeben. Hinſichtlich der Biſchöfe darf man 
für die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts den Biſchof von Cambrai, den Erzbiſchof von Riga 
nebſt ſeinen vier Suffraganen nicht vergeſſen. 
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Wenn ſo ſchon der größere Teil des deutſchen Staatsgebietes ſehr ungleich— 
mäßig abgeteilt war, ſo geſtaltete ſich das Bild noch um vieles bunter, ſobald 
man den übrigen, kleineren Teil ins Auge faßte. Hier traten, als die dritte 
Gruppe nächſt Kurfürſten und Fürſten, die Reichsſtädte hervor. Es waren das 
diejenigen Städte, welche in ihrer Regierung von fürſtlicher Landeshoheit ganz 
oder beinahe ganz befreit waren, welche am Reichstag Sitz und Stimme hatten 
und die Reichsſteuern unmittelbar ans Reich lieferten. Ihre Zahl kann man 
für die Zeit von Kaiſer Karls V. Abdankung auf 66 veranſchlagen, von denen 
wieder die große Mehrzahl, nämlich 55, in Oberdeutſchland lag. Hier in Ober⸗ 
deutſchland hatten ſie ſich auch, zwar nicht in feſte Bündniſſe, aber doch in 
Verbände mit beſtimmten Vororten und gelegentlichen Zuſammenkünften zur 
Wahrung gemeinſamer Rechte und Intereſſen zuſammengeſchloſſen. Die 32 ſchwä— 
biſchen Reichsſtädte ſtanden unter der Führung von Ulm, die 13 Elſäſſer und 
rheiniſchen Städte waren unter Straßburg, die fünf Städte in Franken unter 
Nürnberg und die vier in der Wetterau unter Frankfurt geeint. Es gab unter 
den Reichsſtädten ſolche, deren Magiſtrat neben der Stadt ein kleines Landgebiet 
beherrſchte und über ebenſo anſehnliche Einkünfte verfügte, wie ein mittlerer 
deutſcher Fürſt. Vor allem waren viele von ihnen bedeutend als die großen 
Mittelpunkte für Handel und Gewerbe. Die Stadt Lübeck z. B. war neben 
dem zu den eigentlichen Reichsſtädten nicht gerechneten Antwerpen der erſte 
Handelsplatz im nördlichen Deutſchland; im Innern ragten Köln und Aachen 
hervor; in den ſüdlichen Gegenden waren Straßburg, Nürnberg und Augsburg 
beſonders angeſehen, die beiden letzteren, wenn man von den Niederlanden abſieht, 
die vornehmſten Sitze deutſchen Gewerbfleißes. Daneben aber wucherten, beſonders 
in Oberdeutſchland, zahlreiche zwerghafte Gebilde, wie die wenige Tauſend Ein— 
wohner zählenden Reichsſtädte Kaufbeuren, Aalen, Wangen, Donauwörth, deren 
Unabhängigkeit ſich gelegentlich in blindem Uebermut des gemeinen Mannes, 
regelmäßig aber in zaghafter Haltung des Magiſtrates, der das Gut der Freiheit 
durch keine ſelbſtändige That auf die Probe ſtellen wollte, kund gab. 

Dem Range wie der Macht nach waren die Reichsſtädte den Fürſten nicht 
gleich; ſie ſelber bezeichneten ſich ihnen gegenüber als den geringeren Stand des 
Reiches. Aber noch viel geringer als ſie war eine vierte und letzte Gruppe 
kleiner Regenten, die man unter dem Namen des mittleren und niederen Reichs— 
adels zuſammenfaſſen mag. Unter der bunten Menge, welche dieſen Stand 
zuſammenſetzte, ſtanden in erſter Reihe die Grafen und Herren, ſowie die Prälaten 
des Reiches, jene der Zahl nach nicht ſehr weit von einem Hundert, letztere etwa 
ein halbes Hundert betragend. Man rechnete dieſelben wohl im weiteren Sinn 
zu den Fürſten, denn in der Verwaltung ihrer kleinen Lande hatten ſie im weſent— 
lichen dieſelbe Gewaltfülle wie jene, und in der Reichsregierung kam ihnen eine 
beſcheidene Mitwirkung neben den Fürſten zu. Allein da nur der eine oder 
andere — wie die Grafen von Oſtfriesland und Oldenburg — ein Gebiet vom 
Umfang eines kleinen Fürſtentums beſaß und da die Grafſchaften durch Erb— 
teilungen noch fortwährend zerſtückelt und verändert wurden, ſo konnte nur durch 
Verbindung der Einzelnen eine wirkliche Macht geſchaffen werden. Sich nach der 
landſchaftlichen Zuſammengehörigkeit zu vereinigen, war denn auch ein Ziel, 
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welches die Grafen in der erſten Hälfte des ſechzehnten Jahrhunderts verfolgten; 
und in der Mitte desſelben war ſo viel erreicht, daß ein dauernder Verband, 
bethätigt durch gelegentliche Zuſammenkünfte und gemeinſame Vertretung der 
Rechte und Intereſſen, beſonders auch durch gemeinſame Vertretung am Reichstag, 
die Grafen in Schwaben ſowie diejenigen der Wetterau nebſt ihren Nachbar— 
gebieten umſchloß, während ein weniger feſtes Band die fränkiſchen Grafen 
einigte, und noch loſer die Verbindung derjenigen war, die in den rheiniſchen und 
ſächſiſchen Landen wohnten. 

Dieſes ſelbe Streben, durch Verbindung ſich Kraft zu ſchaffen, kennzeichnete 
auch denjenigen Kreis, den wir zuletzt zu beachten haben, den niederen Reichsadel, 
oder die ſogenannte Reichsritterſchaft. Unter dieſem Namen begriff man eine 
Maſſe von Grundherren in den ſchwäbiſchen, fränkiſchen und oberrheiniſchen 
Gegenden, welche in Bezug auf ihre Perſon und ihre Herrſchaften unmittelbar 
unter der Obrigkeit des Kaiſers und der Reichsgerichte ſtanden. Ihre Herrſchaften 
waren allerdings nur zum Teil freies Eigentum oder kaiſerliches Lehen, zum 
großen Teil waren es Lehen benachbarter Fürſten; allein da ſie für Beſitzungen 
der letzteren Art in der Regel nur den Verpflichtungen ſich unterzogen, die aus 
dem Buchſtaben des Lehenrechtes hervorgingen, ſo waren ſie der Landeshoheit 
ihrer fürſtlichen Lehensherren nicht unterworfen. Die Zahl der Mitglieder dieſes 
niederen Adels iſt nur ungefähr zu ermitteln. Wenn man gegen Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts 14— 1500 reichsritterſchaftliche Herrſchaften annahm, 
welche zuſammen kaum einen Raum von 200 Quadratmeilen ausfüllten, ſo wird 
man für die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts nicht die durchſchnittliche Größe, 
wohl aber die Zahl jener winzigen Herrlichkeiten höher veranſchlagen dürfen, 
nicht nur weil damals noch die Elſäſſer Ritterſchaft hinzukam, ſondern auch weil 
ſeitdem viele ritterſchaftliche Lehen an die Fürſten heimgefallen ſind. Ihr ſelb— 
ſtändiges Fortbeſtehen ermöglichte die Reichsritterſchaft, indem ſie ſeit Ausgang 
des fünfzehnten Jahrhunderts ſich feſter zuſammenſchloß. Bis zur Zeit der 
Abdankung Karls V. hatte ſie es dahin gebracht, daß die ſchwäbiſche und die 
fränkiſche Ritterſchaft, jede in einem landſchaftlichen Verband mit Unterabteilungen 
und Hauptleuten, organiſiert war, während eine noch wenig ausgebildete Ver— 
bindung die rheiniſchen Ritter, ſowie diejenigen im Elſaß zuſammenhielt. 

Ueberſieht man die bisher aufgezählten Beſtandteile des Reiches, ſo erhält 
man das Bild einer höchſt ungleichartigen Maſſe von großen und winzigen 
Herrlichkeiten, von Fürſtentümern und Republiken. Einen verhältnismäßig ein— 
fachen Anblick bot noch die Oſthälfte, weil hier vorzugsweiſe der Sitz der großen 
Fürſtentümer war; die Weſthälfte dagegen, und von ihr wieder beſonders das 
oberdeutſche Gebiet, war der eigentliche Boden der Zerſtückelung, der bunten 
Miſchung und der zwerghaften Ausbildung von ſtädtiſcher, adelicher und fürſt— 
licher Herrſchaft. 

Wenn man aber fragt, welche Mittel die Reichsverfaſſung bot, um über 
dieſer Fülle von Regierungen Einheit des ſtaatlichen Lebens zu erhalten, ſo 
muß man zunächſt unterſcheiden zwiſchen den von alters her überkommenen und 
den durch die Verfaſſungsreform unter Maximilian I. und Karl V. neu begründeten 
Ordnungen. Zu den ererbten Einrichtungen, welche die kaiſerliche Autorität und 
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ſomit die Einheit der Regierung verbürgen ſollten, gehörte vor allem der Lehens⸗ 
verband. Mit geringen Ausnahmen galt die Regel, nach der die in dem Begriff 
des Fürſtentums oder der Grafſchaft zuſammengefaßten oder damit verbundenen 
Befugniſſe ſtaatlicher Verwaltung und Nutzung dem Inhaber nicht eigentümlich, 
ſondern als ein vom Kaiſer erteiltes Lehen zuſtanden. Eine Folge davon war, 
daß bei dem Eintritt ſowohl eines neuen Kaiſers als eines neuen Lehenserben 
der Akt der Belehnung wiederholt wurde: mit dieſem Akt wurde nicht allein 
anerkannt, daß die Fülle fürſtlicher Regierungsrechte doch nur ein Ausfluß aus 
der kaiſerlichen Vollgewalt ſei, es wurde zugleich durch den dabei abgelegten 
Treueid die von der Anſchauung der Jahrhunderte geheiligte Pflicht der Lehens— 
treue eingeſchärft; ein ſittliches Band wurde zwiſchen Herrn und Vaſallen 
geknüpft. Noch andere Bürgſchaften des kaiſerlichen Anſehens brachte das Lehens— 
verhältnis mit ſich. Vor allem, da die Reichslehen nur in der Blutsverwandt— 
ſchaft und in der Regel nur im Mannesſtamme vererbt wurden, trat die 
Gefahr des Heimfalls der Lehen oft genug nahe. Wollte man nun, um dieſer 
Gefahr vorzubeugen, die Lande für den Fall des Abgangs berechtigter Erben 
den weiblichen Nachkommen oder auch einem befreundeten Fürſtenhaus ſichern, 
jo bedurfte man dazu eines kaiſerlichen Privilegiums, d. h. der kaiſerlichen Gnade, 
die beſonders verdient werden mußte. 

Das Lehenweſen begründete alſo ein Verhältnis der Abhängigkeit zwiſchen 
Kaiſer und Fürſten. Eine noch ſtärkere Unterordnung der Reichsſtädte unter den 
Kaiſer war durch die Anſchauung bedingt, daß die Verfaſſung und das eigene 
Recht der Stadt auf ausdrücklicher oder ſtillſchweigender kaiſerlicher Gewährung 
oder Anordnung beruhe. Auf Grund dieſer Anſchauung ließen ſich die ſchwä— 
biſchen Reichsſtädte noch von Karl V. eine einſchneidende Aenderung ihrer Ver— 
faſſung gefallen. Sie kam jedesmal zum Bewußtſein, wenn Magiſtrat und 
Bürgerſchaft dem neuen Kaiſer den Eid der Huldigung ſchwuren, dieſer dagegen 
der Stadt ihre hergebrachten Rechte ausdrücklich beſtätigte. 

Der Grundſatz, der unter ſolchen Einrichtungen fortlebte, war, daß der 
Monarch die Quelle aller obrigkeitlichen Gewalt ſei, und daß die Inhaber der 
letzteren mit ihrem Haupte durch eine unverbrüchliche Pflicht der Treue verbunden 
ſeien. Aber freilich zwiſchen dem allgemeinen Grundſatz und der Bethätigung 
desſelben im einzelnen trat ein weiter Abſtand heraus. Wie die deutſche Reichs— 
regierung im Mittelalter, trotz der größten Leiſtungen für Bildung und Erhaltung 
einer allgemeinen europäiſchen Kultur, doch nach innen ihre Kräfte verhältnis— 
mäßig raſch abnutzte, ſo kam es gegen Ausgang dieſes Zeitalters dahin, daß eine 
nahezu vollſtändige Verwirrung darüber einriß, wie weit ſich denn eigentlich die 
Rechte des Kaiſers gegen die großen und kleinen Herren, und die Pflichten dieſer 
gegen Kaiſer und Reich erſtreckten. Die alte Verfaſſung, die darüber hätte 
Aufſchluß geben können, war in Vergeſſenheit geraten und unbrauchbar geworden, 
unter dem Eigenwillen der Reichsſtände und der Ohnmacht der Monarchie drohte 
die Wirkſamkeit der Reichsregierung recht eigentlich zu verſagen; der Untergang 
des Reiches mußte herankommen, wenn ſich das Staatsleben in der eingeſchlagenen 
Richtung weiter bewegte. Aber um es bis zu dieſem Ende kommen zu laſſen, 
dazu war doch das Bewußtſein der Nation von ihrer Zuſammengehörigkeit ſchon 
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zu kräftig entwickelt, das Gefühl der ſittlichen Verpflichtung, welches die Stände 
dem Kaiſer gegenüber erfüllte, zu mächtig, und jener Glaube an die Unzerſtör— 
barkeit des heiligen Reichs zu tief in die Gemüter eingedrungen: dieſelben Fürſten, 
deren Politik eine Reihe von Angriffen gegen den ſtaatlichen Zuſammenhalt des 
Reiches bildete, hätten doch den Gedanken der Zertrümmerung dieſes Staatsweſens 
als gottlos und aberwitzig von ſich gewieſen. 

Darum konnte es geſchehen, daß beim Beginn der neueren Zeit der Kaiſer 
und die Stände ſich in dem Beſtreben zuſammenfanden, eine Verfaſſung zu 
begründen, welche den Fortbeſtand des Reiches ermöglichte. Aber freilich bei der 
bis dahin vollzogenen Entwickelung des Verhältniſſes zwiſchen Kaiſer und Ständen 
konnte es auch wieder nicht ausbleiben, daß beim Verſuch, jenes Beſtreben zu 
verwirklichen, ſich die ſchärfſten Gegenſätze herausſtellten. Dem Kaiſer ſchwebte 
eine Reform der Verfaſſung vor, nach der die öffentliche Gewalt möglichſt von 
der Monarchie ausging und geleitet wurde; der Sinn der Stände ging darauf 
aus, den Mittelpunkt aller ſtaatlichen Wirkung möglichſt in ihre Geſamtheit zu 
verlegen. Nur durch mühſam errungenes Nachgeben beider Teile, beſonders 
des Kaiſers, kamen nach und nach die Beſtimmungen einer neuen Reichsverfaſſung 
zuſtande: ſie beginnen mit dem Wormſer Reichstag von 1495 und ſchließen ab 
mit der Reichsmünzordnung von 1559. Da die geſamte neuere Geſchichte des 
Reiches ſich in den Formen dieſer Verfaſſung bewegt hat, ſo iſt ein Ueberblick 
derſelben unentbehrlich. 

Die neue Verfaſſung fand eine Monarchie vor, deren Macht mit feſten 
Schranken umgeben war. Das Haupt des Reiches — der „erwählte römiſche 
Kaiſer“, wie er ſich nach Maximilian I. gleich nach der Wahl, und ſolange die 
päpſtliche Krönung ihm nicht zu teil geworden, nannte — überkam ſeine Würde 
nicht durch Erbgang, ſondern durch die einhellige oder Mehrheitswahl der Kur— 
fürſten. In der Geſetzgebung, bei der Auflage von Leiſtungen an Geld oder 
Truppen war er an die Zuſtimmung der geſamten Reichsſtände gebunden; feſte 
Einkünfte von nennenswertem Betrag hatte er nicht. Als ein wahres Grund— 
geſetz alter und neu eingeführter Beſchränkungen dieſes Monarchen ſtellte ſich in 
der Zeit der Verfaſſungsreform die Wahlkapitulation ein, welche zuerſt Karl V. 
nach ſeiner Wahl und vor ſeiner Krönung den Kurfürſten, mit Ausſchluß des— 
jenigen von Böhmen, beſchwören mußte, und welche fortan bei jeder Wahl, nicht 
ohne fortgehende Verbeſſerungen und Zuſätze, dem Erwählten zur Beſchwörung 
vorgelegt wurde. Hier ward die Errichtung neuer Zollſtätten, ſowie die Erhöhung 
der beſtehenden Zollſätze an die Zuſtimmung der Kurfürſten gebunden; die Zu— 
ſtimmung der Kurfürſten ſollte der Kaiſer einholen, wenn er heimgefallene ein— 
trägliche Reichslehen, ſtatt ſie für Rechnung des Reichs zu verwalten, neu 
verleihen wollte. Auf dem Gebiet der auswärtigen Politik ſollte er kein Bündnis 
im Namen des Reiches ſchließen ohne Genehmigung der Kurfürſten und keinen 
Reichskrieg erklären ohne Zuſtimmung der geſamten Reichsſtände oder mindeſtens 
der Kurfürſten. 

In den wichtigeren Angelegenheiten alſo der inneren wie der äußeren 
Politik war der Kaiſer an die Mitwirkung zweier Körperſchaften gebunden, der 
Kurfürſten und der Reichsſtände. Die Verſammlung der Kurfürſten — an deren 
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gemeinſamen Verhandlungen, mit Ausnahme der Kaiſerwahl, der König von 
Böhmen übrigens keinen Anteil nahm, wie er ja auch der Kurfürſtenvereinigung 
fern blieb — wurde nicht vom Kaiſer, ſondern vom Erzbiſchof von Mainz berufen; 
ihre Mitglieder hatten das Recht, auch ohne vorherige Anfrage beim Kaiſer, zu— 
ſammenzutreten und über wichtige Anliegen des kurfürſtlichen Kollegiums ſowie 
des geſamten Reiches zu beraten und zu beſchließen. 

Die andere Verſammlung, welche die geſamten Reichsſtände umfaßte, war 
der deutſche Reichstag. Dieſen zu berufen, ſtand wieder nicht einfach in des 
Kaiſers Macht; er mußte dazu erſt die Zuſtimmung der Kurfürſten einholen. 
War der Reichstag dann beiſammen, fo wurden ihm die Gegenſtände der Vers 
handlung in der kaiſerlichen Propoſition vorgetragen; zur Beratung derſelben 
ſonderte er ſich in die drei Räte der Kurfürſten, Fürſten und Reichsſtädte. Zu 
dem Kollegium der Fürſten ließ man die Grafen und nicht gefürſteten Prälaten 
zu, aber ſo, daß man von erſteren nur der Geſamtheit der Wetterauer und der 
ſchwäbiſchen Grafen je eine Stimme, den Prälaten überhaupt nur eine Geſamt⸗ 
ſtimme zugeſtand. Die Reichsritter hatten keinen Anteil. Ein gemeinſamer 
Beſchluß kam zuſtande, indem erſt in jedem einzelnen Kollegium die Mitglieder 
ſich einigten, hierauf zwiſchen dem Kurfürſten- und Fürſtenrat die Vereinbarung 
erzielt wurde, und beide ſich dann mit den Städten ins Einvernehmen ſetzten. 
Ob dabei das Gutachten der Städte das Gewicht einer entſcheidenden Stimme 
oder eines bloßen Ratſchlags habe, wurde von der Mehrzahl der Fürſten im 
letzten, von den Städten im erſten Sinne beantwortet. War aber ein Beſchluß 
ſämtlicher Reichsſtände erzielt, ſo wurde er dem Kaiſer als Antwort auf den 
betreffenden Punkt der Propoſition übergeben; in deſſen Hand lag es dann, anzu— 
nehmen oder zu verwerfen, oder durch halbes Annehmen und Verwerfen die 
Verhandlungen von neuem in Gang zu bringen. Eine raſche Erledigung der 
Geſchäfte war bei dieſer Ordnung natürlich ausgeſchloſſen. Was die Verhand— 
lungen vollends in die Länge zog, das war die im ſechzehnten Jahrhundert ſich 
befeſtigende Regel, daß die große Mehrzahl der mächtigen Kurfürſten und Fürſten 
nicht perſönlich erſchien, ſondern ſich durch Geſandte vertreten ließ. Die Voll— 
machten dieſer Geſandten waren vielfach in den wichtigſten Angelegenheiten 
beſchränkt und machten ein ſtetes Beſcheiderholen notwendig. 

Auf ſolche Weiſe war das Zuſammenwirken von Kaiſer, Reichstag und 
Kurfürſtentag geregelt. Indem es ſich nun weiter darum handelte, die laufende 
Staatsverwaltung, ſoweit eine ſolche über den Territorialregierungen thätig ſein 
konnte, zu kräftigen, faßte man hauptſächlich zwei Forderungen ins Auge. Die 
erſte Forderung ging auf die Begründung eines oberſten Reichsgerichtes, welchem 
die dreifache Aufgabe zu teil werden ſollte: als höchſte Inſtanz Berufungen in 
bürgerlichen Rechtshändeln von den Territorialgerichten anzunehmen, ſoweit 
nicht — wie das unbeſchränkt zu Gunſten der kurfürſtlichen Lande galt — Fürſten 
und andere Reichsſtände durch kaiſerliches Privileg für alle oder nur für geringere 
Prozeſſe das Recht der letzten Inſtanz erlangt hatten; ferner als eigentlich zuſtän— 
diges Gericht bei Zivilklagen unter und gegen unmittelbare Glieder des Reiches, 
ſowie in allen Fällen des Landfriedensbruches, mochten ſie von Reichsſtänden 
oder Unterthanen herrühren, zu erkennen; endlich als Wächter des Rechtes überall 
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einzugreifen, wo fürſtliche und ſtädtiſche Gerichte, auch die gegen die Appellation 
privilegierten, die Rechtſprechung verweigerten oder ungebührlich verſchleppten. 
Die zweite Forderung bezog ſich auf feſte Anſtalten zur Handhabung des Land— 
friedens: jegliche widerrechtliche Gewalt, mochte ſie von außen oder von innen 
kommen, jeder Widerſtand gegen die Entſcheidungen der Reichsjuſtiz ſollte mit 
ſtarker Hand niedergeſchlagen werden. 

Der erſten dieſer beiden Aufgaben entſprach das im Jahre 1495 errichtete 
und durch den Reichstag von 1555 endgültig geordnete Reichskammergericht. Ob 
dieſe Behörde ihre Gerichtsgewalt vom Kaiſer oder von Kaiſer und Ständen 
gemeinſam empfange, war eine der unergründlichen Streitfragen deutſcher Rechts— 
wiſſenſchaft; von wem fie thatſächlich abhing, zeigte ein Blick auf ihre Zuſammen⸗ 
ſetzung und Beaufſichtigung. Nach der Ordnung von 1555 beſtand das Gericht 
aus 24 Beiſitzern und einem Vorſitzenden, dem ſogenannten Kammerrichter. Von 
dieſen Perſonen ernannte der Kaiſer, in ſeiner Eigenſchaft als Kaiſer, den 
Kammerrichter, ferner zwei Grafen oder Herren, die als Senatspräſidenten 
verwandt wurden, und zwei weitere Beiſitzer. Von den übrigen 20 Aſſeſſoren 
wurden zwei durch den Kaiſer als Vertreter der burgundiſchen und öſterreichiſchen 
Fürſtentümer, ſechs durch die Kurfürſten mit Ausſchluß Böhmens und zwölf durch 
die Reichsſtände derjenigen ſechs Kreiſe ernannt, welche außerhalb der kurfürſt— 
lichen und öſterreichiſch-burgundiſchen Gebiete beſtanden. Vorwiegend alſo beſetzten 
die Reichsſtände das Gericht; von ihnen hing auch die Unterhaltung desſelben 
mittelſt regelmäßiger Beiträge ab, und ihnen fiel endlich die Beaufſichtigung mit— 
telſt der jährlichen Viſitationskommiſſionen zu. In dieſe Kommiſſionen verordneten 
regelmäßig der Kaiſer und der Kurfürſt von Mainz ihre Bevollmächtigten; zur 
Ernennung der übrigen Mitglieder oder zur perſönlichen Teilnahme wurden in 
feſter Reihenfolge immer ein Kurfürſt, zwei Fürſten, ein Graf, ein Prälat und 
eine Reichsſtadt berufen. Aufgabe der Kommiſſion war, das Verfahren des 
Gerichts und das perſönliche Verhalten ſeiner Mitglieder zu prüfen, rechtliche 
Zweifel zu löſen, Unordnungen zu rügen und abzuſtellen, endlich über die gegen 
kammergerichtliche Urteile eingelegten Rechtsmittel der Reviſion zu erkennen. 

Wenn ſo das neue Gericht ſeiner ganzen Wirkſamkeit nach vornehmlich 
auf den Reichsſtänden beruhte, ſo war das in noch höherem Maße bei denjenigen 
Einrichtungen der Fall, welche die Niederwerfung widerrechtlicher Gewalt verbürgen 
ſollten. Zu Grunde lag hier die Gliederung der Hauptmaſſe der Reichslande in 
zehn Kreiſe. In jedem Kreis lag die eigentliche Autorität in den Händen des 
von den kreisausſchreibenden Fürſten berufenen und geleiteten Kreistages, d. h. der 
Geſamtheit der zugehörigen Fürſten, Grafen und Herren, und Reichsſtädte. Aus 
der Wahl dieſer Stände gingen der Kreisoberſte und deſſen Zugeordnete hervor. 
Beide zuſammen hatten die geſetzlichen Maßregeln zur Erhaltung des Landfriedens 
zu treffen; ſie boten, wenn ein bewaffnetes Einſchreiten nötig war, die bewaffneten 
Kontingente der Kreisſtände auf. Reichten dann die Kräfte eines Kreiſes nicht 
aus, ſo wurden die Oberſten und Zugeordneten der zwei Nachbarkreiſe zur Hülfe— 
leiſtung aufgefordert, und dieſe Kreiſe konnten im Bedürfnisfall noch zwei weitere 
Kreiſe aufrufen. Wenn aber auch dieſe Macht nicht genügte, ſo wandten ſich 
Oberſter und Zugeordnete der fünf Kreiſe an den Erzbiſchof von Mainz: deſſen 
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Aufgabe war es, einen Ausſchuß ſämtlicher Reichsſtände, den ſogenannten 1 
deputationstag, in Frankfurt zu verſammeln, der dann ſämtliche Reichs esl 
aufbieten konnte. Und erft wenn dieſer Verſammlung die Mittel der Kreis⸗ 
verfaſſung nicht ausreichend erſchienen, kam die Sache an den Kaiſer, damit er 
den Reichstag berufe und mit ihm das Erforderliche beſchließe. e 

Dies waren die weſentlichen Beſtimmungen, welche, nachdem man ſich ein 
halbes Jahrhundert mit noch viel unvollkommneren Verſuchen abgemüht hatte, in 
der Reichsexekutionsordnung von 1555 niedergelegt wurden. Im Zuſammenhang 
teils mit ihr, teils mit der Notwendigkeit, die Wehrkräfte des Reiches für aus⸗ 
wärtige Kriege zu organiſieren, ſtand eine weitere Reform, die ſich auf das 
Militärweſen bezog. Da die mittelalterliche, auf dem Lehensverband beruhende 
Wehrverfaſſung gleich fo vielem anderen in Verfall und Vergeſſenheit geraten 
war, ſo boten ſich den Reichsſtänden zu einer neuen Kriegsverfaſſung zwei Wege 
dar: entweder man legte die Zahl und das Vermögen der Reichsangehörigen 
überhaupt zu Grunde und erhob nach gleichem Anſatz entweder Mannſchaft, oder 
Steuern zur Aufſtellung von Werbetruppen, oder man hielt ſich an die Stände 
und legte den einzelnen nach ihrem Vermögen die Stellung und Unterhaltung 
beſtimmter Kontingente auf. Bei dem erſteren Verfahren kam die ſtaatliche 
Einheit des Reiches, bei dem zweiten die Selbſtherrlichkeit der Stände zum Aus— 
druck, und zum Teil eben deshalb ſiegte am Ende das zweite Syſtem. 

Eine Regel zur Bildung des Reichsheers nach dieſem letzteren Verfahren 
gab die beim Wormſer Reichstag von 1521 verfertigte „Matrikel“, indem ſie 
die normale Stärke einer Armee auf 20 000 Mann zu Fuß und 4000 zu Pferde 
veranſchlagte und die Kontingente auf die einzelnen Reichsſtände verteilte. Von 
vornherein war dieſe Verteilung eine ſehr unvollkommene und wurde noch unvoll— 
kommener befolgt. Da auch die Bemühungen der folgenden Zeit, beſonders in 
den Jahren 1545 und 1551, nicht zu einer gründlichen Umgeſtaltung der Matrikel, 
ſondern nur zur Berichtigung einzelner Anſätze, und zwar vornehmlich zu Ermäßi— 
gungen führte, ſo konnten um die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts im beſten 
Fall kaum zwei Drittel der Anſätze eingehen. Dies hinderte jedoch nicht, daß 
man auf der einmal gewonnenen Grundlage weiter baute. Als der Regensburger 
Reichstag von 1541 auf ſechs Monate die Hälfte des normalen Reichsheers zur 
Verteidigung Ungarns und der öſterreichiſchen Lande gegen die Türken bewilligte, 
gedachte er, ſtatt der bunten Truppenkontingente die dreimonatlichen Unterhaltungs— 
koſten eines ganzen Reichsheers zu gewähren, mit welchem Gelde man dann eine 
geworbene Truppe beſolden konnte. Die monatlichen Koſten eines Reiters ſchlug 
man auf zwölf, die eines Fußknechtes auf vier Gulden an, fo daß ein Monat 
für das normale Reichsheer auf 128000 Gulden kam. Entſprechend den in der 
Matrikel aufgeführten Truppenkontingenten wurde dieſe Summe auf die einzelnen 
Stände verteilt. Man erhielt alſo in den ſogenannten Römermonaten feſte Steuer- 
ſätze, die ſich überall, wo Geldbeträge aufzubringen waren, verwenden ließen. Die 
Wormſer Matrikel wurde zur Norm für Geld- wie für Truppenleiſtungen. 

Und nicht nur für das Reich im ganzen war ſie maßgebend. Da die Exe— 
kutionsordnung von den Kreisſtänden die Stellung bewaffneter Kontingente erheiſchte, 
ſo hielt man ſich auch hier an die Anſchläge der Matrikel: Oberſter und Zuge— 
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ordnete durften in ihrem Aufgebot von einem Viertel bis zum vollen Betrag 
des normalen Anſatzes gehen; der Deputationstag erhielt das Recht, über dieſen 
Anſatz hinauszugehen. 

So viel über die wichtigſten Reformen, mittelſt deren das Reich ſeine Kräfte 
zu ſammeln und ſein und ſeiner Angehörigen Recht nach innen wie nach außen 
zu ſchützen ſuchte. Beachtet man, wie die neuen Einrichtungen überall auf 
dem freien Zuſammenwirken des Kaiſers und der Reichsſtände beruhten, und 
fragt man, welche Befugniſſe dem Kaiſer außerdem für ſich allein und zu ſelb— 
ſtändiger Ausübung verblieben, ſo wird man, abgeſehen von den aus dem Lehens— 
verband entſpringenden Rechten, vor allem ſeine Befugniſſe auf dem Gebiet der 
Reichsjuſtiz ins Auge faſſen müſſen. Noch mit der Lehensherrlichkeit des Kaiſers 
hing es zuſammen, daß diejenigen Prozeſſe, in denen es ſich um endgültige Zu— 
oder Aberkennung von Fürſtentümern, Grafſchaften und ſonſtigen Lehen des Reiches 
handelte, dem Kammergericht entzogen und dem Kaiſer vorbehalten blieben. Nicht 
minder wurde die Strafgerichtsbarkeit über Reichsunmittelbare dem Kaiſer über— 
laſſen, nur daß auf dem hier vornehmlich in Betracht kommenden Gebiet der 
Landfriedensbrüche das Kammergericht mit ihm konkurrierte. Von da aus ging 
aber Theorie und Praxis des kaiſerlichen Hofes weiter: Maximilian J. wie ſeine 
Nachfolger wollten ſich ihrer oberſten Gerichtsbarkeit durch Uebertragung derſelben. 
an das Kammergericht nicht entäußert haben; ſie wahrten ſich das Recht einer 
mit dieſem Gericht überall konkurrierenden, wenn auch nur ausnahmsweiſe ein— 
greifenden Jurisdiktion. Die Formen, in denen ſie dieſelbe ausübten, waren 
zunächſt ſchwankend; aber die Hofratsordnung Ferdinands J. von 1559 rief in dem 
Reichshofrat ein feſtes Kollegium ins Leben, welches den doppelten Charakter eines 
Staatsrats und eines oberſten Reichsgerichtes trug. Vom Kammergericht unterſchied 
ſich dies zweite Reichsgericht durch ſeine völlige Abhängigkeit vom Kaiſer: fein 
Präſident und ſeine Räte wurden lediglich vom Kaiſer ernannt und beaufſichtigt; 
traten bei ihren Verhandlungen wichtige Meinungsverſchiedenheiten hervor, oder 
ergab ſich bei der Abſtimmung nur eine geringe Majorität, ſo ſollten ſie kein 
Urteil fällen, ſondern ihre Anſichten dem Kaiſer zur Entſcheidung vorlegen. 

Die Lehenshoheit und eine bei ihrem ſchwierigen Verhältnis zum Kammer— 
gericht vielfach ſchwankende Gerichtshoheit waren alſo die wichtigſten dem Kaiſer 
vorbehaltenen Rechte. Es iſt klar, daß ſolche Befugniſſe nicht ausreichten, um 
dem Kaiſer über der Maſſe der Reichsſtände eine zuſammenhaltende Macht zu 
gewähren. Es iſt aber auch nicht minder klar, daß jenes freie Zuſammenwirken 
des Kaiſers und der in ihren Beſtrebungen und Mitteln ſo verſchiedenartigen 
Reichsſtände, auf welches die reformierte Verfaſſung im übrigen hinwies, durchaus 
nicht die Bürgſchaft einer raſchen und nachdrücklichen Wirkſamkeit mit ſich führte. 
Die Formen der Reichsverfaſſung waren loſe und ſchwerfällig. Und wenn man 
über die Formen hinaus auf den geſamten Wirkungskreis blickt, der für die 
öffentliche Gewalt des Reiches abgegrenzt war, ſo ergibt ſich das faſt noch ſchwerer 
wiegende Urteil, daß die Zwecke der ſtaatlichen Thätigkeit des geſamten Reiches 
eng und ärmlich beſchränkt waren. Unter dieſen Umſtänden iſt die Frage doppelt 
wichtig, ob der Geiſt, der dieſe Formen erfüllte, geeignet war, die Kräfte des 
deutſchen Staatsweſens enger zu verbinden und auf große gemeinſame Ziele zu 
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lenken. Zur Beantwortung dieſer Frage iſt es nötig, die Politik zu betrachten, 
welche das Haupt des Reiches vor der Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts ver— 
folgte, und die Stellung, welche die Reichsſtände zu derſelben einnahmen. 

Bevor die Kurfürſten im Jahre 1519 den König Karl von Spanien zum 
Kaiſer wählten, trat ihnen unter anderem das Bedenken in den Weg, daß ihre 
Vorfahren, um die Monarchie nicht zu ſtark werden zu laſſen, bei den aufeinander⸗ 
folgenden Kaiſerwahlen zwiſchen verſchiedenen Fürſten- oder Grafenhäuſern 
abgewechſelt hatten. Der gegenwärtige Kandidat war Sprößling des Hauſes 
Oeſterreich, aus dem ſeit der Wahl Albrechts II. ſchon drei Fürſten nacheinander 
zum Kaiſertum berufen waren, ſeine Erhebung mußte alſo zur Befeſtigung einer 
thatſächlichen Erblichkeit der Krone dienen. Indes ſolche Bedenken, die nach dem 
Ausgang Rudolfs J. und Heinrichs VII. entſcheidend geweſen, hatten damals 
ihre alte Kraft verloren; die Freiheit der Kurfürſten und Reichsſtände war 
inzwiſchen allzu gut geſichert, als daß ſie ſo leicht hätte gefährdet werden können, 
und andererſeits die Kraft des Kaiſertums war zu tief geſchwächt, als daß es 
ohne die Beihülfe einer ſtarken Hausmacht hätte beſtehen können. Eben der Beſitz 
der gewaltigen öſterreichiſchen Hausmacht erſchien als ein Grund, der zu Gunſten 
des Königs Karl ſprach. 

Aber freilich, wenn die Unterlage einer eigenen Fürſtenmacht für das 
Kaiſertum unentbehrlich erſchien, ſo war dieſe Verbindung bei dem Neuerwählten 
in einem für die deutſchen Fürſten doch beängſtigenden Umfang gegeben. Karl 
mit ſeinem Bruder Ferdinand zuſammen erbte im Reich die von dem burgun— 
diſchen und öſterreichiſchen Haus zuſammengebrachten Lande: die öſterreichiſchen 
Gebiete, mit fünf Herzogtümern und drei Grafſchaften den Südoſten des Reiches 
erfüllend und von da mit den vorderöſterreichiſchen Landen den ſchwäbiſchen Kreis 
bis ins Elſaß hinein durchſetzend, die burgundiſchen Gebiete, beinahe den ganzen 
Weſtrand des Reiches umfaſſend, nach der Zählung, die Karl V. im Jahre 1548 
aufſtellte, aus fünf (richtiger vier) Herzogtümern, acht Grafſchaften, einer Mark— 
grafſchaft und neun Herrſchaften beſtehend. Jede dieſer beiden Ländergruppen 
übertraf weitaus die größten der ſonſt beſtehenden Fürſtentümer, beide zuſammen 
begründeten eine Macht, von der getrennt, allerdings ein ſelbſtändiges Kaiſertum 
nicht hätte beſtehen können. Aber die ganze Eigenart dieſer Fürſtenmacht zeigte 
ſich erſt in ihrer Verbindung mit außerdeutſchen Landen. Ferdinand erwarb zu 
den öſterreichiſchen Herrſchaften die Lande der böhmiſchen und ungariſchen Krone, 
von denen nur die erſteren — mit Ausnahme Schleſiens — in den Verband des 
deutſchen Reiches gehörten; Karl beherrſchte außerhalb Deutſchlands das Königreich 
Spanien, zu deſſen Nebenreichen ebenſowohl Süditalien, wie die unermeßlichen 
Gebiete in dem neuentdeckten Weltteil gehörten. In ſolcher Ausdehnung bildeten 
die Lande der beiden Brüder für ſich ſchon ein Weltreich; und indem nun dem 
älteren von ihnen die Kaiſerkrone zu teil ward, geſellten ſich die alten Rechts⸗ 
anſprüche kaiſerlicher Weltherrſchaft zu ganz neuen Mitteln ihrer Verwirklichung. 

In der That war Karl V. von dem Ehrgeiz erfüllt, das Haupt der 
Chriſtenheit zu ſein. Die Kräfte ſeiner zerſtreuten Reiche unter ſtraffer Herrſchaft 
zu einigen, um dann als der große Ordner unter den chriſtlichen Staaten auf— 
zutreten und deren geeinte Macht gegen die vordringenden Osmanen zu führen —, 
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der anderen univerſalen Macht der Chriſtenheit, dem Papſttum und der katholiſchen 
Hierarchie, zur Seite zu treten, um, halb dienend, halb herrſchend, die gärenden 
Elemente in der Kirche durch die erſehnte Reform derſelben zu beruhigen und 
das Chriſtentum über die neue Welt zu verbreiten: das waren die Gedanken, 
die den Geiſt des großen Herrſchers erfüllten und ſeinen Sinn ſtets auf die 
allgemeinen Angelegenheiten der chriſtlichen Völker, ſowie auf das Bedürfnis 
immer neuer, unbegrenzter Machterweiterung gerichtet hielten. 

Aber welch eine Gewalt des Widerſtandes trat dieſem Gedanken der Welt— 
herrſchaft entgegen! Die Verbindung Spaniens mit Oeſterreich, die Ausbreitung 
der Macht dieſer vereinigten Häuſer über Italien, Burgund und das deutſche 
Reich erzeugte in der franzöſiſchen Politik das Bewußtſein, daß die Minderung 
dieſer Macht, die Erweiterung des franzöſiſchen Staatsgebietes und Einfluſſes 
über die Grenzen, welche die ſpaniſch-öſterreichiſche Herrſchaft um Frankreich 
gezogen hatte, eine Lebensfrage des Königtums und der Nation ſei. In den 
vier großen Kriegen des Königs Franz I. gegen Karl V. begann das Ringen 
Frankreichs gegen die ſpaniſch-öſterreichiſche Uebermacht. Gleichzeitig rief die 
Ausbreitung der öſterreichiſchen Herrſchaft über Ungarn den Widerſtand der 
Osmanen wach. Die Anſprüche des Fürſten Johann Zapolya von Siebenbürgen 
auf die ungariſche Krone benutzend, den Fürſten ſelber der türkiſchen Schutzhoheit 
unterwerfend, begann Sultan Soliman II. die Reihe der Türkenkriege gegen 
das Haus Oeſterreich, deren nächſtes Ziel die Einverleibung Ungarns in das 
Türkenreich war. Beide Gegner des Hauſes Spanien-Oeſterreich, Frankreich und 
die Osmanen, traten ſeit 1536 in enge diplomatiſche Beziehungen. Frankreich 
ſuchte fortan ſeinen Gegner empfindlicher zu treffen, indem es die Mitwirkung der 
osmaniſchen Streitkräfte zu Land und zur See, gegen Karl und gegen Ferdinand 
aufrief. 

Viel zu weit würde es führen, wollten wir den Verlauf dieſer Verwicke— 
lungen näher verfolgen. Aber nötig iſt es, eine dritte Richtung des Widerſtandes 
gegen die kaiſerliche Politik ins Auge zu faſſen, welche nicht, wie jene anderen 
Gegenſätze, von auswärts kam, ſondern in Deutſchland ſich erhob und, ſo tief 
ſie auch ins öffentliche Leben der geſamten Chriſtenheit eingriff, doch ihre unmittel— 
barſten Wirkungen auf Deutſchland erſtreckte: die kirchliche Umwälzung nämlich 
des ſechzehnten Jahrhunderts. Die Gründe, Ziele und Ergebniſſe dieſer Bewegung, 
ſoweit ſie auf dem kirchlichen Gebiete liegen, werden uns im letzten Kapitel dieſer 
Einleitung beſchäftigen; hier, wo es auf die politiſchen Verhältniſſe ankommt, 
gehen wir, ohne weiter zurückzugreifen, von der gewaltigen Thatſache aus, daß die 
Reformatoren den Plan einer Umgeſtaltung der Lehre und des Gottesdienſtes, der 
Verfaſſung und Disziplin der Kirche verfolgten, und daß, indem ein Teil der 
Reichsſtände die Umgeſtaltung in ihren Gebieten durchführte, der große Gegenſatz 
einer katholiſchen und proteſtantiſchen Partei entſtand: die Frage iſt, wie ſich 
Karl V. zu dieſem Gegenſatz ſtellte. Von Anfang an trat er mit dem harten 

„Grundſatz, daß prinzipielle Abweichungen von der Lehre der katholiſchen Kirche 
und der Autorität ihrer Hierarchie mit Gewalt zu unterdrücken ſeien, der kirch— 
lichen Neubildung entgegen. Und indem er nun ſeine Macht gegen die empor— 
kommende proteſtantiſche Partei wandte, entitanden ihm neue Kämpfe, in denen 


92 Erſtes Buch. Erſter Abſchnitt. 
ſich ſeine deutſchen und außerdeutſchen Feinde in wechſelnden a 
zuſammenfanden. Nicht den Verlauf dieſer Kämpfe haben wir hier zu betrach ey 
wohl aber die Folgen, welche fie für die Verfaſſung des Reiches und die inner⸗ 
halb dieſer Verfaſſung lebenden Grundſätze und Beſtrebungen nach ſich zogen. 

Als Karl V. ſeine Regierung antrat, kam ihm ein mächtiger Zug der 
öffentlichen Meinung entgegen, der ſtraffere Einheit des Reiches mittelſt Stärkung 
der monarchiſchen Gewalt verlangte. Die Vorkämpfer dieſes Gedankens waren 
die deutſchen Humaniſten mit ihren Reden und Flugſchriften, ihren hiſtoriſchen 
und ſtaatsrechtlichen Erörterungen. Wie nun aber der Kaiſer den Proteſtantismus 
und als die Vertreter desſelben die proteſtantiſchen Stände bekämpfte, führte der 
Gang des Streites dahin, daß alle, welche der Reformation Erfolg wünſchten, 
fortan dem Kaiſer hauptſächlich ſeine Beſchränkungen, den Reichsſtänden aber 
das volle Maß ihrer Freiheiten und Rechte zu wahren ſtrebten. Der Strom der 
herrſchenden Meinung wurde alſo geteilt, und die ſo entſtandenen Gegenſätze 
wurden um ſo ſchärfer und feſter, daß ſich bald zwiſchen dem Kaiſer und den 
Ständen eine Reihe beſonderer Streitfragen über ihre beiderſeitigen Rechte 
erhoben. Dieſe Streitigkeiten begannen, als der Kaiſer, unterſtützt von der katho⸗ 
liſchen Majorität, die kirchlichen Neuerungen durch Reichsgeſetze zu hemmen ſuchte. 
Die proteſtantiſchen Stände verteidigten ſich dagegen, indem ſie den Grundſatz 
aufſtellten, daß zum Erlaß von Reichsgeſetzen im Falle eines Diſſenſes der Reichs— 
ſtände keineswegs überall, am wenigſten in Religionsſachen, die bloße Majorität 
der Abſtimmenden genüge; ſie gingen weiter, indem ſie zum Schutze ihrer kirch— 
lichen Neuerungen das ſchmalkaldiſche Bündnis abſchloſſen. Derartige Bündniſſe 
waren an ſich nichts Neues; ſeit undenklichen Zeiten waren ſie die eigentliche 
Form, in der die Eigenmacht der Reichsſtände gegenüber der ſtaatlichen Einheit 
des Reiches ihren Ausdruck fand: in ihnen trat der Bundesſchutz ſelbſtändig neben 
den Reichsſchutz, die Organiſation der Bundesſtreitkräfte ſtellte ſich der Reichs— 
kriegsverfaſſung entgegen, in Verhandlungen und Verträgen mit einheimiſchen 
und auswärtigen Mächten entfaltete ſich eine eigene auswärtige Politik; und je 
mächtiger die Bundesgenoſſen, je bedeutſamer die Bundeszwecke waren, um ſo 
tiefer griffen die Bündniſſe in die deutſchen Angelegenheiten ein. Das Recht zum 
Abſchluß ſolcher Einigungen leiteten die Reichsſtände aus einer Satzung der 
Goldenen Bulle ab, welche die zur Erhaltung des Landfriedens, alſo zur Abwehr 
widerrechtlicher Gewalt, von Fürſten und Städten geſchloſſenen Verbindungen 
von ihrem ſonſtigen Verbot der Bündniſſe ausnahm; ja, ſelbſt zu Gunſten der 
Vereinigungen mit fremden Mächten konnte man einen Satz des Reichsabſchieds 
von 1495 anführen, der dieſelben nicht unbedingt, ſondern nur, wenn ſie dem 
Reiche Nachteil drohten, verbot. 

Dem Vorgehen der proteſtantiſchen Reichsſtände gegenüber war Karl V. 
keineswegs geſonnen, das Bündnisrecht einfach zu leugnen; er war vielmehr bereit, 
Einigungen der Reichsſtände ſelber zu befördern, vorausgeſetzt nur, daß ſie mit 
der Genehmigung des Kaiſers geſchloſſen wurden und den Zwecken der kaiſerlichen 
Politik dienſtbar waren. Erſt deshalb, weil die Schmalkaldener dasjenige als 
geſetzlich verteidigten, was er als rechtswidrig verwarf, weil ſie mit auswärtigen 
Mächten in Beziehung traten, die ihm feindſelig gegenüberſtanden, betrachtete er 
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den Bund als unerlaubt: ihn zu ſprengen, war die nächſte Abſicht des Schmal— 
kaldener Kriegs. Als aber ſo das Verhältnis zwiſchen Karl und den verbündeten 
Proteſtanten zum offenen Bruche trieb, ſchritten dieſe wieder vom Proteſt gegen 
die ihnen feindlichen Reichsgeſetze und von der Rechtfertigung ihres Bundes zu 
dem noch kühneren Satz vom Rechte des Widerſtandes fort. Nicht daß ſie eine 
Erhebung der eigentlichen Unterthanen gegen die Obrigkeit gebilligt hätten — in 
der Hinſicht ſtimmten ſie ihren Theologen völlig bei, wenn dieſelben die Pflicht 
des leidenden Gehorſams aus dem Neuen Teſtament ableiteten —, aber fie wieſen 
darauf hin, wie der Kaiſer an die Geſetze des Reiches gebunden ſei, wie er zu 
deren Beobachtung durch einen Eid, den er den Kurfürſten auf die Wahlkapitulation, 
dem ganzen Reich bei ſeiner Krönung geſchworen habe, verpflichtet ſei: wenn er 
dieſe Geſetze breche, ſo ſtehe ihm nicht die Unverantwortlichkeit jener Tyrannen zu, 
die in ſich alle Staatsgewalt vereinigen; als Teilnehmer der öffentlichen Gewalt 
habe er vielmehr neben ſich die Reichsſtände, und dieſe, als die nächſte Obrigkeit des 
gemeinen Mannes, ſeien verpflichtet, ihre Untergebenen gegen den Mißbrauch der 
kaiſerlichen Gewalt zu ſchützen. Ein Recht des Widerſtandes gegen den Kaiſer wurde 
alſo den Reichsſtänden als der unteren Obrigkeit gegen die höhere zugeſprochen. 

Wenn nun die Proteſtanten zur Rechtfertigung ihres Widerſtandes dem 
Kaiſer vorwarfen, daß er das Recht des Reiches breche, ſo dachten ſie zunächſt 
an das göttlich gewährleiſtete Recht, die wahre Religion zu bekennen; im Fortgang 
der Konflikte wußten ſie jedoch eine lange Reihe noch anderer Rechtsbrüche nach— 
zuweiſen. Der Kaiſer hatte in ſeiner Kapitulation zugeſagt, keine fremden Truppen 
eigenmächtig auf des Reiches Boden zu führen, es ſei denn daß das Reich oder 
der Kaiſer des Reiches wegen angegriffen werde. Wenn nun Karl die Schmalkaldener 
beſiegte, indem er Deutſchland mit ſpaniſchen und italieniſchen Truppen überzog, 
ſo erblickten die proteſtantiſchen Stände darin einen Bruch ſeines Gelöbniſſes. 
Ein anderer Artikel der Kapitulation verpflichtete den Kaiſer, die Aemter des 
Reiches nur mit Angehörigen der deutſchen Nation zu beſetzen: wenn Karl Staats- 
männern ſpaniſcher und franzöſiſcher Zunge einen maßgebenden Einfluß wie auf 
ſeine allgemeine Politik, ſo auch auf die Angelegenheiten des Reiches einräumte, 
ſo betrachteten die opponierenden Stände dies als einen zweiten Bruch ſeiner 
Verpflichtungen. Ein dritter Satz der Kapitulation legte ihm auf, anſehnliche 
Lehen des Reiches, die erledigt würden, nicht weiter zu verleihen, ſondern zum 
Vorteil des Reiches zu verwalten: im Widerſpruch damit ſah man ihn die 
Lande des Bistums Utrecht ſeinen burgundiſchen Gebieten einverleiben und das 
Herzogtum Mailand ſeinem Sohn Philipp verleihen. 

In ſolchen Beſchwerden der proteſtantiſchen Stände offenbarte ſich ein tiefer 
Gegenſatz zwiſchen ihnen und dem Kaiſer über das öffentliche Recht des Reiches. 
Noch tiefer wurde der Zwieſpalt, da die Frage hinzutrat, ob die gewaltige Haus— 
macht des Kaiſers dem Recht und Wohl des Reiches dienlich oder gefährlich ſei. 
Bei der Wahl Karls V. hatte der Gedanke vorgewaltet, das Kaiſertum bedürfe 
der Unterlage einer ſtarken Hausmacht. Jetzt aber, im Zuſammenhang mit 
jenen Beſchwerden, jedoch weit über die proteſtantiſchen Kreiſe hinausgehend, 
erhob ſich die Sorge, daß die habsburgiſche Weltmacht, bei ihren ſchweren Kriegen 
mit Frankreich und den Türken, dem Reich unerträgliche Opfer für fremde Zwecke 
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auflege, und vor allem, daß ſie die Selbſtändigkeit der deutſchen Reichsſtände bedrohe. 
Das Selbſtgefühl der Nation wurde gereizt durch die Verbindung Deutſchlands 
mit Spanien, durch die Behandlung deutſcher Angelegenheiten nach dem Willen 
ſpaniſcher Staatsmänner und Gewiſſensräte. 

So vervielfältigten ſich die Gegenſätze zwiſchen Karl V. und den Reichs- 
ſtänden; die Löſung derſelben erfolgte in verheerenden Kriegen. In dieſen 
Kämpfen iſt es dem Kaiſer gelungen, bis zum Schluß ſeiner Regierung eine 
gefürchtete Machtſtellung zu behaupten; aber das Hauptziel ſeiner Reichspolitik, 
die Unterwerfung der Proteſtanten unter ſein Gebot und unter die Herrſchaft 
der katholiſchen Kirche, hat er nicht erreicht. Man weiß, wie im Jahre 1552 
der Kurfürſt Moritz mit ſeinen Verbündeten die Anfänge der katholiſchen Reſtau— 
ration des Kaiſers in Trümmer warf, und wie er, die kirchlichen Forderungen 
der proteſtantiſchen Stände mit ihrer politiſchen Oppoſition verbindend, die Anklagen 
gegen den Kaiſer wegen Verletzung der Rechte und Intereſſen des Reiches ſich zu 
eigen machte. Die Folgen ſeines Sieges waren in kirchlicher Hinſicht der Religions— 
friede, in politiſcher Beziehung die Abdankung Karls V. und, bei dem Eintritt 
Ferdinands I. in die Regierung, ein neuer Geiſt im Staatsleben des Reiches. 

Beſtimmter noch als früher ſchied ſich jetzt in allen Fragen, die des Reiches 
Recht und Intereſſen betrafen, eine kaiſerliche und eine reichsſtändiſche Auffaſſung, 
und entſchiedener als vorher erlangte die letztere das Uebergewicht. Nicht nur die 
proteſtantiſchen Stände, auch mächtige katholiſche Fürſten wachten fortan mit reger 
Eiferſucht über ihren Befugniſſen. Als die Wortführer der deutſchen Nation 
waren zu Anfang des Jahrhunderts jene humaniſtiſchen Publiziſten aufgetreten, 
mit ihrem ſtürmiſchen Ruf nach Einigung des Reiches und Stärkung der Monarchie. 
Jetzt ſprachen das entſcheidende Wort die Juriſten und Staatsmänner an den 
Höfen der Fürſten, und die ſtanden meiſtens feſt auf dem Boden der reichs— 
ſtändiſchen Rechte. Wie weit ſich dieſe Rechte dem Kaiſertum gegenüber erſtreckten, 
dafür boten die Erklärungen der proteſtantiſchen Oppoſition in ihren Konflikten 
mit Karl V. die weiteſtgehenden Normen. Und da nun gerade ein tiefblickender 
Geſchichtſchreiber, Johannes Sleidanus, dieſe Kämpfe in einer die Auffaſſung der 
nächſten Zeit beherrſchenden Darſtellung beſchrieb und dabei die für den Rechts— 
ſtandpunkt beider Parteien wichtigen Schriften und Streitreden in verjtindnis- 
vollen Auszügen wiedergab, ſo erhielten die folgenden Geſchlechter in ſeinem 
Geſchichtswerk ein kurz gefaßtes und viel benutztes Lehrbuch der ſtändiſchen Frei— 
heiten. Gleich im Anfang dieſes Werkes, in einer dem Kurfürſten von Mainz 
in den Mund gelegten Rede, las man den fortan unaufhörlich angeführten, 
verteidigten oder beſtrittenen Ausſpruch, daß die Verfaſſung des deutſchen Reiches 
nicht ſo ſehr eine monarchiſche als eine ariſtokratiſche ſei. 

Aber dieſe Aenderungen im Geiſte des deutſchen Staatslebens erfolgten 
nicht, ohne daß gleichzeitig das Reich in ſeinem äußeren Zuſammenhalt eine 
ſchwere Schädigung erlitt. Um ſie zu verſtehen, müſſen wir nochmals auf die 
Pläne Karls V. zurückgehen. In der Zeit als der Kaiſer den ſchmalkaldiſchen 
Bund niedergeworfen hatte, und die ſtolzeſten Ziele ihm erreichbar ſchienen, ſuchte 
er die Dauerhaftigkeit ſeiner Politik durch die dauernde Verbindung der ſpaniſch⸗ 
öſterreichiſchen Macht mit dem römiſchen Kaiſertum zu ſichern. Einer derartigen 
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Verbindung ſtand nun der Umſtand entgegen, daß infolge der Länderteilung 
zwiſchen Karl und ſeinem Bruder Ferdinand, bei welcher dem erſteren die ſpaniſch— 
burgundiſchen, dem letzteren die deutſch⸗öſterreichiſchen Lande zugefallen waren, 
die habsburgiſche Macht in zwei Ländermaſſen, und das habsburgiſche Haus in zwei 
Linien geſchieden war. Aber der Kaiſer vermeinte, die beiden Herrſcherhäuſer wie 
eine einzige Macht zuſammenhalten zu können, wenn er mittelſt künſtlicher Ver— 
einbarungen dafür ſorgte, daß dem jeweiligen Inhaber der Kaiſerkrone aus der 
einen Linie das Haupt des anderen Hauſes als deſignierter Nachfolger, als römiſcher 
König, zur Seite ſtehe, wenn alſo die Nachfolge im Kaiſertum zwiſchen beiden Linien 
abwechſele. Es war dies ein Plan, in dem das Streben nach Beherrſchung des 
Reiches mit den Mitteln einer übergewaltigen Hausmacht, nach Verbindung Deutſch— 
lands mit fremden Reichen ſeinen Höhepunkt fand. Ebendeshalb wurde er in die 
Anklagen des Kurfürſten Moritz gegen den Kaiſer als eine der ſchwerſten eingereiht, 
und deshalb mußte er, als Karl beſiegt wurde, vor allem zu Boden fallen. Als 
ein Reſt des ganzen Unternehmens blieb nur die ſchon im Jahr 1531 vollzogene 
Wahl Ferdinands zum römiſchen König übrig, die nun aber, für ſich allein und 
ohne die vom Kaiſer beabſichtigten weiteren Feſtſetzungen, lediglich den Ueber— 
gang des Kaiſertums von der ſpaniſchen auf die deutſche Linie des Hauſes Habs— 
burg bedeutete: ein Uebergang, der bei der feindlichen Stimmung der Reichs— 
ſtände gegen den ſpaniſchen Einfluß als ein dauernder angeſehen werden mußte. 

Durch dieſe Vereitelung der kaiſerlichen Succeſſionspläne erhielt nun aber 
eine andere Anordnung Karls V. erſt ihre volle verderbliche Rückwirkung auf 
die Macht des Reiches. Zur Nachfolge Karls nämlich in den ihm zuſtehenden 
Erblanden war ſein einziger Sohn Philipp berufen. Auf ihn ſollte die ſpaniſche 
Monarchie mit ihren Nebenlanden übergehen; ihm waren von den Beſtandteilen 
des Reiches die burgundiſchen Niederlande und dazu das neu gewonnene Herzogtum 
Mailand zugedacht. In der Abſicht, dieſe Gebiete zu einem ſelbſtändigen Ganzen 
zu verbinden, hielt der Kaiſer es für zweckmäßig, die Unterordnung der zum 
Reich gehörigen Teile beinahe völlig aufzuheben. Hinſichtlich Mailands fand er 
dieſe Loslöſung im weſentlichen ſchon vollzogen, das Verhältnis der burgundiſchen 
Niederlande aber ließ er durch ein beſonderes Reichsgeſetz, den ſogenannten 
burgundiſchen Vertrag von 1548, regeln. Es wurden durch dieſen Vertrag die 
niederländiſchen Provinzen als ein im weſentlichen unabhängiger Staat anerkannt, 
deſſen Selbſtändigkeit nur durch einzelne in den Beziehungen zum Reich geltende 
Pflichten und Rechte beſchränkt wurde: verpflichtet wurden die Provinzen, zu den 
vom Reichstag bewilligten Steuern an Geld und Truppen das Doppelte, und bei 
einem Reichskrieg gegen die Türken das Dreifache des auf die einzelnen Kurfürſten— 
tümer gelegten Anſchlags zu leiſten; verpflichtet blieben ferner die als reichslehenbar 
anerkannten Teile zur Unterwerfung unter die Lehenshoheit des Kaiſers. Dagegen 
übernahm das Reich die Verbindlichkeit, die Lande und ihren Regenten zu be— 
ſchützen und dem Haupt derſelben Sitz und Stimme am Reichstag, wie auch an 
den Deputationstagen und in den Kreisverſammlungen zu gewähren. Beiderlei 
Gebiete wurden endlich zu gegenſeitiger Beobachtung des Landfriedens verpflichtet. 

Die Rechnung des Kaiſers bei dieſen Abmachungen war, daß die Niederlande 
den Schutz des Reiches genießen und doch von der ſtaatlichen Verbindung mit 
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demſelben im weſentlichen gelöſt werden ſollten. Allein die Reichsſtände, ſobald 
die Macht des Kaiſers nicht mehr auf ihnen laſtete, ſtellten eine Gegenrechnung 
auf. Die Pflicht zum Schutz der Niederlande war ihnen wegen deren fort— 
währender Bedrohung von ſeiten Frankreichs ſeit lange höchſt widerwärtig; daß 
ſie dieſelbe aber noch anerkennen ſollten, nachdem die Lande von der Unter— 
werfung unter die Geſetze und die Gerichtsbarkeit des Reiches gelöſt waren, ſchien 
ihnen unerträglich. In der Abſicht alſo, die Verteidigung der Niederlande gegen 
widerrechtliche Gewalt, mochte ſie von außen oder vom Innern des Reiches 
kommen, ) abzulehnen, ſchoben fie in die Exekutionsordnung von 1555 einen 
Satz ein, kraft deſſen dieſe Ordnung nur denjenigen Ständen zu gute kam, die 
ſich in Landfriedensſachen der Gerichtsbarkeit des Kammergerichts unterwarfen. 
Man hatte fortan den Widerſpruch vor ſich, daß der burgundiſche Vertrag die 
Niederlande im allgemeinen in den Schutz des Reiches aufnahm, das Geſetz aber, 
welches dieſen Schutz im einzelnen regelte, ſie von ſeinen Wohlthaten ausſchloß. 
Die Verbindung der Niederlande mit dem Reich wurde alſo noch ſtärker gelockert. 

Vergleicht man nun dieſe Verhältniſſe mit den vorher bezeichneten Succeſ— 
ſionsplänen Karls V., ſo leuchtet ein: ſolange man darauf rechnen konnte, daß 
dem Regenten der Niederlande zugleich der Beſitz oder die Anwartſchaft der 
Kaiſerkrone zuſtehe, war ihre geſetzliche Trennung vom Reich mehr ſcheinbar als 
wirklich; ſeitdem aber dieſe Provinzen zur Monarchie eines ſpaniſchen Königs 
geſchlagen waren, der ſich keine Hoffnung auf die Kaiſerkrone machen konnte und 
folglich ſeine Intereſſen von denen des Reiches ſchied, da erſchien der burgundiſche 
Vertrag als der Anfang der förmlichen Loslöſung der Niederlande vom Reich. 

Blicken wir von dieſem bedeutſamen Wendepunkt der deutſchen Geſchichte 
auf die Geſamtheit der beſprochenen Verhältniſſe zurück, ſo ſpringt die große 
Bedeutung der Regierung Karls V. für die politiſche Entwickelung des deutſchen 
Reiches in die Augen. Unter ihr wurde die Reform der deutſchen Reichsverfaſſung 
zu Ende geführt, es wurde aber auch die Macht des Reiches durch Loslöſung 
der Niederlande gemindert und der Gegenſatz zwiſchen Kaiſer und Reichsſtänden 
in der Auffaſſung der beiderſeitigen Rechte und in ihren politiſchen Beſtrebungen 
verſchärft. Aber ſo bedeutſam auch dieſe Folgen waren, ſie reichten doch nicht 
hinan an eine zweite Reihe von Umgeſtaltungen, die ſich in derſelben Zeit auf 
dem Grunde der Religion und der kirchlichen Ordnungen vollzogen. Wir werden 
dieſe Umwälzung mitſamt ihren Rückwirkungen auf das Recht und die Macht⸗ 
ſtellung des Reiches in einem beſonderen Kapitel zu betrachten haben. Ehe wir 
jedoch dazu übergehen, müſſen wir eine weſentliche Lücke in der bisherigen Behand- 
lung der rein politiſchen Verhältniſſe ergänzen. Wiederholt iſt angedeutet, daß 
das ſtaatliche Leben in Deutſchland ſich nicht bloß in den Formen der Reichsver— 
faſſung, ſondern in größerer Fülle in den Gebieten und unter der Herrſchaft der 
deutſchen Reichsſtände bewegte. Der Einblick in die politiſchen Zuſtände Deutſch— 
lands würde daher ein ſehr einſeitiger ſein, wenn wir nicht neben den allge⸗ 
meinen Ordnungen des Reiches die ſtaatlichen Verhältniſſe der reichsſtändiſchen 
Gebiete, ſoweit dieſelben nämlich lebensfähig waren, in Betracht zögen. 
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Sweiter Abſchnitt. 


Jürſtenkümer und Städte. 


nter den reichsſtändiſchen Gebieten wendet ſich unſere Betrachtung vor 
allem denjenigen zu, welche am ausgedehnteſten und lebensfähigſten 
waren: den großen Fürſtentümern. 

Die Macht eines deutſchen Fürſten beruhte in ihrem Urſprung auf drei 
ſehr verſchiedenen Rechten: auf der Grundherrlichkeit, der Lehenshoheit und der 
Grafengewalt. Wenn man noch für das ſechzehnte Jahrhundert den Beſtand eines 
deutſchen Fürſtentums ſich deutlich machen will, ſo muß man damit beginnen, 
die in der Verſchiedenheit jener Befugniſſe begründete Einteilung des Gebiets 
ſich zu vergegenwärtigen. Da tritt zunächſt ein verhältnismäßig ſehr ausgedehnter 
Bereich hervor, beſetzt mit Dörfern und Höfen, mit Märkten und kleinen Städten, 
über den der Fürſt die Befugniſſe bald des eigentlichen Grundherrn, bald des 
Vogt⸗ oder Schutzherrn beſaß: es war dies das Gebiet, welches man als fürſt— 
liches Kammergut im weiteren Sinne des Wortes bezeichnen kann. An zweiter 
Stelle gab es eine Menge von großen und kleinen Herrſchaften, mit gutshörigen 
Bauern, Dörfern und kleinen Städten erfüllt, im Beſitz von adelichen Herren, 
oder auch von Städten, Bürgern und geiſtlichen Stiftern befindlich, über deren 
Inhaber der Fürſt die Rechte des Lehensherrn ausübte. Gleichmäßig endlich 
über Kammergut und Lehensgüter, ſowie über ein drittes nicht lehenbares Gebiet, 
das mit autonomen Städten, allodialen Gutsherrſchaften, geiſtlichen Stiftern und 
den Reſten freier Bauerngüter erfüllt war, erſtreckte ſich die öffentliche Gewalt 
des Fürſten, überall gleich in ihren oberſten Befugniſſen, im einzelnen verſchieden 
nach der größeren oder geringeren Autonomie der Untergebenen. Dieſe obrig— 
keitliche Gewalt iſt es, die zur Erkenntnis der Natur des Fürſtentums vor allem 
in Betracht kommt. 

Urſprünglich erhielt ſie nichts weiter als die Befugnis, die Rechtſprechung 
im Auftrag des Kaiſers und nach Maßgabe des geltenden Rechtes zu leiten, die 
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militäriſchen Kräfte des Landes im Dienſt des Reiches oder zum Schutz des vom 
Reich angeordneten Friedens und Rechtes zu befehligen, und endlich auf Grund 
beſonderer kaiſerlicher Verleihung gewiſſe nutzbare Rechte zu üben, beſonders 
Münze zu prägen und an beſtimmten Durchgangsſtätten größeren Verkehrs einen 
Zoll zu erheben. In ihrer allmählichen Entwickelung dagegen wurde ſie zu einer 
Gewaltfülle, kraft deren die Fürſtentümer aus dem Zuſchnitt bloßer Verwaltungs— 
bezirke zu dem Range wirklicher Staaten emporſtiegen. Dieſer Gang der Dinge 
war in der Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts noch keineswegs vollendet, aber 
er war im vollen und kräftigen Zug. Unſere Aufgabe wird es alſo ſein, den 
in jenem Zeitpunkt erreichten Zuſtand und die dabei wirkſamen Kräfte zu erfaſſen. 
Soll von vornherein das Hauptziel der ganzen Entwickelung bezeichnet werden, 
ſo kann man ſagen: es beſtand in der Erweiterung der ſtaatlichen Aufgaben 
des Fürſtentums und in der daraus hervorgehenden reicheren und einheitlichen 
Geſtaltung ſeiner Verfaſſung. Wenn aber die Gründe geſucht werden, welche 
ſolche Neubildungen hervorriefen, ſo muß die Betrachtung über die Formen der 
Verfaſſung zu allgemeineren Verhältniſſen zurückgehen, und zwar zunächſt zu 
Verhältniſſen wirtſchaftlicher Natur. 

Der mächtige Aufſchwung, der ſich in der Wirtſchaft des deutſchen Volkes 
während des Mittelalters vollzog, war bedingt durch die Fülle unbebauten Bodens 
und den Drang raſch anwachſender Nachfrage, welche die wirtſchaftliche Arbeit 
herausforderten und lohnten. Es boten ſich gleichſam ungemeſſene Räume zur 
Entfaltung der Kräfte. Wie nun aber der Einzug der Kultur in dieſe Räume 
erfolgte, geſchah es zunächſt, daß allerwärts ſelbſtändige, nach außen abgeſchloſſene 
Mittelpunkte wirtſchaftlicher Thätigkeit begründet wurden. Zur Pflege der Boden— 
kultur erwuchſen die großen Grundherrſchaften, und teils unter, teils neben 
ihnen die Gemeinden des Dorfs und der Mark. Für jeden Gutsbezirk und jede 
Mark, für jede Gemeinde oder die im Bezirk des Untergerichts zuſammengefaßte 
Gruppe von Gemeinden wurden Feldbeſtellung, Nutzung des gemeinen Landes, 
und die mit der Nutzung des Bodens und des Gemeinlandes zuſammenhängenden 
Rechte und Pflichten der Inſaſſen beſonders geregelt: die Grundherrſchaft und 
die Dorf- und Markgemeinde, die Schöffen des grundherrlichen oder des öffent— 
lichen Gerichtes waren die Organe, welche die mit der Bodenkultur zuſammen— 
hängenden Pflichten und Rechte, jeder in ſeinem kleinen Kreiſe, ſelbſtändig 
beſtimmten. 

Und nicht anders ging es mit Handel und Gewerbe. Als die feſten Stand— 
orte für dieſe Zweige der Wirtſchaft erwuchſen die deutſchen Städte. In ihnen 
0 ſich für Handwerk und Gewerbe die Zünfte, für den Handel die Zünfte, 
Gilden oder ſpeziellen Genoſſenſchaften der Kaufleute. Die Zünfte hatten mittelſt 
ihrer Verfaſſung und ihrer Statuten für Teilung der Arbeit und Regelung des 
Wettbewerbs, für ſolide und kunſtgerechte Ware zu ſorgen; ſie hielten ihre Mit— 
a unter e Zucht, die ſich um ſo ſchärfer geſtaltete, je mehr ſeit 
Ausgang des Mittelalters die Zahl der gewerblichen Körperſchaften durch Spe⸗ 
zialiſierung der Gewerbe und durch Einordnung der nicht zünftigen Betriebe in 
die Zunftverfaſſung zunahm, je mehr die Statuten der Zünfte anwuchſen und 
ins Einzelne eindrangen. Die Einrichtung der Zünfte aber, ſowie die Feſtſetzung 
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ihrer Statuten erfolgte für jede Stadt und jede Genoſſenſchaft beſonders durch 
Anordnung der Stadtregierung oder der Genoſſen oder beider zuſammen. Ebenſo 
wurde der Handel jeder Stadt für ſich geſchützt und gefördert durch Privilegien, 
welche die Kaufleute erhielten, durch Marktrecht, Stapelrecht, Zollbefreiungen, 
welche die Stadt empfing. Verſchiedenheit des bürgerlichen Rechtes, ſchwierige 
Wege u. dgl. kamen zu jener Sonderbildung der gewerblichen Rechte und Vor— 
rechte hinzu, um die Städte in induſtrieller und kommerzieller Hinſicht als 
geſchloſſene Gebiete einander gegenüberzuſtellen. Vornehmlich waren es nur die 
auswärtigen Handelsplätze, wo wenigſtens vielfach der „deutſche Kaufmann“ oder 
der Kaufmann großer Gruppen von Städten gleichmäßige Verkehrsrechte genoß 
und unter gleichen Bedingungen handelte. 

Aber dieſe Iſolierung der Kräfte mußte weichen vor einer neuen Ordnung 
der Dinge. Es trat etwa ſeit Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts eine Zeit 
ein, wo die deutſche Volkswirtſchaft auf eine Höhe und zu einem Haltpunkt 
gelangt war: bei angewachſener Bevölkerung ſchienen mit einemmal der Mittel 
zum Leben nicht mehr genug und der Arbeitskräfte zu viel zu ſein; in den plötzlich 
zu eng gewordenen Räumen erhob ſich ein Kampf der wirtſchaftlichen Intereſſen, 
in dem die Streitenden für ſich ſelbſt freieren Raum, für die anderen engere 
Begrenzung verlangten. Am deutlichſten trat dieſer Kampf zwiſchen den beiden 
vornehmſten Mittelpunkten wirtſchaftlicher Arbeit hervor, zwiſchen Stadt und Land. 

Unter den älteren und einfachen Verhältniſſen hatte es ſich von ſelbſt ver— 
ſtanden, daß, wie die Landwirtſchaft auf dem Lande getrieben ward, ſo das 
Gewerbe und der Handel ihren Sitz ausſchließlich in den Städten nahmen. Aber 
wie nun der Wettbewerb zunahm, warteten unternehmende Händler nicht, bis 
der Bauer ſein Getreide, ſeine Wolle u. dgl. zum ſtädtiſchen Markt brachte, 
ſie kauften dieſe Erzeugniſſe in den Dörfern ſelber auf, um ſie zum Wiederverkauf 
dahin zu führen, wo der Markt am vorteilhafteſten war. Und umgekehrt, die 
Erzeugniſſe des ſtädtiſchen Gewerbfleißes wurden von Hauſierern, Bauern und 
anderen Händlern in die Dörfer getragen und hier in Wirtshäuſern oder in den 
Wohnungen feil gehalten. Dem Handel folgten Handwerk und Gewerbe. Um 
unmittelbar für die ländliche Kundſchaft zu arbeiten, oder um die billigeren 
Produktionskoſten auszunutzen, oder auch um ſich loszumachen vom Zwang der 
ſtädtiſchen Zunftordnung, ſiedelten ſich Gewerbe verſchiedenſter Art auf dem Lande 
an und machten dem ſtädtiſchen Betriebe empfindliche Konkurrenz. Dies alles 
rief laute Klagen der Städte gegen den ländlichen Wettbewerb hervor. 

Aber auch der Bauer hatte ſeine Beſchwerden, welche ſich gegen die Städte 
und daneben gegen den Adel richteten. Für den Bauer brachten die neuen 
Wirtſchaftsverhältniſſe vor allem ein erhöhtes Bedürfnis nach Geld, d. h. nach 
Kredit. Für dieſes Bedürfnis bot das überkommene Recht nur die beiden Grund— 
formen des von ſeiten des Gläubigers frei kündbaren, alſo kurz befriſteten Dar— 
lehens, das jedoch keine Zinſen trug, und des auf lange Dauer berechneten 
Rentenkaufes, der wohl Zinſen trug, aber dem Gläubiger das Recht der Kün— 
digung vorenthielt. Wie die neuen Verhältniſſe dagegen den raſchen Umſchlag 
des Geldes mit ſich führten, ſo entſtand für den Entleiher die Notwendigkeit 
eines nach dem Wechſel von Geldmangel und Geldüberfluß zeitig gewährten und 
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zeitig wieder eingelöſten Kredits, für den Kapitaliſten der Anſpruch auf die Ver— 
bindung von Verzinſung und freier Kündbarkeit ſeiner Darlehen. Unter letzteren 
Bedingungen zeigte ſich der ſtädtiſche Geſchäftsmann und vielfach neben oder 
hinter demſelben der gewinnbedürftige Edelmann 1) gern bereit, dem Bauer Kredit 
zu gewähren, unter Sicherung des Darlehens durch Verſchreibung des Grund— 
eigentums oder des Viehs, der kommenden Ernte und der bevorſtehenden Schafſchur. 
Aber ſolche neue Formen widerſprachen dem alten Recht; und wie es bei ſolchem 
Widerſpruch zu gehen pflegt, es ſtellte ſich eine unerſchöpfliche Fülle von Kunſt⸗ 
griffen zur Umgehung des Geſetzes, zur Ausbeutung der Not, zum ſchnödeſten 
Wucher ein. Die Klagen, die ſich darüber in den Kreiſen der Bauern erhoben, 
waren vielleicht weniger laut, aber wohl noch eindringlicher als die des ſtädtiſchen 
Gewerbsmannes. 

Von beiden Seiten alſo, von den Städten und vom Land, rief man um 
Schutz gegen die neuen Eingriffe, um Schutz in Geſtalt einer Regelung der ſtädti— 
ſchen und der ländlichen Wirtſchaft. Unmöglich aber konnte eine ſolche Regelung 
etwas fruchten, wenn ſie nicht in einem größeren Gebiete gleichmäßig durchge— 
führt wurde; das einzige größere Gebiet aber, welches ſich dazu geeignet zeigte, 
war dasjenige des großen Fürſtentums. Alſo an die öffentliche Gewalt des 
Fürſtentums drängte ſich der Hader der Intereſſen. 

Dieſe Streitigkeiten, wie ſie ſo aus den Beziehungen zwiſchen Stadt und 
Land erwuchſen, waren jedoch keineswegs die einzigen Gegenſätze, die das neue 
Leben erzeugte. Treten wir den kleineren wirtſchaftlichen Kreiſen näher, die 
innerhalb jener großen Formen ſich bewegten, ſo finden wir immer neue Kon— 
flikte im landwirtſchaftlichen, im gewerblichen und kommerziellen Leben. 

Auf dem flachen Lande war der Streit über kleine und große Güter ent— 
ſtanden. Da, wo die bäuerliche Bevölkerung ſtark anwuchs und die Bodenkultur 
ſich ausgiebiger geſtaltete, vornehmlich im fränkiſchen und ſchwäbiſchen Gebiet, 
ſowie am Mittel- und Niederrhein, erfolgte eine ſtarke Zerſplitterung des Bodens 
in bäuerlichen Kleinbeſitz; umgekehrt da, wo der Bauernſtand weniger zahlreich 
war, und die Bodenkultur eine extenſive blieb, vornehmlich alſo in Niederdeutſch— 
land jenſeits der Elbe, warf ſich der Adel mit neu erwachtem Eifer auf die Ver— 
größerung und eigene Bewirtſchaftung des Herrengutes, auf das Auskaufen der 
nicht widerſtandsfähigen Bauern. Gleichzeitig mit dieſem Kampf um die Größe 
des Beſitzes erhob ſich die Gefahr, daß ein Beſtandteil des Grundes und Bodens, 
deſſen Schätze man früher für unerſchöpflich gehalten hatte, der weite Bereich 
nämlich der Waldungen, unter dem regelloſen Abtrieb der Markgenoſſenſchaften 
oder ſonſtigen Berechtigten zuſammenſchwinden möchte. 

Viel lauter jedoch als die Beſchwerde über ſolche ländliche Mißſtände 
erſcholl aus den Städten die Klage über die Verlegenheiten des Gewerbes. In 
den Zeiten des Emporſteigens hatte jedes Gewerbe, wie es ſich frei und iſoliert 
entfaltete, einen leichten Abſatz gefunden; wie aber das Land mit gewerblichen 
Plätzen ausgefüllt war, begann der Wettkampf zwiſchen dieſen ſelber: ſeit dem 
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fünfzehnten Jahrhundert machte man die erſte Bekanntſchaft mit großen Kriſen, 
welche daher entſtanden, daß der in beſtimmten Gegenden erfolgte Fortſchritt 
gewerblicher Arbeit und die damit verbundene Maſſenproduktion den Ruin der 
gleichartigen Gewerbe, die dem Fortſchritt nicht zu folgen vermochten, im weiteſten 
Umkreis bewirkte. Vor allem das einträglichſte Gewerbe, die Tuchmacherei, war 
es, welche von einer derartigen Kriſe betroffen wurde. In England, in Flan— 
dern und Holland fabrizierte man ſowohl feine wie mittlere Tücher, mit deren 
Preis und Güte das Fabrikat der deutſchen Städte nicht konkurrieren konnte, 
und ſo drang das engliſche Tuch über Antwerpen und die Hafenſtädte der Hanſa, 
die niederländiſche Ware auf den altgewohnten Land- und Waſſerwegen aller— 
wärts in Deutſchland ein, im Norden und Süden gleichmäßig den Verfall der 
einheimiſchen Tuchmacherei bewirkend. Und ähnliche Wettkämpfe wie dieſe Kon— 
kurrenz zwiſchen großen Produktionsgebieten wiederholten ſich zwiſchen den ein— 
zelnen Städten im kleinen; ja ſie drangen auch in anderer Form in das Innere 
jedes einzelnen Gewerbes ein. Hier, im Innern der Zünfte, rief das allgemeine 
Zudrängen zu jedem Nahrunßszweig den Streit zwiſchen den alten Mitgliedern 
und den zuſtrömenden neuen Meiſtern und Geſellen hervor: überall ſah der 
Meiſter und ſah die Zunft, welche die gewohnten Wege gingen, ſich durch einen 
unerwarteten Wettbewerb in ihrer friedlichen Nahrung bedroht. 

Nichts war natürlicher, als daß unter ſolchen Verwickelungen in den Städten 
wie auf dem Lande der Ruf nach neuen Ordnungen erſcholl, nach Regelung 
und Beſchränkung der jungen, nach Kräftigung und Erfriſchung der alten Elemente. 
Wie aber die Erſcheinungen, über die man klagte, nicht in kleinen Kreiſen iſoliert 
hervortraten, ſondern gleichmäßig über die weiteſten Gebiete hereinbrachen und 
das Alte gleichmäßig bedrohten, ſo konnten abermals neue Ordnungen nur dann 
fruchten, wenn ſie ſich weithin mit derſelben Wirkung erſtreckten. 

Noch deutlicher endlich als auf all dieſen Punkten zeigte ſich die Notwen— 
digkeit gleichmäßiger Regelung in dem Verkehrsweſen. Je reicher ſich hier die 
Handelsbeziehungen herausbildeten, je ſtärker der Wettbewerb hervortrat, um ſo 
größer war die Bedeutung desjenigen Handels geworden, welcher über die Grenzen 
der einzelnen Fürſtentümer und Deutſchlands ſelber hinausreichte. Im Dienſte 
dieſes Verkehrs waren die großen Straßen entſtanden, welche als Land- oder 
Waſſerwege oder als Verbindung von beiden das Reich in den verſchiedenſten 
Richtungen durchzogen: von den Häfen der Nord- und Oſtſee bis nach der Schweiz 
und Italien, von Ungarn und Polen bis nach Frankreich und den niederländiſchen 
Häfen. Die Städte nun, welche an einer ſolchen Straße lagen, ſahen ihre In— 
tereſſen in doppelter Weiſe mit derſelben verflochten, einmal wegen des Gewinns 
der Herberge und der Frachtfuhr, ſodann, wenn ſie mit dem Stapelrecht begabt 
waren, wegen der außerordentlichen Vorteile, welche die mehrtägige Niederlage 
oder bei vollſter Ausbildung jenes Rechts das Verbot des Durchzugs der fremden 
Warenzüge, alſo die Notwendigkeit des Verkaufs derſelben auf dem Markt der 
bevorrechteten Stadt mit ſich brachte. Aber eben hierüber entſtand der Wett— 
bewerb. Wenn zum Beiſpiel eine der befahrenſten Straßen, welche Poſen und 
Schleſien mit Weſtdeutſchland verband, von Bautzen aus in die ſächſiſchen Lande 
trat und dann über Dresden und Zwickau ins Fränkiſche, über Großenhain und 
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Oſchatz nach Leipzig führte, ſo hatten die an dieſen Wegen liegenden Städte 
einen unaufhörlichen Kampf mit anderen Städten zu führen, über welche der 
Fuhrmann einen kürzeren oder doch vorteilhafteren Seitenweg ſuchte. Wenn Frank— 
furt an der Oder das ſtrengſte Stapelrecht gewann für den großen Verkehr durch 
die Mark Brandenburg nach Polen und umgekehrt, ſo fand es ſich in ſtetem 
Gegenſatz gegen ſolche Städte, die, wie Landsberg an der Warthe, das Recht 
eines konkurrierenden Stapels beanſpruchten oder, wie Kroſſen an der Oder, durch 
ihre Lage zur Umgehung des Frankfurter Stapels einluden. 

So erhob ſich der allgemeine Streit über Erhaltung der alten und Gewäh⸗ 

rung neuer Straßen, über Behauptung oder Beſeitigung der Stapelrechte. Die 
nächſte Autorität, die hier ſchlichten und entſcheiden konnte, war wieder diejenige 
des Fürſten. Vor den Fürſten drängten ſich die Handelsſtreitigkeiten, die in dem 
Innern ſeines Landes entſtanden; um ſeine mächtige Vertretung bewarb man 
ſich vollends bei ſolchen Konflikten, welche über die Grenzen des Fürſtentums 
hinausreichten. Da war zum Beiſpiel der Oderhandel durch die drei großen 
Stapelplätze Stettin, Frankfurt und Breslau durchbrochen. Jede dieſer Handels— 
ſtädte, am meiſten die in der Mitte gelegene, konnte nur bei mancherlei Ein— 
ſchränkungen des Stapelrechtes ihrer Nebenbuhlerinnen und bei mäßigen Sätzen 
des an denſelben Orten erhobenen Bolles beſtehen. Wie aber Stettin zu Pom— 
mern, Frankfurt zu Brandenburg, Breslau zu Schleſien gehörte, ſo konnte eine 
energiſche Vertretung ihrer Angelegenheiten, beſonders auch das Zwangsmittel 
einer wirkſamen Handelsſperre nur von den betreffenden Landesregierungen 
ausgehen. ; 
Und nun gar die Beziehungen zum Ausland! Seit dem fünfzehnten und 
ſechzehnten Jahrhundert erhoben ſich die nördlichen Nachbarn Deutſchlands, von 
England bis nach Rußland, zur Befreiung ihres Handels von dem kommerziellen 
Uebergewicht der deutſchen Städte. England hatte um die Mitte des ſechzehnten 
Jahrhunderts ſchon den größeren Teil ſeiner Ein- und Ausfuhr der eigenen 
Handelsmarine zugewandt,!) es war ſeit Heinrich VIII. mit Erfolg beſtrebt, 
ſeine direkten Handelsbeziehungen über Dänemark und Schweden zu erweitern, 
unter Beſeitigung des hanſeatiſchen Zwiſchenverkehrs. Geradezu feindſelig ſtellten 
ſich zugleich zu den deutſchen Oſtſeeſtädten die Reiche von Schweden und Rußland. 
Letzteres hatte die hanſiſche Niederlage zu Nowgorod im Jahre 1494 geſchloſſen 
und geſtattete den Verkehr mit dem deutſchen Kaufmann nur noch in den liv— 
ländiſchen Städten; König Guſtav verweigerte die Beſtätigung der Handelsfrei— 
heiten der Hanſa und verhängte gegen das Haupt derſelben, gegen Lübeck, im 
Jahre 1548 die erſte, wenn auch mangelhaft beobachtete Handelsſperre. Unter 
ee ey 5 Zeit that den deutſchen Handelsſtädten fürwahr eine ſtärkere 
Vertretung ihrer Handelsintereſſen not, als fie ſelbſt gewähren konnten. 

ö So gab es denn in dem Bereich des wirtſchaftlichen Lebens kaum ein 
Gebiet, aus dem nicht der Ruf nach einheitlicher Regelung und nach ſtarkem 
oe An wen aber e der Ruf mit Hoffnung auf Erfolg ergehen? 

hte wohl an das geſamte Reich denken. Aber das Reich vermochte aus 
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dem doppelten Grund nicht zu helfen, weil ſeine zentralen Gewalten zu ſchwach 
geworden waren, und weil es außerdem für derartige Aufgaben von jeher kein 
rechtes Verſtändnis beſeſſen hatte. Ebenſowenig konnten die kleinen Reichsſtände 
eintreten, weil ihr Herrſchaftsgebiet eben zu klein war, um ein ſelbſtändiges wirt— 
ſchaftliches Leben zu umfaſſen. Die einzige Macht, welche wirkſam eingreifen 
konnte, war die öffentliche Gewalt im deutſchen Fürſtentum. Von dieſer verlangte 
man, was früher niemand von ihr verlangt hatte, und was weit über den engen 
Kreis ihrer eigentlichen Befugniſſe hinausging, eine neue Ordnung der hadernden 
Intereſſen des wirtſchaftlichen Lebens mittelſt einer das Fürſtentum einheitlich 
umfaſſenden Geſetzgebung und Verwaltung. 

War nun das Fürſtentum auf ſolche neue Aufgaben vorbereitet? Es iſt 
eine Regel in aller ſtaatlichen Entwickelung, daß bei großen Umgeſtaltungen zwei 
Antriebe thätig ſind: diejenigen, welche ſich aus den Lebenszwecken der Staats— 
angehörigen ergeben, und diejenigen, die aus den Beſtrebungen der Inhaber der 
öffentlichen Gewalt, d. h. aus der ſtaatlichen Verfaſſung ſelber entſpringen. 
Wenden wir dieſen Satz auf unſeren Gegenſtand an, ſo iſt die eben geſtellte 
Frage genauer dahin zu faſſen: ob ſich in und aus der Verfaſſung des Fürſten— 
tums Beſtrebungen erhoben hatten, welche jenen von unten aufſteigenden Forde— 
rungen entgegenkamen. 

In den einleitenden Worten über die Natur des Fürſtentums iſt bemerkt 
worden: einmal, daß die öffentliche Gewalt des Fürſten eine eng begrenzte war, 
ſodann, daß ſie über zwei ganz verſchiedene Beſtandteile ſich erſtreckte, über das 
fürſtliche Kammergut und über die lehenbaren oder nicht lehenbaren Gebiete 
autonomer Städte und geiſtlicher oder weltlicher Grundherren. Eben dieſe enge 
Begrenzung und dieſe Verſchiedenheit der Teile war es, welche in den fürſtlichen 
Regierungen allerdings eine Beſtrebung nach der eben angedeuteten Richtung 
erweckte, den Trieb nämlich nach Erweiterung und Einigung der öffentlichen 
Gewalt. Vor allem das Streben nach Einigung erfordert eine nähere Erklärung. 

Wenn oben geſagt wurde, daß die öffentliche Gewalt des Fürſten ſich 
„gleichmäßig“ über die beiden Beſtandteile erſtreckt habe, ſo iſt das nicht ſo zu 
verſtehen, als ob ſie überall mit der gleichen Fülle der Befugniſſe wirkſam 
geweſen wäre; nur in ihrem Weſen war ſie gleich, nicht aber in ihrem Umfang. 
Als volle Obrigkeit, mit all ihren Abſtufungen von der hohen zur niederen, 
übten der Fürſt und ſeine Beamten die öffentliche Gewalt nur auf den Kammer— 
gütern aus, während ſie als eine in ihrem Umfang beſchränkte gegenüber den— 
jenigen Städten und Herrſchaften zur Geltung kam, die den anderen Beſtandteil 
des Fürſtentums bildeten. Indem ich dieſe letzteren Klaſſen näher ins Auge 
faſſe, muß ich zunächſt auf die früheren Angaben über die Gliederung des 
deutſchen Volkes zurückkommen. Als die beiden Hauptmaſſen habe ich im Ein— 
gang dieſes Werkes den Bürger- und Bauernſtand bezeichnet. Als die über 
dieſe Maſſen hinausragenden Spitzen ſind uns bei Betrachtung der Reichsver— 
faſſung die Fürſten und der übrige Reichsadel begegnet. Jetzt, da wir ins 
Innere der Fürſtentümer eindringen, finden wir als Mittelklaſſen zwiſchen dem 
Reichsadel einerſeits und der Maſſe der einfachen Unterthanen anderſeits einen 
Kreis höher geſtellter Perſonen und Körperſchaften. Den erſten Rang unter 
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ihnen nehmen die Prälaten ein, d. h. die Vertreter angeſehener Stifter und Klöſter, 
daneben in den brandenburgiſchen und öſterreichiſchen Landen einige nicht reichs— 
unmittelbare Biſchöfe. Auf die Prälaten folgt als zweite Gruppe der Adel, d. h. 
der aus den alten Vaſallen, aus miniſterialen und allodialen Grundherren erwachſene 
Stand. Eine dritte Klaſſe bilden die Magiſtrate der landesfürſtlichen, mit freier 
Verfaſſung begabten Städte. Eigentümlich waren all dieſen Herren und Körper⸗ 
ſchaften beſondere Befugniſſe im Gerichts- und Militär-, Polizei— und Finanz— 
weſen, welche ſie auf ihren Gütern und Gebieten und über die Inſaſſen derſelben 
ausübten. Ihre Herrſchaften ſchloſſen ſich als kleinere Verwaltungsbezirke unter 
der fürſtlichen Regierung ab, jedoch ſo, daß das Maß der ihnen gewährten 
Obrigkeit äußerſt verſchieden war. Im Gerichtsweſen z. B. führte eine auf⸗ 
ſteigende Reihe von den auf Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
gütlichen Austrag in Beſitzſtreitigkeiten beſchränkten Befugniſſen ) des adelichen 
Beſitzers von „einſchichtigen Landgerichtsgütern“ in Baiern zu der nur die 
Streitigkeiten über Grund und Boden und die ſchweren ſtrafrechtlichen Fälle 
ausſchließenden Gerichtsbarkeit des adelichen Inhabers von „Hofmarken“ in dem- 
ſelben Land, und ſchließlich bis zu der vielen Städten und manchen landſäſſigen 
Grafen und Herren zuſtehenden vollen Gerichtsbarkeit, welche dem Landesfürſten 
nur das Recht der höheren Inſtanz übrig ließ. Im allgemeinen war die Selb— 
ſtändigkeit dieſer einzelnen Teile immer ſo groß, daß man von den Fürſtentümern 
dasſelbe ſagen mußte, was vom Reiche galt: die öffentliche Gewalt war 
geteilt zwiſchen den Fürſten auf der einen Seite und jener bunten Anzahl, 
von geiſtlichen und weltlichen Herren und frei verwalteten Städten auf der 
anderen Seite. 

Nun liegt es in der Natur der öffentlichen Gewalt, daß ſie, wo ſie in ihren 
Befugniſſen eng beſchränkt iſt, nach Erweiterung, wo ſie unter verſchiedene In— 
haber zerſplittert iſt, nach Einigung verlangt. Im deutſchen Fürſtentum, wo 
beide Mängel ſo beſtimmt vorlagen, erhob ſich daher eine Bewegung, die auf ein 
doppeltes Ziel ausging: einmal auf die Ausbildung einer Regierung, welche ſtatt 
verſchiedener obrigkeitlicher Kompetenzen eine wahrhaft ſtaatliche Gewaltfülle beſaß, 
ſodann auf die Einigung der getrennten Gewalten zu einer gleichmäßigen Geſetz— 
gebung und Verwaltung. Die Träger dieſer neuen Bewegung aber waren nicht 
die Fürſten allein, ſondern ſie und die eben bezeichneten autonomen Mächte 


zuſammen. 

Die Fürſten zunächſt ſuchten vor allem freie Bewegung in der nach außen 
gerichteten Politik. Was ihnen hier am empfindlichſten die Hände band, das 
war die enge Begrenzung ihrer finanziellen und militäriſchen Befugniſſe. Geſetz, 
Herkommen oder Vertrag beſtimmten die mäßigen Abgaben, welche regelmäßig oder in 
außerordentlichen Fällen von den verſchiedenen Klaſſen der Unterthanen zu fordern 
waren; auf demſelben Grunde beruhte der Kriegsdienſt, den durch perſönlichen 
Zuzug die Vaſallen und Miniſterialen, in beſchränkterem Maße, durch Zuzug oder 
anderweitige Leiſtungen, die Städte und die Landbevölkerung zu leiſten hatten. 
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Für die Verfolgung größerer Ziele in Krieg und Politik waren ſolche Leiſtungen 
von jeher ungenügend, zumal da nach dem wohl in den meiſten Fürſtentümern 
geltenden Recht die eigentliche Pflicht zum Kriegsdienſt auf die Fälle des Reichs— 
dienſtes und der Verteidigung des Landes oder ſeines Herren beſchränkt war. 
Noch ungenügender wurden aber jene Mittel, als in Folge der Umgeſtaltung des 
Kriegsweſens der Kern der Heere aus geſchulten Werbetruppen zuſammengeſetzt 
und hierzu ungleich reichere Geldmittel erfordert wurden. 

Die Bedingung für eine ſelbſtändigere und größere Politik war alſo, daß 
neue Geldquellen erſchloſſen und die Beiſteuern der Unterthanen für etwaige 
Kriege, die nicht bloß Verteidigungskriege waren, geſichert wurden. Beide Be— 
dingungen ſuchten die Fürſten zu löſen, indem ſie allgemeine, über die pflicht— 
mäßigen Leiſtungen hinausgehende Landesſteuern als gutwillige Hülfe ſich bewilligen 
ließen, und indem ſie zu politiſchen Bündniſſen, aus denen Krieg entſtehen konnte, 
eine beſondere Zuſtimmung einholten. Wer aber waren die Perſonen, deren 
Bewilligung und Zuſtimmung alſo geſucht wurde und, wenn erteilt, den Beiſtand 
des geſamten Landes zur Folge hatte? Es war nicht die Geſamtheit der Unter— 
thanen oder eine Vertretung dieſer Geſamtheit, es waren nur jene autonomen 
Perſonen und Körperſchaften, welche ſich mit dem Fürſten in den Beſitz der öffent— 
lichen Gewalt teilten. Indem der Landesherr dieſe bevorrechteten Klaſſen, dieſe 
„Stände“, wie ſie ſich vorzugsweiſe nannten, und zwar nicht jeden Stand für 
ſich, ſondern alle zugleich verſammelte und über ſeine Forderungen Beſchluß 
faſſen ließ, gab er ſeinerſeits die Anregung zur landſtändiſchen Verfaſſung. 

Entſprechende Anregungen kamen zugleich aus dem Kreiſe der Stände. 
Während der Fürſt bei ſeiner Forderung von Geld und Kriegshülfe vornehmlich 
die Aufgaben auswärtiger Politik im Auge hatte, gewöhnten ſich die Stände 
daran, in dem Lande nach ſeinem inneren Beſtand ein Ganzes zu erblicken. Als 
lebendiges Ganzes hatte es gemeinſame Rechte und Intereſſen, und die Rechte 
und Vorteile der einzelnen Klaſſen der Einwohner ſtanden wieder in untrenn— 
barem Zuſammenhang mit denen der Geſamtheit. Wenn alſo in der fürſtlichen 
Regierung die Rechte der Einzelnen oder der Geſamtheit geſchädigt wurden, ſo 
bedurfte das Land einer Vertretung, die ſeine Anſprüche vor dem Landesherrn 
geltend machte. Da geſchah es zum Beiſpiel, daß ein Landesfürſt ſein Münzregal 
mißbrauchte, daß er die Unterthanen von ihren ordentlichen Gerichtshöfen abzog 
oder dieſelben mit ungewöhnlichen Abgaben beſchwerte; vollends häufig erfolgten 
bei der gewaltſamen Entwickelung, in der ſich die fürſtlichen Gebiete befanden, 
Teilungen des Landes durch Erbſchaft, Vertrag oder Verpfändung, und im 
Gefolge derſelben wilde Kriege unter den Teilherren. Bei ſolchen Schwankungen 
waren die Rechte der Unterthanen zu ſichern oder zu beſſern, es war beſonders 
auch das Recht des Landes als eines Ganzen zu wahren, indem die Teilungen 
verhütet, oder doch eine friedliche Auseinanderſetzung der Teilherren bewirkt, und 
einer völligen Entfremdung der getrennten Gebiete vorgebeugt wurde, indem 
endlich die Vereinigung getrennter, ihrer Natur nach zuſammengehöriger Lande 
gefördert und verbürgt wurde. Zu derartigen Zwecken erhob ſich ſelbſtändig 
eine Vertretung der Rechte ſowohl der Geſamtheit als der einzelnen Klaſſen; ſie 
wirkte durch Anträge an den Landesherrn, welche feierliche Feſtſetzungen zur 
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Folge hatten, durch Verträge mit dem Fürſten, welche die Erhaltung beſtimmter 
Rechte verbürgten. Wer war es aber, der dieſe Vertretung übernahm? Es war 
abermals nicht die Geſamtheit der Einwohner, ſondern die Vereinigung jener 
Klaſſen, welche Anteil an der öffentlichen Gewalt beſaßen. 

Indem alſo einerſeits der Fürſt die Stände zur Hülfeleiſtung berief, und 
anderſeits die Stände zur Wahrung der Rechte des Landes an den Fürſten 
herantraten, wurde in den meiſten deutſchen Fürſtentümern im vierzehnten und 
fünfzehnten Jahrhundert der Grund landſtändiſcher Verfaſſung gelegt. Der 
Gedanke dieſer Verfaſſung war: Vereinigung der Elemente der öffentlichen Gewalt 
und mittelſt dieſer Vereinigung Schutz und Erweiterung der Macht des Fürſten— 
tums nach außen, der Rechte ſeiner Angehörigen nach innen. Die weitere Ent— 
wickelung der Verfaſſung erfolgte ſodann, indem die Stände feſte Rechte ſowohl 
zum engen Zuſammenſchluß untereinander, als zu regelmäßiger Wirkſamkeit in 
den öffentlichen Angelegenheiten des Fürſtentums erwarben. Ueberall konnte man 
aber bei der Ausbildung ſtändiſcher Befugniſſe den doppelten Urſprung aus fürſt— 
licher und ſtändiſcher Anregung erkennen. 

Aus den periodiſch wiederholten Geldforderungen des Fürſten entſtand vor 
allem das Recht der Steuerbewilligung und die Unterwerfung des Landes unter 
einheitliche Steuern. Aber gleich dieſes Recht hatte die entſcheidende Folge, daß 
die Stände aus den Formen einer bloß beſchließenden in diejenigen einer ver— 
waltenden Körperſchaft eintraten. Von vornherein verſtand es ſich wohl überall 
von ſelbſt, daß, wenn die Beiſteuer in runder Summe bewilligt wurde, die Ver— 
teilung der Beträge, mittelſt Umlage entweder auf die einzelnen Ständegruppen 
oder auf die verſchiedenen Landesbezirke, !) durch ſtändiſche Vereinbarung erfolgte. 
Von da ab ging man, wo die ſtändiſchen Befugniſſe ſich kräftig entwickelten, 
weiter: Kommiſſionen der Stände beſorgten, wie es im Jahr 1542 in den öſter— 
reichiſchen Landen geſchah, die Einſchätzung des Vermögens der Steuerpflichtigen; 
andere Ausſchüſſe leiteten die Erhebung der Steuern und nahmen den Ertrag 
in ihre Kaſſe. Aus der ſtändiſchen Kaſſe konnten dann runde Summen an 
den Fürſten gezahlt werden, oder es konnte die Verzinſung und Tilgung 
fürſtlicher Schulden durch die Stände und ihren Ausſchuß unmittelbar beſorgt 
werden, es konnten endlich gemeinnützige Unternehmungen jeder Art aus den 
überſchüſſigen Mitteln unterſtützt oder ins Leben gerufen werden. Mit ihren 
Ausſchüſſen und Einnehmern bildeten ſo die Stände eine eigene Verwaltung 
aus. Wie weit dieſe ſtändiſche Verwaltung diejenige des Fürſten beſchränken 
konnte, wird ſich zeigen, wenn wir in den öſterreichiſchen Landen ſogar die Ver— 


) Die von den Ständen bewilligten Steuern wurden entweder als eigentliche Landſteuern 
ſowohl auf die Unterthanen der Stände und eventuell dieſe ſelbſt, als auf die Inſaſſen des dem 
Landesfürſten unmittelbar untergebenen Gebietes gelegt, oder ſie wurden nur auf die Stände 
und deren Unterthanen verteilt, und dem Landesherrn blieb die beſondere Belaſtung ſeiner 
Kammergüter vorbehalten. Erſteres war z. B. in Baiern der Fall, letzteres wurde in den öſter⸗ 
reichiſchen Landen z. B. bei der Repartition von 1542 angenommen. (Ueber dieſe Repartition 
vgl. Codex Austriacus II S. 85; Krones in den Beiträgen zur Kunde ſteiermärkiſcher Geſchichts⸗ 
quellen XIX S. 33; Bucholtz, Ferdinand J., VIII S. 293 fg.; Oberleitner im Archiv für öſter⸗ 
reichiſche Geſchichtsquellen XXX I, S. 6 fg.) 
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fügung über die Mittel der Landesverteidigung zum Teil in der Hand der 
Stände finden werden. 

Alſo nicht bloß gleichmäßig über das Land verteilte Steuern, ſondern auch 
eine auf verhältnismäßig ſtarken Mitteln beruhende ſtändiſche Verwaltung erwuchs 
aus den Anforderungen des Fürſten an die Stände. Gleichzeitig entwickelte ſich 
aber aus den Forderungen der Stände an den Fürſten wenn nicht ausſchließlich, 
ſo doch vorzugsweiſe eine fruchtbare landesfürſtliche Geſetzgebung, ein eigenes 
Recht des Landes. 

An und für ſich lag die Befugnis, durch Geſetze das Recht der Landes— 
angehörigen, ſei es in den Beziehungen der Perſonen zu einander, ſei es in ihren 
Pflichten und Rechten zur Geſamtheit, zu verändern, keineswegs in dem fürſt— 
lichen Amt, ebenſowenig wie die Befugnis, zum Zweck einer ſelbſtändigen Politik 
die finanziellen und militäriſchen Kräfte des Landes in Anſpruch zu nehmen; 
aber wenn bei der zunehmenden Schwäche der Reichsgewalt und der Unfrucht— 
barkeit der Reichsgeſetzgebung der Fürſt und die Stände, d. h. alle Teilhaber 
der öffentlichen Gewalt im Fürſtentum, ſich über zweckmäßige Geſetze einigten, 
ſo war es faſt unmöglich, daß höhere und niedere Gewalten ſie hätten hindern 
können. Und die Stände erkannten eben ihre vornehmſte Aufgabe darin, das— 
jenige, was dem Lande als Ganzem, wie den verſchiedenen Klaſſen der Landes— 
angehörigen im beſonderen, und dabei in erſter Linie natürlich ihnen ſelber, zuſtehe 
oder fromme, zu vertreten. Von dem Zeitpunkt ab, da ſie nicht getrennt, ſondern 
vereinigt mit dem Fürſten handeln, hören ſie nicht auf, die Sicherung des 
beſtehenden Rechtes, die Einführung neuer Satzungen zu befürworten; gekleidet 
ſind ihre Forderungen teils in Beſchwerden, teils in poſitive Anträge. Indem 
nun der Fürſt auf Beſchwerden und Anträge ſeine Entſchließungen mitteilt und 
infolge derſelben die vereinbarten Feſtſetzungen entweder durch öffentliche Erlaſſe 
oder durch urkundliche, ſtreng verbindliche Erklärungen an die Stände trifft, 
beginnt eine wahre Geſetzgebung, unter der allmählich Recht und Verwaltung 
teils neue, teils feſtere Formen erhalten. 

Dieſe geſetzgeberiſche Thätigkeit wurde von der fürſtlichen Regierung mit 
Eifer ergriffen. Sie wartete bald nicht mehr auf die formulierten Anträge der 
Stände, ſondern erkannte ihre Aufgabe darin, die ſich ſtets verſchiebenden Ver— 
hältniſſe des Lebens durch neue Geſetze unter neue Ordnung zu bringen. Ge— 
fährlich für die Entwickelung ſtändiſcher Rechte war es dabei, daß in der Regel 
klare Grundſätze über die Mitwirkung der Stände bei der Geſetzgebung ſich nicht 
befeſtigten, daß im Gegenteil ſeit Ausgang des fünfzehnten Jahrhunderts bei 
den Fürſten die Anſchauung durchdrang, das Recht der Geſetzgebung ſei mit dem 
Fürſtentum verbunden und nur eingeſchränkt durch Recht und Geſetze des Reichs. 
Indes thatſächlich blieb überall, wo die ſtändiſche Verfaſſung zu Kräften gekommen 
war, der Einfluß der Stände ein ſehr bedeutender: durch ihre Mitwirkung war 
die Quelle landesfürſtlicher Geſetzgebung eröffnet, ihr Beirat wurde nach wie vor 
bei wichtigen, alle Kreiſe der Einwohner berührenden Anordnungen geſucht, ihre 
Beſchwerden und Anträge, ſei es der einzelnen Klaſſen, ſei es der vereinten 
Stände, gaben bei den meiſten Geſetzen die Anregung und die Information 
zugleich. 
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Unter den Geſetzen, die ſo die rechtliche Geſtaltung des Fürſtentums 
beſtimmten, ſind zwei Gruppen von beſonderer Wichtigkeit: die eine bezieht ſich 
auf die oben berührten Gegenſätze im wirtſchaftlichen Leben, welche ja am lauteſten 
nach einheitlicher Regelung drängten und deshalb in den Anträgen der Stände, 
den Erlaſſen der Fürſten die erſte Stelle einnahmen; von ihnen wird nachher 
geredet werden; — eine andere Reihe iſt bedeutſam für die Entwickelung des 
Verhältniſſes zwiſchen Landesherrn und Ständen, und von dieſer müſſen wir 
zuerſt handeln. 

Es iſt oben geſagt, daß ein Teil der zwiſchen Fürſt und Ständen verein— 
barten Anordnungen in Form urkundlicher, den Fürſten ſtreng verpflichtender 
Zuſicherungen gegeben ward. Den Inhalt ſolcher „Freibriefe“, „Landesver— 
einigungen“, oder wie ſie ſonſt heißen, bilden Satzungen über die Befugniſſe der 
Stände in den öffentlichen Angelegenheiten, über Regeln und Schranken der 
landesfürſtlichen Verwaltung, über Rechte, welche den Ständen und den geſamten 
Landesangehörigen der fürſtlichen Regierung gegenüber zuſtehen. Sie haben den 
Charakter von Grundgeſetzen; als ſolche aber gewinnen ſie eine ganz eigenartige 
Bedeutung, wenn ſie mit der Huldigung verbunden werden. Die Huldigung, 
d. h. der Vorgang, in dem die Stände ſich dem neu eintretenden Fürſten zur 
Unterthanentreue verpflichten, wurde nämlich ſeit der Befeſtigung ſtändiſcher Ver— 
faſſung von den Ständen in gemeinſamer Verſammlung geleiſtet, und in untrenn— 
baren Zuſammenhang mit ihr wurde, wo die Rechte der Stände ſich kräftiger 
entwickelten, die Beſtätigung jener Freibriefe von ſeiten des Landesfürſten geſetzt. 
Es konnte ſich dabei um eine Anzahl von Urkunden handeln, die unter verſchie— 
denen Verhältniſſen erworben waren und nun insgeſamt beſtätigt wurden; ander— 
wärts legte man, ſei es ausſchließlich, ſei es vorzugsweiſe, eine Akte vor, welche 
die den Ständen wertvollſten Rechte enthielt; und dieſe wieder konnte, wie die 
erläuterten Landesfreiheiten in Baiern ſeit 1508, die Joyeuse Entrée in Braz 
bant ſeit 1312, ſo ausführlich ſein, daß ſie einen wahren Auszug derjenigen 
Rechte der Stände und des geſamten Landes, welche einer beſonderen Sicherung 
gegenüber dem Landesfürſten bedurften, ausmachten. 

Huldigung und Beſtätigung der Rechte erſchienen ſo durch einander bedingt. 
Dies aber erregte eine Reihe ſchwerer Fragen. War die Huldigung eine bloße 
Anerkennung oder war ſie eine Uebertragung der Regierung an den Landesherrn, 
ſo daß derſelbe vor der Huldigung nicht regieren durfte? War ferner die Be— 
ſtätigung der Landesfreiheiten nur äußerlich mit der Huldigung verbunden, oder 
war ſie eine Bedingung derſelben, ſo daß die Stände die Huldigung ſo lange 
verzögern konnten, bis die Landesfreiheiten beſtätigt und zugleich gegen etwaige 
Umgehungen genügend geſichert waren? Wer dieſe Fragen vom Geſichtspunkt 
des alten Rechtes anſah, hatte es leicht mit ihrer Verneinung. Denn urſprüng— 
lich beruhte das Anrecht des Fürſten an ſein Fürſtentum in keiner Weiſe auf 
einer Anerkennung der Stände, ſondern auf kaiſerlicher Verleihung und der durch 
das Reichsrecht geregelten Erbfolge. Allein zwiſchen jenen Urſprüngen und der 
neueren Zeit lag die Entkräftigung des Reichsrechtes und im Gegenſatz dazu eine 
Umgeſtaltung des Rechtes des Fürſtentums, welche unter Mitwirkung der Stände 
vollzogen war; da konnte die Frage über das Verhältnis zwiſchen Fürſt und 
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Ständen nicht nach alten Geſetzen, ſondern nur durch neue Verhandlungen und 
Kämpfe entſchieden werden. 

Einen Anfang ſolcher Kämpfe erlebte man in den öſterreichiſchen Landen 
nach dem Tode Maximilians J. (1519). Damals fanden ſich die Stände der 
fünf Herzogtümer!) in der Auffaſſung zuſammen, daß der Huldigung an den 
neuen Landesherrn die eidliche Beſtätigung der Landesfreiheiten von ſeiten des 
letzteren vorausgehen müſſe, und daß ſich hieraus folgende Reihe von Konſe— 
quenzen ergebe: vor Beſtätigung der Landesrechte keine Huldigung; vor der Hul— 
digung keine Regierung des neuen Fürſten; in der ganzen Zwiſchenzeit Verwal— 
tung des Landes durch ſtändiſche Ausſchüſſe.?) Das neue Regentenpaar, Karl 
und Ferdinand, erkannte dieſe Forderungen nicht an. Ihre Bevollmächtigten 
erwirkten die Huldigung auf die Zujage,*) daß hinterher die Landesfreiheiten 
beſtätigt werden ſollten; aber ein klarer Austrag der beiderſeitigen Auffaſſungen 
wurde nicht gefunden und damit der ſpäteren Wiederkehr des Streites, die uns 
noch beſchäftigen wird, nicht vorgebeugt. 

Neben dieſer einen Form, in welcher eine Abhängigkeit des Fürſten von 
den Ständen zum Ausdruck kam, gab es in einzelnen Landen eine andere, faſt 
noch ſchärfere: das war die Sicherung der Landesrechte durch das Widerſtands— 
recht der Stände oder des geſamten Landes. Wenn, ſo hieß es z. B. am Schluß 
der Joyeuse Entrée von Brabant,“) der Fürſt den Satzungen der Urkunde 
entgegenhandelt, ſo ſind alle Unterthanen des Gehorſams ſo lange entbunden, 
bis das gekränkte Recht hergeſtellt iſt. Was ſolche Feſtſetzungen bedeuteten, wird 
die Geſchichte des niederländiſchen Aufſtandes zeigen. Auf der Hand liegt, daß, 
wie öffentliches und privates Recht des Fürſtentums unter der Mitwirkung der 
Stände umgeſtaltet wurde, ſo auch die Stände die Befugnis ergriffen, ihre und 
des Landes Rechte ſelbſtändig zu vertreten, und daß, wenn Fürſt und Stände 
hierbei in ihren Anſchauungen und Forderungen auseinander gingen, unverſöhn— 
liche Kämpfe entſtehen konnten. 

Aber einſtweilen hatten ſich ſolche Kämpfe nur von ferne angekündigt, noch 
wirkten Fürſt und Landſtände zuſammen als die geeinte öffentliche Gewalt des 
Fürſtentums. Die Frucht ihres Zuſammenwirkens war die Möglichkeit einer 
ſelbſtändigen auswärtigen Politik, die Begründung einer einheitlichen Finanzver— 
waltung, die Eröffnung der Quelle fürſtlicher Geſetzgebung. 

Wenden wir uns von dieſem Ergebnis der Verfaſſungsentwickelung zu dem 
Ausgang unſerer Darlegung zurück, zu dem Gedanken nämlich, daß die auf dem 
wirtſchaftlichen Gebiet hervortretenden Gegenſätze eine einheitlich geregelte Geſetz— 
gebung erheiſchten. Es iſt bemerkt, wie von dem Augenblick, da die öffent— 
liche Gewalt des Fürſtentums durch die Gründung landſtändiſcher Verfaſſung 
geeint und gekräftigt war, die Autorität bereit ſtand, welche die gewünſchten 


1) Ober- und Unteröſterreich, Steiermark, Kärnten, Krain. 

2) Bal. v. Kraus, Zur Geſchichte Oeſterreichs 1519—1522; beſonders S. 13 fg. 

3) Sie wurde in Steiermark, Kärnten und Krain eidlich gegeben. Muchar VIII S. 301 fg.; 
Bucholtz 1 S. 179. 

4) Art. 66 der Joyeuse Entrée Karls V., Art. 59 der Joyeuse Entrée Alberts und 
Iſabellas. (Codex Belgicus II S. 95, 158.) 
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Geſetze erlaſſen und ſie im Wege der Verwaltung durchführen konnte. Und die 
fürſtlichen Regierungen, bald mit ihren Ständen gemeinſam beſchließend, bald 
einſeitig vorgehend, ſäumten nicht, dieſe Gelegenheit zur Bethätigung ihrer Macht 
zu ergreifen. Seit Ausgang des fünfzehnten Jahrhunderts und durch das folgende 
Jahrhundert ſtetig hindurchgehend, erfolgten in allen bedeutenderen Fürſtentümern 
teils Einzelerlaſſe, teils zuſammenhängende Anordnungen unter dem Namen der 
Landes- oder Polizeiordnung. Eine Erörterung derſelben im einzelnen würde, 
da ſie für jedes Land beſonders verfaßt ſind, ſich ins Endloſe verlieren. Aber 
wir dürfen doch nicht weitergehen, ohne uns die gemeinſamen Grundgedanken 
dieſer wirtſchaftlichen Neuordnungen zu vergegenwärtigen.“ 

Von vornherein kann man von ihnen allen ſagen, daß fie einen höchſt 
konſervativen Charakter haben. Obgleich von der Sorge erfüllt, daß die wirt— 
ſchaftliche Arbeit der wachſenden Bevölkerung und der auswärtigen Konkurrenz 
nicht mehr gerecht werde, ſuchten die Geſetzgeber doch keineswegs der Produktion 
neue Wege vorzuſchreiben oder ſie zum Aufſuchen neuer Wege zu treiben; ſie 
wagten es nicht, den wirtſchaftlichen Kräften eine höhere, die alten Gewohnheiten 
kränkende Anſpannung zuzumuten. Da man unmittelbar nichts weiter von ihnen 
verlangte als gleichmäßige Regelung und gleichmäßigen Schutz, ſo ſchickten ſie ſich 
an, beides zu gewähren, indem ſie zu den überkommenen Ordnungen zurückgriffen 
und dieſe nur allgemein gültig zu befeſtigen und im einzelnen auszubilden 
ſtrebten. Den Schwung neuer Gedanken darf man in dieſer Geſetzgebung 
nicht ſuchen. 

Da war zunächſt der große Streit zwiſchen Stadt und Land. Ihm gegen— 
über ließ ſich die Geſetzgebung von der Anſicht leiten: das Land ſei auf die 
Urproduktion zu beſchränken, den Städten und den mit Marktrecht begabten 
Flecken ſei Handel und Gewerbe ausſchließlich vorzubehalten. Nach der Strenge 
dieſes Grundſatzes iſt dem Landmann nur ein Handel geſtattet: der Verkauf 
ſeines ſelbſtgezogenen Getreides und ſonſtiger landwirtſchaftlicher Produkte; auch 
dieſer Verkauf jedoch, ſoweit er nicht dem unmittelbaren Hausbedarf dient,?) ſoll 
ausſchließlich auf dem ſtädtiſchen Markt geſchehen. Daß der Händler dem ſtäd— 
tiſchen Markt zuvorkomme und dem Bauer ſeine Produkte an Ort und Stelle 


) Bei den nachfolgenden Beiſpielen beziehe ich mich vornehmlich auf folgende Territorien 
und folgende Quellen: a) Oeſterreich: Krones, Die landesfürſtlichen und landſchaftlichen Pa— 
tente ꝛc. 1493 — 1564. In den Beiträgen zur Kunde ſteiermärk. Geſchichtsquellen, Jahrg. 18, 
19. — Codex Austriacus 1704. — Polizeiordnung von 1542 (Auszug bei Bucholtz VIII 281 fg. 
Eine Polizeiordnung von 1518 erwähnt Pritz, Geſch. des Landes ob der Enns II 212). — 
b) Baiern: Landesordnungen von 1474 (Krenner VII), 1501 (Krenner XIII), 1516, 1553, 1616 
(über Zeit und Ausgaben vgl. Stobbe J 2, S. 365). — c) Württemberg: Landesordnungen 
von 1495—1567 (Reyſcher, Sammlung der württembergiſchen Geſetze XII. Vgl. Wächter, würt⸗ 
temberg. Privatrecht I). — d) Niederlande: Codex Belgicus. Antwerpen 1662. — Henne, 
Histoire du régne de Charles V., Bd. V. — e) Jülich-Berg: Polizeiordnung von 1558. — 
t) Sachſen: Codex Augusteus. Auszug von Schaffrath, Codex Saxonicus 1842. (Ueber die 
älteſten Landesordnungen von 1446 und 1482 vgl. Stobbe J 2, S. 370.) — Falke, Kurfürſt 
Auguſt in volkswirtſchaftl. Beziehung. — g) Brandenburg: Rezeſſe des ſechzehnten Jahrhunderts 
bei Mylius VI. Daſelbſt in der „Nachleſe“ Polizeiordnung der Städte von 1515. 

) Vgl. z. B. bairiſche Landesordnung von 1501 (Krenner XIII S. 289 fg. ). 
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abkaufe, wird als ſtrafbarer „Vorkauf“ verboten. Was dann die gewerblichen 
Produkte angeht, ſo ſoll deren offener Verkauf zugleich auf den Städter und auf 
den Stadtmarkt beſchränkt werden. Berechtigt zum Verkauf iſt da in erſter Reihe 
der Bürger der Stadt, in welcher verkauft wird, in zweiter Reihe, durch mancher— 
lei Laſten und Benachteiligungen zurückgedrängt, der auswärtige durch Verträge 
oder Herkommen berechtigte Handelsmann. Daß der Bauer oder der ſtädtiſche 
Händler oder gar der Hauſierer in den Häuſern oder Wirtſchaften der Dörfer 
verkaufe, wird von der fürſtlichen Geſetzgebung hartnäckig bekämpft. Mit dem 
Handel hängt weiter die gewerbliche Arbeit zuſammen. In Bezug auf dieſe folgt 
man einem Grundſatze, der in ſeiner letzten Konſequenz dahin führt, den Dörfern 
nur ſolche Gewerbe, welche, wie das Handwerk von Metzger und Wirt, Schneider 
und Schmied, für den täglichen Bedarf arbeiten, zu geſtatten und auch ihnen 
noch die Beſchränkung aufzulegen, daß ſie nur auf feſte Beſtellung des Verzehrers 
liefern, nicht aber zum offenen Verkauf auslegen. 

Die Abſicht bei derartigen Anordnungen iſt, die Scheidung der Stände, 
die in dem allgemeinen Gegenſatz zwiſchen Bürger- und Bauernſtand gipfelt, zu 
befeſtigen. Jedermann, ſagt ein brandenburgiſcher Landtagsabſchied von 1536, 
ſoll ſich an dem ſeinem Stand entſprechenden Beruf genügen laſſen.!) Aller— 
dings war es unmöglich, die bezeichneten Grundſätze in voller Schärfe durchzu— 
führen. Wenn z. B. der Bauer ziemlich folgerichtig angehalten wurde, ſeine 
Produkte auf den ſtädtiſchen Markt zu bringen, fo war es dem Adel und den 
Prälaten nicht wohl zu verwehren, daß ſie ihre ſelbſtgezogenen oder als Abgabe 
eingenommenen Getreidemaſſen, Wein und Wolle nach freiem Belieben aus— 
führten oder dem Händler an Ort und Stelle verkauften.?) Wenn ferner die 
Ausſchließung des Gewerbes vom platten Land in dünner bevölkerten Landen des 
Nordoſtens, wie Sachſen und Brandenburg, bis zu einem hohen Grad durch— 
geführt wurde, ſo mußte man in den ſtärker bevölkerten und höher entwickelten 
Gebieten im Süden und Weſten mannigfache Konzeſſionen machen, beſonders zu 
Gunſten ſolcher Gewerbe, welche, wie Spinnerei und Weberei, einen zweck— 
mäßigen Standort auf dem Lande erſahen: es war genug, wenn man ſie nötigte, 
ihre Waren zum ſtädtiſchen Markte zu bringen und dieſelben der gleichen Prüfung 
zu unterwerfen, welcher die Erzeugniſſe der ſtädtiſchen Zunftmeiſter unterſtanden. 
Allein dies waren Ermäßigungen, die freilich in ihrer Fülle und Verſchiedenheit 
unüberſehbar waren, aber die Regel einer ſcharfen Scheidung von ſtädtiſcher und 
ländlicher Arbeit keineswegs umſtießen. 

Folgen wir der Geſetzgebung, wie ſie von dieſem Streit zwiſchen den weiteſten 
wirtſchaftlichen Kreiſen ſich zu den Störungen, die im Inneren derſelben hervor— 
traten, hinwandte. In Bezug auf die ländlichen Verhältniſſe faßte ſie, wenn 
wir von den ſogenannten Regalien des Bergbaues und der Jagd als beſonderen 
Erſcheinungen abſehen, vor allem die Erhaltung des Bauerngutes und der 


1) Mylius VI S. 37. ' 

2) Beiſpiele in Brandenburg: Rezeſſe von 1534 (Mylius VI S. 28), 1536 (S. 34, 39), 
1540 (S. 61. Vgl. Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte XIX S. 277). — Oeſterreich: Bucholtz VIII 
S. 256. — Baiern: P.⸗O. 1616, II S. 2. 
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zuſammenſchwindenden Wälder ins Auge. Man begann ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert durch allgemeine Anordnungen hier und da die Unteilbarkeit des bäuer⸗ 
lichen Gutes feſtzuſetzen, den Ankauf desſelben zur Abrundung der Herrengüter 
zu verbieten oder doch zu erſchweren. Hinſichtlich der Waldungen begnügten ſich 
viele Fürſten, z. B. Brandenburg und Sachſen, mit ſorgſamerer Bewirtſchaftung 
der zum Kammergut gehörigen Forſten; andere Regierungen, z. B. in Jülich, 
in Württemberg, Baiern, Salzburg und den öſterreichiſchen Landen, führten 
gleichmäßige Anordnungen und im Gefolge derſelben eine gleichmäßige Aufſicht 
ein über Abtrieb und Aufforſtung der ſämtlichen im Fürſtentum gelegenen Wälder. 
Sie griffen damit in die Autonomie der waldbeſitzenden Perſonen und Genoſſen— 
ſchaften ein, und einmal auf dieſem Wege, wurden ſie bald zu weiteren Eingriffen 
in die ſelbſtändige Regelung wirtſchaftlicher Dinge, wie ſie Dorf- und Mark— 
gemeinden ausübten, geführt. In den Gegenden des zerſplitterten Beſitzes waren 
es die aus dem gemeinen Weiderecht entſpringenden Konflikte,“) in den Landen 
der ſtarken Gutsherrlichkeit und des ſchwachen Bauernſtandes, wie in Brandenburg, 
war es das Intereſſe der Gutsherren, ihre Bauern an die Scholle zu binden 
und ihre Dienſte möglichſt ausgiebig zu regeln, welches zu allgemeinen Anord— 
nungen trieb.?) 

Indes, mehr als dieſen ländlichen Verhältniſſen war doch vorläufig die 
Geſetzgebung dem anderen großen Wirtſchaftsgebiete, den ſtädtiſchen Betrieben, 
zugewandt, und da wieder in erſter Reihe den Verlegenheiten von Handwerk und 
Gewerbe. Wenn man hier allgemein regeln wollte, ſo mußte man vor allem die 
Selbſtändigkeit der Zünfte angreifen. Dieſe Genoſſenſchaften hatten in den Zeiten 
ihres Emporſtrebens in manchen Städten, wie in Köln, Aachen und Frankfurt, 
eine Höhe der Autonomie erreicht, auf der ſie in den Angelegenheiten des Gewerbes 
und der korporativen Verfaſſung völlig ſelbſtändig ſtatuierten und verwalteten. 
Vor Ausgang des Mittelalters wurden jedoch ſolche Extreme beſeitigt: überall 
hatte die ſtädtiſche oder auch die fürſtliche Obrigkeit das Recht der Aufſicht, wie 
auch der unmittelbaren Anordnung wieder an ſich gezogen. Aber während die 
fürſtliche Hoheit ſich zunächſt in Privilegien oder Anordnungen bethätigte, welche 
je einer einzelnen Genoſſenſchaft zu teil wurden, ſchritt ſie ſeit den Zeiten der 
Landesordnungen zu dem Unternehmen voran, ſowohl hinſichtlich der Zunftver— 
faſſung als der Technik des Gewerbes allgemeine Verordnungen zu erlaſſen und 
mittelſt der landesherrlichen Verwaltung durchzuführen. 

So geſchah es, daß Ferdinand I. im Jahre 1527 eine Handwerkerordnung 
für die fünf öſterreichiſchen Herzogtümer erließ, in welcher die geſamte Zunft— 
verfaſſung eingehend geregelt wurde.?) In nicht ſo umfaſſender Weiſe, aber 
nach denſelben Anſchauungen von dem Bedürfnis des Gewerbes und den Befug— 
niſſen der Regierung, machte ſich die fürſtliche Geſetzgebung überall ans Werk, 


) Ueber Württemberg vgl. Wächter J S. 132 fg. 

) Bornhak, Geſchichte des preußiſchen Verwaltungsrechts 1 S. 122 fg. 

) Krones in den Beiträgen zur Kunde ſteiermärk. Geſchichtsquellen XIX S. 18. Ueber 
die 1551 vorgenommene Reviſion vgl. Pritz, Geſchichte Oberöſterreichs II S. 258. Einiges über 
den Inhalt bei Bucholtz, Geſch. Ferdinands I., VIII S. 263. 
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die Verfaſſung der Zünfte in den Punkten, wo allgemeine Mißſtände hervortraten, 
durch allgemeine Verordnungen zu beſſern. Und zugleich mit der Verfaſſung griff 
ſie die Technik der Gewerbe an. Bald handelte es ſich darum, dem Rückgang 
einer Induſtrie zu ſteuern, indem man, wie es in Württemberg geſchah, ) über 
Anfertigung und Maß der Wollentücher geſetzliche Vorſchriften erließ, oder indem 
man, wie es in Sachſen mit dem Handwerk der Tuchſcherer verſucht wurde, eine 
durch das ganze Land geordnete Aufſicht über den Betrieb errichtete; ?) bald galt 
es, in einem blühenden Gewerbe ſolide und kunſtgerechte Arbeit zu ſichern, z. B. in 
der viel bewunderten Tapiſſerie von Flandern und den Nachbarprovinzen, für 
welche eine landesherrliche Verordnung?) ſowohl Technik wie die Verfaſſung des 
Gewerbes regelte. 

Bei all dieſen Anordnungen herrſchte derſelbe konſervative Geiſt, der vorher 
bezeichnet iſt. Man hielt die überlieferte Organiſation der Gewerbe nach Zünften, 
vor allem den Grundſatz, daß, wer von der Zunft ausgeſchloſſen, auch vom 
Gewerbe ausgeſchloſſen ſei, ſowie das weitere Beſtreben, die noch freien Gewerbe 
in zünftige Formen zu bringen und die großen Zünfte nach beſonderen Gewerbs— 
zweigen in kleinere zu zerlegen, für durchaus zutreffend; man hielt nicht minder 
die Gewohnheit, den techniſchen Betrieb durch Zunftſtatuten gleichmäßig vorzu— 
ſchreiben und mit den Vorſchriften immer ſchärfer ins Einzelne einzudringen, für 
notwendig. Nicht alſo um dieſe Ueberlieferungen mit neuen Ordnungen zu zer— 
ſetzen, ſondern um da, wo die Autonomie der Zünfte in ihrer Verfaſſung allge— 
meine Mängel beſtehen oder Mißbräuche einreißen ließ, zu beſſern, um da, wo 
die lokalen Zunftſtatuten die gewerbliche Arbeit nicht zu der erforderlichen Höhe 
zu heben vermochten, mit durchgreifender Kraft an ihre Stelle zu treten, unter— 
nahm die fürſtliche Geſetzgebung ihre immer neuen und tieferen Eingriffe. 

Wenn aber die fürſtliche Politik ſich der Förderung des Gewerbes mit 
ſolchem Ernſt unterzog, ſo wurde ſie ſchon durch die hier in Betracht kommenden 
Intereſſen genötigt, ihre Fürſorge auch dem verwandten Gebiet des Handels 
zuzuwenden, und zwar zunächſt den Fragen der freien Ein- und Ausfuhr. Das 
durchgehendſte Motiv, welches ſchon im fünfzehnten Jahrhundert die Landesfürſten 
beſtimmte, ſich mit dieſen Dingen zu beſchäftigen, lag allerdings urſprünglich nicht 
fo ſehr in den gewerblichen Intereſſen, als in denjenigen der Konſumenten. Man 
verbot nach einem ſich raſch verbreitenden Grundſatz die Ausfuhr des Getreides 
in den Zeiten der Teuerung. Aber fortſchreitend von dem Schutz des Getreide— 
verbrauchs zu demjenigen der landwirtſchaftlichen Produktion oder auch zum Schutz 
ſolcher Gewerbe, welche mit der Landwirtſchaft zuſammenhängen, verbot oder 
beſchränkte man weiterhin die Einführung fremder Weine und Biere. Ein letzter 
Schritt führte zum Schutz der ſtädtiſchen Gewerbe, und da vor allem wieder der 
ſchwer bedrängten Tuchweberei. Verbote oder in der Regel nur Beſchränkungen 


1) Polizeiordnung von 1549 (Reyſcher XII S. 162). Landesordnung von 1552 (a. a. O. 
S. 210). Techniſche Vorſchriften betreffend Bierbrauerei in Baiern (L.-O. 1553, IV 2, 9), 
in Oeſterreich (Bucholtz VIII S. 259). 

2) Schmoller, Staßburger Tucher- und Weberzunft, S. 540. 
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der Ausfuhr roher Wolle, der Einfuhr fremder Tücher, und im Zuſammenhang 
damit ähnliche Maßregeln für andere Gewerbe begegnen uns ſeit Ausgang des 
fünfzehnten und im Lauf des ſechzehnten Jahrhunderts in ſtetig wachſender Zahl. 

Hand in Hand mit derartigen Regeln des Schutzes ging die Fürſorge für 
den Handelsverkehr ſelber. Die Entwickelung eines Handels, welcher Deutſchland 
mit engem Netze überſpannte und in kühnen Linien in alle Grenzlande Europas 
hineinreichte, war eine der ſtolzeſten Leiſtungen der deutſch-mittelalterlichen Städte. 
Als Ergebnis dieſer Entwickelung fanden die fürſtlichen Regierungen ein Her— 
kommen vor, kraft deſſen der durchgehende Handel ſich auf beſtimmten Straßen⸗ 
zügen bewegte, fie fanden einen rechtlichen Zuſtand, in dem die großen, an den 
Knotenpunkten des Verkehrs gelegenen Städte das Stapelrecht beſaßen und immer 
ſchärfer auszubilden beſtrebt waren, während die dazwiſchenliegenden Städte ihre 
alten Stapelrechte verloren hatten oder nur unter fortgehender Schwächung behaup— 
teten. So waren die großen Seeſtädte, wie Hamburg, Lübeck und Stettin, er— 
folgreich bemüht, mit Hülfe ihrer Stapelrechte die rückwärts liegenden Binnenſtädte 
von dem früher betriebenen überſeeiſchen Handel auszuſchließen; an den großen 
Strömen wußten einzelne Städte, z. B. an der Oder Breslau und Frankfurt, 
an der Elbe Magdeburg, am Rhein Mainz und Köln, an der Donau die Stadt 
Wien, den großen Flußverkehr in weitem Bereich nach aufwärts und abwärts 
mit Hülfe des Stapels in ihren Alleinbeſitz zu bringen; durch dasſelbe Vorrecht 
endlich, verbunden mit großen Jahresmeſſen, gewannen Städte, wie Leipzig und 
Frankfurt, eine herrſchende Stellung im Landhandel. Bindung des Verkehrs an 
die hergebrachten Straßenzüge und Erhebung beſtimmter Handelsplätze zu beherr— 
ſchender Stellung, das waren alſo die Ziele, welche durch den Gang der Dinge 
vorgezeichnet waren. Um dieſe Errungenſchaften zu ſichern und weiter auszubilden, 
dazu bedurfte es aber einer Kraft, die über den Machtbereich der einzelnen Stadt 
hinausging: und mit ſolcher Kraft für ſolche überkommene Aufgaben einzutreten, 
das war eben der Sinn der fürſtlichen Handelspolitik. 

Wer ein großes Fürſtentum beherrſchte, dem kam es zunächſt darauf an, 
die Straßenzüge und die Stapelrechte im Innern des eigenen Landes zu ſchützen. 
Da hatten die Herzoge von Pommern den Stapel von Stettin zu wahren; !) der 
Kurfürſt von Sachſen hatte über der hohen Landſtraße zu wachen, welche von 
Breslau und den Lauſitzer Städten in ſein Land eintrat und von da zu ſeiner 
Stadt Leipzig führte, einem der bedeutendſten Stapelplätze Deutſchlands, mitten 
in der Hauptkreuzung des Verkehrs vom Norden nach dem Süden, vom Oſten 
nach dem Weſten des deutſchen Reiches und ſeiner Nachbarländer;?) die öſter— 
reichiſchen Landesherren ſuchten mit gleichem Eifer ihrer Stadt Wien die aus— 
ſchließliche Vermittelung des Verkehrs zwiſchen Deutſchland und Ungarn auf der 
Donauſtraße, zwiſchen Venedig und Ungarn auf der Landſtraße zu erhalten,) 
fie achteten darauf, daß der große Verkehr, der über Wien und Innsbruck nach 
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Italien führte, auf den altgewohnten Straßen durch Steiermark und Tirol blieb. 
Man dachte ſich bei dieſem Verfahren die Verkehrsintereſſen des Fürſtentums als 
zuſammengehörig und wollte ſie in ihrer Zuſammengehbörigkeit dem gleichen Schutz 
und der gleichen Regel unterwerfen. 

Notwendig mußte jedoch dieſe Fürſorge für den einheimiſchen Verkehr über 
die Grenzen des eigenen Fürſtentums hinausführen. Denn nur dann konnte 
der Handel desſelben größere Bedeutung gewinnen, wenn er durch die Nachbar— 
gebiete fortgeſetzt wurde; der Fortſetzung aber ſtanden die Sperrmaßregeln der 
benachbarten Fürſten, ihre unerbittliche Ausbildung des Stapelrechts beſtimmter 
Städte entgegen, oder auch der Mangel an neuen Verkehrswegen, wie ſie durch 
die Zunahme des Handels erfordert wurden. Abermals waren es da die Fürſten, 
welche die ſtarke Vertretung ihres Kaufmannsſtandes übernahmen. Durch Handels— 
ſperren und Handelsverträge ſuchten ſie die ſtreitigen Intereſſen der Nachbar— 
gebiete auszugleichen, unter Verhandlungen und koſtſpieligen Arbeiten ſuchten ſie 
dem Verkehr neue Wege zu eröffnen. So ſehen wir Ferdinand J. beharrlich das 
Ziel verfolgen, für den böhmiſchen Handel die Elbeſchiffahrt von Prag nach 
Magdeburg, für den ſchleſiſchen Handel die Oderfahrt von Breslau nach Frank— 
furt frei zu machen und dann weiter durch die Schaffung einer Waſſerverbindung 
zwiſchen Oder und Elbe einen Verkehrsweg von Böhmen nach der Oſtſee, von 
Breslau nach der Nordſee zu eröffnen. Es gelang ihm endlich auch,“) eine aller— 
dings beſchränkte Zulaſſung der Oderfahrt von Breslau über Frankfurt und weiter 
nach Stettin von Kur-Brandenburg zu erringen. 

Am bedeutendſten geſtaltete ſich dieſe Politik, wenn ſie die Sache des 
deutſchen Handels dem Ausland gegenüber vertrat. Und es gab wenigſtens eine 
fürſtliche Regierung, die ſich dieſer Aufgabe in großem Sinn und mit großem 
Erfolg unterzog: das waren die burgundiſchen und nach ihnen die öſterreichiſchen 
Herrſcher der Niederlande. „Der Wohlſtand der Niederlande,“ ſo ſagte ein Edikt 
Karls V. von 1537, 2) „iſt vorzüglich auf Kaufmannſchaft begründet.“ Dieſem 
Grundſatz gemäß waren die ausländiſchen Beziehungen der niederländiſchen Fürſten 
ſeit den Zeiten Philipps des Guten von merkantilen Intereſſen durchzogen; Handels— 
ſtreitigkeiten und Handelsverträge bildeten einen weſentlichen Teil ihrer Politik. 
Es war denn auch, wenigſtens zum Teil, den ſtets erneuten Vereinbarungen mit 
England zu danken,?) daß die Stadt Antwerpen den Hauptſtapel für den gewal— 
tigen Export engliſcher Tücher, welche die deutſche Tuchweberei allerwärts ſchlugen, 
behauptete. Die engen Beziehungen, in welche das burgundiſche Haus zu Portugal 
getreten war,“) zu denen unter Karl V. ebenſo innige Verbindungen mit Spanien 
hinzukamen, trugen dann dazu bei, dieſelbe Stadt Antwerpen zum Stapelplatz 
des portugieſiſchen und ſpaniſchen Handels und ſomit zum vornehmſten Markt 


1) Vertrag von 1555 (Klöden, Oderhandel IV S. 59 fg.) Erweitert 1567 (a. a. O. V S. 2). 
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der portugieſiſch-ſpaniſchen Kolonialwaren für die öſtlich und nördlich gelegenen 
Lande zu erheben. Kaum war ferner in dem entlegenen Schweden die neue 
Dynaſtie der Waſa zur Herrſchaft gelangt, als die niederländiſche Regierung bei 
der Hand war, durch einen Vertrag!) ihren Kaufleuten den ſchwediſchen Handel 
zu ſichern und ihnen den Weg zur überlegenen Konkurrenz mit den Oſtſeeſtädten 
zu eröffnen: letzteres um ſo nachhaltiger, da ein weiterer Vertrag mit Dänemark 
von 1544 die Durchfahrt durch den Sund ſicherte.“) 

So durch die Politik des Herrſcherhauſes gefördert und durch eine unver— 
gleichliche einheimiſche Induſtrie gekräftigt, nahm der niederländiſche Handel bis 
über die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts hinaus einen immer ſtolzeren Auf— 
ſchwung. Man unterſchied damals in dem überſeeiſchen Verkehr der Niederländer 
zwei große Richtungen, von denen die eine nach Spanien, Portugal und Italien, 
und weiter über Italien nach der Levante, über Portugal nach Madeira, den 
kanariſchen Inſeln und nach San Thomas an der afrikaniſchen Küſte führte, 
während die andere auf Frankreich, England und Skandinavien wies.) Die 
herrſchende Stellung unter den dabei beteiligten Hafenplätzen nahm die Stadt 
Antwerpen ein. Sie wurde von ſachverſtändigen Zeitgenoſſen wohl für den erſten 
Handelsplatz der Welt erklärt, jedenfalls nahm ſie die erſte Stelle im deutſchen 
Reiche ein. Bei einer Zählung von 1568, als der erſte Rückgang ſchon begonnen 
hatte, fand man über 100 000 eingeſeſſene Bewohner, daneben eine aus allen 
Nationen Süd- und Weſteuropas beſtehende, wandernde Bevölkerung, welche ein 
kundiger Forſcher auf die Hälfte der feſten Einwohnerſchaft anſchlägt.“) Gewiß, 
die Verbindung dieſer Stadt und dieſes Landes mit dem Reich war von unſchätz— 
barem Wert und kaum zu verſchmerzen, wenn ſie gelöſt wurde. 

Halten wir aber, nachdem wir den Gang der Dinge bis zu dieſem Höhe— 
punkt auswärtigen Verkehrs verfolgt haben, in der Fortſetzung unſerer Betrachtung 
inne. Es iſt Zeit, einer Schwierigkeit zu gedenken, welche den Blick auf die 
ganze Reihe der bisher beſprochenen Verſuche wirtſchaftlicher Neuordnung zurück— 
führen muß, weil ſie in der Geſamtheit der in Betracht gekommenen Wirtſchafts— 
zweige ſich bemerklich machte: ich meine die Notwendigkeit eines reichlicheren und 
beweglicheren Kredits. Der Ruf nach der Reform der ſtrengen Zinsgeſetze erſcholl 
ebenſowohl von den Märkten der großen Handelsſtädte, wie aus den Kreiſen der 
kleinen Landleute: die fürſtliche Geſetzgebung, da ſie einmal die wirtſchaftliche 
Entwickelung unter ihre Obhut genommen, mußte zu dieſer Forderung vor allem 
Stellung nehmen. Aber nirgends ſah ſie ſich zugleich in ein ſolches Gewirr von 
Verlegenheiten geführt. Denn während ſie ſonſt ſich eng an die überlieferten 
Rechte und Grundſätze anſchloß, drängte hier die Macht der Verhältniſſe auf 
neues Recht und neue Anſchauungen. Nur zögernd und widerſtrebend ließ ſie 
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ſich denn auch vorwärts treiben. Am leichteſten geſtand ſie dem Kaufmann die— 
jenigen Formen des Kredits zu, welche er ſich als Sonderrecht geſchaffen, und 
welche mit größerer Beweglichkeit im Abſchließen und Auflöſen die Ausſicht auf 
hohen Gewinn oder Verluſt verbanden: ſo vor allem die offene und die ſtille 
Geſellſchaft, den Wechſel und das hoch verzinsliche kaufmänniſche Darlehen.!) 
Aber ſchon mußte man auch, wenngleich unter vielen Kautelen gegen wucheriſche 
Ausbeutung, ſich herbeilaſſen, dem Bauer die Aufnahme von Geld auf ſeine 
bevorſtehende Wein- oder Getreideernte zu geſtatten,?) und endlich, ſeit der Mitte 
des ſechzehnten Jahrhunders, wagte man es vielfach, bloß einen Maximalzins 
von fünf oder ſechs Prozent feſtzuſtellen, wobei es der Praxis der Gerichte und 
der Parteien überlaſſen wurde, die Form des reinen zinsbaren Darlehens unter 
dieſer Beſchränkung einzuführen.) 

Dieſe langſame Befreiung des Kredits war eine Maßregel, welche, wie 
bemerkt, gleichmäßig auf alle Zweige wirtſchaftlicher Thätigkeit einwirkte. Es 
könnte mit ihr dieſe Betrachtung über den Geiſt und die Aufgaben der fürſtlichen 
Geſetzgebung beendet werden, wenn nicht noch einige Verhältniſſe ſich der Auf— 
merkſamkeit aufdrängten, die zwar nicht ausſchließlich wirtſchaftlicher Natur waren, 
aber doch mit den wirtſchaftlichen Zuſtänden innig zuſammenhingen und in den 
fürſtlichen Erlaſſen ſich einer ganz beſonderen Aufmerkſamkeit erfreuten: das waren 
die Fragen der öffentlichen Sicherheit und die großen Gegenſätze von Luxus und 
Armut, Müßiggang und Arbeit. 

Die Störung der öffentlichen Sicherheit durch eine fortlaufende Reihe von 
Fehden und Raubkriegen war in der Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts nicht 
völlig, aber doch in der Hauptſache überwunden; in dieſer Beziehung hatten die 
langen Bemühungen um Landfrieden und Reichsgericht ihre Früchte getragen. 
Allein zahlreich waren noch die Menſchenklaſſen, welche auf Gewaltthat und Raub 
im kleinen angewieſen waren, und um nur die gefährlichſte unter ihnen zu nennen, 
weiſe ich auf die deutſchen Landsknechte hin. Seitdem Maximilian I. dieſe Miet— 
ſoldaten als eine Truppe mit eigenen militäriſchen Fertigkeiten und Einrichtungen 
organiſiert hatte, zeigte es ſich, welch großen Ueberſchuß an kriegstüchtiger und 
abenteuerſüchtiger Mannſchaft das Handwerk in den Städten, die Bauerſchaft 
auf dem Lande abzugeben vermochte: ganz Deutſchland war erfüllt mit bewaff— 
neten Knechten, welche den Kriegsdienſt zum Lebensberuf machten. Dieſe Lands— 
knechte jedoch mit ihrer ſteten Geldnot, ihrer Raubſucht und Ueberhebung über 
den friedlichen Einwohner waren eine ſchwere Plage für das Land, deſſen Fürſt 
ſie in ſeinem Dienſt hatte, und ganz unerträglich waren ſie, wenn ſie ohne Be— 
ſtallung, unter Betteln und Gewaltthaten, ſich in den Landen umhertrieben, bereit, 
ihre Dienſte jedem Kriegsoberſten für geſetzliche oder ungeſetzliche Zwecke zu ver— 


1) Ueber letzteres (12 Prozent geſtattet) ſ. z. B. Codex Belgicus s. v. Woecker § 6, 7. 

2) So in Württemberg (L.⸗O. 1552. Reyſcher XII S. 208), in Baiern (P.⸗O. 1553. III 
4, 5), in Oeſterreich (Bucholtz VIII S. 258). 

3) Daß z. B. die ſächſiſchen Zinsgeſetze von 1550 (Schaffrath 1 S. 31) und 1583 
(I S. 159) dieſe Folge hatten, entnehme ich aus der Stelle bei Wächter, Württemberg. Privat: 
recht 1 S. 496 Anm. 8. 
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kaufen. Die öffentliche Sicherheit durch präventive Maßregeln und durch raſches 
Eingreifen gegen Gewaltthaten zu ſchützen, hatten nun die Fürſten von jeher zu 
ihren Aufgaben gerechnet; erſt dieſe neuen Mißſtände gaben aber den Anlaß zu 
einer ausgebildeteren Sicherheitspolizei. Zum Schutz der friedlichen Bevölkerung 
erfolgten jetzt gleichmäßige, das ganze Land umfaſſende Vorſchriften, und im Gefolge 
derſelben eine ſchärfere Aufſicht über Einwohner und Fremde, vermehrte Befugniſſe 
der Beamten und Einrichtung einer kleinen bewaffneten Mannſchaft zur Nieder— 
werfung der Gewaltthäter. 

Die Plage der unbeſchäftigten Landsknechte ſtand übrigens in einem größeren 
Zuſammenhang; fie war eine Folge jener wirtſchaftlichen Umwälzung, welche jo 
viele Kräfte hob, ſo viele aber auch unbeſchäftigt ausſtieß. In dieſer Beziehung 
konnte man zwei andere Uebel der Zeit mit ihr zuſammenſtellen: die übermäßige 
Zunahme des Bettels auf der einen und des Luxus auf der anderen Seite. Auch 
dieſe Schäden forderten die fürſtliche Geſetzgebung heraus, und vielleicht hat ſie 
nirgends mit ſolcher Vorliebe eingegriffen wie gerade hier. Der leitende Gedanke 
war wieder die ſcharfe Trennung der verſchiedenen Geburts- und Berufsſtände. 
Demgemäß ſuchte man für jedermann den ſtandesgemäßen Aufwand in Kleidung 
und Feſteſſen zu beſtimmen, für alle ſuchte man die Ausſchreitungen der Trink— 
gelage zu beſchränken, indem man ſtreng verbot, dem Tiſchgenoſſen zuzutrinken. 
Die Anordnungen waren ſo ſcharf und ins Einzelne gehend, daß, wenn ſie wirklich 
befolgt worden wären, die Deutſchen das mäßigſte Volk hätten werden müſſen, 
während doch in mancher Hinſicht, beſonders in Bezug auf geſelliges Trinken, 
das gerade Gegenteil hervortrat. Nicht minder ſtreng ging man gegen Bettel 
und Müßiggang vor. Das Almoſenbitten wird zu einem Vorrecht gemacht, 
welches die Obrigkeit den arbeitsunfähigen Armen gewährt. Wer arm und zur 
Arbeit kräftig iſt, ſoll ſich als Dienſtbote vermieten. Damit die Bettlerkinder 
nicht in das Treiben ihrer Eltern hineinwachſen, ſollen ſie ihnen zeitig genommen 
und zur Handwerkslehre oder anderen Arbeiten angehalten werden. 

Wie man mit ſolchen Anordnungen das Gebiet der Arbeitspolizei betritt, 
ſo ſieht man ſich bald weiter geführt zum Arbeitslohn für Geſinde, Tagelöhner 
und mancherlei Handwerker, man unternimmt es, den Lohnſatz durch obrigkeitliche 
Feſtſetzungen zu beſtimmen. Und einmal mit Regelung des Arbeitslohnes be— 
ſchäftigt, ſchreitet man weiter zur Regelung der Preiſe für beſtimmte Nahrungs— 
mittel oder für einzelne gewerbliche Produkte. Allein ich wage es nicht, hier 
noch tiefer einzudringen; die Mannigfaltigkeit dieſer Dinge iſt ſo groß, daß ſie 
kaum zu erſchöpfen wäre. Schließen wir daher unſere Betrachtung über die 
fürſtliche Geſetzgebung und kehren wir zurück zu dem Geſichtspunkt, von dem wir 
ſie angeſtellt haben. 

Es wurde geſagt, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf einen gleich— 
mäßigen Schutz und gleichmäßige Regeln drängten und daß die Einwohner des 
Fürſtentums dieſen Schutz und dieſe Regeln bei ihrer Obrigkeit nachſuchten. Die 
eigentlichen Inhaber der obrigkeitlichen Gewalt im Fürſtentum waren aber der 
Fürſt und die Landſtände. Indem beide jenen Forderungen entgegenkamen und 
zugleich aus ſich ſelber den Gedanken der Erweiterung und Einigung der öffent— 
lichen Gewalt erzeugten, kam es durch die Verbindung dieſer zwei Beſtrebungen 
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dahin, daß das Fürſtentum einheitlichen Landſteuern unterworfen ward, daß die 
fürſtliche Regierung die Mittel empfing zu einer ſelbſtändigen Vertretung des 
Fürſtentums und des Fürſtenhauſes nach außen in Krieg und Politik, und daß 
endlich jene wirtſchaftliche Geſetzgebung erging, welche das Leben der Unterthanen 
mit feſten Ordnungen umſpannte und das Fürſtentum zu einem geſchloſſenen 
wirtſchaftlichen Gebiet machte. Dieſe eine Neuerung hatte aber ſofort eine zweite 
im Gefolge: ſie erforderte eine Erweiterung und ſtraffere Zentraliſation der 
Verwaltung. In der That ſehen wir denn auch die Fürſten eifrig beſchäftigt, 
an ihrem Hofe kollegiale Behörden für die allgemeine Regierung, für wirtſchaftliche 
Verwaltung, für Krieg und Juſtiz zu organiſieren; in den Bezirken des Landes, 
den Aemtern, wurde das fürſtliche Beamtentum mit neuen Befugniſſen verſehen 
und der zentralen Regierung untergeordnet; kurz, der Einheit der Geſetzgebung 
folgte die Einheit der Verwaltung nach. 

Viel zu weit würde es führen, wenn ich nun die neuen Formen, welche 
die ſtaatliche Verwaltung des Fürſtentums annahm, näher beſchreiben wollte. 
Allein wie in der Erweiterung und Zentraliſation der Verwaltung die Erhebung 
des Fürſtentums zum Staat unmittelbar zur Anſchauung kommt, ſo darf ich 
doch nicht weiter gehen, ohne darauf hinzuweiſen, daß zu dieſem ſelben Ziel der 
Erweiterung und Zentraliſation neben den bisher berührten Veränderungen im 
Steuerweſen und der Volkswirtſchaft noch eine andere Umgeſtaltung im öffentlichen 
Leben hinführte: ich meine die Neuerungen im Recht und im gerichtlichen Verfahren. 

Die Rechtspflege des Mittelalters war von derſelben Autonomie der Ge— 
richtsgemeinde getragen, wie die Wirtſchaft von der Selbſtändigkeit der Wirt— 
ſchaftsgemeinde. Der Richter ſollte im gerichtlichen Verfahren für die äußere 
Ordnung des Rechtsganges ſorgen; zu urteilen aber, welcher Satz des Rechtes 
und des gerichtlichen Verfahrens in dem beſtimmten Streithandel und in jedem 
Stadium des Prozeſſes anzuwenden ſei, war Sache der Vertreter oder Häupter 
der Gerichtsgemeinde, der Schöffen. Dieſen lag für die Frage, was als Recht 
in dem Gerichtsſprengel gelte, keine ſyſtematiſch durchgebildete Lehre und keine 
umfaſſende Geſetzgebung vor; unvollſtändige Rechtsaufzeichnungen, mündlich be— 
wahrtes Herkommen und die Beurteilung der Verhältniſſe nach den ewigen Geſetzen 
der Billigkeit, das waren die Quellen, nach denen ſie das Recht zu bewahren, 
auszulegen und fortzubilden hatten. Auch die Bürgſchaft für Korrektheit der 
Rechtspflege und für Gleichheit des Rechtes, wie ſie durch Unterordnung der 
Gerichte unter die höhere Inſtanz gewährt wird, kannte dieſe Gerichtsverfaſſung 
nur in geringem Maße, in der Hauptſache nur für den Fall, daß das Recht, 
welches die Schöffen im Urteil ausgeſprochen hatten, von der Partei für Unrecht 
erklärt wurde, oder daß das Recht, welches die Schöffen erſt noch ausſprechen 
ſollten, ihnen ſelber nicht klar war: in beiden Fällen ward die Entſcheidung des 
höheren Gerichtes angerufen. 

In dieſes Herkommen drang nun eine Bewegung ein, welche darauf aus— 
ging, das Recht dem freien Meinen des ungelehrten Schöffen zu entreißen, es 
als eine klare, den Spruch des Gerichtes unbedingt beherrſchende Norm, welche 
durch das Geſetz geboten und durch wiſſenſchaftliches Studium erkannt wird, 
hinzuſtellen. Die erſten Träger dieſer Bewegung waren Männer, welche von 
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der Praxis des kanoniſchen Rechts erfüllt waren, die ſiegreichen Durchführer 
derſelben waren die Jünger des römiſchen Rechtes, welche an den Univerſitäten 
lehrten und lernten. Ihr Grundſatz war, daß das römiſche Recht, wie es ſich 
unter der Pflege der italieniſchen Poſtgloſſatoren gebildet hatte, das allgemein 
herrſchende Recht des römiſch-deutſchen Reiches ſei, und daß die in den ver— 
ſchiedenen Landen und Städten hergebrachten Rechte eben nur als beſondere 
Rechtsſätze, ſoweit ihr Wortlaut reiche und ihre Geltung bewieſen werde, zur 
Anwendung kommen dürfen. Indem ſolche Männer in den Rat und die Ge⸗ 
richte der Fürſten eindrangen, indem ſie den Parteien ihren Rat oder ihre Ver⸗ 
tretung vor Gericht gewährten, vollzog ſich jene große Umwälzung, welche als 
Rezeption des römiſchen Rechts bezeichnet wird und ſeit Ausgang des fünfzehnten 
Jahrhunderts auf Geſetzgebung, Gerichtsverfaſſung und gerichtliches Verfahren 
umgeſtaltend einwirkte. 

Eines der erſten Momente in dieſer Umwälzung, welches zugleich der neuen 
Bewegung entſtammte und ihren Fortgang mächtig beförderte, war die Einführung 
der Appellation in den bürgerlichen Prozeß und damit die Errichtung fürſtlicher 
Appellationsgerichte. Beſtimmend wirkte dabei die Begründung des Reichskammer— 
gerichts. Denn nachdem dieſem Gerichtshof u. a. auch die höchſte Appellations⸗ 
inſtanz in bürgerlichen Rechtshändeln übertragen war, konnten die Fürſten ſich 
nicht wohl der Anforderung entziehen, die Einrichtung, die ſo für das Reich 
getroffen war, für ihre Fürſtentümer nachzubilden: diejenigen, welche gegen die 
Appellation an die Reichsgerichte privilegiert waren, deswegen nicht, weil ſonſt 
ihren Unterthanen ein Fortſchritt der Rechtspflege entzogen wäre, — diejenigen, 
welchen ein ſolches Privileg fehlte, wieder darum nicht, weil ohne eine Zwiſchen— 
inſtanz die Rechtshändel von den gewöhnlichen Gerichten gar zu roh und zu 
zahlreich an das Kammergericht gediehen wären. Aber was war nun die weitere 
Folge dieſer Zentraliſierung? Die oberſten Gerichtshöfe gehörten zu den erſten 
Behörden, in welche die Doktoren des römiſchen Rechtes eindrangen; dieſe waren 
geneigt, die Sprüche der unteren Gerichte nach dem Maß ihres gemeinen Rechts 
zu meſſen, und konnten ſelbſt den mannigfaltigen einheimiſchen Rechtsſätzen keine 
Rechnung tragen, ſolange dieſe nicht durch klare Feſtſtellung der Willkür entrückt 
wurden. Die Forderung, die ſich ſofort erhob, war alſo, die im Land geltenden 
Rechte aufzuzeichnen und zugleich mit der Aufzeichnung fie unter ſich und mit 
dem gemeinen Recht nach Möglichkeit auszugleichen. Genau wie die wirtſchaftliche, 
ſo führte alſo auch die rechtliche Entwickelung zu der Forderung einer umfaſſenden 
Geſetzgebung. Und das Fürſtentum wurde wie der einen, ſo auch der anderen 
Forderung gerecht; von demſelben Zeitpunkt ab, da die Polizeiordnungen und 
Polizeigeſetze erſchienen, wurden Rechts- und Gerichtsordnungen, ſowie einzelne 
Rechtsgeſetze erlaſſen. 

Beiden Neuerungen, der Einführung der Appellation wie der Rechtsgeſetz— 
gebung, lag nun aber der eine oben ausgeſprochene Gedanke zu Grunde, daß 
die Rechtsſätze als unverrückbare Normen, die in der Reinheit ihres Begriffes 
und der Feſtigkeit ihres Zuſammenhanges der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis be— 
dürfen, die Urteile des Gerichts und der übergeordneten Inſtanzen beherrſchen 
ſollen. Wie dieſer Grundſatz ins Leben gerufen wurde, begann das Abſterben 
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der autonomen Schöffenverfaſſung, weil der ungelehrte Schöffe den Anſprüchen 
gelehrter Bildung nicht gewachſen war. Die Umwälzung begann, indem die 
Appellationsgerichte nicht mit Schöffen beſetzt wurden, welche die Gerichtsgemeinde 
vertraten, ſondern mit Beiſitzern, welche der Gerichtsherr ernannte, und unter 
denen die Doktoren des römiſchen Rechts allmählich das Uebergewicht gewannen. 
Der Fortgang der Bewegung ging auf die gleiche Umwandlung der mittleren 
und unteren Gerichte. Um die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts war dieſe 
weitere Umgeſtaltung noch in ihren Anfängen, aber deutlich erkennbar war ſchon 
das Ziel der Entwickelung an einem doppelten Beſtreben: man ſuchte einerſeits 
in den dem Landesherrn unmittelbar untergebenen Gerichten die Urteilfindung 
vom Schöffenkolleg mehr an den fürſtlichen Beamten zu bringen, indem man 
den Richter aus einem nicht urteilenden zu einem miturteilenden Vorſitzenden. 
der Schöffen machte, und indem man ferner mit dem Urteil des Schöffengerichtes, 
das Vergleichsverfahren vor den landesherrlichen Beamten konkurrieren ließ; — 
man ſuchte auf der anderen Seite die eigenen Gerichte der Städte und Grund— 
herren, welche dem Fürſten nur mittelbar untergeben waren, durch Einführung 
der Appellation den fürſtlichen Obergerichten in ſtraffer Weiſe unterzuordnen, und 
man trug ihnen im allgemeinen die aus dem römiſchen Recht geſchöpfte Feind— 
ſchaft gegen jede von dem höchſten Gerichtsherrn eximierte Gerichtsobrigkeit 
entgegen. 

Alſo auch auf dem Gebiete des Rechtsweſens ging mit der neuen Geſetz— 
gebung die Zentraliſation der Verwaltung zuſammen. Die geſamte Bewegung 
verlief nicht anders wie diejenige des wirtſchaftlichen Lebens: man begann mit 
dem Ruf nach gleichmäßiger Regelung der Verhältniſſe durch große Gebiete hin— 
durch; und wie als große zuſammengehörige Gebiete ſich nur die Fürſtentümer 
darboten, ſo erhob ſich in ihnen eine Geſetzgebung und Verwaltung, welche mit 
bisher unerhörter Kraft das Leben der Angehörigen beherrſchte. Das Fürſtentum 
wuchs ſich mehr und mehr zum Staate aus. 

Es iſt eine bedeutende und fruchtbare Entwickelung, der wir hier gegenüber 
ſtehen. Vergeſſen wir aber bei der Betrachtung derſelben nicht, daß ihr Weg 
auch durch bedeutende Verluſte bezeichnet iſt. Jene Zerſplitterung der Wirtſchafts— 
und Rechtspflege in kleine ſelbſtändige Kreiſe ſtand in engem Zuſammenhang 
mit dem Syſtem der Selbſtverwaltung. Wenn die Willküren der Dorf- und 
Markgemeinde, das Gebot der Gutsherren und die Sprüche der Schöffen die 
Verhältniſſe der ländlichen Wirtſchaft regelten, wenn die Zunft und die ſtädtiſche 
Obrigkeit die Ordnungen des gewerblichen Betriebs feſtſetzten, wenn die Gerichts— 
ſchöffen das geltende Recht wahrten und auslegten, ſo waren es die unmittelbar 
Beteiligten, die ihre gemeinſamen Rechte und Pflichten wahrnahmen. Wenn 
aber die fürſtliche Geſetzgebung in dieſe Angelegenheiten eingriff, ſo brachte ſie 
den Grundſatz zur Geltung, daß jede Anordnung, welche der kleine Kreis für 
ſeinen kleinen Bereich treffen konnte, durch fürſtliches Geſetz für dieſen und alle 
gleichartigen Kreiſe getroffen werden könne. Hierin lag das Streben, die Auto— 
nomie der kleineren Kreiſe allmählich aufzuzehren, und dies um ſo nachdrücklicher, 
da ja der landesfürſtlichen Anordnung der herrſchaftliche Beamte folgte, um ſie 
auszuführen: nicht bloß durch gleichmäßige Anordnungen, ſondern auch durch 
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eine zentraliſierte Regierung wurde das Syſtem der Selbſtverwaltung durch— 
brochen. 

Ein ſtarker Schutz und zugleich eine kräftige Entwickelung der freien Ver— 
waltung wäre es nun freilich geweſen, wenn die Landſtände unmittelbar aus 
jenen autonomen Kreiſen hervorgegangen wären. Allein die weltlichen und geiſt— 
lichen Grundherren, welche die vornehmſten Klaſſen der Landſtände bildeten, 
ſtanden mit ihren Rechten und vielfach auch mit ihren Intereſſen außerhalb der 
Dorf. und Gerichtsgemeinde; und ſelbſt die Magiſtrate, welche die landtags— 
fähigen Städte vertraten, fielen meiſtens durchaus nicht mit den gewerblichen und 
kommerziellen Genoſſenſchaften ihrer Stadt zuſammen. Außerdem aber erhob 
ſich bereits im Hintergrund eine zweite Frage. Sollte jenes Streben nach Einigung 
der Geſetzgebung und Verwaltung vor dem Dualismus von Landesherrn und 
Landſtänden ſtille ſtehen? Es iſt ſchon bemerkt, wie wenig die Rechte zwiſchen 
beiden Gewalten abgegrenzt waren. Die Stände hatten einen weſentlichen Ein— 
fluß auf die neue Geſetzgebung: aber das eigentliche Recht, Geſetze zu geben, 
ſchrieben die Fürſten ſich ſelbſtändig zu; die Stände, wo ſie ſich kräftig ent— 
wickelten, gewannen einen bedeutenden Anteil an der Landesverwaltung: aber 
zugleich drängte die Zeit auf eine einheitliche Geſtaltung derſelben, bei der ent— 
weder die Stände oder der Fürſt weichen mußte. Dazu kam dann die kirchliche 
Umgeſtaltung, bald die Macht der fürſtlichen Regierung unermeßlich ſteigernd, 
bald erbitterten Streit ſäend zwiſchen Ständen und Fürſten. Aus all dieſen 
Anläſſen ſollte in kurzem die Frage entſtehen, ob die Herrſchaft an den Fürſten 
oder an die Stände fallen ſollte. 

Aber einſtweilen war doch eine ſolche weiter gehende Entwickelung mehr 
angedeutet als ſchon im Gange begriffen. Statt ihr alſo zu folgen, wenden 
wir uns von den Fürſten noch mit einer flüchtigen Betrachtung den geringeren 
Ständen des Reiches zu. 

Wenn der vorherrſchende Zug der Entwickelung dahin ging, politiſche Macht 
und wirtſchaftliches Gedeihen unter die Obhut des Fürſtentums zu ſtellen, ſo 
konnte es nicht anders ſein, als daß diejenigen Stände des Reiches, deren Gebiet 
zu klein war, um ein ſelbſtändiges Leben in ſich zu faſſen und zu ſchützen, in 
Nachteil gerieten; ſie mußten wirtſchaftlich verkümmern und politiſch entkräftet 
werden. In der That war dieſes der Gang, den fortan im deutſchen Reich 
die kleinen Herrſchaften zu gehen gezwungen wurden, und nur eine Gruppe gab 
es unter ihnen, welche dieſem Geſchick einen kräftigeren Widerſtand entgegenſetzen 
konnte: das waren die deutſchen Reichsſtädte. 

Wenn es freilich eine Zeit gegeben hatte, wo man zweifeln konnte, ob die 
vorwaltende Macht im Reich den Fürſten oder den Städten zufallen werde, jo 
konnte von ſolchen Zweifeln im ſechzehnten Jahrhundert nicht mehr die Rede ſein. 
Die Städte beſchieden ſich, den Fürſten gegenüber den geringeren Stand im Reiche 
auszumachen. Aber noch nahmen ſie eine großartige Stellung auf dem Gebiete 
des Handels und Gewerbes ein: die Frage war, ob ſie die Kraft beſaßen, um 
dieſe Stellung zu behaupten und zu befeſtigen. Wenn man nun, um ihre Kraft 
zu prüfen, die ſtaatlichen Ordnungen ins Auge faßte, ſo fiel um die Mitte des 
ſechzehnten Jahrhunderts bei den meiſten der ruhige Gang des Lebens auf. Die 
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Zeiten, wo die Gemeinde mit ihrem Stadtherrn — dem Kaiſer oder dem Biſchof — 
um die Selbſtregierung geſtritten, wo dann die verſchiedenen Klaſſen der Bürger— 
ſchaft zum Kampf um die Teilnahme an der ſtädtiſchen Verwaltung aufgeſtanden 
waren, lagen in der Vergangenheit; jetzt war die Regierung dem ehemaligen 
Stadtherrn bald ganz, bald bis auf geringe Reſte entzogen, und zwiſchen den 
ſtreitenden Klaſſen der Bürgerſchaft, den Patriziern auf der einen, den Zünften 
und den angeſeſſenen Bürgern auf der anderen Seite, war durch wohlgeregelte 
Verfaſſungen, vor allem durch feſte Ordnungen über die Zuſammenſetzung der 
leitenden Behörde, des Stadtrats, ein Ausgleich getroffen. 

So verſchiedenartig dieſer Ausgleich im einzelnen ausgefallen war, ſo trat 
doch ſeit der Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts, ſeitdem die Stürme der Re— 
formation beruhigt und die letzten großartigen Verfaſſungsänderungen durch die 
Anordnungen Karls V. über die ſchwäbiſchen Städte (15481552) ergangen 
waren, ziemlich gleichmäßig ein oligarchiſcher Zug hervor. Mochte von Rechts 
wegen, wie es in den meiſten ſchwäbiſchen Städten oder in Nürnberg, Frankfurt 
und Lübeck der Fall war, der Anteil am Stadtrat vorwiegend den patriziſchen 
Geſchlechtern zuſtehen, oder mochten, wie es in Straßburg und Worms, Köln 
und Aachen geregelt war, die verſchiedenen Klaſſen der Bürgerſchaft — Patrizier 
und Kaufleute, Handwerker und angeſeſſene Bürger — gleichmäßig berückſichtigt 
ſein, im allgemeinen geſchah es doch, daß der wirkliche Zutritt zum Rat und 
den höheren Stadtämtern ſich auf einen kleinen Kreis von herrſchenden Familien 
beſchränkte. Förmlich geſichert wurde dieſe Verengung, wenn, wie es trotz ſehr 
künſtlicher Anordnungen im einzelnen, doch in der Hauptſache in den meiſten 
Städten der Fall war, die Ratswahl auf dem Grundſatz der Kooptation beruhte, 
oder wenn gar, wie in Frankfurt, Bremen und Hamburg, der Ratsherr auf 
Lebenszeit ernannt wurde. Eine regelmäßige und nachdrückliche Teilnahme der 
Gemeinde an den wichtigen öffentlichen Angelegenheiten, wie ſie z. B. in Hamburg 
ſeit der Reformation in Aufnahme kam und durch Ausſchüſſe von zugleich kirch— 
lichem und politiſchem Charakter ausgeübt wurde, war eine Ausnahme und wurde 
es immer mehr. Es herrſchte alſo in den Städten ein Zug oligarchiſcher Ent— 
wickelung. Und ſo mächtig war dieſer Zug, daß er nicht nur in der allgemeinen 
Verfaſſung, ſondern auch in den Zünften hervorbrach. Auch hier trat die Ge— 
ſamtheit der Meiſter vor den ſich fooptierenden Zunftbehörden in den Schatten, *) 
und der Meiſter wieder ſuchte dem Geſellen das Aufſteigen zur ſelbſtändigen 
Stellung nach Kräften zu erſchweren. 

Unter ſolchen Ordnungen ſtellte ſich jenes Stillleben ein, welches ſeit der 
Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts die Reichsſtädte kennzeichnete. Es war dies 
kein Zeichen der Stärke, ſondern des Erlöſchens des ſchöpferiſchen Lebens und 
des kräftigen Gemeingeiſtes. Keineswegs wurde es auch von der Zufriedenheit 
der niedergehaltenen Gemeinde getragen. So oft vielmehr eine große Kriſe über 
die Stadt kam, offenbarte ſich das unfreundliche Verhältnis in lauter Unzufrieden— 
heit mit dem Rat, in einem ebenſo gewaltſamen als täppiſchen Zugreifen der 
in den öffentlichen Dingen unerfahrenen Gemeinde. Für den Rat ergab ſich 


1) Schmoller, Straßburger Tucher- und Weberzunft, S. 488. 
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daraus die Anforderung, große Kriſen möglichſt zu vermeiden. Unter den Titeln, 
die er trug, war der eines „vorſichtigen“ Rates der am beſten verdiente. 

Aber eben dieſe Schwäche ſtädtiſcher Politik war es, welche auf die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe nachteilig zurückwirkte. Wohl mochten, was die Gewerb— 
thätigkeit in den Reichsſtädten, beſonders in denen von Oberdeutſchland, anging, 
die guten Ueberlieferungen und die Macht des ererbten Kapitals immerhin noch 
ebenſo günſtig wirken wie die ordnenden Geſetze in den Fürſtentümern. Aber 
anders ſtand es mit dem großen Handelsverkehr. Der Handel der Reichsſtädte 
mußte überall die Grenzen der Fürſtentümer überſchreiten, und die Kapitalien 
der großen Handelsherren von Augsburg, Ulm und Nürnberg waren angelegt 
in Tirol und Ungarn, in Sachſen und den Niederlanden, bald in Bergwerken, 
bald in kaufmänniſchen Unternehmungen, bald in den Anleihen der Regierungen. 
Wie oft nun wurden die hiermit verbundenen Intereſſen gefährdet, ſei es durch 
Zollerhöhungen, Ein- und Ausfuhrverbote und ſonſtige Erſchwerungen des Ver— 
kehrs zum Vorteil der fürſtlichen Unterthanen, ſei es durch direkte Eingriffe in 
Zeiten der Not oder politiſcher Verwickelungen! Waren dieſe Gefahren ſchon 
höchſt bedenklich, ſo wurden ſie noch bei weitem von denjenigen übertroffen, die 
von außen, von der Politik der nördlichen und öſtlichen Nachbarn des Reiches 
kamen. Es iſt ja ſchon bemerkt, wie dieſe Mächte im Werk waren, ſowohl durch 
eine ſtetig wirkende Handelspolitik, als durch Gewaltthaten in den Zeiten kriege— 
riſcher Wirren den Verkehr der deutſchen Städte mehr und mehr aus ihren 
Häfen zu verdrängen. 

Um ſich gegen ſolche Schädigungen ihres Wohlſtandes zu ſichern, bedurften 
die Städte einer mächtigen Vertretung ihrer Intereſſen, ſowohl in diplomatiſcher 
Verhandlung wie im offenen Krieg. Und nach der Ueberlieferung aus früherer 
Zeit hätten ſie eine derartige Macht wohl gewinnen können, entweder durch den 
Zuſammenſchluß in ſtarken Bündniſſen oder durch die Vertretung des Reiches. 
Aber für das eine wie das andere ſchien Mut und Kraft verloren zu ſein. Die 
oberdeutſchen Städte hatten allerdings ihre Verbände nach der ſchwäbiſchen, 
fränkiſchen und oberrheiniſchen Gruppe; ſie hielten gelegentlich Verbandstage und 
veranſtalteten allgemeine Städteverſammlungen, auf denen z. B. gemeinſame 
Behauptung des deziſiven Votums am Reichstag beſchloſſen, Eingaben an Kaiſer 
und Reichsſtände wegen unbefugter Zölle, ſowie ſonſtige friedliche Maßregeln 
zum Schutz der ſtädtiſchen Rechte und Intereſſen vereinbart wurden. Große 
ſtädtiſche Bündniſſe jedoch zur ſelbſtändigen Vertretung ſtädtiſcher Angelegenheiten 
ließ die zaghafte Politik oberdeutſcher Stadträte im ſechzehnten Jahrhundert nicht 
mehr aufkommen, und wenn dieſe Magiſtrate ſich, wie im Schmalkaldiſchen Bund 
mit den Fürſten vereinten, ſo befürworteten ſie in der Regel den Grundſatz 
ängſtlicher Defenſive. 

Bedeutender als dieſe oberdeutſchen Verbände war in Norddeutſchland die 
Hanſa, ein Verein, der zwar nur zum kleinſten Teil aus wirklichen Reichsſtädten 
beſtand, aber gleichwohl eine ſelbſtändige Vertretung der ſtädtiſchen Angelegen—⸗ 
heiten ausübte und noch im Jahre 1554 nicht weniger als 65 Städte zu ſeinen 
Mitgliedern rechnete. Indes zu einer nachdrücklichen politiſch-militäriſchen Wirk— 
ſamkeit war auch dieſe Vereinigung nicht mehr geeignet. Unter ihren vielen 


Fürſtentümer und Städte. 55 


Mitgliedern bildeten einen feſter zuſammengeſchloſſenen Kern nur die ſogenannten 
wendiſchen Städte, d. h. Lübeck — zugleich das Haupt des geſamten Verbandes — 
nebſt Hamburg, Lüneburg, Wismar, Roſtock und Stralſund. Die Beziehungen 
der öſtlichen und weſtlichen Gruppen, der preußiſch-livländiſchen Städte unter 
Danzig als Vorort, der niederrheiniſch-weſtfäliſchen unter Köln, waren, da beide 
ihre beſonderen Handelsintereſſen verfolgten, recht locker, und in der vierten 
Gruppe der ſächſiſchen Städte hielten neben dem Vorort Braunſchweig vornehmlich 
nur Bremen und Magdeburg feſter zu dem allgemeinen Verband. 

Die Grundlage der Verbindung überhaupt war die Gemeinſamkeit der aus— 
wärtigen Handelsprivilegien und die Gleichartigkeit des überſeeiſchen Handels. 
Erſtere machte ein gemeinſames Vorgehen zur Erhaltung und Erweiterung der 
erworbenen Rechte, letztere allgemeingültige Beſtimmungen über See- und Handels— 
recht erforderlich. Da dann vollends ein Teil des großen Verkehrs an beſtimmte 
Mittelpunkte gebunden war, — ſo der Handel mit Norwegen, England und 
den Niederlanden an die Stapelorte Bergen, London und Brügge, die Herings— 
fiſcherei an die Strandlager an der Küſte von Schonen — fo bildeten die Rege— 
lung gerade dieſes Verkehrs, die Unterhaltung und die Rechte dieſer Faktoreien 
den feſten Grund hanſiſcher Wirkſamkeit. 

Daß aber dieſe Wirkſamkeit weder ſtetig noch im Falle des Widerſtands 
mächtig eingreifend ſein konnte, war ſchon durch die mangelhafte Organiſation 
des Vereins bedingt. Sein einziges, alle Kräfte zuſammenfaſſendes Organ war 
der von Lübeck berufene Hanſatag, eine Verſammlung, die mit allen Uebeln einer 
aus Deputationen ſtädtiſcher Regierungen gebildeten Tagſatzung behaftet war. 
Ihr Zuſammentritt war nicht regelmäßig, ihre Beſchlußfaſſung unterlag nicht 
dem Zwange der Majorität, und die wirklich gefaßten Beſchlüſſe wurden mangelhaft 
ausgeführt. Wohl ſuchte man noch im Jahre 1557 das Gemeinweſen feſter zu 
ſchließen mittels einer, wie es ſcheint, faſt allgemein angenommenen Bundesakte. “) 
Allein dieſe Urkunde, obwohl ſie mancherlei Bundespflichten in zweckmäßiger Weiſe 
einſchärfte, ordnete doch für den entſcheidenden Fall des offenen Krieges gegen 
eine Hanſaſtadt keine andere materielle Hülfe in unzweideutiger Form an als 
Verkehrsſperren gegen den Angreifer und Verkehrsbegünſtigungen für den Ange— 
griffenen. Bei einem ſolchen Mangel war eine wirkſame Vertretung der Sache 
des hanſiſchen Handels gegenüber den großen Mächten ausgeſchloſſen. Wenn 
aber in früheren Jahrhunderten der gleiche Mangel dadurch erſetzt war, daß in 
den Zeiten der Gefahr ſich freiwillig ein engerer Kreis hanſiſcher Städte zuſammen— 
ſchloß, um in Krieg und Verhandlung die gemeine Sache ſelbſtändig zu vertreten, 
ſo waren ſolche freie Bildungen jetzt nicht mehr zu erwarten. Der letzte große 
Verſuch, der in dieſer Richtung gemacht war, der von Lübeck nebſt Wismar, 
Roſtock und Stralſund unter Wullenwevers Leitung gegen Dänemark geführte 


1) Sartorius III S. 560 Anm. Die Akte iſt meines Wiſſens nicht gedruckt; auch im 
Kölner Stadtarchiv habe ich mich vergeblich danach erkundigt. Daß ſie keine feſten Beſtimmungen 
über kriegeriſche Hülfe enthielt, wird man nach der Analogie des vorausgehenden Entwurfs von 
1535 (Waitz, Wullenwever III S. 56) und der nachfolgenden Bundesakte von 1604 (Werden⸗ 
hagen IV S. 1095, nach der kleinen Ausgabe. Leiden 1631. Vgl. auch den Rezeß von 1579 
bei Willebrand, Hanſiſche Chronik. Vorbereitung S. 30) ſchließen dürfen. 
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Krieg von 1534/35 hinterließ die Erfahrung, daß die Streitkräfte der Nachbar⸗ 
mächte überlegen, und die ängſtliche Zurückhaltung der meiſten Städte unüber⸗ 
indlich ſei. 

5 90 einem erfolgreichen Wettkampf mit der fürſtlichen Wirtſchaftspolitik 
fehlte alſo den Städten die Kraft: ſie vermochten ihre Intereſſen nicht ſelbſtändig, 
mit den Mitteln der Politik und des Krieges zu vertreten. Nun läge wohl 
noch die Frage nahe, ob ſich das Reich denn wirklich, wie es in der ganzen 
bisherigen Ausführung angenommen iſt, der Aufgabe, die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu ordnen und mit ſtarker Hand zu ſchützen, ſo ganz entzogen habe, 
ob alſo nicht gerade für die Städte die Ausſicht vorhanden war, daß die durch— 
gehenden Ordnungen und der mächtige Schutz, welche ſie ſelber nicht zu ſchaffen 
vermochten, im großartigſten Maßſtabe vom Reich gewährt werden würden. Aller— 
dings zu Ende des fünfzehnten und zu Anfang des ſechzehnten Jahrhunderts, in 
jenen hoffnungsvollen Zeiten der Reform der Reichsverfaſſung, ſah es ſo aus, 
als ob das Reich die Regelung der wirtſchaftlichen Dinge an ſich nehmen wollte. 
Völlig im Geiſt der oben geſchilderten Landesordnungen ergingen da ſeit dem 
Jahre 1495 einzelne, das ganze Reich umfaſſende Geſetze, endlich im Jahre 1530, 
und in vermehrter Geſtalt im Jahre 1548, eine zuſammenhängende Reichspolizei— 
ordnung. 

Solche Geſetze, ſo möchte man meinen, hätten doch nachdrücklich durchge— 
führt werden und dann ebenſogut eine Stärkung der öffentlichen Gewalt des 
Reiches bewirken können, wie die Landesordnungen die Kräftigung des Fürſten— 
tums bewirkten. Aber bei dieſer Rechnung würde man einen wichtigen Unter— 
ſchied zwiſchen der fürſtlichen und der Reichsgeſetzgebung überſehen, daß nämlich 
mit ber erſteren die Handhabe der unmittelbaren Ausführung verbunden war, 
und daß ſie der letzteren fehlte. Schon für die bloße Publikation ſeiner Geſetze 
war das Reich auf die Anordnungen der einzelnen Reichsſtände angewieſen, und 
indem es ihnen auch noch die Befugnis einräumen mußte, mit Rückſicht auf die 
beſonderen Verhältniſſe ihrer Gebiete die Beſtimmungen im einzelnen genauer 
zu faſſen und im allgemeinen zu mildern, mußten die Reichsgeſetze gleichſam 
durch die fürſtliche Geſetzgebung hindurchgehen: teils wurden ſie den Landes— 
ordnungen einverleibt, teils in beſonderen Erlaſſen verkündigt, ſtets aber war es 
die reichsſtändiſche Regierung, welche ſie ihren Unterthanen auferlegte, und vollends 
blieb es derſelben überlaſſen, die Maßregeln zu ihrer Durchführung in Gericht 
und Verwaltung zu treffen. 

Es gab in dieſer Beziehung nur ein Reichsgeſetz, welches eine Ausnahme 
machte: das war die Reichsmünzordnung von 1559, ein Geſetz, mit dem man 
überhaupt die Periode der großen, ſeit Ausgang des fünfzehnten Jahrhunderts 
beginnenden Reformen der Reichsverfaſſung abſchließen kann. Um das gebieteriſche 
Bedürfnis des Verkehrs nach einheitlicher Münze zu befriedigen, wurde ein gleiches 
und einfaches Münzſyſtem feſtgeſtellt: die Hauptmünze war der Silbergulden, 
von dem 9½ auf eine kölniſche Mark (16 Lot haltend, darunter 14 Lot 16 Gran 
feines Silber) gingen und der nach unten in 60 Kreuzer oder 21 Reichsgroſchen 
eingeteilt war. Damit nun über der Durchführung dieſer Ordnung eine gleich— 
mäßige Behörde wache, griff man zu der für die Zwecke des Landfriedens aus— 
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gebildeten Kreisverfaſſung. Die in einem Kreis münzberechtigten Stände ſollten 
jährlich einen oder zwei Probationstage halten und hier die Münzprägung be— 
aufſichtigen. 

In den Kreisverſammlungen alſo glaubte man ein Organ zu beſitzen, 
mittelſt deſſen das Reich auf ſeine Angehörigen einwirken konnte. Aber es wird 
ſich zeigen, daß weder aus dieſem Keim andere bedeutende Einrichtungen erwuchſen, 
noch auch das Münzgeſetz zu der Geltung gelangte, welche es ſeiner Natur nach 
haben mußte. Wenn irgendwo, ſo zeigte ſich gerade hier, daß das Reich fruchtbare 
Neuordnungen in wirtſchaftlichen Dingen nicht durchzuführen vermochte. Das 
große Fürſtentum allein unterzog ſich dieſer Aufgabe mit einer wenigſtens alle 
ſeine Nebenbuhler übertreffenden Kraft. 

Indem ich aber dem Zuſammenhang der Dinge bis auf dieſen Punkt ge— 
folgt bin, halte ich inne, um auf eine Einſeitigkeit der bisherigen Betrachtung 
aufmerkſam zu machen. Um die ſtaatliche Entwickelung des Fürſtentums zu 
begreifen, haben wir die Erforderniſſe der wirtſchaftlichen Kultur in den Vorder— 
grund gerückt. Dabei iſt außer acht gelaſſen, daß es noch eine andere geſchichtliche 
Erſcheinung gab, welche, neben ſo vielen großartigen Wirkungen, auch die uns 
hier beſchäftigende Geſtaltung mit unvergleichlichem Nachdruck beförderte: das 
war die kirchliche Umwälzung des ſechzehnten Jahrhunderts. Am Schluß unſerer 
einleitenden Ueberſicht müſſen wir dies größte Ereignis der Zeit ins Auge faſſen. 


Dritter Abſchnitt. 
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nfere bisherige Betrachtung hat uns das deutſche Volk in feſter ſozialer 
gy Gliederung gezeigt. Aus der Gemeinſamkeit von Wirtſchaft und Recht 
waren die zahlreichen Genoſſenſchaften entſtanden, welche die Nation 
umſchloſſen, und der Geiſt der Selbſtverwaltung war es, welcher dieſelben belebte. 
Neben dieſem einen ſozialen Syſtem gab es aber noch ein zweites von ganz anderer 
Art: es erwuchs aus dem idealen Grunde der Religion und verband das Volk in 
kleinen und großen Gemeinden, die aber nicht durch den Geiſt der Selbſtverwaltung, 
ſondern durch prieſterliche Herrſchaft geleitet wurden. Um dieſe Gemeinſchaft 
geiſtiger Art und die aus ihr hervorgehenden Gegenſätze zu begreifen, ſei ein 
Wort über das Chriſtentum und die mittelalterliche Kirche geſtattet. 
tad) der Anſchauung des Heidentums waren Natur, Menſchheit und Götter 
in einer weſensgleichen Welt geeint. Die Lehre des Chriſtentums, indem ſie 
der geſchaffenen endlichen Welt den ungeſchaffenen und unendlichen Gott ent— 
gegenſetzte, löſte dieſe Vereinigung auf, — aber nur, um ſie auf andere Weiſe 
durch eine Fülle lebendiger Beziehungen deſto feſter zu knüpfen. Sie verkündete 
die Erleuchtung menſchlicher Einſicht über ihr natürliches Maß hinaus mittelſt 
göttlicher Offenbarung, die Hebung der intellektuellen und ſittlichen Kräfte über 
ihr natürliches Vermögen mittelſt göttlicher Gnadenwirkung, die göttliche Führung 
des Menſchen durch die vergängliche Welt zu einem ewigen und übernatürlichen 
Ziel: überall zeigte ſie die ſichtbare Welt in geheimnisvoller Berührung mit der 
unſichtbaren. Indem ſie aber jene Einwirkungen der Offenbarung und Gnade 
ſich in jedem Einzelnen nicht für ſich, ſondern in und durch die Gemeinſchaft 
der Getauften und Gläubigen in gleicher Form vollziehen ließ, ſchuf ſie zugleich 
mit der neuen Weltanſchauung eine neue Lebensordnung: fie ſtellte als die Ver— 
mittlerin zwiſchen der hülfebedürftigen Menſchheit und der erlöſenden Gottheit die 
chriſtliche Kirche hin, ein univerſales Gemeinweſen mit eigener Aufgabe und 
eigener Organiſation. 
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Auf dem Grund der ſo vom Chriſtentum ins Leben gerufenen Kirche der 
erſten Jahrhunderte hat ſich die römiſch-katholiſche Kirche des Mittelalters ent— 
wickelt. Ob dieſe Entwickelung eine folgerichtige war oder unter Verleugnung 
weſentlicher Grundſätze der alten Kirche erfolgte, iſt hier nicht zu unterſuchen; 
als entſcheidend iſt aber zu bemerken, daß das Mittelalter innerhalb der Ange— 
hörigen der Kirche einen ſcharfen Unterſchied zog zwiſchen der Maſſe der Ge— 
tauften, welche den kirchlichen Verrichtungen gegenüber ſich im weſentlichen nur 
empfangend zu verhalten hatte, und dem hierarchiſch geordneten Prieſtertum, 
welches durch das Sakrament der Weihe ſich nur aus ſich ſelber ergänzte: dem letzteren 
kam es weſentlich zu, die Lehren der göttlichen Offenbarung zu verkünden und 
zu erläutern, das Sittengeſetz der göttlichen Offenbarung durchzuführen und die 
Gnadenwirkung des erlöſenden Gottes zu vermitteln. Wenn das Mittelalter von 
der Kirche als einem wirkenden Gemeinweſen ſprach, ſo meinte es die Hierarchie. 
Wenn es von der chriſtlichen Glaubens- und Sittenlehre ſprach, ſo meinte es ein 
die Spitzen aller Erkenntniſſe und Sittengeſetze umfaſſendes Syſtem von Dogmen 
und Satzungen, welche auf dem Grund der Offenbarung teils von Konzilien und 
Päpſten feſtgeſetzt waren, teils durch die übereinſtimmende Lehre der mit der 
Hierarchie verbündeten theologiſchen Schulen als Glaubensartikel behauptet wurden. 

Schon hierdurch war es gegeben, daß Anſehen und Macht der Hierarchie, 
welche gleichſam als Mund und Arm der Gottheit die Menſchen zum wahren 
Wert des Lebens erheben ſollte, einen göttlichen Charakter erhielt. Aber noch 
eine Reihe beſonderer Erſcheinungen geſellte ſich hinzu, um dieſe Macht vollends 
ins ungemeſſene zu erweitern. In den Zeiten der alten Kirche hatte ſich neben 
der von kirchlichen Organen gepflegten Wiſſenſchaft der göttlichen Offenbarung 
eine von weltlichen Händen überlieferte weltliche Wiſſenſchaft behauptet: im Mit— 
telalter und im Bereich der römiſch-katholiſchen Kirche gelangte auch die weltliche 
Wiſſenſchaft faſt ausſchließlich in die Hände der Geiſtlichkeit; von ihr wurden in 
ſtrenger Unterordnung unter die Wiſſenſchaft der Offenbarung die Studien gepflegt 
und der Unterricht organiſiert. In der antiken Staatsordnung war die Aufſicht 
über die öffentliche Sittlichkeit zu den Aufgaben des Staates gerechnet: im Be— 
reich der römiſch-mittelalterlichen Kirche entzogen ſich die Staaten dieſer Aufgabe, 
und ſie fiel gleichfalls der Kirche zu, welche nun eine öffentliche Sittenzucht unter 
der oberſten Norm des geoffenbarten Sittengeſetzes ausübte. Da endlich der 
mittelalterliche Staat ſich auch der Sorge für die von Armut und Not Bedrängten 
entzog, ſo war es abermals die Kirche, welche allein umfaſſende und planmäßige 
Anſtalten für die Armen, die Kranken, die Obdachloſen bot. Wenn alſo die 
Hierarchie die Pflege der geſamten idealen Intereſſen und zugleich die Sorge für 
die notleidenden Klaſſen übernahm, ſo mußten wohl ihr gegenüber die Staaten 
kleiner erſcheinen nicht nur nach dem äußeren Umfang, ſondern auch nach dem 
Wirkungskreis. 

Und dennoch, das letzte Wort für die Erhebung der Hierarchie über jede 
menſchliche Gewalt war auch damit noch nicht geſprochen; die Entſcheidung fiel 
erſt dann, als die Kirche die Ausrüſtung des äußeren Zwanges erhielt. Einer 
der tiefſten Grundſätze des Chriſtentums beſagte, daß die Annahme der Offen— 
barungslehre eine freie That des Einzelnen ſein müſſe, und daß ſie bedingt ſei 
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durch die Ueberzeugung der Vernunft von der Glaubwürdigkeit der dieſe Lehre 
verbürgenden Zeugen. Die Hierarchie des Mittelalters hielt dieſen Grundſatz 
feſt, aber ſie meinte die Behauptung damit verbinden zu können, daß ihr Unter— 
richt genüge, um jene Ueberzeugung hervorzubringen, daß folglich jeder Getaufte 
ſich ihrer Unterweiſung und ſittlichen Leitung zu unterwerfen habe: wo grund— 
ſätzlicher Widerſpruch gegen ihre Lehre und ihr Geſetz aus dem Kreiſe der Ge— 
tauften hervortrat, nahm ſie ketzeriſche Bosheit an; ſie griff mit Strafen ein und 
verlangte die Mittel zur unbedingten Bezwingung des Widerſtandes durch Ver⸗ 
nichtung des hartnäckigen Ketzers. In dem Augenblick aber, da die Hierarchie 
ſo den äußeren Zwang für ihre Zwecke in Anſpruch nahm, trat ihr das Geſetz 
entgegen, nach dem in wirkſamer und geordneter Weiſe nur der Staat die Zwangs— 
gewalt zu handhaben vermag. Sie zog daraus die Folgerung, daß der Staat, 
ſo oft ſie ſeiner zur Ueberwindung der Ketzerei bedürfe, ſeinen ſtarken Arm in 
ihren Dienſt zu ſtellen habe. Wie aber, wenn die Regierung eines Staates ſich 
ſelber der Auflehnung gegen Lehre oder Geſetz der Kirche ſchuldig machte? In 
dieſem Fall erſchien der Widerſtand eben noch gottloſer, als wenn er von Ein— 
zelnen ausging. Zur Niederwerfung desſelben mußten die Unterthanen zur Em— 
pörung aufgerufen, die Nachbarmächte zur Invaſion eingeladen werden. 

Mit ſolchen Grundſätzen kam die mittelalterliche Hierarchie zu der Forde— 
rung der Unterordnung der chriſtlichen Staaten unter die univerſale Kirche. Im 
vollen Umfang hat ſie dieſe Forderung nicht verwirklicht; aber daß die Geſetz— 
gebung und Regierung der katholiſchen Staaten ihr dienſtbar wurde, um prin— 
zipielle Auflehnungen ihrer Unterthanen gegen das kirchliche Dogma und Sitten— 
geſetz niederzuhalten, hat ſie erreicht, und erſt damit erhielt ihre Weltherrſchaft 
eine eiſerne Feſtigkeit. 

In derſelben Zeit, in der ſich ſo die Macht der Hierarchie nach Tiefe und 
Weite auswuchs, bildete ſich auch in ihrem Inneren eine Verfaſſung, die dem 
Gedanken abſoluter Herrſchaft entſprach. Wenn nämlich im allgemeinen das 
hierarchiſch geordnete Prieſtertum das Vorrecht behauptete, die geoffenbarte Lehre 
irrtumlos zu bewahren und auszulegen, das göttliche Geſetz zur Herrſchaft zu 
bringen und die Gnadenmittel, welche Sündenvergebung und Heilung bewirken, 
zu gewähren oder zu verſagen, ſo erhob ſich im beſonderen die Frage, ob nicht 
die Fülle dieſer Gewalt einem beſtimmten Haupte dieſes Prieſtertums anvertraut 
ſei, ſo daß die jedem anderen Mitgliede zuſtehende Befugnis zu der Gewalt des 
Hauptes ſich wie der Teil zum Ganzen verhalte, überall der richtenden, ord— 
nenden und eingreifenden Herrſchaft des Monarchen unterworfen. Und dieſe 
Frage wurde durch die Entwickelung der Kirchenverfaſſung bejaht zu Gunſten 
des römiſchen Papſttums. Das Verhältnis der päpſtlichen Gewalt zu allen an— 
deren Organen kirchlicher Regierung geſtaltete ſich ſo, daß der Papſt die Befug⸗ 
niffe jedes Amtes durch Konkurrenz lähmen, durch Exemtionen und Reſervationen 
durchbrechen, durch Abſetzung des Inhabers übertragen konnte, daß er überall 
in die Rechte der Wähler und Kollatoren durch außerordentliche Vergabung der 
Aemter eingriff. Auf dem Gebiet von Glauben und Sitte, von Kirchenverfaſſung 
und Kirchenrecht herrſchte er durch Glaubensentſcheidungen und eine großartige 
Geſetzgebung; für die Durchführung ſeiner Erlaſſe ſorgte die doppelte Reihe 
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geiſtlicher Gerichtshöfe, die ordentlichen der Biſchöfe und die vom Papſt dele— 
gierten der Inquiſitoren, und im Dienſte beider der weltliche Arm. 

Und ſo, die Kräfte der Hierarchie in ſeinen Händen zuſammenfaſſend, trat 
das Papſttum den Staaten gegenüber. Es führte die großen Kämpfe zwiſchen 
Kirche und Staat und beendete ſie durch Siege oder Verträge. Um jede Mög— 
lichkeit einer Beherrſchung der Hierarchie durch den Staat auszuſchließen, bean— 
ſpruchte es die Loslöſung derſelben von ſtaatlicher Gerichtsbarkeit und ſtaatlichen 
Laſten, d. h. eine Stellung des Klerus, bei welcher dem Staat nichts als die 
Pflicht des Schutzes blieb. Und wenigſtens zum guten Teil ward dieſe Erhebung 
der Hierarchie zu einem ſouveränen Gemeinweſen durchgeſetzt. Schließlich ver— 
kündete das Papſttum als Glaubensartikel die Lehre, daß dem Papſte, dem Gott 
die Schlüſſel des irdiſchen und des himmliſchen Reiches erteilt habe, die Fülle 
der kirchlichen wie der ſtaatlichen Gewalt übergeben ſei: letztere habe er der 
weltlichen Regierung übertragen, aber ſo, daß er ihre Wirkſamkeit nach dem 
höheren Zweck der Kirche lenke und über ſie richte, wo ſie dieſem Zweck wider— 
ſtrebe. “) 

Es wirkten alſo Umfang und Höhe der Aufgaben, Unbeſchränktheit der 
Autorität und Zentraliſation der Verfaſſung zuſammen, um der Hierarchie und 
dem Papſttum an der Spitze derſelben eine Weltherrſchaft zu verleihen, die einen 
wahrhaft göttlichen Charakter annahm. Allein es liegt am Tage, daß der Klerus, 
um ein ſo übermenſchliches Anſehen zu behaupten, einerſeits die idealen Beſtre— 
bungen, die er leitete, in ſich ſelber am vollkommenſten ausprägen mußte, ander— 
ſeits, bei dem ſteten Wandel menſchlicher Dinge, jene Weisheit beſitzen mußte, 
welche die Formen der Herrſchaft den neueren Verhältniſſen anzupaſſen weiß. 
Eine rein menſchliche Gewalt darf, ohne ihr Anſehen zu verlieren, einen gewiſſen 
Grad menſchlicher Schwächen annehmen, ein Prieſtertum, welches die Geiſter und 
Gewiſſen mit göttlicher Autorität zu beherrſchen unternimmt, verliert den Glauben 
an ſeine Vollmacht, wenn es ſittlich entartet und die Fortſchritte der Zeit ver— 
kennt. Das Geſchick und die Schuld der mittelalterlichen Hierarchie war aber, 
daß ſie die Veränderung der Zeiten nicht verſtand und ſelber ſittlich entartete. 

Da war zunächſt das Verhältnis der Kirche zum Staat. Soweit es ſich 
dabei um die Einwirkung der Kirche auf das geltende Recht handelte, konnte die 
Hierarchie bis zum Ende des Mittelalters im allgemeinen zufrieden ſein. Der 
Widerſtand gegen Lehre und Geſetz der Kirche wurde als Verbrechen beſtraft, 
die dem Sittengeſetz der Kirche widerſtrebenden Satzungen in Recht und Gerichts— 
verfahren wurden allmählich beſeitigt, ganze Rechtsgebiete von hervorragender 
ſittlicher Bedeutung wurden den Gerichten und der Geſetzgebung der Kirche zu— 
gewieſen. Aber anders ſtand es mit dem Anſpruch, daß die Staatsgewalt in 
der geſamten Richtung ihrer Wirkſamkeit, beſonders auch in den Zielen der aus— 
wärtigen Politik ſich der Leitung der Hierarchie unterordnen ſollte. Von Anfang 
an hatten die großen Staaten dieſer Forderung einen Widerſtand entgegengeſetzt, 


1) Treffende Interpretation der Bulle Unam Sanctam in der Rede Papſt Clemens’ VI. 
1346 (bei Bodmann, Codex epistolaris Rudolfi S. 347): daß die potestas imperialis a papa 
originatur (S. 365), jet determinatum in illo decret. Unam Sanctam (S. 369). 
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der es nirgends zu unzweideutiger und dauernder Unterwerfung kommen ließ. 
Je mehr aber mit dem Fortgang der Zeit der Wirkungskreis der Staatsgewalt 
ſich erweiterte, die inneren Ordnungen der Staaten ſich befeſtigten, und das Be— 
wußtſein ihrer Eigenart ſich ausprägte, je mehr anderſeits die Entartung der 
Hierarchie ſich dadurch bewährte, daß in den Kämpfen des Papſttums um Be— 
herrſchung der chriſtlichen Völker und Fürſten die idealen Zwecke zurücktraten, und 
die politiſche Macht als Selbſtzweck erſtrebt wurde, um ſo mehr wuchs nicht nur 
die Kraft jenes Widerſtandes, ſondern auch das Bewußtſein ſeiner Berechti— 
gung. Die gelehrten Bundesgenoſſen Kaiſer Ludwigs des Baiern fanden das 
entſcheidende Wort, indem ſie ausführten, daß Gott ſeiner Kirche keine Zwangs— 
gewalt hinterlaſſen habe: jegliche Anordnung alſo, deren Durchführung äußeren 
Zwang erfordere, könne nur als freie That der Staatsgewalt erfolgen; in dem 
Kreiſe ſolcher Anordnungen ſei der Staat unnahbar für die Eingriffe der Hierarchie. 

So erhielt der Streit über die höchſten Beziehungen zwiſchen Staat und 
Kirche einen prinzipiellen Charakter. Neben dieſen Kämpfen im größten Maßſtab 
erhob ſich aber zugleich ein dichtes Gewölk von beſonderen Streitigkeiten, die faſt 
noch ſtärker auf die Entwickelung des Verhältniſſes der Kirche zu den Staaten 
einwirkten. Da wurde gekämpft über die Grenzen der ſtaatlichen und der kirch— 
lichen Gerichtsbarkeit, vor allem aber wurde über Rechte geſtritten, mit denen 
Intereſſen von mehr materieller Natur zuſammenhingen. 

Die Hierarchie hatte einen ungeheuren Beſitz zuſammengebracht. Teils 
unmittelbar, als Inhaberin eines großen Teils des Grundes und Bodens — 
bald etwa eines Viertels, bald bis zur Hälfte desſelben —, teils mittelbar, durch 
die den Laien aufgelegten Zehnten und ähnliche Grundabgaben, übte ſie einen 
unermeßlichen Einfluß auf das landwirtſchaftliche Erwerbsleben aus. Dieſe Reich— 
tümer und dieſer Einfluß waren aber nicht zerſplittert, ſondern geeint unter der 
Herrſchaft eines univerſalen Gemeinweſens, die wirtſchaftliche Thätigkeit der Hier— 
archie war durch die Vorrechte der Steuerbefreiung und des beſonderen Gerichts— 
ſtandes über den Wettbewerb der Laien erhoben. Wie nun aber der wachſende 
wirtſchaftliche Wettbewerb und nicht minder die wachſenden Steuerforderungen 
der Staaten zunächſt jene Vorrechte gehäſſig machten, und wie vollends der Ge— 
brauch derſelben in der Hand einer gewinn- und genußſüchtigen Geiſtlichkeit den 
Haß erhöhte, ſo erhob ſich der Drang der Laien auf Einſchränkung erſt der Vor— 
rechte, dann überhaupt der Reichtümer der Geiſtlichkeit. Hatte aber nicht der 
Staat in einen ſolchen Streit der wirtſchaftlichen Intereſſen ordnend einzugreifen? 
Indem er dies unternahm und mit ſeiner Geſetzgebung und Regierung den 
Forderungen der Laien wenigſtens teilweiſe entgegenkam, entſtand der hartnäckige 
Streit zwiſchen geiſtlichem und weltlichem Recht über die Vorrechte des Klerus 
und die freie Vermehrung ſeines Beſitzes. 

Verwandt mit dieſem Streit war ein zweiter. Da jede Stelle innerhalb 
der Hierarchie, die des ſchlichten Pfarrers, wie die des Würdenträgers in einem 
Domkapitel, die eines Stiftsprälaten wie die eines Kloſterabtes, und vollends die 
jener Biſchöfe und Aebte, die zugleich weltliche Fürſtentümer beſaßen, einen Anteil 
an den Reichtümern und Vorrechten der Geiſtlichkeit und an dem gewaltigen 
daraus entſpringenden ſozialen und politiſchen Einfluß in ſich ſchloß, ſo waren 
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die weltlichen Regierungen keineswegs geſonnen, die Verfügung über ſolchen Beſitz 
und ſolche Macht einer zentraliſierten Hierarchie unbedingt zu überlaſſen. Sie 
ſuchten eine Mitwirkung zu gewinnen bei Vergabung der geiſtlichen Würden und 
bei Verwaltung der geiſtlichen Güter; und dieſe Mitwirkung errangen ſie bald 
durch Einräumungen der Hierarchie, bald durch einſeitige Geſetze und Verwal— 
tungsmaßregeln. Es entſtanden jene unaufhörlichen Verhandlungen und Streitig— 
keiten, in denen die ſtaatliche Regierung einen tief eingreifenden Einfluß auf die 
Hierarchie verlangt und gewinnt, nicht inſofern dieſelbe religiöſen Zwecken dient, 
ſondern weil ſie über einen unermeßlichen Schatz von Macht und Reichtum ver— 
fügt, der religiöſen Zwecken zum Teil entfremdet iſt. 

Auch für derartige Anforderungen der Laien an die Geiſtlichkeit, der Staats— 
gewalt an die Hierarchie fanden die Anwälte des Staates die allgemeine Be— 
gründung. Nicht aus göttlichem Geſetz, ſo lehrten ſie, ſondern aus ſtaatlicher 
Verleihung, die von dem Urheber zurückgenommen werden kann, ſtammen die 
Steuerbefreiungen und der eigene Gerichtsſtand des Klerus. Und die am weiteſten 
Gehenden fügten hinzu: auch hinſichtlich der Grundſtücke und Schätze kommt der 
Geiſtlichkeit nur der Gebrauch zu; der Staat hat das Recht, die Verwaltung dieſer 
Güter zu beaufſichtigen, ja fie ſelber zu verleihen und zurückzunehmen. 

So traten die Staaten mehr und mehr in grundſätzlichen Gegenſatz zu der 
Hierarchie. In derſelben Zeit erhob ſich aber noch eine ganz andere Macht, um 
von ganz anderer Seite die Herrſchaft der Hierarchie zu erſchüttern: das war 
die Gelehrtenrepublik der Humaniſten. Begründet auf dem Boden ſelbſtändig 
gefundener Methode und ſelbſtändig gewählter Gegenſtände des wiſſenſchaftlichen 
Studiums, zuſammengehalten durch das Bewußtſein eines gemeinſamen für die 
Menſchheit wertvollen Strebens, vereint durch perſönlichen Verkehr in Korreſpon— 
denz, Reiſen und gelehrten Geſellſchaften, trat dieſes internationale Gemeinweſen 
von vornherein in eine feindliche Stellung zu derjenigen Schule, welche durch 
die mittelalterliche Hierarchie geſchaffen war und deren Lehre und Geſetze verfocht. 
In der That war die Feindſchaft eine wohl begründete: ſie beruhte auf dem 
Unterſchied der wiſſenſchaftlichen Methode, der hiſtoriſch-ſuchenden des Humanis— 
mus, der ſyſtematiſch-konſtruierenden der Scholaſtik. Die theologiſche und kano— 
niſtiſche Schule der ſcholaſtiſchen Richtung hatte, indem ſie das Syſtem der Dog— 
matik und des kirchlichen Rechtes entwickelte, ſich einer folgerichtigen philologiſch— 
hiſtoriſchen Durchforſchung der heiligen Schriften und der Quellen der Lehre und 
Verfaſſung der alten Kirche entzogen. Darüber war es geſchehen, daß der durch 
ſolche Forſchungen zu ermittelnde Stoff, den das Syſtem verarbeiten ſoll, nach 
ſeinen echten Beſtandteilen nur bruchſtückweiſe benutzt oder gekannt und ander— 
ſeits durch eine Fülle von urteilslos angenommenen Fälſchungen, welche den 
Anſchauungen und Abſichten der Gegenwart die Rechtfertigung aus der Ver— 
gangenheit gewähren ſollten, ergänzt war. Die Hauptbeweiſe z. B. für die 
Gewaltfülle des Papſtes entnahm man aus erdichteten Berichten und Geſetzen, 
welche ſeit dem ſechſten Jahrhundert teils an dem Sitze des Papſttums, teils 
außerhalb desſelben, immer aber mit der Abſicht der Ausbildung ſeiner Macht, 
erfunden waren. Daß man ſolche Mängel nicht empfand, lag eben an der ein— 
ſeitig ſyſtematiſchen Methode. Ausgehend von den vorherrſchenden Lehren und 
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Einrichtungen der Gegenwart, nahm man die Zeugniſſe vom Leben der Ver⸗ 
gangenheit mehr als Belegſtellen für feſtſtehende Sätze, denn als Ueberlieferungen, 
aus deren Sinn und Zuſammenhang die Sätze des Syſtems erſt zu ermitteln 
waren. Dieſem Verfahren trat der Humanismus gegenüber, mit dem Beſtreben, 
die ſchriftlichen Zeugniſſe des Altertums vollſtändig zu ſammeln und aus der 
vergleichenden Prüfung derſelben das Bild alten Lebens und Denkens zu gewinnen. 
Allerdings handelte es ſich dabei zunächſt um das klaſſiſche Altertum, und nur 
inſofern griff der neue Geiſt in die Macht der Hierarchie ein, als er umgeſtaltend 
auf den mittleren und höheren Unterricht einwirkte. Aber als im Fortgang der 
Zeiten deutſche, franzöſiſche und engliſche Humaniſten unter des ſchöpferiſchen 
Erasmus Führung dieſelben Grundſätze auf das kirchliche Altertum anwandten, 
ging ihnen das Bewußtſein von der Notwendigkeit einer neuen, der ſcholaſtiſchen 
Weiſe entgegengeſetzten Methode der theologiſchen Studien auf. Unbeeinflußt 
durch fertige Lehrgebäude, ſollte der Theologe durch hiſtoriſch-philologiſche Erfor— 
ſchung der heiligen Schriften und der altkirchlichen Litteratur die Lehren und Ein— 
richtungen ermitteln, welche der Kirche von ihrem Stifter überliefert oder in 
ihren älteſten Zeiten ausgeprägt ſeien. Nach den Ergebniſſen ſolcher Forſchungen 
ſeien dann die Lehrgebäude der herrſchenden Syſteme zu prüfen. 

Alſo nicht Beherrſchung der Geiſter durch die Dogmatik der Theologen, 
ſondern Prüfung dieſer Dogmatik durch eine Forſchung von unermeßlicher Weite 
und unberechenbaren Ergebniſſen. Gleich in den Schriften des Erasmus erhoben 
ſich, wenn nicht ſcharfer Widerſpruch, ſo doch tief greifende Bedenken gegen Lehren, 
welche die übereinſtimmende Anſicht der Theologen ſeiner Zeit für ewige Glau— 
bensſätze, gegen Einrichtungen, welche die Hierarchie für göttliche Anordnungen 
erklärte. Die neue Richtung deutete auf eine einſchneidende Ausſonderung der 
Glaubenslehren der urſprünglichen Kirche von den Zuthaten der mittelalterlichen 
Theologie, der Kirchenordnungen der alten Zeit von der abſolut monarchiſchen 
Verfaſſung der Gegenwart. Es ging ihr der Gedanke einer Entwickelung auf, 
deren Phaſen durch die verſchiedenen Abſchnitte der kirchlichen Litteratur zu ver— 
folgen ſeien. 

Verdeckt und langſam waren anfangs die Angriffe, die ſo aus den Tiefen 
der gelehrten Studien entſtanden; raſcher und gewaltſamer war dagegen eine 
dritte Richtung der Oppoſition, die ſich aus dem ungelehrten Volk erhob. An 
und für ſich hätte man freilich bei den Volksmaſſen die Kraft zur Erſchütterung 
der geiſtigen Herrſchaft der Hierarchie kaum vorausſetzen ſollen. Jeder Getaufte 
hatte ſich ja dem religiöſen Unterricht der Hierarchie zu unterwerfen, und was 
dieſe von Glaubens- und Sittenlehren mitteilte, enthielt für den Ungelehrten bald 
alles, bald den vornehmſten Teil deſſen, was ihm von idealen Anſchauungen zu— 
kam; einem Widerſpruch gegen die Wahrheit ſolcher Lehren aber trat der 
Schrecken des geiſtlichen und weltlichen Gerichtes entgegen. Und nicht weniger 
als die Geiſter wurden die Gewiſſen der Führung der Hierarchie übergeben, vor 
allem durch das ſeit dem dreizehnten Jahrhundert immer eingehender gepflegte 
Inſtitut der Beichte. Die Kirche gebot ihren Angehörigen, wenigſtens einmal 
im Jahr dem vorgeſetzten Seelſorger zu beichten, die Theologen ſuchten mittelſt 
der Disziplin der Kaſuiſtik alle Vorkommniſſe des Lebens zu durchdringen, und 
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zu entſcheiden, welches Verhalten ſündhaft oder gerecht ſei. Mit dieſer Kaſuiſtik 
ausgerüſtet und im Namen des göttlichen Richters entſcheidend, forſchte der Beicht— 
vater die Gewiſſen der Gläubigen aus; der leicht erweckten Sündenfurcht gegen— 
über wurde er zugleich Gewiſſensrichter und Gewiſſenslenker, im Auftrag des 
ewigen Richters unternahm er es, den ſchmalen Weg zu weiſen, der durch die 
verwirrten Verhältniſſe des Lebens zwiſchen Heil und Verderben hindurchführt. 
Gewiß, bei ſolchen Einrichtungen erſchien doch die Autorität der Hierarchie noch 
größer und unerſchütterlicher in den unteren Kreiſen, in den Beziehungen zwiſchen 
Seelſorger und Gläubigen, als auf der Höhe ihrer allgemeinen Geſetzgebung und 
Regierung. Was ihre Macht über die Gemüter vollends befeſtigte, das war der 
furchtbare Ernſt und die unbeugſame Konſequenz, mit der ſie auf jeden bewußten 
Widerſpruch gegen ihre Lehren und Satzungen die ewigen Höllenſtrafen ſetzte. 
Aber auch hier war es die Hierarchie ſelber, welche ihr Anſehen untergrub. 
Zunächſt auf dem Gebiet des kirchlichen Glaubens. Während ſie jeden Getauften 
ihrem Unterricht unterwarf, unterzog ſie ſich der Pflicht, dieſen Unterricht wirk— 
lich zu erteilen, ſoweit es ſich um Ungelehrte handelte, nur in ſehr ungenügen— 
dem Maße. Wie ſie es nicht vermochte, die große Maſſe der Seelſorger zu 
theologiſcher Bildung zu erheben, ſo unterließ ſie es, einen planmäßigen Unter— 
richt im Volke einzuführen. Die Unterweiſung desſelben erfolgte in Predigt und 
Beichtermahnung und deshalb in der Regel dürftig und ohne ſichere Folge. Die 
vornehmſten Glaubenslehren in leicht faßlichen Schriften zuſammenhängend dar— 
zulegen und durch ſolche Lehrbücher eine Grundlage für den Unterricht zu gewin— 
nen, dieſe Aufgabe wurde mit Nachdruck erſt in den Reformbeſtrebungen des 
fünfzehnten Jahrhunderts verfolgt ) und im Laufe dieſes Jahrhunderts in einer 
Anzahl populärer Schriften, welche die dogmatiſchen und moraliſchen Grundlehren 
enthielten, zum Teil gelöſt. Aber dieſe Schriften nützten nur dem leſenden und 
Bücher kaufenden Teil des Volkes, die große Maſſe desſelben blieb auf den 
planloſen Unterricht eines ſeiner Mehrzahl nach ungebildeten Klerus angewieſen. 
Nicht beſſer als auf dem Gebiet des Unterrichts bewährte ſich die Geiſtlichkeit in 
der Führung des ſittlichen Lebens. Sich fremder Gewiſſensleitung zu unterwerfen, 
d. h. nicht nur ſittliche Vergehen zu bekennen, ſondern auch das ſittliche Leben 
den Weiſungen einer in alle bedeutenden Verhältniſſe eindringenden Geiſtlichkeit 
zu unterſtellen, — gegen eine ſolche Forderung dürfte ſich jederzeit das Geſetz 
der ſittlichen Selbſtbeſtimmung erheben. Aber in der mittelalterlichen Kirche kam 
es vollends dahin, daß die Mehrzahl des Klerus mit geiſtiger Roheit ſittliche 
Entartung verband und dadurch das Mißtrauen und die Verachtung der Laien 
herausforderte. Je mehr ſodann die Beziehungen zwiſchen Geiſtlichen und Laien 
von den oben berührten Streitigkeiten über Einkünfte und Vorrechte des Klerus 
erfüllt wurden, um ſo mehr verbreitete ſich das Urteil, daß die Einwirkung auf 


) Ueber Gerſons Opusculum tripartitum vgl. Schwab, Gerſon S. 683 fg. Ein wichtiger 
Vorläufer derartiger Arbeiten, auch in der Anlage ihnen entſprechend, iſt die Abhandlung in 
den Kanonen der Synode von Lavaur, 1368. (Manſi XXVI S. 484 fg. Vgl. über eine ältere 
Arbeit: Joſtes, Die Tepler Bibelüberſetzung [1886] S. 9.) Mit Beziehung auf Gerſons Schrift der 
Vorſchlag in dem Tractatus agendorum cap. 1. (Hardt, Concilium Constantiense I S. 560). 
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die Gewiſſen beſonders auch dem Zweck diene, die Gläubigen den Forderungen 
der Geiſtlichkeit gefügig zu machen. 

Aus ſolchen Verhältniſſen erwuchs das Mißtrauen des Volkes ſowohl gegen 
die Lehre wie gegen die Leitung der Hierarchie. Und mit dieſem Mißtrauen 
verband ſich dann all jene Erbitterung, die aus dem Zuſammenſtoß der wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Laien und Geiſtlichen, aus den Streitigkeiten über 
Einnahmen und Vorrechte des Klerus entſprang. So oft den Maſſen eine Lehre 
vorgetragen wurde, welche gegen die geiſtige Macht der Hierarchie anging, indem 
ſie ihre Vermittelung zwiſchen Gott und dem gnadenbedürftigen Chriſten bekämpfte, 
gegen ihre weltliche Macht, indem ſie ihre Reichtümer und Vorrechte angriff, 
zeigte es ſich an der Größe des Beifalls, wie wenig doch der Klerus die Geiſter 
unbedingt beherrſchte. 

Alſo die Entwickelung des ſtaatlichen Rechts, die neuen Methoden gelehrter 
Forſchung, die Unzufriedenheit des Volkes, alles erhob ſich, um von der Hierarchie 
eine Umwandlung ihrer Lehre und Geſetze zu fordern. War aber ſolchem Andrang 
gegenüber die bedrohte Macht ſelber einig? Durch das ganze Mittelalter hindurch 
war der Gedanke, daß das ſittliche und intellektuelle Leben der Geiſtlichkeit der 
Höhe ihrer Aufgaben nicht entſpreche, lebendig geweſen und hatte in der Kirche 
eine fortlaufende und freie Kritik des kirchlichen Lebens hervorgerufen. Ihren 
Höhepunkt erreichte dieſe Kritik zu derſelben Zeit, da die Entartung des Klerus 
auf den äußerſten Grad gediehen war, in dem Zeitraum des großen Schisma 
und der Reformkonzilien des fünfzehnten Jahrhunderts. Damals wurde das, 
was man Reform an Haupt und Gliedern nannte, d. h. eine Neuordnung von 
Verfaſſung und Recht, Disziplin und religiöſem Leben in der Kirche, mit groß— 
artigen Anſtrengungen und einſchneidender Prüfung des Beſtehenden in Angriff 
genommen: eine Reihe von Beſtrebungen, die unausgeſetzt vom fünfzehnten in 
das ſechzehnte Jahrhundert weiter reichte. Aber damals führte auch die Betrach— 
tung des kirchlichen Verderbens vor allem zu dem Gedanken, daß der wahre 
Grund des Uebels in der zu hoch geſteigerten Macht des Papſtes liege: die Be— 
ſtrebungen, dieſe Macht einerſeits zu vermindern, anderſeits zu beſchützen, riefen 
bei den Verſuchen praktiſcher Reform einen Kampf über die dem Papſttum 
und den unteren Kreiſen der Hierarchie zuſtehenden Rechte hervor; auf dem Gebiete 
der Theorie bewirkten ſie die Ausbildung von zwei verſchiedenen Lehren über 
die Grundlagen der kirchlichen Verfaſſung. Auf der einen Seite ſtanden die 
Gegner der päpſtlichen Allgewalt. Sie beſtritten dem Papſte keineswegs tief 
eingreifende monarchiſche Rechte, aber ſie beſtanden darauf, daß der Biſchof die 
Vollmacht zur Regierung ſeiner Diözeſe unmittelbar von Gott empfange, und 
daß die ganze Fülle der lehrenden und richtenden Gewalt der geſamten Kirche 
von Chriſtus übertragen ſei: die Vertretung der geſamten Kirche ſei das allge⸗ 
meine Konzil; dieſem komme es alſo zu, in Sachen des Glaubens, der Reform 
der Kirche, der Beſeitigung eines Schisma als höchſte Autorität zu richten und 
zu beſchließen; ſeine Befugniſſe in dieſen Verrichtungen ſtammen unmittelbar von 
Gott, und ſeinen Entſcheidungen habe auch der Papſt ſich zu unterwerfen. 

Dem gegenüber ſprach die Partei der Kurialiſten die letzten Konſequenzen 
der monarchiſchen Entwickelung aus: die Fülle aller zur Belehrung und Regierung 
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der Kirche erforderlichen Gewalt ſtehe dem Papſte zu; der Biſchof habe unmittelbar 
von Gott nur den zu den eigentlich prieſterlichen Verrichtungen befähigenden 
Ordo, ſeine Jurisdiktion dagegen, d. h. die zur Regierung der Didzefe erforder— 
liche Gewalt, ſei ein Ausfluß aus der päpſtlichen Macht, welcher von dem Urheber 
ſtets wieder zurückgezogen werden könne. Die Autorität eines allgemeinen Konzils 
ſtamme nicht von Gott, ſondern vom Papſt; letzterer ſei der eigentliche Geſetz— 
geber der Kirche, ſeine Glaubensentſcheidungen für die geſamte Kirche erfolgen 
unter der göttlichen Gewähr der Irrtumeloſigkeit. 

Solche Gegenſätze der Lehre erzeugten den Kampf zwiſchen dem Papſttum 
und den Konzilien des fünfzehnten Jahrhunderts. Das Ende desſelben war der 
Sieg des abſoluten Papſttums, aber ein Sieg, der mit ſchweren Verluſten der 
Hierarchie erkauft wurde. Denn einmal, als Lehre wurde die konziliare Anſicht 
von einem bedeutenden Teil der Kirche feſtgehalten, ſo in Frankreich von der 
Mehrzahl der hohen Geiſtlichkeit, von dem oberſten Gerichtshof und von der 
Univerſität zu Paris, in Deutſchland von der Mehrzahl der Reichsſtände und 
ihren juriſtiſchen Ratgebern. Eine ſcharfe Oppoſition gegen die päpſtliche Art der 
Kirchenregierung blieb in dieſen Kreiſen lebendig. Sodann aber, der Sieg des 
Papſttums war entſchieden, indem die katholiſchen Nationen ſich von dem Baſeler 
Konzil zur Obedienz des römiſchen Papſtes hinwandten, und dieſe Wendung ent— 
ſprang vornehmlich aus den Entſcheidungen der ſtaatlichen Gewalten: ſtaatliche 
Geſetzgebung und Politik gab wenigſtens zum guten Teil den Ausſchlag, ob die 
Unterthanen mit dem römiſchen Papſt das Baſeler Konzil oder mit dem Baſeler 
Konzil den römiſchen Papſt zu verwerfen hatten. Hierdurch wurde ein mächtiger 
Einfluß der Staatsgewalt auf die inneren kirchlichen Angelegenheiten eröffnet; 
feſte Formen erhielt derſelbe, indem das Papſttum, um die Unterwerfung oder 
die ausharrende Bundesgenoſſenſchaft der Fürſten zu erkaufen, ihnen durch beſon— 
dere Gewährungen einen Teil der Rechte überließ, für deren Erwerb die Hierarchie 
früher die gewaltſamſten Kämpfe geführt hatte. Die öſterreichiſchen Landesfürſten 
erlangten z. B. das Zugeſtändnis der Präſentation zu den Bistümern und einer 
großen Zahl von Prälaturen innerhalb ihrer Landeshoheit, der Viſitation der 
Klöſter im Fall des Verſäumniſſes der geiſtlichen Oberen, der Beſteuerung der 
ihnen untergebenen Prälaten und Geiftliden.*) Und wie in Oeſterreich, fo 
machte ſich überall in großen und kleinen Landen die Staatsgewalt ans Werk, 
nicht nur im eigenen Wirkungskreis ſelbſtändig zu werden, ſondern auch in der 
Regierung der Kirche eine tief greifende Mitwirkung zu gewinnen. 


1) Vgl. den unter Rudolf II. gemachten Auszug päpſtlicher Konzeſſionen des fünfzehnten 
Jahrhunderts bei Hammer, Kleſl I n. 11. Die dort unter c angeführte Bulle betr. Kloſter⸗ 
viſitation von 1452 auch bei Chmel, Materialien II n. 12, desgleichen nochmals bei Hammer 
I n. 1. Ihr Vorläufer iſt die Bulle 1445 (1446) Febr. 5, bei Hammer unter b, bei Chmel | 
n. 74. Das Exzerpt der Bulle von 1459 (1460) Febr. 21 läßt das Nominationsrecht für ſechs 
(Gurk iſt ausgefallen) Bistümer auch auf Friedrichs III. Nachfolger ausgedehnt werden. Die Bulle 
ſelbſt (Chmel, Regeſten Friedrichs IV., Anhang n. 100) hat nur die allgemeine Wendung: vo— 
lentes ea (nämlich Eugens IV. Konzeſſionen von 1446) imperatori et suis haeredibus et suc- 
cessoribus observari. — Weitere Gewährungen betr. Kollation von Bistümern und Prälaturen: 
Chmel, Regeſten n. 4008 (Bistum Laibach), 5592 (Bistum Wien und Neuſtadt), 6684. Lünig, 
Reichsarchiv, spicil. eccles. VI Anh. S. 189. 
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Als das Mittelalter zu Ende ging, war alſo der ſtolze Bau der Hierarchie 
von innen wie von außen durch zerſtörende Mächte bedroht. Das erſte Jahr— 
hundert der neueren Zeit brachte die deutſche Reformation. Der Führer dieſer 
kirchlichen Umwälzung faßte die vornehmſten Lehren, welche zum Zweck der Um⸗ 
geſtaltung der kirchlichen Verfaſſung und des Verhältniſſes von Kirche und Staat, 
der kirchlichen Lehre, des religidjen Lebens und der theologiſchen Studien von 
den Gegnern der Hierarchie ſeit Marſilius und Occam aufgeſtellt waren, in ſeinen 
Entwürfen zuſammen; wie er ſie dann aber alle auf den tiefſten Grund des 
chriſtlich-religibſen Lebens, nämlich auf den im Innern des Sünders ſich voll— 
ziehenden Verlauf der Sündenvergebung und ſittlichen Erneuerung bezog und 
hierüber eine aus ſeinem eigenen Geiſt entſprungene, der herrſchenden Dogmatik 
ſcharf entgegengeſetzte Lehre aufſtellte, gab er der von ihm entfeſſelten Bewegung 
einen Mittelpunkt von ſtreng religiöſem Charakter und unvergleichlicher Energie: 
er wirkte mit unabſehbarem Erfolg auf eine Umgeſtaltung zunächſt des religiöſen 
Lebens, ſodann des geſamten ſtaatlichen und kirchlichen Rechtes. 

Ich wage nicht, in dieſen einleitenden Bemerkungen darzulegen, wie denn 
eigentlich infolge der Grundlehre Luthers von der Rechtfertigung das religiöſe 
Leben in ſeinen innerſten Tiefen ſich anders geſtalten mußte. Nur darüber ver— 
ſuche ich einige Andeutungen, wie im Zuſammenhang mit jener Lehre neue Ent— 
würfe aufgeſtellt und ausgeführt wurden für die Geſtaltung des Verhältniſſes des 
Einzelnen zur Kirche und der geſamten Kirche zum Staat. 

In der beſtehenden Kirche fand Luther den religiös-ſittlichen Wandel des 
Gläubigen unter der eingreifenden Leitung der Hierarchie, und nirgends trat ihm 
dieſe Leitung ſchärfer entgegen als in dem Inſtitut der Beichte. Von ſeiner 
Anſchauung nun, nach welcher die Sündenvergebung erfolgt, indem das vom 
Bewußtſein der Sünde verwirrte Gemüt die Botſchaft von der Genugthuung 
Chriſti, welche die Kirche ihm entgegenbringt, mit Vertrauen ergreift, gelangte 
er zum beſtimmten Widerſpruch gegen die katholiſche Lehre von der Beichte. Ihm 
konnte dies Sakrament nur als ein beſonders feierlicher Vorgang erſcheinen, in 
dem die Schuld, die das Gewiſſen quält, bekannt wird, und der Prieſter die der 
Kirche anvertraute Botſchaft der Verſöhnung, nachdem er ſich vom Glauben des 
Beichtigers an dieſelbe überzeugt hat, wirkſam ausſpricht. Der Grund der 
Sündenvergebung bei dieſem Vorgang iſt die Genugthuung Chriſti und der 
Glaube des Sünders, nicht aber das Bekenntnis, welches bloß eine natürliche 
Aeußerung des Bewußtſeins der Schuld und des Zuſammenhangs der Glieder 
der Kirche iſt, nicht eine richterliche Thätigkeit des Beichtvaters, ſoweit eine ſolche 
über die bloße Feſtſtellung des Glaubens hinausgeht. Verworfen wird daher die 
Forderung einer eigentlichen Vollſtändigkeit des Bekenntniſſes und die unſere 
Sünden zergliedernde Kaſuiſtik; verworfen wird jene Autorität, vermöge deren 
der Prieſter im Namen Gottes über den geſamten ſittlichen Zuſtand des Beich⸗ 
tenden richtet und dem geängſteten Gewiſſen ſeine Pflichten deutet; mit anderen 
Worten, es wird die übermenſchliche Autorität, mit welcher der Prieſter ins 
einzelne der Lebensverhältniſſe eindringt, um die ſittlich-religiöſe Leitung der 
Gläubigen zu übernehmen, hinweggeräumt. 

Von dieſer Grundlage geht dann das Werk der Loslöſung des Chriſten 
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von der Herrſchaft der Hierarchie weiter. Indem gelehrt wird, daß es der Kirche 
nicht zuſtehe, über das geoffenbarte Geſetz hinaus Vorſchriften zu erlaſſen, deren 
Befolgung oder Nichtbefolgung an ſich verdienſtlich oder ſündhaft ſei, wird den 
ſo tief ins ſittliche und gottesdienſtliche Leben eindringenden Kirchengeboten ihre 
höhere Macht entzogen; indem ſodann der äußerſte Satz mittelalterlicher Oppoſition 
erneuert wird, daß die der Kirche anvertrauten Verrichtungen des Lehrens, des 
Spendens der Sakramente und des Vergebens oder Behaltens der Sünden nicht 
einem beſonderen Prieſtertum, ſondern der Geſamtheit der getauften Gläubigen 
anvertraut ſeien, und daß es zur ordentlichen Ausübung ſolcher Verrichtungen 
nur ein von Gott ſelber angeordnetes Amt gebe, nämlich das im Auftrag der 
Gemeinde zu führende Amt des Pfarrers, wird der geſchloſſene Charakter des 
prieſterlichen Standes gegenüber dem der Laien verworfen, und das mächtige 
Gefüge der Hierarchie unter dem Epiſkopat und dem Papſttum als Menſchenwerk 
bezeichnet. Indem endlich die Kloſtergelübde als Gottesläſterung bekämpft werden, 
wird jenes Heer zentraliſierter Orden, das, unter dem unmittelbaren Befehl des 
Papſtes ſtehend, gleichſam den zweiten Arm der Hierarchie bildet, der Vernichtung 
geweiht. Es konnte nicht anders ſein, als daß ſolche Sätze, wenn ins Leben 
geführt, zu einer bis ins Mark eindringenden Beſchneidung der Machtfülle der 
Hierarchie und zu einer Auflöſung ihrer feſt gefügten Verfaſſung führen mußten, 
und daß alsdann die Stellung des einzelnen Gläubigen eine um vieles ſelbſtän— 
digere wurde. 

Aber nicht nur den Einzelnen wollte die Reformation ſelbſtändiger machen, 
ſie wollte auch die Unterwerfung des Staates unter das Gebot der Hierarchie 
aufheben. In dieſer Beziehung ſtellten Luther und die Mehrzahl ſeiner deutſchen 
Mitſtreiter den in der Ausführung allerdings vielfach eingeſchränkten Satz auf, 
daß die Kirche, weil ſie für ihre Lehre nur freie Annahme verlangen dürfe, kein 
Recht beſitze, die Anwendung des Zwanges gegen Ketzer und Schismatiker zu 
fordern. Gleich hiermit hoben ſie den Grund auf, aus dem am geradeſten der 
Anſpruch auf Beherrſchung des chriſtlichen Staates durch die Kirche erwuchs. 
Zugleich aber erneuerten ſie auch ausdrücklich die Lehre, daß die Befugniſſe des 
kirchlichen Amtes von der mit Zwang wirkenden Staatsgewalt durchaus verſchieden 

ſeien, und daß der letzteren in ihrem Wirkungskreiſe die volle Selbſtändigkeit 

gebühre. Die Anſicht von einem göttlichen Recht, welches den Klerus als ein 
ſouveränes Gemeinweſen den Laſten und der Gerichtsbarkeit des Staates entziehe, 
wurde im Zuſammenhang damit völlig verworfen. 

Bei allen Angriffen, welche Luther nach ſo verſchiedenen Richtungen gegen 
die Lehre und Macht der Hierarchie richtete, waren es zwei ſtetig wiederkehrende 
Behauptungen, welche denſelben einen ganz beſonderen Nachdruck verliehen: 
einmal, daß die Erkenntnis der wahren Lehre und Verfaſſung durch ein Jahr— 
tauſend von Entſtellungen zu den urſprünglichen Formen zurückdringen müſſe, 
ſodann daß die Hauptſchuld an jenen Entſtellungen einerſeits die Einmiſchung 
einer fremdartigen Philoſophie, anderſeits die Habgier und Herrſchſucht der 
Hierarchie trage. Durch letztere Behauptung rief er den Haß gegen den mächtigen 
Klerus ſtets von neuem wach; auf beide Sätze gründeten er und ſeine Mit— 
ſtreiter, beſonders Melanchthon, die Forderung einer neuen Methode der theolo- 
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giſchen Studien. Die einzige Quelle göttlicher Lehren und Geſetze, ſo wurde 
erklärt, iſt die heilige Schrift. Zum Verſtändnis derſelben muß einerſeits das 
glaubensbedürftige Gemüt, deſſen Sehnſucht nach Verſöhnung mit Gott in der 
Rechtfertigungslehre der Schrift ihre Erfüllung findet, anderſeits die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeit, die ſich in ſprachlicher und ſachlicher Erklärung bethätigt, 
zuſammenwirken. Von der Grundlage der bibliſchen Lehre dringe dann das 
Studium in die zeitliche Entwickelung der Kirche ein, um die Behauptung der 
Gegner, daß ihre Lehre und Kirchenverfaſſung in unveränderter Gleichheit von 
der Gegenwart zu den älteſten Jahrhunderten und von da zu der göttlichen 
Stiftung der Kirche zurückführe, zu widerlegen, um zu erkennen, wie ſich mit der 
Ueberlieferung der Wahrheit der Irrtum und die falſchen Geſetze allmählich ver— 
bunden haben. Alſo Losſagung von den herrſchenden Syſtemen und Begründung 
der Theologie einerſeits auf den Erfahrungen des religiöſen Lebens, anderſeits 
auf einer hiſtoriſchen Methode, deren Pflege und Verbindung mit den verwandten 
humaniſtiſchen Beſtrebungen ein großartiges Wachstum der Erkenntniſſe herbei— 
führen ſollte. 

Kehren wir aber von dieſer Richtung, welche den letzten Grund der geiſtigen 
Kraft der lutheriſchen Neuerung in ſich ſchließt, zu dieſen Neuerungen ſelber 
zurück. In den Jahren, da Luther ſeine kühnen Lehren im Zuſammenhang 
ergriff, faßte er den noch kühneren Gedanken, dieſelben ungeſäumt ins Leben zu 
rufen und dadurch das Antlitz der chriſtlichen Welt zu verändern. Seine Meinung 
war zunächſt, auf dem Boden der abendländiſchen Kirchengemeinſchaft, den er 
nicht verlaſſen wollte, eine Reform der univerſalen Kirche zu bewirken, und das 
Mittel dazu ſollte ein allgemeines freies Konzil ſein. Aber eine Vertretung der 
Chriſtenheit zu dem Zweck und in der Form, wie der Reformator ſie dachte, 
erwies ſich ſofort als unerreichbar; und ſo beſchied er ſich mit der Durchführung 
der Reformation an denjenigen Orten, wo man ihr geneigt war, zunächſt in 
Deutſchland. Auch hier jedoch war der Weg, den er einſchlug, durch die Macht 
der Verhältniſſe bedingt. Nachdem er zuerſt, ſeiner Idee von der Kirche ent— 
ſprechend, den Verſuch eines Zuſammenwirkens von Gemeinden, niederer Geiſt— 
lichkeit und ſachverſtändigen Theologen gemacht hatte, dann aber vor der Ver— 
wirrung, die daraus entſtand, zurückgeſchreckt war, änderte er ſeinen Sinn und. 
wandte ſich an die beſtehenden Gewalten. Unter dieſen hätte er am liebſten die 
Biſchöfe, deren Amt er als eine zwar menſchliche, aber höchſt zweckmäßige Schöpfung 
der alten Kirche betrachtete, angerufen, weil alsdann die Kirche das Werk der 
Umgeſtaltung ſelbſtändig vollzogen hätte. Aber die ddeutſchen Biſchöfe ſtanden 
der Neuerung teils feindlich, teils unthätig gegenüber; und da trugen denn Luther 
und ſeine Mitarbeiter das Werk der kirchlichen Neuordnung den ſtaatlichen Ge— 
walten an, nicht weil ſie durch ihr Amt dazu berufen, ſondern nur weil ſie durch 
ihre Kraft dazu befähigt ſeien. Die ſtaatlichen Gewalten aber, die ſo angerufen 
wurden, waren nicht die Regenten des geſamten Reiches — denn das hatte ſich 
in eine katholiſche und proteſtantiſche Partei geſpalten —, ſondern diejenigen 
Fürſten und ſtädtiſchen Magiſtrate, die Luthers Lehre angenommen hatten. 

Die reichsſtändiſchen Regierungen nun, ſoweit ſie proteſtantiſch geſinnt 
waren, folgten dieſem Ruf; ſie unternahmen es, innerhalb ihres Gebietes dem 
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kirchlichen Leben in Lehre, Gottesdienft und Verfaſſung neue Formen zu geben; 
ſie unterließen es aber auch nicht, die weitere Folge zu ziehen, daß die Regierung 
der neugeordneten Kirche fortan in den Händen der fürſtlichen oder ſtädtiſchen 
Obrigkeit verbleiben müſſe. Das Vorgehen, welches bei dieſen Neuordnungen 
eingeſchlagen wurde, beſtand im einzelnen darin, daß eine von der Regierung 
ernannte Kommiſſion, verſehen mit Beſtimmungen über Lehre und Gottesdienſt, 
die nach dem Gutachten von Theologen verfaßt waren, eine Viſitation der Geiſt— 
lichen, Gemeinden und Klöſter vornahm und bei derſelben nicht nur jene Normen, 
ſondern zugleich eine neue Anordnung der kirchlichen Verfaſſung den Geiſtlichen 
und Gemeinden auflegte. Für den neuen Verfaſſungsbau waren zwei Maßregeln 
von entſcheidender Bedeutung: einmal, es wurde die biſchöfliche Jurisdiktion 
beſeitigt und damit aller Zuſammenhang der neuen Landeskirche mit der katho— 
liſchen Hierarchie durchſchnitten, ſodann, es wurden die Klöſter und Kollegiatſtifter 
aufgehoben, ſei es durch ſofortige Auflöſung, ſei es durch das Verbot neuer 
Aufnahme, ſei es durch eine Umwandlung, bei der die Anſtalt äußerlich erhalten, 
der katholiſch-klöſterliche Charakter aber vernichtet wurde. Als Elemente blieben 
nach ſolchen Eingriffen nur die Gemeinden und ihre Pfarrer übrig. Wie nun 
über Gemeinden und Pfarrern zum Zweck einheitlicher Kirchenregierung ein Syſtem 
von Behörden unter der Hoheit der weltlichen Regierung begründet wurde, und 
ein wie beſcheidenes Maß von kirchlicher Selbſtverwaltung nach unten den Ge— 
meinden, nach oben bisweilen den Synoden eingeräumt wurde, kann hier nicht 
ausgeführt werden. Nur darauf muß ich nochmals zurückkommen, wie ſich die 
Gedanken über das Recht der Landesregierung zur Ordnung und Regierung der 
Kirche entwickelten. 

Der Führer der deutſchen Reformation hatte nachdrücklich erklärt, daß, wie 
die Verkündigung der Religionslehre, alſo auch die Regierung der Kirche nicht 
zu den Beſtandteilen der ſtaatlichen Gewalt gehöre: nur deshalb übernehme 
letztere das kirchliche Regiment, weil die zunächſt berufenen kirchlichen Gewalten 
ihre Pflicht verſäumen. Aber wie nun die fürſtliche Regierung die Leitung der 
kirchlichen Dinge in ihrer Hand fühlte, da blieb ihr Selbſtbewußtſein bei der 
Anſicht eines bloßen Notrechtes nicht ſtehen. Dreißig Jahre nachdem die kur— 
ſächſiſche Kirche unter Führung Luthers umgeſtaltet war, erklärte bereits der 
Herzog Chriſtoph von Württemberg in der von ihm erlaſſenen Kirchenordnung: 
es ſei falſch, wenn man der Staatsgewalt nur eine weltliche Regierung zugeſtehen 
wolle; die erſte Pflicht ihres Amtes ſei vielmehr, ſich der Kirche mit Eifer anzu— 
nehmen und zu ſorgen, daß den Unterthanen das reine Evangelium verkündet 
werde. Anſtellung tauglicher Geiſtlicher, Beſtrafung der Irrlehren, Verhütung 
der Sünden wird als beſonderer Inhalt dieſer Pflicht aufgeführt.!) Zu welcher 
Herrſchaft über die Geiſter man auf Grund ſolcher Anſchauungen gelangen 
konnte, wird die ſpätere Entwickelung der Dinge zeigen. Wie leicht und mächtig 
ſie ſich aber herausbildeten, erkennt man daran, daß auch theologiſche Führer 


1) Richter, Ev. Kirchenordnungen II S. 198. Die Hauptſtellen in der Vorrede (S. 198), 
dem eingerückten Mandat „von Wiedertäufern“ (S. 204), dem Abſchnitt „Zenſur der Kirchen“ 
(S. 215 a). 
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der Reformation ſie annahmen. Die Fürſten, ſo ſchrieb z. B. Melanchthon, 
werden vom Pſalmiſten Götter genannt; fie find nämlich Stellvertreter Gottes, 
die als Wächter der erſten wie der zweiten Tafel der zehn Gebote den Götzen— 
dienſt — er meinte den katholiſchen Kultus — abzuſtellen und die hartnäckig 
Ungehorſamen mit körperlichen Strafen zu belegen haben.!) 

Im Zuſammenhange mit ſolchen Auffaſſungen vom Rechte der Fürſten 
ſtanden die Grundſätze über Freiheit und Unfreiheit des Glaubens. Luther hatte 
das Recht der Glaubensfreiheit der Zwangsgewalt der katholiſchen Hierarchie 
entgegengeſtellt. Aber bei der Gründung des neuen Kirchenweſens und dem 
dadurch hervorgerufenen Kampf mit der alten Kirche einerſeits und den neueſten. 
Extremen anderſeits wurde ein ſolcher Geiſt der Gewaltſamkeit wach, und bei 
dem Uebergang der Kirchenverfaſſung in die Hand der ſtaatlichen Obrigkeit lag 
für letztere die Uebertragung ihrer Zwangsgewalt auf das kirchliche Gebiet ſo 
nahe, daß der Grundſatz der Glaubensfreiheit innerhalb der neuen Landeskirchen 
ſtarke Beſchränkungen, oft bis zu ſeiner Verleugnung, erlitt. Vor allem waren 
es zwei Proben, die in dieſer Beziehung an die proteſtantiſche Landeskirche heran— 
traten. Einmal: ſollte man die Lehren der Wiedertäufer dulden, die ſich doch 
gegen Anſchauungen richteten, in denen Katholiken wie Proteſtanten die gemein— 
ſamen Grundlagen ihrer kirchlichen und politiſchen Ordnungen, die Gewähr der 
noch geretteten geiſtigen Einheit der abendländiſchen Chriſtenheit erblickten? Als 
von ſeiten des Reiches, erſt durch ein kaiſerliches Edikt von 1528, dann durch 
den Reichsabſchied von 1529, auf das Bekenntnis der Wiedertäufer die Todes— 
ſtrafe geſetzt wurde, ganz im Sinne des mittelalterlichen Ketzerrechtes, da erklärten 
die lutheriſchen Reichsſtände in jener ſelben Proteſtation, in der ſie die freie 
Ausbreitung ihres Kirchenweſens dem Verbot des Reichsabſchieds zum Trotz 
behaupteten, ſich doch mit jenem Ketzergeſetze einverſtanden.?) Und wie es zur 
Ausführung desſelben kam, bemerkte man nur inſofern eine Nachwirkung der 
freieren Auffaſſung, als doch die eine oder die andere Herrſchaft, z. B. Landgraf 
Philipp von Heſſen, das Aeußerſte der Todesſtrafe verwarf, und als im allge— 
meinen proteſtantiſche Regierungen ſich ſchlaffer zeigten als katholiſche.!) 

Eine zweite Probe lag in der Frage, ob bei Aufrichtung des neuen Kirchen— 
weſens zugleich der Fortbeſtand des alten geduldet werden ſolle. Auch hier ent— 
ſchieden ſich die proteſtantiſchen Theologen und Obrigkeiten für die Alleinherrſchaft 
ihrer Kirche, aber hier, wo es ſich um die Beziehungen zwiſchen zwei Religionen 
handelte, die fortan die Hauptmaſſe des deutſchen Volkes unter ſich teilen ſollten, 
nahm die Mehrzahl der Reformatoren und reformatoriſch geſinnten Staatsmänner 
den urſprünglichen Grundſatz ernſter. Nicht aus einem Richteramt über die 


) Corpus reformatorum IX 77. Noch ſchärfer in der Commonefactio de Thammero 
a. a. O. S. 131. Wenn er übrigens die Todesſtrafe gegen die Ketzer billigt,Ffo fügt er hinzu: 
mitior sit magistratus, si delicta minus sunt atrocia; sed tamen contagio errorum pro- 
bibeatur. (S. 1002 fg.) 

) Luthers Werke von Walch XVI S. 385, 404. 


) Cornelius, Münſterſcher Aufruhr II S. 57. Eiſenlohr in Re 8 S 
württemberg. Geſetze IX S. 91. lee? yſchers Sammlung der 
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Gewiſſen wollten ſie die Maßregeln gegen die katholiſche Religion ableiten, 
ſondern aus der Pflicht der Obrigkeit, den Rechtgläubigen offenes Aergernis 
fern zu halten und die öffentliche Zucht nicht durch den Hader feindlicher 
Bekenntniſſe ſtören zu laſſen; nicht als Strafe wollten ſie das Vorgehen gegen 
die Katholiken angeſehen wiſſen, ſondern als polizeiliche Vorkehrung im Intereſſe 
der öffentlichen Ordnung. Das mildeſte Verfahren, welches man demgemäß 
einſchlug, beſtand in dem Verbot der alten Lehre und ihres Gottesdienſtes, mit 
Ausweiſung der Geiſtlichen und Lehrer, welche ſich dem Verbot nicht fügten, aber ohne 
Kränkung der auf offene Bethätigung ihrer Religion Verzichtenden; härter war es 
ſchon, wenn man, wie in Sachſen, über Geiſtliche ſowohl wie Laien, welche ſich dem 
neuen Kirchenweſen nicht anſchloſſen, die Ausweiſung verhängte, und ganz nahe 
kam man dem Syſtem des Glaubenszwanges, wenn man, wie in Württemberg,!) 
den Beſuch des proteſtantiſchen Gottesdienſtes durch Geldſtrafen erzwingen wollte. 

So erhielt das neue Kirchenweſen durch die mächtige Einwirkung der ſtaat— 
lichen Gewalt einen ganz beſonderen Charakter. Aber nicht minder mächtig war 
doch auch die Rückwirkung, welche dieſe kirchliche Umgeſtaltung auf die ſtaatlichen 
Verhältniſſe im deutſchen Reich ausübte. Da war es zunächſt das ohnehin ſo 
kräftig emporſtrebende Fürſtentum, deſſen geſamte Machtſtellung durch den Zuwachs 
eines kirchlichen Wirkungskreiſes abermals unermeßlich erweitert wurde. Um dieſen 
Zuwachs vollſtändig zu überſehen, dürfen wir nicht vergeſſen, daß zugleich mit der 
Kirchenregierung noch zwei derſelben anhängende Verwaltungsgebiete unter ſtaat— 
liche Hoheit gelangten, das Unterrichtsweſen und die Fürſorge für die Armen 
und Kranken. Allerdings gerade dieſer Uebergang war keineswegs unvorbereitet. 
Schon während der drei vorausgehenden Jahrhunderte hatte die Hierarchie die 
Herrſchaft über das Schul- und Armenweſen mit der vordringenden Staatsgewalt 
teilen müſſen, — auch dies wieder ein Zeichen von der inneren Kräftigung des 
Staates und der zunehmenden Unfähigkeit der Kirche, ihren weitgezogenen 
Wirkungskreis auszufüllen. Als das Mittelalter zu Ende ging, gab es — wenig— 
ſtens im weſtlichen und ſüdlichen Deutſchland — kaum eine irgendwie angeſehene 
Stadt, welche nicht neben den kirchlichen Armenanſtalten ein vom Magiſtrat be— 
gründetes und verwaltetes Hoſpital beſaß; ſehr viele hatten daneben ein von der 
ſtädtiſchen Obrigkeit eingerichtetes und geleitetes Almoſenweſen; und ſchon hatte 
ſich die zentraliſierende Geſetzgebung des Fürſtentums auch dieſes Gebietes bemächtigt. 
In Jülich-Berg z. B. verordnet die fürſtliche Regierung die Niederſetzung einer 
Armenkommiſſion in jeder Stadt und jedem Kirchſpiel; ſich ſelber und ihren 
Beamten wahrt fie die Aufſicht über die Verwaltung der Spitäler.?) Ebenſo 
ſchreibt Ferdinand I. dem Landesfürſten die Aufſicht über die Verwaltung aller 
von Laien geſtifteten Hoſpitäler in Niederöſterreich zu;?) er läßt ſich von ſeinen 
Beamten berichten, daß viele dieſer Stiftungen der geiſtlichen Behörde keinerlei 
Viſitation noch Korrektion geſtatten.“) Ja die Reichspolizeiordnung von 1530 


) Landesordnung von 1536. (Reyſcher XII S. 85.) Wiederholt 1552. (S. 196.) 
*) Polizeiordnung von 1558 S. 41 fg. 

3) Codex Austr. II S. 306. 

4) Gutachten von 1562 bei Bucholtz IX S. 705 n. 27. 
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ſetzt die Aufſicht über die finanzielle Verwaltung der Hoſpitäler als allgemeines 
Recht reichsſtändiſcher Obrigkeit voraus.“) 

Nicht anders ging es mit dem Unterricht. Da die katholiſchen Kloſter- und 
Domſchulen nicht genügten, ſo begründeten die großen und kleinen Städte ihre 
Schulen für mittleren und niederen Unterricht, die Fürſten ſtifteten Univerſitäten 
für die höheren Studien. Wohl wahrte ſich die Hierarchie ein tief greifendes 
Recht der Aufſicht über derartige Anſtalten, aber in erſter Linie pflegten Ver— 
waltung, Einrichtungen und Lehrer derſelben von demjenigen abzuhängen, der 
ſie ins Leben gerufen hatte, alſo von der weltlichen Obrigkeit. 

Vollends brachte es nun aber die proteſtantiſche Kirchenordnung mit ſich, 
daß auf dieſen Gebieten die bisher zwiſchen Kirche und Staat geteilten Befug— 
niſſe ungeteilt in die Hände der ſtaatlichen Regierung übergingen und zugleich 
weſentlich verſtärkt wurden. Die proteſtantiſche Obrigkeit ſah auf der einen Seite 
zugleich mit den Klöſtern ſo viele Schulen und Wohlthätigkeitsanſtalten unter— 
gehen, auf der andern Seite wurde ſie durch den Schwung des neuen Geiſtes 
zu erhöhter Sorge für den Unterricht, ſowie für die Unterſtützung der Notleidenden 
angeregt. Die Folge war, daß ſie ſich der Begründung neuer, der ſchärferen 
Beaufſichtigung der beſtehenden Schul- und Wohlthätigkeitsanſtalten unterzog, auch 
hier wieder im Geiſt jener Zentraliſation, der in der Pflege des wirtſchaftlichen 
Lebens die Oberhand gewonnen hatte. Soweit es ſich dabei um Ziel und Ein— 
richtung des Unterrichtes handelte, ſchloß man ſich an die Grundſätze des deutſchen 
Humanismus an, ſoweit die Anordnung und Verwaltung des Unterſtützungs— 
weſens in Betracht kam, nahm man die Ueberlieferungen ſtädtiſcher Verwaltung 
und fürſtlicher Polizeiordnungen auf: überall aber boten die neuen Behörden des 
Kirchenweſens die Mittel zu regelmäßiger Verwaltung und Beaufſichtigung. 

Alſo der Wirkungskreis der fürſtlichen Regierung wurde nicht bloß über 
eigentlich kirchliche, ſondern auch über verwandte Gebiete ausgedehnt. Um aber 
das volle Maß des Machtzuwachſes, der hieraus entſprang, zu erkennen, müſſen 
wir noch die ſelbſtändige Energie in Betracht ziehen, mit der das Fürſtentum 
dieſe Neuerung vollzog. Faſt ausnahmslos wurde in den größeren Fürſtentümern 
die Umwandelung des Kirchenweſens ohne Befragung der Landſtände vorgenommen.?) 
Erſt dann wurde — nicht allgemein, aber in der Regel — ihre Zuſtimmung 
eingeholt, als es ſich um die Verwendung des kirchlichen Vermögens handelte. 
Wenn irgendwo, ſo bewährte ſich alſo hier der Anſpruch der fürſtlichen Regie⸗ 
rung auf das Recht eigenmächtiger Geſetzgebung. 

Zu allem anderen endlich geſellte ſich noch die materielle Kräftigung, die 
dem Fürſtentum durch die Uebernahme des Kirchenguts unter ſeine Verwaltung 
zuwuchs. Offenbar wurde eine ſolche Kräftigung ſchon dann erzielt, wenn, wie 
in Kurſachſen, die Regierung das übernommene Vermögen ausſchließlich für 
Kirchen-, Schul- und Wohlthätigkeitszwecke verwandte; viel direkter wurde ſie 


1 2 
) n. 34. 
2) Eine ſolche kommt vor in den brandenburgiſch-fränkiſchen Landen. (L 
x n br h⸗ 5 ang, Geſch. von 
Bayreuth au S 7 fg. 15 fg.) Lehrreich iſt der Konflikt zwiſchen dem H. von Sachſen und 
ſeinen Ständen. (Haſſe, Meißeniſch⸗albertiniſche K. Geſchichte II S. 17 fg.) 
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bewirkt, wenn, wie in Heſſen, ein Teil der eingezogenen Kloſtergüter auch 
für ſtaatliche Verwendungen beſtimmt wurde, und wie ſie in großartigſter 
Weiſe erfolgte, kann das Beiſpiel von Kurbrandenburg, dem größten Fürſten— 
tum im Nordoſten, veranſchaulichen. Hier war das Kammergut, die materielle 
Grundlage fürſtlicher Macht, unter den Wirren früherer Jahrhunderte bis auf 
einen ungenügenden Reſt verſchleudert; durch die Einziehung der Kloſtergüter, 
der bis zum Ausgang des ſechzehnten Jahrhunderts diejenige der drei Landes— 
bistümer folgte, wurde es wieder emporgebracht. In der Altmark z. B. konnten 
den drei Aemtern, in welche das Kammergut eingeteilt war, vier neue, aus 
Kloſter- und Bistumsgut gebildete hinzugefügt werden; in der Uckermark, wo es 
gar keine Aemter gab, konnte man deren drei begründen, und in ähnlichem, 
wenn auch nicht ſo großartigem Maßſtab wurde das Kammergut der übrigen 
Marken abgerundet. ) 

Bei dieſem Emporſteigen fürſtlicher Macht iſt allerdings zu beachten, daß es 
unmittelbar nur den Anhängern des proteſtantiſchen Bekenntniſſes zu gute kam. 

Allein daß mittelbar auch die katholiſchen Fürſten ihren Anteil an dem 
Gewinn nahmen, wird ſich bei der Geſchichte der katholiſchen Gegenreformation 
ergeben. Vorläufig jedoch möge ſich die Betrachtung von dieſer Entwickelung 
des Fürſtentums dem allgemeinen Reichsverbande zuwenden und hier der Frage 
näher treten, wie die Reformation auf den Organismus des geſamten Reiches 
einwirkte. Wir knüpfen dabei an die Ausführungen des erſten Kapitels an, in 
dem von den rein politiſchen Folgen ſchon die Rede geweſen iſt. An dieſer 
Stelle ſind diejenigen Verhältniſſe des Rechts und der Machtſtellung des Reiches 
zu betrachten, welche unmittelbar mit den kirchlichen Ordnungen zuſammenhängen. 

Wenn der Führer der Reformation bei ſeinem erſten Auftreten von der Hoff— 
nung gehoben war, daß die geſamte Nation ihm folgen werde, ſo ſah er ſich hierin 
bald enttäuſcht: der Kaiſer und eine ſich allmählich ſammelnde Majorität des 
Reichstags traten ihm feindlich entgegen, ſie ſuchten ſein Werk nach den Vor— 
ſchriften des mittelalterlichen Ketzerrechtes zu vernichten. Wie nun hieraus und 
aus der Gegenwehr der ſtetig zunehmenden proteſtantiſchen Partei der Reichs— 
ſtände die ſchwerſten Verwickelungen entſtanden, habe ich nicht zu erzählen; im 
Zuſammenhang dieſer Einleitung muß ich nur zwei Ergebniſſe dieſer Kämpfe 
herausheben, des Interim von 1548 und den Religionsfrieden von 1555. 

Das Interim war die Frucht eines Gedankens, den ſeit Jahren ſowohl der 
Kaiſer, als auch hervorragende Mitglieder beider Bekenntniſſe verfolgt hatten, des 
Gedankens nämlich, daß bis zum endlichen Ausgleich des Religionsſtreites eine vor— 
läufige kirchliche Vereinigung zu treffen ſei. Solange man dieſen Plan auf 
gütlichem Weg verfolgte, war er regelmäßig mißlungen; als aber der Kaiſer die 
Waffen ergriffen und den Schmalkaldener Bund niedergeworfen hatte, machte er 
den Verſuch, ihn mit ſtärkerer Hand durchzuführen, und zwar in einer Form, 
die faſt überall zum Nachteil der proteſtantiſchen Sache ausfiel. Hinſichtlich der 
Unterſcheidungslehren und der Ordnung des Gottesdienſtes wurden Normen auf— 


1) Bornhak, Geſch. des preuß. Verwaltungsrechtes I S. 130. Ueber die Mittelmark 
nähere Angaben bei Fidiein, Die Territorien der Mark Brandenburg. 
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geſtellt, die im katholiſchen Geiſte gedacht waren, die Kirchenverfaſſung, deren 
Anerkennung gefordert wurde, war eine gemäßigte Herrſchaft der katholiſchen 
Hierarchie, die einzigen wirklichen Konzeſſionen, die gewährt wurden, das Abend— 
mahl nämlich unter beiden Geſtalten und die Prieſterehe, verſtießen nicht gegen 
weſentliche Einrichtungen der katholiſchen Kirche. Nach dieſen, in dem ſogenannten 
Interim befaßten Feſtſetzungen ſollten die kirchlichen Dinge bis zu den Entſchei⸗ 
dungen des Trienter Konzils in den proteſtantiſchen Gebieten geordnet werden; 
die Durchführung derſelben wurde durch den Augsburger Reichsabſchied den prote— 
ſtantiſchen Ständen auferlegt. d 

Wie nun dieſes Reichsgeſetz unter neuen Verwickelungen nur unvollkommen 
ausgeführt und ſchließlich durch den Aufſtand des Kurfürſten Moritz und den 
darauf folgenden Paſſauer Vertrag (1552) beſeitigt wurde, iſt wiederum hier 
nicht zu erzählen; was uns angeht, das ſind die Nachwirkungen des Interim, 
ſoweit ſie ſich über den Paſſauer Vertrag hinaus erſtreckten. 

Vor allem blieb, infolge des Interim und der mit ſeiner Einführung 
verbundenen Maßregeln in den Gemeinden von Oberdeutſchland, eine nicht un— 
bedeutende Verſchiebung der Machtverhältniſſe zu Gunſten der Katholiken zurück. 
Im Elſaß z. B. hatte das Haupt der dortigen Reichsſtädte, die Stadt Straßburg, 
zu den vier noch beſtehenden katholiſchen Klöſtern dem Biſchof vier Stiftskirchen 
einräumen müſſen zur Einführung erſt des interimiſtiſchen, dann des rein katho— 
liſchen Gottesdienſtes.!) Der Vorort der Wetterau, die Stadt Frankfurt, mußte 
den geſperrten katholiſchen Gottesdienſt in den drei Stiftskirchen wieder frei geben.“) 
Die große Mehrzahl der 42 ſchwäbiſchen Reichsſtädte endlich, welche die Refor— 
mation angenommen hatte, wurde zugleich in ihren kirchlichen und politiſchen 
Einrichtungen getroffen. In kirchlicher Hinſicht hatte z. B. die Stadt Ulm, der 
Vorort der ſchwäbiſchen Städte, während der Herrſchaft des Interim die prote— 
ſtantiſche Religionsübung verloren und mußte nach dem Paſſauer Vertrag ſich 
vorläufig damit zufrieden geben, daß von den früher reformierten Kirchen das 
Münſter dem proteſtantiſchen Gottesdienſt zurückgegeben, die Barfüßerkirche da— 
gegen den Katholiken gelaſſen wurde.?) Die Stadt Augsburg ſah ſich genötigt, 
durch einen Vertrag mit ihrem Biſchof einen Teil der Kirchen und Klöſter den 
Katholiken zu reſtituieren. Viele Städte, die nur eine Pfarrkirche beſaßen, wie 
Eßlingen und Heilbronn, hatten dieſelbe erſt für interimiſtiſchen, dann für rein 
katholiſchen Gottesdienſt einräumen müſſen.“) In politiſcher Hinſicht wurde dann 
in demſelben Zeitraum (1548—52) durch kaiſerlichen Machtbefehl die Verfaſſung 
der ſchwäbiſchen Reichsſtädte, oder doch der großen Mehrzahl derſelben, umge⸗ 
wandelt. Es wurden — das waren die Grundzüge der neuen Ordnung — die 
Zünfte als politiſche Korporationen aufgelöſt, bei der Beſetzung des Stadtrats 


) Röhrich, Geſch. der Reformation im Elſaß II S. 199 fg., III S. 3 fg. Ueber das 
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und der Aemter wurde den patriziſchen Geſchlechtern das vollſte Uebergewicht 
verliehen, und die Stadtregierung ſelber wurde ſo geregelt, daß der große Rat 
durch den kleinen beherrſcht wurde, und aus dem kleinen Rat wieder der engere 
Ausſchuß der ſogenannten Geheimen heraustrat: den Schluß der geſamten Neue— 
rung bildete die Beſtimmung, daß zu Ratsſtellen und Aemtern vornehmlich Katho— 
liken oder ſolche, die der katholiſchen Religion am nächſten ſtünden, d. h. Inte— 
rimiſten, gewählt werden follten. +) 

Dieſe politiſche Umgeſtaltung überdauerte den Sturm von 1552, und nicht 
minder behauptete ſich ein guter Teil der kirchlichen Neuordnungen, beſonders 
die oben angeführten. Es gab ſogar in Oberdeutſchland neben den Städten auch 
ein größeres Fürſtentum, welches mit ähnlichen Veränderungen aus der Zeit 
des Interim in diejenige des Religionsfriedens eintrat, das war das Herzogtum 
Württemberg. Neben zahlreichen kleineren Klöſtern beſtanden hier 14 vornehme 
Abteien, welche die Regierung ſeit 1535 in proteſtantiſche Anſtalten umzu— 
wandeln begonnen hatte.?) Als der Schmalkaldener Bund niedergeworfen und das 
Interim angeordnet war, mußte der Herzog zugeben, daß dieſe Abteien wieder von 
katholiſchen Geiſtlichen in Beſitz genommen wurden, daß an dem württembergiſchen 
Landtag wieder eine Kurie katholiſcher Prälaten erſchien. 

So hatte die durch das Interim bezeichnete Reaktion den Katholiken doch 
bedeutende Bruchſtücke der verlorenen Macht zurückerſtattet. Allein es war dies 
eine Rückgabe, welche regelmäßig zu Gunſten einer Minderheit erfolgte, und zwar 
einer Minderheit, die nicht die innere Kraft beſaß, den Gewinn ſich dauernd 
zu ſichern. Grollend ſtand ihr gegenüber die proteſtantiſche Mehrheit, als eine 
Partei, der wohl zeitweilig der Mut, aber keineswegs die Kraft abhanden 
gekommen war. Bis zu den Siegen Karls V. war dieſe Partei von dem Bewußt— 
ſein großartiger Erfolge und einer noch unerſchöpften Kraft der Propaganda 
durchdrungen. Da nun die Siege des Kaiſers, wie die Entwickelung der Dinge 
ſehr raſch lehrte, von kurzer Dauer waren, ſo konnte es nicht anders ſein, als 
daß die Zeit einer Abrechnung herankam. Als ſie nach dem gelungenen Aufſtand 
des Kurfürſten Moritz herankam, da lebte denn auch nicht allein jenes Bewußt— 
ſein der Kraft und der Propaganda wieder auf, ſondern es nahm zugleich eine 
weſentlich verſchärfte Form an. Und eben dieſe Verſchärfung war eine zweite 
Folge des Interim. 

Im Grunde war, wie ſchon bemerkt, das Interim einem Gedanken der 
Verſöhnung entſprungen, der auch von angeſehenen Vorkämpfern der proteſtan— 
tiſchen Sache gehegt wurde, ſo vor allem von Melanchthon, dem zweiten Führer 
der reformatoriſchen Bewegung in Deutſchland. Sehnſüchtig war deſſen Blick 
von jeher an den zwei großen Erſcheinungen der verlaſſenen Kirche haften geblieben, 


1) Augsburger Wahlordnung von 1549. (Moſer, Deutſches Staatsrecht 42 S. 216.) 
Ueber die weiteren Anordnungen von 1555 vgl. Häberlin III S. 40. Zur Erläuterung der 
Ordnung vgl. die Verhandlungen der kaiſerl. Kommiſſion von 1628. (Lehmannus continuatus 
S. 474.) Ueber die einzelnen ſchwäbiſchen Städte vgl. Stälin, Württemb. Geſchichte IV S. 473. 
v. Druffel, Beiträge I n. 794 Anm. Unter der „alten wahren chriſtlichen Religion“ konnte der 
Geſetzgeber nur die katholiſche Religion verſtehen. 

2) Stälin IV S. 393 fg. Eiſenlohr bei Reyſcher IX S. 29 fg. zählt 16 Abteien. 
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an ihrem univerſalen Verband und ihrer Selbſtregierung; die Aufnahme des 
proteſtantiſchen Bekenntniſſes in den gewaltigen Bau der alten Kirche war er 
bereit mit tief greifenden Zugeſtändniſſen zu erkaufen. Allerdings die Zugeſtänd— 
niſſe, welche das Augsburger Interim verlangte, gingen auch dieſem Mann der 
Vermittelung weit über alles, was erträglich ſchien, hinaus. Aber als der Kur— 
fürſt Moritz das Interim für ſeine Lande in dem Sinne umarbeiten ließ, daß 
man einerſeits dem Gottesdienſt, den Geboten und der Verfaſſung der alten 
Kirche ſich guten Teils anpaßte, anderſeits die Lehren des proteſtantiſchen Bekennt— 
niſſes, wenn auch in dehnbarer Faſſung, zu wahren glaubte, und nun unter 
drohendem Hinweis auf landesfürſtlichen oder kaiſerlichen Zwang die Annahme 
einer ſolchen Kirchenform verlangte, da lieh Melanchthon dieſem Werke des Leip— 
ziger Interim ſeine Billigung und ſeine Mitwirkung. 

Verhängnisvoll für die Männer der Vermittelung war es nun aber, daß 
das Augsburger Interim für die Proteſtanten eine ſchwere Verfolgung ihrer 
Religion bedeutete, und daß der Ingrimm, welcher hieraus hervorging, ſich auch 
gegen die Nachbildungen der urſprünglichen Formel richtete. Als kühner Anwalt 
dieſer Stimmung trat Melanchthons jüngerer Kollege, Flacius Illyricus, hervor. 
Er war eine Theologe, der wie kein anderer die für die Proteſtanten gegebene 
Richtung auf bibliſche Exegeſe und Kirchengeſchichte mit maſſivem Sammlerfleiß 
fortführte, allerdings ſchon nicht mehr in dem induktiven Sinn des Humanismus, 
ſondern in dem feſten Glauben, daß überall die Wahrheit der Sätze Luthers und 
die Falſchheit der katholiſchen Lehren ſich beſtätigen müſſe. Befangen in der 
düſteren Anſchauung, daß die römiſche Kirche das Reich des Antichriſtes ſei, 
welches, ſchon unter den Apoſteln innerhalb der wahren Kirche aufgegangen, 
dieſelbe allmählich und unentlarvt überwuchert habe, bis endlich am Vorabend 
des jüngſten Gerichtes, in dem letzten Zeitraum, den die alternde Welt noch zu 
durchleben habe, der wahre Sinn des Evangeliums durch die Reformatoren wieder 
aller Welt verkündet ſei, “) — beherrſcht von ſolchen Ideen, kämpfte er mit der 
doppelten Leidenſchaft des Fanatikers und des einſeitigen Dialektikers für die 
Reinheit und ſcharfe Ausprägung der lutheriſchen Lehre. Wer ihm die dogma— 
tiſchen Definitionen, in denen er dieſelbe eingeſchloſſen ſah, anfocht, den betrachtete 
er als Mitarbeiter im Reich des Antichriſtes, als Werkzeug des Satans. Im 
ſchärfſten Gegenſatz gegen Melanchthon, gegen deſſen tiefe Ehrfurcht vor allen 
Mächtigen und ängſtliche Sorge um ſeine Perſon, war Flacius eine unabhängig 
trotzige Natur: im Kampf für ſeine Dogmen hinderte ihn keine Pietät gegen alte 
Freunde und Lehrer, keine Unterwürfigkeit unter die fürſtliche Kirchenregierung, 
auch nicht die Rückſicht auf eine geſicherte Stellung, noch die Furcht vor perſön— 
licher Gefahr. 

Man begreift es leicht, wie dieſer Mann in dem Leipziger Interim einen 
Angriff auf die Reinheit der lutheriſchen Lehre erblickte. Er wich aus dem 
ſächſiſchen Gebiet nach dem geächteten Magdeburg und kämpfte hier mit grimmigen 
Streitſchriften gegen die Vermittelung und die Vermittler. Wenn Melanchthon 
zum Zweck der Verſtändigung mit den Katholiken den proteſtantiſchen Lehren eine 
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allgemeinere Faſſung gegeben hatte, ſo forderte er eine ſcharfe Formulierung in 
ſehr ſpeziellen Sätzen. Wenn Melanchthon die eigentlichen Konzeſſionen mit der 
Erklärung rechtfertigte, daß ſie ſich auf Mitteldinge bezögen, d. h. auf Gebräuche 
und Satzungen, welche durch das göttliche Wort weder geboten noch verboten 
ſeien, ſo erwiderte Flacius, auch in Mitteldingen ſei keine Konzeſſion ſtatthaft, 
ſobald ſie von einem Gegner, der der wahren Lehre widerſtrebe, gefordert werde. 
Mit andern Worten: den Katholiken gegenüber ſollten Zugeſtändniſſe auch in 
erlaubten Dingen unerlaubt ſein. 

Es lag nun in der Natur der Sache, daß dieſer Standpunkt der Unver— 
ſöhnlichkeit jener Erbitterung entgegenkam, welche der Religionsdruck des Kaiſers 
hervorrief. Wer gegen das Interim kämpfte oder unter demſelben litt, eignete 
ſich die Anſchauungen des Flacius an; und als endlich mit dem Fall des Interim 
die Tage einer proteſtantiſchen Reaktion kamen, war der Sieg der Unverſöhn— 
lichen entſchieden. Die zweite Folge des Interim beſtand alſo in der Schärfung 
der kirchlichen Gegenſätze. Das Streben nach Ausgleich mit der alten Kirche 
verlor in den Kreiſen der deutſchen Proteſtanten ſeine Kraft; ihre Beziehungen zu 
den Katholiken wurden fortan faſt lediglich durch das Bewußtſein des Gegen— 
ſatzes beſtimmt. 

Das alſo waren die Wirkungen des Interim, welches als das erſte Ergebnis 
des offenen Religionskrieges Karls V. gegen die deutſchen Proteſtanten hervor— 
getreten war. Wenden wir uns nun zu dem zweiten Ergebnis, welches aus dem 
zweiten Abſchnitt dieſer Kämpfe, als ſie ſich zum Vorteil der proteſtantiſchen 
Sache gewandt hatten, hervorging, zu dem Augsburger Religionsfrieden. 

Der Gedanke, der das Interim ins Leben gerufen hatte, war der des kirch— 
lichen Ausgleichs; der Gedanke, der im Religionsfrieden zum Ausdruck kam, war 
der des kirchlichen Gegenſatzes. Schon lange vor dem Schmalkaldener Krieg 
hatten die Proteſtanten, von dem Bewußtſein ihrer Kraft und jenes Gegenſatzes 
erfüllt, gelegentlich die Forderung geſtellt, man ſolle, ohne auf den kirchlichen 
Ausgleich zu warten, durch Reichsgeſetz ihrem Bekenntnis volles Recht gewähren. 
Als nun die große Wendung erfolgte, und der Kaiſer mitſamt der katholiſchen 
Reſtaurationspolitik beſiegt war, da trat dieſe Forderung mit unwiderſtehlicher 
Kraft hervor. Ihre Frucht iſt der Augsburger Religionsfriede von 1555, der 
erſte feſte Rechtsgrund, auf dem ſich das Verhältnis der katholiſchen und prote— 
ſtantiſchen Kirchengemeinſchaft entwickeln konnte und entwickelte. Wir müſſen die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes gleich hier ins Auge faſſen, und das um ſo ſchärfer, 
da die Beziehungen der beiden großen Parteien in den nächſten fünfzig Jahren 
ſich zwar im ganzen ohne offenen Krieg, aber im einzelnen unter fortgehenden 
Streitigkeiten über die Tragweite der verſchiedenen Beſtimmungen des Religions- 
friedens entwickelten. 

Von vornherein darf man nicht überſehen, daß bei den Verhandlungen 
über den Religionsfrieden der Gedanke des kirchlichen Ausgleichs zwar zurücktrat, 
aber darum doch nicht mit einemmal von der Tagesordnung verſchwand. Der 
Bevollmächtigte Karls V., ſein Bruder König Ferdinand I., würde dies ſchon 
aus Gewiſſensgründen nicht geſtattet haben. Man unterſchied alſo zwiſchen den 
Verhandlungen über Ausgleichung der Religion, welche man vorläufig abſetzte, 
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aber dem nächſten Reichstag zur Erledigung zuwies, und den Beratungen über 
den Religionsfrieden, welche nicht mehr verſchoben werden konnten. Die Be— 
ſtimmungen über den Religionsfrieden begannen mit dem grundlegenden Satz, 
daß die Reichsſtände ſowie die Mitglieder der Reichsritterſchaft Freiheit und freie 
Wahl des katholiſchen und proteſtantiſchen Bekenntniſſes beſitzen, und als Anhänger 
des einen oder anderen Bekenntniſſes unter dem gleichen Schutz des Landfriedens 
ſtehen ſollten. Zwei Beſchränkungen, welche früheren ähnlichen Anordnungen 
einen unſicheren Grund gegeben hatten, fielen jetzt weg: es wurde die Freiheit 
des proteſtantiſchen Bekenntniſſes nicht auf die gerade damals ihm angehörigen 
Reichsſtände beſchränkt, und es wurden die gewährten Rechte nicht als einſtweilige, 
bis zu den Entſcheidungen eines Konzils, einer Nationalſynode oder eines neuen 
Reichstags geltende gewährt; ſie ſollten dauern, bis ſie durch völlig freiwillige 
Vereinigung aller Stände unter einem Bekenntnis überflüſſig würden. 

Dagegen wurden zwei andere Beſchränkungen feſtgehalten: einmal der Be— 
griff des proteſtantiſchen Bekenntniſſes, und damit der Genuß der ſeinen Anhängern 
eingeräumten Rechte wurde an eine feſte Norm gebunden, nämlich die Augsburger 
Konfeſſion, wobei freilich — wir kommen ſpäter darauf zurück — ein ausdrück— 
licher Unterſchied zwiſchen der urſpünglichen Faſſung, in der ſie am Augsburger 
Reichstag von 1530 überreicht war, und den ſpäteren Redaktionen, in welchen 
Melanchthon ſich verſchiedene Aenderungen erlaubt hatte, nicht getroffen wurde. 
Sodann: die Religionsfreiheit wurde auf Reichsſtände und Reichsritter beſchränkt, 
nicht auf die Unterthanen derſelben ausgedehnt; den Unterthanen gegenüber 
erhielt vielmehr die reichsſtändiſche oder ritterſchaftliche Obrigkeit das Recht, das 
ihrem Bekenntnis entſprechende Kirchenweſen zur Alleinherrſchaft zu erheben. 
Dieſe letztere Satzung, entſcheidend wie ſie für die Geſtaltung der kirchlichen Dinge 
werden mußte, ward im allgemeinen und im einzelnen ſo gefaßt, wie es der 
Gang, den die Dinge genommen hatten, gebot. Die katholiſchen Stände hatten 
ja an dem alten Ketzerrecht feſtgehalten, welches der weltlichen Obrigkeit vorſchrieb, 
die Widerſacher der Kirche auszurotten, und die proteſtantiſchen Stände, indem 
ſie die Begründung und Regierung der Kirche ihres Gebietes ſelber übernahmen, 
hatten den Grundſatz der Alleinberechtigung ihrer Kirche aufgeſtellt. Dieſen Ver— 
hältniſſen trug der Religionsfriede Rechnung: als Folge der den Reichsſtänden 
gewährten Freiheit des proteſtantiſchen Bekenntniſſes nahm er das Recht zur 
Begründung und Regierung der proteſtantiſchen Landeskirche unter Beſeitigung 
der biſchöflichen Jurisdiktion als ſelbverſtändlich an; ſodann, in Bezug auf die 
katholiſchen Unterthanen proteſtantiſcher Stände und die Unterthanen katholiſcher 
Stände — keineswegs in Bezug auf ſonſtige Andersgläubige oder Ketzer über— 
haupt — traf er zwiſchen den katholiſchen und reformatoriſchen Anſichten eine 
Vermittelung, indem er, dem Grundſatz der ſächſiſchen Kirchenordnung folgend, 
anordnete, daß der Landesherr die andersgläubigen Unterthanen nur ausweiſen 
dürfe ohne direkte Schädigung ihrer Ehre und ihres Vermögens: ein halber, aber 
unſäglich wichtiger Schritt aus der Härte des mittelalterlichen Ketzerrechtes. 

Infolge dieſer grundlegenden Beſtimmungen erhielt das deutſche Reich im 
Gegenſatz zu allen anderen großen Mächten der Chriſtenheit den Charakter eines 
paritätiſchen Staates. Die Zerreißung der kirchlichen Einheit, unter der das euro— 
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päiſche Abendland ſeit Jahrhunderten gelebt hatte, wurde geſetzlich anerkannt. 
Wie aber die Kraft jedes neuen Rechtes zuletzt von der Geſinnung derjenigen 
abhängt, die unter ihm leben ſollen, ſo war vollends bei dieſem in eine ſo 
mächtig herrſchende Ueberlieferung eingreifenden Geſetze die Frage entſcheidungs— 
ſchwer, wie die beiden kirchlichen Parteien über dasſelbe dachten. 

Vor allem kommt da der alte Kaiſer in Betracht. Es iſt im erſten Kapitel 
bemerkt, wie die Zertrümmerung des Interim und der Paſſauer Vertrag für 
Karl V. eine Niederlage ſeiner Politik gerade in ihrem Mittelpunkt bedeuteten. 
Von da ab zog er ſich von den deutſchen Dingen zurück und war nun in den 
Niederlanden damit beſchäftigt, den Uebergang ſeiner ſpaniſchen, italieniſchen und 
niederländiſchen Staaten unter die Herrſchaft ſeines Sohnes einzuleiten und durch 
deſſen Vermählung mit der engliſchen Maria die ſpaniſche Herrſchaft und die 
katholiſche Reſtauration über England auszudehnen. Als die durch den Sieg der 
Proteſtanten unvermeidlich gewordenen Verhandlungen über den Religionsfrieden 
herannahten, fühlte er ſich gleichmäßig außer ſtande, einem Geſetz, welches den 
Proteſtanten ein unwiderrufliches Recht des Daſeins gewährte, zuzuſtimmen, und 
anderſeits, das Zuſtandekommen des Geſetzes zu hindern. Er half ſich aus der 
Verlegenheit, indem er ſeinem Bruder Ferdinand als römiſchem König unbeſchränkte 
Vollmacht zum Verhandeln und Beſchließen gab, wobei ihm jedoch das eine vor— 
behalten werden mußte, daß die Todesſtrafe für proteſtantiſche Unterthanen katho— 
liſcher Fürſten, welche der Religionsfriede aufhob, für den Bereich der Niederlande 
nicht beſeitigt wurde. 

Im Grunde genommen wurde dieſer prinzipielle Gegenſatz des Kaiſers 
gegen den Religionsfrieden von ſeinem Bruder und von den katholiſchen Ständen 
geteilt. Sie glaubten den Lehren der Hierarchie, daß kraft göttlichen Gebotes 
den Ketzern kein Recht des Beſtehens gewährt werden dürfe; unfaßbar ſchien ihnen 
der Gedanke, daß die kirchliche Einheit des europäiſchen Abendlandes dauernd 
durchbrochen ſein ſollte. Wenn ſie trotzdem den Religionsfrieden annahmen und 
ſich feierlich zu demſelben verpflichteten, ſo entſchuldigten ſie dies vor ihrem Ge— 
wiſſen mit dem Zwang der Verhältniſſe. Denn wohl hatten ſie noch am Reichs— 
tag die Majorität, aber ſie waren von dem Bewußtſein durchdrungen, daß im 
Fall eines neuen Kampfes die Kräfte der Proteſtanten das Uebergewicht haben 
würden. Sie räumten alſo gutwillig ein, was ſie ſonſt gezwungen, unter noch 
viel größeren Verluſten ihrer Kirche, hätten zugeben müſſen. 

Nicht gerade zuſammenfallend, aber doch ſehr verwandt mit dem katholiſchen 
Standpunkt war derjenige der proteſtantiſchen Stände. Wie ihnen der Zweifel 
daran, daß der abſolut wahre und allein ſelig machende Sinn des Evangeliums 
nach tauſendjähriger Verirrung wieder klar geſtellt ſei, durchaus unberechtigt 
ſchien, ſo ſchwebte ihnen eine Ordnung vor, nach welcher die evangeliſche Religions— 
übung hoch und niedrig im geſamten Reich freiſtehen, das Recht katholiſcher 
Religionsübung dagegen auf die Unterthanen katholiſcher Reichsſtände, ſolange die 
letzteren noch dem Strom proteſtantiſcher Propaganda widerſtänden, eingeſchränkt 
werden ſollte. Von der Beſtimmung des Religionsfriedens, welche den prote— 
ſtantiſchen Reichsſtänden das Verbot des katholiſchen, den katholiſchen Reichsſtänden 
das Verbot des proteſtantiſchen Gottesdienſtes anheimgab, war nur das erſte, 
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keineswegs das letzte Glied nach ihrem Sinn. Allerdings, ſoweit die bekannt 
gewordenen Zeugniſſe ſchließen laſſen, gab es nur einen Fürſten, der die 
Forderung unbeſchränkter Religionsfreiheit für die Proteſtanten und harter Be⸗ 
ſchränkung für die Katholiken mit ſchneidender Offenheit ausſprach: es war der 
Herzog Ott? Heinrich von Neuburg.) Allein als ſich bei den Verhandlungen 
über den Religionsfrieden die Gelegenheit bot, dieſe Forderung in verdeckter 
Form in den Entwurf des Geſetzes einzubringen, beteiligten ſich die kürfürſt— 
lichen wie die fürſtlichen proteſtantiſchen Geſandten an dem freilich mißlingenden 
Verſuch. 

Nach der Denkungsart beider Teile war es alſo klar, daß der Religions— 
friede nicht auf der Geſinnung der Parteien, ſondern auf dem Gleichgewicht ihrer 
Macht beruhte. Alle Verhandlungen über denſelben waren deshalb von dem 
Argwohn, der Hinterhaltigkeit und der Feindſeligkeit erfüllt, welche zwiſchen Par— 
teien, die ſich ein inneres Recht des Daſeins nicht zugeſtehen, Platz greifen müſſen. 
Die Folgen dieſes Geiſtes zeigten ſich, als es galt, zu den allgemeinen Beſtim— 
mungen des Geſetzes noch einige beſondere hinzuzufügen. Da begann ein heißer 
Kampf, in welchem jede Partei beſtrebt war, dem Gegner das, was ſie ihm im 
Prinzip zugeſtanden hatte, im einzelnen ſoweit wie möglich wieder zu entwinden. 
Den Hauptvorteil bei dieſem Ringen trugen die Katholiken davon, denen ihre 
Majorität, das Eintreten König Ferdinands und der Vorteil des Beſitzſtandes zu 
gute kam. Aber als ſchlimmes Vermächtnis der Zukunft wußten die Unterliegen— 
den es zu bewirken, daß jede dieſer Entſcheidungen in einer Form erfolgte, die 
ſpäteren Umdeutungen freien Spielraum ließ. 

Zunächſt warfen die Katholiken die Frage auf, ob die mit der Gründung 
proteſtantiſcher Landeskirchen bisher verbundene Umwandelung oder Einziehung 
katholiſcher, unter des Landesherren Obrigkeit gelegener Klöſter und Stifter ferner— 
hin geſtattet ſein ſolle. Sie nahmen die Beſtimmung an, daß ſolche Eingriffe, 
ſoweit ſie bis zum Paſſauer Vertrag geſchehen ſeien, nicht angefochten werden 
dürften, zogen aber hieraus den Schluß, daß weitere Eingriffe in die Rechte und 
den Beſtand katholiſcher Stifter und Klöſter nun ſelbſtverſtändlich verboten ſeien, 
und dies um ſo mehr, da ihnen noch die Einrückung einer anderen Satzung gelang, 
nach welcher nicht bloß die geiſtlichen Reichsſtände, ſondern auch die „anderen 
vom geiſtlichen Stand“ gegen jede gewaltſame Maßregel wider ihre Religion 
und Religionsübung, ihr Vermögen und ihre Rechte geſchützt wurden. Die prote— 
ſtantiſchen Stände hingegen widerſtrebten gleich bei den Verhandlungen dieſer 
dem Sinn der Worte ſich allerdings eng anſchließenden Deutung. Sie dachten 
unter ſich: über das Verfahren, welches gegen Klöſter und Stifter nach dem 
Paſſauer Vertrag anzuwenden ſei, beſtimme der Religionsfriede nichts; unter jenen 
„anderen vom geiſtlichen Stand“ ſeien nur ſolche verſtanden, die unter der Landes— 


) Das in meiner Abhandlung über den Religionsfrieden (Hiſtor. Taſchenbuch 1882 
S. 230) citierte Gutachten iſt nicht vom Kurf. von der Pfalz, ſondern vom Herzog von Neu— 
burg, der freilich ein Jahr ſpäter Kurfürſt von der Pfalz wurde. Die Berichtigung dieſer Ver- 
wechſelung macht den dort geführten Beweis über die Abſichten der proteſtantiſchen Kurfürſten 
und Fürſten weniger pointiert, hebt ihn aber keineswegs auf. 
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hoheit von geiſtlichen Reichsſtänden ſich befinden; wie überhaupt ein proteſtan— 
tiſcher Landesherr gegen die ihm untergebenen Klöſter und Stifter verfahren 
wolle, habe er zu entſcheiden nach ſeinem Recht der Einführung proteſtantiſchen 
Kirchenweſens und dem Prinzip der Alleinberechtigung desſelben. 

Eine zweite Sonderbeſtimmung traf die Reichsſtädte. An und für ſich 
kamen alle den Reichsſtänden eingeräumte Rechte, darunter die Befugnis, eines 
der beiden Bekenntniſſe zur Alleinherrſchaft zu erheben, den Städten des Reiches 
zu gute. Die Ausübung der Rechte fiel hier den verfaſſungsmäßigen Organen 
der Geſetzgebung und Verwaltung zu. Aber nun dachten die Katholiken an die 
Städte, in denen neben der proteſtantiſchen Bürgerſchaft noch ein katholiſcher 
Teil um ſein Daſein kämpfte, vor allem an jene oberdeutſchen Städte, in denen 
ſeit den Zeiten des Interim die katholiſche Minderheit einen ebenſo unverhält— 
nismäßigen als ſchwer bedrohten Anteil an Klöſtern, Kirchen und ſonſtigen Rechten 
beſaß. Sie ſetzten die Anordnung durch, daß in denjenigen Reichsſtädten, wo 
zur Zeit beide Bekenntniſſe ausgeübt würden, die denſelben angehörigen Laien 
und Geiſtlichen als zwei Parteien betrachtet werden ſollten, deren jede in Bezug 
auf die Anordnung des Gottesdienſtes und alle Güter und Rechte in demjenigen 
Beſitzverhältnis bleiben ſollte, in dem fie ſich zur Zeit befinde. Gegen dieſe 
Satzung, welche allerdings die Sicherung der bevorzugten katholiſchen Minoritäten 
bezweckte, erhoben die Proteſtanten gleichfalls Widerſpruch; und als ſie ſchließlich 
nachgaben, hatte wenigſtens die eine Stadt Straßburg den Mut, einen offenen 
Proteſt einzulegen. 

Noch viel tiefer greifend als dieſe beiden erſten Beſchränkungen war eine 
dritte, welche in dem ſogenannten geiſtlichen Vorbehalt lag. Hier handelte es 
ſich, wenn man ſich nur an den nächſten Zweck der vieldeutigen Beſtimmung 
hält, für die Katholiken darum, die Geſamtheit der Bistümer, der reichsunmittel— 
baren Abteien und Stifter nebſt den damit verbundenen Fürſtentümern und 
Herrſchaften durch den Zwang des Geſetzes gegen die proteſtantiſche Propaganda 
abzuſchließen. Es ſollte alſo feſtgeſetzt werden: wenn in ſolchen Anſtalten der 
Biſchof oder Prälat von der katholiſchen Religion abtritt, ſo hat er ſeine Würde 
niederzulegen und den Wählern oder dem Kollator ſteht es zu, die Stelle fatho- 
liſch zu beſetzen. Um keine Anordnung wurde heftiger geſtritten, als gerade um 
dieſe; das Ende war ein merkwürdiger Ausgleich, kraft deſſen in dem Text des 
Religionsfriedens allerdings der vom König Ferdinand und den katholiſchen 
Ständen verlangte geiſtliche Vorbehalt Platz fand, aber nur als eine vom König 
kraft kaiſerlicher Vollmacht erlaſſene Beſtimmung, unter ausdrücklicher Bezeugung 
des von den proteſtantiſchen Ständen erhobenen Widerſpruchs. Die Meinung 
der letzteren war fortan dieſe: der Kaiſer und die katholiſchen Stände mögen 
ſich durch den geiſtlichen Vorbehalt gebunden fühlen; die Proteſtanten geht der— 
ſelbe nichts an. Wenn alſo der Kaiſer einen zur Augsburger Konfeſſion über— 
tretenden Prälaten kraft dieſer Satzung vertreiben will, oder wenn er dem zu 
einem Bistum oder einer Abtei erwählten Proteſtanten kraft der älteren Kon— 
kordate des deutſchen Reiches mit dem Papſt wegen nicht erlangter päpſtlicher 
Beſtätigung die Belehnung verſagt, ſo beſtehen die proteſtantiſchen Stände einfach 
auf dem Wortlaut des Religionsfriedens, welcher jedem Reichsſtand das Recht 
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des proteſtantiſchen Bekenntniſſes ſichert; ſie verweigern dem Kaiſer jeden Beiſtand 
zur Beſeitigung ihres neu gewonnenen Glaubensgenoſſen. 

Daß die proteſtantiſchen Stände bei all dieſem Widerſtand gegen den 
geiſtlichen Vorbehalt doch nachgiebig genug waren, um die Aufnahme e 
in den Text des Religionsfriedens nicht zu hindern, brachte ſchließlich auch ihnen 
eine Konzeſſion ein, die einzige, welche ihrem Bekenntnis gegenüber den drei 
Errungenſchaften der Katholiken als Sonderrecht gewährt wurde. Wie nämlich 
der Siegeslauf der Augsburger Konfeſſion überall in die Lande der katholiſchen, 
beſonders der geiſtlichen Fürſten eingedrungen war, ſo ſtellten die Proteſtanten 
den Antrag, es möge den Adelichen, Städten und Gemeinden, welche in den 
Gebieten geiſtlicher Stände ſeit langer Zeit die Ausübung proteſtantiſcher Religion 
durchgeſetzt hatten, der fernere Genuß dieſer Freiheit geſichert werden. Die 
katholiſchen Stände widerſprachen; der König aber, der für die Durchbringung 
des geiſtlichen Vorbehaltes eine Entſchädigung für unumgänglich hielt, griff zum 
zweitenmal zu der Auskunft, die Forderung mittelſt einſeitiger, kraft kaiſerlicher 
Vollmacht getroffener Anordnungen zu befriedigen, nur daß er dieſe zweite An— 
ordnung in einem vom Religionsfrieden gänzlich abgetrennten Patent erließ. 
Von vornherein mußte man dabei bezweifeln, ob die geiſtlichen Stände ſich einer 
kaiſerlichen Verordnung, welche die obrigkeitliche Gewalt, die der Reichsabſchied 
allen Ständen zuerkannte, einſeitig zu ihren Ungunſten einſchränkte, auf die 
Dauer fügen würden, und der Zweifel war um ſo berechtigter, da dieſe ſogenannte 
Ferdinandeiſche Deklaration nicht, wie es mit dem Religionsfrieden und anderen 
Reichsgeſetzen geſchah, dem Reichskammergericht amtlich mitgeteilt wurde. 

Seltſam genug nahm ſich unter ſolchen Vorgängen der Religionsfriede 
aus. Er ſtellte zwei Parteien unter den Schutz des Reichsrechtes, deren jede im 
Grund ihrer Geſinnung der anderen das Recht des Beſtehens abſprach; er enthielt 
eine Reihe von Sonderbeſtimmungen, über deren Geltung und Sinn die beiden 
Parteien entgegengeſetzte Anſchauungen und Abſichten hegten. Daß mit ihm die 
Epoche der gewaltſamen kirchlichen Kämpfe nicht abgeſchloſſen war, verſtand ſich 
von ſelbſt. Gleichwohl möge eine Lehre der folgenden Zeiten gleich hier beachtet 
werden. Die Bürgſchaft für den Beſtand der zwei Bekenntniſſe, welche durch 
das Gleichgewicht ihrer Macht gegeben war, erwies ſich fortan ſo ſtark, daß, bei 
allem Argwohn und Haß der Parteien, trotz aller das Prinzip des Religions— 
friedens ſelber angreifenden Theorien, in Wirklichkeit doch nur darüber gekämpft 
wurde, wie weit ſich das Machtgebiet der einen und anderen Partei erſtrecken 
ſolle, nicht aber darum, daß die eine von der anderen vertilgt werde. Der 
Charakter des Reiches als paritätiſcher Staat erwies ſich als unüberwindlich. 

Aber eben durch dieſe Begründung der Parität wurde ſchließlich der 
geſamte Charakter des deutſchen Reiches verändert. Wenn ſich in Deutſchland 
noch immer der Glaube erhielt an die Verbindung des einheimiſchen Staatsweſens 
mit dem römiſchen Kaiſerreich, an den Beruf des einheimiſchen Monarchen zur 
Beherrſchung der chriſtlichen Welt, ſo lag der wahre Grund davon in der Idee 
von der notwendigen Verbindung der univerſalen Kirche mit einem univerſalen 
Reich. Das mittelalterliche Kaiſertum war nicht im ſtrengen Sinne des Wortes 
vom Papſttum geſchaffen, aber es war entſtanden aus Ideen und Bedürfniſſen, 
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die vornehmlich von der Hierarchie getragen und empfunden wurden: Schutzherr 
der Kirche zu fein, war diejenige Pflicht, welche den Beruf des“ Kaiſers vor— 
nehmlich kennzeichnete. Gerade das enge Bündnis mit Papſttum und Hierarchie 
wurde nun aber durch den Religionsfrieden gelöſt. Der eine Teil der Stände, 
welche das deutſche Staatsweſen bildeten, ſah in dem Papſt den Erbfeind des 
wahren Evangeliums, ja die ſchärfere proteſtantiſche Auffaſſung, welche ſeit dem 
Interim die Oberhand hatte, erkannte in ſeiner Kirche geradezu das Reich 
des Antichriſtes im bibliſchen Sinn; kein proteſtantiſcher Stand hätte eine enge 
Verbindung von Kaiſer und Reich mit den Intereſſen des Papſttums oder der 
Hierarchie zugegeben. Umgekehrt an der päpſtlichen Kurie war man keinen 
Augenblick darüber in Zweifel, daß ein Geſetz, welches den Ketzern dauernde 
Rechte gewähre, außerhalb der Befugniſſe jedes chriſtlichen Geſetzgebers liege. 
Solange der Religionsfriede noch nicht abgeſchloſſen war, hatte daher der Papſt 
nach Kräften gegen den Abſchluß desſelben gearbeitet; als er fertig vorlag, wurde 
am päpſtlichen Hof nur darüber geſtritten, ob der Abſchluß des Geſetzes unter 
allen Umſtänden ein Frevel fei, der durch ſchleunige Aufhebung desſelben geſühnt 
werden müſſe, oder ob mit Rückſicht auf die Zwangslage des Königs Ferdinand 
und der Katholiken der Religionsfriede als Waffenſtillſtand zu ertragen ſei, bis 
das Verhältnis der Kräfte ſich günſtiger geſtaltet habe.“) Daß ein dauerndes 
Recht den Proteſtanten nicht gewährt werden dürfe noch könne, ſtand an der 
römiſchen Kurie feſt. 

Bei dieſem Verhältnis zwiſchen Deutſchland und der römiſchen Kurie mußte 
wohl die Verbindung zwiſchen Kaiſertum und Papſttum gelöſt und folglich dem 
erſteren der Boden unter den Füßen weggezogen werden. Wenn aber ſo die 
Monarchie im deutſchen Reich eine neue Schwächung erlitt, wer hatte den 
Vorteil von dieſer Aenderung? Offenbar das deutſche Fürſtentum. In welchem 
Maße die Macht dieſer Ariſtokratie unter den Einwirkungen der Reformation 
zunahm, iſt oben gezeigt. Indem nun der Religionsfriede die Kirchenhoheit der 
proteſtantiſchen Fürſten anerkannte und katholiſchen wie proteſtantiſchen Ständen 
das Recht erteilte, nach ihrem eigenen Bekenntnis dasjenige der Unterthanen zu 
beſtimmen, gab er jener Entwickelung, durch welche neben den wirtſchaftlichen auch 
die geiſtigen Intereſſen der Unterthanen unter die ordnende und leitende Gewalt 
der Fürſten gekommen waren, die geſetzliche Beſtätigung. Immer klarer wurde 
es, daß die Führung der deutſchen Angelegenheiten der fürſtlichen Ariſtokratie 
anheimfalle. 

Wie aber, ſo mögen wir zum Abſchluß dieſer einleitenden Betrachtungen 
fragen, hatte ſich denn der Charakter jener Ariſtokratie, die zu ſo hohen Aufgaben 
berufen wurde, geſtaltet? Wenn man die deutſchen Fürſten nach ihrer geiſtigen 
Ausbildung betrachtete, ſo war das Bild, das ſich um die Mitte des ſechzehnten 
Jahrhunderts bot, ein viel günſtigeres als dasjenige des fünfzehnten Jahrhunderts. 
Der deutſche Humanismus, der den Unterricht zur Kunſt gemacht, hatte ſich auch 
der Theorie der Fürſtenerziehung bemächtigt. Erasmus hatte darüber eine Reihe 


1) Vgl. die Ausführungen Delfinos von 1559 bei Dillinger, Beiträge I S. 232 fg., und 
bei Sickel, Akten z. Geſch. des Konzils von Trient S. 30 fg. 
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wohlklingender Sätze ausgehen laſſen; ſein Jünger Konrad von Heresbach hatte 
bereits ein Lehrbuch über Unterricht und Erziehung der Fürſtenſöhne“ verfaßt. 
Indem ſich nun das Fürſtentum dieſen Beſtrebungen eröffnete, wurden Erſchei— 
nungen, wie die des Herzogs Moritz von Sachſen, der nicht über die Künſte des 
Leſens und Schreibens hinausgekommen war, ſehr bald zur ſeltenen Ausnahme. 
Nicht freilich, als ob die Fürſtenſöhne beſonders tief in die Studien eingedrungen 
wären. Man ſuchte vor allem ein leidliches Verſtändnis des Lateiniſchen, eine 
mäßige Fertigkeit im Franzöſiſchen oder auch in mehreren neuen Sprachen zu 
erzielen. Was man dann als geſchichtlichen und juriſtiſchen Unterricht bezeichnete, 
beſchränkte ſich in der Regel auf eine Anzahl von Thatſachen aus der Geſchichte 
der vier Weltmonarchien und auf die Lektüre ausgewählter Abſchnitte aus den 
Inſtitutionen, ſowie aus einem die jüngſte Vergangenheit behandelnden Geſchichts— 
ſchreiber, in dem zugleich politiſche Lehren für die Gegenwart zu ſchöpfen waren. 

Zu dieſer Durchſchnittsbildung geſellten ſich dann aber die Anregungen, 
welche von dem großen Zug der öffentlichen Angelegenheiten ausgingen. In 
ihren Landen ſahen ſich die Fürſten von den Anforderungen umdrängt, die 
ſteigenden Ausgaben mittelſt beſſerer Bewirtſchaftung ihrer Kammergüter zu 
beſtreiten, die Umgeſtaltung in der öffentlichen Wirtſchaft, in Recht und Gericht 
durch fortlaufende Anordnungen oder auch durch zuſammenfaſſende Geſetze zu 
regeln. Da nun wenigſtens die weltlichen Fürſten ihrer großen Mehrzahl nach 
den Trieb hatten, ſelber zu regieren und ihre Räte als ſachkundige Diener, nicht 
aber als Günſtlinge, die ihnen die Sorge der Geſchäfte abnahmen, zu gebrauchen, 
ſo war ihre Tagesordnung mit Sitzungen des geheimen Rates, mit der Bear— 
beitung von Suppliken, Gutachten und Konzepten überreich ausgefüllt; ſie drangen 
dabei bis in das einzelne ihrer Regierungsgeſchäfte ein. Mitten in dieſem Kreis 
von Anſchauungen und Thätigkeiten traf ſie dann die mächtige Bewegung der 
Reformation und ſtellte ſie vor die Forderung, ſich für das alte oder neue Be— 
kenntnis zu entſcheiden, entweder die alte Kirche zu ſchützen oder eine neue zu 
gründen und zu regieren. Mit vollem Eifer warfen ſie ſich da auf die Erkenntnis 
der kirchlichen Lehre. Die proteſtantiſchen Fürſten laſen täglich ihren Abſchnitt 
in der Bibel und fingen das heilige Buch von neuem an, wenn ſie zu Ende 
gekommen waren; umgeben von Theologen, Predigern und Kirchenräten, ſuchten 
ſie die ſchweren Fragen, welche ihre Landeskirche bewegten, beſonders die dog— 
matiſchen, mit eigenem Urteil zu erfaſſen und nach eigenem Ermeſſen zu entſcheiden; 
feſtgebannt in den Kreis ihrer Bibellektüre und dem Gedanken einer geſchichtlich 
notwendigen Entwickelung der urſprünglichen Kirche unzugänglich, vermochten ſie 
die abweichenden katholiſchen Lehren und Einrichtungen, etwa das Papſttum oder 
das Mönchsweſen, nur als Erzeugniſſe gottloſer Willkür, den Glauben an die 
göttliche Begründung derſelben nur als unbegreifliche Verblendung anzuſehen. 
Die katholiſchen weltlichen Fürſten, unter denen freilich einſtweilen nur Kaiſer 
Ferdinand durch Eifer hervorragte, eigneten ſich dagegen von ihren geiſtlichen 
Ratgebern die Argumente für die Lehrautorität der Hierarchie oder für die Neuheit 
des Proteſtantismus und das Alter der katholiſchen Kirche an; die ſittliche Beſſerung 
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des geiſtlichen Standes, die Heranziehung tüchtiger Kräfte zu den theologiſchen 
Lehranſtalten, die Fernhaltung des Proteſtantismus von ihren Landen zählten ſie 
zu ihren erſten Regentenpflichten. Alle, katholiſche wie proteſtantiſche Fürſten, 
durchdrangen ſich mit dem Bewußtſein, daß ſie für das Seelenheil ihrer Unter— 
thanen vor Gott verantwortlich ſeien. 

Viel geringeren Eindruck als dieſe theologiſchen Beſtrebungen machte in 
derſelben Zeit eine andere Anregung, die vornehmlich von den italieniſchen Höfen 
kam, die Richtung nämlich auf Beförderung der bildenden Künſte und gelehrten 
Studien. Nur ganz vereinzelte Fürſten, wie Herzog Albrecht von Baiern und 
Kurfürſt Ott' Heinrich von der Pfalz, ließen Prachtbauten aufführen und grün— 
deten oder vermehrten mit wirklichem Verſtändnis die fürſtlichen Bibliotheken und 
Kunſtſammlungen. Den meiſten fehlte zu einer ſolchen Wirkſamkeit der Sinn, 
wie der Reichtum. Noch waren die Freuden des Lebens, die man ſuchte, einfacher, 
ſelbſt roher Natur. Die liebſte Erholung der Fürſten waren die durch Wochen 
ſich hinziehenden Jagden, ihre liebſte Ergötzung das Zechgelage mit bäueriſchen 
Späßen und ungeheuren Kraftproben im Zu- und Wetttrinken. Wie manche 
Geſundheit wurde an den Fürſtenhöfen durch den Trunk vorzeitig zerrüttet! 

Folgte man der Thätigkeit der Fürſten, wie ſie von den inneren Angelegen— 
heiten ihrer Lande ſich nach außen richtete, ſo fiel beſonders das Gefühl der 
Abſpannung auf, welches ſeit dem Religionsfrieden faſt alle durchdrang. Erſchöpft 
von den Stürmen und Kriegen des Zeitalters der Reformation, erſtrebte man in 
der auswärtigen Politik den Frieden als das höchſte der ſtaatlichen Güter. Aber 
der Genuß des Friedens wurde jeden Tag verbittert durch den Anblick der kirch— 
lichen Spaltung, welche Deutſchland durchzog und die feindlichen Parteien mit 
den gleichgeſinnten Mächten des Auslandes verband. Mußte nicht das in beiden 
Teilen lebendige Streben nach Ausbreitung und Alleinherrſchaft ihres Bekennt— 
niſſes neue Bündniſſe erzeugen, die weit über Deutſchland hinausreichten, und 
neue Kriege, in denen es galt, den Gegner ungewarnt zu überfallen? Die Furcht 
vor derartigen geheimen Anſchlägen war nicht minder groß wie die Sehnſucht 
nach Ruhe, ſie erzeugte eine nie abbrechende Reihe von abenteuerlichen Gerüchten 
und angeblichen Enthüllungen. Was die deutſchen Fürſten derartigen Gerüchten 
ſchutzlos preisgab und ihre Sorge zur Angſt ſteigerte, das war die Aermlichkeit 
ihrer Mittel. Schon die innere Regierung der Fürſten, z. B. ihre Verkehrspolitik, 
konnte vielfach nur zu kümmerlichen Ergebniſſen gelangen, weil die Grenzen des 
Landes zu eng, die Geld- und Machtmittel zu gering waren; am deutlichſten aber 
zeigte ſich die Unzulänglichkeit der Kräfte auf dem Gebiet der auswärtigen Politik. 
Weil kein Fürſt imſtande war, bei auswärtigen Mächten oder auch nur am 
kaiſerlichen Hof Geſandte zu unterhalten, ſo waren ihre aus fliegenden Zeitungen, 
den Berichten untergeordneter Agenten und vorſichtigen Mitteilungen wirklicher 
Staatsmänner entnommenen Anſichten über Beſtrebungen und Verbindungen der 
großen Mächte phantaſtiſch und naiv; weil keiner von ihnen aus eigenen Mitteln 
ein Söldnerheer von zwei oder drei Regimentern aufzubringen und ein halbes 
Jahr lang zu unterhalten vermocht hätte, ſo fühlten ſie ſich jedem größeren Kriegs— 
andrang ſchutzlos preisgegeben. 

Und doch, je mehr das alte Reich verfiel, um ſo mehr mußten die Fürſten jene 
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Schwäche überwinden, um ſo mehr auf die Mittel zur ſtarken Vertretung ihrer 
politiſchen Schöpfungen und Beſtrebungen bedacht ſein. Zwei Wege ſahen ſie in 
dieſer Hinſicht vor ſich: entweder ſie ſuchten den Verfall des Reiches aufzuhalten 
und in dem ehrwürdigen Gebäude doch wieder zu gemeinſamem Schutz zuſammen— 
zuſtehen, ſoweit es noch ging, — oder ſie ſuchten ihre Kräfte zu ſtärken durch 
Verbindungen im Reich und mit fremden Mächten. Zwiſchen beiden Gegenſätzen 
bewegt ſich die deutſche Geſchichte im nächſten Jahrhundert. Unter dem Geräuſch 
derſelben ſehen wir die Fürſten mit ſtiller Hartnäckigkeit — zaghaft vor energiſchem 
Widerſtand, ohne Skrupel zugreifend bei günſtiger Gelegenheit — an der Erwei— 
terung ihrer Macht arbeiten, an der Erhebung ihres Gebietes zu ſtaatlicher 
Selbſtändigkeit. 


Zweites Buch. 


Das Vordringen der Prokeflanken und die Viederherflellung der 
Ratholifchen Kirche. 


=a 


Oishi at Cob Sana ery om rahi a 4 


— 


R wu Pay > 


‘ 


Erſter Abſchnitt. 


Die Anfänge Ferdinands I. und die Bildung der 
pruteſtantiſchen Partei. 


Kriegen überwunden und in einem neuen Krieg die Vorkämpfer des 

deutſchen Proteſtantismus niedergeworfen hatte, ſchien er dem doppelten 
Ziel ſeines Lebens, der herrſchenden Stellung innerhalb der chrijtliden Staaten und 
der Bewährung ſeiner Schutzherrlichkeit über die katholiſche Kirche, ſich unaufhaltſam 
zu nähern. Aber in derſelben Zeit machte ſich der Druck einer übermenſchlichen Auf— 
gabe auf ſeinen Geiſt geltend. Er war vorzeitig gealtert und von melancholiſchen 
Stimmungen heimgeſucht. Geſchwächt in ſeinen geiſtigen und körperlichen Kräften, 
fühlte er ſich nicht mehr imſtande, die Verwickelung ſeiner Geſchäfte zu überſehen 
und der Schwierigkeiten, die ihm aus den inneren und äußeren Verhältniſſen 
ſeiner Reiche entgegentraten, Herr zu werden. Wie nun vollends der deutſche 
Proteſtantismus ſich mit neuer Kraft erhob und im Bunde mit demſelben auch 
Frankreich das alte Ringen gegen die kaiſerliche Uebermacht wieder aufnahm, 
wie infolge dieſer Erhebung der geſetzliche Schutz für die verabſcheute Ketzerei 
in Deutſchland nicht mehr zu verſagen war, da fühlte ſich Karl, wie in ſeinem 
Geiſt, ſo auch in ſeinem Gewiſſen verwirrt. Und in dieſer Stimmung faßte er 
den ſeltenen Entſchluß, ſeine Reiche an ſeine Erben zu übergeben und ſich ſelber 
von der Herrſchaft zurückzuziehen. 

In einer Reihe von Abdankungsakten, die ſich vom Juli 1554 bis zum 
Januar 1556 hinzogen, legte er zunächſt die Herrſchaft über die italieniſchen, 
burgundiſchen und ſpaniſchen Lande nieder, die an ſeinen Sohn Philipp II. über— 
gingen. In derſelben Zeit, unmittelbar vor Abſchluß jenes Augsburger Reichs— 
tags, der den Religionsfrieden vereinbarte, gedachte er auch des Kaiſertums ſich 
zu entäußern. Aber in Deutſchland gingen die Sachen nicht ſo geſchwind. Karls 
Bruder Ferdinand, der als erwählter römiſcher König zu ſeinem Nachfolger be— 
ſtimmt war, wandte eine Reihe von Bedenken ein, unter anderem, daß die Kur— 
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fürſten, wie ihnen das Recht der Kaiſerwahl zuſtehe, alſo auch bei einer zu 
Lebzeiten des Kaiſers auf deſſen deſignierten Nachfolger vorzunehmenden Ueber— 
tragung des Kaiſertums das Recht der Zuſtimmung beanſpruchen würden. So 
dauerte es denn bis zum Februar 1558, ehe die Kurfürſten in Frankfurt zur 
Genehmigung des Regierungswechſels zuſammentraten. Am 14. März endlich 
wurde Ferdinand I. als „erwählter römiſcher Kaiſer“ auf dem Thron in der 
Bartholomäikirche erhöht, und der von allen Beteiligten, von Karl, Ferdinand 
und den Kurfürſten, beſchloſſene Uebergang des Kaiſertums öffentlich kund gethan. 
Unmittelbar vorher war von dem neuen Kaiſer eine neue redigierte Wahlkapitu— 
lation beſchworen, welche ſich von der im Jahr 1531 von ihm angenommenen 
vornehmlich durch die hinzugefügte Verpflichtung auf den Land- und Religions⸗ 
frieden von 1555 unterſchied. 

Der äußeren Form nach trat ſomit Ferdinand erſt im Jahr 1558 in die 
Reichsregierung ein. Indes während jener ſchleppenden Abdankungsverhandlung 
hatte Karl durch ein Edikt vom 7. September 1556 ſeine Abreiſe nach Spanien 
angekündigt und zugleich geboten, daß während ſeiner Abweſenheit König Ferdinand 
das Reich an ſeiner Stelle regieren ſolle. Von jener Zeit hörte die Beteiligung 
Karls an den Geſchäften des Reiches gänzlich auf; in Wirklichkeit alſo begann 
die Herrſchaft ſeines Bruders zwei Jahre früher, als amtlich gezählt wurde. 
Auch unſere Darſtellung muß mit dieſem früheren Zeitpunkt beginnen. 

Als Ferdinand und Philipp in die Stelle Karls V. traten, waren die 
kriegeriſchen Verwickelungen, unter denen die kaiſerliche Reſtaurationspolitik ver- 
eitelt war, noch keineswegs beendet. Nur erinnern, nicht ausführlich erzählen 
möchte ich, daß ja der Aufſtand des Kurfürſten Moritz für den Kaiſer eben 
deshalb ſo furchtbar geworden war, weil er mit auswärtigen Kriegen zu— 
ſammenfiel. Seit 1551 befand ſich die öſterreichiſch-ſpaniſche Macht mit ihren 
Erbfeinden, dem türkiſchen Sultan — es war noch immer Soliman II. — und 
dem franzöſiſchen König — es war der Nachfolger Franz’ I., König Heinrich II. — 
wieder in offenem Krieg: mit Frankreich, weil es erſt den Herzog Ottavio von 
Parma in der Verteidigung ſeines Fürſtentums gegen die Mailänder Regierung, 
dann eben den Kurfürſten Moritz von Sachſen in ſeinem Aufſtand unterſtützt 
hatte; mit den Türken, weil Ferdinand die Königin Iſabella, die Vormünderin 
des Fürſten Johann II. Zapolya von Siebenbürgen, zur Abtretung dieſes Fürſten— 
tums genötigt hatte, der Sultan aber das Land unter der Herrſchaft der Zapolyas 
und unter türkiſcher Oberhoheit erhalten wollte. Während nun in Deutſchland 
durch die Zugeſtändniſſe an Kurfürſt Moritz und die proteſtantiſchen Stände 
Friede gemacht war, gingen dieſe auswärtigen Kriege weiter. Nur zeitweilig trat 
ein Stillſtand in der Waffenführung ein, indem Ferdinand mit den Türken ſeit 
1553 unter wiederholt verlängerter Waffenruhe über den Frieden verhandelte, 
und Philipp II., der mit den Erblanden ſeines Vaters den Krieg gegen Frank— 
reich übernahm, im Februar 1556 mit König Heinrich den fünfjährigen Waffen— 
ſtillſtand von Vaucelles abſchloß. Aber gerade im Jahr 1556 brach der Krieg mit 
neuer Macht aus. Im Frühjahr zog der Paſcha von Ofen mit einem Heer gegen 
die Feſtung Sziget; in derſelben Zeit war in Siebenbürgen ein Aufſtand im 
Gang, der die öſterreichiſche Herrſchaft niederwarf und den jungen Zapolya mit 
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ſeiner Mutter auf den Thron zurückführte; im Juli endlich einigten ſich in 
einem geheimen Vertrag Papſt Paul IV. und Heinrich II. zur Eroberung des 
Königreichs Sizilien und zur Uebergabe desſelben an einen franzöſiſchen Prinzen, 
worauf denn bald die Kämpfe zwiſchen den päpſtlichen und ſpaniſch-neapolitaniſchen 
Truppen begannen und ſich dann infolge der Hülfe, die Frankreich dem Papſt 
ſandte, zu einem großen Krieg zwiſchen Philipp II. und Frankreich, geführt in 
Nordfrankreich und den ſüdlichen Niederlanden, erweiterten. 

Bei Antritt ſeiner Regierung ſah alſo Ferdinand die Oſt- und Weſtgrenze 
des Reiches von ſchweren Kriegen bedroht. Die vorwaltende Empfindung, die 
er dieſem doppelten Angriff von Anfang an entgegenbrachte, war die der Furcht, 
und in dieſer Empfindung hatte er ſchon im Jahr 1552 den Kaiſer dahin ge— 
drängt, daß wenigſtens mit den deutſchen Proteſtanten Friede geſchloſſen ward. 
Wie nun ſtellte er ſich jetzt zu dem Fortgang der Kriege? Vor allem, wie ver— 
hielten er und die deutſchen Reichsſtände ſich zu dem franzöſiſch-ſpaniſchen Krieg? 
An und für ſich hätte man den Eintritt des Reiches in den Krieg gegen Frankreich 
für natürlich halten ſollen; denn ebenſo wie Franz J. ging Heinrich II. von dem 
Gedanken aus, daß er, um Frankreich gegen die ſpaniſche Uebermacht Luft zu 
machen, zugleich Oeſterreich und das deutſche Reich treffen müſſe. So hatte er 
im November 1556 ſeinen Geſandten De la Vigne an Soliman geſchickt, mit 
dem Vorſchlag eines doppelten Angriffs der Türken: zu Land gegen Ungarn, 
zur See gegen die Küſten der Reiche Philipps und ſeiner Verbündeten, um alſo, 
wie er fic) ausdrückte, Philipp und Ferdinand zugleich zu bezwingen.“) In 
den folgenden beiden Jahren that er dann, was er mit den Mitteln der 
Diplomatie thun konnte, um die Streitkräfte des Sultans mit voller Wucht, 
wie gegen Spanien, ſo auch gegen Ferdinand zu treiben. Und derſelbe König 
Heinrich hatte, als er dem Kurfürſten Moritz gegen Karl V. beiſtand, die Reichs— 
ſtädte Metz, Toul und Verdun erobert, dann im Fortgang des Krieges mit 
Philipp II. ſeine Streitkräfte im Jahr 1558 in die ſüdlichen Niederlande ein— 
brechen laſſen: Uebergriffe, durch welche er thatſächlich in Krieg gegen das Reich 
eingetreten war. 

Aber trotz dieſer Herausforderungen vermied Ferdinand und vermieden die 
Reichsſtände mit wahrer Aengſtlichkeit jede Feindſeligkeit gegen Frankreich. König 
Ferdinand ſah eben ſeine Kräfte durch den Türkenkrieg ſchon über das Maß 
angeſtrengt, die Reichsſtände hingegen, vor allem die proteſtantiſchen, hatten ſich 
unter Karl V. daran gewöhnt, die Kriege zwiſchen Frankreich und Spanien als 
fremde Händel und Frankreich ſelber als einen gelegentlichen Rückhalt gegen den 
Druck der ſpaniſch-öſterreichiſchen Macht anzuſehen. Wie wenig fie außerdem 
geneigt waren, den im burgundiſchen Vertrag bedungenen Schutz der Niederlande 
wirklich zu leiſten, hatten fie bei Feſtſtellung der Exekutionsordnung (vgl. S. 26) 
deutlich gezeigt. So wurde denn über eine Unterſtützung Philipps durch das 
Reich überhaupt gar nicht verhandelt. Der ſpaniſche König aber, wie er nun 
ſeine Kriege gegen Papſt und Frankreich ſiegreich durchführte und dann bei dem 
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Frieden, den er mit letzterem zu Chateau-Cambreſis (3. April 1559) abſchloß, 
hinſichtlich der Grenzen ſeiner Reiche den Zuſtand vor Ausbruch des Krieges zu 
Grunde legte, ſah ſich ſeinerſeits nicht veranlaßt, für die Integrität Deutſch— 
lands mit aller Macht einzutreten; er ließ die dem Reich entriſſenen Städte als 
Kampfpreis in den Händen des franzöſiſchen Königs. 

Heinrich II. konnte damals ſagen, daß er für Frankreich im Kampf gegen 
die umklammernde Uebermacht Spanien-Oeſterreichs einen erſten großen Erfolg 
errungen hatte, freilich nicht auf Koſten des eigentlichen Gegners, ſondern des 
deutſchen Reiches. Von den drei Städten übte er damals eine thatſächliche, durch 
ein angebliches Schutzrecht“) noch verſtärkte Herrſchaft über die dort reſidierenden 
drei Reichsbiſchöfe aus, er hielt das Herzogtum Lothringen, deſſen Herzog Karl II. 
an ſeinem Hof erzogen und eben damals mit ſeiner Tochter vermählt wurde, in 
Abhängigkeit. Im Vollgefühl ſolcher Erfolge hoffte er ſeinen Einfluß noch tiefer 
in das Reich erſtrecken zu können. Als der Friede von Chateau-Cambreſis noch 
nicht definitiv abgeſchloſſen war, erſchien im März des Jahres 1559 vor dem 
in Augsburg verſammelten Reichstag eine franzöſiſche Geſandtſchaft, beſtehend 
aus dem Herrn von Bourdillon und dem Erzbiſchof Marillac von Vienne. Bei 
Abfertigung derſelben verfolgte Heinrich II. einen doppelten Zweck: einmal hielt 
er es für nicht unmöglich, nähere Beziehungen mit dem Kaiſer ſelber anzuknüpfen 
und dieſen alsdann im Gegenſatz gegen Spanien zu drängen; zugleich aber 
wünſchte er unter den deutſchen Fürſten wieder eine franzöſiſche Partei zu orga— 
niſieren, im günſtigſten Fall in der Form eines eigentlichen Bündniſſes, und 
dieſes natürlich im Gegenſatz gegen die kaiſerliche Gewalt und die öſterreichiſche 
Politik.?) Die Geſandten glaubten nun — wir wiſſen nicht, auf welche Erwägungen 
hin — dieſen Abſichten ihres Herrn am beſten zu entſprechen, indem ſie in ihrem 
Vortrag vor den Reichsſtänden das Anſinnen ſtellten: der König von Frankreich 
ſolle fortan regelmäßig zur Teilnahme an den Beratungen der Reichstage zu— 
gelaſſen werden.?) Alſo, wenn man die Worte ſtreng nehmen darf, reichs— 
ſtändiſche Rechte für die Krone Frankreichs! — eine Forderung, welche allein ſchon 
zeigt, daß der König in ſeinen Erfolgen gegen Deutſchland ſich noch lange nicht 
am Ende wähnte. Allein wenn dabei auf die franzoſenfreundliche Geſinnung 
einer Anzahl deutſcher Fürſten gerechnet wurde, ſo zeigte es ſich doch, daß die 
friſche Erinnerung an die Beraubung des Reiches, das Gefühl innerer Ruhe, welches 
der Religionsfriede und der Regierungswechſel hervorgerufen hatten, gerade damals 
einer Annäherung an Frankreich im Wege ſtand. Abgeſehen vom Kurfürſten 
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zu laſſen und fein Bedenken anzehören“. (An die württemb. R. T. Geſandten. 1559 März 23. 
Stuttgarter Archiv, R. T. 1559. zum tom. XVIb.) In demſelben Sinn faßten die Werbung der 
Kurf. von der Pfalz (Kluckhohn I n. 25) und der engliſche Geſandte Mund (Calendar of state- 
papers, 1558/59 n. 435) auf. In der Antwort des Reichstags (Goldast, Politica imperialia 
S. 969, Abſatz quod ad postremum) wird die Forderung umgangen. 
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Friedrich III. von der Pfalz, ſcheint kein angeſehener Fürſt das ungeheuerliche 
Anſinnen gebilligt zu haben. Der Reichstag, unter vollſter Zuſtimmung und 
vermutlich nicht ohne Einwirkung des Kaiſers, wehrte es ab, indem er als 
ſchlagende Antwort das Verlangen der Rückgabe der drei Städte und Stifter 
aufftellte’) und dies Verlangen durch eine beſondere Geſandtſchaft an den franz 
zöſiſchen König zu verfolgen beſchloß. Natürlich blieben die Reſtitutionsverhand— 
lungen ohne Erfolg, aber ſo viel war damit erzielt, daß das Reich in ſeiner 
Geſamtheit gegen die Annäherungsverſuche Frankreichs eine abweiſende Haltung 
einnahm. Eine jähe Wendung der Dinge in Frankreich — der vorzeitige Tod 
Heinrichs II. (26. Juli 1559) und die Schwäche der ihm folgenden Regierungen — 
benahm dann auch der franzöſiſchen Politik den Mut zu weiteren Eingriffen in 
das deutſche Reich. 

Im ganzen genommen, war die Politik, die das Reich alſo dem begehr— 
lichen Nachbar entgegenſetzte, gewiß keine thatkräftige. Ein Grund dieſer Zurück— 
haltung lag, ſoweit es auf Kaiſer Ferdinand ankam, daran, daß deſſen Mittel 
durch die andere große auswärtige Verwickelung, durch den Türkenkrieg, völlig 
in Anſpruch genommen waren. Als Ferdinand im Jahr 1547 einen fünfjährigen 
Frieden mit dem Sultan abſchloß, hatte er den mittleren Teil ſeines Königreichs 
Ungarn rechts und links von der Donau bis aufwärts über Gran in der Gewalt 
der Türken, das Fürſtentum Siebenbürgen nebſt einer Anzahl ungariſcher Ge— 
biete und Feſtungen im Weſten und Norden in den Händen des von den 
Türken abhängigen Johann II. Zapolya laſſen müſſen. In Ofen waltete ein 
türkiſcher Paſcha; von dort war die Stadt Wien, waren die Grenzen der Lande 
Steiermark und Krain unaufhörlich bedroht; leicht begreiflich war es da, daß 
Ferdinand in der Sicherung und Erweiterung ſeiner Oſtgrenze die dringendſte 
Aufgabe, in jedem neuen Angriff der Türken die ſchwerſte Gefahr ſeiner Re— 
gierung erkannte. Aber auch im Reich wußte man, daß das osmaniſche Staats— 
weſen auf Krieg und ſchrankenloſe Machterweiterung begründet war, daß nächſt 
Ungarn die deutſchen Lande ſeinem Eroberungszuge ausgeſetzt waren. Zu den 
vielen ſchwarzen Ausſichten z. B., mit denen ſich Melanchthon die Zukunft aus— 
malte, gehörte eine Prophezeiung, nach welcher bis zum Jahr 1600 die Türken 
Italien und Deutſchland unterjocht haben ſollten.?) 

Bei dieſer Stimmung konnte Ferdinand auf einigen Erfolg rechnen, wenn 
er an den beiden Reichstagen, die er abhielt, an dem zu Regensburg von 1556 
bis 1557 und dem zu Augsburg von 1559, eine ausgiebige Hülfe zur Verteidigung 
Ungarns in Anſpruch nahm. Indes ſo oft die Frage an die deutſchen Reichs— 
ſtände herankam, ob ſie ihre Kräfte zu großen Anſtrengungen gegen die Türken 
wirklich vereinigen wollten, trat doch wieder die Erwägung in den Vordergrund, 
daß das Königreich Ungarn, um deſſen Schutz es ſich unmittelbar handelte, ja 
nicht zum deutſchen Reich gehöre, daß ihre Hülfe alſo keine pflichtmäßige, ſondern 
eine freiwillige ſei; und im Bewußtſein ihrer freien Entſcheidung wurden ſie 


1 Wiederholt vorher angeregt, zuletzt bei dem Kurfürſtentag von 1558. Vgl. Kluck⸗ 
hohn I n. 29. 
2) Corp. ref. IX S. 1026. 
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äußerſt ſparſam. Seit Beginn der großen Türkenkriege hatte die kaiſerliche Re⸗ 
gierung in ihren Anträgen an die Stände unterſchieden zwiſchen dauernden 
militäriſchen Anſtalten zur Abwehr der Türken und zeitweiligen, auf ein oder 
einige Jahre berechneten Unterſtützungen: erſtere hatte ſie niemals erlangt, letztere 
waren ihr wiederholt, aber mit ſparſamer Berechnung gewährt. Auch jetzt regte 
Ferdinand wieder die Frage einer ſtehenden Kriegsmacht an.!) Allein es war 
eine Ausnahme, wenn etwa Kurfürſt Auguſt von Sachſen dieſen Plan ernſthaft 
in Erwägung zog;?) der Reichstag beſchränkte fic) darauf, zuerſt, im Jahr 1557, 
eine Geldhülfe von 16 Römermonaten, d. h. nach dem wirklichen Betrag des 
Römermonats, der unter den urſprünglichen Anſatz immer tiefer herabſank, etwa 
1100000 Gulden ) zu bewilligen, ſodann im Jahr 1559, zur Unterhaltung der 
Grenzfeſtungen eine Beiſteuer von ungefähr 500000 Gulden. In welchem Ver— 
hältnis dieſe Summen, die obendrein nur teilweiſe eingebracht wurden, zu den 
wirklichen Ausgaben ſtanden, mag man daraus entnehmen, daß allein die Unter⸗ 
haltung des Gürtels von Grenzfeſtungen in Oberungarn, Unterungarn und an 
der windiſch-kroatiſchen Grenze nach des Kaiſers Berechnung jährlich eine Million 
Gulden erforderte.“ 

Bei dieſer Sparſamkeit des Reiches war die Lage Ferdinands gegenüber den 
Erforderniſſen des Türkenkrieges eine unſäglich ſchwierige. Er fand in ſeinen 
Staaten ein doppeltes Syſtem von Wehrkräften vor: einmal in den einzelnen 
Landen zum Zweck der Landesverteidigung ein Aufgebot, das teils auf der allge— 
meinen Wehrpflicht, teils auf feudalen Ueberlieferungen beruhte, regelmäßig 
aber von landſtändiſchen Anordnungen abhing; ſodann die eigentliche Feldarmee, 
welche aus geworbenen Söldnern gebildet wurde. Die Geldmittel für die letztere 
mußte er jahraus jahrein zuſammenbitten aus den Gewährungen des Reichs und 
der verſchiedenen Landtage ſeiner ungariſchen, deutſchen und böhmiſchen Länder- 
gruppe. Dieſe Bewilligungen aber waren, wie von ſeiten des Reichs, ſo auch 
in den Erblanden nicht reichlich und die Kriegsverwaltung nicht thatkräftig genug, 
um wenigſtens einen Kern von geübten und disziplinierten Truppen dauernd 
beiſammen zu halten, etwa nach Art jener gefürchteten ſpaniſchen Regimenter, 
die Philipp II. einige Jahre ſpäter als die beſte Kraft ſeiner niederländiſchen 
Heere unterhielt. Die bunten und meiſt ungeſchulten Haufen von ungariſchen, 
deutſchen und italieniſchen Söldnern, aus denen die Oberſten Ferdinands die 
Feldarmee zuſammenbrachten, pflegten ſich nach einigen Monaten wieder aufzu⸗ 
löſen, weil die Kriegskaſſe leer war. An Zahl wie an kriegeriſcher Zucht kamen 
ſie der türkiſchen Armee nicht gleich. In den Landen aber, die ſie beſchützen 
ſollten, machten ſie ſich durch Gewaltthaten und Räubereien, zu denen ſie freilich 


) R. A. von 1557 § 67, 68. 

) Aufſchlüſſe geben die Reichstagsakten des Dresdener Archivs von 1556/57 und 1558/59. 

) Nach einer dem Reichstag 1559 Juli 8 vorgelegten Rechnung: 1121683 Gulden. 
Unter den Abgängen finden ſich die Anſchläge der Krone Böhmen und des öſterreichiſchen Kreiſes, 
wo ja die Landtage ihre eigenen Türkenſteuern bewilligten. Wirklich gezahlt waren von obiger 
Summe 717982 Gulden. (Münchener Staatsarchiv, bair. Abteilg. 160 /.) 


89 Häberlin IV S. 511. Fünfzig Jahre ſpäter rechnete man 1½ Million. (Reichstags⸗ 
propoſition von 1613 Ms.) 
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meiſt durch Soldrückſtände, durch Hunger und Not gereizt wurden, einen ſchreck— 
lichen Namen. 

So war es denn kein Zufall, wenn der neue Türkenkrieg von Ferdinand 
ohne viel Vertrauen angetreten wurde und ebenſo unglücklich verlief wie der 
frühere. Ein Glück für ihn war es noch, daß ſich damals im Osmanenreich die 
innere Zerſetzung geltend zu machen begann, und daß infolgedeſſen der Sultan, 
und mehr noch die hohen Beamten das Ende des Krieges herbeiwünſchten. Im 
Jahr 1562 kam ein achtjähriger Friede zuſtande. Ferdinand mußte, wie in 
dem Frieden von 1547, ſich der Schmach eines jährlichen Tributes unterziehen 
und die neu erlittenen Verluſte genehmigen, vor allem den Verluſt von Temesvar 
mit dem Land ſüdlich von der Maros, wo der Sultan ein zweites Paſchalik 
eingerichtet hatte. 

Ueberſieht man dieſen Gang der Dinge an der Oſt- und Weſtgrenze des 
deutſchen Reiches und faßt die Haltung der Reichsſtände dabei ins Auge, wie ſie 
gegen Frankreich zu gar keinen, gegen die Türken nur zu geringen Opfern ſich 
herbeiließen, ſo iſt klar, daß dieſe Stände zu einer nachdrücklichen, für die Macht 
und Sicherheit des geſamten Reiches eintretenden auswärtigen Politik keineswegs 
geneigt waren. Es richteten ſich eben ihre Kräfte, ſoweit ſie in Bewegung kamen, 
teils auf die gemeinſamen inneren Angelegenheiten des Reiches, teils auf die 
Sonderpolitik, welche Fürſten und Städte auf eigene Hand führten. 

Was nun im Innern des Reiches auf den erſten Blick auffiel, das war der 
Mangel eines geſicherten Rechtszuſtandes. Durch die Kriege, welche die Politik 
Karls V. in dem letzten Jahrzehnt hervorgerufen hatte, waren die kriegeriſchen 
Kräfte in Deutſchland aufgeregt; und jetzt waren ſie nicht geneigt, ſich wieder 
zur Ruhe zu begeben. Sie an feſte Ordnungen zu binden, war um ſo ſchwerer, 
da diejenigen, welche ſich dem Kriegsgewerbe hingaben, eine ſelbſtändige Macht 
bildeten, die faſt ebenſo leicht für geſetzwidrige, wie für geſetzliche Zwecke aufge— 
boten werden konnte. War ein Heerhaufen aufzubringen, ſo dang der künftige 
Führer desſelben zunächſt die in ganz Deutſchland zerſtreuten Oberſten, Haupt— 
leute und Rittmeiſter; dieſe, mit einigem Geld verſehen oder auf ſpätere Ab— 
rechnung bauend, warben die einzelnen Reitercompagnien oder Infanteriefähnlein 
an: überall ſchaute der Niedere nach dem Höheren aus, der ihn in Beſtallung 
nahm. Die Schranken, welche das Reichsgeſetz gegen willkürliche Aufſtellung von 
Truppen errichtete, waren nicht beengend. Wenn ein Reichsſtand zur Leitung 
des Werbegeſchäftes ſeinen Namen hergab und als Zweck desſelben nicht gerade 
einen Landfriedensbruch gegen Kaiſer oder Reichsſtände aufſtellte, wenn ferner 
die anderen Reichsſtände das Anwerben ihrer Unterthanen nicht ausdrücklich ver— 
boten — und zu einem Verbot entſchloſſen ſie ſich ungern, da ſie den guten 
Willen der Hauptleute und Oberſten für eigene Bedürfniſſe ſich bewahren mußten —, 
wenn endlich ein Reichsſtand — am natürlichſten derjenige, der das geſamte 
Geſchäft leitete — ſeine Lande zur Sammlung der Truppen einräumte, ſo waren 
die geſetzlichen Bedingungen, an welche der Reichsabſchied von 1555 die Auf— 
ſtellung eines Heerhaufens gebunden hatte, im weſentlichen erfüllt. Daß auch 
Truppen für fremde Mächte geworben und aus dem Reich geführt werden dürften, 
ſolange es ſich nicht gerade um einen Krieg gegen den Kaiſer oder die Reichs— 
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ſtände handelte, wurde ſeit dem Aufſtand des Kurfürſten Moritz als ein weſent— 
liches Stück deutſcher Freiheit in Anſpruch genommen und durch den Reichsabſchied 
von 1559 in der Hauptſache beſtätigt. 

Man ſieht, ein Fürſt oder Graf, der Kriegsluſt und Kriegserfahrung und 
dazu einiges Geld oder Kredit beſaß, konnte leicht einen bewaffneten Haufen 
zuſammenbringen. Die Gefahr für den Frieden beſtand nun darin, daß von 
den Kriegen Karls V. eine Schar derartiger Abenteurer und dazu eine Wolke 
von bitteren Zwiſten zurückgeblieben war. Der Schauplatz der heftigſten Streitig— 
keiten war der fränkiſche Kreis. Hier hatte der junge Markgraf Albrecht von 
Brandenburg-Kulmbach, der wildeſte unter den Bundesgenoſſen des Kurfürſten 
Moritz bei dem Aufſtand von 1552, in erzwungenen Verträgen dem Biſchof von 
Bamberg etwa ein Drittel ſeines Fürſtentums, dem Biſchof von Würzburg ſchwere 
Schuldverſchreibungen abgepreßt und dann ſeine Beute, die ihm der Paſſauer 
Vertrag abſprach, durch eigenmächtige Fortführung eines grauſamen Raubkriegs 
zu behaupten geſucht. Aber beſiegt durch den Bund der Biſchöfe und der Stadt 
Nürnberg, dem ſich als mächtigere Helfer König Ferdinand, Kurfürſt Moritz und 
Herzog Heinrich von Braunſchweig-Wolfenbüttel anſchloſſen, vom Kammergericht 
in die Acht erklärt, hatte er ſich unter den Schutz Frankreichs flüchten müſſen. 
Alsdann hatten die verbündeten fränkiſchen Stände ſich ſeines Fürſtentums be-“ 
mächtigt, der König Heinrich dagegen den geächteten Fürſten als Oberſten über 
zwei Regimenter Infanterie im Frühjahr 1555 in Beſtallung genommen. Auf 
den Rückhalt Frankreichs vertrauend, auf die Teilnahme, die er bei verwandten 
und befreundeten Fürſten fand, rechnend, vermaß ſich der unbändige Markgraf, 
den Reſt ſeiner unter den Ausſchweifungen eines wilden Kriegerlebens zerrütteten 
Kräfte daran zu ſetzen, um ſich an ſeinen Feinden zu rächen und ſeine Lande 
mitſamt ſeiner Beute wieder zu gewinnen. Er war an jenen Verhandlungen, 
unter denen die Fürſtenverſchwörung des Kurfürſten Moritz, die Verbindung der— 
ſelben mit Frankreich und der Aufſtand des Jahres 1552 hervorgegangen waren, 
als Unterhändler beteiligt geweſen. Als erprobter Söldnerführer verſtand er 
ſich auf die Kunſt, raſch, geheim und mit wenig Geld einen Heerhaufen zu werben 
und die weiteren Koſten desſelben durch Brandſchatzung und Plünderung zu be— 
ſchaffen. Nach ſolchen Erfahrungen hoffte er, eine neue Fürſtenverſchwörung, mit 
den Mitgliedern des Hauſes Brandenburg an der Spitze, zu veranſtalten und 
mit plötzlich zuſammengezogenen Truppen über ſeine fränkiſchen Feinde herzufallen. 
Seine Agenten durchzogen zu dieſem Zweck Deutſchland, um an den Fürſtenhöfen 
die politiſchen, mit Rittmeiſtern und Hauptleuten die militäriſchen Verhandlungen 
zu führen. Eine geneigte Stimmung fanden ſie allerdings bei den angegangenen 
Fürſten nicht; aber die Sorge vor neuen Unruhen wurde dadurch wach gehalten, 
zumal da doch ein großer Teil der deutſchen Fürſten der Sache des Markgrafen 
an ſich eine ausgeſprochene Teilnahme entgegentrug. Geſtillt wurde die Be— 
wegung nur dadurch, daß ein vorzeitiger Tod (8. Januar 1557) den Unruhſtifter 
hinwegnahm. Die brandenburgiſch-kulmbachſchen Lande waren damals ſchon längſt 
aus der Hand der fränkiſchen Stände in den königlichen Sequeſter übergegangen; 
nunmehr wurde (am 29. März 1557) der Vetter des Verſtorbenen, Markgraf 
Georg Friedrich, dem der Ansbacher Teil der fränkiſch-brandenburgiſchen Gebiete 
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zugefallen war, vom König Ferdinand mit den ſequeſtrierten Landen belehnt. Im 
Oktober 1558 endlich ſtellte ein Vergleich zwiſchen dem Haus Brandenburg und 
den fränkiſchen Ständen, in welchem die letzteren für die im Kulmbachſchen an— 
gerichteten Schäden 175000 Gulden zahlten, die Eintracht zwiſchen den alten 
Gegnern wieder her. 

Aber völlig beruhigt war damit der vom Markgrafen heraufbeſchworene 
Streit noch keineswegs. Unter den Männern, welche Albrecht in Krieg und 
Unterhandlung gebraucht hatte, ragte der fränkiſche Ritter Wilhelm von Grum— 
bach hervor. Er war einer der Agenten des Markgrafen bei jenen auf neue 
Umwälzungen zielenden Verhandlungen von 1555 und 1556 geweſen; wie kaum 
ein anderer war er der Vertraute ſeiner Pläne und der Genoſſe ſeines Haſſes 
gegen die fränkiſchen Verbündeten, denn auch ihm waren ſeine Güter, zum größten 
Teil würzburgiſche Lehen, in der Zeit, da des Markgrafen Lande beſetzt wurden, 
vom Biſchof von Würzburg eingezogen; der Verſuch, dieſelben durch eine Klage 
am Reichskammergericht zurückzugewinnen, blieb ohne Erfolg, da die fränkiſchen 
Stände mit einer Klage wegen Landfriedensbruches antworteten und beide Pro— 
zeſſe ſich in die Länge zogen.!) Wie nun Albrecht geſtorben war und das Haus 
Brandenburg ſich von den wilden Plänen und den wilden Genoſſen des Ver— 
ſtorbenen zurückzog, ſtand in Grumbach der Entſchluß feſt, neue Verbindungen 
und Gewaltthaten anzuzetteln, um zu dem Seinigen zu kommen. 

Und wenige Monate nach dem Tod ſeines bisherigen Herrn fand er einen 
anderen Beſchützer: im Mai des Jahres 1557 nahm ihn Herzog Johann Friedrich 
von Sachſen als Rat in ſeine Dienſte. Dieſer Johann Friedrich, als der erſte 
unter den drei Söhnen des ehemaligen Hauptes des ſchmalkaldiſchen Bundes, 
des im Jahre 1554 verſtorbenen Kurfürſten Johann Friedrich des älteren, führte 
bis zum Februar 1566 die alleinige Regierung der väterlichen Lande; er war 
das Haupt der erneſtiniſchen Linie des Hauſes Sachſen. Vertreter der anderen 
ſächſiſchen Linie, der albertiniſchen, war ſeit 1553 Kurfürſt Auguſt, der Bruder 
und Nachfolger jenes Moritz, an welchen nach Ausgang des ſchmalkaldiſchen Kriegs 
der ältere Johann Friedrich die Hälfte ſeiner Lande mitſamt der Kurwürde 
hatte abtreten müſſen, als Preis für die Hülfe, die Moritz gegen ſeine Glaubens— 
genoſſen dem Kaiſer geleiſtet hatte. Seit lange waren die beiden Linien durch 
Eiferſucht und Streitigkeiten von einander getrennt; jene Beraubung der Erne— 
ſtiner hatte die Eiferſucht zu einer tiefen Feindſchaft gemacht, die fortan für den 
Herzog Johann Friedrich das eigentliche Verhängnis ſeines Lebens wurde. Der 
junge Fürſt war ein beſchränkter Kopf: mit ſeinem Eigenſinn und ſeiner auf— 
fahrenden Heftigkeit verſtand er es, ſich bei ſeinen fürſtlichen Standesgenoſſen 
unleidlich zu machen; aber trotz der Iſolierung, in welche er hierdurch geriet, 
hielt er an dem Gedanken feſt, daß er die verlorene Macht wieder gewinnen und 
den Nebenbuhler ſeines Hauſes mitſamt ſeinen mächtigen Beſchützern, voran den 
Kaiſer Ferdinand, demütigen müſſe; und je mehr ihm wirkliche Machtmittel ab— 
gingen, um ſo mehr verſtrickte er ſich in bodenloſe Entwürfe, wilde Umſturz— 
gedanken und wüſten Aberglauben. 


) Ortloff I S. 86, 88, 189, 190. 
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Bei dieſer Stimmung kam ihm Wilhelm von Grumbach als der Mann, den 
er brauchte. Der Ritter hatte ſich allerhand Kenntniſſe von den Beſtrebungen 
und Gegenſätzen deutſcher und außerdeutſcher Fürſten erworben, er beſaß enge 
Verbindungen mit Kriegsoberſten und Abenteurern. Wie er nun dem Herzog 
zu zeigen verſtand, wo die angreifbare Seite der gegneriſchen Mächte ſei, wie die 
denſelben feindlichen Elemente zu unwiderſtehlichen Kombinationen zu verbinden, 
und die deutſchen Werbetruppen aus dem Boden zu ſtampfen ſeien, wie er dann 
auch in einzelnen Geſchäften, z. B. in der Verheiratung Johann Friedrichs mit 
der Tochter des Pfalzgrafen Friedrich von Simmern, des nachherigen Kurfürſten 
von der Pfalz, ſich als brauchbaren Unterhändler bewies, wurde ſein Rat in den 
Fragen auswärtiger Politik für Johann Friedrich mehr und mehr maßgebend. 
Es verbanden ſich alſo die beiden Männer, die in Franken und in Sachſen die 
beſtehenden Zuſtände umzuwerfen ſtrebten. 

Was den Plänen dieſer und ähnlicher Unruhſtifter trotz ihrer Machtloſigkeit 
doch einen gewiſſen Nachdruck gab, das waren die oben berührten Verhältniſſe 
des Kriegsdienſtes in Deutſchland. Jene geringeren Fürſten und Fürſtenſöhne 
und der Haufe gewöhnlicher Oberſten, welche im Gegenſatz zu der friedlichen 
Geſinnung der großen Mehrzahl der Fürſten immer neue Gelegenheit zu Krieg 
und kriegeriſchem Verdienſt ſuchten, wandten ſich von dem ruhiger gewordenen 
Deutſchland nach dem Ausland, weil von dort die beiden ſeit 1557 wieder in 
Krieg ſtehenden Könige von Frankreich und Spanien ſich wetteifernd um deutſche 
Mietſoldaten bewarben. Da nun das Werbegeſchäft und die Führung der gewor— 
benen Truppen in Deutſchland zuſammenfielen, ſo verſchaffte ſich eine fremde 
Regierung die gewünſchten Truppen, indem ſie Anführer und Oberſte entweder 
für einen beſtimmten Kriegszug dang oder durch feſte Jahrgelder in der Art 
dauernd an ſich band, daß ſie im Falle des Bedürfniſſes zur Uebernahme von 
Werbeaufträgen bereit ſein mußten. In umfaſſendem Maße hatte die ſpaniſche 
Regierung ſolche feſte Beſtallungen aufgerichtet: drei Fürſten des braunſchweigiſchen 
Hauſes — Erich von Kalenberg, Franz Otto von Lüneburg, Ernſt von Gruben— 
hagen —, ferner die Grafen Otto von Schaumburg und Günther von Schwarz— 
burg waren zu den Kriegsdienſten Philipps II. verpflichtet. Unter denjenigen, 
welche Frankreich gewann, ſtanden in erſter Linie die Herzöge von Sachſen und 
Wilhelm von Grumbach. Kraft eines im März 1558 geſchloſſenen Vertrages 
hatte Heinrich II. an die Brüder Johann Friedrich und Johann Wilhelm zuſammen 
30 000 Livres jährlich zu zahlen, der letztere dagegen hatte dem König auf deſſen 
Koſten ſofort 2100, und Grumbach noch 1200 Reiter zuzuführen. Mit fran— 
zöſiſchem Geld alſo konnten jetzt Grumbach und Sachſen ſich mit Truppen ume 
geben. Was ſolche Rüſtungen aber auch für die deutſchen Dinge bedeuten konnten, 
davon erhielt man gleich im folgenden Monat einen Vorgeſchmack. 

Am 15. April wurde der Biſchof Melchior Zobel von Würzburg, eben jener, 
der ſich die Todfeindſchaft des Markgrafen Albrecht und ſeiner Anhänger erworben 
hatte, in dem Augenblick, da er mit ungerüſtetem Gefolge aus ſeiner Reſidenz— 
ſtadt über die Mainbrücke nach dem Schloß auf dem Frauenberg ritt, von einem 
Trupp bewaffneter Kriegsleute angefallen; und ſei es nun, daß die Tötung des 
Kirchenfürſten von vornherein beabſichtigt war, ſei es, daß die Mordgier der 
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Söldner urplötzlich erwachte, genug, er wurde beim erſten Angriff, bevor er Ge— 
genwehr oder Flucht verſuchen konnte, niedergeſchoſſen. An der Spitze der Mör— 
derbande befanden ſich zwei Männer (Zedwitz und Picht), welche Grumbach als 
Rittmeiſter für den bevorſtehenden franzöſiſchen Zug angenommen hatte, ferner 
ein gewiſſer Chriſtoph Kretzer, ein im Dienft des Markgrafen Albrecht ruinierter 
Menſch, der ſich ebenfalls dem Anhang Grumbachs angeſchloſſen hatte. Daß 
denn auch Grumbach der Urheber des Verbrechens ſei, dieſer Verdacht wurde 
ſofort vom Würzburger Domkapitel ausgeſprochen. Zur Gewißheit wurde die 
Schuld Grumbachs erſt ein Jahr nachher!) und auch da blieb es zweifelhaft und 
bleibt zweifelhaft bis auf den heutigen Tag, ob er den Auftrag gegeben hatte, 
den Biſchof zu töten oder nur — was er offen zugeſtand — ihn gefangen zu 
nehmen, um von dem Gefangenen die Entſchädigung für ſeine Verluſte zu er— 
zwingen. Wie weit aber auch die Urheberſchaft Grumbachs reichen mochte, er— 
ſchreckend war es, daß er ſowohl während des Verdachtes, wie nach dem Zuge— 
ſtändnis ſeiner Beteiligung ungeſtört ſein Treiben fortſetzen konnte. Im Juni 
des Jahres 1558 zog er an der Spitze ſeiner 1200 Reiter frei durch die deutſchen 
Lande in den franzöſiſchen Kriegsdienſt. Als der franzöſiſch-ſpaniſche Krieg be— 
endet, und einige Monate darauf König Heinrich II. geſtorben war, erneuerten 
deſſen Nachfolger Franz II., und nach deſſen Tod König Karl IX. die Beſtallung 
des Ritters, wie denn auch Johann Friedrich von Sachſen ihn in ſeinem Schutz 
und Dienſt behielt. Unausgeſetzt wachte er nun über den politiſchen Verwicke— 
lungen in und außer Deutſchland und hielt ſeine Verbindungen mit Kriegshaupt— 
leuten aufrecht, um zur rechten Stunde mit einer großen politiſch-militäriſchen 
Kombination in ſeinem und ſeines Herzogs Intereſſe hervorzutreten. Sollte es 
der Mühe wert ſein, die wilden Pläne, die er der Reihe nach mit ſeinem Herzog 
erwog, im einzelnen darzulegen? Es wird, glaube ich, genügen, wenn wir im 
Verlauf der Geſchichte nur ſo viel davon berühren, als erforderlich iſt, um die 
Schwankungen in der damaligen Ordnung der ſtaatlichen Gewalten, die Aus— 
ſchweifung in den Umſturzgedanken Johann Friedrichs und die Bodenloſigkeit 
dieſer Entwürfe ſelber zu kennzeichnen. Fürs erſte iſt nur noch die Frage zu 
beantworten, was denn das Reich that, um den Angriffen und Verſchwörungen 
gegen ſeine Glieder entgegenzutreten. 

Merkwürdig iſt auch hier wieder der Gegenſatz zwiſchen der ängſtlichen Auf— 
merkſamkeit, mit welcher die Reichsſtände all jene Bewegungen verfolgten, und 
der Läſſigkeit, welche ſie den Anforderungen zu thatkräftigem Einſchreiten ent— 
gegenſetzten. Markgraf Albrecht wurde im Dezember 1553 vom Reichskammer— 
gericht in die Acht erklärt, aber zur Ausführung derſelben geſchah von Reichs 
wegen nichts. Grumbach war ſchon als Helfer des geächteten Markgrafen dem 
Geſetz verfallen, aber ſelbſt nach dem Würzburger Verbrechen war das einzige, 
was von Reichs wegen geſchah, daß der Kaiſer im Jahr 1559 jenen Chriſtoph Kretzer, 
der ſich offen als Führer des Attentates bekannt hatte, in die Acht erklärte. Im 
übrigen waren der Kaiſer und vornehme Fürſten unausgeſetzt bemüht, erſt zwi— 


1) Grumbachs Zugeſtändnis beim Reichstag von 1559. (Ortloff 1 S. 187.) Dagegen 
nehmen Bamberg und Nürnberg 1561 die Beteiligung wieder als unbewieſen an. (S. 228.) 
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ſchen dem Markgrafen und ſeinen Gegnern, dann — und zwar zuletzt noch im 
Jahr 1559 — zwiſchen Grumbach und Würzburg über einen Vergleich zu handeln. 

Wenn ſo auf dem geſetzlich vorgeſchriebenen Wege faſt nichts gegen die 
Feinde des Friedens geſchah, ſo bewährte ſich dafür wieder die Erfahrung, daß 
die Reichsverfaſſung eine Ergänzung und Konkurrenz in den frei geſchloſſenen 
Bündniſſen fand. Ein Bündnis der fränkiſchen Stände war es, welches, wie 
oben bemerkt, den Krieg gegen den Markgrafen Albrecht führte; und wieder ein 
Bündnis war es, welches in der Zeit des Unterganges des Markgrafen, nicht 
zwar in Deutſchland überhaupt, aber doch in dem größeren Teil von Ober— 
deutſchland —, nicht in Bezug auf die fränkiſchen Wirren, aber doch gegen ſonſtige 
Gewaltthaten den Frieden zu ſchützen unternahm. Dieſe neue Verbindung ging 
von König Ferdinand ſelber aus. Unvergeſſen war es im öſterreichiſchen Hauſe, 
wie ſtark einſt vermittelſt des ſchwäbiſchen Bundes der Einfluß Oeſterreichs und 
ſomit auch des Kaiſertums ſelber in Oberdeutſchland geweſen war. Einen großen 
Bund unter Führung des Kaiſers und des öſterreichiſchen Hauſes über ganz 
Deutſchland zu erſtrecken, war darum ein Plan, den Karl V. während ſeiner 
Siege über die Schmalkaldener ſich vorſetzte; und einen ähnlichen Gedanken verfolgte 
Ferdinand, ſowie er den Augsburger Religionsfrieden begründet hatte und im 
Reich an die Stelle Karls zu rücken begann. Nur freilich, daß nach den Nieder— 
lagen Karls V. der Entwurf einen viel beſcheideneren Zuſchnitt nehmen mußte. 
Statt des ganzen Deutſchlands dachte Ferdinand zunächſt an einen guten Teil 
von Oberdeutſchland, ſtatt der öſterreichiſchen Leitung dachte er an Teilung des 
Einfluſſes mit dem rivaliſierenden Haus Baiern. So ſchloß er am 1. Juni 1556 
in der Stadt Landsberg mit Baiern, Salzburg und der Reichsſtadt Augsburg 
ein Bündnis ab, in deſſen Schutz von ſeinen Landen die vorderöſterreichi— 
ſchen, von Tirol bis zur Oberelſäſſer Landgrafſchaft, aufgenommen wurden. 
Der Zweck dieſes Bundes war Verteidigung der Mitglieder und ihrer Lande 
gegen widerrechtliche Gewalt; die Bundeshülfe ſollte in Konkurrenz mit der ver— 
faſſungsmäßigen Kreishülfe geleiſtet werden; als Bundesoberſte, welche die Streit— 
kräfte der Vereinigung zu befehligen und ihre Tagſatzungen zu berufen hatten, 
ſollten abwechſelnd König Ferdinand und der Herzog Albrecht von Baiern ein— 
treten, in Wirklichkeit jedoch überließ Oeſterreich das Amt dem Herzog von Baiern. 
In der erſten Zeit ſeines Beſtehens hielt ſich dieſer Bund den fränkiſchen Ver— 
wickelungen ängſtlich fern; ſowie aber Albrecht geſtorben war, nahm er im Mai 
1557 die beiden fränkiſchen Biſchöfe nebſt der Stadt Nürnberg auf und dehnte 
ſich alſo über einen recht anſehnlichen Teil von Süddeutſchland aus. Auch die 
Dauer des Bündniſſes, die urſprünglich auf ſieben Jahre begrenzt war, wurde 
ſtetig verlängert: es beſtand bis zum Jahr 1598. 

Eine ſtark eingreifende Macht war der Landesberger Bund keineswegs. 
Seine Armee, die man natürlich nur im Fall der wirklichen Verwendung einzu— 
rufen gedachte, ſollte gebildet werden aus gleichen Kontingenten der Verbündeten, 
im Betrag von je 200 Reitern und 800 Fußſoldaten, allerdings mit dem Vor— 
behalt der Verdoppelung und ſelbſt der Verdreifachung. Daneben beſtand ein 
kleiner Bundesſchatz, zu dem jedes Mitglied 10000 Gulden herzugeben 
hatte. In Wirklichkeit hat aber der Bund auch jenes beſcheidene Normalheer 
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niemals ins Feld geſtellt und niemals eine nachdrückliche Aktion unternommen. 
Trotzdem war er nicht bedeutungslos. Da die Mitglieder desſelben ſich unter— 
einander feierlich zu Freundſchaft und Ausſchluß aller Selbſthülfe verpflichteten, 
da den benachbarten Ständen, beſonders den kleineren, die Mittel des Bündniſſes 
imponierten, ſo war es eben durch ſeinen bloßen Beſtand eine wichtige Bürg— 
ſchaft des Friedens. Da auch zu den Verbündeten eine konfeſſionell gemiſchte 
Stadt, nämlich Augsburg, und eine rein proteſtantiſche, nämlich Nürnberg, gehörte, 
da die Bundesakte die Mitglieder ausdrücklich verpflichtete, den Religionsfrieden 
füreinander aufrecht zu halten und wegen Verſchiedenheit der Religion ſich nicht 
anzufeinden, ſo war die Vereinigung zugleich als Gewähr der Eintracht unter 
den beiden Bekenntniſſen gedacht. 

Alſo ein Bündnis, deſſen Wirkſamkeit mit peinlicher Vorſicht umgrenzt war, 
und Vergleichshandlungen, deren man niemals überdrüſſig wurde, waren die vor— 
nehmſten Maßregeln, welche die Stände gegen die Störungen der rechtlichen Ord— 
nung im Reich ergriffen. Im ganzen macht ihr Verhalten bei dieſen inneren 
Bewegungen einen ähnlichen Eindruck, wie die Stellung, die ſie zu den auswär— 
tigen Fragen einnahmen: ſie erfüllten ſich mit ängſtlicher Sorge, aber eine um— 
faſſende Thätigkeit wandten ſie jenen Vorgängen nicht zu. Unter den inneren 
Angelegenheiten des Reiches gab es eben ein anderes Gebiet, dem ihre Teil— 
nahme und ihre Thatkraft vorzugsweiſe gewidmet war: das war das Gebiet der 
kirchlichen Machtfragen, die im Einklang oder im Widerſpruch mit dem Religions- 
frieden zu löſen waren. Es iſt Zeit, daß wir uns dieſen kirchlich-politiſchen Ver— 
wickelungen zuwenden. Wie aber hier alles von den Gegenſätzen der katholiſchen 
und der proteſtantiſchen Partei unter den Reichsſtänden abhängt, ſo können wir 
keinen Schritt weiter gehen, ohne zunächſt in einem umfaſſenden Umblick uns zu 
vergegenwärtigen, wie ſich das Verhältnis zwiſchen beiden Parteien nach der Zahl 
der Mitglieder und nach ihren inneren Kräften geſtaltet hatte. 

Faſſen wir zunächſt die vornehmſte Gruppe der deutſchen Reichsſtände, das 
Kurfürſtenkollegium nämlich, ins Auge und berückſichtigen wir vorläufig nur die 
weltlichen Mitglieder desſelben, ſo finden wir in der Zeit des Religionsfriedens 
als einzigen katholiſchen Angehörigen den König Ferdinand in ſeiner Eigenſchaft 
als König von Böhmen. Von ſeinen Kollegen hatten zwei, der Kurfürſt von 
Sachſen und der Kurfürſt Joachim II. von Brandenburg, ſich längſt zum prote— 
ſtantiſchen Bekenntnis gewandt und die Herrſchaft desſelben, nach der mit der 
verſuchten Einführung des Interim verbundenen Erſchütterung, in ihren Landen 
wieder gefeſtigt. In der Pfalz hatte Kurfürſt Friedrich II. erſt nach dem Paſſauer 
Vertrag den Mut gefunden, ſich unzweideutig für die Augsburger Konfeſſion 
zu erklären; fein Nachfolger, Ott’ Heinrich von Pfalz-Neuburg (1556-59), 
gelangte als ausgeſprochener Proteſtant zur Regierung, er war von dem Gefühl 
beſeelt, daß er durch ein doppelt ſcharfes Auftreten, ſowohl in dem Ausbau 
ſeiner Landeskirche als in der Vertretung der proteſtantiſchen Sache vor dem 
Reich, das Verſäumte nachholen müſſe. 

Zugleich mit dieſen kurfürſtlichen Häuſern waren auch ihre fürſtlichen Neben— 
linien und deren Lande dem Proteſtantismus gewonnen: neben Kurſachſen das 
herzogliche Sachſen; neben Kurbrandenburg die dem Markgrafen Hans von Küſtrin 
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zugewieſene, nach deſſen Tod (1571) wieder heimgefallene Neumark und die ſeit 
1557 unter Georg Friedrich vereinigten ansbach-kulmbachiſchen Lande; neben 
Kurpfalz die ſich immer wieder neu bildenden und teilenden pfälziſchen Neben— 
linien. Die mächtigſte unter letzteren war die von Zweibrücken, an deren Haupt, 
den Pfalzgrafen Wolfgang (1532—69), Kurfürſt Ott? Heinrich bei ſeiner Er— 
werbung der Kurpfalz auch das Herzogtum Neuburg abtrat. Neben Zweibrücken 
kam Simmern beſonders in Betracht, weil deſſen Regent, der Pfalzgraf Friedrich, 
der nächſte Erbe des kinderloſen Kurfürſten war: auch er bewährte, als er im 
Jahr 1557 ſeinem katholiſchen Vater nachfolgte, ſeinen proteſtantiſchen Eifer durch 
die ungeſäumte Reformation des kleinen Fürſtentums. 

Faßt man die übrigen Fürſtenhäuſer ins Auge und ſieht dabei von den 
geiſtlichen Fürſten vorläufig ab, ſo fällt vor allem in Norddeutſchland das Ueber— 
gewicht der Proteſtanten auf. In dem alten Geſchlecht der Welfen waren von 
den vier Hauptlinien, in welche es ſich teilte, zwei, nämlich Braunſchweig-Lüneburg 
und Grubenhagen, proteſtantiſch; die Häupter der beiden anderen, Herzog Heinrich 
von Braunſchweig-Wolfenbüttel und Erich von Grubenhagen, waren katholiſch; 
aber der letztere, der ſich in einem wüſten Kriegerleben umhertrieb, war ohne 
legitime Nachfolger, und der Erbe des erſteren, Herzog Julius, war proteſtantiſch 
geſinnt; die völlige Ueberführung beider Lande zum Proteſtantismus ſtand in 
naher Ausſicht. Die übrigen, nach Oſten anſchließenden Fürſtentümer — Lauen— 
burg, Holſtein, Mecklenburg, Pommern — waren durchweg proteſtantiſch, und 
nach Weſten hin gab es, wenn man von den halb entfremdeten Niederlanden 
abſah, nur noch ein mächtiges katholiſches Fürſtenhaus: es war das kleviſche 
Geſchlecht, welches die ſeit 1521 vereinigten jülich-bergiſchen und kleve-märkiſchen 
Lande regierte. Günſtiger ſtand die Sache der katholiſchen Kirche in Süddeutſch— 
land. Denn wenn auch hier die proteſtantiſchen Fürſten die Mehrheit bildeten — 
zu den Häuptern der brandenburgiſchen und pfälziſchen Nebenlinien kamen der 
Herzog Chriſtoph von Württemberg, der im Jahre des Religionsfriedens offen 
übergetretene Markgraf Karl von Baden-Durlach und der Markgraf Philibert 
von Baden-Baden —, ſo hielten doch die beiden mächtigſten Fürſten, König Ferdi— 
nand von Oeſterreich und Herzog Albrecht von Baiern, am katholiſchen Bekennt— 
niſſe feſt. Katholiſch war auch das herzogliche Haus von Lothringen, welches 
jedoch wegen ſeiner Entfremdung von Deutſchland vorläufig kaum in Betracht kam. 

Alles in allem beſaß der Proteſtantismus innerhalb des weltlichen Fürſten— 
tums das Uebergewicht. Dasſelbe Verhältnis zeigte ſich noch deutlicher unter den 
Reichsſtädten. Sah man hier von jenen künſtlichen Anordnungen ab, von denen 
im Zuſammenhang mit dem Interim vorher die Rede geweſen iſt, und die uns 
nachher noch beſchäftigen werden, fragte man einfach nach der kirchlichen Geſinnung 
von Bürgerſchaft und Rat, ſo konnte man unter den mächtigen Reichsſtädten nur 
zwei, nämlich Köln und Aachen, nennen, welche als katholiſch galten, und eine, 
nämlich Augsburg, in der eine wirklich ſtarke katholiſche Partei den Proteſtanten 
gegenüber das Gleichgewicht der Macht behauptete. Im übrigen waren der Vorort 
der Oſtſeeſtädte, nämlich Lübeck, die beiden Reichsſtädte der Nordſeegeſtade, nämlich 
Hamburg und Bremen, die vornehmeren Reichsſtädte in Oberdeutſchland, wie 
Frankfurt, Straßburg, Speier, Worms, Nürnberg, Ulm, Regensburg, entweder 
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ausſchließlich oder vorwiegend proteſtantiſch. Auch unter den Grafen war bereits 
die Mehrzahl für die Augsburger Konfeſſion gewonnen. Ueberwiegend katholiſch 
war nur die Gruppe der ſchwäbiſchen Grafen, während das Kollegium, welches 
die zweite Grafenſtimme am Reichstag führte, die Wetterauer Grafen, und mit 
ihnen die Mehrzahl der fränkiſchen, weſtfäliſchen und ſächſiſchen Grafen auf der 
proteſtantiſchen Seite ſtanden. 

Faſt noch ſchärfer als in ſolchen Verhältniſſen zeigte ſich aber die Schwäche 
des Katholizismus, wenn man ins Innere jener Lande ſah, deren Fürſten ihm 
treu geblieben waren. Unter dieſen Gebieten gab es wohl keines, in dem die 
katholiſche Religion mit ſtärkerer Hand aufrecht erhalten war, als das Herzogtum 
Baiern. Durch eine Reihe landesherrlicher Verordnungen war hier ſeit 1522 
der Beſuch der lutheriſchen Univerſität Wittenberg verboten, und die Zenſur der 
Druckſchriften angeordnet; vor den herzoglichen Gerichten waren über die lutheriſch 
Geſinnten harte Strafen bis zur Todesſtrafe verhängt, und dadurch den Vorkämpfern 
der neuen Lehre das Apoſtolat in Baiern verleidet; das Land beſaß in der Uni— 
verſität Ingolſtadt eine Bildungsſtätte von unverbrüchlich katholiſcher Haltung. 
Aber ſelbſt hier wuchs unter den Laien und der niederen Geiſtlichkeit die Neigung 
zu Luthers Lehre im verborgenen empor, und im Jahre 1552 kam die Zeit, 
wo ſie mächtig hervorbrach. 

Der Aufſtand des Kurfürſten Moritz und die ihm folgenden Wirren, wie 
ſie den proteſtantiſchen Reichsſtänden das Bewußtſein ihrer Kraft zurückgaben, ſo 
erfüllten ſie die katholiſchen Stände, den König Ferdinand an ihrer Spitze, mit 
der Empfindung, daß ſie ihren Widerſachern nicht gewachſen ſeien, und daß ſie, 
um dieſelben nicht zu reizen, auch die eigenen proteſtantiſch geſinnten Unterthanen 
ſchonen müßten. Unter ſolchen Verhältniſſen wurde es mit einem Male kund, wie 
weit ſich die Maſſe der weltlichen Stände in Baiern von der Strenge der Dis— 
ziplin und der Glaubensſatzungen der katholiſchen Kirche entfernt hatte: bei den 
Landtagen von 1553 und 1556 verlangten Adeliche und Städte das Abendmahl 
unter beiden Geſtalten, Aufhebung des Faſtenzwanges, Beſeitigung der Cölibat— 
pflicht für die Geiſtlichen, Verkündung einer nach dem Evangelium gereinigten 
Lehre. Und wie ſie bei dieſen Forderungen über die Autorität der Biſchöfe 
einfach hinweggingen und ſich lediglich an die weltliche Regierung wandten, ſo 
bemerkte man ſehr bald, daß das Anſehen der kirchlichen Obrigkeit auch dem 
niederen Klerus gegenüber zuſammengebrochen war. Eine förmliche Anarchie, 
in der Disziplin, wie in Lehre und Gottesdienſt, brach unter der Welt- und 
Kloſtergeiſtlichkeit Baierns aus. Den Zuſtänden jedoch, die hier zu Tage traten, 
will ich an dieſer Stelle nicht weiter folgen. Da ſie in ähnlicher Form, nur noch 
in weit verſtärktem Maße, in dem benachbarten Oeſterreich ſich wiederholten, ſo 
werden wir ſie kennen lernen, wenn wir uns zu den Landen des Königs Ferdi— 
nand wenden. 

In den öſterreichiſchen Erblanden hatten ſchon vor dem Aufſtand des Kur— 
fürſten Moritz die Wirren der Türkenkriege, ſowie das Fortleben der utraquiſtiſchen 
und der Brüdergemeinden in Böhmen und Mähren, die Ausbreitung lutheriſcher 
Geſinnung begünſtigt. Als vollends die Not des Jahres 1552 über Ferdinand 
kam, traten die weltlichen Stände der verſchiedenen Lande offen an die Spitze 
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der proteſtantiſchen Bewegung. Im Jahre 1556 vereinten ſich Adeliche und 
Städte in den landſtändiſchen Ausſchüſſen der fünf Kronlande des habsburgiſchen 
Hauſes — der Herzogtümer Ober- und Unteröſterreich, Steiermark, Kärnten und 
Krain — und verlangten in gemeinſamer Eingabe für ſich wie für Geiſtliche 
und Schullehrer die Freiheit der reinen, d. h. der lutheriſchen Lehre.) An den 
Landtagen jedes der fünf Herzogtümer hatte der Kaiſer fortan eine geſchloſſene 
proteſtantiſche Oppoſition, die Mehrzahl des Adels und der Bürgerſchaften umfaſſend, 
ſich gegenüber. Und ähnlich, wenn auch im einzelnen verſchieden, war die Lage 
in den übrigen Landen. Wenn Tirol nebſt den öſterreichiſchen Vorlanden weniger 
tief von der neuen Bewegung berührt wurde, ſo war dieſelbe in den Landen der 
böhmiſchen und ungariſchen Krone ebenſo mächtig vorgedrungen wie in den fünf 
Herzogtümern. Sehr weit würde es nun führen, wenn ich für jedes dieſer Lande 
die Geſtaltung der kirchlichen Dinge beſonders ſchildern wollte. Um eine deut— 
lichere Anſchauung zu gewinnen, möge es genügen, die Zuſtände der vereinigten 
Herzogtümer ob und unter der Enns zu betrachten. 

Der Proteſtantismus war hier auf tauſend verborgenen Wegen und meiſtens 
wohl in ſehr unreifer Form bei den Bürgerſchaften und dem Adel eingedrungen. 
Da aber eine Macht, welche die Neuerung in feſte Ordnungen gefügt hätte, in 
Oeſterreich fehlte — denn die Regierung war ja katholiſch, und die organiſierende 
Kraft, welche Geiſtlichkeit und Gemeinden der calviniſchen Kirche bethätigten, blieb 
dem zerſplitterten Deutſchland verſagt —, jo war die nächſte Folge jenes Ein— 
dringens lutheriſcher Lehre die kirchliche Anarchie. Wohl verſuchte der Adel einen 
proteſtantiſchen Gottesdienſt einzurichten. Es hatten ja die mächtigeren Grund— 
herren neben anderen obrigkeitlichen Rechten zweierlei, bald auf einen größeren, 
bald auf einen kleineren Kreis von Pfarrkirchen ſich ausdehnende, bald getrennte, 
bald vereinte Befugniſſe: die Vogtei, welche beſonders gewiſſe Aufſichtsrechte über 
die Verwaltung des Kirchengutes in ſich ſchloß, und das Patronat, welches das 
Recht des Vorſchlags bei jeder Neubeſetzung enthielt. Beide Befugniſſe, und 
daneben die Einrichtung des eigenen Schloßgottesdienſtes, beutete der Adel aus, 
um proteſtantiſch Geſinnte in die geiſtlichen Stellen zu drängen. Aber abgeſehen 
davon, daß dies nach dem geltenden Rechte unbefugte Eingriffe waren, gegen 
welche die geiſtliche und weltliche Regierung jederzeit einſchreiten konnte, ſtanden 
ſolchen Verſuchen kirchlicher Neugründung noch andere Hinderniſſe entgegen: einmal, 
wohl ausgebildete proteſtantiſche Geiſtliche waren faſt gar nicht zu erlangen, da 
die proteſtantiſchen Univerſitäten damals noch genug zu thun hatten, wenn ſie 
einen näher liegenden Umkreis verſorgen wollten; ſodann, die Adelichen durch— 
kreuzten ihre höheren Zwecke durch Habgier und Gewaltthat, indem ſie ihre 
geſteigerte Macht über die Kirchen zur Beraubung des Kirchengutes und zur 
Knechtung der Geiſtlichen mißbrauchten.?) 


) Vorläufer dieſes Ausſchußtages iſt ein anderer vom Sept. 1547. (Bucholtz VIII S. 170. 
Pritz II S. 256 fg.) 

) Charakteriſtiſch iſt beſonders der Bericht Eders von 1558 bei Wiedemann, Reformation 
und Gegenreformation II S. 360. Ueber das dort angezogene Mandat bezüglich ſummariſchen 
Verfahrens vgl. Bucholtz VIII S. 216. 
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So waren es denn Miſſionare von meiſt ſehr zweifelhaftem Charakter, die 
ſich auf dem Lande unter dem Schutze des proteſtantiſchen Adels, vielfach auch 
in den Städten unter dem Schutze proteſtantiſcher Bürger auf die Kanzeln drängten. 
Hatte nun aber dieſen Neuerern gegenüber die katholiſche Kirche nicht einen 
ſicheren Rückhalt an der Landesregierung, die ſchon auf die zahlreichen Kirchen 
fürſtlichen Patronates einen unmittelbaren Einfluß übte? an den Biſchöfen, deren 
Jurisdiktion durch die katholiſche Regierung unterſtützt ward? an den Klöſtern 
und Stiftern endlich, die gerade in Oeſterreich ſo zahlreich und ſo begütert waren? 
Sie hätte ihn gehabt, wenn nicht die proteſtantiſche Bewegung, wie den Adel 
und das Bürgertum, ſo in ihrem Fortgang auch die Maſſen des Landvolks und 
vor allem die Welt- und Kloſtergeiſtlichkeit ergriffen hätte, und wenn nicht vor 
dieſem Sturm in erſter Reihe das Anſehen der Biſchöfe zu Boden gefallen wäre. 
Widerſpruch oder Verachtung gegen die Satzungen der katholiſchen Kirche hatte 
ſich im geſamten Klerus mit unglaublicher Gewalt erhoben; diejenigen, die ſich 
nach Buchſtaben und Geiſt der katholiſchen Vorſchriften richteten, bildeten in dieſem 
Kreiſe eine verſchwindende Ausnahme. Anderſeits freilich machten die poſitiven 
Meinungen, welche man in Berührung mit den lutheriſchen Lehren dem Dogma 
und der Disziplin der alten Kirche entgegenſtellte, ein Wirrſal voll von Willkür 
und Zufall aus. Nicht was von den verſchiedenen Neuerern geglaubt und ange— 
ordnet wurde, kann dargelegt werden, ſondern nur das wenige, worin ſie faſt 
alle übereinkamen. 

Unter den mit dem gottesdienſtlichen Leben zuſammenhängenden Lehren 
gab es damals kaum eine, welche, ſowohl in Oeſterreich wie in ganz Deutſchland, 
die Geiſter ſo tief ergriff, wie die Lehre von des Erlöſers Gegenwart im Sakra— 
ment des Abendmahls. Im proteſtantiſchen Deutſchland hatte man ſich auf die 
Frage geworfen, wie die Gegenwart und Wirkſamkeit Chriſti zu denken ſei, in 
den katholiſchen Landen erhob man mit gleicher Erregung den Zweifel, ob die 
Hierarchie das Sakrament nicht verſtümmelt habe, indem ſie es den Laien nur 
unter der einen Geſtalt des Brotes gewährte. So war denn der eine Satz, über 
den in Oeſterreich ſo ziemlich alle der herrſchenden Kirche Widerſprechenden über— 
einkamen, derjenige, daß das Abendmahl unter beiden Geſtalten gereicht werden 
müſſe. Innerhalb der katholiſchen Disziplin gab es ferner eine Vorſchrift, die 
ſtets nur aufrecht zu erhalten war, wenn die Hierarchie einig und ſtark war, das 
war das Cölibatgeſetz der Geiſtlichen. In Oeſterreich wie in anderen katholiſchen 
Landen war alſo eine weitere Forderung, in der ſich die ganze kirchliche Oppo— 
ſition zuſammenfand, diejenige, daß den Prieſtern die Ehe zu geſtatten ſei. 

Und man ſäumte nicht, die beiden Neuerungen ins Leben zu rufen, vor allem 
die letztere. Seit ſehr langer Zeit, ſo erklären im Jahre 1562 die Prälaten von 
Oberöſterreich, gibt es faſt keinen Pfarrer, der nicht in wilder oder in förmlicher Ehe 
lebt.!) Die andere Neuerung — das Abendmahl unter beiden Geſtalten — hatte 
König Ferdinand noch im Jahre 1554 verboten; zwei Jahre nachher, auf das 


1) Sickel im Archiv f. öſterr. Geſch. 45 S. 9. Ueber die von Dekanen und Offtizialen 
erteilte Lizenz zur Prieſterehe vgl. Wiedemann 1 S. 276. Ein Beiſpiel unter vielen a. a. O. 
II S. 291 Anm. 1. 
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Drängen jenes Ausſchußtages der fünf Herzogtümer, ſah er ſich genötigt, das 
Verbot zurückzunehmen. Da konnte denn bald der Biſchof von Paſſau, als Ordi— 
narius des größten Teils von Oeſterreich, erklären, daß er wegen der Ehe und 
Austeilung des Abendmahls unter beiden Geſtalten, bei des Kaiſers offenkundiger 
Nachſicht, gegen keinen Geiſtlichen eingeſchritten ſei.“ 

Die beiden auf ſolche Weiſe durchgeſetzten Forderungen enthielten das min— 
deſte, was die große Mehrzahl der Geiſtlichen und mit ihnen die meiſten Laien 
in Oeſterreich verlangten. Von da aus bildeten ſich dann aber die religiöſen 
Meinungen und Neuerungen in bunter Fülle weiter. Es gibt, ſo klagt ein amt— 
liches Gutachten von 1561, kaum irgendwo eine Irrlehre, die nicht entweder mit 
dem Lauf der Donau, oder von Böhmen, Mähren oder Schleſien her in Oeſterreich 
einſtrömt.?) Zugleich mit dem dogmatiſchen Wirrſal griffen die ſittliche Zuchtloſigkeit 
und die geiſtige Roheit in erſchreckendem Maße um ſich. Am widerwärtigſten 
unter der Kloſtergeiſtlichkeit. Denn gerade das Mönchtum ſtand im ſtärkſten 
Widerſpruch mit dem neuen Geiſte; eine anſtändige Abfindung mit dem letzteren, 
wie ſie die Pfarrer durch Abſchluß förmlicher Ehen verſuchten, war in den Klöſtern 
nicht möglich. Es war alſo ein Zeichen wüſter Verkommenheit, wenn eine im 
Jahre 1561 angeſtellte Viſitation in 36 öſterreichiſchen Mönchsklöſtern neben 
182 Ordensleuten 135 Weiber und 223 Kinder vorfand.*) Selbſt die Minder— 
zahl von Klöſtern, welche an ihrer Regel feſthielten, wie das beſonders bei den 
Kartäuſern der Fall war,“) empfanden den neuen Geiſt an dem Mangel an Novizen. 
Die Klöſter waren ſchon im Jahre 1545 meiſt auf die Hälfte oder ein Drittel 
ihrer Angehörigen gebracht;) fie waren in der Gefahr des Ausſterbens. 

Alſo die Welt- und Kloſtergeiſtlichkeit erhob ſich auch da gegen Dogma und 
Disziplin der Kirche, wo keine proteſtantiſche Grundherrſchaft, kein proteſtantiſch 
geſinnter Stadtmagiſtrat ſie antrieb. Was dieſe Erhebung begünſtigte, das war 
der Verfall der biſchöflichen Autorität, der mit der kirchlichen Korruption, der 
Verfall des landesfürſtlichen Anſehens, der mit der landſtändiſchen Oppoſition 
eingetreten war. Was aber die Errungenſchaften der Neuerer gegen ein gemein— 
ſames Einſchreiten der kirchlichen und ſtaatlichen Macht vollends ſicher zu ſtellen 
ſchien, das war der alte Streit über die Grenzen der beiden Gewalten. 
Sobald die Biſchöfe den Verſuch machten, dem Abfall entgegenzutreten, griffen 
ſie, wie zu den anderen Ueberlieferungen, ſo auch zu denjenigen des kano— 
niſchen Rechtes zurück: als einen weſentlichen Grund der kirchlichen Umwälzung 
gaben ſie es aus, daß die von der Hierarchie verlangte Macht durch Einſchränkung 
ihrer Vorrechte, durch Beſchneidung der kirchlichen Gerichtsbarkeit, durch das Ein— 
dringen der Staatsgewalt in den Wirkungskreis der Hierarchie eingeengt ſei. 
Umgekehrt erblicken die weltlichen Regierungen den Hauptgrund der Neuerung in 
dem Mangel an geiſtlichem Eifer bei der Hierarchie, in ihrer Gier nach Beſitz 


) An Hillinger 1560 Mai 29. (Wiedemann I S. 300.) 
) Schelhorn, Amoenitates I S. 618. 

3) Sickel, Archiv 45 S. 6. 

) Wiedemann IV S. 250. 

) Bucholtz VIII S. 166. 
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und Macht, die ſie doch nur mißbrauche zum Nachteil der Gläubigen und der 
Staaten: das erſte Mittel zur Heilung der Kirche beſtehe in einer Schärfung der 
Aufſicht der Regierung über die Geiſtlichkeit. So geſchah es, daß, als die Pro— 
vinzialkonzilien von Köln und Salzburg im Jahre 1549 die Vornahme biſchöf— 
licher Viſitationen beſchloſſen, der Herzog von Jülich ſeine Lande dagegen ſperrte 
aus Sorge vor einer Steigerung der geiſtlichen Jurisdiktion, “) während in Oeſter— 
reich nur gemiſchte Viſitationen zuſtande kamen, in denen Verordnete des Landes— 
herrn mit denjenigen des Biſchofs zuſammenwirkten?) und ſehr wenig Nutzen 
ftifteter. °) 

Wenn ſo die Vorfechter der kirchlichen Autorität ſich gegenſeitig befehdeten, 
ſo mochte der Proteſtantismus um ſo freier voranſchreiten. Und zeitweilig ſchien 
es in der That, als ob das Ziel vollkommener Herrſchaft nicht zu hoch für ihn 
ſei. Im Jahr 1556, als jener Ausſchuß öſterreichiſcher Stände die Freiheit prote— 
ſtantiſcher Religionsübung verlangte und dabei von König Ferdinand abgewieſen 
wurde, hatte er doch einem Mitglied des öſterreichiſchen Hauſes für die Befür— 
wortung ſeiner Anträge ausdrücklich zu danken:“) das war König Maximilian, 
der älteſte Sohn Ferdinands I., von Karl V. zu ſeinem Schwiegerſohn, von 
dem Vater im Jahr 1549 zum deſignierten König von Böhmen erhoben, voraus— 
ſichtlich der Nachfolger Ferdinands im Kaiſertum und in der Hauptmaſſe der 
öſterreichiſchen Lande. Seit lange hatte dieſer Fürſt der Neigung aller Kron— 
prinzen, ihren regierenden Eltern Oppoſition zu machen, in reichem Maße 
gehuldigt. Vor allem der Plan Karls V., die Nachfolge im Kaiſertum von 
Ferdinand J. auf Philipp II. zu bringen, hatte ihn zu heftiger Erbitterung 
gegen den alten Kaiſer erregt: gegen eine Politik, welche ſpaniſche Regenten und 
Staatsmänner in deutſche Angelegenheiten eindrängen wolle. In dieſem Sinn 
wies er z. B. während des ſeit 1552 wieder ausgebrochenen Krieges zwiſchen 
Karl und Frankreich den Gedanken irgend einer Feindſeligkeit gegen den Feind 
ſeines Schwiegervaters von ſich.?) Dann aber verband er mit der politiſchen 
Oppoſition, ſpäteſtens ſeit 1555, die religtdfe. In der Auguſtinerkirche zu Wien, 
unmittelbar bei der kaiſerlichen Burg, ließ er ſich von ſeinem Hofprediger 
Pfauſer einen Gottesdienſt halten, der, wenn nicht dem Namen, ſo doch dem 
Weſen nach proteſtantiſch war, er las Luthers Schriften und andere proteſtantiſche 
Bücher, er durchdrang ſich mit dem Glauben an die Wahrheit der Augsburger 
Konfeſſion, und zwar nur dieſer, ohne freien Spielraum für abweichende Ent— 
wickelungen der lutheriſchen Lehrmeinung anzuerkennen. So groß war ſein Eifer, 


1) Einiges darüber teilt Lacomblet mit im Archiv f. d. Geſchichte des Niederrheins V 
S. 176 fg. Weiteres im Düſſeldorfer Archiv: Churcöln. Verhältniſſe zu Jülich-Berg ad 2 f. 

2) Vgl. das Gutachten der niederöſterreich. Regierung bei Bucholtz IX S. 705, zu n. 3. 
Auch Wiedemann I S. 118, 123 Art. 30, 128, 132. 

3) Hillinger ſpricht 1575 von der anerkannten Nutzloſigkeit dieſer Viſitationen. (Wiede— 
mann I S. 203.) 

) Pritz, Geſch. des Landes ob der Enns II S. 263 264. 

5) Sebottendorfs Relation 1555 März 24. (Langenn, Carlowitz S. 249.) Der betr. 
Paſſus fehlt in dem Abdruck der Relation im Archiv f. ſächſ. Geſchichte II S. 310, wird aber 
als Aeußerung Maximilians beſtätigt durch v. Druffel, Beiträge I n. 743 Anm. 2. 
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daß er die neugewonnene Ueberzeugung nicht für ſich ſelber hegen, ſondern auch 
für ihre Ausbreitung wirkſam ſein wollte. Der ſteieriſche Freiherr Hans Ungnad 
betrieb nach ſeiner im Jahr 1557 erfolgten Ueberſiedelung nach Württemberg 
durch Verbreitung floweniſcher Ueberſetzungen der Bibel und religiöſer Schriften 
eine proteſtantiſche Propaganda nach Krain, Kroatien und den Nachbarlanden: 
er wurde, wie von anderen, ſo auch von Maximilian mit Geld und ſonſtigen 
Verwendungen unterſtützt.!) Vergerius, als er in Polen für die Sache des 
Proteſtantismus wirken wollte, ſetzte ſich erſt mit Maximilian ins Einvernehmen; 
und in demſelben Sinn gewährte der König den Ständen der Ausſchußverſamm— 
lung von 1556 ſeine Fürſprache. 

Gewiß, wenn der junge Fürſt in ſeiner Ueberzeugung Tiefe, in ſeinem 
politiſchen Handeln eine ſichere Hand beſaß, ſo war die Ausſicht auf die Ueber— 
führung Oeſterreichs zum Proteſtantismus, mitſamt den ſchwerſten Folgen für 
das deutſche Reich, kein bloßes Trugbild. Freilich ob er dieſe Eigenſchaften hatte, 
war den damaligen Beobachtern nicht klar, ließ ſich aber doch ſchon bezweifeln. 
Auf den erſten Blick mußte die Kühnheit, mit der er ſeine Meinungen mitten 
unter einer feindſeligen Umgebung ausſprach, für den anmutigen und offenher— 
zigen Prinzen einnehmen. Allein er gehörte eben zu den Naturen, denen es 
Bedürfnis iſt, ihren Empfindungen Luft zu machen: er that es damals in heftigen 
Ergüſſen, in ſeinem Alter mit ſalbungsvoller und ſelbſtzufriedener Lehrhaftigkeit. 
Bei all ſeinen Ausfällen gegen die Politik Karls V. und gegen die Nachgiebig— 
keit Ferdinands hätte man jedoch bei ihm ſelber durchdachte und beharrlich ver— 
folgte Ziele vergeblich geſucht; und bei allem Eifer, mit dem er die neue Lehre 
ergriff, ſollte es ſich bald zeigen, daß der feſte Grund ſeinem ſittlichen Weſen 
abging. Derjenige Zug, dem er ſein ganzes Leben hindurch treu blieb, war eine 
ebenſo rückſichtsloſe wie unbefangene dynaſtiſche Selbſtſucht: ſeine Herrſchaft für 
ſich oder ſeine Kinder zu mehren, hatte er unausgeſetzt im Auge. Im Grunde 
alſo war die Eroberung, welche die proteſtantiſche Sache an dieſem Fürſten gemacht 
hatte, nicht ſo großartig; aber äußerlich angeſehen, zeigte ſie einen gewiſſen Höhe— 
punkt der proteſtantiſchen Erfolge. 

Den vollen Umfang dieſer Erfolge können wir indes nach dem bisher 
Geſagten noch immer nicht überblicken. Unſere Betrachtung war bisher beſchränkt 
auf die weltlichen Fürſtentümer; wollen wir die geſamten Streitkräfte des Prote— 
ſtantismus kennen lernen, ſo müſſen wir auch die Lage der geiſtlichen Fürſten 
ins Auge faſſen. Jene Ausbildung der mittelalterlichen Hierarchie zu einem Gemein— 
weſen, das ſich durch großartigen Grundbeſitz und politiſche Macht und durch all 
die Beſtrebungen und Einflüſſe, die mit beidem zuſammenhängen, kennzeichnete, 
kam vielleicht am ſchärfſten in dem Kreiſe der deutſchen Reichsbiſchöfe und Reichs— 
äbte zum Ausdruck. Sie waren nicht bloß kirchliche Würdenträger, ſondern auch 
Reichsfürſten, die zwar nach dem Umfang ihrer Gebiete den kleineren Teil von 
Deutſchland beherrſchten, aber nach ihrer Zahl die Mehrheit der Stimmen im 


) Ueber Maximilians Unterſtützung vgl. Sattler IV S. 243. Le Bret IX S. 171, 172. 
Pressel, Anecdota Brentiana S. 473, 481. Cromer an Hoſius. 1564 März 18. (Cyprianus, 
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Fürſtenrat beſaßen. Von den zwei Seiten ihrer Stellung hatte die weltliche ſich 
erdrückend über die geiſtliche erhoben. Ein anſehnlicher Teil dieſer Prälaten 
entzog ſich der prieſterlichen und biſchöflichen Weihe: als bloß erwählte Biſchöfe 
vom Papſt beſtätigt und vom Kaiſer belehnt, erſahen ſie ihre eigentliche Aufgabe 
in der Regierung ihres Fürſtentums und dem Genuß einer hohen Stellung. 
Allein wenn eben der Beſitz und die äußere Macht der Hierarchie die ſtaatlichen 
Gewalten angetrieben hatten, ihren Anteil an dieſen Gütern zu ſuchen, ſo war 
dies mit beſonderem Erfolg unter den Reichsprälaten durchgeführt. Die fürſt— 
lichen und gräflichen Häuſer Deutſchlands betrachteten es als einen durch das 
Herkommen geſicherten Anſpruch, die geiſtlichen Fürſtentümer mit ihren jüngeren 
Söhnen zu beſetzen. Und zwei Umſtände hatten ihnen zu der Verwirklichung 
dieſes Anſpruchs vor allem geholfen: einmal die Politik des römiſchen Hofs, der 
beſonders ſeit Niederkämpfung der konziliaren Bewegung im fünfzehnten Jahr— 
hundert die Bundesgenoſſenſchaft der Fürſten nicht entbehren konnte, ſodann die 
ariſtokratiſche Zuſammenſetzung der Domkapitel. Dieſe reichen Körperſchaften, 
aus deren Wahl die Biſchöfe hervorgingen, waren den Intereſſen der fürſt— 
lichen, gräflichen und ritterlichen Geſchlechter dienſtbar geworden. Durch 
Statut oder Herkommen war weitaus die Mehrzahl ihrer Stellen für adeliche 
Perſonen vorbehalten. Man konnte es ſchon als ein bedeutendes Zugeſtändnis 
an die gelehrten und bürgerlichen Kreiſe anſehen, wenn in dem Kölner Dom— 
kapitel nur zwei Drittel der Stellen für Adeliche beſtimmt waren. Natürlich 
waren die Biſchofswahlen dieſer Körperſchaften vom Standesintereſſe beherrſcht. 

Von dem Augenblicke an, wo nun die Mehrzahl der Fürſten und des 
Reichsadels ſich zum proteſtantiſchen Bekenntnis wandten, wie hätte es da anders 
ſein können, als daß Proteſtanten auf Biſchofsſtühle, in die Reichsabteien und 
die Domkapitel eindrangen? Im Jahr 1552 wurde Siegmund, der Sohn des 
Kurfürſten Joachim II. von Brandenburg, zum Erzbiſchof von Magdeburg gewählt 
und dann vom Papſt beſtätigt und vom Kaiſer belehnt. Noch im Jahr 1561 
beteuerte der dem päpſtlichen Nuntius Commendone ), daß bei dem bevorſtehenden 
Trienter Konzil es ihm niemand an Treue gegen den päpſtlichen Stuhl zuvor— 
thun ſolle; aber ſchon zwei Jahre vorher hatte er ſich wegen der in ſeiner 
Reſidenz Halle getroffenen Anordnungen bezüglich der Lehre und Sakramente die 
Zufriedenheit Melanchthons erworben,?) und wie er gerade im Jahr 1561 die 
Durchführung eines geregelten proteſtantiſchen Kirchenweſens begann, wird ſpäter 
zu erzählen ſein. An das Schickſal des Erzſtiftes von Magdeburg war unmittel— 
bar dasjenige des Bistums Halberſtadt geknüpft, da Siegmund auch dieſes nach 
dem längſt gebräuchlichen Unweſen der Kumulation erlangt hatte. Raſcher 
noch als in Magdeburg und Halberſtadt klärten ſich die Dinge in Schwerin und 
Ratzeburg. In erſterem Bistum wurde Herzog Ulrich von Mecklenburg im 
Jahr 1550, im zweiten im Jahr 1554 deſſen noch minderjähriger Bruder Chriſtoph 
gewählt. Als Vormund und älteſter Bruder des letzteren einigte ſich Herzog 
Johann Albert im März 1555 mit Herzog Ulrich, daß in Ratzeburg ebenſo wie 


) Bericht Commendones vom 4. März (Miscellanea di storia Italiana VI S. 90). 
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in Schwerin nur nach der Augsburger Konfeſſion gelehrt werden folle. *) Nicht 
lange nachher (1556) wurde dann derſelbe Chriſtoph zum Koadjutor des Erz— 
biſchofs von Riga gewählt. 

Wie die Biſchofsſitze, jo füllten ſich die Domkapitel mit offenen oder geheimen 
Proteſtanten, und teils unter der Begünſtigung der biſchöflichen Regierung, teils 
infolge ihrer Schwäche, die noch größer war als diejenige der weltlichen Fürſten, 
drang der Proteſtantismus in die Maſſen der Unterthanen ein, vor allem bei den 
Städten und dem Adel. Hinſichtlich des Grades der proteſtantiſchen Erfolge 
ſprang allerdings ein Unterſchied zwiſchen Nord- und Süddeutſchland in die 
Augen. Im Süden, wo die katholiſchen Fürſtenhäuſer von Baiern und Oeſter— 
reich auf die Bistümer einwirkten, und der ſchwäbiſche Adel der Mehrzahl nach 
katholiſch blieb, bewahrten die Biſchöfe, und im ganzen und großen auch die 
Kapitel, eine katholiſche Haltung. Selbſt im Norden bewirkte es die Politik der 
niederländiſchen Regierung und das Zuſammenhalten der drei geiſtlichen Kur— 
fürſten, daß der Epiſkopat der weſtlichen Gebiete bis über den Rhein hinaus 
für eigentliche Proteſtanten unzugänglich blieb, und in den Domkapiteln die 
Angehörigen proteſtantiſcher Adelsfamilien ſich äußerlich katholiſch zeigen mußten. 
Allein auch in ſolchen Landen traten, ſoweit es auf die Einwohner und die 
Geiſtlichkeit ankam, ähnliche Zuſtände hervor, wie wir ſie in Baiern und 
Oeſterreich gefunden haben: am ſchärfſten in denjenigen geiſtlichen Fürſten— 
tümern, die auf der Grenze zwiſchen dem kotholiſchen Süden und dem prote- 
ſtantiſchen Norden lagen, in Würzburg, in Bamberg und den Landen des 
Abtes von Fulda. 

Das eigentliche Gebiet für die Ueberflutung des Proteſtantismus war aber 
das innere Norddeutſchland, wo die geiſtlichen Lande allerwärts von den welt— 
lichen proteſtantiſchen Fürſtentümern umſchloſſen waren und die Geiſtlichen auf 
den proteſtantiſch gewordenen Univerſitäten ſtudierten. Hier konnten die Prote— 
ſtanten mit gutem Grund auf die Gewinnung weiterer Biſchofsſitze rechnen; und 
was die Ausbreitung des proteſtantiſchen Bekenntniſſes im Innern dieſer Lande 
angeht, ſo war in Magdeburg und Halberſtadt, in Ratzeburg und Schwerin, in 
den ſächſiſchen Stiftern Merſeburg, Meißen und Naumburg, kraft freien Ueber— 
trittes der Geiſtlichen oder der Selbſthülfe von Adelichen, Stadtmagiſtraten und 
Landgemeinden die proteſtantiſche Religion und Religionsübung beinahe ſchon zur 
Alleinherrſchaft vorgedrungen. Nur einen feſten Rückhalt beſaß noch die katho— 
liſche Sache: die Klöſter und die Stifter, welche, da noch keine planmäßige Ein— 
richtung proteſtantiſcher Landeskirchen erfolgt war, ſich allerwärts in ganz oder 
halb katholiſchen Formen behaupteten. 

Wenn man ſo in Deutſchland die Zahl der ganzen und halben Bekenner 
des Proteſtantismus überſah, ſo gewann man den Eindruck einer mächtigen 
Ueberlegenheit dieſes Bekenntniſſes über das katholiſche. Und geſtaltete ſich 
etwa das Verhältnis anders, wenn man die geiſtigen Kräfte abwog? Innerhalb 
des katholiſch gebliebenen Epiſkopats bildeten die Männer, deren Bildung, 
Geſinnung und Thatkraft ihren Aufgaben entſprach, eine verſchwindende Aus— 
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nahme. Da war z. B. unter den geiſtlichen Kurfürſten des Reiches, den drei 
rheiniſchen Erzbiſchöfen, der von Mainz, Daniel Brendel von Homburg, ein junger 
Mann, der weder gegen fein zuchtloſes Domkapitel noch ſeinen faſt ganz prote- 
ſtantiſch gewordenen Hof einſchritt;!) der Erzbiſchof von Köln, Anton von Schaum⸗ 
burg (1556—58), erweckte durch ſeine Haltung bei dem Herzog Chriſtoph von 
Württemberg?) gute Hoffnungen für die Sache des Evangeliums; nur Johann 
von der Leyen, Erzbiſchof von Trier (1556—67), erwarb ſich bei katholiſchen 
Beobachtern das Lob eines unterrichteten und tugendhaften, eifrigen und geſchickten 
Kurfürſten;s) und doch enthielt auch er ſich der prieſterlichen Weihe. Gelehrte 
Theologen waren unter den deutſchen Biſchöfen wohl allein Julius Pflug von 
Naumburg und Michael Helling von Merſeburg; aber beide fanden ſich in prote— 
ſtantiſierten Diözeſen als Hirten ohne Herde, und wie ihre Beſtrebungen vor— 
nehmlich auf die Ausgleichung katholiſcher und proteſtantiſcher Lehren gegangen 
waren, ſo war ſeit dem Fall des Interim ihre Zeit eigentlich vorbei. Noch 
zeichnete ſich durch Sittenreinheit und Eifer der Biſchof Otto Truchſeß von Augs— 
burg aus, ein Hierarch nach dem Herzen der römiſchen Kurie, der gegen den 
Religionsfrieden proteſtierte und als Kardinal ſich mehr in Rom als in ſeinem 
Bistum aufhielt. Was aber konnten ſolche Männer bedeuten unter der Maſſe 
der Mittelmäßigen oder Unfähigen! 

Wandte man ſich von den Häuptern der Hierarchie zu den katholiſchen 
Bildungsanſtalten, ſo erhielt man auch hier den Eindruck des Verfalls. Unter 
den Stürmen der Reformation waren die Univerſitäten, die mittleren?) und 
niederen Schulen allerwärts verödet und durch den Streit der Bekenntniſſe mit 
Anarchie erfüllt. Bezeichnend war, daß dabei am vollſtändigſten das theologiſche 
Studium verfiel. An der Univerſität Ingolſtadt, die ſich neben Freiburg am 
beſten unter den katholiſchen Univerſitäten hielt — wenn wir nämlich von Löwen 
in den halbfremden Niederlanden abſehen —, war die theologiſche Fakultät in 
den Jahren 1543—46 durch einen einzigen Profeſſor vertreten und in den Jahren 
1546—48 ganz verwaiſt. Das gleiche Schickſal erlitt im Jahr 1549 die theolo— 
giſche Fakultät zu Wien, um das Jahr 1555 diejenige von Köln. Da war es 
denn erklärlich, daß Kaiſer Ferdinand,?) als er im Jahr 1560 nach Theologen, 
die er ſeinen Geſandten zum Trienter Konzil beigeben konnte, Umſchau hielt, 
unter den Deutſchen keine brauchbaren Gelehrten fand. Im allgemeinen machte 
die Haltung, welche die deutſchen Katholiken dem vordringenden Proteſtantismus 
gegenüber einnahmen, den Eindruck einer Defenſive ohne Kraft und Selbſt— 
vertrauen. 

Wie fruchtbar und geräuſchvoll war dagegen das Leben in den proteſtan— 


1) Gratianus, de scriptis invita Minerva II S. 95 Anm. 1. 

2) An Maximilian II. 1558 Juli 13. (Le Bret IX S. 124.) 

; ) Gratiant bei Lagomarsino, Epistolae Pogiani III S. 174 Anm. Lunas 5 Gericht 1562 
Okt. 13. (Döllinger, Beiträge I S. 453.) 

4) Am ſtärkſten drückt ſich das Reformationslibell Ferdinands I. für das Trienter Konzil 
aus (1562): in universis Germaniae gymnasiis vix tot studiosi adolescentes, quot olim in 
singulis erant, reperiuntur. (Le Plat V S. 240.) 
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tiſchen Gebieten! Wenn die Reformation in ihren Anfängen auch dort zu der 
kirchlichen Verwirrung das Chaos im Unterrichtsweſen hinzugefügt hatte, jo 
ſtellte ſich bei ihrem Fortſchreiten zugleich mit der Gründung der Landeskirchen 
die zentraliſierende Ordnung und Verwaltung der Schule ein. Die alten Univer— 
ſitäten erhielten neue Ordnungen, neue Univerſitäten wurden in Marburg und 
Jena eröffnet, der mittlere Unterricht wurde gleich bei Gründung der kurſächſiſchen 
Landeskirche der Aufſicht der Viſitationskommiſſionen, ſodann der kurfürſtlichen 
Konſiſtorien untergeben, und feſte Regeln über Gegenſtände und Folge des Gym— 
naſialunterrichtes aufgeſtellt. Die Württemberger Kirchenordnung von 1559 ſchritt 
bereits zu einer Regulative für Elementarſchulen vor, die der Herzog auch in 
den kleinen Dörfern allerwärts errichtet ſehen wollte. Bald wurde es als eine 
der erſten Pflichten der Fürſten und Stadtmagiſtrate angeſehen, die eingegangenen 
Kloſterſchulen durch neue Gymnaſien zu erſetzen, die beſtehenden Lateinſchulen 
der Städte durch Zuſchüſſe zu unterſtützen. Da geſchah es denn, daß die 
Univerſität Wittenberg noch in der Mitte des Jahrhunderts an die 2000 Stu— 
denten zählte,“) während das katholiſche Ingolſtadt etwa 4— 500 Studierende 
beherbergte.?) Mit Wittenberg wetteiferte im Einfluß auf die nördlichen Gebiete 
die Univerſität Roſtock; die von Tübingen wirkte bald mächtig auf den empor— 
kommenden Proteſtantismus in den öſterreichiſchen Landen, und die ſeit 1558 
neu gegründete Univerſität Heidelberg ging ihrem großen Berufe geiſtigen Aus— 
tauſches zwiſchen Deutſchland, Frankreich und den Niederlanden entgegen. 

An dieſen Bildungsſtätten wurden die Ueberlieferungen des deutſchen 
Humanismus hinſichtlich der Methode klaſſiſcher Studien gepflegt und in feſte 
Formen gebracht; das vornehmſte Intereſſe aber galt denjenigen Wiſſenſchaften, 
die mit den ſtaatlichen und kirchlichen Neuordnungen zuſammenhingen, der Rechts— 
wiſſenſchaft und der Theologie. Die Zeiten der bahnbrechenden Originalität 
waren allerdings aus den Studien in Deutſchland gewichen; nach den gewaltigen 
Anſtrengungen des vergangenen Jahrhunderts ſtellte ſich die behagliche Beſchrän— 
kung auf die Aneignung der gewonnenen Errungenſchaften ein, und mit derſelben 
die unvermeidliche Klage über Abnahme der geiſtigen Spannkraft und des wiſſen— 
ſchaftlichen Eifers. Aber man unterſchätze nicht die Leiſtungen der damaligen 
Gelehrſamkeit. Die juriſtiſche Schule ſah ſich vor die Aufgabe geſtellt, den wiſſen— 
ſchaftlichen Erwerb der genialen Vorfahren für die großen Umgeſtaltungen in 
Recht und Gericht, die im Gange waren, zu verwerten. Wie ſich dieſe Umbil— 
dungen im Reich und den Fürſtentümern auf dem Grunde wiſſenſchaftlicher Be— 
arbeitung des römiſchen, des Reichsrechtes und der Partikularrechte vollzogen, ſo 
erforderten ſie das innige Zuſammenwirken der Vertreter der Rechtswiſſenſchaft 
mit den Männern der Rechtſprechung und Geſetzgebung. Ein weſentlicher Teil 
der Thätigkeit ſowohl der einzelnen Gelehrten, wie der juriſtiſchen Fakultäten ging 
deshalb in jenen zahlloſen Gutachten auf, durch welche zweideutige Rechtsſätze 
geklärt und größere Geſetzgebungen vorbereitet wurden; an hohen Gerichten und 
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in geſetzgeberiſchen Kommiſſionen arbeiteten Profeſſoren und Beamte zuſammen; 
ein kurzer Weg führte von den Lehrſtühlen der juriſtiſchen Fakultäten zu den 
Stellen der Obergerichte und der fürſtlichen Höfe. All dieſe regen Beziehungen 
zwiſchen Lehre und Leben brachten es mit ſich, daß die literariſche Thätigkeit 
gleichmäßig von Univerſitätslehrern und von Beamten gepflegt wurde. 

Noch deutlicher zeigte ſich dieſer Zuſammenhang zwiſchen Wiſſenſchaft und 
Leben in der Theologie. Nachdem die junge proteſtantiſche Kirche ihre äußeren 
Ordnungen und damit einen geſicherten Beſtand gewonnen, ſchien ihren Mitgliedern 
nichts dringender zu ſein, als die klare Ausprägung ihrer Dogmen. Abgeſehen 
von dem Zuſammenhang dieſer dogmatiſchen Beſtrebungen mit den Grundan— 
ſchauungen der Reformatoren, trieben noch zwei beſondere Umſtände auf dieſer 
Bahn vorwärts: einmal der Kampf mit dem katholiſchen Bekenntnis, der vor 
allem durch das Interim und die Verhandlungen des Trienter Konzils neuen 
Nachdruck gewonnen hatte, ſodann der ſtarke Zug nach Einheit und Allgemein— 
heit der proteſtantiſchen Kirche. Durch ihre Verfaſſungsbildung war die prote— 
ſtantiſche Gemeinſchaft in eine bunte Maſſe von beſonderen Gemeinweſen zer— 
ſplittert; was konnte da ihre Einheit durch ganz Deutſchland hindurch und den 
univerſalen Zuſammenhang weit über Deutſchland hinaus verbürgen, wenn nicht 
die Gleichheit der Lehre? Was gab den in dieſer Gemeinſchaft thätigen Mit— 
gliedern das Bewußtſein eines großartigen Zuſammenhanges, wenn nicht die 
fortwährenden Verhandlungen über Ausbreitung und Reinhaltung der Lehre? 
Die theologiſchen Kräfte, wie ſie in erſter Linie an den Univerſitäten, daneben 
aber auch in den Aemtern der Kirchenregierung oder den Pfarreien großer Städte 
wirkſam waren, wurden vornehmlich in den Dienſt der dogmatiſchen Beſtre— 
bungen geſtellt. 

Aber freilich, dieſes Vorwalten der dogmatiſchen Richtung hatte für die 
fernere Entwickelung des deutſchen Proteſtantismus noch eine ganz andere Be— 
deutung. Wir betreten hier ein Gebiet, auf welchem neben den Auswüchſen 
jugendlicher Kraft die Keime der kirchlichen und politiſchen Schwächung empor— 
wachſen. Unſer Ueberblick über die Macht des deutſchen Proteſtantismus würde 
daher unvollſtändig ſein, wenn wir nicht inne hielten, um die dogmatiſchen 
Streitigkeiten, die von ihnen hervorgerufene Spaltung und die Verſuche des 
Ausgleichs zu überblicken. 

Der eigentliche Dogmatiker aus der erſten Generation deutſcher Reforma— 
toren war Philipp Melanchthon geweſen. Er hatte die Augsburger Konfeſſion 
verfaßt, welche der Religionsfriede als das Erkennungszeichen der proteſtantiſchen 
Rechtsgemeinſchaft annahm; er hatte in ſeinen Loci theologici den deutſchen 
Proteſtanten die erſte überſichtliche Faſſung ihrer Dogmen gegeben; wäre es nach 
ſeinem Wunſche gegangen, ſo hätten ſich alle proteſtantiſchen Landeskirchen in 
und außer Deutſchland über einen Katechismus geeinigt, der ohne Aenderung 
einer Silbe in jeglicher Gemeinde gelehrt wäre.!) Im Sinne dieſer Beſtrebungen 
faßte er als vornehmſtes Erkennungszeichen der wahren Kirche den Beſitz und 
die Verkündung der reinen Lehre auf, welche in feſten Sätzen der heiligen Schrift 
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zu entnehmen ſei: eine getreue Wiedergabe der Schriftlehre ſei in den Glaubens— 
ſymbolen der alten Kirche und in der Augsburger Konfeſſion der neuen Zeit 
enthalten, und jederzeit können dem, der mit demütigem Sinn und richtiger 
Vorbildung an die heilige Schrift herantrete, ihre Wahrheiten nicht verborgen 
bleiben. *) 

Dieſe Anſchauung Melanchthons, daß die Dogmen in ſcharfer begrifflicher 
Ausprägung das notwendige Fundament der Kirche ſeien, und daß ſie dem red— 
lichen Forſcher in der ganzen Reinheit ihrer Begriffe aufgehen müſſen, gab den 
Epigonen der Reformation ihre Richtung, ihren Eifer und ihr namenloſes Selbſt— 
vertrauen. Als Vertreter der jüngeren Schule, der die Eigentümlichkeiten der 
ſelben mit den größten Geiſtesgaben verband, konnte man den früher ſchon ge— 
nannten Matthias Flacius, nach ſeiner iſtriſchen Heimat Illyricus genannt, 
anſehen. Wer freilich die großen wiſſenſchaftlichen Werke des Flacius, beſonders 
ſeine mit einem ganzen Kollegium von Mitarbeitern zuſammengetragene, dreizehn 
Jahrhunderte umfaſſende Kirchengeſchichte betrachtete, mußte ihn zunächſt für 
berufen halten, ſich jener anderen Aufgabe, die der Humanismus der Reformation 
vermacht hatte, zu unterziehen, die theologiſchen Studien nämlich durch hiſtoriſche 
Forſchung zu befruchten. Aber eben in dem kirchengeſchichtlichen Werk hatte er 
damit begonnen, ſich aus der heiligen Schrift, wie ſie im Geiſt der Reformation 
gefaßt wurde, ein nach feſten Artikeln geordnetes Syſtem der Lehre, gottesdienſt— 
lichen Gebräuche und Verfaſſung der Kirche zu entwerfen. Die wahre Kirche, 
wie ſie alſo auf göttlichen Lehren und Anordnungen ruht, erſchien ihm als un— 
veränderlich. Das Element der Veränderung in ihrem Inneren ſah er in dem 
ſeit den Zeiten des Apoſtels Paulus in ihrer Mitte?) ſich erhebenden, dann im 
Lauf der Jahrhunderte ſie völlig überwuchernden Reich des Antichriſtes, d. h. einer 
Gemeinſchaft, die, von falſchen Lehrern begründet, zwar an Chriſtus glaubt, aber 
ſeine Lehre, den Gottesdienſt und die Verfaſſung der Kirche verunſtaltet und ſich 
der Leitung und Beherrſchung des römiſchen Papſttums unterſtellt hat. Die 
Darſtellung der Kirchengeſchichte ging ihm alſo in dem Nachweis auf, wie und 
wo die wahre Kirche in den verſchiedenen Jahrhunderten beſtanden habe, wie 
das Reich des Antichriſtes zunehmend und faſt von niemand durchſchaut ge— 
wachſen ſei, bis es in der letzten dieſer Welt noch vergönnten Epoche durch die 
Reformatoren entlarvt jet. Dieſen Nachweis lieferte er, indem er fein in klaren 
Artikeln ausgeprägtes Schema der wahren Lehre und richtigen Grundſätze an 
die Lehren und Einrichtungen der verſchiedenen Jahrhunderte legte. Eine ruhige 
Erforſchung der einzelnen großen Erſcheinungen der Geſchichte, eine Betrachtung 
des Lehrſyſtems eines großen Kirchenſchriftſtellers in ſeinem eigenen Zuſammen— 
hang kam dabei nicht zur Geltung. Ohne langes Bedenken wußte der Verfaſſer 
z. B. von Auguſtinus ziffermäßig nachzuweiſen, in wie vielen Artikeln er richtig 
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lehre und wie viele Flecken er zu der wahren Lehre hinzufüge.!) Die Größe 
der Leiſtung beſtand in der im Vergleich mit den dürren und entſtellten Angaben 
mittelalterlicher Kompendien wahrhaft ſchöpferiſchen Fülle, in welcher gedruckte 
und ungedruckte Quellen hier vereinigt waren, ſowie in den Anfängen der Kritik, 
welche zur Widerlegung der Anſicht von dem Alter und der Unverändertheit der 
katholiſchen Lehren und Einrichtungen angewandt war und zur Unterſcheidung 
älterer und reiner von jüngeren und getrübten Berichten, echter Urkunden von 
gefälſchten hinführte. Im übrigen hafteten dem Werke neben der dogmatiſchen 
Einſeitigkeit die Mängel überhaſteter Arbeit an. Es nahm ſich doch mehr aus 
wie eine Sammlung von Akten, wenig geſichteten Quellenſtellen und ungenügenden 
thatſächlichen Angaben, als wie eine wirkliche Verarbeitung hiſtoriſcher Zeugniſſe. 
Mit dieſem Streit zwiſchen dogmatiſcher und hiſtoriſcher Richtung mag es denn 
auch zuſammenhängen, daß mit dem einen gewaltigen Werk die hiſtoriſche Leiſtungs— 
fähigkeit der jüngeren Schule ſich erſchöpfte. Flacius ſelber wandte ſeinen Eifer 
immer mehr auf die genaue Umgrenzung der proteſtantiſchen Dogmen. Denn, 
ſagte er, Chriſtus hat ſeiner Kirche eine ewige und beſtimmte Lehre vermacht, 
deren Erforſchung nicht ins Unbegrenzte geht.?) ö 

Da geſchah nun das Unerwartete, daß dieſer verſtändnisvolle Jünger des 
melanchthoniſchen Geiſtes mit dem Lehrer ſelber in den heftigſten Gegenſatz 
geriet. Der Grund lag zunächſt in einer Verſchiedenheit, die ſchon oben berührt 
iſt. Mit der dogmatiſchen Strenge Melanchthons ſtand ſeine Neigung zum Aus— 
gleich mit der alten Kirche in unvermitteltem Gegenſatz. Seine Mitwirkung bei 
dem Leipziger Interim war, wenn nicht die ſtärkſte, ſo doch die auffallendſte Be— 
thätigung dieſer Neigung, und hier war es, wo Flacius an die Spitze der Un— 
verſöhnlichen trat: mit der thatſächlichen Behauptung, daß die Verfaſſer des In— 
terim Zugeſtändniſſe gegen die reine Lehre gemacht hätten und für dies Aergernis 
der Kirche öffentliche Genugthuung ſchuldeten, mit dem theoretiſchen Satz, daß 
man dem katholiſchen Gegner auch in Gebräuchen, deren Einführung oder Aende— 
rung an ſich dem menſchlichen Ermeſſen anheimgegeben ſei, keine Konzeſſion 
machen dürfe. Es entſtand der Streit über die Zuläſſigkeit der Mitteldinge, 
der ſogenannten Adiaphora, der die proteſtantiſche Welt zu bewegen fortfuhr, 
nachdem das Interim ſelber gefallen war. Viel tiefer greifende Streitigkeiten 
erzeugte aber ein anderer Gegenſatz. Während Melanchthon mit allem Nachdruck 
erklärte, daß der wahre Sinn der göttlichen Offenbarung durch Luthers Erläu— 
terungen wieder offenbar geworden ſei, daß folglich die dogmatiſchen Feſtſtellungen 
ſich eng an die Lehre Luthers anſchließen müßten, hatte er ſich doch ſeit der Zeit, 
da er die Augsburger Konfeſſion verfaßte, von weſentlichen Lehren des Meiſters 
entfernt, ſo vor allem in der Frage nach der Bedeutung oder Bedeutungsloſigkeit 
der guten Werke, nach der Paſſivität oder der Mitwirkung des Willens bei der 
Rechtfertigung des Chriſten, ferner in der Frage, ob in dem Sakrament des 


1) Centur. V S. 1129 fg. 

2) Tertullian, fagte er, lehre richtig: unum certum quiddam (de doctrina perpetua 
ecclesiae) a Christo institutum esse, . .. cuius certi instituti inquisitio infinita esse non 
possit. (Centur. III [Bd. IV] S. 239.) 
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Abendmahls der lebendige Leib Chriſti neben dem Brot und Wein unmittelbar 
gegenwärtig ſei und im eigentlichen Sinne des Wortes von Gläubigen wie Un— 
gläubigen genoſſen werde, oder ob dies Sakrament nur ein Akt ſei, welcher 
lediglich für den Gläubigen eine wahre Gemeinſchaft mit der gottmenſchlichen 
Perſon Chriſti vermittele, ohne örtliche Anweſenheit des Leibes des Erlöſers. 
In der erſten Frage entſchied ſich Melanchthon für eine gewiſſe Beteiligung des 
freien Willens und der guten Werke. Und da dieſe Auffaſſung auch in dem 
Leipziger Interim zum Ausdruck gelangte, ſo mußte abermals dieſe Glaubens— 
formel, nachdem ſie ſelber ſchon gefallen war, in ihren Nachwirkungen den An— 
laß !) zu ebenſo heftigen wie verwickelten Streitigkeiten geben, in welchen die 
ſtrengen Lutheraner die Paſſivität des Willens und die Verdienſtloſigkeit der 
guten Werke verfochten, auch hier wieder unter der geiſtigen Führerſchaft des 
ſcharfen und unerbittlichen Flacius. Ueber die andere Frage, welche das Abend— 
mahl betraf, hatte der in die früheſten Zeiten der Reformation zurückreichende 
Streit eine Zeitlang geruht, als der Hamburger Theologe Weſtphal ihn im 
Jahre 1552 wieder aufregte. Mit einer Schrift, die Luthers Lehre von der 
unmittelbaren Gegenwart verteidigte, griff er Calvin, den Urheber jener anderen 
Auffaſſung von der bloß ſakramentalen Gegenwart an. Auch hier war Melanch— 
thon, der die Meinung Calvins teilte, mittelbar getroffen; aber einſtweilen trat 
dieſer Streit vor den anderen, vorher bezeichneten Gegenſätzen in den Hintergrund. 

Nicht darüber alſo, daß das Bekenntnis der proteſtantiſchen Kirche dog— 
matiſch zu beſtimmen ſei, ſondern darüber, daß die Beſtimmung ſtreng nach der 
lutheriſchen Auffaſſung erfolgen müſſe, ſtritt Flacius mit Melanchthon. Die 
Gegenſätze beider Männer waren es nicht allein, aber vorzugsweiſe, welche ſich 
raſch, natürlich nicht ohne mannigfache Abſtufungen, den Theologen und der 
Geiſtlichkeit mitteilten und die proteſtantiſche Welt in heftig ſtreitende Parteien 
ſpalteten. Melanchthon hatte ſeinen nächſten Anhang an der Univerſität Witten- 
berg; Flacius wurde 1557 von Magdeburg an die von den erneſtiniſchen Herzögen 
neu gegründete Univerſität Jena berufen und machte nun Jena zum Mittelpunkt 
der ſtreng lutheriſchen Streitkräfte. Dogmatiſche Streitigkeiten waren nun ſeit 
den Anfängen der chriſtlichen Kirche niemals im Geiſt der Milde behandelt; man 
hatte ſtets die Widerlegung der Irrlehre mit der ſittlichen Verdammung des Irr— 
lehrers, als eines Werkzeuges des Satans, verbunden. Wie jetzt vollends die 
Geiſter unter der erregenden Einwirkung des kirchlichen Umſturzes ſtanden, und 
wie außerdem der deutſchen Litteratur des ſechzehnten Jahrhunderts unter 
allen Vorzügen kaum einer ſo vollſtändig abging, als der Sinn für das edle 
Maß, ſo nahm die damalige theologiſche Polemik mit der Schärfe zugleich den 
Ton des Pöbels an: die Litteratur, die Lehrſtühle und die Kanzeln hallten wieder 
von Schmähungen und unflätigen Reden. 

Zu dieſem einen Mißſtand geſellte ſich ein anderer, der noch weiter wirkte. 
Wie man von einigen gegebenen Dogmen ausging und die dogmatiſchen Begriffe 
vornehmlich nur aus zwei Quellen, aus den tauſendmal zuſammengeſtellten 


i ) Ueber den Urſprung der ſynergiſtiſchen und majoriſtiſchen Streitigkeiten aus dem 
Leipziger Interim vgl. Preger, Flacius 1 S. 354 fg., II S. 114 fg. 
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Schriftſtellen und aus dem im Zuſammenhang der lutheriſchen Meinungen 
angeſchauten Sinn dieſer Schriftſtellen, ableitete, zergliederte und verband, ſo 
mußte dieſe Beſchränkung der geiſtigen Arbeit auf einen engen Kreis, die zu— 
nehmende Entfremdung von induktiv hiſtoriſcher Forſchung ſchließlich eine Ver— 
engung des wiſſenſchaftlichen Strebens bewirken. Die proteſtantiſche Theologie 
Deutſchlands verfiel im Fortgang der Zeiten einem ärmlichen Analyſieren und 
Syſtematiſieren. Gleichwohl würde es höchſt ungerecht ſein, wenn man über 
ſolchen Mißſtänden und üblen Folgen die Geiſtesarbeit der ſtreitenden Flacianer 
und Melanchthonianer unterſchätzen wollte: fie durchdrangen die junge Kirche mit 
dem Gefühl ihrer Eigenart gegenüber der katholiſchen Kirche einerſeits und den 
mancherlei Sekten anderſeits; ſie gaben, indem ſich der Streit wenigſtens 
teilweiſe, wie wir ſehen werden, klärte, den proteſtantiſchen Landeskirchen eine 
feſte dogmatiſche Grundlage, die Möglichkeit des Zuſammenhanges unter ſich und 
des feſten Beſtandes nach außen. Fürs erſte war es nicht ein Verfall, ſondern 
eine Ueberfülle geiſtiger Kräfte, welche die dogmatiſchen Kämpfe hervorrief. 

Unmittelbarer jedoch als alle derartigen Folgen ſtellte ſich eine andere 
Wirkung der dogmatiſchen Streitigkeiten heraus: das war die Spaltung der 
Theologen, welche eine Spaltung der deutſchen Landeskirchen nach ſich zu ziehen 
und die einzige Einheit, die über ihnen allen ſtand, nämlich die geiſtige, aufzu— 
heben drohte. Dieſes war der Punkt, wo die Fürſten als die Regenten der 
Landeskirche, als die Hauptvertreter des deutſchen Proteſtantismus ſich zum Ein— 
greifen berufen fühlten, und zwar zu einem Eingreifen, welches bis in das Innere 
der Lehre ſich erſtreckte. Denn wenn auch die Theologen im allgemeinen daran 
feſthielten, daß dem Fürſten keine Entſcheidung über den Sinn des Wortes Gottes 
zukomme, ſondern nur das Amt eines Wächters, der über der ungeſtörten Ver— 
kündung der klar geſtellten Offenbarung hält, ſo war doch einmal die Einrichtung 
und Regierung der Kirche den Fürſten und Reichsſtänden übergeben, und zwar 
in dem Sinne, daß ſie überall auf dem Grunde feſter Lehrſätze beruhen ſollte. 
Wenn nun dieſe Sätze ins Schwanken gerieten, ſo mußten in Ermangelung 
einer anderen Inſtanz doch wohl die Fürſten und Reichsſtände die Lehre, welche 
herrſchen ſollte, beſtimmen. 

Allerdings ſehr verſchieden war dabei die Haltung der Fürſten im einzelnen. 
Der angeſehenſte unter den proteſtantiſchen Fürſten in den Zeiten des Religions— 
friedens war wohl Kurfürſt Auguſt von Sachſen, der Nachfolger jenes Moritz, 
der den deutſchen Proteſtantismus gerettet hatte, ſelber durch die Sicherheit und 
Selbſtändigkeit ſeiner politiſchen Haltung allen anderen überlegen. Kurfürſt 
Auguſt war ein treuer Anhänger der lutheriſchen Lehre, und er wollte, daß die— 
ſelbe in ſeiner Landeskirche unbedingt herrſche. Aber er war nicht minder über— 
zeugt, daß Melanchthon, aus deſſen Loci theologici er ſelber ſeinen Religions— 
unterricht empfangen, “) dieſe Lehre getreu wiedergegeben habe. Nur Melanch— 
thonſche Schriften waren es, welche im Jahre 1559 in dem ſogenannten Corpus 
doctrinae Misnicum erſchienen: die Augsburger Konfeſſion, und zwar nicht nach 
der urſprünglichen Faſſung von 1530, ſondern nach Melanchthons Neubearbei— 


1) Calinich, Naumburger Fürſtentag S. 25. 
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tungen von 1533 und 1540, die Apologie dieſer Konfeſſion und die im Jahre 
1551 im Hinblick auf das Trienter Konzil verfaßte ſächſiſche Konfeſſion, ferner 
die Loci theologici, die Examinationsartikel für die Ordinanden und die Antwort 
auf die bairiſchen Inquiſitionsartikel. Von den ſächſiſchen Konſiſtorien empfohlen 
und von Auguſt gebilligt, wurden dieſe Schriften die eigentlichen Lehrnormen 
für die kurſächſiſchen Kirchen und Schulen. Gegen dieſe Herrſchaft der Lehren 
Melanchthons wandten die Gegner desſelben mit vollem Rechte ein, daß in 
Melanchthons Definitionen für die oben berührten Abweichungen von Luthers 
Lehre, beſonders auch in der Ausgabe der Augsburger Konfeſſion von 1540 für 
die calviniſche Abendmahlslehre, Raum gelaſſen ſei, und zwar in hinterhaltiger 
Weiſe, ohne klare Ausſchließung der lutheriſchen Sätze. Aber all ihren Ein— 
wendungen ſetzte Auguſt die kühle Ruhe eines Mannes gegenüber, der für die 
Feinheit dogmatiſcher Unterſcheidungen wenig Sinn hatte; ſeine Meinung war, 
daß die ſächſiſchen Theologen die göttliche Lehre klar genug dargelegt hätten, 
und daß ſie nun ruhig herrſchen und Früchte tragen ſolle. Seine eigentliche 
Teilnahme wandte er fortan anderen Regentenſorgen zu: der Tilgung der von 
ſeinem Vorgänger hinterlaſſenen Schulden, der muſtergültigen Einrichtung ſeiner 
Kammergutsverwaltung, der Ausbildung des ſächſiſchen Polizei- und Gerichts- 
weſens. 

Sehr abweichend von dieſer Sinnesart des ſächſiſchen Kurfürſten war die— 
jenige anderer Fürſten. In Süddeutſchland hatte der Herzog Chriſtoph von 
Lürttemberg, als er im Jahre 1550 ſeine Regierung antrat, eine durch das 
Interim tief zerrüttete Landeskirche vorgefunden. Indem er die Neuordnung 
derſelben unternahm, war er von der Ueberzeugung erfüllt, daß er für den 
rechten Glauben ſeiner Unterthanen vor Gott verantwortlich ſei. Da gehörte 
denn die Lektüre theologiſcher Streitſchriften oder dogmatiſche Unterredungen mit 
ſeinen Theologen, vor allem mit dem zum Propſt von Stuttgart und Präſidenten 
des Kirchenrates (1553) erhobenen Johann Brenz, zu ſeinen liebſten Beſchäf— 
tigungen; mit wirklichem Verſtändnis ging er in die Kämpfe der ſich entwickelnden 
lutheriſchen Dogmatik ein, ſtets in dem ſicheren Vertrauen, den richtigen Lehr— 
typus für ſeine Landeskirche zu treffen. Sein Eifer war ſo unausgeſetzt, daß 
er ſelbſt, wenn er zu der Luſt des Weidwerks auszog, ſich ſeine Theologen mit— 
nahm und während der Raſt nach der Hirſchfaiſt und Schweinshetze ſich in Kon— 
feſſionen und Gutachten über die Lehre vom Abendmahl vertiefte: ) mit uner- 
müdetem Eifer wohnte er Religionsgeſprächen bei; am Schluß eines ſolchen ſetzte 
er ſich hin, um ſein Bekenntnis über das umſtrittene Dogma eigenhändig zu 
verfaſſen. 7) 

Ein Mann mit ſolchem innerem Anteil an der dogmatiſchen Entwickelung 
konnte ſich nicht bei den Glaubensnormen, die vor den jüngſten Streitigkeiten 
feſtgeſtellt waren, etwa bei der für das Trienter Konzil im Jahre 1551 aus— 
gearbeiteten Württemberger Konfeſſion beruhigen; er verlangte nach feſten Formeln 
zur Löſung der neu aufgetauchten Streitfragen, und er verlangte ſie nicht nur 


) Kluckhohn, Briefe Friedrichs d. Fr. 1 S. 108; vgl. S. 106 Anm. 
) Sattler IV Beil. n. 72, 73. 
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für ſeine Landeskirche, ſondern für den Proteſtantismus im ganzen, wenigſtens 
für den deutſchen Proteſtantismus. Denn jener ſchon oben berührte Gedanke 
von der Einheit der proteſtantiſchen Lehre war mit ſeinen dogmatiſchen Beſtre— 
bungen aufs engſte verknüpft, und er war es, der ihn über ſein Ländchen hinaus 
zu unaufhörlichen Verhandlungen über die Ausgleichung der proteſtantiſchen Lehr— 
ſtreitigkeiten trieb. Zwei Wege boten ſich ihm bei dieſen Bemühungen dar, um 
zu ſeinem Ziel zu gelangen: der eine war der einer Synode, in der die Kirche 
ſelber ihr Urteil ſprechen ſollte, der andere war der einer Zuſammenkunft prote— 
ſtantiſcher Fürſten und Reichsſtände als Regenten ihrer Landeskirche zur Ver— 
ſtändigung über die reine Lehre. Der Gedanke einer Synode oder, allgemeiner 
gefaßt, die Forderung, daß in den Fragen der Lehre und des Gottesdienſtes 
nicht die weltliche Obrigkeit, ſondern die Kirchen ſelber, und die Gottesgelehrten 
in ihnen entſcheiden ſollten, ergab ſich aus dem Begriff der Selbſtändigkeit der 
Kirche: dieſe Forderung ſtellten Flacius und ſeine Verbündeten auf, wenn ſie 
ſich gegen den Zwang erhoben, der der Kirche bei Einführung des Interim an— 
gethan ſei, “) auf dieſelbe zogen ſich Melanchthon und ſeine Geſinnungsgenoſſen 
zurück, wenn die Flacianer ſie zu unzweideutiger Verwerfung der nicht ſtreng 
lutheriſchen Sätze drängten.?) Auch Herzog Chriſtoph eignete ſich, ſeit einer 
Zuſammenkunft, die er mit mehreren proteſtantiſchen Reichsſtänden und ihren 
Theologen im Juni 1557 zu Frankfurt gehalten hatte, den Plan einer großen 
proteſtantiſchen Synode an.?) Aber ſobald dieſer Vorſchlag nicht als bloße 
Ausflucht benutzt, ſondern die Verwirklichung ernſthaft ins Auge gefaßt wurde, 
zeigten ſich doch unüberwindliche Schwierigkeiten. Abgeſehen davon, daß eine 
dem proteſtantiſchen Kirchenbegriff entſprechende Zuſammenſetzung der Synode 
erſt zu finden war, ließ ſich mit Sicherheit vorausſehen, daß die ſtreitenden 
Theologen ebenſowenig durch ſynodale Erörterungen, wie bisher durch litterariſche 
Auseinanderſetzungen, auf eine Meinung zu bringen waren, und daß der Ver— 
ſuch einer Mehrheitsentſcheidung den Zwieſpalt nur vertiefen konnte. Vor ſolchen 
Ausſichten verloren die beiden führenden Theologen in Sachſen und Württem— 
berg, Melanchthon und Brenz, gleichmäßig ihren Mut; vor ihnen mußte auch 
Chriſtoph ſchließlich auf die Synode verzichten. 

Um ſo unermüdlicher verfolgte er den anderen Weg, den Weg des Aus— 
gleichs zwiſchen den proteſtantiſchen Reichsſtänden mittelſt perſönlicher Zuſammen— 
künfte. Seine Bemühungen hierfür hatte er ſchon im Jahr 1555, vor Abſchluß 
des Religionsfriedens, begonnen.“) Als vollends der Religionsfriede abgeſchloſſen 


1) Preger, Flacius II S. 4 fg., 10 Anm. g 

2) So beim Wormſer Kolloquium: Bericht der Weimarer Geſandten. 1557 Auguſt 21. 
(C. R. IX S. 236.) Bericht derſelben in ihrer Proteſtation. Sept. 20. (a. a. O. S. 287 fg.) 
Melanchthon an H. Johann Friedrich. Okt. 1. (S. 311.) — So Melanchthon wieder, als er von 
H. Chriſtoph in der Abendmahlslehre gedrängt wurde. 1559 Nov. (Kugler, Herzog Chriſtoph 
II S. 168 fg.) 

5) Frankfurter Abſchied. 1557 Juni 30. (Sattler IV Beil. S. 157.) Chriſtoph verfolgt 
den Plan während des Wormſer Kolloquiums. (Kugler II S. 63.) Nach demſelben: Melanchthon 
an Anhalt. 1558 Febr. 24. (C. R. IX S. 449.) Für den weiteren Verlauf der Verhandlungen 
halte ich die Nachweiſe für unnötig. 

4) Kugler I S. 356, II S. 6. 
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war, ſetzte er ſie um fo eifriger fort, weil ihm nunmehr zu dem dogmatiſchen 
Intereſſe ein ganz neuer und weſentlich verſchiedener Grund für die Einigung 
ſeiner Glaub ensgenoſſen hinzutrat, die Notwendigkeit nämlich der Verteidigung 
und der Erweiterung der im Religionsfrieden errungenen Rechte. 

Ich erinnere, um dieſe neuen Beſtrebungen zu erklären, an die frühere 
Ausführung, daß, während der Religionsfriede ein feſtes Recht für katholiſches 
und proteſtantiſches Bekenntnis aufrichtete, die innerſte Geſinnung beider Religions- 
parteien auf die Alleinberechtigung des eigenen Bekenntniſſes ausging. Das 
Gefühl des hierin liegenden Widerſpruchs brach natürlich bei denjenigen Reichs— 
ſtänden am ſtärkſten hervor, in denen dogmatiſcher Eifer und dogmatiſche Ein— 
ſeitigkeit am kräftigſten ausgebildet waren. Das Eigentümliche dabei war aber, 
daß man nicht ſo ſehr für ſich ſelber den halben oder ganzen Abfall vom Re— 
ligionsfrieden zugeſtand, als vielmehr bei den Widerſachern denſelben voraus— 
ſetzte. Je ſchärfer ein Fürſt den Gegenſatz der beiden Bekenntniſſe auffaßte, 
um ſo natürlicher war ihm der Gedanke, daß die Gegenpartei mit fortdauernden 
Verſchwörungen zur gewaltſamen Unterdrückung ſeiner Religion umgehe. Und 
eben dieſer Argwohn war es, der den glaubensfeſten Herzog Chriſtoph vor allem 
durchdrang; ſchon ein Jahr nach dem Religionsfrieden glaubte er die geiſtlichen 
Stände faſt allgemein in heimlicher Kriegsrüſtung begriffen zu ſehen, er bangte 
vor einem zweiten ſchmalkaldiſchen Krieg. Bei ſolchen Sorgen war nichts natür— 
licher, als daß er die Einigung der proteſtantiſchen Stände nicht nur hinſichtlich 
der Lehre, ſondern auch zum Zweck der Verteidigung der im Religionsfrieden 
gewonnenen Rechte betrieb. Sowie er aber dieſe neue Richtung einſchlug, wurde 
er ſofort durch die Macht der Verhältniſſe weitergeführt. Es iſt oben gezeigt, 
wie wenig der Religionsfriede die Anſprüche der Proteſtanten befriedigte, teils 
weil er in der That die den beiden Religionsteilen gewährten Rechte nicht 
gleichmäßig abwog, teils aber auch weil, im Grunde genommen, die Proteſtanten 
ebenſo, wie ihre Widerſacher, nach Alleinherrſchaft ſtrebten. Bei dieſem Gefühl 
der Unzufriedenheit ergab es ſich für einen nur einigermaßen exkluſiv geſinnten 
proteſtantiſchen Fürſten von ſelber, daß er, ſobald er an die Verteidigung ſeiner 
Rechte dachte, ſofort auch die Erweiterung derſelben ins Auge faßte. Und das 
war denn auch der weitere Gedanke des Herzogs Chriſtoph. 

Durch die Verkettung der Dinge war der Herzog alſo von dem kirchlichen 
auf das politiſche Gebiet geführt. Für das dreifache Ziel des dogmatiſchen Aus— 
gleichs, der Verteidigung der gewonnenen und der Erwerbung neuer Macht 
ſollten ſeiner Meinung nach die proteſtantiſchen Stände ſich vereinigen. Ver— 
geſſen wir jedoch nicht, wenn wir von ſeinen Einigungsplänen reden, hinzuzu— 
fügen, daß er dabei nicht etwa ein feſtes Bündnis nach Art des Schmalkaldener 
Bundes erſtrebte; vor derartigen Gedanken wäre er mit faſt allen ſeinen Mit— 
ſtänden bei dem vorherrſchenden Friedensbedürfnis zurückgeſchrocken; was er 
wollte, war nur Verbindung ſeiner Glaubensgenoſſen zu einer feſtgeſchloſſenen 
Partei: nach Beſeitigung aller dogmatiſchen Mißverſtändniſſe ſollten ſie, wie der 
gewöhnliche Ausdruck lautete, „für einen Mann ſtehen“ vor den verfaſſungs— 
mäßigen Gewalten des Reiches, beſonders vor dem Forum des deutſchen Reichstags. 

Hiermit kommen wir auf den Punkt zurück, von dem die lange Abſchwei— 
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fung über die Streitkräfte der beiden Religionsparteien uns abgeführt hat, auf 
die Entwickelung des Verhältniſſes zwiſchen katholiſchen und proteſtantiſchen 
Ständen im Innern des Reiches. Verweilen wir aber noch einen Augenblick bei 
den Verſuchen zur Einigung der proteſtantiſchen Reichsſtände. 

Wenn Herzog Chriſtoph den Zuſammenſchluß der proteſtantiſchen Reichs— 
ſtände zu einer kirchlich-politiſchen Partei erſtrebte, fo traf er hier zum zweiten— 
mal auf den Gegenſatz des Kurfürſten Auguſt. Daß dieſem Fürſten, der ſich 
in ſeinen eigenen Landen die dogmatiſchen Streitfragen fern hielt, die Erör— 
terung derſelben an fürſtlichen Zuſammenkünften wenig genehm war, iſtt leicht 
begreiflich; aber auch an einem ſcharfen Auftreten der geeinten Proteſtanten 
gegen die katholiſchen Stände und gegen den katholiſchen Kaiſer hatte er kein 
Gefallen. Von dem Tage ſeines Regierungsantrittes an war es ihm klar, daß der 
Machterwerb, den ſein Haus unter ſeinem Vorgänger gewonnen hatte, kein 
geſicherter war; er wurde bedroht durch die beraubten Erneſtiner, und das um 
ſo nachhaltiger, je enger ſich Herzog Johann Friedrich mit Grumbach verband, 
und je abſichtlicher er ſeine Univerſität Jena zum Mittelpunkt der echten Luthe— 
raner und ihrer Kämpfe gegen die kurſächſiſchen Theologen machte. In dieſer 
Lage wußte ſich Auguſt zu decken, indem er mit der durch die Ueberlieferung der 
Reformation vorgezeichneten Politik eines proteſtantiſchen Fürſtenhauptes brach. 
Die Vorkämpfer der proteſtantiſchen Sache während der Reformation hatten ſich 
gegen den Kaiſer und die Ziele der kaiſerlichen Politik in ſcharfen Gegenſatz 
geſtellt: Kurfürſt Auguſt ſuchte nicht nur politiſche, ſondern auch perſönliche 
Beziehungen zum Kaiſer und ſeiner Familie; er war der hochangeſehene Ver— 
traute Ferdinands und ſeines Sohnes Maximilian. Die Häupter des Schmal— 
kaldener Bundes waren von dem Gedanken beſeelt, daß das Papſttum in deutſcher 
Nation zu zerſtören ſei: Kurfürſt Auguſt nahm es als feſtſtehende Thatſache hin, 
daß das Reich ein katholiſches Haupt habe, aus katholiſchen und proteſtantiſchen 
Ständen gemiſcht ſei und durch den Religionsfrieden zuſammengehalten werde. 
Seine Achtung vor dem Religionsfrieden, wenn er ſeinem Streben nach Ab— 
rundung des Gebietes widerſprach, war, wie wir ſehen werden, nicht gerade eine 
ſkrupulöſe, allein in der Hauptſache beobachtete er ihn, bei den Streitigkeiten 
über denſelben gehörte er zu den wenigen, die zugleich mit den Konſequenzen, 
die zu Gunſten ſeiner Partei zu ziehen waren, auch diejenigen anerkannte, die 
dem Gegner zu gute kamen, und vollends widerwärtig war es ihm, wenn man 
zu gemeinſamer Vertretung ſolcher Machtanſprüche, die nur mit ſehr zweifel— 
haften Auslegungen des Religionsfriedens zu begründen waren oder offen über 
denſelben hinausgingen, die proteſtantiſchen Stände zuſammenſcharen wollte: der 
Religionsfriede, ſo meinte er, darf im ganzen wie im einzelnen unter den Reichs— 
ſtänden nicht ſtreitig werden, und das Reich ſelber darf ſich nicht nach dem 
Gegenſatz der Bekenntniſſe in geſchloſſene Parteien ſcheiden. Er glaubte, daß 
das Reich als ein lebensfähiges politiſches Ganzes zu erhalten ſei. Zu dieſem 
Zweck verlangte er vollſte Anerkennung der Autorität des Kaiſers, die ihm nach 
der Verfaſſungsreform noch geblieben war, einträchtiges Zuſammenwirken der 
Stände beider Religionen, wie es von der neuen Reichsverfaſſung voraus— 
geſetzt wurde. 
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Die Grundſätze, denen Kurfürſt Auguſt in ſeiner auf das Reich gerichteten 
Politik folgte, waren ſtreng konſervativ. Und wenn man auf den nächſten 
Kreis ſeiner politiſchen Verbindungen ſah, ſo erkannte man, daß er ſich in dieſer 
Stellung nicht allein befand. Seine Beziehungen zum kaiſerlichen Haus erhielten 
einen feſten Untergrund, als im Jahr 1557 die alte Erbeinigung des geſamten 
Hauſes Sachſen mit dem Königreich Böhmen erneuert ward, ein Vertrag, welcher 
Beſtimmungen über die Rechtsverhältniſſe der beiderſeitigen Unterthanen, über 
dauernde Freundſchaft der Regenten und gegenſeitige Hülfe im Falle des Angriffs 
enthielt. Schon zwei Jahre vor dieſem Vertrag erneuerte der Kurfürſt die alte 
Erbeinigung zwiſchen den Häuſern Sachſen, Brandenburg und Heſſen, ebenfalls 
ein dauerndes Bündnis mit feſten Anſätzen der im Fall des Angriffs zu leiſten— 
den Truppenhülfe. Infolge dieſer Bündniſſe ſtand Auguſt im Mittelpunkt enger 
Beziehungen, die ihn auf der einen Seite mit dem katholiſchen Hauſe Oeſterreich, 
auf der andern Seite mit den hervorragendſten Fürſten des proteſtantiſchen 
Nordens verbanden. Und eben die Häupter der verbündeten Häuſer Branden— 
burg und Heſſen waren konſervativ geſinnt, wie er ſelber. Landgraf Philipp 
von Heſſen, als ein unabhängiger und ſchwer berechenbarer Herr, hatte allerdings 
die Ueberlieferungen einer ſelbſtändigen Fürſtenpolitik nicht vergeſſen und war 
geneigt, im Fall neuer Konflikte mit den Katholiken zu derſelben zurückzukehren; 
aber einſtweilen ſah er doch ſeit dem großen Aufſchwung von 1552 das Heil 
des Reiches wie des eigenen Hauſes in der verſöhnlichen Annäherung der Stände 
beider Religionen und in der Hochhaltung der kaiſerlichen Autorität; ſtreng 
dogmatiſch geſinnten Proteſtanten mißfiel der Eifer, mit dem er den Gedanken 
einer kirchlichen Verſtändigung mit den Katholiken feſthielt und die Norm einer 
ſolchen nicht lediglich der Bibel, ſondern den Ueberlieferungen der Kirchenväter 
entnehmen wollte.“) Der andere Erbvereinigte, Kurfürſt Joachim II. von Branden⸗ 
burg, hatte ſich von jeher der Politik des Schmalkaldener Bundes fern gehalten, 
und wie er bei der Einführung des Proteſtantismus in den eigenen Landen 
zaghaft und vermittelnd vorging, ſo nahm er vor dem Reich noch während der 
Verhandlungen über den Religionsfrieden eine ſo ſchwankende Stellung ein, daß 
damals die proteſtantiſchen Reichstagsgeſandten ſeine Abgeordneten zu ihren 
Sonderberatungen nicht zuließen.?) — Mit dieſen Fürſten im Verein begründete 
Kurfürſt Auguſt ein Syſtem konſervativer Politik, welches die Haltung der pro— 
teſtantiſchen Stände im ober- und niederſächſiſchen Kreis, im geſamten inneren 
Norddeutſchland beherrſchte. Ein wahrer Triumph war es für ihn, daß er in 


) Die Württemberger R. T. Geſandten berichten, nachdem der heſſiſche Kanzler ihnen 
die Sache beſtätigt hat, am 15. Febr. 1555: Lgr. Philipp habe „ſich mermale vernemen laſſen, 
wie ſ. f. g. Chryſoſtomum und andere, jo merer teil papſtlich kirchenordnung probiren ſollen, 
geleſen, auch noch leſe, mit vermeldung, bei denſelbigen zu pleiben und der religion vergleichung 
darauf wol zu machen ſein“. (Stuttgarter Archiv 112, 3.) Vgl. die Aeußerungen des Land— 
grafen in ſeinem Teſtament. Rommel, Heſſ. Geſchichte V S. 59. 

) Bericht der Württemberger R. T. Geſandten. 1556 Juni 25. (Stuttgarter Archiv 
R. T. Akten 1556/57, dritter Teil.) Doch kann die Ausſchließung keine vollſtändige geweſen 
ſein, da die Kurbrandenburger z. B. an der Sonderverhandlung der ev. Geſandten über den 
geiſtlichen Vorbehalt teilnahmen. (Württemberger Relationen vom 19. und 24. Sept. 1555.) 
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die beiden Erbeinungen, die böhmiſche und die brandenburgiſch-heſſiſche, auch die 
feindlichen Erneſtiner hineinführte. 

Höchſt eigenartig war die Stellung, welche der ſächſiſche Kurfürſt ſo auf 
Grund ſeiner Reichspolitik und der vorher berührten Grundſätze ſeiner inneren 
Regierung einnahm; höchſt eigenartig war auch ſeine geſamte Perſönlichkeit. Er 
war ein glaubensfeſter Proteſtant; aber die religibſe Wärme, welche fo manche 
ſeiner fürſtlichen Glaubensgenoſſen durchdrang, war ihm fremd. Er lebte in 
muſterhafter Eintracht mit ſeiner arbeitſamen und willensſtarken Gemahlin und 
war ein fürſorglicher Vater für ſeine Kinder; aber der Geiſt gemütvoller Hin— 
gebung und innigen Zuſammenlebens blieb ſeinem Familien- und Freundeskreiſe 
fern. Wer ihn in ſeinen Geſchäften beobachtete, wie pflichttreu er über dem 
Wohl ſeines Landes wachte, wie er den kundigen Räten, mit denen er ſich um— 
gab, einen weiten Wirkungskreis gewährte und ihren Rat mit Aufmerkſamkeit 
hörte, wie in ſeiner Reichspolitik überall die verſöhnliche, faſt ängſtliche Ver— 
mittelung vorwaltete, der konnte den Eindruck eines patriarchaliſchen, ſogar milden 
Regiments empfangen. Aber dieſer ſelbe Fürſt hatte den unbezähmbaren Willen, 
und bei ſeiner Einſicht und Thätigkeit auch die Kraft, in ſeinem Lande unbe— 
dingt zu herrſchen und ſeinen kleinen Nachbarn gegenüber die Grenzen ſeines 
Gebietes auszudehnen: wo dieſem Trieb ſich Widerſtand entgegenſetzte, wurde er 
gewaltſam oder intrigant, unter Umſtänden, beſonders wenn er Untreue ſeiner 
Diener zu bemerken meinte, grauſam und ſchrecklich. Zu den Regeln ſeiner 
Regierung, die er dem Nachfolger einſchärfte, gehörte der Satz, daß ein Fürſt 
dem Manne, der ihn einmal betrogen, oder dem Feinde, mit dem er ſich ver— 
ſöhnt, niemals wieder trauen dürfe: einen untreuen Diener müſſe er furchtbar 
beſtrafen zur Abſchreckung der anderen. Die grauſame Strafjuſtiz der damaligen 
Zeit, welche faſt alle Verbrechen mit dem Tode ahndete, beſtätigte er durch den 
Satz, daß der Fürſt in Juſtizſachen zu Zeiten wohl Gnade üben dürfe, aber 
nicht oft, am wenigſten wo es ſich um Blutthaten handle: deren harte Beſtrafung 
fei von Gott geboten.!) Kühl und hart war dieſer Fürſt in ſeinen Beziehungen 
zu den Menſchen. Der Eindruck, den er auf ſeine kirchlich eifrigen Glaubens— 
genoſſen machte, war zugleich imponierend und abſtoßend. 

Daß dieſem Fürſten das Drängen des Herzogs Chriſtoph auf dogmatiſche 
und politiſche Vereinigung der proteſtantiſchen Reichsſtände wenig gefiel, iſt leicht 
begreiflich: er lehnte nicht unumwunden ab, aber er wich aus, ſolange es ohne 
Verdächtigung ſeines Glaubenseifers möglich war. Da nun nach der entſchei— 
denden Wirkſamkeit, die Kurſachſen beim Emporkommen und bei der Sicherung 
des deutſchen Proteſtantismus ausgeübt hatte, dem ſächſiſchen Kurfürſten die 
Führung der proteſtantiſchen Angelegenheiten zuzuſtehen ſchien, ſo würde es mit 
den Plänen des württembergiſchen Herzogs übel beſtellt geweſen ſein, wenn er 
nicht die Bundesgenoſſenſchaft eines anderen Fürſten gefunden hätte, der dem 
ſächſiſchen Kurfürſten den Vorrang ſtreitig machen konnte: das war der im 


1) Teſtament des Kurf. Auguſt von 1582. (Arch. f. ſächſiſche Geſchichte IV S. 399 fg.) 
Der Grundſatz, daß der Fürſt einen Mörder gar nicht begnadigen dürfe, wird von Carpzow 
angenommen. (Stintzing, Geſch. der deutſchen Rechtswiſſenſchaft II S. 75.) 
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Februar 1556 zur Nachfolge Friedrichs II. gelangte Kurfürſt Ott’ Heinrich von 
der Pfalz. ; 

In der Vergangenheit und in den politiſchen Verhältniſſen Ott’ Heinrichs 
gab es nichts, was ihn an den Kaiſer, das Haus Oeſterreich und die katholiſchen 
Stände hätte feſſeln können. Während des ſchmalkaldiſchen Krieges, als er das 
kleine Fürſtentum Neuburg beherrſchte, hatte ihn der Kaiſer desſelben beraubt 
und ſeine Anwartſchaft auf die pfälziſche Kurwürde durch die beabſichtigte Ueber— 
tragung derſelben auf das katholiſche Haus Baiern zu vernichten geſtrebt; ) erſt 
durch ſeinen Anſchluß an den Aufſtand des Kurfürſten Moritz konnte Ott' Hein— 
rich ſein Land wiedergewinnen und ſeine Rechte ſichern. Als er dann im Beſitz 
der kurpfälziſchen Regierung war, wurde die Hagenauer Landvogtei über zehn 
Elſäſſer Reichsſtädte, welche Kaiſer Sigismund an das pfälziſche Haus verpfän— 
det, Maximilian I. im bairiſch-pfälziſchen Erbfolgekrieg an das Haus Oeſterreich 
gezogen, Karl V. aber den beiden Vorgängern Ott' Heinrichs wieder eingeräumt 
hatte, von Kaiſer Ferdinand auf Grund eines bei jener Einräumung gemachten 
Vorbehaltes im Jahr 1558 für das Haus Oeſterreich wieder eingelöſt, und damit 
die pfälziſche Macht aus dem Elſaß hinausgewieſen. Nach ſolchen Erlebniſſen 
mußte wohl die politiſche Stimmung des pfälziſchen Kurfürſten von vornherein 
eine andere ſein, als diejenige des ſächſiſchen. Dazu kam die Verſchiedenheit 
der beiderſeitigen Lande. Das ſächſiſche Kurfürſtentum lag im proteſtantiſchen 
Norddeutſchland, ſein Regent war alſo den ſcharfen Gegenſätzen zwiſchen katho— 
liſchen und proteſtantiſchen Ständen entrückt; es war von anſehnlichem Umfang, 
ziemlich zuſammenhängend nach ſeinen Grenzen, zugleich aber von einer Anzahl 
wenig lebensfähiger Gebiete umgeben: ſein Herrſcher ſah ſich alſo zu jener Po— 
litik territorialer Abrundung eingeladen, welche denn auch Auguſt mit unab— 
läſſigem Eifer betrieb. Ganz anders die kurpfälziſchen Lande. Ihrem Umfang 
nach kaum noch dem Zuſchnitt eines großen Fürſtentums entſprechend, dazu in 
die zwei getrennten Maſſen der Rheinpfalz und Oberpfalz zerſchnitten, von denen 
wieder die erſtere in ihren Grenzen aufs willkürlichſte gezackt und durchbrochen 
war, konnten ſie zu einer Politik der territorialen Abrundung ſchwerlich einladen; 
überall an die geiſtlichen Fürſten des kur, oberrheiniſchen und fränkiſchen Kreiſes 
anſtoßend, mit der Südgrenze der Oberpfalz das Herzogtum Baiern berührend, 
wurden ſie dagegen von den Streitigkeiten zwiſchen katholiſchen und proteſtan— 
tiſchen Ständen aufs ſchärfſte betroffen. Wenn ſie ihrem Regenten eine Politik 
nahe legten, ſo war es die Vertretung der gemeinen Anliegen der proteſtantiſchen 
Stände gegen die Katholiken. Und hier fiel es ſchwer in die Wagſchale, daß 
der pfälziſche Kurfürſt der Rangordnung nach denen von Sachſen und Branden— 
burg voranging; die Vertretung der proteſtantiſchen Sache konnte alſo für ihn 
die Führung der proteſtantiſchen Partei bedeuten. 

Mit vollem Eifer warf ſich denn auch Ott' Heinrich in die proteſtantiſche 
Politik. Es iſt erwähnt, daß er mit wahrer Haſt die Einführung der Refor— 
mation in die pfälziſchen Lande betrieb. Seine Reſidenz- und Univerſitätsſtadt 
Heidelberg wurde unter ihm nicht nur ein bedeutender, ſondern auch ein ganz 


) Vgl. beſonders Druffel, Beiträge I Nr. 706. 
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eigenartiger Mittelpunkt des Proteſtantismus. Wie die Stadt nahe an der 
Grenzſcheide der Nationen und Staaten gelegen war, ſo fanden ſich hier, als 
Flüchtlinge oder Vorkämpfer der proteſtantiſchen Sache, Männer aus den ver— 
ſchiedenen Landen zuſammen: aus der Schweiz, wo das proteſtantiſche Kirchen— 
weſen ſich ſelbſtändig, und von dem deutſchen ſo vielfach abweichend, gebildet 
hatte, aus Frankreich und den Niederlanden, wo ſich der Proteſtantismus ebenſo 
verwegen wie erbittert unter den blutigen Verfolgungen erhob. Es war eine 
Miſchung und Reibung der Geiſter, vor der dem ängſtlichen Melanchthon graute, 
als er auf den Ruf des Kurfürſten zur Neuordnung der Univerſität ſich ein— 
ſtellen ſollte.) Ott' Heinrich aber beförderte die Verbindung mit den Nachbarn 
im Süden und Weſten, er ſtellte den Franzoſen Boquin in der theologiſchen 
Fakultät, den Franzoſen Baudouin in der juriſtiſchen, den Schweizer Eraſt in 
der mediziniſchen Fakultät ſeiner Univerſität an. Und im Zuſammenhang mit 
ſolchen Beſtrebungen geſchah es denn auch, daß er in ſeinen Beziehungen zu 
den proteſtantiſchen Reichsſtänden und zu dem Reich auf die Beſtrebungen des 
Herzogs Chriſtoph nicht nur einging, ſondern, wie wir ſehen werden, auch über 
dieſelben hinausging. 

So alſo war es gleich nach dem Jahr 1556 bewandt mit den Streitkräften 
der katholiſchen und proteſtantiſchen Reichsſtände und den verſchiedenen Richtungen 
im Kreis der letzteren. Im deutſchen Reich erſchienen die Proteſtanten als der 
ſtärkere, vorwärts dringende Teil. Ihr nächſtes Ziel war, ſich zu einer feſten 
kirchlich-politiſchen Partei zuſammenzuſchließen, um den Katholiken gegenüber für 
die Erhaltung und Erweiterung ihres Bekenntniſſes und ihrer Macht zu ſtreiten. 
Die erſte Gelegenheit zur Verwirklichung dieſes Planes bot der Regensburger 
Reichstag 1556/57. Mit der Geſchichte desſelben kehren wir zum Verlauf der 
öffentlichen Begebenheiten im Reiche zurück. 

Es iſt ſchon früher erwähnt, daß der Regensburger Reichstag von König Fer— 
dinand mit der beſonderen Abſicht berufen war, eine Bewilligung für den Türken— 
krieg zu erlangen. Neben dieſem einen Zweck, und äußerlich ihm vorangehend, war 
der Verſammlung, wie gleichfalls ſchon erwähnt iſt, noch eine andere Haupt— 
aufgabe geſtellt: ſie ſollte die Verhandlung über Mittel und Wege zur Ver— 
einigung der getrennten Bekenntniſſe, welche der Paſſauer Vertrag dem Augs— 
burger Reichstag von 1555 zugewieſen, dieſer aber vor der dringenden Aufgabe 
des Religionsfriedens zurückgeſtellt hatte, zu einem feſten Beſchluß führen. 
Hiermit war ein Gegenſtand auf die Tagesordnung geſetzt, an dem ſich ſeit dem 
Beginn der kirchlichen Trennung die deutſchen Reichstage abgemüht hatten, und 
an den damals eigentlich beide Parteien mit gleichem Widerwillen herantraten. 

Denn welche Wege waren zu dem kirchlichen Ausgleich zu finden? Man 
wußte keine andere als den eines Konzils, ſei es in der Form eines all— 
gemeinen oder eines Nationalkonzils, und weiter denjenigen eines Religions— 
geſprächs. Unter dem Worte Konzil aber verſtanden die Katholiken die Ver— 
tretung der katholiſchen Hierarchie nach dem Muſter der mittelalterlichen Kon— 
zilien, unter Berufung und Leitung des Papſtes; für die Proteſtanten dagegen 


1) Corpus ref. IX S. 127. 
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bedeutete es eine Vertretung des geiſtlichen wie des weltlichen Standes der 
Kirche, mit Stimmberechtigung der proteſtantiſchen Stände und ihrer Theologen, 
mit der Bibel als einziger Norm der Entſcheidung, mit Ausſchluß der päpſt— 
lichen Leitung und alles Ueberſtimmens. Wie hätte man ſich unter ſolchen 
Gegenſätzen einigen können! Hauptſächlich waren es denn auch nur Karl V. 
und nach ihm Ferdinand J., welche es ſeit der erſten Berufung des Trienter 
Konzils als ihre Pflicht anſahen, die Proteſtanten zur Anerkennung einer katho— 
liſchen Kirchenverſammlung, die ihnen doch nur Gehör und keine entſcheidende 
Stimme gewähren wollte, zu bewegen. Allein bei dem Regensburger Reichstag 
war auch der bloße Verſuch einer ernſten Verhandlung hierüber ausgeſchloſſen, 
weil das Trienter Konzil am Schluß ſeiner zweiten Sitzungsperiode unter dem 
Schrecken des Aufſtandes des Kurfürſten Moritz vertagt war, und an die aber— 
malige Berufung eines Konzils bei den politiſchen Verwickelungen, in welche ſich 
eben damals Papſt Paul IV. einließ, nicht zu denken war. So blieb nur der 
zweite Weg, der eines Religionsgeſprächs. 

Auch das Religionsgeſpräch war den proteſtantiſchen Ständen wenig will— 
kommen. Seitdem ſie den Religionsfrieden errungen, ſeitdem nach dem Fall 
des Interim jene ſchärfere Richtung unter ihnen obgeſiegt hatte, verabſcheuten 
ſie die Ausgleichsverſuche, welche auf beiderſeitige Konzeſſionen abzielten. Anders 
als zum Schein, jo meinte Melanchthon, werden beide Parteien das Religions- 
geſpräch wohl nicht vornehmen; man möge es ſich aber gefallen laſſen, weil 
dabei einige Fürſten und Biſchöfe zur rechten Lehre bekehrt werden könnten.“) 
Und in demſelben Sinn fand am Reichstag der Geſandte des pfälziſchen Kur— 
fürſten das Geſpräch deshalb annehmbar, weil durch frühere Kolloquien das 
Wort Gottes erweitert ſei.?) Nicht minder aber als die Proteſtanten wider— 
ſtrebten auch die katholiſch-geiſtlichen Stände; als Mitglieder der Hierarchie ſahen 
ſie eben in den vom Reich angeordneten Religionsgeſprächen einen Eingriff in 
ihre und des Papſtes Rechte. Derjenige, der unter dieſen Umſtänden eigentlich 
allein den Ausgleichsverſuch betrieb, war König Ferdinand. Nicht daß er ſich 
über die Abneigung der beiderſeitigen Stände einer Täuſchung hingegeben 
hätte,?) es war vielmehr für ihn, der den Religionsfrieden nur damit zu recht— 
fertigen vermochte, daß er die Herſtellung kirchlicher Einheit nicht erſchwere, 
ſondern erleichtere, einfach Gewiſſensſache, die Vergleichsverſuche trotz aller Aus— 
ſichtsloſigkeit zu betreiben: auf dem Wege des Konzils, wenn ein ſolches erreichbar 
ſchien, auf dem Wege des Religionsgeſprächs, wenn, wie gegenwärtig, nur dieſes 
möglich war. Ferdinand alſo hielt darauf, daß im Ausſchreiben des Reichstags 
und in der Propoſition die Verhandlung über die Mittel des kirchlichen Aus— 
gleichs den Ständen nachdrücklich ans Herz gelegt wurde. Hierdurch ſahen ſich 
aber die proteſtantiſchen Stände von vornherein genötigt, die Sache ihres gemein— 
ſamen Bekenntniſſes gemeinſam zu vertreten. 


) Corp. ref. IX S. 5. 
) Verhandlungen im Religionsausſchuß. (Bucholtz VII S. 361 fg.) 


) Er ſetzt ſie auseinander in einem Schreiben an Baiern. 1556 Juli 2. (München. 
St. A. bair. 159/7.) 
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Daß über den vom Kaiſer proponierten Gegenſtand des kirchlichen Aus— 
gleichs beſondere Beratungen unter den proteſtantiſchen Ständen nötig ſeien 
zum Zweck einer gleichmäßigen Abſtimmung, nahm auch der Kurfürſt Auguſt 
an, als er die Inſtruktion für ſeine Reichstagsgeſandten !) feſtſtellte. Völlig 
einverſtanden mit ihm, ſoweit es ſich um den Gedanken beſonderer Beratungen 
handelte, war Kurfürſt Ott' Heinrich; allein was Auguſt als eigentlichen 
Gegenſtand derſelben anſah, ließ ihn ſo kühl, daß er darüber ſeine Reichs— 
tagsgeſandtſchaft fürs erſte gar nicht inſtruierte; die Frage, welche er in jenen 
Sonderberatungen an erſter Stelle behandelt wiſſen wollte, war eine ganz andere: 
die Proteſtanten ſollten einen Antrag auf Freiſtellung der Religion vereinbaren, 
und zwar im Sinne freien Zutritts der Geiſtlichen wie der Laien, der Stände 
wie der Unterthanen zu jeder der beiden zugelaſſenen Religionen, ohne irgend 
eine Kränkung ihrer Rechte, ohne Abſetzung der Geiſtlichen, ohne Ausweiſung 
der Unterthanen.?) Alſo ſcheinbar volle und gleiche Religionsfreiheit für Katho— 
liken wie Proteſtanten. Aber eben dieſer Ott' Heinrich hatte doch ein Jahr 
vorher bei den Verhandlungen über den Religionsfrieden die volle, auch für 
die Unterthanen geltende Freiheit nur für ſeine Glaubensgenoſſen unter ſcharfer 
Ausſcheidung der Katholiken verlangt (S. 82). Wenn man mit ſeinem damaligen 
Auftreten die gleich zu berichtende Behandlung des gegenwärtigen Vorſchlags 
von ſeiten ſeiner Geſandten vergleicht und vollends die noch weiter unten zu 
erwähnende Inſtruktion heranzieht, welche er zwei Jahre nachher für den neuen 
Reichstag fertigen ließ, ſo wird man für gewiß annehmen, daß die gleiche 
Religionsfreiheit, wie ſie Ott' Heinrich diesmal verlangte, nur ein Schein war, 
und daß das wirkliche Ziel ſeines Antrags in der Beſeitigung des geiſtlichen Vor— 
behalts und der unbedingten Religionsfreiheit proteſtantiſcher Unterthanen unter 
katholiſcher Obrigkeit, ohne das entſprechende Recht für die Katholiken, beſtand. 

Der Gegenſatz zwiſchen den ſächſiſchen und pfälziſchen Beſtrebungen liegt 
am Tage. Beide Kurfürſten verlangten ein gemeinſames Handeln der Pro— 
teſtanten, aber nur der letztere ging auf die Bildung einer Partei aus, die den 
Religionsfrieden umgeſtalten, Macht und Recht der Proteſtanten über ihre katho— 
liſchen Widerſacher hoch erheben ſollte. Eben die beabſichtigte Aenderung des 
Religionsfriedens war aber der Punkt, wo ſich Kurfürſt Auguſt zum offenen 
Widerſtand herausgefordert fühlte; denn dieſes Grundgeſetz nicht durch weſentliche 
Aenderungsvorſchläge in Frage zu ſtellen, war einer der vornehmſten Gedanken 
der kurſächſiſchen Politik. Bei ſolchen Gegenſätzen war es für die Sache der 
proteſtantiſchen Partei ein Vorteil, daß ſich in dem Herzog von Württemberg 
der Mann fand, der die Mitte zu treffen wußte. Auch ihm kam es viel weniger 
auf die katholiſch-proteſtantiſchen Ausgleichsverhandlungen an als auf die Er— 
weiterung der proteſtantiſchen Macht. Aber ſeiner Meinung nach ſollten ſich 
die Anträge, für die er ſeine Glaubensgenoſſen zu einigen hoffte, auf einen 
Punkt beſchränken, auf die Aufhebung des geiſtlichen Vorbehaltes. Daß dieſe 


1) Juli 31. Dresden. St. A. 10 192. Erſtes Buch der R. T. Händel 1556/57. 
2) Kurpfälz. R. T. Inſtruktion. 1556 Juli 25. (München. St. A. pfälz. 107/½.) Kur⸗ 
pfalz an Kurſachſen, Kurbrandenburg und andere ev. Fürſten. Juli 30. (a. a. O.) 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555-1648. 9 
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Forderung den am nachdrücklichſten verfolgten Intereſſen der proteſtantiſchen 
Fürſten entſprach und ſich gegen die am bitterſten von ihnen empfundene Be— 
ſchränkung richtete, liegt am Tage. Gerade in dem konſervativen Norddeutſch— 
land waren die proteſtantiſchen Stände ſchon im Zug, den geiſtlichen Vorbehalt 
thatſächlich zu vernichten, und wie hier Kurfürſt Auguſt ſelber ſeine Vergrößerungs— 
abſichten feſt gegen die ſächſiſchen Bistümer Merſeburg, Naumburg und Meißen 
gerichtet hatte, wird noch zu erzählen ſein. Was aber für die konſervativen 
Stände bei dem württembergiſchen Vorſchlag noch beſonders ins Gewicht fiel, war 
der Umſtand, daß die Beſeitigung des geiſtlichen Vorbehaltes ihnen kaum als 
eine eigentliche Aenderung des Religionsfriedens erſchien. Sie hatten der An— 
nahme desſelben ja unerbittlich widerſprochen und behaupteten, ihrerſeits nicht 
daran gebunden zu ſein; ſeine Aufhebung bedeutete für ſie die Entfernung einer 
Unebenheit aus dem Religionsfrieden. Daß ein Antrag auf Beſeitigung des 
geiſtlichen Vorbehaltes kommen werde, ſah denn auch Kurfürſt Auguſt voraus. 
An und für ſich widerſtrebte ihm freilich auch dieſer Vorſchlag, weil die Ver— 
handlung darüber den Religionsfrieden doch erſchüttern könnte; ) aber eigentlich 
ablehnend war ſeine Haltung von vornherein nicht, er behielt ſich vor, wenn 
die Sache zur Sprache komme, ſeinen Geſandten weiteren Beſcheid zu erteilen. 

So vorbereitet fanden ſich die Geſandten der proteſtantiſchen Stände — 
denn perſönlich erſchien kein hervorragender Fürſt der Augsburger Konfeſſion?) 
— in Regensburg ein. Am 15. Juli wurde der Reichstag mit Verleſung einer 
kaiſerlichen Propoſition eröffnet, in welcher unter fünf Beratungsgegenſtänden 
die beiden Fragen der Türkenhülfe und der Mittel zum kirchlichen Ausgleich 
voranſtanden. Nach langem Zögern, das mit dem langſamen Eintreffen der 
Geſandten zuſammenhing, riefen am 5. September die Kurpfälzer die anweſenden 
Geſandten der proteſtantiſchen Fürſten zuſammen, nahmen in dieſer Verſamm— 
lung den Vorſitz und bezeichneten es als den Zweck derſelben, daß „die Anhänger 
der Augsburger Konfeſſion bei dieſem Reichstag, ſoviel den Artikel der Religion 
belange, ſich freundlich miteinander unterreden, zu Hauf halten und gute Kor— 
reſpondenz einander leiſten ſollten, damit wie aus einem Munde votiert werde“. 
Das war der Anfang der Begründung einer proteſtantiſchen Partei unter pfäl— 
ziſcher Leitung. Vor dem Direktorium der Kurpfalz traten die kurſächſiſchen 
Geſandten lautlos zurück. Der Grund wird geweſen ſein, daß die Auszeichnung, 
eine allgemeine proteſtantiſche Partei zu führen, ſich mit den politiſchen Zielen 
des Kurfürſten Auguſt nicht vertrug.) 


) „Daß man auch dadurch urſach geben möchte, den ganzen religionsfriden widerumb 
in einen zweifel zu ſetzen und in disputation zu ziehen.“ (Die angef. Inſtruktion.) 

2) Nur vorübergehend haben ſich H. Chriſtoph und H. Wolfgang eingefunden. 

) Zur Geſchichte des kurpfälziſchen Direktoriums im Religionsrat der Proteſtanten hebe 
ich folgendes hervor. Am 18. Auguſt 1556 bemerken die württembergiſchen Geſandten, indem 
ſie ſich auf die doppelte Thatſache beziehen, daß die Kurſachſen zu Sonderberatungen der Ev. 
über den Religionspunkt bereit, die Kurpfälzer dagegen in der Sache noch nicht inſtruiert ſeien: 
es werde „Pfaltz in ſolcher der religion nebentractation von wegen der praeminentz das gantz 
werd anrichten und dirigiren, und deswegen die churf. Saechſiſchen auch andere ihnen, Pfaeltziſchen, 
nit gern fürgreiffen oder außerhalb ihr .. . in Handlung ſich einlaſſen wollen.“ (Stuttgart. 
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Wenn aber Kurſachſen ſich dem Präſidium der Pfälzer unterordnete, ſo 
fügte es ſich keineswegs den Zielen und Mitteln der pfälziſchen Politik. Vor 
allem nicht dem radikalen Antrag auf volle Religionsfreiheit. Als derſelbe 
bei den proteſtantiſchen Sonderberatungen vorkam, brachten die Kurſachſen ihn 
einfach zu Fall, indem ſie ihn nahmen, wie er äußerlich lautete, im Sinne 
nämlich der gleichen Freiheit für katholiſche wie proteſtantiſche Unterthanen, und 
nun die Frage ſtellten, ob denn die proteſtantiſchen Reichsſtände den in ihren 
Landen gelegenen Klöſtern und Stiftern geſtatten ſollten, „ihres Gefallens die 
papiſtiſche Religion anzuſtellen“? Darauf bedachten die kurpfälziſchen Geſandten, 
daß, „wenn es dieſen Verſtand haben ſollte, ihrem Kurfürſten in ſeiner vor— 
genommenen Kirchenordnung allerhand Eintrag geſchehen möchte“. Der Antrag 
wurde, ohne daß einer für ihn eingetreten wäre, in ſeiner unmittelbar vor— 
liegenden Form befeitigt.1) Es blieb nur noch der württembergiſche Vorſchlag 
der Aufhebung des geiſtlichen Vorbehalts. 

Ein zweiter Streit entſtand über die Frage, mit welchen Mitteln die Pro— 
teſtanten ihre Forderungen verfolgen ſollten. Die Anſichten des Kurfürſten von 
der Pfalz waren auch hier wieder von ſchneidender Einfachheit. Es ſollte der 
in der Propoſition aufgeführte Gegenſtand der ſtreitigen Religion vor allen anderen 
Angelegenheiten behandelt werden, und als ein weſentlicher Teil des Religions— 
punktes ſollte wieder der Antrag auf Beſeitigung des geiſtlichen Vorbehaltes an 
die erſte Stelle gerückt werden: vor Erledigung dieſes Antrages und ſodann des 
ganzen Religionspunktes dürfe kein anderer Gegenſtand in Beratung gezogen, 
und vor allem keine Steuer bewilligt werden; da König Ferdinand die Hülfe des 
Reiches gegen die Türken nötig habe, ſo könne man ihn auf dieſem Wege für 
die proteſtantiſchen Forderungen willig machen. In feſten Umriſſen war hiermit 
die Reichspolitik bezeichnet, der die Kurpfälzer fortan treu blieben. Der Grund— 
gedanke derſelben war, daß entweder der Kaiſer und die katholiſchen Stände ſich 


St. A. a. a. O.) — Zu einer Beſprechung über den in der Propofition aufgeführten Religions— 
punkt beriefen aber bald nachher, „in betrachtung daß der churfürſtl. Pfaltziſche (geſante) zu dieſem 
reichstag noch zur Zeit mit genugſamem befelch . .. nit verſehen“, die Kurſachſen auf den 
21. Auguſt eine erſte Verſammlung der Ev. (Protokoll derſelben. München. St. A. pfälz. 107.) 
— Inzwiſchen traf die kurpfälz. Inſtruktion ein. Ohne Spur eines Widerſpruchs berichtet nun 
der kurſächſiſche Geſandte Franz Kram am 6. Sept., daß „durch chürfürſtl. Pfalzgreviſche rete .. 
den 4. d. die ſtende der A. C. neben uns (auf den 5. Sept.) erfordert, und von wegen des 
pfaltzgrafen churf. . . proponirt worden“ ꝛc. (Dresden. St. A. a. a. O.). — Von da ab beriefen 
und leiteten die Pfälzer die weiteren Zuſammenkünfte. — Etwas anders geſtalteten ſich die 
Dinge bei dem Wormſer Kolloquium von 1557 und dem Reichstag von 1559. Am 5. März 1559 
berichteten die Württemberger Geſandten: aus allerlei Reden der Kurſachſen entnehmen ſie, daß 
zwiſchen ihnen und den Kurpfälzern „in religionsſachen des anfangens .. halben gleichmeſſige 
disputation wie zuvor auf jungſt gehaltenem colloquio“ erfolgen möchte. (Stuttgart. St. A. 
R. T. 1559, zum tom. XVIP gehörig.) Mit Rückſicht auf ſolche mögliche Streitigkeiten ſind die 
pfälziſchen Vorſchläge entworfen, über die ich im Archiv für ſächſ. Geſchichte, N. F. V. S. 297 
berichtet habe. Beim R. T. ſelber traten die Kurſachſen aber wieder vor dem pfälz. Direktorium 
ohne Einſpruch zurück. (a. a. O. und Relation der kurſächſ. Geſandten. 1559 März 24. Dresden. 
St. A. 10 193 R. T. 1559, 1. Buch.) 

1) Bericht der kurpfälz. Geſandten. 1556 Okt. 12. (München. St. A. pfälz. 107/.) Be⸗ 
richt der kurſächſiſchen Geſandten Sept. 27. (Dresden. St. A. 1. Buch R. T. Akten 1556/57.) 
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den proteſtantiſchen Forderungen unterwürfen, oder der Kaiſer in dem Krieg 
gegen die Türken ohne Hülfe gelaſſen und der Organismus des Reiches ſelber 
gelähmt würde.“) 

Mit ſolchen Gedanken ſtießen die Pfälzer jedoch gegen den eigentlichen 
Mittelpunkt der konſervativen Politik an, und hier trat ihnen Kurſachſen in ſeiner 
wahren Stärke, nämlich als Haupt der konſervativ geſinnten Stände, entgegen. 
Da Kurfürſt Ott' Heinrich ſchon vor Eröffnung des Reichstags ſeine Meinung, 
wie anderen Fürſten, ſo auch den Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg 
eröffnet hatte,?) ſo hatten ſich dieſe beiden beeilt, ſich über gleichmäßige Weiſungen, 
die ſie ihren Geſandten erteilten, zu verſtändigen: in geheim gehaltenem Ein— 
vernehmen traten die ſächſiſch-brandenburgiſchen Geſandten den Pfälzern entgegen. 79 
Worin dies Einvernehmen beſtand, zeigte ſich ſchon bei der erſten Sonderberatung 
der Proteſtanten am 5. September und immer deutlicher im Fortgang derſelben. 
Die kurſächſiſchen Geſandten, die ſtets nach der von den Pfälzern vorgetragenen 
Propoſition an erſter Stelle votierten, waren mit der Vornahme des Religions— 
punktes als erſten Beratungsgegenſtandes ganz einverſtanden, ſie ergaben ſich auch 
trotz anfänglich erhobener Bedenken in den Antrag auf Aufhebung des geiſtlichen 
Vorbehaltes. Allein daß vor Erledigung dieſer Dinge jede andere Verhandlung 
gehindert, und vollends die Bewilligung der Türkenhülfe davon abhängig gemacht 
werden ſolle, dagegen legten ſie Widerſpruch ein. Gerade hinſichtlich der Türken— 
hülfe gehörte Kurfürſt Auguſt zu den entgegenkommendſten Ständen, und was 
ihn hier beſtimmte, war nicht allein ſeine Freundſchaft gegen das Haus Oeſter— 
reich. Aehnlich wie Brandenburg und ähnlich wie die meiſten der Oſtgrenze des 
Reiches nahe wohnenden Stände, ſah er die Türkengefahr mit ganz anderen 
Augen an als Pfalz, Württemberg und die Stände des Weſtens überhaupt: er 
fühlte ſich bedroht in ſeinen eigenen Landen;?) hätte es von ihm abgehangen, jo 
würde der Reichstag nicht bloß vorübergehende Beiſteuern, ſondern dauernde An— 
ſtalten zur Bekriegung der Türken bewilligt haben.“) 

Indem nun die Kurſachſen in dieſem Sinne den pfälziſchen Anträgen 
widerſprachen, traten, abgeſehen von Württemberg, die Geſandten ſämtlicher be— 
teiligten Fürſten auf ihre Seite, vor allem die Häupter der ſächſiſch-branden— 
burgiſch-heſſiſchen Erbeinigung, und unter dieſen mit beſonderer Entſchiedenheit 
der alte Landgraf Philipp von Heſſen. Der ließ die Pfälzer ausdrücklich warnen, 
in dem Kampf gegen den geiſtlichen Vorbehalt nicht zu weit gehen: die Unter— 


) Hier und im folgenden ſchöpfe ich vornehmlich aus den kurſächſiſchen und württem— 
bergiſchen R. T. Berichten. Beſonders die erſteren können faſt als Protokolle der proteſt. Sonder- 
beratungen und der Verhandlungen des Kurfürſtenrats angeſehen werden. Ich eitiere nur die 
wichtigſten Schriftſtücke. 

) Das S. 129 Anm. 2 eitierte Schreiben. 

) Kurfürſt Auguſt an ſeine Geſandten. 1556 Aug. 29. Dresden. St. A. R. T. Händel 
1556/57, 1. Buch.) 

) Ueber Sachſens und Brandenburgs Türkenfurcht Bemerkungen in dem Bericht Delfinos. 
1561 Febr. 10. (Bucholtz IX S. 673.) 


) Kurfürſt Auguſt an ſeine Geſandten. 1557 Jan. 21. (Dresden. St. A. 3. Buch 
R. T. Sachen 1556/57. Vgl. auch S. 96.) 
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ſtützung, welche vor Jahren die Proteſtanten dem Kurfürſten Hermann von Köln 
bei ſeinem Uebertritt gewährt hätten, ſei die vornehmſte Urſache des ſchmalkal— 
diſchen Krieges geweſen; man möge jetzt keinen neuen Krieg erregen, denn die 
proteſtantiſchen Stände ſeien mit Geld und Truppen wenig verſehen. !) Es 
zeigte ſich alſo, daß die konſervative Richtung bei der großen Mehrzahl der pro— 
teſtantiſchen Fürſten vorwaltete. 

Da gingen denn auch die Verhandlungen am Reichstag ganz anders, als 
die Pfälzer es beabſichtigten. Daß der Religionspunkt zuerſt in Beratung ge— 
zogen wurde, mußte freilich von den Katholiken zugegeben werden, und bei den 
Beratungen darüber trugen die proteſtantiſchen Stände das verabredete Votum 
vor, daß zur Erleichterung der kirchlichen Verſtändigung und zur Sicherung der 
Eintracht vor allem der geiſtliche Vorbehalt aufzuheben ſei. Aber dieſen Antrag 
lehnten die katholiſchen Stände ab; und wie nun der Streit darüber ſich weiter 
hinzog — erſt in den Reichsräten, dann ſeit dem 22. Dezember unter den 
Proteſtanten und dem inzwiſchen perſönlich eingetroffenen König Ferdinand —, 
ließen die Proteſtanten ſich herbei, gleichzeitig und ohne den Entſcheid über ihren 
Antrag abzuwarten, die in der kaiſerlichen Propoſition geſtellte Hauptfrage des 
Ausgleichs beider Bekenntniſſe einem Ausſchuß aus ſämtlichen Ständen zur vor— 
bereitenden Behandlung zu überweiſen. Und wieder, während dieſer Ausſchuß 
tagte, ſchritten die drei Kollegien des Reichstages zur gleichzeitigen Behandlung 
der Türkenhülfe. Was war vollends das Ergebnis dieſer parallelen Behandlung? 
Das Anſinnen auf Beſeitigung des geiſtlichen Vorbehaltes wurde vom König 
Ferdinand noch entſchiedener zurückgewieſen als von den katholiſchen Fürſten, 
worauf die proteſtantiſchen Stände in einem feierlichen Proteſt die Erklärung 
abgaben, daß ſie an denſelben nicht gebunden ſeien. Für die Ausgleichung des 
religiöſen Zwieſpaltes wurde ein Religionsgeſpräch anberaumt, wobei jedoch aus— 
drücklich vorbehalten wurde, daß ein etwaiges Ergebnis desſelben die Stände 
nicht verpflichten, ſondern eine bloße Vorbereitung ſein ſolle, auf deren Grund 
die Stände ſich untereinander zu einigen verſuchen möchten. Eine Türkenhülfe 
endlich wurde, wie ſchon in anderem Zuſammenhang erwähnt iſt, dem Kaiſer 
bewilligt, und zwar in viel höherem Betrag, als der pfälziſche Kurfürſt zugab, 
in viel niedrigerer Summe, als Kurfürſt Auguſt zu bewilligen bereit war.?) 

Bei dieſem Lauf der Dinge gab es nur ein Moment, welches den Pfälzern 
eine gewiſſe Befriedigung erweckte: ihr Antrag auf unbeſchränkte Religionsfrei— 
heit, von deſſen Ablehnung ich oben erzählt habe, war doch unvermerkt in die 
Forderungen der proteſtantiſchen Stände hineingekommen. Der geiſtliche Vor— 
behalt nämlich, deſſen Beſeitigung die Proteſtanten verlangten, bezog ſich vor— 
zugsweiſe auf die reichsunmittelbaren Stände und ihre Kapitel. Allein wie bei 


) Kurſächſiſche Relation. 1556 Sept. 27. 

2) Kurfürſt Auguſt geht in dem S. 132 Anm. 5 erwähnten Schreiben bis auf 18 Monate 
im erſten und je zwölf Monate in den zwei folgenden Jahren. Die Pfälzer beharrten bei der 
Bewilligung von bloß acht Monaten und proteſtierten, daß „ſ. chf. g. derhalben zu den proceſſen 
des fiscals in nichts verbunden ſein wolten.“ (Sächſiſche Relation. 1557 März 17. Dresden. 
St. A. 3. Buch R. T. Sachen 1556/57.) 
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den Verhandlungen über den Religionsfrieden beide Parteien den von ihnen vor— 
geſchlagenen Satzungen eine unbeſtimmte Form zu geben liebten, in der Hoffnung, 
ſie dann ſpäter über das offen zugeſtandene Ziel hinaus zu verwenden, ſo hatte 
auch der geiſtliche Vorbehalt von den katholiſchen Ständen eine Faſſung erhalten, 
nach deren ſtrengem Wortlaut nicht bloß den reichsunmittelbaren Prälaten, ſondern 
allen Geiſtlichen, auch wenn ſie einem anderen, z. B. einem proteſtantiſchen 
Reichsſtand unterthan waren, der Uebertritt zur Augsburger Konfeſſion unter 
Beibehaltung von Aemtern und Einkünften verboten war. Dieſe Liſt wurde 
nun bei dem Regensburger Reichstag plötzlich gegen die Katholiken gewandt. 
Indem die Proteſtanten nämlich Aufhebung des geiſtlichen Vorbehaltes verlangten 
und ſich ihrerſeits an jenen ſtrengen Wortlaut hielten, ſo bedeutete ihre For— 
derung, ſobald man ſie poſitiv umſetzte, nichts anderes, als daß forthin nicht 
bloß die geiſtlichen Reichsſtände, ſondern alle Geiſtlichen, auch die, welche einem 
anderen, z. B. einem katholiſchen Reichsſtand, unterthan waren, ohne Verluſt 
von Aemtern und Einkünften zur Augsburger Konfeſſion treten durften. Und 
dieſe Bedeutung wurde vollends beſtätigt durch die Faſſung, welche der Antrag 
der Proteſtanten aus der Hand der Kurſachſen ſelber, vor denen die Pfälzer 
klüglich zurücktraten, erhielt; er lautete nämlich: entweder möge der geiſtliche 
Vorbehalt aufgehoben, oder poſitiv beſtimmt werden, daß Erzbiſchöfe, Biſchöfe, 
Prälaten und andere Geiſtliche das unbeſchränkte Recht des Uebertritts zur 
Augsburger Konfeſſion beſitzen.) Vergnügt berichteten denn auch die kurpfälziſchen 
Geſandten, daß bei dieſer Faſſung eben das verlangt werde, was der frühere 
pfälziſche Vorſchlag der gleichmäßigen Religionsfreiheit bezweckte, nämlich Freiheit 
der proteſtantiſchen Religion in katholiſchen Gebieten, ohne das entſprechende Zu— 
geſtändnis für die Katholiken. Und ihr Kurfürſt erwiderte: wenn der ſo gefaßte 
Antrag durchzubringen ſei, dergeſtalt daß die Stände der Augsburger Konfeſſion 
„von wegen der Geiſtlichen, ſo in ihren Landen geſeſſen, dergleichen ſich hinwieder 
gegen die papiſtiſchen Stände nicht zu verpflichten brauchten, ſo ſollt ihr eures 
Teils damit einig fein. ) 

Es zeigte ſich hier wieder die Unehrlichkeit und die Unbilligkeit, welche in 
den rechtlichen Beziehungen zwiſchen den Religionsparteien obwalteten. Selbſt 
die konſervativen Stände konnten doch der Verſuchung nicht widerſtehen, dem 
Gegner hinterrücks einen unbilligen Vorteil abzugewinnen. 

Blicken wir auf das geſamte Verhalten der proteſtantiſchen Stände zurück, 
ſo dürfen wir nicht verkennen, daß dasſelbe von entſcheidender Bedeutung war 
für die folgenden Zeiten. Alle Fürſtengeſandten der Augsburger Konfeſſion, 
ſoweit ſie erſchienen — und teils zu Beginn, teils im Laufe des Reichstags fanden 
ſich ein die Vertreter der drei proteſtantiſchen Kurfürſten, der Herzoge von Sachſen, 


) In dieſer Form der Alternative kam der Antrag, nachdem Kurſachſen ihn ſo in der 
Seſſion des Kurfürſtenrats vom 30. Sept. vorgebracht, als Votum der Ev. in die Relation des 
Kurfürſten⸗ und Fürſtenrats an die kaiſerlichen Kommiſſarien vom 13. Oktober (Dresdener 
R. T. Akten, 2. Buch) und in die Eingabe an K. Ferdinand vom 22. Dez. (Burgkardus, 
Autonomia I S. 28.) 


) Kurpfälz. Relation. 1556 Okt. 6. Antwort des Kurfürſten. Okt. 12. (München. St. A. 
pfälz. 107,3.) 
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Pommern und Württemberg, der Markgrafen Johann von Brandenburg und 
Georg Friedrich von Ansbach, des Landgrafen von Heſſen und des Grafen von 
Henneberg!) — fie alle hatten ſich zu einer Partei zuſammengeſchloſſen, hatten 
ſich der Führung desjenigen Fürſten unterſtellt, der gegen den Kaiſer, das Haus 
Oeſterreich und die katholiſchen Stände die ſchärfſte Haltung einnahm, und hatten 
ihre Abſicht kund gegeben, den Katholiken eine von den Poſitionen, die ſie ſich 
durch den Religionsfrieden zu ſichern vermeint hatten, zu entreißen. 

Ihr Vorgehen erſcheint um ſo bedeutſamer, wenn man damit die defenſive 
Haltung und die Uneinigkeit der katholiſchen Stände vergleicht. „Unſere Gegner,“ 
ſo ſchrieb damals der königliche Rat Zaſius, „erſcheinen am Reichstag wohl geeint, 
mit einem feſten Plan gemeinſamen Vorgehens; die geiſtlichen Stände dagegen 
ſind nicht einmal durch die ausdrücklichen Mahnungen Ferdinands zu gemein— 
ſamer Vorbereitung zu beſtimmen geweſen. Keiner von ihnen kennt die Abſichten 
des anderen, am geringſten iſt das Einvernehmen zwiſchen den geiſtlichen Fürſten 
und ihren Standesgenoſſen im Kurfürſtenrat.“?) — Wie die Geiſtlichen unter 
ſich nicht zuſammenhielten, ſo waren von ihnen insgeſamt wieder die katholiſch— 
weltlichen Stände durch tiefgehende Verſchiedenheiten der Meinung getrennt. Der 
Herzog Albrecht von Baiern z. B., indem er den radikalen Antrag auf gleich— 
mäßige Religionsfreiheit verwarf, war doch nicht abgeneigt, über eine „Milderung“ 
dieſes Vorſchlags in der Art, daß in den katholiſchen Landen Prieſterehe, Abend— 
mahl unter beiden Geſtalten und Aufhebung des Faſtengebotes gewährt würde, 
zu verhandeln.?) Ein Gefühl der Abneigung, das ſich bis zur Verachtung ſteigerte, 
erfüllte die katholiſchen Staatsmänner gegen die Korruption des geiſtlichen 
Standes. 

Aber freilich auch die Vereinigung der Proteſtanten war keine geſicherte. 
Sie hatten zunächſt nur in einer politiſch-kirchlichen Verhandlung zuſammengehalten; 
die Frage war, ob auch die dogmatiſche Einigkeit, welche die Gemeinſamkeit in 
politiſchen Angelegenheiten bedingte, ſich erhalten ließ. Zu einer erſten Löſung 
kam dieſe Frage bei dem von dem Regensburger Reichstag beſchloſſenen Reli— 
gionsgeſpräch. 

Am 24. Auguſt des Jahres 1557 ſollte das Religionsgeſpräch zu Worms 
eröffnet werden. Die äußere Veranſtaltung war eine ſehr anſehnliche. Aus den 
Reihen der Fürſten, die ſich freilich mit Ausnahme des Präſidenten durch Ab— 
geordnete vertreten ließen, hatte man einen Präſidenten, vier Aſſeſſoren und 
zwölf Auditoren beſtimmt, aus der Zahl der Theologen ſtellten beide Parteien 
je ſechs Kolloquenten und ſechs Adjunkten. Aber in ſonderbarem Widerſpruch 
zu dieſer großen Zurüſtung ſtand von vornherein die Beſcheidenheit der daran 
geknüpften Erwartungen. Schwerlich hoffte auch nur einer auf eine Verſtändi— 
gung zwiſchen den Vertretern der beiden immer weiter auseinander gehenden 


1) Die im Abſchied unterzeichneten Geſandten von Mecklenburg, Baden und Anhalt finde 
ich an den Reichstagsverhandlungen nicht beteiligt, ebenſowenig den als perſönlich anweſend 
unterzeichneten Pfgr. Wolfgang. 

2) Zaſius an Baiern. Praes. 1556 Sept. 6. (München. St. A. bair. 228/6.) 

6) Der Herzog an Dr. Perbinger. 1556 Okt. 6. (München. St. A. bair. 159/7.) 
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Kirchengemeinſchaften, !) und mit Beſorgnis ſahen viele Proteſtanten einer Ver— 
handlung entgegen, welche ihre ſtreitenden Theologen zuſammenführte. In der 
That war denn auch das einzige faßbare Ergebnis des Geſpräches, daß es den 
dogmatiſchen Zwieſpalt der Proteſtanten kund machte. 

Unter den proteſtantiſchen Theologen, die ſich einfanden, war der an— 
geſehenſte der alte Melanchthon, dem ſich die Mehrzahl ſeiner Kollegen unter⸗ 
ordnete; ihm gegenüber ſtanden aber drei herzoglich ſächſiſche Theologen, deren 
Aufträge unter dem Einfluß des Matthias Flacius verfaßt waren. Flacius, 
deſſen Selbſtgefühl und Angriffsluſt gewachſen war, ſeitdem Herzog Johann 
Friedrich ihn an ſeine Univerſität Jena gezogen hatte, hielt jetzt die Zeit 
zur Klärung der dogmatiſchen Streitfragen für gekommen. Unter ſeiner Ein— 
wirkung hatten die ſächſiſchen Theologen auf Anweiſung des Herzogs Johann 
Friedrich zu erklären: vor der Auseinanderſetzung mit den Katholiken müßten 
die Proteſtanten erſt unter ſich geeint ſein, dazu aber ſei eine namentliche und 
unzweideutige Verdammung der falſchen innerhalb ihrer Gemeinſchaft hervor— 
getretenen Meinungen erforderlich. Eine Liſte ſolcher Ketzereien wurde vorgelegt, 
darunter die ſchweizeriſche Abendmahlslehre von Zwingli und Calvin ?), die Lehre 
von der Notwendigkeit der guten Werke zur Seligkeit, und mit beſonderem Nach— 
druck der Adiaphorismus, letzterer mit ſolchen Umſchreibungen, daß bei der Ver— 
dammung nicht bloß die Theorie von erlaubten Zugeſtändniſſen an die Katho— 
liken, ſondern beſonders das Leipziger Interim und ſeine Urheber getroffen 
werden ſollten. 

Mit derartigen Verdammungen hätte man Richtungen verworfen, die an 
der Wittenberger Univerſität und von Melanchthon ſelber vertreten wurden; ihr 
Zweck war, die Lehre der Flacianer als die alleingültige hinzuſtellen. „Ich weiß, 
daß es auf mich abgeſehen iſt,“ ſagte Melanchthon, ſowie die Abgeordneten Johann 
Friedrichs in der erſten Verſammlung der proteſtantiſchen Mitglieder ihre Auf— 
träge eröffneten. Da nun die Mehrzahl der Beteiligten die Verdammungsvor— 
ſchläge abwieſen, die herzoglich ſächſiſchen aber die Annahme derſelben zur Be— 
dingung des Kolloquiums machten, ſo wurde von vornherein ein gemeinſames 
Eintreten der Proteſtanten in die Verhandlung nur durch einen Kompromiß 
möglich: man geſtattete den Sachſen, eine Proteſtation einzugeben, in der ſie 
ihre Forderungen und Verdammungen begründeten. Vorläufig wurde dieſelbe 
als innere Angelegenheit der Proteſtanten geheim gehalten. Aber als am 
11. September das Geſpräch begann, und am 20. September der katholiſche 
Wortführer auf die zwiſchen Wittenberg und Jena, den Deutſchen und den 
Schweizern obwaltenden Verſchiedenheiten hinwies und die Frage ſtellte, welche 
Lehren unter die Augsburger Konfeſſion gehörten und welche nicht, da hielten 
ſich die Sachſen für verpflichtet, mit ihrer Proteſtation öffentlich hervorzutreten. 
Noch einmal ſuchten ihre Glaubensgenoſſen ſie zurückzuhalten; zuletzt griffen die 


) Ueber die geiſtlichen Stände berichtet Dr. Hundt an den H. von Baiern, 1557 Febr. 15: 
„es laßt ſich anſehen, daß les ihnen) gar nit ernſt fet... und was fie thun, daß es nur ein 
ſpieglfechten ad protrahendam negotium et nihil agendum.“ (München. St. A. bair. 159/10.) 
) Auch Calvin. Vgl. die Proteſtation C. R. IX S. 290. 
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Bevollmächtigten der als Aſſeſſoren und Auditoren verordneten proteſtantiſchen 
Fürſten zu der äußerſten Maßregel, ſie geradezu vom Kolloquim auszuſchließen. 
Da übergaben die Sachſen ihre Proteſtation dem Präſidenten, dem Biſchof Julius 
Pflug von Naumburg, und verließen die Verſammlung. Ihnen ſchloß ſich noch 
Joachim Mörlin aus der Stadt Braunſchweig und Erasmus Sarcerius aus der 
Grafſchaft Mansfeld an. Die Katholiken, erfreut, einen Anlaß zum Abbruch 
des Geſpräches gefunden zu haben, weigerten ſich jetzt ihrerſeits, mit den übrig 
gebliebenen Gegnern weiter zu verhandeln; und ſo löſte ſich nach einem bitteren 
Schriftwechſel die ganze Verſammlung auf. Hatte der Regensburger Reichstag 
die Stärke der proteſtantiſchen Partei gezeigt, ſo offenbarte das Wormſer Reli— 
gionsgeſpräch ihre Schwäche. 

Dieſe Schwäche trat noch ſchärfer zu Tage, als man gleich nachher auf 
proteſtantiſcher Seite die Aufhebung des Zwieſpaltes verſuchte. Wie nämlich 
auch die Widerſacher der Flacianer eine fortdauernde Freiheit der Meinung in 
den ſtreitigen Lehren keineswegs anerkannten, ſondern ebenfalls von der Ueber— 
zeugung geleitet waren, daß die dogmatiſche Formel, die alle vereinige, gefunden 
werden müſſe, fo konnten Männer wie der Herzog Chriſtoph und der Kurfürſt 
von der Pfalz aus den Wormſer Streitigkeiten nur den Anlaß nehmen, ihre 
Anſtrengungen zur dogmatiſchen Einigung der Proteſtanten zu verdoppeln. Am 
liebſten hätten damals beide es mit der Veranſtaltung einer großen Synode ver— 
ſucht; aber dem Widerſtand Kurſachſens gegenüber mußten ſie, um überhaupt 
etwas zu erreichen, ſich mit einer perſönlichen Zuſammenkunft proteſtantiſcher 
Fürſten begnügen. In Frankfurt, bei Gelegenheit der Uebertragung des Kaiſer— 
tums von Karl auf Ferdinand, kam dieſelbe zuſtande. Neben den drei prote— 
ſtantiſchen Kurfürſten erſchienen Württemberg, Zweibrücken und Markgraf Karl 
von Baden-Durlach.!) Und zwiſchen ihnen wurden nun — vornehmlich auf 
Grund eines von Melanchthon verfaßten Entwurfes — vier förmliche Glaubens— 
definitionen vereinbart (18. März 1558). Sie bezogen ſich auf den Grund der 
Gerechtigkeit, auf die Bedeutung der guten Werke, auf das Abendmahl und die 
Adiaphora. Die Abſicht war, ſämtliche proteſtantiſche Stände in der Anerkennung 
derſelben zu vereinigen. 

Aber kaum war der Abſchied veröffentlicht, als die herzoglich ſächſiſchen 
Theologen gegen die zweite und vierte Beſtimmung ſachlichen Widerſpruch er— 
hoben, bei der dritten auf den verhüllten Gegenſatz zwiſchen Melanchthon und 
den Württembergern hinwieſen, indem ſich ebenſowohl die calviniſche Auffaſſung 
der Abendmahlslehre wie die lutheriſche in die gewählten Ausdrücke hineinerklären 
ließ, und endlich bei allen Sätzen die namentliche Bezeichnung und Verdammung 
der abweichenden Lehren mitſamt ihren Urhebern vermißten. Auf ihren Rat 
ließ der Herzog von Sachſen ſeinerſeits im Januar 1559 eine Beſtimmung der 
unter den Proteſtanten ſtreitig gewordenen Lehren ausgehen, das ſogenannte 
Konfutationsbuch. In dem waren denn freilich die von Melanchthon verworfenen 
Sätze von der Wertloſigkeit der guten Werke für die Erhaltung des Glaubens 
und die Beſeligung, von der abſoluten Paſſivität des Willens bei der Be— 


1) Kugler, H. Chriſtoph II S. 79 Anm. 18. 
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kehrung u. ſ. w. mit handgreiflicher Klarheit dargelegt, und in der Verdammung der 
Gegner, namentlich der gottloſen Adiaphoriſten keinerlei Zurückhaltung gewahrt. 
Der Frankfurter Abſchied und das Konfutationsbuch wurden zu Kriegserklärungen 
zwiſchen zwei dogmatiſchen Parteien. 

Nur in einem Punkte kamen die entgegengeſetzten Erlaſſe überein: in dem 
Beſtreben, die beſtehenden Glaubensnormen durch weitere Beſtimmungen zu ver— 
engen und dieſe Beſtimmungen mittelſt fürſtlicher Autorität der Landeskirche auf— 
zulegen. Zu dem Konfutationsbuch hatte ſich jeder Geiſtliche des Herzogtums 
Sachſen bei ſeiner Ordination zu bekennen; nach den Artikeln des Frankfurter 
Abſchiedes hatten laut Vereinbarung der Fürſten alle Kirchendiener ihrer Lande 
zu lehren. In Frankfurt nahm man auch die von der Reichsgeſetzgebung ſeit 
1529 feſtgeſetzte Zenſur der Druckſchriften auf und ſchärfte ſie für theologiſche 
Schriften ein; ja indem man beſtimmte, daß die wegen Widerſpruchs gegen die 
neuen Glaubensartikel abgeſetzten Kirchendiener und Lehrer in keinem anderen 
Lande der Vereinigten angeſtellt werden durften, ſuchte man die dogmatiſch ge— 
regelte Landeskirche gleichſam zu einer auf fürſtlichem Vertrage beruhenden 
Bundeskirche zu erweitern. 

Wenn nun aber unter ſolchen Beſtrebungen der dogmatiſche Gegenſatz unter 
den Proteſtanten ſich erweiterte und befeſtigte, ſo war er gleichwohl fürs erſte 
noch nicht ſtark genug, um die politiſche Vereinigung zu ſprengen. Dies zeigte 
ſich bei dem zweiten Reichstag, den Ferdinand am 3. März des Jahres 1559 
zu Augsburg eröffnete. Wie bei dieſer Verſammlung die beiden Punkte des 
kirchlichen Ausgleiches und der Türkenhülfe abermals die Hauptgegenſtände der 
Verhandlungen bildeten, ſo wiederholten ſich von ſeiten der Proteſtanten die 
Vorgänge des Regensburger Reichstages.!) Wiederum traten die proteſtantiſchen 
Stände — und zwar diesmal neben den Geſandten der Fürſten auch diejenigen 
der Städte?) — unter pfälziſcher Führung zu Sonderberatungen zuſammen, 
wiederum empfingen die Pfälzer von Kurfürſt Ott' Heinrich den Auftrag, auf 
unbeſchränkte Freiſtellung beider Religionen zu dringen, diesmal aber mit dem 
jeden Irrtum ausſchließenden Zuſatz, daß in Wirklichkeit die unbeſchränkte Frei- 
heit nur für die Proteſtanten, nicht aber für katholiſche Unterthanen prote— 
ſtantiſcher Stände gelten dürfe: ein Auftrag, den ſich nach dem kurz vor Eröff— 
nung des Reichstags eingetretenen Tode Ott' Heinrichs deſſen Nachfolger Kurfürſt 
Friedrich III. mit vollſter Zuſtimmung aneignete; wiederum endlich war es die 
Abſicht der pfälziſchen Regierung, jede andere Verhandlung zu hindern, beſonders 
die Türkenhülfe zu verweigern, ſolange nicht die proteſtantiſchen Forderungen 
gewährt ſeien. Der mäßigende Einfluß Kurſachſens aber bewirkte jetzt wie 
vorhin, daß mit klaren Worten die Aufhebung des geiſtlichen Vorbehaltes ge— 
fordert, und der Anſpruch auf volle Religionsfreiheit der Proteſtanten nur ver— 


) Bgl. meine Abhandlung im Archiv f. ſächſiſche Geſchichte, N. F. V S. 290 fg. 

) Beim Regensburger Reichstag war ein auf Zulaſſung der Städte gerichteter Antrag 
der Pfälzer von der Mehrheit der ev. Fürſtengeſandten — den kurſächſiſchen voran — verworfen, 
weil fie den Städten kein votum decisivum (vgl. S. 16) zuerkannten. (Dresden. R. T. Akten 
1556/57.) 
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deckt!) erhoben wurde, daß ſodann die Türkenhülfe bewilligt ward, obgleich der 
Kaiſer den geiſtlichen Vorbehalt aufrecht erhielt. 

So bedeutete der Augsburger Reichstag immerhin eine vorläufige Befeſti— 
gung der politiſchen Vereinigung der Proteſtanten. Aber wie er in dieſer Be— 
ziehung faſt nur eine Wiederholung der früheren Verſammlung war, ſo knüpfte 
ſich das Intereſſe ſeiner Verhandlungen doch weniger an dieſe Vorgänge als 
vielmehr an eine Anregung, die von Kaiſer Ferdinand herkam und ein neues 
Element in die Entwickelung der kirchlich-politiſchen Verhältniſſe einführte. Nach 
wie vor hatte Ferdinand ſeinen Gedanken von der Pflicht des kirchlichen Aus— 
gleiches feſtgehalten. Daß freilich der Weg eines Religionsgeſprächs nicht weiter 
zu betreten jet, konnte er nach den Wormſer Erlebniſſen ſich nicht verhehlen. 
Aber dafür begannen ſich inzwiſchen die Hinderniſſe, die einem Konzil im Wege 
ſtanden, zu heben. Papſt Paul IV. hatte ſich aus den politiſchen Verwickelungen, 
in die er ſich geſtürzt, durch ſeinen Frieden mit Philipp II. (Sept. 1557) hinaus⸗ 
gezogen; und als im April 1559 auch Frankreich und Spanien ihren Frieden 
ſchloſſen, verpflichteten ſie ſich in einem auf Anregung Spaniens verfaßten Artikel 
zur Betreibung eines allgemeinen Konzils.?) Unter ſolchen Verhältniſſen trat 
der Kaiſer mit dem Vorſchlag an die Reichsſtände heran, man ſolle ſich, da das 
Religionsgeſpräch mißlungen, für ein allgemeines Konzil mit allem Nachdruck 
verwenden. Ueber die Zuſammenſetzung des Konzils ließ er ſich nicht näher 
aus; allein daß er ein ſolches nur von der Berufung des Papſtes erwarte, und 
daß unter päpſtlicher Berufung nur ein Konzil nach Art des zweimal in Trient 
zuſammengetretenen und beide Male nicht zu Ende gekommenen, d. h. als Ver— 
tretung der katholiſchen Hierarchie, zuſtande kommen könne, war leicht zu ermeſſen. 

Und dieſe Berechnung war es, welche die geiſtlichen Stände dem kaiſer— 
lichen Vorſchlag ebenſo günſtig, wie die proteſtantiſchen Stände ungünſtig ſtimmte. 
Letztere waren ſeit dem Sturz der Reſtauration Karls V. entſchloſſen, die Auto— 
rität eines katholiſchen Konzils zu verwerfen und ſeinen Verhandlungen fern zu 
bleiben. Zugleich aber hielten ſie im Fall ſeines Zuſammentrittes die Möglich— 
keit einer Vereinigung der katholiſchen Mächte zur gewaltſamen Unterwerfung 
der Proteſtanten unter die Beſchlüſſe der Kirchenverſammlung für nahe, und 
zwar bei ihrem Argwohn und ihrer Aengſtlichkeit für viel näher und drohender, 
als ſie es wirklich war. Darum erregte der Antrag Ferdinands von vornherein 
Beunruhigung unter ihnen. Sie beeilten ſich, demſelben entgegenzutreten, indem 


1) Dies geſchieht ſowohl in dem Antrag auf Aufhebung des geiſtlichen Vorbehaltes, wo 
(Autonomia I S. 56) der freie Uebertritt ohne Verluſt der Stellung wieder für „alle Geiſtlichen“ 
in Anſpruch genommen wird, als auch in dem Schriftwechſel über die ev. und kath. Beſchwerden 
(ich komme im dritten Kapitel auf dieſelben zurück), der nur teilweiſe gedruckt iſt (Nachweiſe bei 
Häberlin IV S. 39 Anm. k) und ſich vollſtändig in den bairiſchen R. T. Akten (München. 
St. A. bair. 160/1) findet. Als Beſchwerde wird dort (3. B. Lehmann I S. 81 a) aufgeführt, 
daß man die Predigt des Evangeliums verbiete, ferner (a. a. O. S. 82 p), daß die Evangeliſchen 
geſtraft, verjagt, vertrieben, ihrer Güter entſetzt werden. (In dieſer koordinierten Faſſung er⸗ 
ſcheint alſo die bloße Ausweiſung als Rechtskränkung.) 

2) Ueber die Geſchichte dieſes Artikels vgl. Herzogin Margarethe an Philipp II. 1560 
April 4. (Gachard, Corresp. de Marguerite 1 S. 172.) 
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ſie jene Merkmale, welche ihrer Auffaſſung nach ein chriſtliches Konzil haben 
müſſe (vgl. S. 127), aufzählten und hinzufügten, eine ſolche Verſammlung fet 
zur Zeit nicht zu hoffen. In der That konnte denn auch in den Reichsabſchied 
nichts weiter geſetzt werden, als daß die Verhandlung über die Religion auf 
beſſere Gelegenheit eingeſtellt ſei. 

Der erſte Verſuch des Kaiſers, das Reich für ein vom Papſt zu berufen— 
des Konzil zu gewinnen, war damit abgeſchlagen. Aber Ferdinand hielt daran 
feſt, daß es ſeine Pflicht ſei, dieſen Verſuch, wenn auch ohne wahre Neigung 
und Hoffnung, weiterzuführen. Und noch war das Jahr 1559 nicht abgelaufen, 
als Ereigniſſe eintraten, die ihm neue Anſtrengungen in jener Richtung auf— 
erlegten, Anſtrengungen, die zwar nicht zur Beteiligung des geſamten Reiches an 
einer Kirchenverſammlung führten, wohl aber zu einem katholiſchen Konzil, auf 
dem der Grund zu einer Reſtauration der Kirche gegen den mächtig vordringenden 
Proteſtantismus gelegt wurde. Von den Anſtrengungen zur Einigung und 
Kräftigung der vorwärts dringenden Proteſtantenpartei wendet ſich unſere Be 
trachtung zu den Anfängen einer inneren Stärkung der katholiſchen Welt, die 
ſich erſt im allgemeinen, ſpäter in Deutſchland im beſonderen vollzog. 


Sweiter Abſchnitt. 


Das Crienter Konzil und die Jeſuiten. 


Religionsfriedens unter der übermächtigen Einwirkung der großen kirch— 

lichen Parteien. Bei dem Ringen der beiden Widerſacher waren es 
zunächſt die Proteſtanten, die mit ihrer Macht und ihren Erfolgen die Ober— 
hand gewannen. Aber mitten unter ihren Fortſchritten bewährte doch auch 
die katholiſche Kirche ihre Lebensfähigkeit dadurch, daß ſie dem Gedanken 
einer Herſtellung ihrer univerſalen Herrſchaft keinen Augenblick entſagte, und 
daß zum Teil im Dienſte dieſes Gedankens, um ſeine Verwirklichung zu 
ermöglichen, in ihrem Inneren ſofort die Arbeit einer Kräftigung des bis in 
den Grund erſchütterten Gemeinweſens begann. Die erſte Bedingung einer 
derartigen Kräftigung wurde nicht weit geſucht; ſie ſchien gegeben in den vom 
vorigen Jahrhundert ererbten, auf die neuen Verhältniſſe anzuwendenden 
Beſtrebungen der kirchlichen Reform. Dringender als je wurde alſo der Ruf 
nach der im einzelnen allerdings ſehr vieldeutigen Reform der Kirche erhoben; 
und er richtete ſich, wie das abermals nach dem Gang der kirchlichen Ent— 
wickelung nicht anders ſein konnte, vor allem an das mächtige Papſttum: der 
Papſt ſollte das Werk der inneren Reform leiten, um alsdann die gekräftigte 
Kirche in den großen Kampf zur Wiedergewinnung der verlorenen Herrſchaft 
zu führen. 

Unſere Erzählung nähert ſich dem Zeitpunkt, wo dieſe Anſtrengungen zu 
einem feſten Ergebnis gediehen, wo auch für Deutſchland der Grund gelegt 
wurde zu einer Kräftigung der katholiſchen Partei und zur Umwandelung ihres 
Verhältniſſes zu den einſtweilen übermächtigen Proteſtanten. Es iſt alſo Zeit, 
daß wir unſere Aufmerkſamkeit dem Verlaufe dieſer Anſtrengungen zuwenden. 
Der Natur der Sache nach haben wir dabei von der Wirkſamkeit des Papſtes 
auszugehen, und bei der Beſchränkung unſerer Betrachtung auf die deutſche 


S): Geſchicke des deutſchen Reiches entwickelten ſich nach dem Abſchluß des 
@) 
2 
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Geſchichte faſſen wir das Papſttum vornehmlich in ſeinen Beziehungen zu Deutſch— 
land und zu dem deutſchen Kaiſer ins Auge. 

Als der Frankfurter Kurfürſtentag im März des Jahres 1558 die Ab- 
dankung Karls V. und die Nachfolge Ferdinands J. genehmigte, befand fic) die 
päpſtliche Würde in den Händen Pauls IV., eines Hierarchen, in deſſen bis⸗ 
heriger Wirkſamkeit als Biſchof und Kardinal zwei entgegengeſetzte Richtungen 
ſich durchkreuzt hatten. Er war erfüllt mit Begeiſterung für die ſittliche und 
geiſtige Reform der Kirche, er hatte aber zugleich als Abkömmling eines neapo— 
litaniſchen Adelsgeſchlechtes ſich mit politiſchen Beſtrebungen und Feindſchaften 
genährt. Infolgedeſſen ſah er ſich als Papſt zwiſchen zwei Wege geſtellt: 
zwiſchen die weltlich-politiſche Richtung, der ſeine Vorgänger ſich hingegeben 
hatten, und die kirchlich-geiſtlichen Beſtrebungen, die der Ernſt der Zeit ihm 
aufdrängte. Für ſeine Wahl waren perſönliche Antriebe entſcheidend. Kaum 
hatte er die höchſte Würde der Chriſtenheit errungen, ſo zeigte ſich bei ihm eine 
Herrſchſucht, die, ſobald ſeine Machtanſprüche in Frage kamen, ihn unfähig 
machten, wie ein Nüchterner zu handeln, eine Leidenſchaft, die ſeinem perſönlichen 
Auftreten alle Würde benahm. Seine Regierung ſchwankte unter den jähen 
Antrieben des Machtdurſtes und der perſönlichen Leidenſchaft, bald auf kirchliche, 
bald auf politiſche Ziele gerichtet. So hatte er kurz vor Ferdinands Erhebung 
den verwegenen Plan verfolgt, die ſpaniſche Herrſchaft in Italien zu zertrüm— 
mern, dann aber ſein Beginnen mit kläglichen Niederlagen gebüßt. Seitdem 
wandte er ſeine Thatkraft mehr den kirchlichen Angelegenheiten zu, hier jedoch 
mit dem leitenden Gedanken, daß das ſicherſte Heilmittel für die kranke Kirche 
in dem Schrecken der Ketzerverfolgung und in der Bewährung der päpſtlichen 
Vollgewalt über Völker und Fürſten beſtehe. Teils dieſe Richtung, teils ſeine 
perſönliche Feindſchaft gegen die Habsburger war es, welche ihn jetzt, nachdem 
er mit Philipp II. ſeinen Frieden gemacht, zu einer Fehde mit dem neuen 
Kaiſer trieb. 

Jene Anſprüche bezüglich der Kaiſerwahl, welche die mittelalterlichen Päpſte 
entwickelt, und Johann XXII. auf den Höhepunkt geführt hatte, daß nämlich 
die Wahl der Kurfürſten und die Perſon des Gewählten der päpſtlichen Prüfung 
mit dem Recht der Beſtätigung oder Verwerfung unterliege, und daß vor er— 
folgter Beſtätigung der Gewählte die Reichsregierung nicht führen dürfe, waren 
im Sinne Pauls IV. geheiligte päpſtliche Rechte. Sie bildeten die Grundlage 
für ſeine Stellung zu Ferdinand I. An und für ſich konnte man nun freilich 
annehmen, daß ſelbſt bei Anerkennung jener Anſprüche der neue Kaiſer gegen 
den Papſt geſichert geweſen wäre. Ferdinand war ſchon im Jahr 1531 zum 
deſignierten Nachfolger ſeines Bruders gewählt und damals von Papſt Cle— 
mens VII. förmlich als römiſcher König anerkannt. Auch die Perſönlichkeit 
Ferdinands mußte, ſo ſchien es, ihn dem Papſttum genehm machen. Sein 
Abſcheu vor dem Proteſtantismus, ſeine Hingabe an die Autorität der katholiſchen 
Kirche war mit den Jahren gewachſen; in ſeinen kirchlichen Uebungen kam er dem 
venetianiſchen Geſandten beharrlicher und andächtiger vor, als ein Kloſterbruder. “) 


) Michele 1564. (Oeſterr. Geſchichtsquellen Bd. 30 S. 240.) 
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Bei ſolcher Geſinnung wünſchte er eine enge Verbindung mit dem Papſttum 
und war bereit, dieſelbe durch ein weites Entgegenkommen gegen die päpſtlichen 
Machtanſprüche zu verdienen. 

Aber anders dachte Paul IV. Wenn bei der Nachfolge Ferdinands J., 
weil ſie nicht auf dem gewöhnlichen Weg, infolge des Todes des Vorgängers, 
ſondern auf Grund des außerordentlichen Vorganges der Abdankung eintrat, 
die Kurfürſten eine abermalige Zuſtimmung in Anſpruch genommen hatten, ſo 
verlangte nun auch er das Recht einer doppelten Genehmigung: zu der Abdankung 
Karls und zu dem Eintritt Ferdinands. Und war, ſo fragte er weiter, der 
letztere der Beſtätigung würdig? Neben der perſönlichen Feindſchaft, die den 
Papſt erfüllte, neben einer Reihe von Konflikten, in welche Ferdinand bei Re— 
gierung ſeiner Erblande gleich jedem größeren Fürſten mit der Hierarchie und 
dem Papſttum über die Grenzen der beiderſeitigen Befugniſſe geraten war, neben 
der ketzeriſchen Haltung Maximilians, die Ferdinand duldete, hatte Paul IV. 
ihm vor allem den Abſchluß des Religionsfriedens und die Beſtätigung desſelben 
in ſeiner Wahlkapitulation vorzuwerfen. In dieſem Geſetz, welches ein Grund— 
ſtein des neuen Reichsrechtes war, erblickten der Papſt und die große Mehrzahl 
der von ihm befragten Kardinäle und Kanoniſten“) ein durch keine Not der 
Umſtände zu rechtfertigendes Verbrechen. „Wäre er bereits Kaiſer,“ ſagte 
Paul IV., „ſo müßte er abgeſetzt werden.“ ; 

Unter ſolchen Erwägungen beſchloß der Papſt, daß Ferdinand vorläufig 
und ſolange jene doppelte Genehmigung nicht erteilt ſei, die kirchliche Regierung 
nicht führen dürfe. Dem Geſandten Martin Guzman, den Ferdinand zum Zweck 
ſeiner Anerkennung an ihn abgefertigt hatte, verſagte er den offiziellen Empfang; 
das einzige, was er in Ausſicht ſtellte, waren Verhandlungen über die Bedin— 
gungen der päpſtlichen Genehmigung, d. h. die Aufhebung all jener Unthaten, 
durch die ſich Ferdinand des Kaiſertums unwürdig gemacht hatte. Selbſt als 
Karl V. einige Monate nach dem Beginn dieſer Streitigkeiten aus dem Leben 
ſchied (September 1558) und damit die Abdankungsfrage beſeitigt war, beharrte 
er bei der Forderung, daß Ferdinand zum Eintritt in die Reichsregierung der 
beſonderen päpſtlichen Genehmigung bedürfe. Aber da zeigte es ſich, daß die 
Ergebenheit des neuen Kaiſers gegen den päpſtlichen Stuhl ihre Grenzen hatte. 
So ungern Ferdinand den Religionsfrieden geſchloſſen hatte, ſo feſt war nach 
dem Abſchluß ſein Wille, denſelben zu halten und ſeine Folgen anzuerkennen. 
Eine der Folgen war, daß die Rechte und Pflichten des Kurfürſtenkollegiums 
den proteſtantiſchen Mitgliedern desſelben, welche am Hofe Pauls IV. als Ketzer 
und ihrer Rechte verluſtig galten, ebenſo ungeſchmälert zuſtanden, wie ihren 
katholiſchen Kollegen. An die geſamten Kurfürſten alſo als diejenigen, deren Rechte 
bei dem Angriff auf ſeine Legitimität zugleich getroffen waren, wandte ſich der 
Kaiſer um Rat. Da konnte es denn nicht ausbleiben, daß die proteſtantiſchen 
Kurfürſten ihm rieten, ſich um die päpſtliche Anerkennung nicht zu kümmern 
und im Fall weiterer Angriffe auf ihren Beiſtand zu rechnen. Selbſt die geiſt— 
lichen Kurfürſten erklärten ſich bereit, im Falle weiteren Vorgehens des Papſtes 


1) Vgl. beſonders Schmid im Hiſtor. Jahrbuch (Görresgeſellſchaft) VI S. 13, 16 fg. 
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über Gegenmaßregeln zu beraten. Offenbar, in dem paritätiſch gewordenen 
Reich hatten die päpſtlichen Herrſchaftsanſprüche über das Kaiſertum keine Vor- 
kämpfer mehr zu erwarten. Und eben die Rückſicht auf dieſe Verhältniſſe des 
Reiches beſtimmte auch die Haltung der auswärtigen Mächte. Frankreich wollte 
ſeine guten Beziehungen zu den proteſtantiſchen Ständen, die es dem Hauſe 
Habsburg gegenüber brauchte, nicht durch Parteinahme für den Papſt verſcherzen. 
Philipp II., auf deſſen katholiſchen Eifer man in Rom vor allem rechnen konnte, 
belehrte Paul IV., daß er die Bundesgenoſſenſchaft Ferdinands gegenüber dem 
in Deutſchland ſo mächtig emporkommenden Proteſtantismus nötig habe. Der 
Papſt ſah ſich in ſeinem verwegen unternommenen Angriff wiederum völlig 
verlaſſen. Ferdinand I., im ungeſtörten Beſitz des Kaiſertums, wartete ab, was 
fein Gegner ihm weiter zu ſagen habe. 

Am Hofe des Kaiſers war es eine Miſchung von Spott und Erbitterung, 
die Paul IV. bei dieſem Verlauf der Dinge hervorrief. Der kaiſerliche Rat 
Zaſius z. B. belegte ihn mit den Titeln eines „alten, irrigen, läppiſchen Papſtes“. “) 
Und in dieſer Stimmung unternahm es der Reichsvizekanzler Seld, der leitende 
Staatsmann in der kaiſerlichen Reichspolitik, den grundſätzlichen Standpunkt, 
den der Kaiſer einzunehmen habe, in einem hochwichtigen Gutachten auszuführen. 
Er ſtellte das im Reich geltende, von Kaiſer und Reichsſtänden gegründete Recht 
in ſcharfen Gegenſatz gegen die päpſtlichen Forderungen und Dekrete und kam 
zu dem Ergebnis, daß nach jenem Rechte die Reichsregierung nebſt dem Titel 
eines römiſchen Königs und erwählten Kaiſers lediglich durch die ordnungsmäßige 
Wahl der Kurfürſten übertragen werde. Dabei geſtand er freilich die Befugnis 
zur Prüfung der Wahl, und ſelbſt zur Verſagung der Anerkennung und der 
Kaiſerkrönung dem Papſte zu;?) allein, ſo fügte er bei, die erteilte Anerkennung 
bedeutet keine Beſtätigung, die verſagte Anerkennung iſt keine Verwerfung, und 
die Kaiſerkrönung bringt zu den Rechten, die der Gewählte ſchon beſitzt, nichts 
hinzu. Von wirklichen Befugniſſen des Papſtes bei der Uebertragung und in 
ähnlichem Sinne auch bei der Rücknahme der Rechte der Reichsregierung — die 
Abſetzung nämlich eines Kaiſers erkannte er den Kurfürſten oder geſamten 
Reichsſtänden zu — wollte der Reichsvizekanzler nichts wiſſen. 

Mit dieſen Ausführungen wurde allen Anſprüchen Pauls IV. der Grund 
entzogen. Allein eigentlich bedeutſamer als ſie ſelber waren die Erörterungen, 
mit denen Seld ſein Gutachten einleitete: Erörterungen über Natur und Grenzen 
der päpſtlichen Gewalt an ſich. Hier nahm er ſeine Stellung auf dem Grund 
der Beſchlüſſe des Konſtanzer und Baſeler Konzils und im Anſchluß an den 
großen Verfechter der Baſeler Theorien, an den Erzbiſchof Tudeschi von Palermo 


) An Württemberg. 1559 März 27. (Stuttgarter Archiv, R. T. Akten 1559. Zum 
tom. XVIb gehörig.) 

) In einem Paſſus (S. 185 nach dem Druck bei Goldaſt, Reichshändel) läßt er die 
päpſtliche Prüfung ſich nur darauf erſtrecken, ob der röm. König „wahrhaftig erwählt“ ſei; 
vorher aber (S. 178) hält er es für nicht unbillig, daß der Papſt examiniere, ob der Gewählte 
nicht etwa nur von einer Minderheit gewählt, oder mit Unglauben, Ketzerei oder unerträglichen 


Laſtern befleckt ſei, damit „der papſt wiſſen mög, ob derſelbig zur Krönung zugelaſſen (werden 
ſolle) oder nicht.“ f 
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(Panormitanus). Tudeschi hatte gelehrt: !) Die Gewalt der Biſchöfe, zu denen 
der Papſt als einer von ihnen gehöre, ſei an und für ſich gleich; in der Aus— 
übung derſelben ſei aber zum Zweck der Erhaltung der Einheit dem Papſt der 
Vorrang zugeteilt, den Biſchöfen Beſchränkungen auferlegt.?) Die geſamte 
Gewalt der Biſchöfe wie des Papſtes ſei urſprünglich der allgemeinen Kirche 
übertragen: die Kirche laſſe ſie ausüben in regelmäßiger Folge durch die Biſchöfe 
als ihre Diener, im außerordentlichen Fall durch ihre Vertretung, das allgemeine 
Konzil.) Letzterem ſtehe die Fülle aller kirchlichen Gewalt zu, ihm habe auch 
der Papſt ſich zu unterwerfen. 

Von dieſen Sätzen eignete ſich Seld den erſten ohne weiteres an,“) den 
zweiten, von der Kirche als dem Grund aller biſchöflichen und päpſtlichen Ge— 
walt, deutete er an, wenn er ſagte: der Papſt hat die Befugnis zur Regierung 
der Kirche nicht „für ſich allein“, ſondern „im Namen“ der Gefamtfirde. *) 
Und wenn er vor der letzten Konſequenz, der unbedingten Unterordnung des 
Papſtes unter das Konzil, ſtockte, ſo erinnerte er ſich ſofort der Konſtanzer und 
Baſeler Dekrete und erklärte: in den beſtimmten Fällen der Entſcheidung über 
das Dogma, der Abſtellung eines Schisma, der Reform der geſamten Kirche, 
des Einſchreitens gegen einen Papſt, der die geſamte Kirche in Gefahr ſetzt 
oder ärgert, hat fic) gewiß“) der Papſt dem Beſchluß des Konzils zu unter— 
werfen. Das Recht zur Berufung des Konzils will er dem Papſt nicht unbedingt 
und in allen Fällen zuerkennen: es kann vorkommen, daß der Kaiſer dieſe Be— 
fugnis ausüben ſoll. 

Mit aller Beſtimmtheit ſtellte ſich alſo Seld auf den Grund der Baſeler 
und Konſtanzer Beſchlüſſe. Hier aber treten ſeine Aufſtellungen in einen höchſt 
bedeutenden Zuſammenhang. Als die deutſchen Fürſten im Winter 1446/47 
mit dem Papſt Eugen IV. ihren Uebertritt unter ſeine Obedienz und ihren Ab— 
fall vom Baſeler Konzil vereinbarten, hatten ſie die ſcheinbare päpſtliche Aner— 
kennung der Konſtanz-Baſeler Beſchlüſſe über die Autorität und regelmäßige 
Verſammlung des Generalkonzils, die Anerkennung ferner der wichtigeren Baſeler 
Reformbeſchlüſſe, mit Ausnahme der auf Beſetzung und Beſteuerung der geiſt— 
lichen Aemter bezüglichen, die durch beſonderen Vertrag geändert wurden, ver— 
langt. Als eine ſolche Beſtätigung nahmen fie die päpſtliche Bulle ad tran- 
quillitatem vom 5. Februar 1447 hin. Je nachdem man die gewundenen Sätze 
dieſer Bulle erklärte, konnte man freilich das Gegenteil einer dauernden Aner— 
kennung darin finden; aber in Deutſchland, und beſonders in der Zeit, von der 


1) Ueberſichtliche Zuſammenfaſſung in ſeiner Rede an den Frankfurter R. T. 1442. (Wiirdt- 
wein, subsidia VIII.) 

2) A. a. O. 265 fg. Petrus praelatus fuit in exercitio (administrationis) ceteris 
ecclesiis. 

8) S. 273 fg. Quam potestatem exercet ecclesia per ministros suos, oder durch das 
allgemeine Konzil. 

4) Goldaſt S. 171. Präeminenz des Papſtes „der übung und adminiſtration halber“. 

5) A. a. O. „Anſtatt, im namen und von wegen der gantzen h. kirchen.“ 

) Dem werde, ſagt er S. 174 „von niemand widerſprochen“. Einige Sätze weiter ſagt 
er bloß: dies ſtimme „mit vielen andern rechtsgelehrten und. . mit der mehrern ſtimm“ überein. 

Ritter, Deutſche Geſchichte 1555 — 1648. 10 
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wir reden, beſtand die Mehrzahl der katholiſchen Stände und ihrer Räte darauf, 
daß die Geltung jener Beſchlüſſe feſtſtehe. Es wird, ſo erinnerte Kaiſer Fer— 
dinand im Jahr 1563, ſchwer ſein, die deutſche Nation von den Konſtanzer und 
Baſeler Dekreten abzudrängen. ) Drei Jahre vorher, als man über die Wieder— 
aufnahme des Trienter Konzils handelte, ſagte derſelbe: die katholiſchen, darunter 
zum großen Teil auch die geiſtlichen Stände, hoffen auf die Teilnahme der 
Proteſtanten, wenn ein neues freies Konzil berufen wird, und der Papſt ſich 
demſelben unterwirft.) Auch der päpſtliche Nuntius Commendone beobachtete 
mit Beſorgnis die Neigung der deutſchen Prälaten, ſich auf die Vorgänge von 
Konſtanz und Baſel zu ſtützen.?) Und gerade am Hof des Kaiſers traten nicht 
nur einzelne angeſehene Räte, wie Seld oder Gienger, für die Autorität der 
beiden Konzilien ein, es wurde in Erlaſſen, die unter dem Namen des Kaiſers 
ausgingen, die Geltung ihrer Dekrete als ſelbſtverſtändlich behandelt.“) 

In dieſem Zuſammenhang waren, ich wiederhole es, die Ausführungen 
des Reichsvizekanzlers über den päpſtlichen Primat und ſein Verhältnis zum 
Konzil wichtiger als die Abweiſung der päpſtlichen Anſprüche auf das Kaiſertum. 
Denn der Streit über die letzteren, wie er durch den Eigenwillen Pauls IV. 
heraufbeſchworen war, ſo wurde er auch nach dem Tode desſelben ziemlich 
lautlos beigelegt. Ob aber der Kaiſer oder gar die deutſche Kirche, ſoweit ſie 
katholiſch geblieben, auf ihrem Baſeler Standpunkt beharrte, wurde eine der 
folgenſchwerſten Fragen in den kirchenpolitiſchen Vorgängen der nächſten Jahre. 

Am 18. Auguſt 1559 ging die ſtürmiſche Regierung Pauls IV. zu Ende. 
Als die Kardinäle zur Wahl des Nachfolgers zuſammentraten, war die Mehr— 
zahl von der Ueberzeugung durchdrungen, daß der neue Papſt mit der Politik 
ſeines Vorgängers brechen müſſe. Ein erſtes, was ſie wünſchten, war Aus— 
ſöhnung mit dem Kaiſer, ein zweites, wozu ſich jeder von ihnen, für den Fall 
daß die Wahl ihn treffe, eidlich verpflichtete, war: Bemühung um die Her— 
ſtellung der Glaubenseinheit und die Reform der Kirche und Chriſtenheit mittelſt 
eines allgemeinen Konzils und anderer ſtatthafter Maßregeln. In dieſem einen 
Worte des allgemeinen Konzils war die ſchwerſte Aufgabe des neuen Pontifikates 
befaßt. Wie nämlich ſeit den erſten Eroberungen des Proteſtantismus die 
katholiſche Kirche ja den Anſpruch auf Rückgewinnung der Abgewichenen feſt— 
hielt, als Vorbedingung aber eine innere Kräftigung der Kirche unaufſchiebbar 
erſchien, ſo glaubte man, das eigentliche Mittel zur Durchführung dieſer Re— 
generation und zur Anbahnung der Wiedervereinigung in einem allgemeinen 
Konzil zu erkennen. Ein ſolches hatten beim Anfang der lutheriſchen Bewegung 
Katholiken und Lutheraner verlangt, letztere mehr vom Kaiſer, erſtere mehr vom 
Papſt; im päpſtlich-katholiſchen Sinn war es dann von dem Papſttum bewilligt 


) Sickel S. 462. Die Denkſchrift für den Kaiſer vom Herbſt 1563 behauptet kurzweg: 
fere omnes ultramontani ſtehen auf dem Boden der Konſtanz-Baſeler Dekrete. (Sickel S. 627.) 

) Sickel S. 139. 

*) Relation von 1561/62 bei Dillinger, Beiträge III S. 310. 

) Vgl. u. a. die Inſtruktion für Arco. 1560 Okt. 18. (Sickel S. 111, 113: sacrae 
constitutiones mit Bezug auf das Baſeler Dekret sess. 23.) 
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und zweimal, 1545—47 und 1551—52, in der Stadt Trient verſammelt, 
beide Male aber, ohne ſeine Arbeiten vollendet zu haben, vertagt. Daß Paul IV. 
es nicht wieder zuſammentreten ließ, war eine der nachdrücklichſten Beſchwerden 
gegen ſein tyranniſches Regiment; noch im letzten Jahre ſeines Papſttums hatten 
die vornehmſten katholiſchen Mächte, der Kaiſer, Spanien und Frankreich, ſich 
in dem Ruf nach dem allgemeinen Konzil zuſammengefunden. Jetzt endlich 
ſetzten die Kardinäle die Kirchenverſammlung auf die Tagesordnung der päpſt— 
lichen Regierung. 

Der neue Regent der Kirche, für den die Wahl entſchied, Papſt Pius IV., 
war bereit, die beiden Abſichten ſeiner Wähler zu verwirklichen, vor allem die 
auf den Frieden mit dem Kaiſer gehende. Er hatte dabei von vornherein die 
Genugthuung, daß Ferdinand ihm ehrerbietig entgegenkam. Denn, wie geſagt, 
für den Kaiſer war das Bündnis mit dem Papſt ein Bedürfnis des Herzens 
und der Politik zugleich. Da auch beide Monarchen die grundſätzliche Frage, 
ob die päpſtliche Anerkennung für den rechtmäßigen Regierungsantritt des Kaiſers 
notwendig ſei, unberührt ließen, da von den gegen Ferdinand erhobenen An— 
klagen Pius IV. nur die eine Beſchuldigung wegen der proteſtantiſchen Geſinnung 
Maximilians feſthielt, hier aber der Kaiſer ſeinen Eifer für die Rückführung 
des Sohnes mit vollſter Aufrichtigkeit verſichern konnte, ſo hatte die öffent— 
liche Bethätigung der Anerkennung, die in feierlichem Empfang eines kaiſerlichen 
Geſandten vorgehen mußte, nur eine einzige Schwierigkeit: Ferdinand wollte 
durch den Geſandten dem Papſt ſeine Ehrfurcht und Ehrerbietung zuſichern, der 
Papſt verlangte dazu noch das Gelöbnis des Gehorſams. Dieſe Schwierigkeit 
wurde gehoben, indem der kaiſerliche Geſandte, Graf Scipio von Arco, in der 
am 17. Februar 1560 erfolgenden Audienz ſeine Vollmacht überſchritt und dem 
Papſt zu Willen war. 

Zwei Monate nach dieſem Friedensſchluß erſchien nach langer Unterbrechung 
des Verkehrs wieder ein päpſtlicher Nuntius — es war der Biſchof Hoſius von 
Ermeland — am kaiſerlichen Hof. Als der die Verſöhnung zwiſchen den beiden 
ſchwer bedrängten Häuptern der Chriſtenheit in einer warmen Begrüßungsrede 
kundgab, überkamen den Kaiſer die Thränen mit ſolcher Gewalt, daß auch der 
Nuntius ſeine Faſſung verlor. Nur einmal, ſagte Ferdinand, habe er ſich in 
gleicher Weiſe von ſeinen Gefühlen überwältigen laſſen, beim Tode ſeiner Ge— 
mahlin.!) Offenbar von dieſem Monarchen hatte Pius IV., wenn er die 
ſchwierige Aufgabe des Konzils in Angriff nahm, weder eine feindſelige noch 
eine ſtarre Oppoſition zu gewärtigen. 

Und Pius IV. ſäumte in der That nicht, das Unternehmen des Konzils 
entſchloſſen anzugreifen. An und für ſich, daran tft wohl kaum zu zweifeln, 
wünſchte er das Konzil ebenſowenig wie ſeine Vorgänger. Man verlangte 
ja von dem Konzil einerſeits die Klärung der dogmatiſchen Zweifel, vor 
allem aber die Reform der Kirche nach dem Muſter der Beſtrebungen des fünf— 
zehnten Jahrhunderts. Wie nun damals das Reformwerk zu dem großen Streit 
um das Machtverhältnis zwiſchen Papſttum und Konzil und um die Rechte der 


) Bericht des Hoſius. 1560 Mai 2. (Theiner, Monumenta Poloniae II S. 602.) 
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unteren Hierarchie gegen die Allgewalt des Papſttums geführt hatte, ſo war 
eine Erneuerung desſelben bei einem neuen Reformkonzil zu gewärtigen. Pius IV. 
bangte vor einem ſolchen Streit. Aber anderſeits der Drang der katholiſchen 
Welt nach einem Konzil war doch ſo mächtig, daß ein hartnäckiger Widerſtand 
dagegen noch größere Gefahren drohte, — und deshalb entſchloß ſich Pius nach— 
zugeben: drei Monate nach ſeiner Wahl, am 25. März 1560, eröffnete er in 
einer Ablaßbulle der geſamten Chriſtenheit ſeine Abſicht, das längſt berufene 
Konzil fortzuſetzen. Seine Meinung dabei war, die im Jahr 1552 ausgeſprochene 
Vertagung für beendet zu erklären und das Konzil in denſelben Formen wie in 
den beiden früheren Seſſionsperioden in Trient wieder zu verſammeln: ob es 
dann in der Tiroler Grenzſtadt bleiben, oder an einen anderen Ort verlegt 
werden ſolle, hatte man nach der Eröffnung desſelben zu entſcheiden. 

Wie die kirchlichen Gegenſätze damals lagen, ſo war jeder Satz dieſes 
Programms im Intereſſe des Papſttums ſorgfältig abgewogen, aber auch keiner 
durchzuführen ohne Ueberwindung eines grundſätzlichen, innerhalb und außerhalb 
der katholiſchen Kirche ſich erhebenden Widerſtandes. Mit größter Vorſicht ging 
darum Pius IV. vor. Was ihm zuerſt am Herzen lag, war die Zuſtimmung 
der drei vornehmſten katholiſchen Mächte, des Kaiſers, Spaniens und Frank— 
reichs. Mit ihnen trat er ſofort in Verhandlung, und zwar mit der Taktik, 
daß er zunächſt ſeine Bereitwilligkeit im allgemeinen erklärte und nach der 
Anſicht der Regierungen über Ort und Zeit des Konzils fragte: die Regierungen 
ſelber, ſo erwartete er, ſollten ihm dann mit der Bitte um Wiedereröffnung 
des Trienter Konzils entgegenkommen.!) Am leichteſten hatte er es dabei 
mit Spanien. 

Philipp II., der die Beſchlüſſe der früheren Konzilsſeſſionen mit Unter— 
würfigkeit angenommen hatte und in ſeinen Landen eine proteſtantiſche Oppo— 
ſition gegen das Konzil nicht zu berückſichtigen brauchte, war einverſtanden mit 
der Wiederaufnahme der Trienter Verſammlung, im Sinne eben einer Wieder— 
aufnahme, bei der an den Beſchlüſſen, die bereits gefaßt waren, nicht gerüttelt, 
ſondern nur das, was unerledigt geblieben, zu Ende gebracht werden ſollte.?) 
In ſeiner Auffaſſung des Konzils als bloßer Fortſetzung der früheren Seſſionen 
fühlte er ſich um ſo ſtärker, da ihm hierin nicht nur der Papſt, ſondern auch 
der ſpaniſche Epiſkopat zur Seite ſtand, letzterer mit beſonderem Nachdruck, 
weil in der gerade in Spanien heftig umſtrittenen Frage der biſchöflichen Juris— 
diktion gegen exemte Domkapitel bei der erſten Seſſionsperiode eine wichtige 
Entſcheidung zu Gunſten der Biſchöfe ergangen war.) 


) Borromeo, indem er die dem Hoſius vom Papſt früher mündlich erteilten Aufträge 
am 18. Mai ſchriftlich zuſammenfaßt, bemerkt: quam (Mtem. Caes.) volumus, ut . .. sponte 
sua veniat ad hoc concilium expetendum (Cyprianus S. 78). Ebenſo Mai 26: (pontifex) 
volebat hoc ab se postulari per Caes. Mtem. (S. 84). Die Form, in der der Papſt die Sache 
zuerſt anregte, erfährt man aus Hoſius Werbung beim Kaiſer vom 10. Mai. (Bericht des Hoſius. 
1560 Mai. Theiner, Monum. Polonise II S. 604.) 

) Werbung des Nuntius vom 1. April 1560 und Antwort Philipps II. (Pallavicino 
XIV 13 n. 3 fg.) Philipp II an den Kaiſer. 1560 Mai 12. (Documentos inéditos II S. 554.) 

) Sess. VI de ref. 4. 
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Schwieriger als in Spanien geſtalteten ſich für die Kurie die Verhand— 
lungen mit Frankreich. Im Vergleich gegen die Zeit der zweiten Trienter 
Verſammlung, wo der franzöſiſche König gegen deren Charakter als allgemeines 
Konzil proteſtiert hatte und ſich für ſtark genug hielt, die katholiſche Glaubens— 
einheit in Frankreich auch ohne Konzil zu wahren, hatten ſich freilich die fran— 
zöſiſchen Dinge ſehr geändert. Der Proteſtantismus hatte ſich ſeit 1559 kirchlich 
organiſiert und war durch ſeine Verbindung mit der politiſchen Oppoſition 
innerhalb der Ariſtokratie der Regierung unmittelbar gefährlich geworden. Unter 
ſolchen Bedrängniſſen verlangte die ſchwache Regierung Franz' II., und vollends 
nach deſſen Tode (Dezember 1560) die noch ſchwächere Regentſchaft der Königin 
Katharina im Namen ihres unmündigen Sohnes Karls IX. nach einem Konzil, 
welches die erregten kirchlichen Streitigkeiten an ſich ziehen und vielleicht beruhigen 
konnte. Allein den päpſtlichen Anerbietungen ſetzte Frankreich zwei weitere 
Forderungen entgegen: das Konzil ſollte ſo eingerichtet werden, daß eine Teil— 
nahme der proteſtantiſch Geſinnten möglich war, und — es ſollte ohne Verzug 
zuſammengerufen werden. 3 

Mit dem erſten Verlangen war die päpſtliche Abſicht einer bloßen Fort- 
ſetzung der Trienter Verſammlung nicht vereinbar. Die früheren Sitzungen 
derſelben hatten ja ſchon den wichtigſten Teil der eigentümlich proteſtantiſchen 
Lehren verworfen; die ganze Anordnung des Konzils war derart geweſen, daß 
der Papſt, der nicht einmal perſönlich zu erſcheinen brauchte, ſondern durch 
Legaten vertreten war, die Leitung der Verhandlungen und das ausſchließliche 
Recht der Initiative beſaß, daß eine entſcheidende Stimme nur die Häupter der 
katholiſchen Hierarchie, die Biſchöfe nämlich und die Ordensgenerale, führten: 
mit einer ſolchen Verſammlung wollten die Proteſtanten nichts gemein haben. 
Mit Rückſicht hierauf ſtellte die franzöſiſche Regierung den im Vergleich zu den 
wirklichen Forderungen der Proteſtanten allerdings ſehr beſchränkten Vermittelungs— 
antrag, der Papſt möge ohne Rückſicht auf die frühere Trienter Verſammlung 
ein neues Konzil berufen, und zwar nach einem den außeritalieniſchen Nationen, 
beſonders den Deutſchen und Franzoſen, beſſer gelegenen, d. h. dem päpſtlichen 
Einfluß mehr entrückten Ort. 

Dringender indes als auf dieſem erſten Anſinnen beſtand Frankreich 
auf dem zweiten Verlangen der baldigen Vereinigung des Konzils. Die ganze 
bisherige Geſchichte des Trienter Konzils hatte gezeigt, daß das Papſttum 
doch nur widerwillig auf dasſelbe eingegangen war und die Gelegenheit zum 
Abbruch jedesmal bereitwillig ergriffen hatte; ein tiefes Mißtrauen erfüllte infolge— 
deſſen die franzöſiſche Regierung; auch Pius IV. gegenüber glaubte ſie nicht an 
den Ernſt ſeiner Zuſagen und hielt, um die unverzögerte Ausführung derſelben 
zu erzwingen, einen beſonderen Druck für nötig. Das rechte Mittel hierzu ge— 
währte ihr ein Verlangen, welches, wie vorher in Deutſchland, ſo auch in Frank— 
reich die proteſtantiſch, oder den Proteſtanten freundlich Geſinnten erhoben 
hatten, daß nämlich die franzöſiſche Kirche ihre Streitigkeiten durch ein National— 
konzil ſelbſtändig ordnen ſolle. Schon mit Ausgang des März 1560 war 
Franz II. dieſem Verlangen entgegengekommen, indem er eine Verſammlung 
des franzöſiſchen Klerus zuſagte, welche, je nachdem die Krone ihre Vorſchläge 
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einrichtete, ſehr viel oder ſehr wenig bedeuten konnte. Die Drohung, jene Auf⸗ 
gaben, die man der allgemeinen Kirchenverſammlung unter Leitung des Papſtes 
zugedacht hatte, für Frankreich durch ein Nationalkonzil unter Leitung der Krone 
löſen zu laſſen, war fortan das ſcharfe Mittel, durch welches die franzöſiſche 
Regierung ihre Vorſtellungen um baldige Berufung des Konzils verſtärkte. 
Nicht jedoch daß ſie ſelber zu dieſem Ausweg eigentlich geneigt geweſen wäre: 
„gleich den ſchwer Kranken,“ ſagte Katharina, „werden wir alle Heilmittel 
verſuchen und ſchließlich zu dem äußerſten greifen müſſen, wenn das General— 
konzil nicht vorwärts geht, wie es foll.“') Im ganzen konnte man aus den 
Erklärungen der franzöſiſchen Regierung herausleſen, daß der Papſt, wenn er den 
raſchen Zuſammentritt des Konzils gewährte, hinſichtlich all ihrer anderen For— 
derungen und Drohungen auf Nachgiebigkeit rechnen durfte. 

Zu einem raſcheren Vorgehen ließ ſich der Papſt denn auch ſofort durch 
Frankreich antreiben. Er hatte zuerſt, wie oben bemerkt, die Abſicht, ſich von 
den Regierungen um das Konzil bitten zu laſſen. Als jedoch die Nachricht von 
dem drohenden Nationalkonzil kam, faßte er den Entſchluß, demſelben durch 
ungeſäumte Eröffnung des Generalkonzils zuvorzukommen.?) Am 3. Juni ſtellte 
er in dieſem Sinne den verſammelten Geſandten der Mächte gleichſam ein 
Ultimatum. Statt allgemeiner Bezeigung ſeiner Bereitwilligkeit zum Konzil er— 
klärte er jetzt gerade heraus: er gedenke das unterbrochene Konzil fortzuſetzen, 
und zwar in Trient, unter Vorbehalt einer ſpäteren Verlegung, wenn ſie zweck— 
mäßig erſcheine; bevor er mit der Berufung vorangehe, erwarte er die Rück— 
äußerung und etwaige Vorſchläge der Mächte, aber bald, denn Zögerung ſei 
unſtatthaft.“) 

So hatte alſo der Papſt endlich offen geſprochen. Wie aber verhielt ſich 
ſowohl zu ſeinen vorläufigen, wie zu dieſen definitiven Eröffnungen der Kaiſer 
Ferdinand? Im Sinne Ferdinands war ohne Zweifel das Konzil die höchſte 
und letzte Autorität zur Heilung des Zwieſpalts, der durch die abendländiſche 
Chriſtenheit hindurchgegangen war. Aber er unterließ doch nicht, ſich zu fragen, 
ob ſelbſt ein Konzil, und beſonders ein ſolches, wie der Papſt es zu bieten 
vermochte, dieſer Aufgabe gewachſen war. Ich habe ſchon geſagt, wenn er fic 
für die Kirchenverſammlung zu einer Zeit, da ſie in weitem Felde war, wahr— 
haft zudringlich verwandte, ſo geſchah das mehr auf den Drang ſeines Gewiſſens, 
das ihm den Religionsfrieden vorwarf, als in der Erwartung eines ſicheren 
Erfolges. Jetzt nun, da ihm das Konzil in faßbarer Nähe gezeigt wurde, war 
er eigentlich darüber erſchrocken; denn jetzt wurde ihm die in Wahrheit unlös— 
bare Aufgabe der Heranziehung der Proteſtanten zu den konziliaren Arbeiten, 
der Unterwerfung derſelben unter die konziliaren Beſchlüſſe auf die Tagesordnung 


) An den B. Rennes. 1561 März 7. (Lettres de Catherine de Medici I S. Ie 
Daß die Königin unter dem äußerſten Mittel das Nationalkonzil verſteht, zeigt die Vergleichung 
ihres Schreibens an den B. Rennes vom 24. Dez. 1560. (S. 159.) 

) Borromeo an Hoſius Mai 26. (Cyprianus S. 84.) 

*) Berichte über dieſe Allokution vom venetianiſchen (Raynald 1560 n. 57) und kaiſer⸗ 
lichen (Sickel n. 33) Geſandten. 
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geſetzt. Der erſte Gedanke, der ſich ihm unter dieſen Schwierigkeiten bot, war 
der einer weitausſehenden Verhandlung zur Gewinnung der proteſtantiſchen 
Stände in Deutſchland und der proteſtantiſchen Mächte außerhalb des Reichs, 
und der erſte Rat, den er erteilte, war: um die nötige Zeit zu ſolchen Ver— 
handlungen zu gewinnen, darf das Konzil nicht übereilt werden. Schwierig, 
ſagte er, wird die Berufung desſelben ſein, langſamer ſein Fortgang und un— 
gewiß ſein Ausgang.!) Als die allererſte Bedingung ſodann für den gedeihlichen 
Anfang der Verhandlungen mit den Proteſtanten fügte er die zweite Forderung 
hinzu, daß das Konzil durchaus nicht als Fortſetzung des vorher in Trient 
gehaltenen ins Leben trete: es ſollte neu berufen werden, und zwar nach einer 
weiter von der italieniſchen Grenze gelegenen Stadt, etwa nach Konſtanz, Regens— 
burg oder Köln. 

Aehnlich wie Frankreich, wenn auch nur in ſeiner zweiten Forderung mit 
demſelben übereinſtimmend, trat der Kaiſer alſo mit den Abſichten des Papſtes 
in Widerſpruch. War aber ſein Widerſpruch dem Papſte wirklich gefährlich? 
wurde er mit größerer Feſtigkeit aufgeſtellt, als der der franzöſiſchen Regierung? 
Als Ferdinand auf die erſten Anregungen des Nuntius und die beſtimmteren 
Erklärungen des Papſtes vom 3. Juni ſeine Anſichten in einer Denkſchrift zu— 
ſammenfaßte, die er dem Nuntius am 20. Juni übergab, hielt er die ausdrück— 
liche Verſicherung für nötig, er erteile ſeinen Rat nur, weil er verlangt werde, 
und unter Wahrung des beſſeren Urteils des Papſtes.?) Als hierauf die 
römiſche Kurie ſich beeilte, ihn beim Wort zu nehmen, und jene Verſicherung 
dahin auslegte, daß er ſeine Meinung überall der Entſcheidung des heiligen 
Stuhls unterwerfe,?) antwortete der Kaiſer ehrfurchtsvoll, er habe ſeine Mei— 
nung durchaus dem Urteil des apoſtoliſchen Stuhls unterworfen.“) Pius IV. 
ſelber hielt unter dieſen Schwankungen die Stellung feſt, die er von Anfang 
eingenommen hatte. Er hatte ſich entſchloſſen, das Konzil ins Leben zu rufen, 
wenn ein Vorbehalt ihm bewilligt wurde. Dieſer Vorbehalt lautete: das neue 
Konzil muß in denſelben Formen und in demſelben Geiſte, d. h. unter der 
gleich feſten päpſtlichen Leitung und in der gleichen Beurteilung der proteſtan— 
tiſchen Lehren, zuſammentreten wie das frühere in Trient; und um dies mit 
Sicherheit zu erreichen, ſoll es kein eigentlich neues ſein, ſondern die Fortſetzung 
der Trienter Verſammlung. 

Indem nun der Papſt ſchrittweiſe dieſe Abſichten klarlegte, gerieten, wie 
eben gezeigt iſt, die großen Mächte unter ſich ſelber in Gegenſatz. Philipp II. 
ſtritt für die Fortſetzung und erklärte dem Kaiſer, der die Neuberufung ver— 
langte: in dem Ziel ſind wir einig, aber in den Wegen gehen wir auseinander.“) 
Frankreich drang auf Beſchleunigung und meinte vom Kaiſer, der ſtets vor 
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Uebereilung warnte: fein Wille iſt gut, aber es fehlt ihm an Entſchloſſenheit.“) 
Hierdurch gewann der Papſt die gewünſchte Gelegenheit, auf ſeinem eigenen 
Wege ſelbſtändig voranzugehen. Im Oktober und November des Jahres 1560 
hielt er mit ſeinen Kardinälen die entſcheidenden Kongregationen, in welchen 
beſchloſſen wurde, weitere Verzögerungen der Einberufung abzulehnen, an Trient 
als Verſammlungsort feſtzuhalten und in der Frage der Fortſetzung oder Neu— 
berufung die erſtere im weſentlichen zu wahren und doch die letztere nicht in 
Abrede zu ſtellen. Am 29. November wurde demgemäß die allgemeine Kirchen— 
verſammlung nach Trient auf den 6. April 1561 durch den Papſt berufen: es 
wurde, um die Gegner der Fortſetzung zu befriedigen, nicht mit klaren Worten 
eine Wiederaufnahme des zweimal in Trient vereinigten Konzils angekündigt, 
ſondern, wie geſagt, die allgemeine Kirchenverſammlung berufen. Aber dieſe 
Berufung wurde damit motiviert, daß das Konzil bereits zweimal vereinigt und 
nicht zu Ende geführt, ſondern zuletzt vertagt ſei; und mit Bezug auf die Ver— 
tagung wurde zu dem Satz, der die Berufung ausſprach, noch der Zwiſchenſatz 
„unter Aufhebung jeglicher Vertagung“ hinzugefügt. Bei einer ſolchen Form 
der Einladung mußte das Konzil wohl von vornherein als identiſch mit den 
beiden vorausgehenden Trienter Verſammlungen, als verpflichtet zur Anerkennung 
der ſchon gefaßten Beſchlüſſe und zur Beendigung der noch nicht erledigten 
Arbeiten gefaßt werden. 

Eine neue Schwierigkeit, die der Papſt nach dieſem kühnen Griff zu über— 
winden hatte, beſtand nun aber darin, daß die katholiſchen Mächte die Ein— 
ladung zum Konzil auch wirklich annahmen und ihren Biſchöfen die Beſuchung 
desſelben geſtatteten. Raſch ging es damit nicht. Als am 16. April 1561 zwei 
päpſtliche Legaten ihren Einzug in Trient hielten, fanden ſie dort einen Kardinal 
und neun Biſchöfe anweſend; es dauerte bis zum 18. Januar 1562, ehe man 
mit 112 ſtimmberechtigten Mitgliedern?) das Konzil für eröffnet erklären konnte. 
Von den drei großen katholiſchen Monarchen ſtieß ſich König Philipp II. vor 
allem daran, daß in der Berufungsbulle die Fortſetzung nicht unzweideutig feſt— 
geſtellt ſei; erſt im Juni 1561, nachdem der Papſt ihm in einem geheimen 
Schreiben?) erklärt hatte, daß er die Berufung als Fortſetzung verſtehe, entſchied 
ſich der König und ſein Staatsrat für die Beteiligung der ſpaniſchen Biſchöfe 
am Konzil. In Frankreich umgekehrt war man mißvergnügt, weil die Neu— 
berufung nicht zugeſtanden war, und da vollends im Lauf des Jahres 1561 
eine Politik der Ausgleichsverſuche mit den Proteſtanten unternommen wurde, 
die unter Vor- und Rückſchritten im April des Jahres 1562 zum Gegenteil der 
Verſöhnung, nämlich zum offenen Religionskrieg führte, kühlte der Eifer der 
Regierung für die Beſchleunigung des Konzils ſich plötzlich ab. Während der 


) Grande affection, mais peu de résolution (Königin Katharina an den B. Rennes. 
1561 März 7. Lettres de Catherine d. M. I S. 171). 

2) Theiner, Acta concilii Tridentini I S. 676. 

) Breve nebſt eigenhändigem Schreiben. (Döllinger, Beiträge I S. 366.) Ueber die 
Erwägungen des ſpaniſchen Staatsrats vgl. vor allem die intereſſanten Mitteilungen Guerreros 
in dem Bericht der Legaten vom 12. Jan. 1562. (Epistolae Pogiani III S. 21 Anm. e.) 
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erſten ſechs Monate fanden ſich nur fünf franzöſiſche Biſchöfe ein; !) es dauerte 
bis zum 13. November 1562, ehe der Kardinal von Lothringen mit vierzehn 
franzöſiſchen Prälaten und achtzehn Theologen erſchien.?) 

Am ſchwierigſten und verwickeltſten geſtalteten ſich die Dinge im deutſchen 
Reich. Nicht freilich, daß Kaiſer Ferdinand durch das päpſtliche Vorgehen in 
ſeiner Ergebenheit gegen den römiſchen Stuhl erſchüttert wäre: er habe gewünſcht, 
ſagte er nach Erlaß der Berufungsbulle, daß der Papſt ſeine Ratſchläge ange— 
nommen hätte; gleichwohl werde er die Abhaltung des Konzils mit allem Eifer 
befördern.“) Aber Ferdinand mit ſeiner eigenen Bereitwilligkeit vermochte weiter 
nichts, als eine Geſandtſchaft zum Konzil zu ſchicken und den einen oder anderen 
Biſchof ſeiner Erblande zum Erſcheinen in Trient zu beſtimmen. Dies bedeutete 
nicht viel, wurde auch vorläufig vom Kaiſer vertagt gegenüber der größeren 
Frage, ob das Reich, und hier in erſter Linie die proteſtantiſchen Stände, ſich 
an dem Konzil beteiligen würden. Darüber war im Sinne Ferdinands zuerſt 
zu verhandeln, und zwar, da der Papſt nun einmal mit der Berufungsbulle 
ſelbſtherrlich vorgegangen war, unter der Initiative des Papſtes. Ob man aber 
in Rom das Erſcheinen der Proteſtanten überhaupt wünſchte? Wer die Stim— 
mung der proteſtantiſchen Stände auch nur oberflächlich kannte, mußte ſich ſagen, 
daß die Berufungsbulle vom 29. November und die Teilnahme derſelben am 
Konzil ſich gegenſeitig ausſchloſſen. Vermutlich würde ſchon die einfache That— 
ſache der Berufung des Konzils durch den Papſt und die ſichere Ausſicht auf 
die Leitung desſelben durch den Papſt genügt haben, um eine Verhandlung über 
die Beteiligung der proteſtantiſchen Stände ausſichtslos zu machen. Die Bulle 
Pius' IV. beſagte aber mehr: ſie bezeichnete das neue Konzil deutlich genug als 
Fortſetzung des früheren, ſie bot den Proteſtanten weiter nichts als ſicheres Gehör 
vor dem Richterſtuhl einer die katholiſche Hierarchie vertretenden Verſammlung, 
die in ihren früheren Vereinigungen die Hauptlehren des Proteſtantismus ſchon 
verworfen hatte. Nach ſolch einem Erlaß war es, ſoweit es ſich um die prote— 
ſtantiſchen Reichsſtände handelte, im Grunde eine leere Demonſtration, wenn im 
Januar 1561 zwei päpſtliche Nuntien, die Biſchöfe Delfino und Commendone, 
beim Kaiſer in Wien eintrafen, um mit ſeiner Unterſtützung, der eine die geiſt— 
lichen und weltlichen Fürſten von Oberdeutſchland, der andere diejenigen von 
Niederdeutſchland, zur Beſuchung des Konzils einzuladen. 

Es war damals — wir kommen im folgenden Abſchnitt darauf zurück — 
den Bemühungen einiger Fürſten gelungen, faſt ſämtliche proteſtantiſche Fürſten, 
perſönlich oder durch Geſandte vertreten, zum Ausgleich ihrer dogmatiſchen 
Streitigkeiten in der Stadt Naumburg zu verſammeln. Auf Rat des Kaiſers 
benutzten die päpſtlichen Geſandten dieſe Gelegenheit, um den prboteſtantiſchen 
Fürſten ihre Aufträge mit einemmal vorzubringen. Und ſo traten denn, unter— 


) Viviers, Nimes, St. Papoul, Paris (zuerſt am 16. April), La Baur. (Lanjac an 
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2) Paleotto bei Theiner II S. 598. Bericht der Legaten in epist. Pogiani III S. 180 


Anm. b. 
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ſtützt von einer kaiſerlichen Geſandtſchaft, die beiden Nuntien am 5. Februar“) 
1561 mitten in die proteſtantiſche Verſammlung, um die Einladung zum Konzil 
in dem oben angegebenen Sinne der päpſtlichen Bulle vorzutragen. Das Er— 
gebnis dieſes Verſuches war, daß die Verſammelten die Berufung des Konzils 
durch den Papſt für eine Anmaßung erklärten, über die ſie mit demſelben weiter 
nicht zu verhandeln hätten. Nur ſo weit wollten ſie ſich noch mit dem Trienter 
Konzil befaſſen, als ſie dem Kaiſer, der die Einladung der Nuntien befürwortet 
hatte, die Gründe ihrer Ablehnung jenes Konzils in einer weitſchweifigen Schrift 
darzulegen gedachten, die indes erſt im November 1562 wirklich vereinbart war 
und überreicht wurde. 

Vorauszuſehen wie dieſe Ablehnung war, ſo hatte ſie aber die weitere 
Folge, daß nun auch die katholiſchen Reichsbiſchöfe dem Konzil ferne blieben. 
Dies hing mit dem tieferen Grund der Stimmung der Proteſtanten gegen das 
Konzil zuſammen, die ſich eben nicht nur aus Abneigung, ſondern auch aus 
Furcht zuſammenſetzte. Man rechnete, daß nach dem Geiſt des kanoniſchen 
Rechtes und der Ueberlieferung der letzten Jahrhunderte Konzilsdekrete und 
Zwangsmaßregeln katholiſcher Mächte zur Unterwerfung der Chriſtenheit unter 
dieſelben untrennbar zuſammengehörten. Sobald daher das Konzil in Frage 
kam, wurden jene nie verſtummenden Gerüchte von katholiſchen Bündniſſen zur 
Vernichtung der Proteſtanten um ſo lauter und erſchreckender: die Konzilsver— 
handlungen felber ſollten ſchon die erſte Ausgeburt einer Verſchwörung zwiſchen 
dem Papſt, dem Kaiſer, den Königen von Frankreich und Spanien ſein.?) Und 
inſofern hatte man recht: wenn es auf Papſt Pius IV. angekommen wäre, ſo 
hätten allerdings die katholiſchen Mächte ein Kriegsbündnis ſchließen müſſen zur 
gewaltſamen Durchführung der zu erlaſſenden Konzilsdekrete.?) Allein den katho— 
liſchen Mächten gegenüber waren doch dieſe Wünſche ebenſo unwirkſam, wie 
vorher die Anſprüche Pauls IV. an das Kaiſertum. Vor allem Ferdinand J. 
ſtellte bei den geſamten Verhandlungen vor und während des Konzils unermüd— 
lich den einen Vorbehalt auf, daß der Religionsfriede nicht erſchüttert werden 
dürfe. Wie er das Machtverhältnis zwiſchen Katholiken und Proteſtanten im 
Reich beurteilte, konnte ein neuer Kampf zwiſchen beiden Parteien nur zum 
Nachteil der erſteren ausſchlagen. Im weſentlichen alſo waren die Befürchtungen 
der proteſtantiſchen Stände unbegründet. 

Aber ſie waren nun einmal vorhanden, und wie ſie eine Handhabe zur 
Gegenwehr erforderten, ſo wandten ſie ſich drohend gegen die geiſtlichen Stände. 
Die deutſchen Reichsbiſchöfe, ſoweit ſie das Konzil nicht ſchon wegen proteſtan— 
tiſcher Geſinnung verwarfen, ſagten ſich: wenn wir nach Trient gehen, ſo be— 
trachten unſere proteſtantiſchen Nachbarn dies als einen feindſeligen Schritt, den 
ſie vergelten werden, indem ſie während unſerer Abweſenheit unſere Lande be— 


) Bericht der Nuntien. Misc. di storia Ital. VI S. 56. 

) Gachard, Corresp. de Marguerite d' Autriche I S. 301. 

) Bgl. Reimann in den Forſchungen zur deutſchen Geſch. VI S. 595 Anm. 3. Aeuße⸗ 
rungen des Papſtes an den Abt von Manne über die buona lega zur Unterwerfung der dem 
Konzil Ungehorſamen, secondo il cardinal di Lorena a ricordato. (Sickel v. 48 Schlußſatz.) 
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drängen. Und wer ſollte in einem ſolchen Fall die geiſtlichen Lande ſchützen? 
Auf den Stiftsadel, deſſen Mehrzahl entweder proteſtantiſch war oder prote— 
ſtantiſche Neigungen hegte, wollten die Prälaten nicht vertrauen.!) Und jo im 
Bewußtſein ihrer kläglichen Schwäche, erteilten ſie den beiden Nuntien, Commen— 
done und Delfino, als dieſe von Naumburg zu den einzelnen Fürſten reiſten, 
faſt durchweg abweiſende oder ausweichende Antworten. Und als der Kaiſer in 
ſeiner unverdroſſenen Gewiſſenhaftigkeit noch einmal den Verſuch machte, das 
Reich für das Konzil in Bewegung zu ſetzen, und zu dem Zweck erſt (Februar 
1561) mit den geiſtlichen, dann (Mai 1561) mit den geſamten Kurfürſten über 
die Bewilligung eines Reichstags verhandelte, konnte er nur ſeine vorigen Er— 
fahrungen beſtätigt ſehen: die proteſtantiſchen Stände weigerten ſich, die katho— 
liſchen fürchteten ſich, in Erörterungen über das Konzil einzutreten. 

Während dieſe Verhandlungen ſich hinzogen, ſprach die römiſche Kurie den 
Gedanken aus, den ſie vielleicht vom Beginn an gehegt hatte: der Kaiſer möge, 
ohne auf die Entſchließungen der Reichsſtände zu warten, ſeine Geſandten und 
die Prälaten ſeiner Erblande nach Trient ſchicken.?) Anfangs zögerte Ferdinand, 
auf die Mitwirkung des Reichs zu verzichten. Aber als im Juni 1561 der 
König von Spanien ſich für die Beſuchung des Konzils entſchied, als am 31. Juli 
der König von Frankreich die Verſammlung des franzöſiſchen Klerus eröffnete, 
bei welcher 25 Biſchöfe zur Vertretung der gallikaniſchen Kirche in Trient aus— 
gewählt wurden, da — ſeit dem Monat Oktober — begann auch der Kaiſer, 
ſich ernſtlich mit den Aufträgen, die ſeine Geſandtſchaft mitnehmen ſollte, zu 
befaſſen. Er hatte jetzt zu den eigentlichen Aufgaben der Kirchenverſammlung 
ſeine Stellung zu nehmen. 

Beſtimmend für die Richtung der nun zu faſſenden kaiſerlichen Beſchlüſſe 
war es, daß das Konzil nur noch als eine katholiſche Verſammlung gedacht 
werden durfte, deren Entſcheidungen, bei aller Rückſicht, die man auf die Prote— 
ſtanten nehmen mochte, doch zunächſt für die katholiſche Welt galten. Bei dieſem 
Charakter der vorſtehenden Konzilsverhandlung als einer inneren Angelegenheit 
der katholiſchen Kirche mußten die Anſichten über die vom Konzil zu treffenden 
Neuordnungen und über die Form ſeiner Verhandlung geſchöpft werden aus 
den innerhalb der katholiſchen Kirche lebendigen Grundſätzen über das, was der 
Kirche not thue, und was einem allgemeinen Konzil zukomme. Die innerhalb 
der katholiſchen Kirche lebendigen Grundſätze gingen aber nach zwei Richtungen 
ſcharf auseinander, je nachdem man das Heil der Kirche in dem Verfaſſungs— 
ideal der Konzilien von Konſtanz und Baſel oder in demjenigen der römiſchen 
Kurie erblickte. An den Kaiſer trat alſo in dem Augenblick, da er jene Er— 
wägungen aufnahm, die Frage heran, ob er in dieſen tiefſten Gegenſätzen, die 
wohl verhüllt, aber nicht abgeſtumpft werden konnten, weil ihre Auseinander- 
ſetzung in vollem Gange war, und zwar unter fortgehenden Erfolgen der päpſt— 
lichen Sache, — ob er hier Partei ergreifen wollte. 


) Dies hebt Commendone in dem Bericht vom 13. Jan. 1561 hervor. (Miscellanea 
VI S. 40.) 
2) Zuerſt in dem Schreiben Borromeos an Hoſius. 1561 März 15. (Cyprianus S. 149.) 
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Von vornherein möchte man meinen, die kaiſerliche Regierung hätte ihre 
Partei ſchon gewählt. Hatte nicht der Leiter ihrer kirchlichen und Reichspolitik, 
der Reichsvizekanzler Seld, ſchon vor drei Jahren die Baſeler Grundſätze mit 
ſchneidender Beſtimmtheit aufgeſtellt? Aber dieſe Aufſtellung war erfolgt unter 
der Einwirkung eines heftigen Streites; jetzt unter dem Einfluß des vom Kaiſer 
ſo hoch geſchätzten Bündniſſes mit der Kurie nahmen die Erörterungen einen 
ganz anderen Charakter an.!) In dem geheimen Rat des Kaiſers, einer kolle— 
gialen Behörde von vier bis ſechs hohen Beamten, die bald einzeln, bald ſämt— 
lich zur Begutachtung der ſchwereren Fragen äußerer und innerer Politik, zur 
Vorbereitung der wichtigſten darauf bezüglichen Schriftſtücke berufen wurden, gab 
es nur zwei Männer, welche die Konzilsangelegenheiten mit ſelbſtändigem Urteil 
behandelten, Dr. Gienger und der oft genannte Seld. Der erſtere hatte die 
Grundſätze der früheren Jahre nicht vergeſſen: ſeinen Vorſchlägen lag die An— 
ſicht von der Superiorität des Konzils über dem Papſt zu Grunde, von der 
Verbindlichkeit der Baſeler Reformgeſetze, von tief eingreifenden Befugniſſen der 
ſtaatlichen Gewalt, beſonders des Kaiſers, bei Ordnung der in Zerrüttung ge— 
ratenen Hierarchie. Nie, ſagte er mit unmittelbarer Beziehung auf eine dem 
Konſtanzer Konzil überreichte Eingabe, hat die Kirche ein Schisma anders als 
mit Hülfe der weltlichen Fürſten überwunden. Bei den gegenwärtigen Wirren, 
meinte er, wäre es der beſte Weg, wenn der Kaiſer ſo, wie einſt Heinrich III., 
nach Rom ziehen könnte, um dort mit ſtarker Hand Ordnung zu ſtiften. Aber 
wie ganz anders hatte ſich die Anſchauung der Dinge bei Seld geſtaltet! Er, 
der kurz vorher die Lehren des Tudeschi wiedergegeben hatte, wollte jetzt ängſtlich 
den Schein vermeiden, als ob man die Autorität des Konzils zu ſehr betone. 
Als ihm eine der einſchneidenderen und bekannteſten Reformen des Baſeler 
Konzils, betreffend die Zahl und Auswahl der Kardinäle, vorgelegt wurde, konnte 
er ſich derſelben nicht entſinnen, ein Exemplar der Baſeler Dekrete ſelber war 
ihm nicht zur Hand. Und was gar die Befugniſſe des Kaiſers gegenüber dem 
Konzil anging, ſo erinnerte er, daß der Kaiſer raten, aber nichts erzwingen 
könne, er führte ihm die Mahnung des Papſtes Gelaſius zu Herzen, daß er 
dem Urteil der Prieſter, nicht aber dieſe ſeinem Gebot unterſtünden. 

Unter den beiden Räten hatte Seld den überwiegenden Einfluß, und dies 
um ſo mehr, da Gienger ſelber an die Durchführbarkeit ſeiner Grundſätze nicht 
glaubte. Das Verhältnis, welches zwiſchen ihnen hervortrat, wiederholte ſich 
unter den vom Kaiſer zugezogenen Theologen. Der Konvertit Staphylus, den 
der Kaiſer und der Herzog von Baiern mit dem Titel eines Rates geehrt, und 
der letztere zum Profeſſor in Ingolſtadt ernannt hatte, der kaiſerliche Hof— 
prediger und Beichtvater Zithard, ein Dominikaner aus Aachen, fühlten als 
Polemiker gegen die Proteſtanten vor allem das Bedürfnis des Zuſammenhaltens 
der Hierarchie. Jede Erörterung der Grundlagen der Kirchenverfaſſung, bei der 
innerhalb des Konzils ſelber tiefe Gegenſätze hervortreten mußten, wollten ſie 
vermieden ſehen. Schärfer vielleicht trat gegen die Kurie der Biſchof Urban 

) Für das Folgende vgl. Hugo Löwe, Die Stellung Ferdinands J. zum Trienter Konzil. 
(Bonner Doktordiſſertation. Demnächſt erſcheinend.) 
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von Gurk auf; aber es gab doch nur einen theologiſchen Ratgeber, der ſeine 
Vorſchläge mit Feſtigkeit aus den Baſeler Grundſätzen herleitete, das war Franz 
von Corduba, ein ſpaniſcher Barfüßermönch, der Beichtvater der Gemahlin 
König Maximilians. Der forderte von der Trienter Verſammlung eine klare 
Entſcheidung, ob die Autorität des Konzils über derjenigen des Papſtes ſtehe. 
Seinerſeits nahm er als entſchieden an, daß der Papſt, wenn er eine dogmatiſche 
Beſtimmung des Konzils nicht beſtätige, ein Ketzer, und wenn er ein gerechtes, 
für das Wohl der Kirche erlaſſenes Geſetz desſelben nicht genehmige, ein Schis— 
matiker ſei. Ganz wie Gienger erwartete er von den weltlichen Fürſten ein 
herrſchendes Eingreifen zur Ordnung der zerrütteten Kirche. !) Aber ſeine Stimme 
drang nicht durch, er mußte vor dem Einfluſſe des Staphylus zurücktreten. 

Daß die Männer, welche zur Schonung der Hierarchie und zum Frieden 
mit der Kurie rieten, die Oberhand behielten, hatte ſeinen letzten Grund in der 
Geſinnung des Kaiſers. Als Ferdinand jene oben erwähnte Denkſchrift, in der 
die Einwendungen gegen eine eilige Berufung des Konzils ausgeführt waren, 
am 20. Juni dem päpſtlichen Nuntius zuſtellte (S. 151), vermißte derſelbe an 
beſtimmten Stellen die Ehrfurcht gegen Papſttum und Hierarchie, ſowie den 
Abſcheu gegen die Ketzerei als das alle ſittlichen Vergehen übertreffende Laſter. 
Ohne ſich mit den Räten einzulaſſen, ging er darauf unmittelbar zum Kaiſer, 
ſtellte ihm vor, daß dieſe Schrift den Verdacht der Begünſtigung der Ketzerei, 
der unter Paul IV. auf ihm gelaſtet, wieder aufwecke, und gab ſie ihm zur 
Verbeſſerung zurück. Ferdinand aber, weit entfernt, ſolche Erinnerungen übel 
zu nehmen, dankte dem Nuntius für ſeine guten Geſinnungen und ließ die als 
anſtößig bezeichneten Stellen ſämtlich ſtreichen.) War es ein Wunder, wenn 
die Kurie ihn fortan für beſſer geſinnt hielt als ſeine Räte, und ſich die Lehre 
zog, daß in ſchwierigen Konflikten der Kaiſer unmittelbar anzugehen ſei? 

Unter ſolchen Strebungen und Gegenſtrebungen wurden die kaiſerlichen 
Vorſchläge über die Entſcheidungen, die das Konzil zu treffen, und die Form, 
in der es zu verhandeln habe, feſtgeſtellt. Sie ſind niedergelegt zunächſt in der 
Inſtruktion für die kaiſerliche Geſandtſchaft, welche am 1. Januar 1562 aus— 
gefertigt wurde, ſodann in einer ungleich wichtigeren Denkſchrift, dem ſogenannten 
Reformationslibell, welches erſt nach Beginn der Konzilsverhandlungen in Angriff 
genommen und im Mai 1562 abgeſchloſſen ward. Der eigentliche Urheber der 
Inſtruktion ijt Seld; das Reformationslibells) dagegen, bei dem man immer noch 
daran feſthielt, viele Einzelvorſchläge zu machen, die der Kurie und Hierarchie 
übel klangen, wurde ſeinem Kerne nach von Gienger und Biſchof Urban ent— 
worfen, dann aber von Staphylus und Seld zugleich vermehrt und gemildert. 
Nach beiden Schriftſtücken faſſen wir die kaiſerlichen Vorſchläge zuſammen. 

Ein Grundgedanke, in dem unter den kaiſerlichen Ratgebern die Freunde 


) Daß das Gutachten bei Schelhorn (Amoenitates II S. 501. Le Plat V S. 212) von 
Franz von Corduba iſt, weiſt Löwe nach in der angef. Diſſertation. 

2) Bericht des Hoſius. Juni 21. (Theiner, Monumenta Poloniae II S. 611.) Sickel 
n. 39 und n. 38 Anm. S. 70. 

8) Ueber ſeine Entſtehung Sickel im Archiv f. öſterreich. Geſchichte Bd. 45. 
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wie die Gegner der Kurie übereinkamen, war der, daß unter den zwei durch 
die Natur der Sache gebotenen Aufgaben des Konzils, der Beſtimmung nämlich 
der ſtreitig gewordenen Dogmen und der Reform von Verfaſſung und Recht, 
Disziplin und kirchlichem Leben, die zweite Aufgabe dringender ſei als die erſte. 
Man wollte eben am kaiſerlichen Hof die vornehmſte Urſache der Erfolge des 
Proteſtantismus in der ſittlichen Entartung der Kirche, beſonders der Hier— 
archie, erkennen, und deshalb mußte eine ſittliche Reinigung der Kirche für das 
Werk der Wiedervereinigung wichtiger erſcheinen als dogmatiſche Definitionen. 
Letztere erſchienen vollends bedenklich, da die Proteſtanten ja ihre Teilnahme 
verweigerten, eine einſeitige Feſtſtellung der ſtreitigen Lehren aber den Zwieſpalt 
mit ihnen nur vertiefen konnte. Uebrigens wäre es ſehr irrig, wenn man bei 
dieſer Abneigung gegen Dogmenbeſtimmung die Anſicht vorausſetzen wollte, daß 
den Geiſtern freier Spielraum zu laſſen ſei; im Gegenteil, ſoweit es ſich um 
Klerus und Volk innerhalb der katholiſchen Kirche oder unter katholiſcher Landes— 
hoheit handelte, verlangte der Kaiſer vom Konzil die Abfaſſung deutlicher Lehr— 
bücher des katholiſchen Dogma mit beſtimmter Angabe der abweichenden Lehren; 
was er ſcheute, waren nur die unmittelbar gegen die Proteſtanten gerichteten 
Definitionen des Konzils, und was er in den Arbeiten des Konzils in die erſte 
Stelle gerückt ſehen wollte, das war die ſogenannte Reform. 

Reform der Kirche bedeutete nun vor allem Neuordnung ihrer Verfaſſung. 
Sobald man aber dieſe angriff, drängte ſich als vornehmſte unter den in der 
katholiſchen Kirche ſchwebenden Verfaſſungsfragen der Streit über das Verhältnis 
der Autorität von Papſt und Konzil hervor. Es iſt erwähnt, wie ſeit der Be— 
ſiegung des Baſeler Konzils die römiſche Kurie in vollem Zug war, dieſen Streit 
theoretiſch und praktiſch zu ihren Gunſten zu wenden, wie ſie aber eine offene 
Führung desſelben auf der Kirchenverſammlung fürchtete. Der Kaiſer kam 
ihren Wünſchen entgegen, indem er in den beiden erwähnten Schriftſtücken 
die Sache gar nicht erwähnte und dann, bei der erſten Gefahr ihres Her— 
vortretens am Konzil, in vollem Einverſtändnis mit ſeinen Geſandten ent⸗ 
ſchied, daß „dieſe äußerſt gehäſſige Frage nicht zu berühren ſei“. !) Theoretiſch 
wurde alſo dieſer Punkt abgewieſen; aber praktiſch drängte er ſich wieder bei 
der Frage vor, wie weit ſich die für ſo dringend gehaltene Reform der Kirche 
erſtrecken ſolle. 

Von den erſten Verhandlungen des Trienter Konzils an hatte das Papft- 
tum hier die Gelegenheit ergriffen, die Superiorität des Konzils praktiſch zu 
bekämpfen, indem es an dem Grundſatz feſthielt, das Konzil habe keine Befugnis, 
Reformen bezüglich der Rechte des Papſtes und der Einrichtungen ſeiner Regierung 
vorzunehmen. Dem gegenüber ſtand am kaiſerlichen Hof von Anfang an die 
Ueberzeugung feſt, daß keine Reform eine wirkliche Heilung bewirken könne, die 
nicht den Höhepunkt des Verderbens beim Haupte der Kirche ſuche und bekämpfe. 
Wie nun ſtellte ſich jetzt der Kaiſer zu dieſem Gegenſatz? Der Papſt, ſo ließ er 
in dem Reformationslibell vorſchlagen, iſt vom Konzil zu „bitten“, daß er die 
Reform von Mißſtänden bezüglich ſeiner Perſon und ſeines Hofes „geſtatte“. 


) Sickel S. 322/23, 326. 
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Einige Monate ſpäter fügte er dem Papſt gegenüber erklärend hinzu: ) ſeine 
beſcheidenen Vorſchläge bezüglich der Reform der römiſchen Kurie hätten nicht 
den Sinn, „daß die Glieder dem Haupte befehlen ſollten“. Alſo er unterwarf 
ſich der praktiſchen Beſtreitung der Superiorität des Konzils. Dem entſprach 
es denn auch, wenn er mit faßbaren Vorſchlägen hinſichtlich der Reform des 
Papſttums ſehr zurückhaltend war. Abgeſehen von der matten?) Aufnahme des 
in Konſtanz und Baſel verfolgten Planes einer Umwandelung des Kardinal— 
kollegiums mittelſt Verminderung ſeiner Mitglieder und gerechter Berückſichtigung 
der verſchiedenen Nationen bei Auswahl der Kardinäle, wurde nur ein bedeutender 
Gegenſtand ins Auge gefaßt, jenes ſo lange beklagte Uebel nämlich, daß gerade 
die anſtößigſten Mißbräuche, wie die Kumulation der kirchlichen Aemter, die Ver— 
gabung derſelben an ungeeignete Perſonen, dadurch eine rechtliche Form erhielten, 
daß der Papſt von den entgegenſtehenden Kirchengeſetzen dispenſierte. Dieſem 
Mißbrauche hatten Gienger und Biſchof Urban in ihrem erſten Entwurf des 
Reformationslibells den Satz entgegengeſtellt: was das Geſetz verbietet, davon 
ſoll der Papſt nicht dispenſieren. Aber als ihre Arbeit unter die Prüfung des 
Vizekanzlers gelangte, warf er erſchrocken ein: das hieße das ganze Dispenſations— 
recht aufheben. Auf ſeine Einwendungen kam der nichtsſagende Vorſchlag zu— 
ſtande, das Konzil ſolle Anordnung treffen, daß künftig keine Dispenſen erfolgen, 
welche die Kirchengeſetze völlig entkräften oder ärgerliche Mißbräuche befördern. 

Wenn der Kaiſer in der Frage der Reform der Kurie ſolche Zurückhaltung 
beobachtete, ſo hatte er übrigens, abgeſehen von ſeiner Scheu vor dem prinzi— 
piellen Verfaſſungsſtreit, noch einen beſonderen Grund: er wollte ſich in ſeinen 
Vorſchlägen auf dasjenige beſchränken, was dem deutſchen Reich not thue. Alſo 
ein zweites Zurückweichen! Der Monarch, der das beſondere Amt eines Be— 
ſchützers der Kirche führen wollte, zog ſich von der Einwirkung auf ihren ge— 
ſamten Zuſtand ängſtlich zurück. 

Im Hinblick auf die deutſchen Verhältniſſe nun hatte der Kaiſer allerdings 
eine Reihe von nicht leicht wiegenden Vorſchlägen zu machen. Der Satz, von dem 
er bei einem Teil derſelben ausging, war ein den Anſchauungen der Hierarchie 
ſelbſt entnommener; er lautete: wenn der Klerus ſeinen Pflichten gewachſen iſt, 
ſo wird auch das Volk mit dem rechten religiöſen Geiſte erfüllt werden. In 
dieſem Sinne ſchlug er Neuordnungen vor, die auf intellektuelle und ſittliche 
Hebung des Klerus, auf Beſetzung der kirchlichen Aemter mit geeigneten Per— 
ſonen, auf Einſchärfung der Amtspflichten und feſte Unterordnung und Beauf— 
ſichtigung der verſchiedenen Aemter ausgingen. Bei vielen ſeiner Wünſche — 
wenn er z. B. Pflanzſchulen für die Bildung künftiger Prieſter und Lehrbücher 
für den Religionsunterricht, Einſchärfung der Reſidenzpflicht für die Biſchöfe und 
Erneuerung der alten Geſetze über die Tauglichkeit zur Bekleidung geiſtlicher 
Aemter und gegen die Häufung derſelben, oder endlich Maßregeln gegen die 
ſittliche Entartung des Klerus verlangte — konnte er auf das Entgegenkommen 


) In dem Schreiben vom 12. Auguſt 1562. (Raynald 1562 n. 64.) 
2) Die deutſche Kirche, bemerkt Seld, hactenus de numero vel auctoritate cardinalium 
parum fuit sollicita. (Gutachten im Archiv 45 S. 86, zu Art. 2.) 
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von Papſt und Biſchöfen rechnen. Bei anderen bewährte ſich die alte Erfahrung, 
daß tiefer eindringende Reformpläne mit den Intereſſen entweder des Papſt⸗ 
tums oder der unteren Hierarchie zuſammenſtießen. Ferdinand ſah in ſeiner 
nächſten Nähe die erſchreckende Verkommenheit der großen Klöſter und Stifter, 
wie ſie um ſo ungeſtörter wucherte, da die Mehrzahl derſelben kraft päpſtlichen 
Privilegiums von der biſchöflichen Jurisdiktion eximirt und dem päpſtlichen Stuhl 
unmittelbar untergeben war. Er glaubte ein Heilmittel zu bieten, indem er 
kurzer Hand vorſchlug: die Exemtion der Klöſter und Kirchen wird aufgehoben. 
Er blickte weiter auf die Verwilderung der Seelſorge, die zum Teil damit zu— 
ſammenhing, daß die Pfarreien maſſenhaft den Klöſtern und Stiftern inkorporiert 
waren, welche das Amt durch einen Mietling oder einen nichtsnutzigen Kloſter— 
bruder verſehen ließen. Er griff mit dem kurzen Vorſchlag ein: jede Pfarrkirche, 
die genügendes Einkommen beſitzt, ſoll ihren ſelbſtändigen Pfarrer haben. Aber 
mit dem erſteren Antrag ſtieß er auf eine eiferſüchtig verteidigte Grundlage der 
päpſtlichen Allgewalt innerhalb der geſamten Kirche und gegenüber den einzelnen 
Biſchöfen; mit dem zweiten forderte er die Klöſter und geiſtlichen Korporationen 
heraus zur Wahrung einer Hauptquelle ihrer Einkünfte und ihrer Macht. 

Im ganzen genommen war jedoch auch dieſer Teil der kaiſerlichen 
Vorſchläge nicht eigentlich auf Erſchütterung der Verfaſſung angelegt. Von 
wirklich eindringender Bedeutung und ſchwer abſehbarer Tragweite war erſt 
eine dritte Klaſſe von Vorſchlägen, die ſich weniger auf die Verfaſſung als die 
Disziplin und den Gottesdienſt, weniger auf die ererbten innerkirchlichen Streit— 
fragen als auf die neu von den Proteſtanten erregte Bewegung bezogen. Zu 
den am mächtigſten wirkenden Ausſprüchen Luthers hatten ſeine Proteſte gegen 
die Herrſchſucht der Hierarchie gehört, ſeine Lehre, daß es eine Gottesläſterung 
ſei, wenn dieſelbe ſich anmaße, das Gewiſſen durch neue Geſetze zu binden. 
Dieſem Anſturm Rechnung tragend, ließ der Kaiſer das Bedenken vorbringen, 
ob die Prälaten recht thuen, an die Verletzung ihrer poſitiven Geſetze ebenſo die 
Folge der Todſünde zu knüpfen, wie an den Bruch des göttlichen Gebotes. Er 
verlangte eine Minderung der überzähligen das Gewiſſen verſtrickenden Kirchen— 
geſetze. Dann aber, auf das Einzelne übergehend, beugte er ſich jener mäch— 
tigen, von den proteſtantiſchen in die katholiſchen Gebiete eingedrungenen Be— 
wegung und beantragte Geſtattung der Ehe für die Prieſter, Ausſpendung des 
Abendmahls unter beiden Geſtalten und dazu eine Milderung der Faſtengebote. 
Vorſichtig, wie immer, verwahrte er ſich ausdrücklich, daß er dieſe beſtimmten 
Neuerungen nicht für die ganze Kirche vorſchlage, ſondern für Deutſchland und 
für die Lande, welche ſie brauchten; er wies darauf hin, daß die Befugnis der 
Hierarchie zur Gewährung der gewünſchten Aenderungen von ihr ſelbſt nicht 
bezweifelt werde. 

Solche Vorſchläge hatten für die geſamte Kirche eine unabſehbare Bedeu— 
tung. Denn bei der Mehrzahl derjenigen, die das Abendmahl unter beiden 
Geſtalten ſo ſtürmiſch verlangten, war doch die Anſicht vorherrſchend, daß die 
Hierarchie mit der Entziehung des Kelches in die göttlichen Anordnungen ein— 
gegriffen habe; und die andere Forderung der Verehelichung der Prieſter be— 
deutete nicht weniger als einen doppelten Bruch mit dem asketiſchen Sittenideal 
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der Hierarchie und mit ihrem Grundſatz der völligen Ausſcheidung des Prieſter— 
ſtandes von der Maſſe der Laien. Gab man in dieſen Fragen nach, ſo erkannte 
man dem Geiſte des vordringenden Proteſtantismus in beſtimmten Punkten ſeine 
Berechtigung zu. Das aber war eine Zumutung, welche innerhalb der katholiſchen 
Welt ähnliche Gegenſätze wach rief, wie der Streit über die Mitteldinge unter 
den Proteſtanten. Da wo unter ſteten Berührungen mit dem vordringenden 
Proteſtantismus die Beſtrebungen einer Verſtändigung noch lebendig waren, vor 
allem in Oeſterreich, Baiern und den jülich-kleviſchen Landen, rieten Staatsmänner 
und ireniſch geſinnte Geiſtliche zu jenen Konzeſſionen; wo hingegen das Bewußt— 
ſein der Feindſchaft gegen das neue Bekenntnis vorherrſchte, wie an der Kurie 
und in den vom Proteſtantismus nur oberflächlich berührten Landen von Spanien 
und Italien, überhaupt in den mächtigern Kreiſen der katholiſchen Hierarchie, 
wurden ſolche Einräumungen verabſcheut. 

Im Zuſammenhang mit dieſen ſachlichen Anträgen Ferdinands ſtanden 
einige Forderungen bezüglich der Geſchäftsordnung des Konzils. Keinen Augen— 
blick beſtritt er dem Papſt das Recht, die Verſammlung zu berufen, und ihre 
Verhandlungen, ſei es perſönlich, ſei es durch Legaten, zu leiten. Aber das 
Papſttum verlangte mehr; unter der Leitung verſtand es zugleich das Recht der 
ausſchließlichen Propoſition, und die Vertretung durch Legaten faßte es ſo, daß 
dieſelben in den einzelnen wichtigen Abſchnitten der Verhandlung ſtets beſondere 
Anweiſungen einzuholen hatten. Trotz ſcharfen Widerſpruches waren dieſe For— 
derungen in den vorausgehenden Seſſionsperioden durchgeſetzt; und als am 
18. Januar 1562 das Konzil abermals mit der 17. Seſſion eröffnet wurde, 
da war es den päpſtlichen Bevollmächtigten gelungen, in das damals publizierte 
Dekret einen Satz einzubringen, welcher beſagte: das Konzil habe zu verhandeln 
unter Vorſitz und auf die Propoſition der Legaten. Damit war die Ge— 
ſchäftsordnung wiederum im päpſtlichen Sinne feſtgelegt, und ſofort wurde 
auch das andere Syſtem des fortlaufenden Anfragens und Anweiſens der Legaten 
wieder ins Leben gerufen. Hier nun trat der Kaiſer — ähnlich wie die ſpaniſche 
Regierung und die ſpaniſchen Prälaten — in beſtimmten Widerſpruch zum 
römiſchen Stuhl: in dem ſteten Einholen neuer Weiſungen ſah er ſowohl eine 
Verſchleppung, wie eine Beeinträchtigung der Freiheit des Konzils; das Recht 
der Propoſition nahm er für ſich, für die katholiſchen Regierungen, für die, 
welche die Bedürfniſſe einer ganzen Nation vertraten, in Anſpruch. 

Während ſo der Kaiſer ſeine Forderungen und Wünſche feſtſtellte, hatte 
das Konzil ſelber ſeine Verhandlungen begonnen. Was Ferdinand vorhergeſehen 
hatte, das Ausbleiben der deutſchen Reichsbiſchöfe, bewahrheitete ſich damals und 
im ganzen weiteren Verlauf der Sitzungen. Das einzige Zeichen der Teilnahme 
derſelben beſtand darin, daß ein paar oberdeutſche Biſchöfe ſogenannte Proku— 
ratoren abfertigten. Da aber Pius IV., unter Aufhebung einer von Paul III. 
den deutſchen Biſchöfen gewährten Vergünſtigung, den Prokuratoren die aktive 
Teilnahme an den Verhandlungen unterſagte,!) jo bedeutete dieſe Abfertigung 


) 1561 Dez. 31. (Raynald 1561 n. 11.) Abermals 1562 Aug. 16 oder 22 (Le Plat 
V S. 438. Vgl. Sickel n. 253 Anm.) Ueber die paſſive Aſſiſtenz der Prokuratoren vgl. Ent⸗ 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555-1648. 11 
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nichts. Deutſchland war an dem Konzil lediglich durch die Geſandtſchaft des 
Kaiſers vertreten; ſie beſtand aus dem kurz vorher ) zum Erzbiſchof von Prag 
ernannten Anton Brus von Müglitz, dem Biſchof Georg Drascovics von Fünf— 
kirchen und dem weltlichen Mitglied Sigismund von Thun. Am 6. Februar 1562 
erſchienen die kaiſerlichen Vertreter zum erſtenmal in einer Generalkongregation 
des Konzils. 

Wenn ihr Auftrag dahin ging, vor allem auf die kirchliche Reform zu 
dringen, ſo ſtießen ſie gleich hier auf das Widerſtreben des römiſchen Stuhls. 
Jene Gefahren, wegen deren man in Rom das Konzil fürchtete, die Erhebung 
nämlich der niederen Hierarchie gegen die päpſtliche Allgewalt und daneben etwa 
der Laien gegen die Macht der Hierarchie, erwartete man weſentlich von den 
Verhandlungen über die Reform. Von Anfang an hatte daher das Papſttum 
gegenüber der Aufgabe der Reform diejenige der Dogmenbeſtimmung erhoben. 
Das Dogma mit Rückſicht auf die von den Proteſtanten verfochtenen Lehren 
feſtzuſtellen, war eine Arbeit, die wohl bedeutende Anſtrengungen und manche 
Streitigkeiten, aber keine großen Spaltungen hervorrufen konnte. Geiſtig be— 
herrſcht wurde das Konzil von der ſittlich und intellektuell hervorragenden Schar 
ſpaniſcher Biſchöfe und Theologen, und den wenigen, welche unter der Maſſe 
italieniſcher Mitglieder theologiſche Bildung beſaßen; dieſe alle ſtanden feſt 
auf dem Boden der von der Scholaſtik überlieferten Syſteme mit ihrem 
wohlgegliederten Zuſammenhang und ihrer ſcharfen Begriffsbeſtimmung. Die 
überlieferten Lehren von Grund aus hiſtoriſch zu prüfen, lag ihnen fern; wur— 
den doch z. B. die gefälſchten Papſtbriefe der pſeudo-iſidoriſchen Dekretalen, deren 
Unechtheit Erasmus erkannt, und Flacius mit ſeinen Genoſſen ſoeben nach— 
gewieſen hatte, als unbezweifelte Autorität verwertet. Kein Wunder, wenn bei 
dieſem Verfahren die Feſtſtellung der wahren Lehre als eine verhältnismäßig 
leichte Aufgabe bezeichnet wurde. Schon in der erſten Seſſionsperiode fiel unter 
den Konzilsvätern die Bemerkung: in den metaphyſiſchen Dogmen kenne man das 
Urteil bereits aus den Zenſuren aller Univerſitäten, den Büchern aller Schrift— 
ſteller, den Geſetzen aller Fürſten.“) Und bei den neueröffneten Sitzungen be— 
merkte Ferdinand: die Dogmen ſind an ſich feſt genug; unter den Mitgliedern 
des Konzils, unter allen Katholiken beſteht kein Streit über fie.*) Indes, wenn 
die Feſtſetzung der Dogmen keine erſchütternden Kämpfe in Ausſicht ſtellte, ſo 
zog ſie doch anderſeits die ſchwere Folge nach ſich, daß die Katholiken in ge— 
ſchärftem Gegenſatz gegen die Proteſtanten zuſammengeſchart und zu deſto feſterem 
Zuſammenhalten unter einheitlicher Leitung genötigt wurden. Und gerade dieſes 
war für das Papſttum ein Grund, vor allem auf dogmatiſche Entſcheidungen 
gegen die Proteſtanten zu dringen, während umgekehrt die Kaiſer, erſt Karl V., 
dann Ferdinand I., das Dogma vor den reformatoriſchen Arbeiten zurückzuſtellen 


ſcheidung der Legaten von 1562 Okt. (Theiner II S. 592). Entſcheidung derſelben 1563 April. 
(Paleotto bei Theiner II S. 647 b.) 

) Päpſtl. Ernennung am 5. Sept. 1561. (Sickel S. 229. Vgl. n. 127 Anm.) 

2) Pallavieino VII 3 n. 9. 

) An die Legaten. 1562 Aug. 12. (Le Plat V S. 453.) 
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ſuchten, weil ſie den Weg zur Verſtändigung mit den Abgetrennten nicht ver— 
ſperren wollten. 

Einen halben Sieg hatte bei dieſem Streit das Papſttum gleich in der 
erſten Seſſionsepoche errungen, indem feſtgeſtellt wurde, daß bei jeder Seſſion 
immer ein Abſchnitt aus der Lehre und einer aus den Reformen erledigt wer— 
den ſollte. Alſo gleichmäßige Behandlung beider Gegenſtände, unter Voran— 
ſtellung jedoch des Dogma. Und an dieſer Errungenſchaft hielt auch Pius IV., 
nach anfänglichem Zögern und momentanem Zurückweichen, dem Kaiſer gegen— 
über feſt. Ja, indem man ſich bei Behandlung der Dogmen auf die Punkte 
beſchränkte, welche die letzte Trienter Verſammlung unerledigt gelaſſen hatte, 
wurde zugleich der Charakter des Konzils als Fortſetzung der früheren Sitzungen, 
den man bei dem ſcharfen Widerſpruch des Kaiſers nicht unzweideutig ausſprechen 
durfte, thatſächlich beſtätigt. 

Alſo eine Zurückſtellung der dogmatiſchen Entſcheidungen gegen die Prote— 
ſtanten erlangte Ferdinand nicht. Gewährte ihm aber die Kurie wenigſtens eine 
ernſtliche Behandlung ſeiner Reformvorſchläge oder der Reform überhaupt? Die 
Taktik Pius' IV. in der Reformangelegenheit war dieſelbe, welche er urſprüng— 
lich in der Frage der Konzilsberufung befolgt hatte: er wollte ſich drängen 
laſſen und dann gewähren, was ihm gut ſchien. Demgemäß mußten ſeine 
Legaten einen vollen Monat lang die Sache unangerührt laſſen; ) dann erſt, 
als ſie, von Prälaten und kaiſerlichen Geſandten gedrängt, nach Rom berichteten, 
erhielten fie den Auftrag,?) die Vorarbeiten zu beginnen, aber die römiſche Kurie 
von den Reformen nicht berühren zu laſſen. Indem nun die Legaten bei den 
anweſenden Biſchöfen über ihre Anſichten Nachforſchungen anſtellten, kam ihnen 
eine ſo reiche Fülle von Vorſchlägen zu, daß ſie am 11. April nicht weniger 
als 95 Artikel nach Rom überſenden konnten.?) Aber viel zu ängſtlich, aus 
dieſer Menge dem Konzil das wirklich Wichtige vorzulegen,“) wagten ſie, am 
11. März bloß zwölf Artikel zu proponieren, unter denen nur einer, betreffend 
die Reſidenzpflicht der Biſchöſe und Pfarrer, von Bedeutung war. Dieſe Vor— 
lagen, ſo votierte einmal der Biſchof von Fünfkirchen, wären mehr für ein 
Provinzialkonzil paſſend; man muß Größeres vornehmen.“) Der Papſt dagegen 
hatte für das ihm überſandte größere Material ſo wenig Intereſſe, daß er ein 
halbes Jahr ſpäter, als er die noch übrigen dogmatiſchen Arbeiten für raſcher 
zu erledigen hielt, als ſie es wirklich waren, ungeduldig auf den baldigen 
Schluß des Konzils drängte, ohne Rückſicht auf die weitausſehenden Reform- 
pläne.) „Wir verlieren keine Zeit,“ jo berichteten denn auch ſchon die Legaten am 


1) Bis zur 18. Seſſion. Febr. 26. (Paleotto bei Theiner II S. 548.) 

2) Bericht Serpiandos. 1562 Mai 17. (Pallavicino XVI 9 n. 1.) 

5) Pallavieino XVI 4 n. 18. Vgl. den citierten Bericht Seripandos, nach dem die 95 
Artikel von den von ihm befragten italieniſchen Biſchöfen herrührten. 

4) Ueber die Erwägungen beſonders Paleotto bei Theiner II S. 548. 

5) Theiner II S. 52 b. 

6) Berichte von Vargas (1562 Okt. 8. Döllinger Beiträge 1 S. 450) und de LIIsle 
(Okt. 17. Le Plat V S. 523.) Borromeo drängt ſchon am 26. Auguſt 1562 auf den baldigen 
Schluß (Miscellanea di stor. Ital. VI. Einl. S. 41.) 
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2. Juli,) „um uns dieſes Konzils zu entledigen.“ Gleich dem Papſt nahmen fre 
den Oktober als Endtermin in Ausſicht.?) 

Da geſchah es denn im beſtimmten Gegenſatz zu der Kleinlichkeit der 
päpſtlichen Reformvorlage, daß der Kaiſer am 22. Mai das Reformationslibell 
ſeinen Geſandten zufertigte. Nach ſeiner Abſicht ſollte dasſelbe dem ver— 
ſammelten Konzil?) überreicht, und fo das ausſchließliche Propoſitionsrecht 
der Legaten durchbrochen werden: offenbar ein gewagtes Unternehmen, welches 
offenen Zwieſpalt zwiſchen Kaiſer und Papſt und die ſchwerſten Stürme am 
Konzil hervorrufen konnte. Aber eben weil es gewagt war, wurde es auch 
nur mit halbem Herzen angegriffen. Zuerſt ließen ſich die kaiſerlichen Ge— 
ſandten — die in allem, was jetzt geſchah, ſichtlich im Sinne ihres Auftrag— 
gebers handelten und darum auch keinen Tadel von ihm erfuhren — von 
den Legaten beſtimmen, ihnen die Schrift zur vorläufigen Einſicht zu über— 
geben; als dann die Legaten den Inhalt geleſen hatten, traten ſie ſofort mit 
der Erklärung an die Geſandten heran, daß ſolche Anträge, wenn dem 
Konzil vorgelegt, die ſchlimmſte Verwirrung, ja die Auflöſung der Verſamm— 
lung zur Folge haben würden; ſie beſchworen dieſelben, die Schrift in ihren 
Händen zu laſſen. Und in der That, erſt die Geſandten, dann der Kaiſer 
wichen vor dem Propoſitionsrecht der Legaten zurück; Ferdinand gab es den 
letzteren anheim, ſeine Anträge zuſammen oder einzeln vor das Konzil kommen 
zu laſſen. 

Sowie nun die Dinge in den Händen der Legaten lagen, wurden vor 
allem jene weittragenden Vorſchläge von Konzeſſionen in Disziplin und Kultus 
unſchädlich gemacht. Die Vertreter des Papſtes hatten hier den Vorteil, daß 
die Hierarchie, wenigſtens derjenigen Lande, die vom Proteſtantismus nur ober— 
flächlich berührt waren, wie Italien und Spanien, auf ihrer Seite ſtand, und 
daß alſo die Gegner der kaiſerlichen Vorſchläge die größere Zahl und das größere 
Gewicht am Konzil beſaßen. So konnten ſie denn hinſichtlich der Prieſterehe 
und der Faſtenmilderung die ſchroffe Erklärung geben: die bloße Beantragung 
derſelben würde ein großes Aergerniß ſein. Der Kaiſer ſelber nahm ſpäter 
den einen Vorſchlag, bezüglich des Faſtengeſetzes, förmlich zurück,“) den andern 
berückſichtigte das Konzil nur inſofern, als es den Kirchenfluch über diejenigen 
ausſprach, welche die Erlaubtheit der Ehe für ordinierte Geiſtliche behaupteten. 
Wirklich in Beratung gezogen wurde nur die Frage des Abendmals unter bei— 
den Geſtalten, hier aber kam lediglich der in die Ferne weiſende Beſchluß zu— 
ſtande, der Papſt möge entſcheiden, ob beſtimmten Landen der Kelch zu ge— 
währen, und ob, und an welche Bedingungen die Gewährung zu binden ſei 
(17. September 1562). 


1) Epist. Pogiani III S. 99 Anm. 
) Inſtruktion für Lanciano. 1562 Juni 8. (Pallavicino XVII 2 n. 4, 3.) 

*) „Den Legaten und den übrigen Konzilsvätern,“ heißt es in dem Schreiben vom 22. Mai 
(Sickel im Archiv f. öſterr. Geſch. 45 S. 39), was die Geſandten richtig dahin auffaſſen: in 
publica congregatione (scriptum illud) solemniter d. legatis et patribus exhibebimus. 
(Sickel S. 322.) 


) In dem ſog zweiten Libell. 1563 März 21. (Sickel S. 459.) 
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Inzwiſchen war das ganze Reformationslibell den gewöhnlichen Weg nach 
Rom gegangen, und die Meinungen über dasſelbe zwiſchen Papſt und Legaten 
ausgetauſcht. Das Ergebnis dieſes Austauſches war, daß unter den Reform— 
vorſchlägen alle in die beſtehende Verfaſſung einſchneidenden verworfen wurden. 
Verworfen ward der Gedanke einer Mitwirkung des Konzils bei der Reform der 
Kurie, ſowie die Aufhebung der Exemtionen, ſcharf abgewieſen wurde das Be— 
denken gegen die die Schuld der Todſünde nach ſich ziehende Verpflichtung der 
kirchlichen Geſetze; hinſichtlich der Dispenſen wurde nur eine die päpſtliche Ge— 
waltfülle nur wenig einengende Beſchränkung in Ausſicht geſtellt.!) Hätte nun 
die Kurie bei dieſer Verwerfung der prinzipiellen Vorſchläge wenigſtens die 
praktiſchen Reformen mit Eifer gefördert! Allein ſei es, daß ſie auch ſolche 
Reformen an ſich verabſcheute, ſei es, daß ſie die Folgen derſelben fürchtete — 
genug, es dauerte vom 11. März bis zum 8. September, ehe die Legaten wie— 
der einige Reformartikel mitteilten, und zwar mit ſo ſparſamer Hand, daß ſich 
unter den Konzilsvätern allgemeiner Unwille und Spott erhob. 

Dies hatte nun aber für die Kurie ſelber die ſchwere Folge, daß Ferdinand 
und ſein Kanzler Seld jene Zurückhaltung, die ſie gegenüber der Frage einer 
Reform des Hauptes der Kirche bisher beobachtet hatten, allmählich aufgaben. 
Zunächſt erfüllten ſie ſich mit einem wachſenden Unwillen. Jeder Bericht ihrer 
Geſandten nährte in ihnen die Ueberzeugung, die Kurie ſuche einer ernſtlichen 
Reform auszuweichen, und die ausſchließliche, ſoeben durchgefochtene Initiative 
der Legaten, ſowie deren Abhängigkeit von den römiſchen Weiſungen ſei das 
Mittel, um das Ausweichen zu ermöglichen und zugleich das Konzil zur Unfrei— 
heit und Unfruchtbarkeit zu verdammen. 

Während aber ſo der Papſt als Leiter des Konzils ſich mit dem Kaiſer 
entzweite, erhob ſich aus der Mitte der Verſammlung ein neuer Streit, der die 
Verhandlungen noch unlöslicher verwickelte. Er kam von den ſpaniſchen Prä— 
laten. Wie die ſpaniſche Kirche in dem inneren Aufſchwung, der ſich ſeit dem 
vorigen Jahrhundert in ihr vollzog, und der bei ſeinem ſtreng konſervativen 
Geiſte das Gegenbild zur deutſchen Reformation abgab, damals auf ihren Höhe— 
punkt gelangte, ſo bildeten die ſpaniſchen Prälaten und Theologen die würdigſte 
und unterrichtetſte Gruppe ſowohl bei den früheren wie bei den gegenwärtigen 
Sitzungen des Konzils. Die Herzogin Margaretha von Parma?) bemerkte ein— 


1) Die Begründung dieſer Sätze würde eine Abhandlung erfordern. Ich beſchränke mich 
auf folgende Andeutungen: über das kaiſerliche Libell berichteten die Legaten am 8. und 10. Juni 
nach Rom (Pallavicino XVII 1 n. 6.). Paucis diebus post volumen Caesareum ſchickten die 
Legaten eine scriptura an den Papſt, enthaltend Bemerkungen zu dem in 26 Artikel eingeteilten 
Libell (erwähnt in der päpſtlichen Reſolution bei Raynald 1562 n. 63). Inkorrekte und im 
einzelnen voneinander abweichende Wiedergaben dieſer scriptura ſind die Drucke bei Le Plat 
V S. 385 und Raynald 1562 n. 62, 58. (Der Paſſus ad 7 bei Raynald n. 62 iſt unerklär⸗ 


licherweiſe aus einem Gutachten des B. Pedena [Sickel S. 445] in die Kopie hineingeraten.) 


Sie wurde verfaßt von Paleotto (erwähnt Theiner II S. 593 b), und fällt, wie der Inhalt 
zeigt, zwiſchen sess. XXI (Juli 16) und XXII (Sept. 17). Auf dieſelbe erfolgte die päpſtliche 
Reſolution, welche Le Plat V S. 388 und Raynald 1562 n. 63 mitteilen, wieder nach ſchlechter 
Abſchrift. 

2) 1561 April 12. (Gachard, correspondance de Marguerite I S. 463.) 
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mal: die italieniſchen Biſchöfe ſeien in der Regel ungelehrt; die Franzoſen ſeien 
verwegen und zum Teil im Glauben nicht feſt, die ſpaniſchen Prälaten ſeien 
gelehrt, reich genug, um die Koſten des Konzilsbeſuches zu tragen, und imſtande, 
gelehrte Ratgeber mitzubringen; bei der trefflichen Auswahl, welche die Regie— 
rung unter ihnen getroffen, hätten ſie bei den vorigen Sitzungen die Entſchei— 
dung diktiert und die Hauptſache gethan. 

Unter der Führung des tapferen und maßvollen Erzbiſchofs Guerrero von 
Granada erhoben nun dieſe ſpaniſchen Biſchöfe den Streit, den der Kaiſer ſo 
ängſtlich zu vermeiden geſucht hatte: über die verfaſſungsmäßigen Schranken 
der päpſtlichen Gewalt. Nicht als ob fie die Lehren des Konzils von Baſel 
bekannt hätten. Von der Zeit ab, da der ſpaniſche Dominikaner Juan Tor— 
quemada die ſchroffſte Faſſung der päpſtlichen Allgewalt den Baſeler Konzils— 
vätern entgegengeſtellt hatte, war die ſpaniſche Kirche in dem Streit zwiſchen 
Papſt und Konzil auf die Seite des erſteren getreten. Als in Trient ſelber 
der Kanon des Florentiner Konzils, der dem Papſt die Vollgewalt zur Leitung 
der allgemeinen Kirche zuſchreibt, und in dem die Franzoſen die Verwerfung 
der Superiorität des Konzils über dem Papſte erkannten, in die übrigen Strei— 
tigkeiten hineingezogen wurde, erklärten die Spanier ihre Anerkennung dieſes 
Kanons; “) ja fie erklärten bald nachher geradezu ihre Beiſtimmung zu der Lehre 
von der Hoheit des Papſtes über dem Konzil.?) Die prinzipielle Frage, welche 
die Spanier angriffen, bezog ſich vielmehr auf das Verhältnis der päpſtlichen 
zur biſchöflichen Gewalt. Und auch hier war ihr Standpunkt nichts weniger 
als extrem. Die Lehre des Thomas von Aquia, nach welcher der Papſt eine 
die ganze Kirche durchdringende biſchöfliche Gewalt beſitzt, ſo daß die Befugnis 
des Biſchofs in ſeiner Diözeſe ſich zu derjenigen des Papſtes verhält wie der 
Teil zum ungeteilten Ganzen, wurde von ihnen nicht beſtritten: worauf ſie be— 
ſtanden, war nur, daß jene Teilgewalt, welche der Biſchof neben und unter der 
allumfaſſenden päpſtlichen Macht beſitze, von Gott gegeben und in dieſer ihrer 
relativen Selbſtändigkeit gegenüber der päpſtlichen Gewalt anzuerkennen ſei. 
Sie wandten ſich gegen jene äußerſte kurialiſtiſche Theorie, nach welcher die 
biſchöfliche Jurisdiktion ein bloßer Ausfluß aus der päpſtlichen Vollgewalt ſein 
und folglich nicht unmittelbar von Gott, ſondern vom Papſte ſtammen ſollte 
(vgl. S. 66, 67). Der praktiſche Zweck, den fie dabei verfolgten, war, die 
Eingriffe des Papſtes in die Diözeſanregierung, ſeine Macht über Perſon und 
Amt der Biſchöfe nicht zu beſeitigen, aber doch zu beſchränken. Gegenwärtig, 
klagte Guerrero, wolle man die Biſchöfe zu bloßen Generalvikarien des Papſtes 
machen. „Gebe der Papſt uns das uns Zukommende, ſo geben wir ihm das 
Seinige.““?) 

Im Zuſammenhang mit dieſen theoretiſchen und praktiſchen Geſichtspunkten 
ſtellte Guerrero gleich am 7. April 1562, als jene zwölf Reformartikel beraten 


) Bericht Viscontis. 1563 März 22. (Baluzius-Mansi, missellanea III S. 453 b.) 

) Bericht der kaiſerlichen Oratoren. 1563 März 28. (Sickel S. 475.) Früher hatte 
ſich Guerrero freilich ſchärfer geäußert. Vgl. Druffel III S. 105. 

) Der angef. Bericht Viscontis. 
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wurden, den Antrag, es ſolle entſchieden werden, ob die Reſidenz der Biſchöfe 
aus göttlichem oder bloß kirchlichem Geſetz ſtamme. Wenn die Entſcheidung, 
wie er ſelber wollte, für das göttliche Geſetz fiel, ſo war damit ein Präjudiz 
für den göttlichen Urſprung des biſchöflichen Amtes überhaupt gegeben; es wurde 
ferner die Befugnis des Papſtes, von der Reſidenz zu dispenſiren, nicht zwar 
aufgehoben,!) aber doch durch das Erfordernis dringender Gründe und die 
Notwendigkeit gewiſſenhafter Prüfung beſchränkt. Als dann am 13. Oktober 
1562 die Verhandlung der Konzilsväter über das Prieſtertum und ſeine 
hierarchiſche Ordnung begann, trat Guerrero mit dem entſcheidenden Antrag her— 
vor: es ſolle beſtimmt werden, daß das biſchöfliche Amt auf göttlichem Recht 
beruhe. Als praktiſche Folge einer ſolchen Beſtimmung dachte man ſich wie— 
der nicht den völligen Ausſchluß des Papſtes aus der Dibzeſanregierung,?) 
wohl aber eine weſentliche Beſchränkung ſeiner Eingriffe: mit Reſervationen, 
Exemtationen u. dgl. ſollte der Papſt fortan nur im Fall dringender Gründe 
und nach gewiſſenhafter Prüfung vorgehen.) 

Beide Anträge der Spanier waren, im Grunde genommen, nur ein ſchwacher 
Nachklang der weitausgreifenden Oppoſition, welche ſich im 15. Jahrhundert 
gegen das Papſtthum erhoben hatte; ſie zeigten eigentlich, wie unwiderſtehlich 
in dem der katholiſchen Kirche noch verbliebenen Gebiete die päpſtliche Voll— 
gewalt emporſtieg. Um ſo mehr hatte der Papſt mit ſeinem Anhang den Mut, 
ſolchen Verſuchen mit prinzipiellem Widerſtand entgegenzutreten. 

Anderſeits kamen den Spaniern die im November 1562 unter Führung 
des Kardinals von Lothringen eintreffenden Franzoſen zur Hülfe und zwar um 
ſo entſchloſſener, da, wie ſchon oben (S. 67) bemerkt, die weitergehende Lehre 
von der Hoheit der Konzilien über dem Papſt in der franzöſiſchen Kirche vor— 
herrſchte und nur aus Gründen der Klugheit von ihnen nicht zur Entſcheidung 
geſtellt wurde. Der Streit für und wider die ſpaniſchen Anträge nahm ſeit 
Herbſt 1562 einen ſolchen Umfang an, daß er alle anderen Gegenſtände ver— 
drängte, und daß das Konzil nicht von der Stelle kam. Hierbei gelangte aber 
ein anderer Mißſtand, den der Kaiſer ſchon frühzeitig beklagt hatte, zur vollen 
Entfaltung: das künſtliche Uebergewicht der den Abſichten der Kurie ergebenen 
italieniſchen Prälaten. An Bildung ſtanden dieſe Biſchöfe tief unter ihren Ge— 
noſſen, aber die Nähe der Stadt Trient, der unmittelbare Einfluß des Papſtes, 
der, fo oft die Lage für ihn kritiſch wurde, die kurialiſtiſch geſinnten Biſchöfe 
nach dem Konzil trieb und den oppoſitionellen Urlaub erteilen ließ,“) bewirkte 
es, daß ſie in unverhältnismäßiger Zahl erſchienen und für die von den Legaten 
verfochtene Meinung die Majorität machten. Wie mit einer wohl eingeübten 
Truppe gingen die Legaten mit dieſem italieniſchen Anhang um. Als der Streit 
über die Reſidenz nach zeitweiliger Abſetzung ſich im Oktober 1562 wieder von 


8 1) Hervorgehoben u. a. vom Erzb. Prag am 12. Dez. 1562 (Theiner II S. 203 b), vom 
B. Fünfkirchen (Le Plat V S. 620), von Vergas (Bericht vom 4. Mai. Döllinger, Beiträge 
I S. 421). ö 
2) Wie Visconti in dem angef. Bericht vom 22. März dem Guerrero unterſchiebt. 
5) Paleotto bei Theiner II S. 610. 
4) Paleotto bei Theiner II S. 592 fg. 
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neuem ankündigte, vermaßen ſie ſich, über hundert italieniſche Biſchöfe zu dem 
ſcheinbar freiwilligen Geſuch an ſie, die Legaten, zu beſtimmen um Heimſtellung 
dieſer Frage an den Papſt.!) Die Geſandten des Kaiſers aber, ſchon gereizt 
über die Behandlung des Reformlibells, verfolgten ſeit dem Sommer des Jahres 
15622) dieſes Eintreffen immer neuer päpſtlicher Hülfstruppen mit ſteigender 
Erbitterung: „täglich,“ fo ſchrieben fie, „ſehen wir abgelebte Greiſe und in erſter 
Jugend ſtehende Biſchöfe erſcheinen, die faſt durchweg ſo weit wohl unterrichtet 
ſind, daß ſie in der Reform eine ſchwere Schädigung der päpſtlichen Würde 
erblicken.“ 

Die Ueberzeugung von dem Abſcheu der römiſchen Kurie gegen jede ernſte 
Reform befeſtigte ſich unter dieſen Erlebniſſen bei den Kaiſerlichen, den Spaniern 
und den Franzoſen, beſonders auch da fie nachweiſen zu können glaubten, daß 
bei der erſten Abſtimmung über die Reſidenz (20. April 1562) eine Mebhrheits- 
entſcheidung für das göttliche Gebot nur durch einen Kunſtgriff der Legaten 
durchkreuzt worden ſei. „Es dreht ſich,“ ſagte der ſpaniſche Geſandte Vargas, „in 
dieſer Angelegenheit alles um das ſchmutzige Intereſſe.“?) „Die päpſtlichen 
Legaten,“ ſo faßten die kaiſerlichen Geſandten ihr Urteil zuſammen, „achten bei 
ihren Propoſitionen lediglich auf Erhaltung der Pracht und Schlemmerei der 
römiſchen Kurie.“ “) 

So wirkten alſo die Streitigkeiten der Kurie mit dem Kaiſer, der Kurie 
und ihrer Anhänger mit den Spaniern und Franzoſen zuſammen, um die Ver— 
handlungen des Konzils faſt unlöslich zu verwickeln und zu verbittern. Während— 
deſſen, in den letzten Monaten des Jahres 1562, hatten ſich aber des Kaiſers 
noch ganz andere Sorgen bemächtigt: er mußte die Wahl ſeines Sohnes Maxi— 
milian zum römiſchen König durchführen, und durch dieſe Verhandlungen wurde 
er eine Zeit lang von der thätigen Teilnahme an den Angelegenheiten des Kon— 
zils abgezogen. Gleichwohl war er denſelben mit Aufmerkſamkeit und mit fteigen- 
der Erbitterung gefolgt. Sowie er im Januar 1563 die Hände frei hatte, faßte 
er den Entſchluß, ſich der konziliaren Vorgänge mit vollem Nachdruck anzunehmen. 
Wie Karl V. im Jahr 1551, ſo ließ auch er ſich jetzt in Innsbruck nieder, um 
von der Nähe auf die Trienter Verſammlung einzuwirken, und ähnlich wie bei 
der Afaſſung ſeines Reformlibells, ſo berief er auch jetzt eine Anzahl von Theo— 
logen zu ſich: deren Gutachten und vor allem der jede Erörterung abſchließende 
Rat des Kanzlers Seld beſtimmte ſeine neuen Entſchlüſſe. 

Darin blieben Ferdinand und Seld noch immer ihrer alten Zurückhaltung 
treu, daß ſie Streitigkeiten über die Grundlagen der Verfaſſung fern zu halten 
ſuchten. Die Verhandlung über das göttliche Recht der Biſchöfe wünſchten ſie 
beſeitigt zu ſehen, und wenn ſie in der Frage der Reſidenz eine freie Abſtim— 


) Bericht der Legaten vom 5. Okt. 1562 (Pallavicino XVIII 12 n. 16.) Beſcheid Bor⸗ 
romeos. Okt. 12. (XVIII 13 n. 1.) 

) Bericht vom 7. Juli 1562. (Sickel S. 348.) Weitere Aeußerungen in n. 203 Anm. 
S. 376 (Arco am 12. Sept.), n. 215, 216, 220. (Die citierte Stelle in der letzten Nummer.) 

*) Pues todo es negocio desto negro interese. (Bericht vom 4. Mai 1562. Dillinger, 
Beiträge 1 S. 422.) 

) Romanae curiae luxus et splendor. (Bericht vom 28. März. Sickel 481/82.) 
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mung über das göttliche oder nicht göttliche Gebot empfahlen, ſo legten ſie doch 
auch hier das Hauptgewicht auf eine ſolche Einſchärfung der Reſidenzpflicht, 
welche die Umgehung derſelben, beſonders die frivolen päpſtlichen Dispenſationen, 
unmöglich machte. Dagegen äußerte ſich die Aenderung der Stimmung in 
einem plötzlich geſteigerten Eifer für die Reform der römiſchen Kurie. Hatte 
bei Abfaſſung des Libells der Grundſatz vorgewaltet, daß es ſich hauptſäch— 
lich um die Reform der deutſchen Kirche handle, dieſe aber die Zuſtände der 
römiſchen Kurie wenig angingen, ſo ſtellte der Kaiſer jetzt, unter ſchärfſter Ver— 
urteilung der Korruption der Kardinäle, ) die Reform ſowohl dieſes Kollegiums, 
wie der Papſtwahl als eine dringende Aufgabe der Kirchenverſammlung hin. 
Er hoffte, daß dann der Fortgang der Verhandlungen und das Eintreten anderer 
Regierungen und Nationen zu noch weiterer Reformation der römiſchen Kurie 
führen werde.?) Mit noch größerem Nachdruck wandte er ſich endlich zu den 
Bedingungen der Freiheit des Konzils. Einige Monate früher, als die Legaten 
ihm ſein Libell aus der Hand genommen, hatte er die demütige Alternative ge— 
ſtellt, entweder möchten die Legaten ſeinen Geſandten die Vorlagen desſelben an 
das Konzil doch noch erlauben, oder ſie möchten es ſelber, ſei es im ganzen, 
ſei es nach einzelnen Abſchnitten, proponieren, — ein Verlangen, bei dem in 
beiden Fällen den Legaten die Entſcheidung zugeſtanden wurde: jetzt forderte er 
wieder unumwunden, wie für die Biſchöfe, ſo für die weltlichen Regierungen 
das freie Recht der Propoſition. Im Zuſammenhang ſeiner ſtets verfochtenen 
Anſicht fügte er zu dieſer Forderung ſeinen Widerſpruch gegen das Beſcheid— 
erholen der Legaten in Rom hinzu, und dann griff er einen anderen, bisher 
nicht berührten Punkt an, das Ueberſtimmen nämlich der übrigen Konzils— 
mitglieder durch die Italiener. Bereits im September 1562 hatte der kaiſer— 
liche Geſandte Drascovicz die päpſtlichen Legaten mit der Andeutung erſchreckt, 
daß nach dem Muſter der Konzilien von Konſtanz und Baſel nicht mehr nach 
Köpfen, ſondern nach Nationen abgeſtimmt werden ſollte.) Zwei Monate ſpäter 
hatte der Kardinal von Lothringen dieſen weitreichenden Vorſchlag dahin ein— 
geſchränkt, daß zur Vorberatung der vor das Konzil gehörigen Gegenſtände eine 
Kommiſſion mit gleicher Vertretung der Nationen ernannt werden möge.“) Nach 
dieſen Vorgängen begann ſich nun der Kaiſer mit der Frage der Einteilung 
nach Nationen zu beſchäftigen, und er entſchied ſich wenigſtens für vorberatende 
Kommiſſionen, die aus der Wahl der nationalen Gruppen mit gleicher Vertre— 
tung hervorgehen ſollten. 

So gefaßt, mußten die Forderungen des Kaiſers der Kurie weſentlich 
drohender erſcheinen als vorher. Nun aber geſchah es weiter, daß am 3. Januar 
Deputierte der franzöſiſchen Mitglieder des Konzils, der Geſandten wie der Prä— 
laten, vor den Legaten erſchienen und einen nach dem Muſter des kaiſerlichen 


1) Ueber die von Raynald unterdrückten Stellen in des Kaiſers Schreiben an den Papft 
vom 3. März 1562 ſ. Sickel S. 450. 

2) Inſtruktion vom 21. März 1563 (Sickel S. 459.) 

3) Pallavieino XVIII 11 n. 6 Buchholz VIII S. 495.) 

4) Pallavieino XIX 2 n. 5, 7. 
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Libells verfaßten Entwurf von Reformvorſchlägen, den ſie unter ſich vereinbart 
hatten, überreichten. Wenige Tage, nachdem dies geſchehen, erſchienen die kaiſer— 
lichen Geſandten vor den Legaten, erklärten ſich in allem mit den franzöſiſchen 
Vorſchlägen einverſtanden und ſtellten das dringende Anſuchen, es möchte über 
ſie und das kaiſerliche Libell zuſammen ungeſäumt verhandelt werden. Wieder 
einige Wochen ſpäter hörte man, daß derjenige unter den Franzoſen, der zugleich 
die Geſandten und die Prälaten dieſer Nation beherrſchte, der Kardinal Karl 
von Lothringen, nach Innsbruck zum Kaiſer gereiſt ſei und über die beiderſei— 
tigen Reformpläne ſowie die Art, ſie zu verfolgen, ein Einverſtändnis mit ihm 
getroffen habe: zugleich ſei der ſpaniſche Geſandte, der Graf von Luna, er— 
ſchienen, es ſtehe eine förmliche Verbindung zwiſchen dem Kaiſer, Frankreich und 
Spanien zur Durchzwingung einer Reform an Haupt und Gliedern der Kirche 
bevor. Die Kurie ſah ſich alſo vor der Gefahr, in die Mitte genommen zu 
werden, zwiſchen einer Koalition der großen Mächte einerſeits und jener für die 
Selbſtändigkeit des Bistums ſtreitenden Verbindung ſpaniſch-franzöſiſcher Konzils⸗ 
väter anderſeits. 

In dieſer Not faßte man in Rom einen doppelten Beſchluß. Einmal, 
man entſchied ſich, die Reform ernſtlicher anzugreifen. Schon am 15. Dezember 
1562 hatten die Legaten, im Hinblick auf das Einverſtändnis der Fürſten und 
Nationen in dem Verlangen nach Reform, dem Papſte vorſtellen laſſen, daß, 
wenn er ſchon viel gethan habe, er jetzt, um nicht das ganze mit dem Konzil 
begonnene Unternehmen zu verderben, noch viel mehr thun müſſe: er müſſe, wie 
Sankt Martin, ein Stück ſeines Mantels opfern, um nicht alles zu verlieren.“) 
Im Februar 1563 erhielten die Legaten in der That weitgehende Vollmachten 
zur Propoſition von Reformen, wie ſie im kaiſerlichen und franzöſiſchen Libell 
verlangt waren,?) es ſcheint ſogar, daß Pius IV. ſich damals mit dem Ge— 
danken vertraut machte, im ſchlimmſten Fall ſowohl das Propoſitionsrecht der 
Geſandten, als auch Verhandlungen über die Reform der Kurie zuzugeben.) 

Aber gleichzeitig hatte man in Rom auch ein Mittel ins Auge gefaßt, um 
die Verſuche zur Reform der Kurie, oder zur radikalen Beſchneidung päpſtlicher 
Rechte, wie ſie beſonders hinſichtlich des Dispenſationsrechtes gedroht wurde, 
wieder zu durchkreuzen. Wie es nämlich hauptſächlich die Regierungen waren, 
welche dem Drängen auf Reform des Papſttums den Nachdruck verliehen, ſo 
hatte der päpſtliche Nuntius Commendone ſchon vor Eröffnung des Konzils den 
Gedanken ausgeſprochen, daß mit der Reform der Kurie diejenige der Staats— 
regierungen zuſammengehen müſſe, und zwar in der Richtung gegen ihre Uſur— 
pation kirchlicher Güter und Rechte, ſelbſtverſtändlich nach den Grundſätzen des 


) Inſtruktion für Visconti. (Misc. di storia Italiana VI Vorr. S. 42/43.) 

) Höchſt ungenügende Mitteilungen aus Schreiben Borromeos an die Legaten vom 17., 
21., 25. Febr., und Borromeos an Simonetta vom 25. Febr., bei Pallavicino XX 5 n. 5, 6 n. 7. 
Vgl. Paleotto bei Theiner II S. 644 b. Die Legaten an Borromeo. März 1. (Epl. Pogiani 
III S. 232 Anm e. 

) Bemerkt von Morone in ſeiner Relation vom 17. Mai 1563. (Schelhorn, Sammlung 
für die Geſchichte 1 S. 210.) Vgl. das Schreiben des Papſtes an die Legaten vom 4. Mai 
1563. (Raynald 1563 n. 87.) 
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kanoniſchen Rechtes über die Privilegien und die volle Selbſtregierung der 
Hierarchie.) Dieſes Gedankens als eines geeigneten Mittels, um den Reform— 
eifer der Fürſten zu dämpfen, hatten ſich die Legaten bald nach Eröffnung des 
Konzils bemächtigt;?) jetzt wurde er in Rom und im Kreiſe der Legaten mit 
vollem Ernſte aufgenommen. In den erſten Tagen des April fuhr Pius IV. 
dem ſpaniſchen Geſandten gegenüber mit der Drohung heraus, es ſolle am 
Konzil über die kirchlichen Vorrechte der ſpaniſchen Krone verhandelt werden: 
er nannte das Kirchenpatronat, die Großmeiſterwürden, die Inquiſition und — 
ſo berichtet der Geſandte — was ihm noch auf die Zunge kam.?) In der 
Mitte desſelben Monats erklärte der Kardinal Morone, der ſoeben zum erſten 
Legaten am Konzil ernannt war: man müſſe die bisherige Rückſicht auf die 
weltlichen Fürſten fallen laſſen und auch zu ihrer Reform vorſchreiten; das ſei 
ſtets ſeine Meinung gewejen.*) Und wieder einige Tage darauf hatte der päpſt— 
liche Vertrauensmann, der Biſchof Visconti von Ventimiglia, einen der italie— 
niſchen Konzilsväter, den Biſchof von Orvieto, bereits veranlaßt, einen Entwurf 
über die Eingriffe der weltlichen Fürſten in den Wirkungskreis der Geiſtlichen 
zu verfaſſen und an den Kardinal Borromeo zu ſenden, den Mann, der an der 
päpſtlichen Kurie die Angelegenheiten des Konzils leitete.!) 

Die Vornahme einer tiefer greifenden Reform mit derartigen Spitzen gegen 
die weltlichen Regierungen war der eine Gedanke der römiſchen Kurie. Ihre zweite 
Abſicht ging darauf aus, jene Verbindung Ferdinands J. mit Frankreich und 
Spanien zu ſprengen und den Kaiſer mit dem Papſt, die kaiſerlichen Geſandten 
mit den päpſtlichen Legaten ins Einvernehmen zu ſetzen. Zu dieſem Zweck 
benutzte man die Erfahrung, welche Hoſius gemacht hatte, daß nämlich das Beſte 
beim Kaiſer durch perſönliche Einwirkung zu erreichen war, vorausgeſetzt, daß 
der geiſtliche Würdenträger, der zu ihm redete, ſeine Achtung und ſein Vertrauen 
beſaß. Im Februar 1563 wurde alſo der damalige erſte Konzilslegat, der 
Kardinal von Mantua, zu einer vertraulichen Sendung an den Kaiſer beſtimmt.“) 
Da dieſer ſich aber weigerte und am 2. März darauf ſtarb, war es ein Mann, 
der ſeit lange des Kaiſers beſonderes Vertrauen genoß, der Kardinal Morone, 
welcher zugleich zur Nachfolge Mantuas am Konzil und zu der Sendung an den 
Kaiſer auserſehen ward. Am 21. April erſchien er in Innsbruck. Er kam 
mit dem gemeſſenen Auftrag, nur mündlich zu verhandeln, und zwar unmittel— 
bar mit dem Kaiſer, ohne Mittelsperſon und Zeugen. Der Kaiſer, ſeinerſeits, 
ging aber doch auf dieſe Art der Beſprechung nicht unbedingt ein. Er hatte 


) Commendones Relation 1561/62. (Döllinger, Beiträge III S. 310.) 

2) Vgl. unter andern die Denkſchrift der franzöſiſchen Geſandten vom 7. Juni 1562. (Le 
Plat V S. 207/8.) Ueber die damaligen Abſichten der Legaten gegen Spanien ſ. ihren Bericht 
vom 17. Mai. (Epist. Pogiani III S. 84 Anm. g.) 

3) Bericht Vargas vom 6. April. (Döllinger 1 S. 509.) 

4) Bericht Viscontis. 1563 April 15. (Baluze-Manſi III S. 458 a.) 

5) Bericht Viscontis vom 22. April. (a. a. O. S. 459 b, vgl. S. 461 b.) Der B. Orvieto 
benutzte wieder einen früheren Entwurf des B. von Citta die Caſtello (vgl. die beiden Briefe 
zwiſchen April 8 und 15. S. 457 a, b.) 

e) Beilage zu Viscontis Schreiben vom 19. Febr. 1563. (Baluze-Manſi III S. 442 b.) 
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ſeinen Kanzler Seld und eine Kommiſſion von Theologen am Hof: denen teilte 
er die Anträge Morones nach dem Gedächtnis mit, holte ihr Gutachten ein und 
ließ ſeine Antwort ſchriftlich von Seld entwerfen.“) 

Günſtig für die päpſtliche Sache war es nun wieder, daß unter dieſen 
Ratgebern die vermittelnden Beſtrebungen vorwalteten. Der einzige entſchiedene 
Verfechter der Baſeler Grundſätze unter den weltlichen Räten, der Dr. Gienger, 
befand ſich in Wien bei König Maximilian und konnte nur von der Ferne aus 
durch ein gar nicht befolgtes Gutachten wirken. Unter den zugezogenen Theo— 
logen fand ſich gleichfalls nur ein einziger, der ſchon genannte Spanier Franz 
von Corduba, welcher mit Entſchloſſenheit denſelben Standpunkt verfocht wie 
Gienger; die übrigen waren der päpſtlichen Sache ſo ergeben, daß Morone ver— 
deckte Einverſtändniſſe unter ihnen anknüpfen und in das Geheimnis ihrer Be— 
ratungen eindringen konnte. Und nicht nur durch die Gemeinſchaft der Geſin— 
nung wußte Morone ſein Einvernehmen mit dieſen Ratgebern zu befeſtigen, er 
band ſie auch mit ihren materiellen Intereſſen an das Haupt der Kirche. Da 
war der kaiſerliche Beichtvater Zithard, ein Mönch, der der Welt abgeſagt hatte, 
aber doch die Verſorgung ſeiner Verwandten?) nicht aus dem Auge verlor. 
Schon im Jahr 1560 hatten Hoſius und der Biſchof von Augsburg ſich ſeiner 
Sorge angenommen und im Jahr 1562 einem Neffen desſelben die päpſtliche 
Verleihung eines Kanonikates in Maſtricht verſchafft.?) Jetzt zahlte Morone 
ihm bar über 100 Goldſcudi, und die gleiche Summe ſpendete er dem aus 
Augsburg berufenen Theologen Konrad Braun, ſowie dem Jeſuiten Caniſius 
für ſeinen Orden. Bedeutender als dieſe Männer war durch ſeine theologiſchen 
Kenntniſſe der Konvertit Staphylus. Der hatte ſich ſchon gegen Ende 1560 
oder Anfang 1561 um päpſtliche Unterſtützung bemüht und die Fürſprache des 
Biſchofs von Augsburg, ſowie des Caniſius und Hoſius gefunden.“) Als 
Morone anlangte, war ihm ſchon ein päpſtliches Jahrgeld von 300 Gulden zu— 
geſagt; als beſonderes Honorar empfing er von dem Legaten 200 Goldjcudi. 5) 

Auch bei dem Kaiſer fehlte nicht ein beſonderes Intereſſe, an dem er zu 
faſſen war. Vor wenigen Monaten hatte er ſeinen Sohn Maximilian zum 
römiſchen König wählen laſſen; daß derſelbe die päpſtliche Anerkennung erlange, 
war für Ferdinand nach ſeiner ganzen Auffaſſung vom höchſten Wert. Gerade 
damals wurde eifrig darüber verhandelt, der Kaiſer aber wußte, daß die Ver— 


handlungen über das Konzil auf diejenigen über den römiſchen König zurück— 
wirken mußten. 


) Ueber Morones Verhandlungen: Sickel n. 248, 250, 257, 258. Relation Morones 
1563 Mai 17. (Schelhorn, Sammlung für die Geſchichte I S. 205.) Spätere ſummariſche Auf— 
zeichnung desſelben in Briegers Zeitſchrift f. Kirchengeſch. III S. 655. 

2) Quidam sui: Hoſius 1560 Sept. 3. (Theiner, monumenta Poloniae II S. 613.) 

) Epist. Pogiani II S. 97, 106, 108/9, 122 Anm., 123, 145, 159, 191, 220, 226. III 
18, 19, 40% ZO aiay, a 

) B. Otto. 1561 Febr. 28. Caniſius. 1562 März 28. (Epist. Pog. II S. 240, 
241 Anm.) Vgl. B. Otto. 1560 Sept. 28. (II S. 120.) 

5) Die Angaben in Morones Relation bei Schelhorn S. 222/23. Die dort erwähnten 


Geſchenke an Seld und Trautſons Gemahlin entſprachen einem im diplomatiſchen Verkehr nicht 
ſeltenen Gebrauch. 
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Indes ſo günſtig dieſe Verhältniſſe für die päpſtliche Sache lagen, und ſo 
unbedenklich Morone ſie zu benutzen wußte, ſo kam man bei den nun geführten 
Beſprechungen, im Grunde genommen, einander doch nicht näher. Der Kaiſer 
und mit ihm ſein Kanzler, der nach den oft ſehr verſchiedenen Gutachten 
der Theologen den abſchließenden Rat erteilte, waren durch den Gang des 
Konzils dem Papſte zu ſehr entfremdet. Gleich diejenigen Dinge, die der Kaiſer 
urſprünglich in den Vordergrund geſtellt hatte, und an denen er durchaus noch 
feſthielt, die Anträge nämlich auf Prieſterehe und Abendmahl unter beiden Ge— 
ſtalten, kamen bei der völligen Meinungsverſchiedenheit gar nicht zur Erörterung. 
In der Reformfrage ſodann ſuchte Morone die Anſicht des Kaiſers von dem 
Widerſtreben der Kurie gegen alle ernſten Verbeſſerungen zu widerlegen; allein 
wie nun von kaiſerlicher Seite die Reform des Hauptes der Kirche als erſte 
Bedingung der Verbeſſerung aufgeſtellt wurde, da verlangte der Kardinal, daß 
der Ausdruck „Reform des Hauptes“ aus den Verhandlungen hinwegbleibe, 
worauf der Kaiſer zum Schein nachgab und ſein Einverſtändnis mit dem Kardi— 
nal über die Vornahme einer „allgemeinen“ Reform der Kirche bezeigte, dann 
aber ſeinem Sohn Maximilian bemerkte, daß der neu gewählte Ausdruck nichts 
anderes beſage, als Reform an Haupt und Gliedern. Als zunächſt wünſchens— 
werte Verbeſſerungen der römiſchen Kurie hatte der Kaiſer in der letzten Zeit 
eine Neuordnung der Papſtwahl und des Kardinalskollegium gefordert: auf 
Morones Drängen ließ er dieſe Forderung ſcheinbar fallen; aber hinterher, als 
der Legat abgereiſt war, griff er die Sache um ſo gründlicher an, indem er die 
Anſicht aufſtellte, das Konzil könne ſich mit den in der 40. Seſſion der Kon— 
ſtanzer Kirchenverſammlung bezeichneten Gegenſtänden befaſſen; ) darunter be— 
fanden ſich die päpſtliche Vergabung und Beſteuerung der kirchlichen Aemter, die 
Grenzen der päpſtlichen Gerichtsbarkeit, ja die Frage der Zurechtweiſung und 
Abſetzung des Papſtes. Statt zurückzuweichen, faßte der Kaiſer die Umgeſtal— 
tung des Papſttums nur feſter und umfaſſender ins Auge. 

So wenig wie über die Aufgaben des Konzils, verſtändigte man ſich über 
die Geſchäftsordnung. Von dem Rechte unmittelbarer Propoſition, welches der 
Kaiſer für die Geſandten der Mächte verlangt hatte, wich er ſo weit zurück, daß 
er ſich zufrieden erklärte, wenn die Anträge der Geſandten regelmäßig durch 
den Mund der Legaten eingebracht und erſt im Fall der Weigerung derſelben 
unmittelbar von den Urhebern vorgetragen würden. Dies gab Morone zu, mit 
dem Hintergedanken, die Legaten könnten ja derartige Vorſchläge erſt „mode— 
rieren“ und im Fall des vorgeſehenen Konfliktes durch vorherigen Rekurs an 
den Auftraggeber Zeit gewinnen und einen Ausgleich herbeiführen. Allein wie 
der Kaiſer nun verlangte, daß dieſe Anordnung durch ausdrückliche Erklärung 
des Konzils geſichert werde, widerſtand er und brachte dieſen Vorſchlag zu Fall. 
Wirklich gefallen war er jedoch im Sinne des Kaiſers ſo wenig, daß er einige 
Tage nachher die Betreibung desſelben am Konzil wieder in Ausſicht nahm. 
Den anderen Gedanken des Kaiſers bezüglich der nationalen Deputationen fand 


1) In dem dritten Reformationslibell. 1563 Juni 5. (Sickel n. 258 S. 526.) Ueber 
die angezogene Konſtanzer Seſſion vgl. Hübler, die Konſtanzer Reform S. 39. 
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Morone ganz zweckmäßig, nur mit dem das Weſentliche desſelben aufhebenden 
Vorbehalt, es müſſe in das freie Ermeſſen der Legaten geſtellt werden, derartige 
Kommiſſionen zu bilden. Wieder ließ ſich der Kaiſer dadurch keineswegs ab— 
halten, nicht nur ſeinen urſprünglichen Vorſchlag wieder aufzunehmen, ſondern 
auch den kühneren Gedanken hinzuzufügen, daß das Vorwiegen der Italiener 
am Konzil einzuſchränken ſei. Ein wirkliches Entgegenkommen fand Morone 
nur da, wo es ſich um Ausgleich der mit den Spaniern und Franzoſen ent— 
ſtandenen theoretiſchen Streitigkeiten handelte. Hier wurde man raſch einig, 
daß über Fragen, die nicht mit den Proteſtanten, ſondern innerhalb der Kirche 
ſtreitig ſeien, beſſer nicht gehandelt werde. In der Folge wirkten denn auch die 
kaiſerlichen Geſandten treulich mit, als unter der Ermüdung beider Parteien 
der Streit über das göttliche Gebot der biſchöflichen Reſidenz und das göttliche 
Recht der biſchöflichen Jurisdiktion durch eine die entgegengeſetzten Auffaſſungen 
zulaſſende Beſtimmung erledigt wurde. 

Aber dieſes Einvernehmen war eigentlich ſelbverſtändlich. Im übrigen 
hatte die Sendung Morones nur die eine Bedeutung, daß er ſich in freundlicher 
Weiſe mit dem Kaiſer ausgeſprochen hatte und unter dem Schein eines näheren 
Einverſtändniſſes ſchied. Bei einem ſo ungenügenden Erfolg hatte die Kurie 
doppelten Anlaß, ihren erſten Gedanken zur Durchführung zu bringen. 

Bereits im Juni, einen Monat bevor jener Streit über Reſidenz und 
biſchöfliche Jurisdiktion in der 23. Seſſion erledigt wurde, waren die Legaten 
mit dem Kardinal Borromeo über die für die ſpäteren Seſſionen ) vorzulegen— 
den Reformentwürfe in eifrigem Verkehr. Hierbei erteilte ihnen Borromeo am 
am 26. Juni folgende ſorgfältig chiffrierte Weiſung: „da jedermann uns mit 
dieſer verwünſchten Reform?) anläuft, und man die Schläge nur gegen die 
Autorität des heiligen Stuhls und gegen uns Kardinäle, die Beſtandteile desſelben 
ſind, zu richten ſcheint, ſo läßt unſer Herr Euch ſagen, daß Ihr um Gottes willen 
auch über den Text der weltlichen Fürſten ſingen laſſet, ohne eine andere Rück— 
ſicht, als auf Gerechtigkeit und Ehrbarkeit. Auch hier jedoch darf es nicht ſo 
ausſehen, daß die Sache von uns komme.“ So kam ein Entwurf von 42 Ka⸗ 
piteln zuſtande, den die Legaten in den letzten Tagen des Juli zunächſt den Ge— 
ſandten der Mächte mitteilten, um ihn nachher ſämtlichen Vätern zuſtellen zu laſſen. 

Prüfte man die Artikel dieſes Entwurfes und nahm einige ſchon im Juli 
erledigte Punkte hinzu, ſo kam man zu dem erſtaunlichen Ergebnis, daß die 
kaiſerlichen und franzöſiſchen Reformvorſchläge, ſoweit fie ohne Konzeſſionen an 
den Geiſt des Proteſtantismus und ohne weſentliche Beſchränkung der päpſtlichen 


) Die vom Papſt am 16. Juni gebilligten Reformentwürfe (Pallav. XXI 6 n. 1) ent: 
halten, wie die Beziehung auf Koadjutorie und Regreſſus zeigen (vgl. sess. XXV de ref. c. 7), 
Artikel, die in der 24. und 25, Seſſion erledigt find. 

) Questa benedetta riforma (Pallav. XXII 9 n. 1). Benedetta iſt nach dem Zuſammen⸗ 
hang, und einem noch heute geltenden Sprachgebrauch entſprechend, ein Euphonismus für male- 
detta. Ebenſo ſpricht Visconti von questo benedetto decreto della residenza (1563 März 11. 
Baluze⸗Manſi III S. 450 a) und ſogar von questo benedetto concilio. (Juli 23. S. 484 b.) 
Ueber die weitere Vorbereitung des Kapitels der Fürſtenreform die Briefe Viscontis. Juni 27, 
Juli 28. (Baluze-Manſi III S. 474 a, 482 b.) 
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Machtfülle befolgt werden konnten, wirklich befolgt, zum Teil überboten waren. 
Selbſt hinſichtlich der Kurie hatte der Papſt eine Konzeſſion gemacht. Nachdem 
ein Verſuch, das Kardinalskollegium durch eine aus ſeiner Mitte gebildete 
Kommiſſion reformieren zu laſſen, an dem Eigennutz dieſer Würdenträger ge— 
ſcheitert war, überließ der Papſt die Arbeit den Legaten und dem Konzil, wobei 
jene ſich freilich begnügten, nur die nötigſten Qualifikationen der Kardinäle feſt— 
zuſtellen.) Ganz eigenartig war aber eins der letzten Kapitel: es handelte 
von der Reform der weltlichen Regierungen.?) Nach der Strenge des kanoniſchen 
Rechtes wurde hier der privilegierte Gerichtsſtand der Geiſtlichen in perſönlichen 
Sachen, und die Freiheit derſelben von ſtaatlichen Abgaben aufgeſtellt. Dem 
geiſtlichen Gericht wurden alle Streitigkeiten über Zehnten und Patronate zu— 
geſprochen. Den weltlichen Regierungen wurde die Temporalienverwaltung er— 
ledigter Benefizien unterſagt, es wurde ihnen auferlegt, ohne Prüfung und 
Störung die Erlaſſe der römiſchen Kurie, die Ladungen und Urteile der geiſt— 
lichen Gerichte durch ihre Lande ergehen zu laſſen und gegen den Widerſtrebenden 
durchzuführen. Auf jede Verletzung dieſer Gebote wurde der Kirchenfluch geſetzt. 

Wohl konnte man erſtaunt gegen ſolche Vorſchriften einwenden, daß ſie 
ja bisher in keinem Staate vollſtändig, in den kräftigen nur unter tief 
greifenden Beſchränkungen anerkannt waren, daß alſo ihre Durchführung eine 
radikale Umwandlung des Staatsrechtes bedeutet hätte. Eben mit Rückiicht 
hierauf fügte der Entwurf hinzu: alle widerſprechenden Staatsgeſetze und Her— 
kommen ſeien hiermit aufgehoben. Erſt in einer zweiten Bearbeitung des Ent— 
wurfs hatten die Legaten die Großmut, zu beſtimmen, daß, wer päpſtliche Privi— 
legien gegen die volle Strenge jener Gebote beſitze, dieſelben innerhalb eines 
Jahres nach Schluß des Konzils dem apoſtoliſchen Stuhl vorzulegen habe: der 
Papſt werde dieſelben, je nachdem die betreffenden Reiche es verdienen, beſtätigen. 
Wer den Termin verſtreichen laſſe, ſolle aller derartiger Privilegien verluſtig 
ſein. — Der Satz, den die Hierarchie ſeit dem neunten Jahrhundert der Welt 
aufzuerlegen ſuchte, daß ſie ſelbſtherrlich zu entſcheiden habe, wie weit ihr Recht 
gehe, und daß das Staatsgeſetz ſich dem Kirchengeſetz beugen müſſe, kam in 
ſolchen Zuſätzen, wie in dem ganzen Kapitel, zum ſchärfſten Ausdruck. 

War aber die Zeit zur Verwirklichung derartiger Anſprüche geeignet? Der 
Gedanke, eben jetzt, wo alle Welt über den Mißbrauch der Macht und Vor— 
rechte der Hierarchie aufſchrie, dieſe Macht auf einen noch nie erreichten Höhe— 
punkt zu führen, war ſo ungeheuerlich, daß man am kaiſerlichen Hof ſich ſofort 
ſagte, der wahre Zweck der Vorlage beſtehe nicht in der wirklichen Annahme 
derſelben, ſondern in der Abſchreckung der weltlichen Fürſten von den dem 
Papſte nicht genehmen Reformplänen. Und in der That, eine für die Mächte 
höchſt unbequeme Bewegung wurde ſofort hervorgerufen. Denn in dem Gegen— 
ſtand, den die Legaten angeregt, gingen die Intereſſen der Kurie und der Hier— 
archie zuſammen. Für die energiſche Behandlung des Fürſtenkapitels trat am 


1) Pallavicino XXI 6 n. 5 fg. XXII I n. 5. Die Legaten an Borromeo. 1563 Juni 14. 
(Epl. Pogiani III S. 319 Anm. Vgl. Pallav. XXI 4 n. 6 fg.) 
2) Ueber die drei ſucceſſiven Redaktionen des Kapitels vgl. Sickel S. 583 Anm. 
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Konzil eine fo geſchloſſene Majorität ein, wie die Legaten fie nur je unter ihrem 
Kommando gehabt hatten; ſelbſt unter den Geſandten der Mächte verhehlten 
geiſtliche Mitglieder, wie der Biſchof Drascovics, ) oder der Kardinal von Loth— 
ringen, nur ſchlecht ihre Vorliebe für dieſes Bollwerk der kirchlichen Freiheit. 
Die Folge war, daß nun ein heftiger Streit entſtand über die Ausſetzung jenes 
einen Kapitels und über die Annahme der übrigen. Die in dieſen übrigen Ka— 
piteln nicht berührte Reform des Papſttums verlor man darüber aus dem Geſicht. 

Immer beſtimmter trat nun aber unter dieſen neuen Streitigkeiten ein 
anderer Geſichtspunkt in den Vordergrund: die Beendigung des Konzils. Wenn 
der Papſt ſchon im Herbſt des Jahres 1562 den Schluß der Verſammlung ge— 
wünſcht hatte, ſo wurde dieſer Wunſch im Sommer des Jahres 1563 zum un— 
geſtümen Verlangen. Wenn von den drei großen Mächten die Regierungen 
von Deutſchland und Frankreich dasjenige, was ſie unter den Aufgaben des 
Konzils an die erſte Stelle geſetzt hatten, die Konzeſſionen an die proteſtantiſche 
Bewegung und die Reform des Papſttums, noch immer ungelöſt ſahen, ſo brachte 
die neue Verwickelung doch auch bei ihnen das Gefühl der Ermüdung und Ent— 
mutigung zum Durchbruch. Sie begannen an der Löſung jener Aufgaben durch 
das Konzil zu verzweifeln. Vermutlich jedoch war es bei dieſen beiden Mächten 
auch noch etwas anderes als bloßer Ueberdruß, was ſie mit einemmal in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1563 von dem Wunſch einer längeren Fortſetzung des 
Konzils abſtehen ließ. 

Wenn man der kaiſerlichen Politik folgt, wie ſie unter Paul IV. die kon⸗ 
ziliare Theorie emporhält, um ſie unter Pius IV. fallen zu laſſen, wie ſie die 
Reform des Hauptes der Kirche zu Anfang des Konzils nur lau behandelt, um 
ſie in der Mitte desſelben mit Eifer zu verfolgen und am Ende wieder aus 
dem Geſicht zu laſſen, ſo iſt der Gedanke unabweisbar, daß jene prinzipiellen 
Fragen im Dienſt wechſelnder Intereſſen wechſelnd behandelt wurden. Nicht 
behaupten, wohl aber vermuten läßt ſich da ein Zuſammenhang zwiſchen der 
Reform der Kirche und der Sicherung der Nachfolge im Reich. Im November 
des Jahres 1562 hatte der Kaiſer — wir werden in anderem Zuſammenhang 
noch darauf zurückkommen — die Wahl ſeines Sohnes Maximilian zum römiſchen 
König erlangt. Die Anerkennung des Neugewählten durch den Papſt lag ihm 
als äußerſt wichtig am Herzen, hatte aber ihre ganz beſonderen Schwierigkeiten. 
Denn einmal, die proteſtantiſche Geſinnung Maximilians, wenn er ſie auch vor 
und bei ſeiner Wahl äußerlich verleugnet hatte, hielt das Mißtrauen der Kurie 
gegen ihn wach; Maximilian ſelber verſah ſich vom Papſte der Abſicht, die An— 
erkennung zu verweigern, wenn er nur dabei einen ſtarken Rückhalt fände.?) 


) Vgl. das Bruchſtück ſeines Briefes an den B. Veglia. (Raynald 1562 n. 164.) 

) Er ſchreibt am 19. Juni 1563 an Baiern: nach Guzmans (vgl. über ſeine Sendung 
Maurenbrecher in Sybels hiſtor. Zeitſchrift XXXII S. 294) tief geheimer Mitteilung habe der 
Papſt dem K. Philipp entboten, „das, wo's der kunig alſo hawen wollt, nachdem er verneme 
das ich in der religion vacier, ſo wolt er und wiſte auch mein election in regem 80 
zu verhindern, cum multis circumstantiis.” Philipp habe den Papſt vor folder Abſicht gewarnt 


und biete ſeine Vermittelung zur Beförderung der Beſtätigung an. (München. Rei i 
5 5 8 5 
Oeſterr. Sachen VII.) ch chsarchiv 
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Sodann, es hatte ein Kurfürſtenkollegium gewählt, das beinahe zur Hälfte prote— 
ſtantiſch war, und deſſen proteſtantiſche Mitglieder durch das Reichsgeſetz in all 
ihren Rechten geſchützt waren. Die Zumutung, dieſe Wahl anzuerkennen, be— 
deutete für den Papſt eine indirekte Anerkennung des verhaßten Religionsfriedens. 

So geſtalteten ſich denn die Verhandlungen über Maximilians Anerken— 
nung keineswegs leicht und zogen ſich hin vom Dezember 1562 bis zum 
Februar 1564. Ueber das Bedenken der Anerkennung ketzeriſcher Kurfürſten 
kam man in Rom mit der Auskunft hinweg, daß ſie im ſtillen nicht anerkannt, 
und der wegen ihrer Mitwirkung der Wahl anhaftende Mangel durch die päpſt— 
liche Vollgewalt, aus der man ja das Wahlrecht der Kurfürſten ableitete, er— 
gänzt wurde. Aber von Maximilian verlangte der Papſt dreierlei: eine eidliche 
Verpflichtung zum Schutz des Papſtes und der römiſch⸗katholiſchen Religion, eine 
beſondere briefliche Beteuerung ſeiner ſteten Anhänglichkeit an dieſe Religion 
und eine Geſandtſchaft, durch die er ihm, wie es vorher von Ferdinand ver— 
langt war, nicht nur Ehrerbietung, ſondern ausdrücklich Gehorſam gelobte; 
dafür wollte er ihm die Beſtätigung erteilen. Maximilian unterwarf ſich weder 
dieſen Bedingungen, noch faßte er die Anerkennung als eine für die Rechtmäßig— 
keit ſeiner Würde erforderliche Beſtätigung auf. Das Ende war, daß man 
Formen fand, in welche jeder Teil ſeine Auffaſſung hineinlegen konnte. 

Merkwürdig war es nun, wie dieſe hauptſächlich vom Kaiſer geleiteten 
Verhandlungen ſich mit denen über das Konzil verflochten, wie ſich im Verlauf 
derſelben gleichzeitig die Anerkennungsfrage glättete, und der Kaiſer auf die 
Fortſetzung des Konzils und die Umgeſtaltung der Kurie verzichtete. Noch am 
8. Auguſt drang Ferdinand auf Reform der Kardinäle und des Konklave, auf 
Niederſetzung einer die verſchiedenen Nationen vertretenden Kommiſſion zur Vor— 
bereitung der vom Konzil zu behandelnden Reformvorſchläge, ) am 31. Auguſt 
dagegen ſagte er ſich in einem Brief an den ſpaniſchen Konzilsgeſandten von 
ſeinen Plänen einer Reform der Kurie los:?) zwiſchen beide Schreiben fallen 
die eine Verſtändigung in der Anerkennungsfrage anbahnenden Verhandlungen 
Ferdinands und Maximilians mit dem Nuntius Delfino. Am 18. September 
ſodann erklärte ſich der Papſt mit den bei letzteren Verhandlungen gemachten 
Vorſchlägen einverſtanden: vierzehn Tage darauſ ſprach der Kaiſer ſeinen Wunſch 
nach baldigem Schluß des Konzils aus.“) 

„Auf ſolche Weiſe,“ ſo bemerkte der franzöſiſche Geſandte im Hinblick auf 
dieſen auch von ihm vermuteten Handel, „macht jeder ſeine eigenen Geſchäfte, 
und das öffentliche Intereſſe bleibt unberückſichtigt.“ Indem er dies niederſchrieb, 
hatte aber auch die franzöſiſche Regierung ihre beſonderen Abſichten ins Auge 
gefaßt, welche ſie gleichfalls zur Trennung ihrer Konzilspolitik von derjenigen 
des Kaiſers und zum Wunſch der Schließung der Trienter Verſammlung führten. 


1) Sickel S. 584. 

=yeSitielensn ano) 

3) Sickel n. 287, 289. Daß die Beſtätigung Maximilians und die Schließung des Konzils 
zuſammenhängen, vermutet auch der B. Rennes. (Berichte vom 14. Juni und vom Oktober. 
Le Laboureur, mém. de Castelnau II S. 472, 366/67.) 

Ritter, Deutſche Geſchichte 1555—1648. 12 
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Am 19. März 1563 hatte Königin Katharina den erſten Hugenottenkrieg durch 
einen Frieden beendet, der den Reformierten das Recht des Daſeins und einer 
beſchränkten Religionsübung gewährte. Sie ſetzte ſich nun die ſchwere Aufgabe, 
die Macht der Krone über zwei feindlichen Parteien zu behaupten, die ihre Kräfte 
miteinander gemeſſen hatten und eine Erneuerung des Ringens vorausſahen, die 
Unabhängigkeit Frankreichs gegen auswärtige Mächte zu ſchützen, die, ob katholiſch 
ob proteſtantiſch, ihr gleichmäßig mißtrauten und ſie mit Interventionen be⸗ 
drohten, die kirchliche Einheit unausgeſetzt zu erſtreben, nachdem die Trennung 
geſetzlich anerkannt war. Zwei Punkte ſtellten ſich bei dieſer Politik als not— 
wendige Erforderniſſe heraus: einmal, daß der Religionskrieg nicht von neuem 
eröffnet werde, ſondern daß das Trienter Konzil, welches mit ſeinen inneren 
Streitigkeiten die katholiſche Welt ſpaltete, während die Königin jetzt in der Eini— 
gung derſelben eine Stütze ſuchte, welches die Proteſtanten reizte, während ſie 
ſelber zu den Verſuchen friedlichen Ausgleichs mit ihnen zurückkehrte, zu einem 
baldigen Ende geführt werde. Ausgehend von ſolchen Anſchauungen, hatte Ka— 
tharina nebeneinander zwei poſitive Vorſchläge zu machen. Der eine ging auf 
die Verlegung des Konzils tiefer nach Deutſchland oder nach Frankreich hinein 
und auf neue Verſuche zur Heranziehung der Proteſtanten zu demſelben, ) der 
andere zielte auf einen Kongreß der großen katholiſchen Mächte — des Kaiſers 
und Papſtes, Spaniens und Frankreichs — an dem eine Verſtändigung über 
die Grundſätze kirchlicher Politik, eine Bürgſchaft für die Herſtellung kirchlicher 
Einheit, ſtaatlicher Ordnung und allgemeinen Friedens geſchaffen werden jollte. *) 

So, von Frankreich und dem Kaiſer nicht mehr gehindert, von der italie— 
niſchen Majorität mit aller Kraft unterſtützt, konnte der Papſt den Schluß des 
Konzils herbeiführen. Im Wege ſchien ihm dabei der heftige Streit über die 
Reform der weltlichen Fürſten zu ſtehen. Aber merkwürdig, wie bereitwillig 
der Papſt, ſobald die Zuſtimmung zur Schließung des Konzils in ſicherer Aus— 
ſicht war, ein Mittel zur Vergleichung bot, und wie leicht die italieniſche Majo— 
rität, die anfangs jenen Entwurf mit erſchreckender Hartnäckigkeit ergriffen hatte, 
ſich hinterher dem päpſtlichen Willen unterwarf! Man verſtändigte ſich über 
einen Kanon, welcher alle alten Kirchengeſetze zu Gunſten der kirchlichen Freiheit 
beſtätigte und in dieſer unterſchiedsloſen Allgemeinheit wenig verfänglich war. 
Dann wurden die übrigen Reformvorlagen — nicht ohne mannigfache Verände— 
rungen — in zwei Sitzungen zum Beſchluß erhoben, und am 4. Dezember 1563 
mit der letzten wichtigen Entſchließung, alle in den drei Seſſionsperioden ver— 


) Erſte Anregung im April 1563: Inſtruktion für Birago nach Trient und dem kaiſerl. 
Hof. April 15. (Le Plat VI S. 10.) Werbung des d' iſel bei Philipp. Mai 1. (Pallavicino 
XXI 3 n. 2.) Anregung beim Papſt. (Rayn. 1563 n. 78.) Inſtruktion für d'Allegre. April 22. 
(Lettres de Catherine d. M. II S. 419 Anm.) 

) Erſte Anregung ebenfalls im April 1563: Königin Katharina an Königin Eliſabeth 
von Spanien. April. (Lettres de Catherine de M. II S. 4. Weiteres daſelbſt Vorrede S. 31.) 
Dieſelbe an den Biſchof von Rennes. April 30. (A. a. O. S. 26.) Anregung in Rom durch den 
Nuntius Sta. Croce. September. (Sarpi VIII 49.) — Ueber ihre Abſichten dabei ſpricht ſich 
Katharina näher aus: an den B. Rennes. Nov. 9, Dez. 29. (Lettres II S. 111, 125.) Ver⸗ 
handlungen mit Alaba. 1564 März. (A. a. O. Vorr. S. 39.) 
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einbarten Beſtimmungen dem Papſte zur Beſtätigung vorzulegen, das Trienter 
Konzil beendet. 

Die Stimmung, mit welcher man am kaiſerlichen Hof dem Ende der ſtreit— 
erfüllten Verſammlung zuſah, war diejenige der Enttäuſchung und des Unwillens. 
Das Konzil, meinte der Kaiſer am 12. Oktober, iſt zu ſchließen, weil bei der 
Art ſeines Verfahrens keine oder geringe Furcht zu erwarten iſt.!) Noch ſchärfer 
drückte ſich bei ſeiner halb proteſtantiſchen Geſinnung König Maximilian aus. 
„Was mich betrifft,“ ſagte er dem venetianiſchen Geſandten, „ſo habe ich jene 
Verſammlung niemals des Namens eines Konzils für würdig erachtet; ſie er— 
ſchien mir als eine Vereinigung von Menſchen voller Leidenſchaften und beſonderer 
Intereſſen.“ “) 

Gleichwohl würde man ſehr irren, wenn man wegen ſolcher abſchätziger 
Urteile die Bedeutung des Trienter Konzils gering anſchlagen wollte. Es täuſchte 
die Hoffnungen, welche ſtarke und einſichtige Parteien innerhalb der katholiſchen 
Kirche auf dasſelbe geſetzt hatten, aber ſeine Einwirkung auf die katholiſche Re— 
ſtauration, wie ſie ſich nun thatſächlich geſtaltete, war ſo groß und maßgebend, 
daß wir, wenn nicht ſeine Beſchlüſſe im einzelnen, ſo doch den Geiſt derſelben 
uns vergegenwärtigen müſſen. Von vornherein ſpringt da die unüberſchreitbare, 
durch dies Konzil vollzogene Abſcheidung der katholiſchen und der proteſtantiſchen 
Kirchengemeinſchaft in die Augen. Unbekümmert um die Gegenvorſtellungen des 
Kaiſers und Frankreichs, nahm die Kirchenverſammlung eine dogmatiſche Be— 
ſtimmung ſämtlicher ſtreitig gewordenen Lehren vor, welche in ihrer Klarheit und 
ihrem großartigen Zuſammenhang die Höhe der mittelalterlichen Theologie, aus 
der ſie hervorgegangen war, bezeichnete, aber ſich fortan auch eng um den Geiſt 
des Gläubigen ſchloß und mit unbedingter Feindſeligkeit die proteſtantiſchen An— 
ſchauungen abſtieß. Nach dem Erlaß dieſer Satzungen hatte die katholiſche Welt 
nicht mehr nach Verſtändigung mit den Abgewichenen zu ſuchen, ſondern ihre 
Kräfte zur Unterwerfung derſelben zu ſammeln. Die erſte Bedingung zur Samm— 
lung der Kräfte war aber, daß für die Annahme und das Verſtändnis des neu 
formulierten Dogma geſorgt, daß ein dem Geiſt dieſer Lehren entſprechendes 
religiös-ſittliches Leben gefördert wurde; und dieſem Zweck diente jene viel um— 
ſtrittene Reform, deren entſcheidende Beſtimmungen erſt in den drei letzten 
Seſſionen erfolgt ſind. 

Ein Zug, der durch die Trienter Reformen hindurchging, war der der Zen— 
traliſation in Verfaſſung und kirchlicher Regierung. Vor allem dem Papſttum 
als dem regelnden und belebenden Mittelpunkt der Hierarchie kam dieſe Bewegung 
zu gute. Nicht freilich infolge ausdrücklicher Beſtimmungen. Denn der Verſuch, 
im Gegenſatz gegen die ſpaniſch-franzöſiſchen Anträge zu Gunſten des Bistums 
jene Florentiner Formel, in der man die Lehre von der päpſtlichen Vollgewalt 
über Kirche und Konzil ausgedrückt fand (S. 166), zur Annahme zu bringen, war 
geſcheitert. Allein da das Papſttum im fünfzehnten Jahrhundert in ſeinem Ent— 
ſcheidungskampf mit der Autorität des Konzils thatſächlich geſiegt hatte, und da 
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zu dem hieraus entſpringenden Machtzuwachs der neue Zug, der feit Ausſcheidung 
der Proteſtanten auf ſtraffe Zuſammenfaſſung der Kräfte der Hierarchie drängte, 
hinzukam, ſo brauchte es jetzt nicht eigentlich theoretiſche Beſtimmungen zu ſeinen 
Gunſten; die Befeſtigung ſeiner abſoluten Gewalt ging ihren Gang weiter, wenn 
nur prinzipielle Feſtſetzungen zur Einſchränkung dieſer Gewalt abgewehrt wurden, — 
und das eben war das Ergebnis der Hauptſtreitigkeiten des Trienter Konzils. 

So, unter dem Zeichen des abſoluten Papſttums, unternahm man es, die 
übrigen Kreiſe der Hierarchie neu zu ordnen. Beſtimmungen über die perſön— 
lichen Erforderniſſe der Pfarrgeiſtlichen, Biſchöfe und Kapitularen ſollten der 
Kirche einen beſſer vorgebildeten Klerus zuführen; Geſetze gegen Häufung der 
kirchlichen Aemter, über die Reſidenzpflicht der Inhaber derſelben, über die Form 
der Verleihung waren beſtimmt, dem ſimoniſtiſchen Aemterhandel ein Ende zu 
machen und die mit dem Amt verbundene Pflicht zur Geltung zu bringen; durch 
eine Neuordnung der gerichtlichen Inſtanzen, vor allem aber durch regelmäßige 
biſchöfliche Viſitation, ſuchte man Pflichttreue und Zucht unter der Geiſtlichkeit 
herzuſtellen. Wenn einer geregelten Jurisdiktion und Viſitation und der durch 
ſie bezweckten Ueberwachung vor allem die Exemtionen im Wege ſtanden, ſo 
wurde, ohne Angreifung des Prinzips derſelben, die biſchöfliche Viſitation über 
ſämtliche den exemten Körperſchaften eingefügten Pfarrkirchen, ja in gewiſſen 
Fällen, beſonders bei Verſäumnis der Oberen, über exemte Klöſter und Stifter 
ſelbſt, wieder eingeführt. Der letzte Zweck, den man bei dieſen und ähnlichen 
Reformen im Auge behielt, war immer der, daß eine geläuterte Hierarchie die 
religidje Leitung der Laien mit neuer Kraft übernehmen ſolle; regelmäßige 
Predigt, Unterricht der Jugend in den religiöſen Grundlehren ſuchte man im 
Hinblick auf die Laien planmäßig einzurichten. 

Ich habe geſagt, der gemeinſame Zug, der dieſe Anordnungen durchdringt, 
iſt der der Zentraliſation. Beſtimmter können wir hinzufügen: der eigentliche 
Geiſt der ſie erfüllt, heißt Disziplin, und zwar unbedingte Disziplin in ſittlicher 
wie intellektueller Beziehung. Mit welcher Strenge die Hierarchie das unbedingte 
Einleben der Geiſter in ihre Lehren und Geſetze verlangte, erkennt man am 
deutlichſten aus den Anordnungen über verbotene Bücher und über Erziehung 
der Geiſtlichen. In der Abſicht, einen gleichmäßig gebildeten Klerus zu gewinnen, 
verordnet man die Errichtung von geiſtlichen Pflanzſchulen in den einzelnen Bis- 
tümern; hier wird Unterricht und Erziehung vereinigt; unter der Leitung des 
Vorſtandes, der Lehrer und des Beichtvaters wird der Schüler vom dreizehnten 
Jahre ab zur Aneignung kirchlicher Lehre und Disziplin erzogen, abgeſchieden 
von der Welt und jedem fremdartigen Einfluß, um ſpäter als Streiter der Kirche 
das Volk in dem Glauben derſelben zu leiten. Noch beredter iſt das Bücher— 
verbot. Nachdem Papſt Paul IV. es unternommen hatte, in einem zuſammen⸗ 
faſſenden Verzeichnis alle diejenigen Bücher kenntlich zu machen, deren Leſung 
und Beſitz auf Grund alter oder neuer Kirchenverbote dem Gläubigen unterſagt 
ſei, ließ die Trienter Kirchenverſammlung durch eine Kommiſſion ſowohl dieſes 
Verzeichnis neu bearbeiten als auch die Regeln aufſtellen, nach denen Bücher zu 
prüfen und zu verbieten ſeien. Die Arbeit der Kommiſſion wurde, kraft einer 
von dem Konzil, das ſich nicht mehr damit befaſſen konnte, verfügten Heimſtellung, 
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dem Papſt übergeben und fo unter päpſtlicher Autorität im Jahr 1564 ver— 
öffentlicht. Unter den Regeln für die ſchon erlaſſenen und noch zu erlaſſenden 
Verbote beſagt die wichtigſte, daß die von Häuptern der Ketzer verfaßten Bücher 
ohne Ausnahme, die von Mitgliedern ketzeriſcher Sekten geſchriebenen Bücher, 
ſofern ſie einem religiöſen Gegenſtand gewidmet ſind, verboten ſeien. Wer ſolche 
Bücher lieſt oder beſitzt, verfällt der Exkommunikation. Eine andere Regel ordnet 
die kirchliche Zenſur aller neugedruckten Bücher an, auch hier unter Verhängung 
des Kirchenfluchs gegen den Veröffentlicher wie gegen Leſer und Beſitzer un— 
zenſierter Schriften. Durch ſolche Verbote ſollte die Einwirkung eines fremd— 
artigen Geiſtes auf die Angehörigen der Kirche gewaltſam abgeſchnitten werden. 
Der Zutritt zu den verbotenen Büchern wurde nur eröffnet durch päpſtliche Dis— 
penſe und nur zu dem einen Zweck der Widerlegung. 

Dieſem Sinne der Alleingeltung der kirchlichen Lehre, welche jeden Zweifel 
verwirft, entſprach es denn auch, wenn man von allen Lehrern der Univerſitäten 
eine jährlich erneuerte eidliche Verpflichtung auf die Trienter Glaubensnormen 
verlangte; und dem Sinn der Alleingeltung der kirchlichen Lehre entſprach es, 
wenn die Verſammlung keine Einwendung zu erheben hatte, als die Legaten 
in Bezug auf den franzöſiſchen Religionsfrieden von 1563 den Grundſatz auf— 
ſtellten, daß kein Staat das Recht habe, ſeinen Unterthanen eine zweite Religion 
zu geſtatten.) Ganz im Geiſte des Konzils beſchwor der Papſt bei Beſtätigung 
ſeiner Beſchlüſſe alle chriſtlichen Fürſten, daß ſie keine dieſen Lehren wider— 
ſprechenden Meinungen unter ihren Unterthanen geſtatten möchten. 

Aber ſo kühn und durchgreifend die Abſichten der Trienter Kirchenverſamm— 
lung ſein mochten, fürs erſte waren ſie doch nur in toten Geſetzen niedergelegt. 
Ob dieſelben Leben gewannen, hing von der Annahme dieſer Geſetze in den 
einzelnen Landen ab, es hing noch viel mehr davon ab, ob innerhalb der katho— 
liſchen Kirche ein lebendiger Geiſt erwachte, der mit derartigen Beſtrebungen ſich 
freithätig verband. Und in der That, daß es der katholiſchen Kirche nicht an 
lebendigen Kräften fehlte zur Verteidigung ihrer Lehre, zur Verwirklichung ihres 
religiös-ſittlichen Geiſtes, zum opfervollen Kampf gegen die allgemeine Entartung, 
das zeigte eine zum Teil ſchon vor, beſonders aber nach der Erſchütterung der 
Reformation hervorbrechende Bewegung, getragen bald von den kirchlichen und 
ſtaatlichen Führern einer ſtarken Nation, wie in Spanien, bald von hohen Per— 
ſönlichkeiten oder frei geſchloſſenen Vereinigungen, wie in Italien. Aber ihren 
rechten Nachdruck gewannen ſolche Anſtrengungen erſt — beſonders auch für 
Deutſchland — als ein neuer, zentraliſierter Orden für dieſelben eintrat. Denn 
eben das Eintreten eines neuen Ordens mitten unter einer großen inneren Kriſis 
der Kirche war durch den Geiſt und die Entwickelung der katholiſchen Hierarchie 
bedingt und erfordert. 

In den Zeiten des elften Jahrhunderts, als die Häupter der Hierarchie 
in die großen Kämpfe eintraten, die ſie auf den Höhepunkt ihrer Macht führten, 
verfolgten ſie das Ziel der geiſtlichen Weltherrſchaft auf einem doppelten Wege: 
ſie ſuchten einerſeits die ſouveräne Freiheit der Hierarchie innerhalb ihres bean— 
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ſpruchten Wirkungskreiſes, beſonders auch in Beſitz und Verwaltung ihres un— 
geheuren Anteils an weltlichen Gütern und weltlicher Macht, zu erringen und 
zu ſichern; auf der anderen Seite gedachten fie, die Geiſtlichkeit im religibös-ſitt⸗ 
lichen Leben als auserwählten Stand hoch über die Laien zu erheben und dadurch 
ihre Macht zugleich zu rechtfertigen und zu befeſtigen. Das religibs-ſittliche Ideal 
der mittelalterlichen Kirche war aber dasjenige der Entſagung; eine aufſteigende 
Reihe der Vervollkommnung ſollte von der bloßen Beobachtung der göttlichen 
Geſetze zu jener einſamen Höhe führen, auf welcher der Menſch ſeinen Sinn für 
alle Güter, die dem Leben hier auf Erden einen ſelbſtändigen Wert verleihen, 
ertötet: für den materiellen Beſitz und Genuß, für die Bande der Freundſchaft 
und Verwandtſchaft, für das Hochgefühl der perſönlichen Selbſtändigkeit und der 
freien Wahl der Lebenszwecke. 

In dieſem Geiſte vermeinten die Geſetzgeber des elften Jahrhunderts einen 
Klerus zu ſchaffen, der die innigſte und reichſte ſittliche Verbindung der Menſchen, 
diejenige der Ehe, ordnet und beherrſcht, und doch ſelber davon ausgeſchloſſen 
iſt, der über unermeßliche Güter verfügt, und doch ſelber nichts zu eigen beſitzt, 
der eine über menſchliches Maß hinausreichende Macht handhabt, und doch ſelber 
der perſönlichen Unabhängigkeit entbehrt. In klöſterlichem Zwang ſollte die Geiſt— 
lichkeit überall zuſammengefaßt werden: der gewöhnliche Seelſorgerklerus in der 
Gemeinſchaft des kanoniſchen Lebens, der höhere Klerus in der klöſterlichen Ord— 
nung des biſchöflichen Presbyteriums. “) Aber dieſes asketiſche Ideal blieb un— 
erreicht. Mit dem Gefühl des Triumphes über die ungeheuren Erfolge der 
Hierarchie in Bezug auf Macht und weltliches Gut miſchte ſich bei den ernſten 
Mitgliedern derſelben das Gefühl einer noch größeren Niederlage, wenn ſie ſahen, 
wie die große Maſſe der Geiſtlichkeit ſich den Formen des gemeinſamen Lebens 
und dem Verzicht auf ſelbſtändige Lebensführung und perſönliches Eigentum gar 
nicht oder nur ſcheinbar fügte. Dieſe Weltgeiſtlichen, ſo geſtand Papſt Honorius II. 
den Verfechtern der ſtrengen Grundſätze zu, verdienten, daß man ſie in den 
Bann thue; aber es gehe nicht an, weil ihrer zu viele ſeien.?) 

Von dem Augenblick an, da dieſer Widerſpruch durch die Hierarchie hin— 
durchging, gewann das Mönchtum erſt ſeine volle Bedeutung in der katholiſchen 
Kirche. Die Kloſtergeiſtlichkeit vertrat jetzt den Klerus, wie er ſein ſollte; ſie 
wurde eine weſentliche Ergänzung der Weltgeiſtlichkeit. Und dieſer Aufgabe 
wurde das Mönchtum gerecht, indem es ſich nicht mehr in einzelnen Nieder— 
laſſungen zerſplitterte, ſondern ſeine Kräfte in den großen zentraliſierten Orden 
zuſammennahm. Als eine außerordentliche Hierarchie traten dieſe univerſalen 
Orden neben die regelmäßige Hierarchie, unabhängig von den Biſchöfen, mit 
den andern geiſtlichen Gewalten erſt unter dem Haupte der ganzen Kirche ſich 
zuſammenſchließend. Aber nicht ſtetig und wechſellos war dieſe außerordentliche 
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Hierarchie. Denn bei den übermenſchlichen Anſtrengungen und Opfern, welche 
ſie von ihren Mitgliedern verlangte, folgte in jedem Orden auf die Zeit des 
großen Aufſchwungs verhältnismäßig raſch die Zeit der Ermattung. Darin jedoch 
zeigte ſich wieder die enge Verflechtung des Mönchtums mit der geſamten Kirche, 
daß jede Zeit großer kirchlicher Kriſen und außerordentlicher Aufgaben neue 
Orden mit neuen Kräften hervorrief. So traten bei der entſcheidenden Aus— 
geſtaltung der mittelalterlichen Hierarchie die Kluniazenſer auf den Kampfplatz; 
die Vereinigung von Miſſion und Bodenkultur führte die Ziſterzienſer und Prämon— 
ſtratenſer ins Feld; den Angriffen der Ketzer gegen die kirchliche Lehre und die 
verweltlichte Geiſtlichkeit ſtellten die Dominikaner ihre Studien, die Franziskaner 
ihr Armutsideal entgegen; die erfolgreichſte Auflehnung gegen die katholiſche Lehre 
und die Art ihrer Begründung, gegen die hierarchiſche Verfaſſung und kirchliche 
Disziplin, welche die Welt bis dahin geſehen hatte, rief den Jeſuitenorden ins Leben. 
Die Ziele, welche der Jeſuitenorden ſich ſtellte, waren in der religiöſen 
Entwickelung ſeines Stifters, des Spaniers Ignacio von Loyola vorgebildet. ) 
Man kann an die Lehren einer Kirche herantreten, indem man ihre Begründung 
in den Quellen menſchlicher Erkenntnis, ihre Bewährung im Lauf der Geſchichte 
prüft; man kann aber auch mit den inneren Bedürfniſſen des Gemütes heran— 
treten, die Worte und Uebungen der Kirche auf die Seele wirken laſſen und in 
dem neuen Leben, welches ſie hier bewirken, ihre Bewährung finden. Der letztere 
Weg war derjenige des Ignatius; er führte ihn zur asketiſchen Geſinnung und 
zur unbedingten Hingabe an die katholiſche Hierarchie. War es nicht dieſe Hier— 
archie, deren Lehre ſich als die ſchöpferiſche Kraft ſeines ſittlich-religibſen Lebens 
bewährte, deren Gottesdienſt ſein Gemüt zu ſtürmiſcher Erregung hinriß, deren 
Richterſprüche und Weiſungen im Beichtſtuhl die Aengſten ſeines Gewiſſens be— 
ruhigten? Er konnte ſich dieſelbe nur denken als einen geheimnisvollen Organis— 
mus, durch den ein Strom göttlicher Offenbarung und Autorität ununterbrochen 
hindurchgeht; in ganzer Fülle und Reinheit teilt er ſich dem Haupte der Kirche 
mit, in ſeinen letzten Verzweigungen kommt er belebend zu dem einzelnen Gläu— 
bigen in den Worten des Beichtvaters, des Seelſorgers, des Kloſterobern. Demütige 
Hingabe und tiefſte Verehrung gebührt jedem Mitglied dieſes zwiſchen Menſchen 
und Gott vermittelnden Gemeinweſens, jedem Satz ſeiner Lehre, jedem Gebrauch 
ſeiner Disziplin oder ſeines Gottesdienſtes, und ſollte es ſich auch nur handeln 
um die Wallfahrten zu heiligen Stätten oder Kerzenbeleuchtung der Altäre. 
So, im engſten Zuſammenhang mit der beſtehenden Kirche, unternahm der 
Spanier die Stiftung ſeines neuen Ordens. Die Eigentümlichkeiten, welche den— 
ſelben in Verfaſſung und Wirkſamkeit von den älteren Orden unterſchieden, 
beruhten auf den beſonderen Verhältniſſen der Zeit, auf den neuen kirchlichen Auf— 
gaben, die infolge der Reformation erwachſen waren. Eine erſte und dringendſte 
Frage war diejenige über den feſten Verband der Hierarchie. Die Reformatoren 
hatten die geſchloſſene Verfaſſung derſelben aufzulöſen geſucht; Ignaz kenn— 
zeichnete ſeine Beſtrebungen, indem er in ſeinem Orden ein internationales Ge— 
meinweſen begründete von ſtreng zentraliſierter Verfaſſung, von einer geiſtigen 
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Disziplin ohnegleichen. Der Gehorſam, den die Angehörigen dieſes Ordens 
ihren Obern ſchulden, beſteht in der Einordnung des eigenen Urteilens und 
Wollens in dasjenige des Obern: in ſittlichen Zweifeln, wie im Streit theologiſcher 
Meinungen müſſen fie bereit fein, die Weiſungen der ſachverſtändigen Genoſſen 
und die Entſcheidung des geſamten Ordens anzunehmen, ihre Lebensaufgaben 
haben ſie jederzeit von den Oberen ſich zuweiſen zu laſſen, ihr Gewiſſen mit all 
ſeinen Verirrungen, Zweifeln und geheimen Wünſchen ſoll offen vor den Augen 
der Vorgeſetzten liegen. Das alſo geregelte Gemeinweſen wird dann in letzter 
Inſtanz dem Papſt unterſtellt: die höhere Klaſſe ſeiner Mitglieder, die Profeſſen, 
verpflichten ſich durch ein ausdrückliches Gelübde, jeden Auftrag des Papſtes zu 
Miſſionen unverzüglich zu erfüllen. 

Eine zweite große Frage der Zeit hatten die Reformatoren aufgeworfen, 
indem ſie die Hingabe an die Lehren und Heilsmittel der Kirche und damit zu— 
gleich die Macht der Hierarchie über Geiſt und Gewiſſen der Gläubigen er— 
ſchütterten. Ignaz ſuchte das eine wie das andere wieder zu befeſtigen. Sein 
eigenſtes Werk war eine genau geregelte Methode, den Sündenabſcheu, die Ver— 
ſöhnung mit Gott und die Erhebung zu einem gottgefälligen Leben in vier— 
wöchentlichen Uebungen durchzuleben. Dieſe Exerzitien vollziehen ſich unter der 
Leitung des Jeſuiten, der die täglichen Betrachtungen und Uebungen vorſchreibt, 
unter dem Richteramt des Beichtvaters, der die Generalbeichte abnimmt, in feſter 
Anklammerung des geängſteten Gemüts an die Kirche — an die „)ſierarchiſche“ 
Kirche, ſagt Ignaz deren Leitung und Gnadenmittel zur Errettung von der 
Sünde führen; ihr Zweck iſt, in der Betrachtung der kirchlichen Lehre von der 
Sünde und Verſöhnung alle Kräfte der Seele zu ſammeln, vor allem die Affekte 
der Furcht und Hoffnung, des Entſetzens und der Entzückung zu erregen, die 
Phantaſie mit den Erſcheinungen der jenſeitigen Welt zu erfüllen. Stufenweiſe 
ſollen in ſolcher Erregung die Entſchlüſſe zum gottgefälligen Leben emporſteigen; 
wenn der Entſchluß zur völligen Entſagung, zum Eintritt in das Ordensleben 
der Seele nahetritt, ſo iſt das ein Weckruf der göttlichen Gnade, der zur höchſten 
Stufe der Vollkommenheit einlädt, und dem nicht ungeſtraft widerſtanden wird. 

Solche Uebungen waren das vornehmſte Mittel der Jeſuiten, die Menſchen 
in den Geiſt der katholiſchen Lehre einzuführen und zugleich die Jünger ihres 
Ordens zu gewinnen. Mit ſolchen Uebungen war Ignaz ſelber jener Heilige 
geworden, der unter Entzückungen und Viſionen nur halb auf der Erde zu leben 
ſchien; es konnte geſchehen, daß unter dem Meßopfer ſein innerer Sinn ſich er— 
hellte, und er dann in der heiligen Handlung zitternd inne hielt; von vielem 
Weinen zog er ſich einmal ein Augenleiden zu; auf Eingebungen und Geſichte 
faßte er die wichtigſten Entſchlüſſe; — wobei freilich ein genialer Blick in die 
Menſchen und die menſchlichen Verhältniſſe nebenher ging und ihn im voraus 
dasjenige erraten ließ, was ſeine Viſionen ihm zur Gewißheit machten. Welch' 
ein Gegenſatz trat aber bei dieſer ganzen Richtung nicht nur hinſichtlich der Ein— 
wirkung der Hierarchie, ſondern hinſichtlich der ſittlich-religiöſen Anſchauung über— 
haupt, zwiſchen dem neuen Orden und den Reformatoren hervor! Auch die 
Führer des Proteſtantismus erkannten die Aufwühlung des Gemüts in dem Ent— 
ſetzen vor der Sünde an; aber den Frieden ſollte der Gläubige finden in dem 
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innerlichen Vertrauen auf die göttliche Botſchaft des Erlöſers, das neue Leben 
des Verſöhnten ſollte ſich bewähren in Pflichttreue, Frohſinn und Geduld unter 
den Anforderungen des täglichen Lebens, im Genuß aller edlen menſchlichen Be— 
ziehungen. 

Der Gegenſatz gegen den Proteſtantismus war es alſo, der die Verfaſſung 
des Jeſuitenordens und das ſittliche Ideal desſelben beſtimmte. Der gleiche 
Gegenſatz beherrſchte ſeine Wirkſamkeit nach außen. Wie ſich damals für jeden 
begeiſterten Anhänger der katholiſchen Kirche die doppelte Richtung auf ſittliche 
Erneuerung der eigenen Kirche und Bekämpfung des Proteſtantismus von ſelber 
verſtand, ſo nahm auch der Jeſuitenorden, neben der uns hier nicht weiter an— 
gehenden Bekehrung der Heiden, jene Aufgabe als vornehmſten Ordenszweck auf. 
Soweit es ſich dabei um die großen Maſſen handelte, waren die nächſten Mittel 
die Predigt, welche auf Belehrung und innere Erſchütterung abzielte, und die 
Beichte, in der das Werk der Predigt durch die Seelenführung des einzelnen 
fortgeſetzt wurde. Vor allem die Beichte in jenem von der Hierarchie ausge— 
bildeten Sinne der Ausforſchung und Leitung der Gewiſſen (S. 64—65), der doch 
im damaligen Deutſchland entweder noch wenig durchgedrungen oder unter den 
neuen Bewegungen meiſtens vergeſſen war, nahm der Orden mit unausgeſetztem 
Eifer auf. Die Gläubigen, die ſich mit einer oder einigen wenigen Beichten 
im Jahr begnügten, trieb er zum öfteren und regelmäßigen Bekenntnis, von 
der Einzelbeichte führte er zur Generalbeichte, die Kaſuiſtik wurde für ihn ſofort 
ein mit Vorliebe gepflegter Wiſſenszweig.!) Deutſchen katholiſchen Theologen, 
die eine Verſtändigung mit dem proteſtantiſchen Geiſte für möglich hielten, war 
dieſe Richtung widerwärtig. Georg Wizel bezeichnete es als Gottloſigkeit, daß 
man faſt alle Gerechtigkeit und Hoffnung des Heils auf die Beichte begründen 
wolle; er warnte, daß man ſie nicht zu einem Fangſtrick machen möge, den 
man ſo lange ſpanne, bis er reiße.?) Aber ſolche Stimmen, wie die ganze 
ireniſche Richtung, unterlagen dem Geiſte, den der Jeſuitenorden vertrat. Voran— 
ſchreitend auf dem Weg der Seelenführung bot er als letztes und höchſtes Mittel 
der religiöſen Kräftigung die Exerzitien, welche den Laien wie den Geiſtlichen, 
den Welt- und den Ordensleuten erteilt wurden. 

Mit all dieſen Erweckungen wirkte der neue Orden auf die geſamte Maſſe 
der Gläubigen ein. Aber aus dieſer Menge ſonderten ſich höhere Kreiſe aus, 
denen noch andere Nahrung geboten werden mußte. Vor hundert Jahren hatte 
der Humanismus ſeine neue Methode des mittleren Unterrichtes geſchaffen und 
damit ein unabweisbares Bedürfnis nach geiſtiger Ausbildung geweckt. Indem 
nun die proteſtantiſchen Regierungen das humaniſtiſche Gymnaſium in ihre Schul— 
und Kirchenordnungen aufnahmen, gaben ſie dieſem Unterricht ſeine feſte mate— 
rielle Grundlage und gleichmäßige Regelung. In den katholiſchen Gebieten 
dagegen wurden die Schulen der kirchlichen Anſtalten mit dieſen ſelber völlig zer— 


1) Schon 1554 erſchien das directorium breve des Polancus. 

2) Via regia in den Kap. de confessione und elenchus abusuum. Conrings Ausgabe 
S. 311, 366 fg. Unmittelbar hat er dabei die Theatiner im Auge, die in dieſer Hinſicht Vor— 
läufer der Jeſuiten waren. 
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rüttet, und der Unterricht, den freie Litteraten in ſtädtiſchen oder Privatanſtalten 
erteilten, war ärmlich organiſiert, und bei der Hinneigung derſelben zur prote— 
ſtantiſchen Lehre durch den Argwohn der Obrigkeit und die Zweideutigkeiten der 
Lehrer vollends geſtört. Zu dieſem Verfall des mittleren Unterrichtes kam der 
der höheren Studien. Während die katholiſchen Univerſitäten verfielen, ſtürmten 
zugleich mit den Waffen ſprachlicher und ſachlicher Erklärung der heiligen Schrift, 
mit Erforſchung der echten Zeugniſſe des kirchlichen Altertums die reformierten 
Theologen gegen die ſcholaſtiſchen Lehrſyſteme an, um deren Abirrung von den 
Wahrheiten der Bibel, von den Lehren und Gebräuchen der altchriſtlichen Jahr— 
hunderte zu erweiſen. Wollte man da noch die geiſtig Höherſtehenden für die 
katholiſche Kirche gewinnen, ſo mußten ſowohl dem mittleren Unterricht, wie 
dem wiſſenſchaftlichen Studium neue Kräfte zugeführt werden. Und daß er hier 
eine Verbindung zwiſchen dem Geiſt der alten Unterweiſung und den neuen Er— 
rungenſchaften unternahm, war die eigentlich entſcheidende Leiſtung des Jeſuiten— 
ordens. 

Als ein wahrer Schulorden errichtete er allerwärts humaniſtiſche Gym— 
naſien. Wie die Bildung derſelben — Schulung des Denkens und des Ge— 
ſchmacks an dem Bau der lateiniſchen Sprache, an der Interpretation lateiniſcher 
Klaſſiker, den Regeln der Rhetorik und den Muſtern lateiniſcher Poeſie — eine 
vornehmlich formale war, ſo ſuchten die Jeſuiten den Inhalt hinzuzufügen, 
indem ſie mit dem Unterricht die Erziehung verbanden und alles mit dem Geiſt 
der Religion und des Kirchentums, wie ſie ihn erfaßt hatten, durchdrangen. 
Mit dem mittleren Unterricht verbanden ſie den höheren und ſomit das wiſſen— 
ſchaftliche Studium. Hier war es die Abſicht, die Errungenſchaften des Humanis— 
mus durch das Eindringen in die Urſprachen der Bibel und in die altkirchliche 
Litteratur ſich anzueignen — aber in welchem Geiſte? An den Urtext der 
Bibel ſoll der Studierende mit dem vorgefaßen Entſchluß herantreten, überall 
den Text der Vulgata zu verteidigen, in den theologiſchen Fragen ſoll der Orden 
nicht nur für die Dogmen, ſondern auch für die ſogenannten allgemein herr— 
ſchenden Anſichten der kirchlichen Lehrer, ja in den der freien Erörterung 
anheimgegebenen Lehren, ſoweit es nur angeht, für eine und dieſelbe Auffaſſung 
wie ein Mann einſtehen. Ueberall ſoll auch mit dem wiſſenſchaftlichen Studium 
die Erziehung, die Belebung des kirchlichen Sinnes zuſammengehen. 

Die feſten Mittelpunkte für dieſe lehrende und erziehende Wirkſamkeit der 
Jeſuiten bildeten ihre Kollegien. An dem Kollegium beſtand, in regelrechte 
Klaſſen eingeteilt, von Mitgliedern des Ordens geleitet, das Gymnaſium; in 
derſelben Niederlaſſung war, wenn die Organiſation zum höchſten Abſchluß ge— 
dieh, auch für die Univerſitätsſtudien geſorgt, ſei es, daß im Kollegium ſelber 
der höhere Unterricht erteilt wurde, ſei es, daß dasſelbe neben einer beſtehenden 
Univerſität begründet wurde und eine Anzahl der dortigen Lehrſtühle oder gar 
die ſämtlichen für ſeine Mitglieder gewann.“ Den feſten Kern der Schüler bil— 
deten die Scholaſtiker, d. h. Mitglieder des Ordens, die im Orden ſelber ihre 
Bildung empfingen; ſie ſollten bei der Zucht, in der ſie aufwuchſen, allen anderen 
zum Vorbild dienen. Eine zweite Gruppe bildeten diejenigen, die zeitweilig 
unter der Obhut des Ordens wohnten und lebten, in der Regel einerſeits eine 
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Anzahl vermögensloſer Studierender der Theologie, die in einem beſonderen 
Alumnat wohnten, anderſeits Söhne adelicher Familien, die gleichfalls unter 
gemeinſchaftlicher Erziehung vereinigt waren. Den äußeren Ring bildeten die 
Schüler, welche als Externen den unentgeltlich erteilten Unterricht beſuchten. Auch 
dieſe ſuchte man von Anfang an in perſönliche Beziehungen zu den Ordens— 
vätern zu ziehen, um zum Unterricht die religiöſe Einwirkung und Uebung hinzu— 
zufügen; man gab ihnen in religiöſen Genoſſenſchaften eine förmliche Organi— 
ſation. “) 

Das letzte Wort bei der geſamten Wirkſamkeit der Jeſuiten war ſtets die 
Forderung, das eigene Urteil der Autorität der Hierarchie unterzuordnen und 
das Gemüt dem Einfluß kirchlich-religiöſer Uebungen zu eröffnen. Darin, ſo 
urteilten die erſten Ordensgenoſſen bei der erſten Berührung mit den deutſchen 
Proteſtanten, liegt der Grund des Abfalls, daß die Ketzer vor dem eigenen Urteil 
Rechenſchaft ſuchen von ihrem Glauben und ihrer Hoffnung. Sie verführen die 
Menſchen durch das Anſinnen, in der Prüfung der Religionslehren einen voraus— 
ſetzungsloſen Standpunkt einzunehmen, und ſo der Demut des im Gehorſam 
des Glaubens gefangenen Geiſtes zu entſagen, und der eingegoſſenen Gottes— 
gnade des wahren Glaubens verluſtig zu werden.?) 

Bei dieſer Auffaſſung konnte der junge Orden das Werk der Herſtellung 
und Befeſtigung des katholiſchen Glaubens nicht bloß auf vernunftgemäße Ueber— 
zeugung begründen; er erwartete das Beſte von der Zucht zum kirchlichen Leben. 
Und zu dieſer Zucht ſollten an höchſter Stelle die großen Gemeinweſen, die 
„hierarchiſche“ Kirche und der weltliche Staat zuſammenwirken. Im beſten Zu— 
ſammenhang mit ſolchen Ideen von kirchlicher Zucht war es da, wenn der Orden 
unerbittlich für die Zentraliſation der hierarchiſchen Verfaſſung, für die Recht— 
loſigkeit der Ketzerei, für die Unterordnung der Staatsregierung unter die kirch— 
liche Gewalt eintrat. Am Konzil von Trient kämpften die Jeſuiten als Ver— 
trauensmänner des Papſtes gegen den göttlichen Urſprung der biſchöflichen 
Jurisdiktion, in den Theorien, die ſie wiſſenſchaftlich ausbildeten und als Ge— 
wiſſensberater bethätigten, ſtritten ſie für die Pflicht des Staates zur Ausrottung 
der Ketzer, und in dem Streit katholiſch-theologiſcher Schulen über die kirchenpoli— 
tiſche Lehre, in dem eine Partei der Staatsgewalt ihren eigenen Urſprung neben 
und unabhängig von der Hierarchie zuſprach und ihre Unterordnung unter die 
zwingende Leitung der letzteren erſt aus der Unterordnung des Zwecks des Staates 
unter denjenigen der Kirche ableitete, die andere Partei aber das Verhältnis 
der Unterordnung in ſtrenger Erklärung der Bulle Unam Sanctam darauf be— 
gründete, daß die geſamte kirchliche wie ſtaatliche Gewalt von Gott dem Haupt 
der Kirche erteilt, alsdann von dieſem die ſtaatliche Macht den chriſtlichen Re— 
gierungen übertragen ſei — in dieſem Streit entſchieden ſich die Jeſuiten in 
der Regel für die erſtere Lehre, immer aber für die Herrſchaft der Kirche über 
die chriſtlichen Regierungen. . 


) Ueber die Anfänge derartiger Bemühungen durch Canifius in Köln und Ingolſtadt 
vgl. Orlandinus X n. 99 fg. Sacchinus a. 1561 n. 183. 
2) Jajus an Ignaz 1544. (Orlandinus IV n. 99. Vgl. den Brief Fabers a. a. O. n. 91.) 
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So trat der Jeſuitenorden ins Leben, um die mittelalterliche Idee der 
Kirche und kirchlichen Herrſchaft gründlicher als bisher und mit den Mitteln 
einer voranſchreitenden Bildung zu verwirklichen. Den Sitz der Ordensregierung 
hatte Ignaz in dem römiſchen Kollegium, zur Seite des päpſtlichen Stuhls er— 
richtet; von hier aus unternahm er es, Kollegien in alle Lande der katholiſchen 
Welt auszuſenden und die Niederlaſſungen der einzelnen Lande in Provinzen 
zuſammenzufaſſen. Ein nationales Moment, welches ſchon bei der Geſchichte 
des Trienter Konzils hervorſprang, zeigte ſich ſofort auch bei dieſem Unter— 
nehmen katholiſcher Reſtauration: die Teilnahmloſigkeit Deutſchlands. Wie 
die Spanier beim Trienter Konzil die würdigſten Vertreter der katholiſchen 
Reformbewegung waren, ſo ſtammten aus Spanien die Gründer des Jeſuitenordens 
und die Mehrzahl ſeiner erſten Genoſſen. Erſt drei Jahre nach der erſten und 
beſchränkten päpſtlichen Beſtätigung des neuen Ordens gelobte am 8. Mai 1543 
der erſte Deutſche, Peter Caniſius aus Nymegen, ſeinen Eintritt in das 
Noviziat der Geſellſchaft Jeſu, und noch im Jahr 1546 meinte Ignaz, in 
Deutſchland habe ſich der unfruchtbarſte Boden für ſein Werk gefunden. Aber 
was anderwärts die Geſellſchaft feſten Grund gewinnen ließ, das half auch 
hier vorwärts: Befreundung und Verhandlung mit katholiſchen Fürſten und 
Regierungen. 

Die erſten großen Gönner, welche der Orden in Deutſchland gewann, 
waren König Ferdinand, Herzog Albrecht II. von Baiern und Biſchof Otto von 
Augsburg. Auf deren Verlangen konnte er im Jahr 1551 ein Kollegium in 
Wien begründen, dem in den nächſten elf Jahren die von Prag und Innsbruck 
folgten, im Jahr 1556 ein Kollegium in Ingolſtadt, dem vier Jahre nachher 
ein zweites in München folgte, im Jahr 1563 ein Kollegium zu Dillingen, in 
der Reſidenzſtadt des Biſchofs von Augsburg. In Wien erlangten ſie zwei theo— 
logiſche Lehrſtühle an der Univerſität, in Ingolſtadt nach dreißigjährigem Kampf 
mit der Univerſität die ſämtlichen philoſophiſchen und die Hälfte der theologiſchen 
Profeſſuren, in Dillingen wurde ihnen die ganze Univerſität übergeben. Während 
ſo die erſten Feſtſetzungen in Süddeutſchland gelangen, erfolgten andere am 
Rhein. In Köln, wo die Anfänge der Niederlaſſung bis ins Jahr 1543 zurück— 
reichen, vermietete der Stadtrat den Jeſuiten im Jahr 1556 die mit der Uni— 
verſität verbundene Burſe zu den drei Kronen; Novizen und Scholaſtiker durften 
ſie nicht aufnehmen, aber ſie konnten eine Schule einrichten und an der Uni— 
verſität Vorleſungen halten. „Das theologiſche Studium,“ ſo bemerkte der 
Nuntius Commendone im Jahr 1561, „beruht faſt allein auf ihnen.“ !) Die 
erſten förmlichen Kollegien, welche ſie am Rhein errichteten, erſtanden in den 
Jahren 1560 und 61 zu Trier und Mainz auf Veranlaſſung der dortigen Erz— 
biſchöſe, wie denn der Kaiſer Ferdinand den Erzbiſchof von Mainz in ſeiner 
Vorliebe für den Orden perſönlich beſtärkte.?) Bald ſollte die Zeit kommen, 
da die Jeſuiten von dieſen Mittelpunkten aus ſich in den geiſtlichen Fürſten— 


) Bericht vom Juli 1561. (Miscellanea di storia It. VI S. 201.) Vgl. den Bericht 
vom 25. April (S. 108 fg.). 
) Bei dem Frankfurter Kurfürſtentag 1562. (Serrarius S. 933.) 
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tümern immer weiter verbreiteten und in den öſterreichiſchen und baieriſchen 
Landen die Zahl ihrer Niederlaſſungen ſich vermehrte. 

Aber nicht nur in Deutſchland wollte der Orden auf die Deutſchen ein— 
wirken. Wie er in Rom und im engſten Anſchluß an den päpſtlichen Stuhl, 
an die Intereſſen und Lehren desſelben, den Grund ſeiner Wirkſamkeit und 
Macht ſuchte, ſo ward hier, in der Hauptſtadt der Kirche, unter dem Zuſammen— 
wirken des Kardinals Morone, des heiligen Ignaz und des Papſtes Julius III., 
neben dem römiſchen Jeſuitenkolleg ein zweites Ordenshaus gegründet zur Aus— 
bildung deutſcher Geiſtlicher in ſtreng römiſchem Geiſte: das Collegium Ger- 
manicum. Im Jahr 1553 begann dort eine ſtattliche Anzahl deutſcher Jüng— 
linge ihren theologiſchen Unterrichts- und Erziehungskurſus; !) Kaiſer Ferdinand 
aber bewies ſich auch hier wieder als den Beförderer des Ordens, indem er für 
das Kollegium jährlich 400 Goldgulden zuſteuerte.?) 

So groß nun die geiſtige Verwahrloſung der katholiſch gebliebenen Teile 
Deutſchlands war, ſo glänzend waren die Erfolge der Jeſuiten bei ihrem erſten 
Eindringen. In ihnen erſchien wieder ein Klerus, der ſich den Aufgahen der 
Seelſorge mit großartiger Hingebung widmete; ſie errichteten Schulen, die ſich 
nach Lehrkräften und Lehrplan mit den proteſtantiſchen Gymnaſien meſſen 
konnten; für die Univerſitäten und die Litteratur ſtellten ſie Theologen, die zwar 
nicht durch Originalität, aber durch regelrechte Schulung und Einheit der Lehre 
hervorragten. So konnte es geſchehen, daß ihre Schule in Wien in den vier 
Jahrzehnten nach ihrer Gründung auf etwa 800 Schüler ſtieg, während die 
Univerſität mit 1— 200 Studenten hinſiechte, daß in Köln die Zahl ihrer Schüler 
ſogar auf 1000 veranſchlagt wurde.?) Die Kreiſe, auf welche ſie am unmittel— 
barſten wirkten, waren aus den Jüngern des geiſtlichen Standes und den Söhnen 
vornehmer Familien gebildet, welche ſie in ihren Konvikten erzogen. Aber ſchon 
zog der Kaiſer Ferdinand an den Konzilsgeſchäften den Pater Caniſius als theo— 
logiſchen Ratgeber zu, und ſein Kriegsoberſter Salazar nahm in einem ſchweren 
Gewiſſensfall das Gutachten des heiligen Ignaz entgegen.“) Die Zeit ſtand 
bevor, da die Jeſuiten ihre Kunſt der Gewiſſensleitung bei geiſtlichen und welt— 
lichen Fürſten, bei Staats- und Kriegsmännern übten, und dann, da die ſchweren 
kirchenpolitiſchen Fragen zugleich Gewiſſensfragen waren, einen mächtigen Einfluß 
auf die öffentlichen Dinge gewannen. 

Auf proteſtantiſcher Seite ſtaunte und erſchrak man über die Macht, welche 
der Geiſt der mittelalterlichen Kirche ſo plötzlich wieder bewährte. Der bedeu— 
tendſte Dogmatiker unter den Epigonen der Reformation, Martin Chemnitz, 
richtete ſchon im Jahr 1563 eine grimmige Streitſchrift gegen die Theologie 
der Jeſuiten: der Anfang eines litterariſchen Kriegs ohne Vermittlung und ohne 


. ) Puteus an Hoſius. 1555 Aug. 7. (Cyprianus, tabularium S. 60.) Im allgemeinen 
Orlandinus XII 8, XV 23. 

2) Buchholtz VIII S. 192. 

5) Kink, Geſchichte der Wiener Univerſität 1 1 S. 332, 338. Ennen, Geſch. der Stadt 
Köln IV S. 700. 

4) v. Druffel, Ignatius v. L. an der römiſchen Kurie (München 1879) S. 21. 
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Ende. In derſelben Zeit aber, da alſo die geiſtigen Streitkräfte der alten Kirche 
wieder geſammelt wurden, ſtanden die Beſtrebungen der kirchlichen Gegner, ihr 
Machtgebiet thatſächlich zu erweitern, nicht ſtille. Die Fürſten und Stände beider 
Bekenntniſſe erhoben ſich, um die Fragen der Befeſtigung und Ausbreitung ihrer 
Kirche mit den Beſtrebungen ihrer Politik und Machterweiterung zu verbinden 
und in einem fortgehenden verdeckten Krieg zu löſen. Den Vorſtreit in dieſen 
Kämpfen hatten aber die Proteſtanten, weil in ihnen die noch unerſchöpfte Kraft 
und das Vertrauen der Propaganda lebendig war. Ihren Fortſchritten haben 
wir zunächſt zu folgen. 


Dritter Abſchnitt. 


Machterweiterung der Proteſtanten und erſte 
Ronflikte mit den Katholiken. 


Dean der Zeit, da die katholiſche Kirche ihre Kräfte wieder zu ſammeln begann, 
N machten ſich die deutſchen Proteſtanten ans Werk, jenen Vorſprung 
SJ an Macht und Thatkraft, den fie den Katholiken abgewonnen hatten, zum 
Vorteil ihrer Sache auszubeuten. Was ſie zu Gunſten der Befeſtigung und Aus— 
breitung ſowohl ihres Bekenntniſſes wie ihrer Macht beanſpruchten, hatten ſie an den 
beiden letzten Reichstagen erklärt. Die geſetzliche Anerkennung dieſer Anſprüche 
war ihnen verſagt worden. Da trat es denn als nächſtes Ziel proteſtantiſcher 
Politik hervor, dasjenige, was im ganzen verſagt wurde, durch Zugreifen im 
einzelnen zu erringen. Den Anfang machte man mit dem Umſturz des geiſt—⸗ 
lichen Vorbehaltes. 

In dem geiſtlichen Vorbehalt war die Vermiſchung kirchlicher und politiſcher 
Intereſſen, welche bei der Regelung des Verhältniſſes zwiſchen katholiſchen und 
proteſtantiſchen Ständen überall unvermeidlich war, am ſchärfſten zum Ausdruck 
gekommen; er ſollte den proteſtantiſchen Ständen nicht nur die Erweiterung ihres 
Bekenntniſſes, ſondern auch die Ausdehnung ihrer fürſtlichen Macht erſchweren. 
Mit der politiſchen Seite dieſes Geſetzes hing es zuſammen, daß derjenige Fürſt 
der ſonſt der proteſtantiſchen Propaganda kühl gegenüberſtand und jede Erſchüt— 
terung des Religionsfriedens ängſtlich widerriet, im Umſturz des geiſtlichen Vor— 
behaltes ſeinen Glaubensgenoſſen voranging. Kurfürſt Auguſt von Sachſen fand 
hinſichtlich der kleinen von kurſächſiſchem Gebiet rings umſchloſſenen Lande der 
Biſchöfe von Merſeburg, Naumburg und Meißen durch die Politik ſeiner Vor— 
gänger das doppelte Ziel der Proteſtantiſierung und der völligen Unterwerfung 
derſelben unter ſeine Landeshoheit vorgezeichnet. Erreicht war ſchon ſo viel, daß 
die Städte und Ritterſchaft dieſer Lande der großen Mehrzahl nach proteſtantiſch 
waren; der Verſuch dagegen, die Bistümer unter proteſtantiſche, von Sachſen 
abhängige Regenten zu bringen, der in Naumburg zeitweilig gelungen war und 
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in Merſeburg ebenfalls der Verwirklichung nahe geſtanden hatte, war nach der 
Niederwerfung der Schmalkaldener vereitelt. Zur Wiederaufnahme ſolcher Ver— 
ſuche lud nun aber das Verhältnis der Biſchöfe zur ſächſiſchen Regierung, welches 
infolge älterer Streitigkeiten ein höchſt zweifelhaftes war, von ſelber ein. 

Feſt ſtand, daß einerſeits das Haus Sachſen, oder, ſeit der Beraubung der 
Erneſtiniſchen Linie, der Kurfürſt von Sachſen ein Schutzrecht über die Biſchöfe 
beſaß, und daß anderſeits die Biſchöfe mit den Regalien und „der Weltlichkeit“ 
ihrer Stifte vom Kaiſer belehnt wurden. Aber ſtreitig war der Stand derſelben 
als Reichsfürſten und Mitglieder der Reichstage. Kurſachſen behauptete, daß 
ſie von ihm vor dem Reich zu vertreten ſeien, daß ſie an den Land— 
tagen zu erſcheinen und die dort bewilligten Landſteuern mitzutragen hätten. 
Die Biſchöfe dagegen nahmen die reichsfürſtlichen Rechte in Anſpruch, und der 
Kaiſer Karl V. und Ferdinand J. wollten ſie wenigſtens bis zur rechtlichen oder 
gütlichen Entſcheidung im Beſitz derſelben geſchützt ſehen.) Zu Gunſten des 
Bistums Naumburg trat Ferdinand J. mit einem noch weitergehenden Erlaſſe 
ein. Keiner, ſo verordnete er am 25. Juni 1559, ſoll die Biſchöfe in ihren 
reichsfürſtlichen Rechten anfechten; der ſächſiſche Schutzherr ſoll die freie Biſchofs— 
wahl des Kapitels nicht beeinträchtigen, noch ohne deſſen Geſuch während der 
Sedisvakanz die Städte und Schlöſſer des Stiftes beſetzen, er ſoll den Biſchof 
und ſeinen Klerus in Ausübung der katholiſchen Religion und geiſtlichen Juris— 
diktion nicht ſtören, noch das Kapitel und die geiſtlichen Kollatoren von Bene— 
fizien in einer etwaigen Ausführung des geiſtlichen Vorbehaltes gegen einen 
apoſtaſierenden Biſchof oder Geiſtlichen hindern.?) Es war das ein kaiſerlicher 
Befehl, in dem man die herzlichen Beziehungen zwiſchen Ferdinand und Kurfürſt 
Auguſt gar nicht wieder erkannte. Aber an dem Verhalten des Kurfürſten 
ſollte man gleichfalls erkennen, daß hier, wo es auf die Abrundung ſeiner fürſt— 
lichen Macht ankam, er weder den Konflikt mit dem Kaiſer noch mit den Reichs— 
geſetzen ſcheute. 

Als im April des Jahres 1555 der Biſchof Nikolaus von Meißen ſtarb, 
und damals die vier für katholiſch geltenden Domherren noch ſtark genug waren, 
die ihnen aufgedrungenen proteſtantiſchen Kollegen von der Wahl auszuſchließen,?) 
entbot der Kurfürſt Auguſt einen von den erſteren, den noch jugendlichen Dom— 
herrn Johann von Haugwitz, zu einer vertraulichen Verhandlung. Er erklärte ſich 
ihm bereit, ſeine Wahl zum Biſchof zu befördern und ihn und ſein Stift ge— 
treulich zu beſchützen, vorausgeſetzt, daß er beſtimmte Zuſagen gebe, durch welche 
die beanſpruchten Hoheitsrechte Sachſens über Meißen im weſentlichen aner— 
kannt würden, und daß er ſich verpflichte, die proteſtantiſche Religion in dem 
Stift, ſoweit es ihm nur möglich ſei, „zu pflanzen und ſelbſt dabei zu bleiben.“ 
Haugwitz, der gleich ſo vielen norddeutſchen Kapitularen weniger auf den Unter— 


) Codex diplom. Saxoniae II 3 n. 1431, 1432, 1437, 1456. 

) Dumont, corps diplomatique V 1 S. 49. 

) Die vier Wahlberechtigten (einer von ihnen, Ebeleben, erſchien nicht) werden genannt 
in Codex Sax. II 3 n. 1463. Ueber proteſtantiſche, von Sachſen ernannte Domherren: Cod. 
Sax. n. 1469 S. 393. Ueber deren Ausſchluß bei der Wahl: Theiner, contin. Baronii II S. 40. 
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ſchied der beiden Bekenntniſſe, als auf den Wert der Pfründen ſah, gab die 
gewünſchten Zuſagen in einem geheimen Vertrag und wurde zum Biſchof ge— 
wählt. Es würde zu weit führen, wollte ich nun erzählen, wie der neue Biſchof 
mit Hilfe des Kaiſers ſeine Zuſagen zurückzunehmen ſuchte und die Miene des 
eifrigen Katholiken annahm, wie dagegen Auguſt ruhig zuſah, als ſein Unter— 
than Hans von Carlowitz wegen zweifelhafter Geldanſprüche den Biſchof mit 
einer Fehde bedrängte, ganz nach mittelalterlichem Fauſtrecht, als ob kein Land— 
friede vorhanden wäre. Genug, daß der geängſtete Biſchof den Schutz des 
Kurfürſten erſt erhielt, nachdem er den früheren Vertrag durch einen neuen im 
weſentlichen beſtätigt hatte (18. Januar 1559). Bald darauf konnte der Be— 
gleiter des Nuntius Commendone notieren: der Biſchof von Meißen iſt Ketzer 
und hängt vollſtändig vom Kurfürſten Auguſt ab.“) 

Nachdem der Kurfürſt dieſe erſte Probe von der Ohnmacht eines ſächſiſchen 
Stiftes gemacht hatte, wagte er einen entſcheidenderen Schritt. Im Herbſt des 
Jahres 1561 ſtarb der Biſchof Michael Helling von Merſeburg.?) Daß nach 
ſeinem Tode der Uebergang des erledigten Bistums an die Proteftanten auf 
dem Spiel ſtehe, war weder dem kaiſerlichen, noch dem päpſtlichen Hof 
verborgen; zwiſchen beiden wurde über die Beförderung eines katholiſchen Nach— 
folgers mit Eifer unterhandelt,*) und von ſeiten des Kaiſers erſchienen im 
Oktober Geſandte in Merſeburg mit der Aufforderung an das Kapitel, einen 
Katholiken, der dem Kaiſer genehm ſei und vom Papſt beſtätigt werden könne, zu 
wählen. Aber ſchon befand ſich in dem Kapitel einer katholiſchen Minderheit eine 
proteſtantiſch geſinnte Majorität gegenüber, die ſich nicht mehr, wie die Domherrn 
in Meißen, von der Wahl ausſchließen ließ, und früher als die kaiſerlichen Ge— 
ſandten erſchienen kurſächſiſche Abgeordnete, die von dem Kapitel die Erklärung 
errangen, es ſolle nur eine dem Kurfürſten genehme Perſon erwählt werden. 
Das erſte, was nun geſchah, war, daß die Wahl ſo lange hinausgeſchoben ward, 
bis die kaiſerlichen Geſandten wieder abgereiſt waren; dann (Dezember 1561) 
trat das Kapitel zuſammen und poſtulierte auf das Zureden einer neuen ſächſiſchen 
Geſandtſchaft den jüngeren Sohn des Kurfürſten Auguſt, den achtjährigen Herzog 
Alexander, zum Biſchof. Eine Abordnung des Kapitels hatte dem Kurfürſten 
die Poſtulation nach einer von den kurſächſiſchen Geſandten verfaßten Inſtruk— 
tion anzuzeigen, wobei die letzteren es ſich noch als beſonderes Verdienſt anrech— 
neten, daß die Wahl als hervorgegangen aus den Gedanken der Domherren 
dargeſtellt wurde, ohne Erwähnung der von ſeinen kurfürſtlichen Gnaden ge— 
thanen Erinnerung. 

Kaiſer Ferdinand war über dieſe Entſcheidung höchſt betroffen. Er forderte 
den Kurfürſten Auguſt in einem ſcharfen Schreiben auf, von dieſer Poſtulation, 
die er als nichtig und ungereimt bezeichnete, abzuſtehen (27. Dezember); und 


1) Gratianus, de scriptis invita Minerva II S. 18 Anm. 

2) Das Folgende nach einer im Dresdener Archiv (n. 9034) befindlichen Zuſammenſtellung 
von Auszügen der bei dem Uebergang der drei Bistümer an Kurſachſen geführten ſchriftlichen 
Verhandlungen. 

3) Der Biſchof von Augsburg an den Kaiſer 1562 (nicht 1563) Jan. 26. (Hpist. Po- 
giani III S. 211.) 
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als ein Jahr nachher das Kapitel für ſeinen Erwählten die Erteilung der Re— 
galien erbat, gab er die für ſeine und der katholiſchen Stände Rechtsauffaſſung 
maßgebende Erklärung ab: er könne keinem Biſchof oder Prälaten die Regalien 
erteilen, wenn derſelbe nicht zuvor die Konfirmation von der päpſtlichen Heilig— 
keit erlangt habe (7. November 1562). Aber das hinderte nicht, daß Kurfürſt 
Auguſt die Regierung des Merſeburger Gebietes im Namen ſeines unmündigen 
Sohnes führte. „Auf dieſe Weiſe,“ klagte der Kanzler Seld, „wird man forthin 
an den Reichstagen nicht viel über die Freiſtellung zu ſtreiten brauchen, denn 
es wird ſich alles von ſelber frei ſtellen.“ “) 

Kurfürſt Auguſt war aber noch nicht am Ende ſeiner Erfolge. Drei Jahre 
nach dem Biſchof von Merſeburg ſtarb der Biſchof Julius Pflug von Naum— 
burg, ein geiſtig hochſtehender, gemäßigter, aber feſt katholiſcher Prälat. Er 
war die Seele des Widerſtandes geweſen, den Kurſachſen bei den Wahlen in 
Meißen und Merſeburg gefunden hatte; aber auch er hatte es nicht hindern 
können, daß in ſeinem Kapitel eine erdrückende proteſtantiſche Majorität er— 
wuchs: ?) ſowie er ſtarb, war Kurfürſt Auguſt entſchloſſen, die Poſtulation ſeines 
Sohnes Alexander auch hier durchzuſetzen.?) Die Hauptſchwierigkeit erwuchs 
dem Kurfürſten nicht aus den katholiſchen Geſinnungen, ſondern aus dem Wider— 
ſtreben des Naumburger Kapitels, das Stift zu einem Anhang des kurſächſiſchen 
Staates werden zu laſſen. Da ließ denn Auguſt den Ort der Wahl, das Schloß 
und die Stadt Zeitz, mit Truppen beſetzen, im offenen Widerſpruch gegen den 
oben erwähnten Erlaß des Kaiſers Ferdinand; er ließ einzelnen Domherren 
Pfründen und Geld verſprechen; ) am Ende brachten ſeine Abgeordneten es, 
dahin, daß die Poſtulation Alexanders am 25. September erfolgte. 

Feſter und feſter wurden, obgleich Ferdinand ſowohl wie ſein Nachfolger 
weder die Belehnung, noch ein Lehensindult gewährten,s) die drei Stifter mit 
dem kurſächſiſchen Staate verbunden. Als jener Alexander im Jahr 1565 ſtarb, 
mußten die Kapitel von Merſeburg und Naumburg dem Kurfürſten auf zwanzig 
Jahre die Verwaltung übertragen. Zu dem gleichen Schritt mußte das Meißener 
Kapitel ſich verſtehen, als Biſchof Johann im Jahr 1581 ſeine Würde nieder— 
legte. Fortan blieben die Stifter, indem ihre Verwaltung bald dem jeweiligen 
Kurfürſten, bald einem jüngeren Prinzen ſeines Hauſes übertragen ward, mit 
den kurſächſiſchen Landen verbunden. 

Leichter als dieſe ſächſiſchen Stifter wurden in derſelben Zeit die Bistümer 
Brandenburg, Havelberg und Lebus in die gleiche Verbindung mit dem Kurhaus 
Brandenburg gebracht. Da die brandenburgiſchen Kurfürſten die Landeshoheit 
über dieſelben und ſeit 1447 auch das Recht der Nomination der Biſchöfe be— 


) An H. Albrecht. 1561 Dez. 25. (München. St. A. bair. 229 /g.) 

) Nach Graziano (de scriptis inv. Min. II S. 18 Anm.) unter 14 Domherren drei katho— 
liſche; der Bericht bei Theiner (contin. Baronii II S. 39, 40) zählt vier. 

) Das Folgende nach der oben (S. 193 Anm. 2) angeführten Quelle. 

) Dem Bernhard von Draſchwitz das Meißener Dekanat und 1000 Gulden, dem Dr. Neu— 
mark ein Meißener Kanonikat. 

) Bericht des Regiſtrators der Reichshofkanzlei ca. 1629. (Wien. St. A. Religions- 
ſachen A 9a.) 
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ſaßen, ſo erhob ſich hier keine Stimme für den geiſtlichen Vorbehalt. Aber 
dasſelbe Haus Brandenburg hatte, wie ſchon erzählt ijt, auch zwei große Reichs— 
ſtifter, das Erzbistum Magdeburg und das Bistum Halberſtadt, für ſeinen 
Prinzen Sigismund erworben. Nachdem dieſer Sohn eines proteſtantiſchen 
Fürſten es eine Zeitlang für nötig gehalten hatte, ſeine proteſtantiſchen Mei— 
nungen zu verbergen, trat im Dezember 1561 der magdeburgiſche Landtag zu 
Calbe zuſammen und beſchloß, die bisherige kirchliche Anarchie durch Einführung 
proteſtantiſcher Kirchenordnung zu beſeitigen. Im folgenden Jahr begann man 
mit der Einführung auf dem gewöhnlichen Wege einer Viſitation. Zwei Jahre 
ſpäter erfolgte die gleiche Ordnung des Kirchenweſens in Halberſtadt. Die 
beiden Stifter gewannen einen unzweideutig proteſtantiſchen Charakter. 

Aber jenes häßliche Syſtem von Trug und Halbheit, welches faſt überall 
die kirchliche Umwandlung der Reichsſtifter begleitete und deutlich zeigte, daß den 
Proteſtanten das Eindringen in dieſe katholiſchen Anſtalten, die Ueberwindung 
des von ihnen und ihren Beſchützern ausgehenden Widerſtandes keineswegs 
leicht fiel, trat auch dort hervor. Unmittelbar nach jenem Landtag von Calbe, 
der namentlich auch die Einſtellung des katholiſchen Gottesdienſtes in der 
Domkirche bewirkt hatte, erſchien ein Geſandter des Erzbiſchofs beim Kaiſer und 
begründete dieſe Maßregel mit der Gefahr eines Aufruhrs, den die Magdeburger 
Prädikanten anzuſtiften beabſichtigt hätten. Unter Benutzung des Umſtandes, 
daß die beſchloſſene Viſitation noch nicht begonnen hatte, daß auch bei derſelben 
die Klöſter in Ruhe gelaſſen werden ſollten — wie ſie denn auch ſpäter nicht 
aufgehoben wurden, ſondern im Gebiet von Magdeburg ſich in proteſtantiſche 
Inſtitute verwandelten, in Halberſtadt aber ſich guten Teils als katholiſche An— 
ſtalten behaupteten —, erklärte der Geſandte weiter: es ſei im Stift Halber— 
ſtadt, desgleichen in der Reſidenz des Erzbiſchofs zu Halle und in ſämtlichen 
Klöſtern die alte Religion ungeſtört geblieben; der Erzbiſchof beabſichtige, in der 
Religion, wie er dieſelbe bei ſeinem Eintritt gefunden habe, keine Veränderung 
vorzunehmen bis zu dem Ausgleich mittelſt eines Konzils.) Mit dieſer Halb— 
heit ſtimmte es zuſammen, daß die Domkapitel des reformierenden Erzbiſchofs 
keineswegs eigentlich proteſtantiſch waren. Beſonders das Halberſtädter Kapitel 
beſtand noch im Jahr von 1575 aus Domherren, welche zur Hälfte katholiſch 
waren, während die andere Hälfte nichts weiter als das Abendmahl unter beiden 
Geſtalten verlangte.?) Das Weſentliche bei der Umwandlung war, daß das geiſt— 
liche Fürſtentum mit ſeinen Einwohnern und ſeiner Pfarrgeiſtlichkeit proteſtantiſch 
wurde, daß das Haupt des Fürſtentums jedenfalls nicht mehr katholiſch war, und 
daß das Kapitel bei ſeinen ferneren Biſchofswahlen von den Söhnen proteſtantiſcher 
Fürſtenhäuſer nicht abzugehen wagte, wie denn Magdeburg bis zum Dreißigjährigen 
Kriege mit kurbrandenburgiſchen Prinzen beſetzt wurde, während Halberſtadt nach 
Sigmunds Tod (1566) an das Haus Braunſchweig-Wolfenbüttel überging. 


) Seld an Baiern. 1562 Jan. 15. (München. St. A. bair. 229/5.) 

2) Theiner contin. Baroni II S. 45. Die eben erwähnte Sendung des Erzb. Sigmund 
an den Kaiſer ſcheint nach Selds Bericht durch eine Beſchwerde des Magdeburger Kapitels über 
den Eingriff in die Domkirche veranlaßt zu ſein. 
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Neben Magdeburg war die andere kirchliche Metropole für den Nordoſten 
das Erzbistum Bremen. Hier waltete bis 1566 der äußerlich katholiſche Erz— 
biſchof Georg, ein Bruder des Herzogs Heinrich von Wolfenbüttel. Noch unter 
deſſen Regierung wurde das Fürſtentum mit Ausnahme einiger Klöſter prote— 
ſtantiſch; neun Jahre nach ſeinem Tode fand ein päpſtlicher Nuntius im Dom— 
kapitel nur noch einen Katholiken.) Was den Uebergang Bremens und der 
ihm untergebenen oder benachbarten Bistümer in proteſtantiſche Hände zu einer 
bloßen Frage der Zeit machte, das war deren Umklammerung mit proteſtan— 
tiſchen Gebieten, deren Fürſten ſich wetteifernd um die Stifter bewarben. Und 
unter dieſen verſchiedenen Fürſten war es wieder eine Macht, welche hier im 
hohen Norden alle anderen übertraf und gleichmäßig gegen das katholiſche Bis— 
tum und das deutſche Weſen drohend voranzuſchreiten begann: das königliche 
Haus von Dänemark. 

Seitdem im Jahr 1460 die vereinigten Lande Schleswig und Holſtein 
unter die Herrſchaft König Chriſtians I. von Dänemark gekommen waren, gehörte 
der däniſche König in ſeiner Eigenſchaft als Herzog von Holſtein zu den Ständen 
des deutſchen Reichs. Der Einfluß, welchen das däniſche Herrſcherhaus infolge— 
deſſen auf Deutſchland ausübte, wurde einigermaßen geſchwächt, als König 
Chriſtian III. im Jahr 1544 die ſchleswig-holſteinſchen Lande mit ſeinen Brüdern 
Johann und Adolf teilte, und ſich infolge dieſer und ſpäterer Teilungen eine 
königliche und herzogliche Linie, ein königlicher und herzogliche Anteile bildeten. 
Da indes die Korporation der Landſtände und die höchſten Verrichtungen der 
Landesregierung, darunter auch die Vertretung Holſteins vor dem Reich, unge— 
ſchieden blieben, ſo war die Politik, welche die däniſchen Regenten von Holſtein 
aus führten, doch in der Hauptſache einheitlich. Auf zwei Ziele war dieſe Politik 
bei dem Regierungsantritt König Friedrichs II. (1559 — 1588) zunächſt gerichtet. 
Es galt, die Stadt Hamburg, welche ſich aller wirklichen Hoheit des Herzogs 
von Holſtein entzogen und die Rechte einer Reichsſtadt gewonnen hatte, jener 
Hoheit wieder zu unterwerfen, es galt ferner, die Bauernrepublik der Ditmarſchen, 
deren Beherrſchung die Herzoge von Holſtein ſeit Kaiſer Friedrich III. kraft 
kaiſerlicher Belehnung beanſpruchten, während ſie ſelber den leeren Namen der 
Landeshoheit dem Erzbiſchof von Bremen zuerkannte und unter ihren 48 Für— 
weſern ſich ſelbſtändig regierte, unter die herzogliche Regierung zu bringen. Mit 
den Ditmarſchen kam man im Jahr 1559 mittelſt eines von Friedrich II. und 
ſeinen Oheimen Johann und Adolf unerwartet, energiſch und grauſam geführten 
Krieges zum Ziel. Am 20. Juni mußten die freien Bauern die drei Fürſten 
als ihre Landesherren anerkennen: alle Regalien, beſonders auch Jagd und 
Fiſcherei, aller Gerichtszwang, die Landbede und die Landfolge, dazu ein feſter 
Zins vom Grundbeſitz wurde der Landesherrſchaft zuerkannt. 

Schon mit dieſem gewaltſamen Griff trafen die Dänen zugleich das Erz— 
bistum Bremen. Denn die Anſprüche, welche dieſes Stift auf die Landeshoheit 
über Ditmarſchen erhob, waren wohl begründet, und es war eine empfindliche 
Probe ſeiner Ohnmacht, daß Dänemark darüber hinwegging, und daß Kaiſer 


) Theiner II S. 473. 
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Ferdinand trotz einer von dem Erzbiſchof bei ihm eingebrachten Klage ſich herbei— 
ließ, den Unterwerfungsvertrag mit Ditmarſchen förmlich zu genehmigen. Bald 
ging nun die däniſch-holſteinſche Politik weiter; ſie verlangte Einfluß auf die 
Beſetzung der benachbarten Reichsſtifter, zunächſt des Bistums Lübeck. Die 
Herrſchaften dieſes Stiftes mit der Hauptſtadt Eutin waren überall von hol— 
ſteinſchem Gebiet umringt, ſein Domkapitel hatte ſchon ſeit 1535 mit dem von 
König Chriſtian III. erhobenen Anſpruch, daß keine Wahl ohne ſeinen Rat und 
ſeine Zuſtimmung erfolgen dürfe, zu kämpfen. Als im Jahr 1561 der Biſchof 
Johann Tidemann ſtarb, war das Domkapitel noch katholiſch, wie es denn ſelbſt 
noch vierzehn Jahre ſpäter einem päpſtlichen Nuntius verſprach, den Eid auf 
das Tridentinum jedem neuen Domherrn aufzuerlegen; ) aber noch vor dem 
Tode des alten Biſchofs wußte Dänemark den proteſtantiſch geſinnten Abt von 
St. Michael in Lüneburg, Eberhard Holle, ſo nachdrücklichſt zu empfehlen, daß 
das Kapitel ihn zum Nachfolger erwählte. Ohne einen dem König von Däne— 
mark ergebenen Biſchof, ſo erklärte der Dekan des Kapitels dem Nuntius Com— 
mendone, würde die Lübecker Kirche alle ihre Güter verlieren.?) Eberhard von 
Holle, um ſich in ſeiner neuerworbenen Stellung zu befeſtigen, legte ſich aufs 
Heucheln, wie der Erzbiſchof von Magdeburg. Während er in ſeinen Gebieten 
den Proteſtantismus zur vollen Herrſchaft führte, wußte er gleichwohl die päpſt— 
liche Beſtätigung zu erſchleichen, worauf er vom Kaiſer Maximilian am 7. Mai 
1566 belehnt wurde.?) Fünf Jahre nach der Lübecker Wahl wurde derſelbe 
Holle in dem Bistum Verden poſtuliert. Hier gelang es ihm nicht, die päpſt— 
liche Beſtätigung zu erringen, aber mit Hülfe kaiſerlicher Lehensindulte“) wußte 
er die Adminiſtration auch dieſes Fürſtentums zu behaupten. 

So hatte Dänemark in zwei Bistümern einen ihm ergebenen Regenten. 
Es wird im folgenden Kapitel erzählt werden, wie es in demſelben Zeitraum 
zwei andere Bistümer in Livland erwarb. Hier aber halten wir feſt, daß Däne— 
mark fortan die geiſtlichen Gebiete im niederſächſiſchen Kreis nicht aus den Augen 
ließ, daß die Zeit bevorſtand, wo es die ſüdlich anſtoßenden Bistümer nicht mehr 
an Anhänger, ſondern an eigene Prinzen brachte. 

Einſtweilen mußte freilich die däniſche Politik gerade in dem vornehmſten 
der benachbarten Stifter, im Erzbistum Bremen, dem kleinen Herzogshaus von 
Sachſen⸗Lauenburg den Vorſtreich laſſen. Als hier im Jahr 1566 Erzbiſchof 
Georg ſtarb, wählte das Kapitel zu ſeinem Nachfolger den noch ſehr jungen 
Heinrich, Sohn des Herzogs Franz von Lauenburg, ein wahres Muſter jener 
zwiſchen katholiſcher und proteſtantiſcher Haltung abwechſelnden Pfründenjäger. 
Einem proteſtantiſchen Hauſe angehörig, mußte er, da er als jüngerer Sohn mit 
geiſtlichen Benefizien verſorgt werden ſollte, in Köln ſtudieren und ſich eines 
katholiſchen Aeußeren befleißigen. Als erwählter Erzbiſchof verſprach er einer— 
ſeits dem proteſtantiſchen Kapitel, die Augsburger Konfeſſion im Lande aufrecht 


1) Theiner II S. 474. 

2) Bericht Commendones. 1561 Juli 10. (Misc. di storia Italiana VI S. 183 fg.) 
3) Wien. St. A. Reichsregiſtraturbücher XII f. 304. 

4) Verlängerung des Indultes auf ein Jahr. 1581 Dez. 7. A. a. O. VI f. 377. 
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zu erhalten, anderſeits bemühte er ſich beim Papſt um die Beſtätigung, die ihm 
freilich nicht zu teil ward, da er ſich nicht zur Durchführung der Trienter 
Konzilsbeſchlüſſe verpflichten konnte.!) Geſichert wurde er in ſeiner Admini— 
ſtration, ähnlich wie Holle in Verden, durch kaiſerliche Lehensindulte.?) Seit 
ſeiner Wahl war das Erzſtift Bremen für die Katholiken ebenſo verloren wie 
Magdeburg. 

Fügen wir zu dieſen Angaben hinzu, daß Schwerin und Ratzeburg ſchon 
vor dem Religionsfrieden an mecklenburgiſche Herzoge gekommen war (S. 111), 
daß im Jahr 1556 das Bistum Camin an Herzog Johann Friedrich von Pom— 
mern⸗Stettin gelangte, fo ſehen wir, in Norddeutſchland gingen mit Ausnahme 
von Hildesheim alle jenſeits der Weſer gelegenen Bistümer bis zum Jahr 1566 
in proteſtantiſche Hände über. 

Das waren Erfolge, welche der Proteſtantismus in Süddeutſchland nicht 
zu erringen vermochte. Hier, wo Fürſten und Städte teils erſt ſpäter zum 
Proteſtantismus getreten, teils von den Erſchütterungen des Interim ſchwer 
betroffen waren, handelte es ſich zunächſt um die Befeſtigung und Alleinherrſchaft 
des Proteſtantismus in denjenigen Gebieten, in denen er von der Obrigkeit ange— 
nommen war. Um den Gang dieſer Dinge zu veranſchaulichen, wenden wir 
uns vor allem der kirchlichen Regierung desjenigen Fürſten zu, der vor dem 
Reich als Führer der proteſtantiſchen Partei aufgetreten war, des Kurfürſten 
Friedrich III. von der Pfalz. 

Wenn irgend ein Fürſt vom Geiſte der neuen Lehre erfüllt und gehoben 
war, ſo war es der bei ſeinem Regierungsantritt vierundvierzigjährige pfälziſche 
Kurfürſt. An ſeinem ſtillen Leben vor Berufung zur pfälziſchen Kur waren die 
Bewegungen der kaiſerlichen Reſtauration, des Aufſtandes des Kurfürſten Moritz, 
der wilden Kriege ſeines Schwagers, des Markgrafen Albrecht von Culmbach, vor— 
übergegangen, ohne daß er ſich ſelber weder am Krieg noch an den Verſchwö— 
rungen beteiligt hätte. Ehrbar und friedlich war ſeine Vergangenheit; die einzigen 
Kämpfe, welche ſie erfüllten, waren aus der Befeſtigung ſeiner proteſtantiſchen 
Ueberzeugung gegenüber einem katholiſch geſinnten Vater und dem zeitweiligen 
Triumphe der kaiſerlichen Politik hervorgegangen. Schlicht und beſchränkt nahm 
er ſich auch in ſeiner kurfürſtlichen Regierung aus. Sein Vorgänger Ott' Heinrich 
hatte mit prächtigen Bauten, gelehrten und künſtleriſchen Sammlungen, ver— 
ſchwenderiſcher Hofhaltung die ſchon verwirrten Finanzen noch gründlicher zer— 
rüttet: Friedrich führte eine haushälteriſche Verwaltung, einen würdigen, aber 
einfachen Hofhalt ein. Seine meiſten Standesgenoſſen vermochten kein Feſt zu 
feiern ohne ungeheuerliche Trinkgelage, bei manchen wurde der Trunk zur Ge— 
wohnheit: Friedrich war mäßig und hielt an ſeinem Hof auf Mäßigkeit, er 
konnte überhaupt von ſich ſagen, daß er von groben Laſtern frei jei.*) Frei 
war er allerdings auch von kriegeriſchem Thatendrang und kühnen Vergrößerungs— 


) Theiner II S. 474. 

) Indulte von 15701577 (letzteres bis zur päpſtl. Konfirmation) Wien. St. A. Reichs⸗ 
regiſtraturbücher XII f. 448 fg. VI f. 13. 

) Kluckhohn J S. 403. 
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plänen, die in den bewegten Zeiten Karls V. ſo manchen deutſchen Fürſten 
erfüllt hatten und jetzt ſich allmählich zu beruhigen begannen. Es gab nur ein 
weit ausgreifendes Beſtreben, welches ihn unabläſſig erfüllte und mächtig erregte: 
das war der Gedanke, das evangeliſche Bekenntnis zur Herrſchaft zu führen in 
ſeinem Innern, in ſeinen Landen, in der Welt. Ergriffen von der Lehre der 
Auserwählung und der Heilkraft des Glaubens, arbeitete er ſich zu der ſelbſt— 
zufriedenen Anſicht auf, daß er ein „lebendiges Glied der auserwählten Gemeinde 
zum ewigen Leben“ ſei; ) ganz erfüllt von der unbedingten Wahrheit der refor— 
mierten Lehre, kannte er keine dringendere Pflicht, als die Geiſter derſelben zu 
unterwerfen; überzeugt, daß der rechte Glaube auch ſeine guten Früchte tragen 
müſſe in Nüchternheit, Demut und Geduld, wurde ihm das Sittenpredigen an 
ſich und anderen zur zweiten Natur. Er war ein ſelbſtgenügſamer, redſeliger 
und immer auf Propaganda bedachter Mann. Zu disputieren über den wahren 
Sinn der Lehrſätze, gottſelige Geſpräche zu führen im Kreis ſeiner Familie, 
ſeiner Anhänger und ſeiner Standesgenoſſen, war ihm Bedürfnis; dann floſſen 
ihm die Sprüche aus dem alten und neuen Teſtament, die Worte und Beiſpiele 
der „lieben Patriarchen und Propheten, der heiligen Apoſtel und unſeres Herrn 
Jeſu Chriſti“ von den Lippen; dann empfahl er ſeine Wünſche und Hoffnungen 
der Fürſorge Gottes und vergaß nicht, nach jeder derartigen Empfehlung ein 
andächtiges „Amen“ zu ſprechen.?) Wer ſich mit ihm einließ, erkannte bald den 
Mann von unüberwindlicher Zähigkeit in all ſeinen Gedanken und Grundſätzen, 
die mit der Religion zuſammenhingen, die grübelnde Natur, welche jedes Wort und 
jeden Einwand in dem engen Kreis der einmal ergriffenen Ideen umwendet und 
durchſpricht, dabei aber ein — nach dem erſten Eindruck — ſanftmütiges Weſen: 
jener erſchreckende Zorn, der den Kurfürſten Auguſt in der Regel fortriß, wenn ihm 
da Widerſtand entgegentrat, wo er glaubte herrſchen zu können, war ihm fremd. 
Nach dem Maße ſeiner Zeitgenoſſen gemeſſen, erſchien er beſtimmt, aber milde. 

Und doch, dieſer ſcheinbar jo gottergebene und geradſinnige evangeliſche 
Chriſt war im letzten Grunde ſeines Weſens hart und oft genug, je nach den 
Umſtänden, durchtrieben. Seiner Ueberzeugung, daß er in der reformierten 
Lehre die zweifelloſe, allein beſeligende Wahrheit beſitze, entſprach der Haß und 
Abſcheu gegen die ſeinem Bekenntnis feindlichen Richtungen. Sein Haß gegen 
alles Katholiſche trieb ihn zu einem Kampfe gegen das katholiſche Kirchenweſen 
in ſeinen Landen, bei welchem freilich zunächſt trotz aller Unbarmherzigkeit gegen 
Einrichtungen und gottesdienſtliche Uebungen es doch an einer gewiſſen Schonung 
der Perſonen nicht fehlte: die Katholiken, welche auf den hergebrachten Gottes— 
dienſt verzichteten, ließ er unangefochten, wie denn die Zahl derſelben noch bei 
Beginn des Dreißigjährigen Kriegs keine geringe war.?) Allein mit welch ele- 


1) Bal. fein Teſtament, herausg. von Kluckhohn (München 1874) S. 22. 

2) So in den Briefen n. 294 (S. 537), 297 (S. 550). Lieber noch braucht er eine 
längere Formel; z. B. „der allmechtig Gott verleihe zu allen teilen mit gnaden lang“. (S. 209. 
ei Ge ee isi, ee The e e 

3) Erlaß des Kurf. Friedrich IV (Entwurf, undatiert), daß die Katholiken in der Pfalz 
nicht bedrängt werden. (Bernburger Archiv [jest in Zerbſt! I F 1, 228 f. 234.) Str, Pfälz. 
Kirchengeſchichte S. 551. 
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mentarer Gewalt flammte fein Haß auf, wenn die katholiſchen Götzendiener die 
Gemeinde Chriſti auch ihrerſeits bekämpften und verfolgten! „Es iſt ſchade,“ 
ſo rief er bei Beginn der franzöſiſchen Religionskriege, auf die Kunde einer 
proteſtantiſchen Erhebung in Lyon, „daß die Mönche und Pfaffen nur verjagt, 
nicht gar totgeſchlagen ſind.“ !) Wie unbarmherzig hielt er darauf, daß die 
Juden, die doch nach mittelalterlichem Kirchenrecht Duldung genoſſen, die er aber 
verabſcheute als Wucherer, Landesverräter und vor allem als Läſterer ſeines 
Erlöſers, aus ſeinen Landen gejagt und zu keiner Niederlaſſung daſelbſt mehr 
zugelaſſen werden durften.?) Wie gehäſſig urteilte er über die lutheriſchen 
Gegner ſeiner calviniſchen Anordnungen, wenn er noch in ſeinem Teſtamente 
erklärte: ſie handeln aus reinem Ehrgeiz und gefaßtem Haß, obgleich ſie eines 
Beſſeren berichtet ſind.?) Hart wie er alſo gegen Andersgläubige war, jo kenn— 
zeichnete ſich ſein politiſches Verhalten, beſonders gegen das Reich und die Nach— 
barmächte, oft genug durch Hinterhaltigkeit und rechtloſen Sinn. Da ihm der 
Gedanke, daß ſein Bekenntnis zu ſchrankenloſer Ausbreitung unbedingt bevor— 
rechtet und die Anhänger desſelben zur Beförderung dieſer Ausbreitung aufs 
höchſte verpflichtet ſeien, nun einmal feſtſaß, ſo war er ſtets bereit, die Fort— 
ſchritte des Proteſtantismus gegen den Widerſtand katholiſcher Regierungen im 
Reich und in den Nachbarlanden zu unterſtützen. Hierdurch wurde der Fürſt, 
der an ſich keinen übergreifenden Thatendrang beſaß, überall zur Einmiſchung 
in die kirchlichen Kämpfe ſeiner Nachbarn und zugleich, bei ſeinem unerbittlichen 
Beſtehen auf dem ſchrankenloſen Recht einer einzigen Partei und der Unter— 
drückung der Gegenparteien, zur Auflehnung gegen das geltende Recht des Reichs 
und der Staaten geführt. Aber die harte Folgerichtigkeit, die ihm offen geſagt 
hätte, daß er auf Umwälzungen im öffentlichen Recht, daß er vor allem auf den 
Umſturz der Reichsverfaſſung ausgehe, beſaß er nicht; noch weniger verfügte er 
über die Macht, welche ihm eine Einmiſchungspolitik im großen verſtattet hätte. 
Und ſo verlegte er ſich auf die Kunſt, ſeine Gegner möglichſt aus dem Hinter— 
halt zu treffen und jeden Rechtsbruch durch rabuliſtiſche Deutungen zu recht— 
fertigen. 

Das war der Mann, der, wie er vor dem Reich auf Geſetz und Regierung 
zu Gunſten ſeiner Partei einzuwirken ſuchte, nunmehr in ſeinem nächſten Kreiſe 
für die Erweiterung proteſtantiſcher Macht kämpfte. Bei dieſem Kampfe handelte 
es ſich nicht, wie in Norddeutſchland, um den Gewinn ganzer Bistümer — ſie 
waren hier im Süden noch zu feſt in katholiſchen Händen —, es kam zunächſt 
auf die unter Landeshoheit ſtehenden Klöſter und Stifter an. Gerade in den 
Gebieten Friedrichs III. hatten ſeine reformierenden Vorgänger die Mönchs- und 
Nonnenkonvente nur in der Oberpfalz aufgelöſt, in dem Stammlande, der rhei— 
niſchen Pfalz, lebten noch in dichter Menge die Klöſter und Stifter nach katho— 


1) Kluckhohn J S. 297. 
) Teſtament S. 53. Sollte ſeine Duldung der Täufer ſich nicht aus einer, ich will 
nicht ſagen Sympathie, aber doch nachſichtigen Beurteilung ihrer Lehre erklären? Vgl. die Aus⸗ 
führungen über den betr. Punkt in dem Teſtament S. 23. 

3) Teſtament S. 29. 
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liſcher Ordnung weiter. Die Duldung ſolcher Anſtalten war für einen Fürſten 
von Friedrichs Geſinnung ganz unfaßbar, und die Beſtimmung des Religions— 
friedens, welche dieſelben in Schutz nahm, ſcheint ihm keinen Augenblick Bedenk— 
lichkeiten gemacht zu haben. Sobald er ſich daher in der Handhabung der kirch— 
lichen Regierung ſicher fühlte, hatte er an die Inſaſſen der Klöſter das dreifache 
Anſinnen zu ſtellen, daß ſie ihre Ordenskleidung ablegten, die Verwaltung der 
Kloſtergüter fürſtlichen Beamten unterſtellten und proteſtantiſche Geiſtliche nebſt 
proteſtantiſchem Religionsunterricht annähmen: wer ſich dieſem Anſinnen fügte, 
mochte für die Zeit ſeines Lebens in dem Kloſter und von ſeinen Einkünften 
weiter leben, wer ſich nicht unterwarf, ſollte das Kloſter und das Land räumen. 
Zur Durchführung dieſer Gebote erſchienen ſeit 1562 kurfürſtliche Kommiſſionen 
in den einzelnen Klöſtern, welche, bei der treuen Anhänglichkeit vieler Ordens— 
leute, beſonders der weiblichen, an den Glauben ihrer Väter, eine oft recht 
gewaltſame und gehäſſige Aufgabe hatten. Aber am Ende wurde ihr Werk 
überall vollführt. Da die Aufnahme neuer Ordensmitglieder verboten wurde, 
ſo ſtarben die alſo ſequeſtrierten Klöſter bald aus; ſeit 1562 wurde eins nach 
dem andern eingezogen, und ihre Einkünfte, die für Kirchen, Schulen und Zwecke 
der Wohlthätigkeit beſtimmt wurden, einer beſonderen Centralverwaltung unter— 
ſtellt. Von 55 Klöſtern und Stiftern der rheiniſchen Pfalz, deren Einziehung 
in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts nachweisbar iſt, ſind gegen vierzig 
unter der Regierung Friedrichs III. eingenommen. “) 

Daß ſolche Eingriffe unter den katholiſchen Ständen große Aufregung 
hervorriefen, liegt auf der Hand. Aber auch unmittelbar ſtieß Friedrich III. 
mit ſeinen katholiſchen Nachbarn zuſammen. Ueber die beiden Kollegiatſtifter 
Neuhauſen und Sinsheim beanſpruchte Kurpfalz die Landeshoheit, während ſie 
ſelber, das erſtere den Biſchof von Worms, das letztere den Biſchof von Speier 
als ihre Obrigkeit anerkannten. Um die Streitigkeiten auf dem geradeſten Wege 
zu klären, erſchien der Kurfürſt im Frühjahr 1565 in beiden Stiftern perſönlich, 
nahm die Verwaltung den Mönchen ab und nötigte diejenigen, die ſich den ge— 
wohnten Forderungen nicht fügen wollten, das Kloſter zu verlaſſen. Gleichzeitig 
reizte er den Biſchof von Worms noch ſtärker, indem er mehrere Pfarreien, 
über deren Gebiet die weltliche Obrigkeit ihm und dem Biſchof gemeinſam zu— 


1) Vgl. meine Bemerkung im Archiv f. ſächſ. Geſchichte 1879 S. 310 Anm. 44. In den 
dort angef. beiden Verzeichniſſen finden ſich mehrere Klöſter (Waides, Deimbach, das Auguſtiner— 
und das Antoninerkloſter in der Stadt Alzei, St. Lambrecht im Amt Neuſtadt, das Stift zum 
h. Geiſt in Heidelberg, Kloſter Lorſch und St. Remigiusberg im Amt Lauterecken), welche vor 
Friedrichs III. Zeit eingezogen ſind, einige andere (Hochheim, Seebach), welche nach Friedrich III. 
eingingen. Bei einigen, z. B. dem Stift zum h. Julian in Mosbach, zum h. Peter in Bacharach, 
iſt die Zeit der Einziehung nicht beſtimmt. — Uebrigens ſtimmen die Daten beider Verzeichniſſe 
nicht immer überein. Es finden ſich ferner für die Klöſter Ravengiersberg und Hain Georg 
von Simmern, für das Kloſter auf St. Remigiusberg Pfgr. Wolfgang als die einziehenden 
Fürſten genannt. — Einige Erläuterungen zu den Verzeichniſſen gibt Remling, Geſch. der Klöſter 
in Rheinbaiern. Dort (II S. 185) finde ich als nach 1583 eingezogen ein Servitenkloſter in 
Germersheim. Dasſelbe wird in den Verzeichniſſen nicht erwähnt: ein Hinweis, daß dieſelben 
nicht vollſtändig ſind. 
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ſtand, gewaltſam reformierte. Zwei kaiſerlichen Mandaten (10. Juli und 
18. Auguſt 1565), die gewaltſamen Veränderungen rückgängig zu machen und 
ſeine von den Biſchöfen und Stiftern beſtrittenen Anſprüche auf rechtlichem Wege 
zu verfolgen, bot er einfach Trotz. 

So war Kurfürſt Friedrich III. wohl der unerbitterlichſte Feind der Klöſter. 
Nicht viel anders aber war der Herzog Chriſtoph von Württemberg geſinnt. 
Auch deſſen Land war erfüllt mit katholiſchen Klöſtern, beſonders mit jenen 
vierzehn großen Abteien, die während des Interim wieder aufgelebt waren, 
daneben mit zahlreichen kleineren, beſonders Nonnenklöſtern, welche die früheren 
Stürme überſtanden hatten. Die päpſtlichen Greuel dieſer Ordensanſtalten länger 
zu ertragen, war für das kirchenherrliche Gewiſſen Chriſtophs ebenſo unmöglich, 
wie für Friedrich III. Gleich nach dem Paſſauer Vertrag!) erging an die Aebte 
ein Befehl, ohne Beſcheidserholung beim Herzog keine Novizen mehr aufzunehmen, 
dann, im Jahr 1556, erfolgte die gründliche Umwandlung des Kloſterweſens, 
und zwar vornehmlich in Bezug einerſeits auf jene großen Abteien, anderſeits 
auf die Nonnenklöſter. Die erſteren wurden dem Namen nach nicht beſeitigt, 
aber ſie ſollten Lehre und Leben nach den Grundſätzen der württembergiſchen 
Konfeſſion einrichten. Sie hatten fortwährend Novizen aufzunehmen, aber dieſe 
Novizen waren junge Leute, welche in kirchlicher Zucht und den Anfangsgründen 
theologiſcher Studien gebildet wurden, und von denen nach drei Jahren die am 
tüchtigſten Befundenen in dem Tübinger Stift, einem mit der Univerſität ver— 
bundenen Konvikt, ihre letzte Vorbereitung zum geiſtlichen Amte empfingen. Die 
Klöſter wurden eben theologiſche Vorſchulen, und die Aebte, die als Prälaten am 
Landtag zu erſcheinen fortführen, die Vorſteher derſelben. Geräuſchlos ließ man 
die Mönche, an deren Stelle eigentlich die zur Leitung des Unterrichts ernannten 
Präzeptoren traten, zuſammenſchmelzen und ſorgte, ſo lange ſie noch beſtanden, 
daß ſie beim Abgang der katholiſchen Aebte proteſtantiſche Nachfolger wählten 
oder die Ernennung dem Herzog überließen. 

Einen kräftigen, aus religiöſer Geſinnung ſtammenden Widerſtand ſcheint 
die Regierung bei dieſer Umwandlung der wohl begüterten Klöſter faſt nirgends 
gefunden zu haben. Ein ſolcher trat ihr aber entgegen, als ſie ſich gegen die 
Nonnen wandte. Wie in der Pfalz, ſo wurde auch den Nonnenklöſtern zuge— 
mutet: Annahme proteſtantiſcher Geiſtlichen und proteſtantiſchen Gottesdienſtes, 
Ablegung des Ordenkleides nebſt den weſentlichen Teilen der Ordensregel, Unter— 
ordnung der Verwaltung unter landesherrliche Aufſicht. Diejenigen, die ſich 
dieſen Bedingungen fügten, mochten im Kloſter bleiben, gegen die an den über— 
kommenen Ordnungen Feſthaltenden behielt ſich der Herzog die Ausweiſung aus 
dem Kloſter und dem Lande vor. Aber faſt allgemein bewährten ſich in den 
angeſeheneren Frauenklöſtern die Macht des ererbten Glaubens und des geleiſteten 
Gelübdes über das weibliche Gemüt. Die Nonnen wollten weder ihr Kloſter 
verlaſſen, noch die proteſtantiſche Lehre annehmen; und da die Regierung ſie 
durch allerlei Drangſale zu bezwingen ſuchte und doch vor dem äußerſten 
Mittel der Ausweiſung zurückſchreckte, ſo gab es in Württemberg, ähnlich wie 


) Ueber das Datum ſ. Stälin IV S. 736 Anm. 2 
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in manchen anderen Landen, einen kleinen gehäſſigen Kloſterkrieg, !) der erſt 
dadurch erloſch, daß die Kloſterfrauen, denen die Aufnahme von Novizen unter— 
ſagt wurde, allmählich ausſtarben. Die heimgefallenen Klöſter wurden von der 
Regierung eingezogen; ihre Einkünfte wurden der allgemeinen Verwaltung der 
Kirchen- und Kloſtergüter, dem ſogenannten Kirchenkaſten, untergeben. 

Nach demſelben Muſter, wie in Pfalz und Württemberg, verfuhr man in 
Baden⸗Durlach, in Zweibrücken, überhaupt in den proteſtantiſchen Fürſtentümern 
und Grafſchaften Süddeutſchlands, in denen ſich Klöſter über die Zeit des 
Paſſauer Vertrags erhalten hatten. In demſelben Geiſte, bald zaghaft, bald 
tumultariſch vorgehend, erhob ſich ferner die proteſtantiſche Propaganda in den 
ſüddeutſchen Reichsſtädten. Hier kam es darauf an, den während des Interim 
wieder eingeführten katholiſchen Gottesdienſt zu beſeitigen, die Klöſter, deren Be— 
ſtand gefeſtigt war, aufzuheben, endlich, — in den ſchwäbiſchen Städten — die 
von Karl V. eingeführte Verfaſſungsänderung rückgängig zu machen. Vielfach 
wiederholten ſich dabei die Erſchütterungen, welche der Einführung der Refor— 
mation vorausgegangen waren. Ein zaghafter Rat wurde vorangetrieben von 
einer erregten Bürgerſchaft, und dieſe wieder erhob ſich auf den Antrieb dema— 
gogiſcher Prediger. Die Unverträglichkeit der beiden Religionsparteien äußerte 
ſich eben am ſchärfſten — bald in kleinlichen, bald in gewaltſamen Formen, 
immer in unverſöhnlicher Verbiſſenheit — an den Orten, wo ſie am nächſten 
zuſammenwohnten, in den gemiſchten ſüddeutſchen Reichsſtädten. 

Da geſchah es denn in dem Vorort der elſäſſer Städte, in Straßburg, 
daß ſchon in den ſechs erſten Jahren nach dem Religionsfrieden der katholiſche 
Gottesdienſt in den Stiftskirchen (S. 76) infolge von Pöbeltumulten wieder 
eingeſtellt, und die ſchönen Kirchen des Münſters, des alten und jungen St. Peter 
vom Rat den proteſtantiſchen Gemeinden zurückgegeben wurden. Die Katholiken 
konnten nunmehr bloß in den vier Klöſtern ihrem Gottesdienſte nachgehen, und 
auch deren Beſtand war bedroht, zumal da in einem derſelben, bei den Nonnen 
von St. Nikolaus, gräuliche Sittenloſigkeit um ſich griff.) In dem Vorort 
der ſchwäbiſchen Städte, in Ulm, dauerte es bis zum Jahr 1569, ehe der Rat 
den Katholiken die ihnen zugewieſene Kirche wieder entriß; die Klöſter wagte er 
nicht anzutaſten. Wie in Ulm, ſo wurde in Memmingen, Eßlingen, Heilbronn, 
Schwäbiſch Hall der hergeſtellte katholiſche Gottesdienſt wieder herausgedrängt. 
Ungleich ſchwerer hielt es aber, jene Feſſel der neuen Ratsordnungen Karls V. 
wieder abzuſtreifen. Denn einerſeits ſcheint die unmittelbare kaiſerliche Anord— 
nung von den Städten doch ſehr geachtet zu ſein, ) anderſeits der oligarchiſche 
Zug dieſer Ordnungen ihnen die Unterſtützung der angeſehenen Familien ein— 


1) Rothenhäusler, Die Standhaftigkeit der altwürttembergiſchen Kloſterfrauen. 1884. 
Ganz ähnliche Szenen in den mecklenburgiſchen Nonnenklöſtern. Vgl. Schirrmacher, Johann 
Albert I S. 337 fg. 

2) Röhrich III S. 65 fg 

) Um Aenderungen in Einzelheiten zu erwirken, wandten ſich Eßlingen (1555) und 
Schw. Hall (1562) an den Kaiſer. (Lünig XIII [nach durchlaufender Zählung! S. 516, 916.) 
Ebenſo Biberach. (Lehmann I S. 121.) 
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gebracht zu haben. Man begnügte ſich alſo damit, die gebotene Bevorzugung 
der Katholiken bei den Ratswahlen zu umgehen und die ſtädtiſche Regierung 
wieder ganz oder faſt ganz proteſtantiſch zu beſetzen. 

Während ſo der Proteſtantismus im Norden und Süden von Deutſchland 
immer weiteres Gebiet errang, ſetzte auch die Arbeit der inneren Befeſtigung 
keineswegs aus. Zunächſt trat ja jetzt wie früher an allen Orten, wo das 
neue Bekenntnis zur Herrſchaft gelangte, als erſtes Ergebnis des vorausgehenden 
Zwiſchenzuſtandes die kirchliche Anarchie hervor. Gemeinden, deren Angehörige 
das Vaterunſer nicht ſprechen konnten und die Scheu vor einer göttlichen Ge— 
rechtigkeit verloren hatten, Geiſtliche, die ohne jegliche höhere Bildung ihre 
beſcheidenen Einnahmen im Trunke verpraßten und katholiſche und proteſtantiſche 
Religionsformeln durcheinander warfen, waren die regelmäßigen Erſcheinungen 
ſolcher Uebergangszuſtände. Von der Pfalz z. B. meinte der Hofprediger Diller 
noch im Jahre 1566: wenn man ſieben tüchtige Geiſtliche aus der Rheinpfalz 
zur Bekehrung der Oberpfälzer ſchickte, ſo werde ſie von den guten Kräften, die 
fie überhaupt beſitze, entblößt ſein.!) In den geiſtlichen Landen von Magdeburg 
und Halberſtadt, wo bei den Viſitationen von 1562— 1564 immerhin etwa die 
Hälfte der Geiſtlichen den beſcheidenen Anforderungen der Viſitatoren entſprach,?) 
waren daneben die Beiſpiele von ſittlicher Entartung und religiöſer Unwiſſenheit 
erſchreckend. Wollte die Kirchenregierung dieſem Wirrſal gegenüber eine würdigere 
Geistlichkeit heranziehen, fo mußte jie die Mittel zur Ausbildung derſelben erſt 
ſchaffen; denn die Kloſterſchulen waren zerſtört, und von den katholiſchen Uni— 
verſitäten hatte man ſich losgeſagt. Wollte fie religiös-ſittliches Leben wecken, 
ſo mußte ſie neben dem Gottesdienſt für eine neue Ordnung der kirchlichen Zucht 
ſorgen; denn die altkirchliche Disziplin war völlig gefallen. 

Und mit dem Eifer des neuen Schaffens, mit den Mitteln, welche die 
eingezogenen Kloſter- und Kirchengüter gewährten, griffen die Kirchenregenten 
hier ein. Wie Herzog Chriſtoph die württembergiſchen Klöſter zu theologiſchen 
Vorſchulen umſchuf, aus denen die tüchtig Befundenen in das Tübinger Stift 
emporſtiegen, iſt ſchon erwähnt. Die Zahl der in all dieſen Anſtalten unent— 
geltlich Erzogenen war geſetzlich auf 350 Jünglinge beſtimmt. In gleichem 
Geiſte gründete Kurfürſt Friedrich III. im Lauf ſeiner Regierung Gymnaſien zu 
Heidelberg, Neuhauſen, Selz, Amberg und Kreuznach; an der Univerſität Heidel— 
berg bildete er das Sapienzkollegium zu einem theologiſchen Konvikte um.) 

Und wie in Süddeutſchland, ſo gründete in Norddeutſchland Kurfürſt Moritz 
von Sachſen ſeine Fürſtenſchulen zu Meißen, Pforta und Grimma, aus denen 
wieder Auserwählte, mit Stipendien verſehen, die Univerſität zum Studium der 
Theologie bezogen.“) Landgraf Philipp von Heſſen gründete oder bildete um 


) Wittmann, Reformation der Oberpfalz S. 40. Ueber die Rheinpfalz unter Ott' Heinrich 
ogl. Vierordt, Geſch. der evangel. Kirche in Baden 1 S. 452 fg. Ueber die Oberpfalz: Witt⸗ 
mann S. 24. 

) Vgl. meine Bemerkungen in Sybels hiſtor. Zeitſchrift, n. F. XXI S. 95. 

) Kluckhohn, Das Teſtament Friedrichs S. 33, 34 Anmerkungen. 

) Melchers v. Oſſe, Teſtament 3. Kapitel. 
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die Gymnaſien von Kaſſel, Marburg, Allendorf, Eſchwege und Wetter,) und 
über denſelben das theologiſche Konvikt bei der Univerſität Marburg. Ein wohl 
begabter Knabe konnte mit neun Jahren in eins der Gymnaſien aufgenommen 
werden und dann als Stipendiat ſeines Landgrafen die theologiſchen Studien 
fortführen bis zum Eintritt in den Kirchen- oder Schuldienſt.?) Den Höhepunkt 
all dieſer Neuordnungen bildete die Fürſorge für die Univerſitäten. Schon er— 
wähnt iſt (Seite 114), wie eifrig die proteſtantiſchen Fürſten ſich die Neu— 
gründung, Reform und reichere. Ausſtattung dieſer hohen Schulen angelegen 
ſein ließen. 

Glaube man aber nicht, daß es nur große Fürſten waren, welche die 
Fürſorge für das Studium in die Hand nahmen. Nach dem Maß ihrer Kräfte 
ſuchten auch die Grafen, und ſuchten vor allem die Reichsſtädte den mittleren 
Unterricht neu zu organiſieren. Städte wie Straßburg, Nürnberg und Bremen 
richteten in der Zeit der Reformation großartige Gymnaſien ein, aus denen in 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts kleine Univerſitäten erwuchſen. Was 
indes bei den Studien dieſer Zeit charakteriſtiſch war, die Richtung nämlich auf die 
unmittelbare Anwendung im Leben, das gab auch zu all' dieſen Schöpfungen 
den eigentlichen Antrieb. Die ſtaatliche Verwaltung brauchte ſtudierte Beamte, 
das neue Kirchenweſen erheiſchte unterrichtete Geiſtliche und Lehrer; um beide 
Klaſſen ins Leben zu rufen, vor allem zur Ausbildung eines Standes von Kirchen— 
und Schuldienern, gründete man Gymnaſien und Univerſitäten, errichtete Konvikte 
und Stipendien, und erzog ſich die Kandidaten mit unterſtützender und bevor— 
mundender Hand. 

Wie den Unterricht, ſo nahm die Obrigkeit die Sittenzucht unter ihre 
Obhut. Gleich jene allgemeinen Viſitationen, welche die Einführung proteſtan— 
tiſcher Kirchenordnung begleiteten und zur Befeſtigung derſelben gelegentlich 
wiederholt wurden, verhängten über Geiſtliche und Gemeinden eine einſchneidende 
Unterſuchung. Da wurden nicht nur die Kirchendiener nach ihrem Vorleben und 
ihren Kenntniſſen examiniert; es wurden auf dem Land und in kleinen Städten 
die Einwohner verhört, ob ſie das Vaterunſer beten, den Glauben herſagen und 
die Antworten des lutheriſchen Katechismus vorbringen konnten, die ſämtlichen 
Gemeinden wurden nach ihrer ſittlichen und kirchlichen Haltung unterſucht. War 
dann die Kirchenordnung begründet, ſo führte ſie regelmäßig mit der Einrichtung 
der Katecheſe die Pflicht der Familienväter mit ſich, ihre Kinder und Dienſtboten 
zur Chriſtenlehre zu ſchicken; mit der Neuordnung des Gottesdienſtes verband 
ſich das Gebot für die Angehörigen der Gemeinde zum Beſuch der ſonntäglichen 
Predigt und zur Beteiligung am Abendmahl; die Pflicht der Kirchendiener, fiir chrift- 
liche Zucht zu wirken, ſchloß den Kampf gegen ſittliches Aergernis in ſich. Solche 
Verhältniſſe nun zu regeln und zu beaufſichtigen, unternahm die Landesregierung 
um ſo eifriger, da ſie von einer anderen Seite her in den früher beſprochenen 
Polizeiordnungen, neben dem wirtſchaftlichen auch bereits das ſittliche Gebiet 
betreten und hier Verſchwendung und rohe Genußſucht, Sittenloſigkeit und 


) Rommel III S. 392. Ueber die Gründung der beiden erſteren: S. 351, 352. 
2) Hoppe, Geſch. der heſſiſchen Generalſynoden I S. 36. 
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Gottesläſterung durch allgemeine Geſetze zu beſchränken verſucht hatte. Eben 
unter der Einwirkung der kirchlichen Antriebe wurde jetzt das Gebiet der Sitten— 
polizei immer eingehender und in ſtreng religiöſem Geiſte gepflegt. Die Polizei⸗ 
ordnung, welche Kurfürſt Friedrich III. im Jahr 1562 erließ, bezeichnete er 
ausdrücklich als eine „chriſtliche“,t) und weil die Anordnungen derſelben gegen 
Fluchen, Zechen, Müßiggang, Verachtung des ſonntäglichen Gottesdienſtes u. ſ. w. 
ihm gegen die einreißenden Laſter noch nicht eingehend genug zu ſein ſchienen, 
ſo ſtellte er ſeinen Amtleuten „ein Nebenverzeichnis, darinnen etliche Unzucht 
und Laſter gemeldet“ waren, zur Nachachtung zu.?) 

Polizeiordnungen und Kirchenordnungen ſchärften alſo gleichmäßig die 
Regeln ſittlich-religiböſen Wandels ein. Und wie in den Aemtern der Amtmann 
über der Beobachtung der Polizeigeſetze wachte, ſo bildete man entſprechende 
Bezirke in der Kirche, an deren Spitze der Superintendent über der Befolgung 
der Kirchenordnung durch Geiſtliche und Gemeinden hielt und in regelmäßigen 
Viſitationen ſeine eingreifende Kontrolle ſehr fühlbar machte. Der weltliche 
Beamte ſtrafte mit Geld und Gefängnis, die kirchlichen Beamten, vom Pfarrer 
bis aufwärts zum Konſiſtorium oder Kirchenrat, verhängten geiſtliche Strafen, 
die mit der privaten Zurechtweiſung begannen und mit dem in den verſchiedenen 
Landen verſchieden geregelten Kirchenbann endigten. Ueberall war der Pfarrer 
und Superintendent auf den Amtmann und Richter gewieſen, der die geiſtlichen 
Strafen gegen die Verächter von Sitte und Gottesdienſt durch weltliche Strafen 
ergänzte, wie denn z. B. in Kurſachſen die Dorfbewohner, die ohne Entſchuldigung 
die Sonntagspredigt verſäumten, in Geldſtrafe genommen oder ins Halseiſen 
gelegt,) in Württemberg die Eltern, wenn fie ihre Kinder während der Katecheſe 
umherlaufen ließen, mit Geldſtrafen gebüßt, wenn ſie dieſelben aber hartnäckig 
dem Unterricht entzogen, in den Turm geſperrt werden ſollten.“) Umgekehrt 
hatte der weltliche Beamte auf die Mitwirkung der Geiſtlichen zu rechnen, be— 
ſonders daß ſie in ihren Predigten die Beobachtung der Polizeigeſetze einſchärften.“) 
Am augenfälligſten zeigte ſich die Verflechtung beider Aemter, wenn, wie es 
z. B. in Württemberg geſchah,“) bei kirchlichen Viſitationen der Geiſtliche über 
die Amtsführung des Amtmannes und der anderen Beamten, dieſer wieder über 
die Wirkſamkeit des Geiſtlichen befragt wurde. 

In demſelben Geiſte alſo, in dem die fürſtliche Regierung das wirtſchaft— 
liche Leben der Unterthanen unter gleichen Regeln und einheitliche Verwaltung 
zu ſtellen unternahm, ſuchte ſie auch das ſittlich-religiöſe Verhalten zu ordnen 
und zu leiten. Was nur dieſen vielfach drakoniſchen Geſetzen einen guten Teil 
ihrer Kraft benahm, das war der ungezähmte Trotz der Bürger und Bauern, 
der niedere Grad von Bildung und Eifer in dem größeren Teil der eben erſt 
herangezogenen Geiſtlichen, die Roheit und Unzulänglichkeit des noch wenig ent⸗ 


) Häuſſer, Geſch. d. Pfalz II S. 21 fg. 

) Pfälziſche Kirchenratsordnung von 1564. (Richter II S. 282 a.) 

) Sächſiſche Generalartikel von 1557. (Richter II S. 180 a.) 

) K. O. von 1559. (Richter II S. 210.) 

5) Kurpfälziſche Kirchenratsordnung von 1564. (Richter II S. 278 a.) 
) Kirchenordnung von 1559. (Richter II S. 207.) 
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wickelten Beamtentums. Der Ernſt der organiſierenden Regierung ſtand aber 
außer allem Zweifel. 

Indes, wenn wir ſo den Fortſchritten, die der deutſche Proteſtantismus 
ſowohl in ſeiner Erweiterung nach außen als in ſeiner Befeſtigung nach innen 
machte, nicht ohne Bewunderung zuſehen, ſo drängt ſich zum Schluß doch eine 
Frage auf: wie hatte ſich inzwiſchen jener dogmatiſche Streit entwickelt, welcher 
mitten in die Erfolge der proteſtantiſchen Partei den Keim der Schwächung ge— 
legt hatte? Wenn es ſich bloß um diejenigen Streitigkeiten gehandelt hätte, die 
nach dem Interim am lauteſten hervorgebrochen waren, ſo würden ſich die Aus— 
ſichten des Friedens allmählich günſtig geſtaltet haben. Der Zwiſt über die 
Mitteldinge erloſch, indem man ſich immer mehr von der Zeit und den Ein— 
drücken des Interim entfernte, und der Tod die Befürworter der interimiſtiſchen 
Konzeſſionen, vor allem Melanchthon ſelber (19. April 1560), hinwegnahm. Die 
metaphyſiſchen Streitigkeiten über den Willen und die guten Werke verloren 
ebenfalls ihren feſten Mittelpunkt infolge eines Zwiſtes zwiſchen den Flacianern 
und ihrem Beſchützer den Herzog Johann Friedrich von Sachſen. 

Während nämlich der letztere an einer Konſequenz, zu der Flacius im 
Streit gegen die Mitwirkung des Willens bei der Bekehrung ſich treiben ließ 
daß nämlich infolge der Erbſünde das Böſe nicht nur als Accidenz dem Menſchen 
anhafte, ſondern in ſeine Subſtanz eingegangen ſei — irre zu werden begann, 
war Flacius und ſein geiſtlicher Anhang mit der Verpflichtung der Geiſtlichen 
auf das Konfutationsbuch noch lange nicht zufrieden; ſie ſpürten bei den welt— 
lichen Profeſſoren der Univerſität nach Abweichungen von der vorgeſchriebenen 
Norm, und der Verweſer der Superintendentur von Jena, Balthaſar Winter, 
verhängte über zwei als irrgläubig befundene Profeſſoren den Ausſchluß von 
Abendmahl und Patenſchaft (1560). Sollte es der Geiſtlichkeit geſtattet ſein, 
förmliche Inquiſitionen gegen Laien zu richten, und den Ausſchluß vom Abend— 
mahl ohne Mitwirkung der herzoglichen Regierung zu verhängen? Hierüber ent— 
ſtand der erſte offene Streit zwiſchen dem Herzog, deſſen Ratgeber jene Fragen 
verneinten, und den Flacianern. Zur Sicherung ſeines Kirchenregiments verſuchte 
nun der Herzog im Jahr 1561 die Gründung einer aus Geiſtlichen und Laien 
gemiſchten, vom Fürſten abhängigen oberſten Kirchenbehörde, eines Konſiſtoriums, 
wie es in den andern großen Fürſtentümern errichtet war. Dieſer Behörde 
wurde vorbehalten die Verhängung der Exkommunikation, die Zenſur theologiſcher 
Schriften, die oberſte gerichtliche Jurisdiktion und mittelſt derſelben die Ent— 
ſcheidung in Lehrſtreitigkeiten. Sofort aber erhob ſich Flacius mit ſeinen theo— 
logiſchen Kollegen Judex und Wigand gegen eine ſolche Neuerung: eine Aenderung 
der kirchlichen Verfaſſung dürfe nur von der Kirche, die durch eine Synode 
vertreten und von frommen Theologen beraten werde, ausgehen; eine in kirch— 
lichen Dingen richtende Behörde dürfe nur aus der Wahl der Kirche hervorgehen; 
den Geiſtlichen ſtehe zur Erläuterung des göttlichen Wortes Freiheit der Rede 
und Schrift und zur Beſtrafung von Irrlehre und Sünde das Recht der Exkom— 
munikation zu. 

Alſo in derſelben Zeit, da bei den Fürſten die Anſchauung, daß die Kirchen— 
regierung mit dem fürſtlichen Amte weſentlich verbunden ſei, immer mehr 
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erſtarkte, erhob ſich anderſeits die Forderung der Selbſtregierung der Kirche, 
allerdings einer Selbſtregierung, die ſich nach dem Rat der ſachverſtändigen 
Theologen richten ſollte. Sowie der Streit auf dieſe Spitze getrieben war, 
zeigte ſich raſch, wer der Stärkere war. Die Vertreter der chriſtlichen Freiheit 
und theologiſchen Herrſchaft wurden zum Schweigen gebracht, indem ihre Ver⸗ 
fechter, die drei genannten Theologen, vom Herzog abgeſetzt wurden. Flacius 
wich aus Sachſen und trat im Dezember 1561 ein mühſeliges Wanderleben an. 

Eine Folge dieſer Vertreibung der ſtreitenden Theologen war es, daß 
Herzog Johann Friedrich ſich von der Vertretung der flacianiſchen Sätze nun— 
mehr zurückzog. Um in ſeinen Landen Ruhe zu ſtiften, ließ er in der in den 
Vordergrund getretenen Frage über die Mitwirkung des Willens eine Formel 
fertigen, die zur Not für beide Richtungen Raum ließ, und legte ſie ſeinen 
Geiſtlichen zur Unterſchrift vor. An die vierzig Flacianer, welche der Formel 
widerſtanden, mußten das Land räumen. Hierdurch waren freilich die von 
Flacius geförderten Streitigkeiten, ſoweit ſie zwiſchen den proteſtantiſchen Theologen 
durch ganz Deutſchland hindurch geführt wurden, nicht beigelegt, aber ſie verloren 
allmählich die Kraft, die proteſtantiſchen Fürſten und Reichsſtände zu trennen. 
Und dennoch, die Trennung ſelber hörte nicht auf. Es lag dies an dem Fort— 
gang eines anderen Zwiſtes, der ſich anfangs mehr im Hintergrund befunden, 
inzwiſchen aber die Oberhand über die Gemüter gewonnen hatte, an dem Streit 
über das Abendmahl. 

Der Streit über das Abendmahl, und zwar vornehmlich zwiſchen der 
lutheriſchen und calviniſchen Faſſung der Lehre, war, wie ſchon bemerkt, ſeit 
1552 neuerdings ausgebrochen. An und für ſich, ſo möchte man meinen, hätte 
dieſer Zwiſt die Gemüter nicht ſo mächtig erregen ſollen, wie jene tief eingreifenden 
Fragen über die Bedeutung des Willens und der ſittlichen Bethätigung desſelben 
bei der Rechtfertigung und Heiligung. Denn da Calvin eine durch das Abend— 
mahl bewirkte wahrhafte Gemeinſchaft des Gläubigen mit der Perſon des Erlöſers 
zugeſtanden hatte, ſo handelte es ſich vornehmlich um die Nebenfrage, wie das 
Wunder der Gegenwart Chriſti mit der ſichtbaren Spendung von Brot und 
Wein in begriffliche Verbindung zu bringen ſei, woran ſich denn die rein theo— 
retiſche Unterſuchung anſchloß, ob und inwieweit die göttliche Natur Chriſti 
ſeiner menſchlichen Natur die Fähigkeit mitteilen könne, überall oder doch an 
zahlloſen Orten zugleich gegenwärtig zu ſein. Wie konnten ſolche Spekulationen 
über die nähere Erklärung von Dogmen, die im weſentlichen feſt ftanden, und 
deren begriffliche Zergliederung das religiöſe Leben kaum berührte, an jene höchſten 
Fragen über das Verhältnis des Menſchen zu ſeiner religtdfen Aufgabe heran— 
reichen? Und doch, ſo groß war einerſeits der Eifer der Laien für die nähere 
Beſtimmung des Wunders von Chriſti Gegenwart, und ſo groß war anderſeits 
die Richtung der Theologie auf das Analyſieren theoretiſcher Begriffe, welche 
von einer fruchtbaren Forſchung mehr und mehr abführte, daß gerade die 
Gegenſätze über die Abendmahlslehre die eigentlich trennende Kraft unter den 
deutſchen Proteſtanten entfalteten. 

Nachdem dieſe Gegenſätze eine Zeitlang in der Form litterariſcher Fehde 
ausgefochten waren, hatten ſie in den letzten Jahren des Kurfürſten Ott' Heinrich 
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von der Pfalz in deſſen Landen eine Stätte gefunden, wo ſie größere Kreiſe 
unmittelbar ergriffen. Friedrich III. fand bei ſeinem Regierungsantritt die Geiſt— 
lichkeit, die Beamten und die Univerſität nach calviniſcher und lutheriſcher Lehre 
geſpalten; zu den erſten Stürmen ſeiner jungen Verwaltung gehörte es, daß 
Tilemann Heßhus, der vornehmſte Geiſtliche des Landes, den Diakon Klebitz 
wegen der calviniſchen Ketzerei in den Bann that, und daß beide von der Kanzel 
her einen grimmigen Krieg miteinander führten. Schon der Ordnung wegen 
konnte Friedrich III. hier nicht neutral bleiben, und wie hätte er es vollends 
gekonnt, da er inniger noch als der Herzog Chriſtoph von der Ueberzeugung 
durchdrungen war, daß die höchſte Pflicht der Obrigkeit darin beſtehe, die Unter— 
thanen nach Möglichkeit zur rechten Erkenntnis des göttlichen Wortes zu führen 
und allen falſchen Gottesdienſt abzuſtellen! !“) Geleitet von dieſer Ueberzeugung, 
ſuchte er vor allem ſich ſelber, unabhängig von den ſtreitenden Theologen, ſein 
Urteil aus der heiligen Schrift zu bilden. „Gott,“ ſagte er, „wird mir ſeinen 
heiligen Geiſt ebenſo verleihen, wie dem höchſtgelehrten ſogenannten Doktor.“ ?) 
Und wie allmählich ſeine Ueberzeugungen ſich entwickelten und klärten, ſo ſchritten 
auch allmählich ſeine kirchlichen Anordnungen voran: erſt waren ſie unbeſtimmt 
und ließen den Geiſtern freien Raum, ſchließlich wurden ſie beſtimmt und duldeten 
nur die eine der ſtreitenden Anſichten. 

Maßgebend für Friedrichs erſte Schritte war der ſchon früher (S. 120) 
hervorgehobene Widerſpruch zwiſchen den verſchiedenen Ausgaben desjenigen Be— 
kenntniſſes, welches ſeit dem Religionsfrieden die rechtliche Norm für die Zuge— 
hörigkeit zur proteſtantiſchen Gemeinſchaft enthielt. Die Augsburger Konfeſſion 
hatte nach ihrer erſten Redaktion von 1530 die Abendmahlslehre im lutheriſchen 
Sinn gegeben; in einer zehn Jahre ſpäter veröffentlichten Ausgabe hatte Melanch— 
thon dagegen eine neue Faſſung gewählt, welche beſagte: der Leib und das Blut 
Chriſti wird dem Genießenden mit Brot und Wein wahrhaft dargeboten. Da 
die ſtreitenden Parteien in dieſen Worten ſowohl die unmittelbare wie die bloß 
ſakramentale Gegenwart, die Meinung Luthers wie diejenige Calvins deuten 
zu können glaubten, und dabei in der That die Abſicht des Verfaſſers für ſich 
hatten, ſo begann Friedrich ſeine Anordnungen mit dem Befehl (September 1559), 
daß nach der Augsburger Konfeſſion, d. h. nach der jüngeren Faſſung, gelehrt 
und nicht darüber hinausgegangen werde. 

Dies war ein Befehl, der ſich auf des Kurfürſten Lande erſtreckte. Wie 
aber eine ſo ſchwere Bekenntnisfrage unmöglich in einem einzelnen Fürſtentum 
ſelbſtändig geregelt werden konnte, ſo ſuchte der Kurfürſt in dem gleichen Sinne 
der Vereinigung der getrennten Parteien unter einer allgemeinen Formel auf 
die proteſtantiſchen Reichsſtände einzuwirken. Hier knüpfte er an den Aus— 
gang der früher erzählten Frankfurter Tagſatzung an. Da die Abſicht, die ge— 
ſamten proteſtantiſchen Reichsſtände zur Annahme der Frankfurter Beſchlüſſe zu 
beſtimmen und ſo die Einigkeit des deutſchen Proteſtantismus wieder herzuſtellen, 
nicht erreicht war, indem nur wenig bedeutende Beitrittserklärungen erfolgten, 


1) Kluckhohn I n. 284, 96 (S. 135), 280. Teſtament (herausgeg. von Kluckhohn) S. 28/29. 
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und Johann Friedrich von Sachſen ſich zum offenen Kampf gegen die Beſchlüſſe 
erhob, ſo traten unter den Anhängern des Verſöhnungswerkes zwei verſchiedene 
Richtungen hervor: entweder man ſuchte die Beitrittserklärungen, die noch zu 
erlangen waren, ſchleunigſt zu erlangen und ging dann, unbekümmert um den 
Widerſpruch Johann Friedrichs und ſeiner beſonders unter den niederſächſiſchen 
Ständen befindlichen Geſinnungsgenoſſen, zur Veröffentlichung desſelben vor, 
als dem Erkennungszeichen des angeſeheneren Teils der deutſchen Proteſtanten — 
oder man erkannte das Frankfurter Unternehmen als verfehlt an und begann 
mit dem Verſuch der Zuſammenkünfte und Ausgleichung aller proteſtantiſchen 
Stände unverdroſſen von neuem. Die erſte Anſicht wurde im Jahr 1559 beim 
Augsburger Reichstag von Kurſachſen vertreten, letzterer gaben unter den in 
Frankfurt gegenwärtig geweſenen Ständen zuerſt Württemberg,“) unter den nicht 
Beteiligten zuerſt Pommern offenen Ausdruck.?) Und dieſes letzteren Vorſchlags 
bemächtigten ſich nun Kurfürſt Friedrich III.?) und Herzog Johann Friedrich von 
Sachſen.“) 

Beide Männer befanden ſich damals ihrer nahen Verwandtſchaft gemäß 
— der Herzog war Schwiegerſohn des Kurfürſten — in freundſchaftlichen Be— 
ziehungen, aber ſchon machte ſich der beginnende Gegenſatz ihrer dogmatiſchen 
Richtung geltend, und wenn ſie ſich jetzt zur Verfolgung eines gemeinſamen 
Zieles verbanden, ſo nahmen ſie dabei ſehr verſchiedene Ausgangspunkte. Fried— 
rich III. verfolgte, wenn nicht vom erſten Anfang, ſo doch bei der weiteren 
Befürwortung des Planes die Abſicht, wie in ſeinen Landen ſo auch im Reiche 
neben der lutheriſchen Lehre vom Abendmahl für die calviniſche Meinung Raum 
zu ſchaffen; der Herzog von Sachſen dagegen wollte vor allem den verhaßten 
Frankfurter Abſchied vernichten, er hoffte, wie in ſo vielen anderen Punkten, 
ſo auch in der Abendmahlslehre das Bekenntnis nach ſtreng lutheriſcher Meinung 
verengen zu können. Trotz ſolcher Verſchiedenheiten wirkten damals beide Männer 
zuſammen, und eben weil er den unverträglichen Herzog gewonnen hatte, konnte 
Friedrich, wie die Verhandlungen nach dem Augsburger Reichstag fortgingen, 
eine leitende Stellung in denſelben einnehmen. Nach der einen Seite bot er 
dem mit gewohntem Eifer eintretenden Herzog Chriſtoph von Württemberg die 
Hand, worauf dieſer den Landgrafen Philipp von Heſſen und den Herzog Wolf— 
gang von Zweibrücken gewann und mit beiden den widerſtrebenden Kurfürſten 
Auguſt zu überreden ſuchte, auf der andern hielt er den Herzog von Sachſen 
für den Plan feſt und führte denſelben bei Gelegenheit eines Beſuchs in der 
Pfalz mit dem Herzog von Württemberg zu perſönlicher Unterredung zuſammen. 

Aus dieſen Verhandlungen iſt die Naumburger Fürſtenverſammlung her— 
vorgegangen. Die Hauptſchwierigkeit des Zuſtandekommens derſelben lag in dem 
Widerſtand des Kurfürſten Auguſt. Erſt im Laufe des Jahres 1560, als der 
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Swift Johann Friedrichs mit den Flacianern begann, und der Herzog infolge- 
deſſen ſcheinbar zu einer verſöhnlicheren Haltung gegen ſeinen Widerſacher geführt 
wurde, als er es ſogar über ſich brachte, nach jener Zuſammenkunft mit Kur— 
pfalz und Württemberg perſönlich zum Kurfürſten Auguſt zu reiſen und ihm den 
Antrag auf die proteſtantiſche Tagſatzung ſelber vorzubringen, trat der ſächſiſche 
Kurfürſt aus ſeiner abwehrenden Stellung heraus. Eindruck mag es ihm auch 
gemacht haben, daß ſeit Ende des Jahres 1559 das Konzil von Trient in immer 
beſtimmtere Ausſicht trat und es für die deutſchen Proteſtanten doch nötig ſchien, 
dieſem Konzil ein einmütiges Bekenntnis entgegenzuhalten. 

Aber auch jetzt mußte man dem Kurfürſten zu Gefallen die Tagesordnung 
der Verſammlung ſtreng umgrenzen. Die drei Fürſten von Württemberg, Heſſen 
und Zweibrücken, die bei Beförderung des Planes unter ſich am engſten zuſammen— 
hielten, hatten zur Herſtellung der Eintracht ein Zweifaches vorgeſchlagen: die 
abermalige Unterzeichnung der Augsburger Konfeſſion durch ſämtliche proteſtantiſche 
Stände und die Aufſtellung weiterer Normen der Lehre durch Erläuterung der 
ſtreitigen Punkte.!) Kurfürſt Auguſt dagegen beſtand auf der bloßen Unterſchreibung 
der Augsburger Konfeſſion mit Ausſchluß alles Streitens und Verdammens. 
Erſchreckt durch die Gerüchte von katholiſchen Verbindungen zur Ausrottung der 
Proteſtanten, wie ſie nach dem Frieden von Chateau-Cambreſis und wieder ſeit 
den Verhandlungen über die Berufung der katholiſchen Kirchenverſammlung um— 
liefen, hatten die drei Fürſten auch an irgendwelche Verabredungen zum gegen— 
ſeitigen Schutz ihrer Religion wider gewaltſame Anfechtungen gedacht:?) Kurfürſt 
Auguſt trat mit voller Entſchiedenheit dem Plan derartiger Verbindungen, über— 
haupt der Aufnahme weltlicher Angelegenheiten in die gemeinſamen Verhand— 
lungen entgegen. Nur das wollte er noch geſtatten, daß über die Haltung der 
proteſtantiſchen Stände gegenüber dem Trienter Konzil, ob man dasſelbe zur 
Darlegung ſeines Bekenntniſſes beſchicken oder einfach ablehnen ſollte, beraten 
werde. Da endlich Unklarkeit darüber herrſchte, wie weit man in der Zuziehung 
der proteſtantiſchen Stände gehen ſolle, ſo hätte Auguſt am liebſten einen engeren 
Konvent geſehen; wenn er dem Verlangen der anderen nach Berufung ſämtlicher 
Fürſten nachgab, ſo beſtand er auf dem Ausſchluß der niederen Stände. 

Dadurch, daß die Urheber des Planes dieſen Bedingungen ſich fügten — 
wobei freilich der Herzog Johann Friedrich einer unzweideutigen Erklärung über 
den Ausſchluß von Streit und Verdammung auswich — kam man denn ſo weit, 
daß faſt ſämtliche proteſtantiſche Fürſten, perſönlich oder durch Geſandte ver— 
treten, an der Tagſatzung teilnahmen, welche zu Naumburg am 21. Januar 1561 
eröffnet wurde. Die Beratungen der Verſammlung bewegten ſich, abgeſehen von 
den Verhandlungen über das Trienter Konzil, die ſchon oben berührt ſind (S. 153), 
um die neue Unterzeichnung der Augsburger Konfeſſion. Man meinte, wenn 
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alle proteſtantiſchen Stände ſich zu dieſer Unterzeichnung verbänden, ſo ſei ihre 
Einigkeit in den weſentlichen Punkten der Glaubenslehre dargethan; die dog— 
matiſchen Streitigkeiten erſchienen dann als Gegenſätze theologiſcher Richtungen, 
welche die kirchliche Einheit nicht beeinträchtigten. Aber um die gemeinſame 
Unterzeichnung möglich zu machen, konnte man nach allem, was vorausgegangen 
war, an einer Bedingung nicht ganz vorbeikommen: man mußte den eigentlichen 
Sinn der verſchieden gedeuteten Beſtimmungen der Konfeſſion ins Auge faſſen. 
Und hier zeigte ſich, was vorher ſchon bemerkt iſt, daß unter den verſchiedenen 
Lehrſtreitigkeiten inzwiſchen eine einzige faſt alles Intereſſe an ſich gezogen hatte, 
der Zwiſt nämlich über das Abendmahl. 

Die Frage, an deren Bejahung nun für Kurfürſt Friedrich III. das Ge— 
lingen ſeiner Hauptabſicht hing, war die, ob man bei Bekräftigung der Augs— 
burger Konfeſſion für die calviniſche Abendmahlslehre Raum ließ. Daß er 
perſönlich damals ſchon die Meinung Calvins angenommen hatte, kann man 
weder behaupten noch verneinen. Auf jeden Fall hatte er unter der ſtürmiſchen 
Kontroverſe, die täglich zu ihm emporſcholl, einen Einblick in das Weſentliche 
der lutheriſchen und der calviniſchen Auffaſſung gewommen; ſchon erſchreckte er 
auch ſeine eifrig lutheriſche Gemahlin durch verfängliche Einwände,!) wenn 
ſie ihm den wahren Glauben vorhielt, und mit feſter Hand hielt er in ſeinem 
Lande auf der Duldung der calviniſchen Abendmahlslehre, wie er es denn z. B. 
zuließ, daß ſein Theologieprofeſſor Boquin dieſelbe ohne melanchthoniſche Ver— 
ſchleierungen vortrug, und wie er im Jahr 1560 in der Perſon des Wenzel 
Zuleger einen Mann an die Spitze ſeines Kirchenrates ſtellte, der die calviniſchen 
Lehren aus dem Munde des Meiſters ſelber geſchöpft hatte. Nicht alſo in Un— 
kenntnis der Gegenſätze der Lehre, in der Meinung etwa, daß er für eine mitt— 
lere Faſſung als die wahrhaft berechtigte ſtreite, ging er vor, ſondern in dem 
Bewußtſein, daß er der von den lutheriſch geſinnten Theologen verworfenen cal— 
viniſchen Lehre (wenn er auch das Wort „calviniſch“ verwarf) Raum ſchaffe. 
Und um dieſes, wie in ſeinen Landen, ſo auch im Reich zu vollführen, griff er 
jetzt zu demſelben Ausweg, den er in der Pfalz eingeſchlagen: er beantragte, 
man ſollte bei Unterzeichnung der Augsburger Konfeſſion die Bearbeitung von 
1540 zu Grunde legen. 

Ohne Ausſicht durchzudringen, war dieſer Antrag keineswegs. Denn gerade 
derjenige Fürſt, der nächſt Friedrich der vornehmſte war, Kurfürſt Auguſt von 
Sachſen, gab ebenfalls der Ausgabe von 1540 den Vorzug. Allerdings be— 
ſtimmte ihn dabei in denkwürdigem Gegenſatz gegen ſeinen pfälziſchen Kollegen 
nicht die Erkenntnis von dem verſchiedenen Sinn der verſchiedenen Bearbeitungen, 
ſondern die Meinung, daß Melanchthon dieſelbe Lehre im Jahr 1530 wie im 
Jahr 1540 wiedergegeben habe, nur bei der zweiten Redaktion in ſorgfältigerer 
Faſſung, und daß ſein Werk gegen die Vorwürfe der Abweichung von Luthers 
Anſchauungen zu ſchützen ſei. Gerade auf dieſe Unkenntnis, auf den Glauben, 
daß die Augsburger Konfeſſion von 1540 nur die lutheriſche Abendmahlslehre 


) „Alle Puncten, die mein Schatz gegen mir widerficht, wen wir mit einander reden des 
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darlege, während ſie in Wahrheit zugleich die calviniſche Lehre in ſich begriff, 
konnte man auch bei anderen Fürſten rechnen. Arglos hatten ſie ja bei Ver— 
breitung der Augsburger Konfeſſion in den verſchiedenen Landeskirchen meiſtens 
die Ausgabe von 1540 mit ihren Nachdrucken verteilt, und auch jetzt, als man 
ſich der Anforderung nicht entziehen konnte, die verſchiedenen Ausgaben Wort 
für Wort zu vergleichen, fand die Mehrzahl der anweſenden Fürſten an einem 
ſo genauen Eindringen in die Worte und ihren Sinn wenig Gefallen: ſie über— 
ließen die Arbeit den Räten und Theologen, und nur zwei von ihnen, Kurfürſt 
Friedrich und Herzog Chriſtoph, dauerten bei dem verdrießlichen Geſchäfte aus, 
vom Morgen bis zum Abend. *) 

Auf dieſe Unkenntnis bauend, hütete ſich Friedrich III., indem er für die 
Augsburger Konfeſſion von 1540 eintrat, ſehr wohl, die Unklarheit zu zerſtreuen. 
Als Hauptgrund ſeiner Bevorzugung der jüngeren vor der älteren Ausgabe — 
und zwar vornehmlich vor dem deutſchen Text derſelben — gab er an, daß dieſe 
letztere die katholiſche Lehre von der Transſubſtantiation begünſtige. Eben durch 
Winkelzüge hoffte er den Fürſten eine Beſtätigung der calviniſchen Abendmahls— 
lehre zu entlocken. Allein wie bei den Verſammelten die Abſicht, keine von der 
lutheriſchen Lehre abweichende Meinung anzuerkennen, feſtſtand, ſo waren ſie 
inzwiſchen doch über die Tragweite der Abweichungen aufgeklärt: die einen, wie 
der theologiſierende Herzog von Württemberg, ſchon während der Verhandlungen,?) 
die anderen in letzter Stunde durch die anweſenden Theologen. Und ſo ſtimmten 
mit Ausnahme des Kurfürſten Auguſt alle anderen für die Konfeſſion von 1530, 
wie ſie im Jahr 1531 im Druck erſchienen war. Aber ſollte man damit die 
im allgemeinen Gebrauch befindliche Ausgabe von 1540 verwerfen? Kurfürſt 
Auguſt, der in der Verfechtung der Korrektheit auch dieſer Bearbeitung geradezu 
eine Ehrenſache ſeiner Kirche und ſeiner Theologen erblickte, hätte das nicht zu— 
gegeben. Er ſelber machte alſo den Vorſchlag, man möge die Konfeſſion von 
1530 unterzeichnen, dem Aktenſtück aber eine Vorrede vorausſchicken, in welcher 
die ſachliche Uebereinſtimmung derſelben mit der Ausgabe von 1540 und einer 
weiteren von 1542 erklärt werde. Dieſer Antrag fand die Zuſtimmung der 
Verſammlung, und wiederum von ganz anderen Hintergedanken ausgehend, fügte 
ſich ihm auch Kurfürſt Friedrich III. 

Was letzterer ſich dachte, lehrten die Folgen des alſo gefaßten Beſchluſſes. 
Sehr bald ſtritt man und ſtreitet bis auf den heutigen Tag, ob hinſichtlich der 
verſchiedenen, in den beiden Ausgaben der Augsburger Konfeſſion befindlichen 
Faſſungen der Abendmahlslehre man im Sinne des Naumburger Beſchluſſes die 
weitere Form von 1540 nach der engeren, im lutheriſchen Sinn gedachten von 
1530 zu deuten habe, oder ob umgekehrt die engere Faſſung nach der weiteren, 
für die calviniſche Meinung Raum gebenden von 1540 zu erklären ſei. Die 
Wahrheit iſt, daß ſämtliche Fürſten mit Ausnahme des Pfälzers die erſtere An— 
ſicht als ſelbſtverſtändlich annahmen,?) daß aber Friedrich ſich die andere Auf— 


) Calinich S. 144, 145. 
2) Calinich S. 92. 
3) Vgl. die Voten von Kurſachſen und den Nachſtimmenden bei Kluckhohn 1 S. 159 fg. 
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faſſung im ſtillen vorbehielt und ſpäter auf Grund derſelben darauf beharrte, 
er ſei Anhänger der Augsburger Konfeſſion von 1530 nach ihrem „wahren 
Verſtand“. +) 

Es gab jedoch einen Fürſten, der dieſes trügeriſche Spiel nicht, wie die 
einen, aus Unkenntnis verkannte, oder wie die andern, in der Hoffnung, den 
pfälziſchen Kurfürſten auf lutheriſcher Seite feſtzuhalten, 2) verkennen wollte: das 
war Herzog Johann Friedrich von Sachſen. Der hatte, wie bemerkt, den Naum⸗ 
burger Tag befördert als einen Schlag gegen den Frankfurter Abſchied und mit 
dem Hintergedanken, vor der Unterzeichnung der Augsburger Konfeſſion die 
Frage über den Sinn derſelben und alsdann die ihm am Herzen liegenden Lehr— 
ſtreitigkeiten und Verdammungen zum Austrag zu bringen. Allerdings mochte 
ihm der Eifer für die früher am lebhafteſten verfochtenen Streitſätze durch ſeinen 
damals zwar noch nicht entſchiedenen, aber fortſchleichenden Zwiſt mit den Fla— 
cianern abgekühlt ſein,)) aber um fo unerbittlicher rückte auch er jetzt die Frage 
des Abendmahls in den Vordergrund; als mindeſtes verlangte er eine Faſſung 
der Vorrede, welche die Alleingeltung der lutheriſchen Abendmahlslehre unzwei— 
deutig ausſprach.“) Da ihm dies verweigert wurde, ſo enthielt er ſich der Unter— 
zeichnung, und ſeinem Beiſpiel folgten von perſönlich anweſenden Fürſten der 
Herzog Ulrich von Mecklenburg und die Herzoge Ernſt und Philipp von Braun— 
ſchweig-Grubenhagen; außerdem verſagten die Geſandten des Herzogs Johann 
Albert von Mecklenburg, der Herzoge von Holſtein und Lauenburg die Unterſchrift. 
Kein einziger Fürſt des niederſächſiſchen Kreiſes befand ſich bei den Unterzeichnern. 

So endete auch dieſe Verſammlung mit einem Bruch zwiſchen der fried— 
lichen Majorität und der unnachgiebigen Minderheit. Und wie auf die Frank— 
furter Verſammlung der Gegenſchlag des Konfutationsbuches erfolgt war, fo 
folgte auf die Naumburger Tagſatzung eine Verſammlung der proteſtantiſchen 
Stände des niederſächſiſchen Kreiſes in Lüneburg (Auguſt 1561), wo die in 
Naumburg beſchloſſene Vorrede verworfen und ein Gutachten niederſächſiſcher 
Theologen mit kräftiger Verdammung der Calviniſten und aller von Flacius 
bekämpften Richtungen genehmigt ward. Noch mehr! Kaum war die Naumburger 
Verſammlung beendet, als den Fürſten, die teils perſönlich, teils durch ihre Be— 
vollmächtigten die Unterzeichnung der Augsburger Konfeſſion mitſamt der Vorrede 
bewilligt hatten, die Augen darüber aufgingen, daß ſie ſich doch zu weit von der 
Beſtimmtheit der lutheriſchen Lehre entfernt hätten. Die Kurfürſten von Sachſen 
und Brandenburg, die Herzoge von Württemberg und Zweibrücken wünſchten 
mit einem Male, durch eine Veränderung oder Erklärung der Vorrede dem 
Herzog Johann Friedrich genug zu thun. Aber nun verwahrte ſich Kurfürſt 
Friedrich gegen jede Veränderung des einmal Beſchloſſenen. Er behielt ſeinen 
Schein in der Hand, aus dem er zu deduzieren wußte, daß die Anhänger der 

) Teſtament S. 19 20. 

) Dieſe Abſicht zugleich mit der Erkenntnis des wirklichen Gegenſatzes ſpricht aus der 
Erklärung der Fürſten von 2. Febr. 1561. (Calinich S. 184.) 

) Andeutungen darüber (Schutz Strigels; keine Neigung zur Verdammung der Kor— 
ruption) in dem Brief des Judex vom 28. Jan. 1561. (Calinich S. 158.) 

) Schlußerklärung des Herzogs vom 11. Februar. (Calinich S. 218—22.) 
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calviniſchen Abendmahlslehre unter den Bereich der Augsburger Konfeſſion 
gehörten. 

Und wenn er dieſe Abendmahlslehre in Naumburg vielleicht ſelber noch 
nicht bekannte, ſondern nur beſchützte, ſo kam jetzt die Zeit, da er ſich völlig 
dafür entſchied und ſie ſeiner Landeskirche auferlegte. In den Jahren 1562 
bis 1564 entfaltete die kurpfälziſche Regierung eine raſtloſe geſetzgeberiſche Thätig— 
keit. Zuerſt erſchien die ſchon erwähnte chriſtliche Polizeiordnung, dann (1563) 
eine neue Kirchenordnung und ſchließlich (1564) die Ordnung des Kirchenrats. 
Der Kirchenordnung war als Norm für Katecheſe und Predigt ein neuer Katechis— 
mus beigegeben, an den Geiſtliche und Schullehrer ſich fortan unbedingt zu 
halten hatten: es war der von den beiden calviniſchen Theologen Olevian und 
Urſin, unter genauer Nachprüfung des Kurfürſten ausgearbeitete Heidelberger 
Katechismus, ein Lehrbuch, in dem die dogmatiſche Anſicht Calvins unter Ver— 
meidung freilich der Prädeſtinationslehre, aber unter deutlicher Wiedergabe der 
Abendmahlslehre, in treffender Kürze und Klarheit ausgeprägt war. 

Als es erſchien, waren in der Rheinpfalz infolge der früheren vermittelnden 
Anordnungen die eifrig lutheriſchen Geiſtlichen bereits ausgewieſen oder zum 
Schweigen gebracht, dagegen die angeſehenſten Stellen vielfach mit Calviniſten 
beſetzt. Die Annahme des Katechismus und die Durchführung einer ihm ent— 
ſprechenden Abendmahlsordnung erfolgte daher in dem Hauptlande des Kurfürſten 
ohne ſtarken offenen Widerſtand, wenngleich die lutheriſche Geſinnung in einem 
großen Teil der Bevölkerung, beſonders unter dem Adel, fortlebte. Schwieriger 
geſtaltete ſich das Unternehmen der Calviniſierung in der Oberpfalz. Dieſe 
Provinz führte unter einem vom Kurfürſten ernannten Statthalter und einer 
wohl ausgebildeten landſtändiſchen Verfaſſung, welche in der Rheinpfalz mangelte, 
ſeit jeher ihr eigenes Leben. Jetzt ſtellte ſie in der lutheriſchen Geſinnung des 
Pfalzgrafen Ludwig, des eigenen Sohns des Kurfürſten, der die Statthalterwürde 
bekleidete, in der gleichen Geſinnung der Landſtände, die kraft ihrer Patronats— 
rechte einen großen Teil der geiſtlichen Stellen beſetzten, den Verſuchen des 
Kurfürſten, ihnen das echte Wort Gottes beizubringen, den trotzigſten Widerſtand 
entgegen. Zwiſchen dem Kurfürſten und den oberpfälziſchen Städten und Adelichen 
entſtand ein wahrer Kriegszuſtand. An dem eifrigen Beſtreben, den Oberpfälzern 
calviniſche Prediger aufzunötigen, und die lutheriſchen Prediger durch zweideutige 
Weiſungen unvermerkt, unter der ſteten Verſicherung, daß er niemands Gewiſſen 
kränken wolle, in eine calviniſierende Lehrform hineinzuführen,!) ließ Friedrich III. 
es nicht fehlen; aber den Mut, offenen und allgemeinen Widerſtand mit ſtarker 
Gewalt niederzuwerfen, beſaß er nicht. Die Oberpfälzer ließen es denn auch 
nicht einmal zur Publikation feiner neuen Kirchenordnung kommen,?) und da fie 
ihre lutheriſchen Geiſtlichen der Prüfung und Aufſicht des calviniſchen Kirchenrats 
entzogen, fo griff zugleich mit dem Hader der Bekenntniſſe die kirchliche Anarchie 
um ſich. Die Einwohner, ohnehin geiſtig verwahrloſt, verfielen mitſamt ihren 
Geiſtlichen einer erſchreckenden Roheit. 


) Vgl. die Anweiſung von 1566, 3. Artikel. (Sudhoff, Olevian und Urſin S. 309 Anm.) 
>) Wittmann, Reformation in der Oberpfalz S. 54, 58, 60. 
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Mit dem Uebertritt Friedrichs zur calviniſchen Abendmahlslehre war ge— 
ſchehen, was die in Naumburg verſammelten Fürſten wohl geahnt, aber nicht 
hatten glauben wollen; es war innerhalb des deutſchen Proteſtantismus eine 
Neuerung eingetreten, die ſie alle als eine verhängnisvolle erkannten. Die 
früheren dogmatiſchen Streitigkeiten, welche Flacius und Herzog Johann Friedrich 
betrieben, waren ihnen als theologiſche Entzweiungen erſchienen, die ihre kirchliche 
Einheit nicht aufhoben; in der calviniſchen Abendmahlslehre dagegen erblickten 
ſie einen Gegenſatz, der kirchliche Trennung bedeutete. Kein Wunder, wenn das 
Erſcheinen des Heidelberger Katechismus allgemeinen Schrecken und Unwillen 
unter ihnen hervorrief. Als der eifrigſte unter den Gegnern des pfälziſchen 
Calvinismus trat der Herzog Chriſtoph von Württemberg hervor. Er war neben 
Friedrich der eigentliche Vertreter jener Fürſten, die ihre Kirchenherrſchaft mit 
dogmatiſchem Eifer und religiböſer Salbung führten. An den Reichstagen hatte 
er ſich den kühnen kurpfälziſchen Forderungen am nächſten angeſchloſſen, mit 
perſönlicher Vorliebe hatte er fic) dem Kurpfälzer genähert und über die gemein= 
ſamen Angelegenheiten des deutſchen Proteſtantismus mündlich mit ihm verhandelt: 
jetzt riß der Gegenſatz der dogmatiſchen Anſicht die beiden Fürſten in ſcharfer 
kirchlicher Entzweiung auseinander. 

Aber nicht nur die proteſtantiſchen Fürſten traten gegen Friedrich III. auf 
den Kampfplatz. In der katholiſchen Welt hatte man ſich längſt gewöhnt, die 
calviniſche Form des Proteſtantismus als viel gefährlicher zu betrachten, wie die 
lutheriſche. War doch der unerbittliche Vertilgungskampf gegen das katholiſche 
Kirchentum in der Genfer Kirche und ihren Nachbildungen in Frankreich und 
Schottland in noch viel höherem Maße Lebensprinzip als in den lutheriſchen 
Gemeinden, bewährte doch die calviniſche Kirche eine ganz andere Selbſtändigkeit 
und Macht der ſtaatlichen Regierung gegenüber als die lutheriſchen Landeskirchen, 
und ſah man doch dieſe Selbſtändigkeit in Frankreich und Schottland ſich im 
Aufruhr gegen eine feindliche Staatsgewalt bewähren. Sollte nicht dieſer Geiſt 
des Calvinismus zugleich mit ſeiner Abendmahlslehre' in die Pfalz eindringen? 
Man ſah bereits, wie jener Haß der Calviniſten gegen die äußeren Gegenſtände 
katholiſcher Andacht, gegen Bilder und Statuen, gegen Altäre und Meßgewänder 
ſich gleichfalls des Kurfürſten bemächtigt hatte, wie er dieſen Kirchenſchmuck als 
Götzenwerk überall auszuräumen unternahm. So geſchah es denn, daß die Auf— 
regung über Friedrichs Uebertritt bis nach Rom drang. Papſt Pius IV. machte 
ſchon im April 1563, zwei Monate nach dem erſten Erſcheinen des Heidelberger 
Katechismus, dem kaiſerlichen Geſandten darüber Vorſtellungen; Kaiſer Ferdinand 
erwiderte, er werde ſein mögliches thun, um dieſe Sekte aus dem Reich zu 
verbannen,“) und ſelbſt Maximilian II., deſſen lutheriſche Geſinnung, wie ſchon 
bemerkt, die Freiheit dogmatiſcher Abweichungen von der Augsburger Konfeſſion 
durchaus verwarf, hielt es für nötig, daß das calviniſche Gift in ſeiner Aus— 
breitung bekämpft und an ſeiner Quelle erſtickt werde.“) 

Bei all dieſen Erwägungen kam die ganze Schärfe des Gegenſatzes in 


) Sickel, Akten zur Geſchichte des Konzils von Trient n. 245. 
Kugler, Herzog Chriſtoph II S. 455. 
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einer rechtlichen Frage zum Ausdruck. Der Schutz des Religionsfriedens galt 
nur den Anhängern der Augsburger Konfeſſion. Konnte nun, das war die 
Frage, ein Bekenner der calviniſchen Abendmahlslehre zu den Anhängern der 
Augsburger Konfeſſion gezählt werden? Von vorneherein wurde dieſe Frage 
auf lutheriſcher Seite von Herzog Chriſtoph, auf katholiſcher Seite von Kaiſer 
Ferdinand verneint. Es konnte alſo nicht anders ſein, als daß gerade hierüber 
ein ſchwerer, das geſamte Reich ergreifender Streit bevorſtand; unmittelbar aber 
lag am Tage, daß in der proteſtantiſchen Partei eine Trennung begonnen hatte, 
und daß dieſe Trennung mitten in ihre glänzenden Erfolge den Anfang der 
Schwächung hineintrug. 

Nicht allein die eigene Spaltung war es jedoch, welche den Fortgang des 
deutſchen Proteſtantismus hemmte. Die bisherige Erzählung iſt davon ausge— 
gangen, daß die katholiſche Partei als die ſchwächere ihren proteſtantiſchen Wider— 
ſachern gegenüber ſtand und die Fortſchritte derſelben in entmutigter Stimmung 
geſchehen ließ. Aber dieſes Verhältnis hat auch ſeine Ausnahmen. Es gab ein 
Gebiet, wo die Katholiken bald nach dem Religionsfrieden den erſten Anfang 
machten, nicht zwar, wie nachher, zur Wiedergewinnung des Verlorenen, aber 
doch zur Abwehr der proteſtantiſchen Propaganda. Dieſes Gebiet war das weſt— 
liche Drittel des nördlichen Deutſchlands. Hier ſtützten ſich gegenſeitig, in un— 
mittelbarer Nachbarſchaft, die drei geiſtlichen Kurfürſten, an ihre Gebiete ſchloſſen 
ſich die Lande des katholiſchen Herzogs von Jülich-Kleve und des Biſchofs von 
Lüttich an, in ihrer Mitte befanden ſich die einzigen großen Reichsſtädte, die 
ausſchließend katholiſch waren, nämlich Aachen und Köln. Nach Süden und 
nach dem Oſten hin ſchloſſen ſich die Bistümer von Worms und Speier, von 
Münſter, Osnabrück und Paderborn an dieſes katholiſche Syſtem an, zugleich 
von ihm geſtützt und es wieder ſtützend. 

Allerdings, wie überall, ſo fehlte es auch hier keineswegs an Schwankungen. 
Als Kaiſer Ferdinand gegen Ende des Jahres 1562 bei Gelegenheit des Frank— 
furter Kurfürſtentags mit ſeinem Schwiegerſohn, dem Herzog Wilhelm von Jülich— 
Kleve zuſammentraf, faßte er den Argwohn, daß der Herzog der katholiſchen 
Religion teilweiſe entfremdet ſei: er machte ihm ernſte Vorſtellungen und ſetzte 
ſich einige Zeit nach dem Abſchied — in Freiburg am 1. Januar 1563 — hin, 
um ihn in einem dreizehn Blätter füllenden eigenhändigen Schreiben über das 
Alter der katholiſchen Kirche, die Neuheit und Willkür des Proteſtantismus zu 
belehren: die Sektierer, ſagte er, ſind nicht von Gott, ſondern vom Teufel ge— 
ſandt; er kündigte ſeinem Schwiegerſohn die ewige Verdammnis an, wenn er 
ſich von ihnen verführen ließe.!) Herzog Wilhelm erwiderte auf dieſe heftigen 
Ergüſſe, daß er ja kein Sektierer ſei, deutete aber auch an, daß er nicht ſo 
katholiſch ſei wie der Kaiſer. Er war in ſeiner Regierung der Anſicht ſeines 


) Kopie des Schreibens (das Original war eigenhändig, auf „niemands erſuchen oder 
anzaigung“ verfaßt, ging aber wegen der unleſerlichen Schrift zugleich mit einer Kopie ab) im 
Münchener Reichsarchiv, Oeſterr. Religionsſachen t. II. Die Antwort iſt des Herzogs Schreiben 
vom 12. Jan 1563 (nicht 1559) bei Keller, Die Gegenreformation in Weſtfalen und am Nieder— 
rhein I n. 7. 
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Lehrers Konrad von Heresbach gefolgt, daß, wenn die Biſchöfe ſchlafen, die 
weltliche Obrigkeit für Reinheit der Lehre und ordnungsmäßige Spendung der 
Sakramente zu ſorgen habe.“) In dieſem Sinn hatte ſchon fein Vater im 
Jahr 1533 eine Kirchenordnung, die ſich auf Lehre und Gottesdienſt erſtreckte, 
ausgehen laſſen: auf katholiſcher Grundlage, aber im Widerſtreit gegen Aber— 
glauben, Aeußerlichkeit und ärgerliche Sporteln. Die Anſtellung der Seelſorger 
hatte er an die Zuſtimmung der herzoglichen Regierung gebunden. Auf dieſem 
ſelben Wege vorangehend, hatte Herzog Wilhelm eigenmächtig, nachdem er die 
päpſtliche Autoriſation bei Julius III. und Paul IV.?) vergeblich nachgeſucht, 
befohlen, das Abendmahl unter beiden Geſtalten denjenigen, die es verlangten, 
zu ſpenden. Als Hofprediger ſtellte er im Jahr 1558 den Georg Veltius an, 
der nicht nur für den Laienkelch, ſondern zugleich gegen den Prieſtercölibat und 
gegen die Lehre vom Meßopfer ſtritt. Gleich ſeinem Vater ſah er zu, wie unter 
den großen Städten und der Ritterſchaft, beſonders in Kleve und der Mark, 
der Proteſtantismus ſeinen Einzug hielt. 

Aehnliche Schwankungen wie in Jülich-Kleve gab es anderwärts; aber 
dafür hatte die katholiſche Sache doch wieder einen ſtarken und unter Umſtänden 
furchtbaren Rückhalt in jener niederländiſchen Gebietsmaſſe, die als ein geeintes 
Reich von Karl V. auf Philipp II. übergegangen war, und an welche die rhei— 
niſchen Lande ſich anlehnten. Mit ſchrecklicher Energie hatte die Regierung 
Karls V. in den Niederlanden die Alleinherrſchaft des Katholizismus zu be— 
haupten geſucht. Ihre Hauptmittel waren die Religionsedikte und die Inquiſition. 
Die erſteren, mit wechſelnder Strenge von 1521 bis 1550 erlaſſen, beſtimmten 
und ſchärften die blutigen Ketzerſtrafen in beſonderer Anwendung auf Lutheraner, 
Widertäufer und Calviniſten. Nicht bloß die Ketzerei ſollte beſtraft werden — 
und zwar, wenn nicht bei ſchleuniger Abſchwörung Gnade eintrat, der Mann 
mit dem Schwert, die Frau durch Begraben, bei unüberwindlichem Beharren auf 
der Ketzerei oder im Rückfalle beide durch Verbrennung —, es ſollte auch durch 
gleiche Strafen die Aufſpürung der Ketzerei befördert, die Verbreitung derſelben 
erſchwert werden. Alſo war es ein todeswürdiges Verbrechen, wenn man einen 
Ketzer oder der Ketzerei offenkundig Verdächtigen aufnahm oder ſpeiſte, ohne ihn 
anzuzeigen, wenn man ketzeriſche Bücher verkaufte oder beſaß, wenn man als 
Laie über den Sinn von Bibelſtellen disputierte, ohne innerhalb der Schranken 
der kirchlichen Erklärung zu bleiben. Der geſamte Buchhandel wurde unter die 
ſchärfſte Zenſur geſtellt, und eine Norm für die maſſenhaft verbotenen Bücher 
ſtellte der Index der Löwener Univerſität von 1550 auf. Um alle Uebertretungen 
ſolcher Geſetze aufzuſpüren, waren, ſoweit die ihnen zu Grunde liegende Ketzerei 
in Betracht kam, die Biſchöfe, ſoweit es ſich um die ſonſtigen Verbote handelte, 
die weltlichen Gerichtshöfe berufen. Aber die Biſchöfe der vier übergroßen 
Diözeſen, in welche die Niederlande geteilt waren, ſchienen weder ausreichend 


) Conradus ab Heresbach, De educandis principum liberis (Ausgabe von 1612) 
S 323. 

2) Bei dem „vorigen“ Papſt, ſagt er in dem S. 217 Anm.! citierten Schreiben. An— 
ſuchen bei Julius III.: Lacomblet, Archiv V S. 65 fg. 
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noch befähigt. Nach ſpaniſchem Muſter führte alſo Karl V. ſeit 1523 ein mit 
der biſchöflichen Gerichtsbarkeit in Verfolgung von Ketzerei und verwandten Ver— 
gehen konkurrierendes Inquiſitionstribunal ein, autoriſiert vom Papſt, aber be— 
ſetzt durch die Regierung und — was dieſer neuen Schöpfung eigentümlich 
war — an eine beaufſichtigende Mitwirkung der weltlichen Gerichtshöfe gebunden.“) 
An der Spitze ſtanden ein oder einige Generalinquiſitoren, in den Provinzen 
walteten die von ihnen delegierten beſonderen Snquifitoren. 

Philipp II., bei ſeinem Regierungsantritt, begnügte ſich nicht, die Edikte 
und die Inquiſition zu beſtätigen, er fügte eine dritte Neuordnung hinzu, welche 
Karl V. ſchon angebahnt hatte, und welche allerdings neben dem kirchlichen auch 
einen politiſchen Zweck in ſich ſchloß. Es galt, die Niederlande, wie ſie politiſch 
von dem deutſchen Reiche faſt abgelöſt waren, ſo auch kirchlich der Unterordnung 
unter die fremden Erzdiözeſen Köln und Reims zu entziehen, es galt durch eine 
Neuordnung der Hierarchie zugleich die Selbſtändigkeit dieſer Ländermaſſe und 
eine ſchärfere kirchliche Disziplin zu befördern. Für dieſen doppelten Zweck er— 
wirkte Philipp II. im Jahr 1559 die Bulle Papſt Pauls IV. über die neue 
kirchliche Einteilung der Niederlande. Unter Ablöſung einzelner Grenzdiſtrikte 
von dem Verband mit fremden Didzefen, unter Aufhebung der Rechte jener 
fremden Erzbiſchöfe, wurden die vier großen niederländiſchen Diözeſen in fünfzehn 
neue Bistümer geteilt und über denſelben drei einheimiſche Erzbistümer — 
Cambray, Mecheln, Utrecht, errichtet. Die Nomination der neuen Biſchöfe er— 
hielt die fürſtliche Regierung, zugleich aber wurde verfügt, daß in den Domkapiteln 
neun Stellen für Doktoren der Theologie, des Zivil- und Kirchenrechtes vorzu— 
behalten, die Seelſorger einem Examen zu unterwerfen, die Reſidenz der Biſchöfe 
und Pfarrer unter Oberaufſicht des Papſtes und Landesherrn durchzuführen ſei, 
ferner daß jeder Biſchof zwei erprobte Doktoren als Inquiſitoren verordne mit 
Sitz und Stimme im Kapitel. 7) 

So, unter der Aufſicht biſchöflicher und päpſtlicher Inquiſitoren, unter der 
geiſtigen Einwirkung der Landesuniverſität zu Löwen, an der ſich ein kräftiges 
wiſſenſchaftliches Leben erhob, unter dem Schrecken der landesherrlichen Geſetze 
mit ihren dreifachen Todesarten, ſuchte man die neuen Lehren, deren Bekenner 
ſich mehr und mehr mit todesmutigem Trotz oder wilder Schwärmerei erfüllten, 
in dem gärenden Lande niederzuhalten. Hierbei trat nun aber der Regierung 
das Verhältnis zum deutſchen Reich in den Weg. Der Religionsfriede unterſagte 
die Todesſtrafe gegen proteſtantiſche Unterthanen, und bei dem ſiegreichen Vor— 
dringen des Proteſtantismus im Reich war nicht zu erwarten, daß die Aus— 
breitung desſelben an den Grenzen der Niederlande innehalten werde. Um ſolchen 
Hemmniſſen ſeiner Beſtrebungen vorzubeugen, hatte noch Karl V. einerſeits die 
Geltung jener Beſtimmung des Religionsfriedens für die Niederlande abgewehrt 
(S. 81), anderſeits auch die deutſchen Nachbarn zur Fernhaltung des Prote— 
ſtantismus zu beſtimmen geſucht. Eben jener Herzog Wilhelm von Jülich hatte 


1) Gachard, Correspondance de Philippe II Bd. J Vorrede S. 117 n. 7, 10. 
2) Le Petit, Chroniques de Hollande II S. 35. Kürzer Bor 1 S. 26 b. Vgl. Gachard, 
Correspondance de Philippe II Bd. I n. 29. 
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ſich ihm durch den Vertrag zu Venlo von 1543 zur Erhaltung der Alleinherrſchaft 
des katholiſchen Glaubens verpflichten müſſen. 

Dem letzteren Beſtreben, die katholiſche Sache in den Niederlanden durch 
Bekämpfung des Proteſtantismus in der Nachbarſchaft aufrecht zu erhalten, folgte 
auch Philipp II., und ſchon im Jahr 1559 war dieſer ſpaniſch-niederländiſche 
Einfluß bei zwei bedeutſamen Konflikten zu verſpüren. 

In der Hauptſtadt jenes glaubenseifrigen Erzbiſchofs Johann von Trier 
war proteſtantiſche Geſinnung bei einem Teil des Rats und der Bürgerſchaft 
eingedrungen. Im Sommer des Jahres 1559, als der Erzbiſchof dem Augs— 
burger Reichstag beiwohnte, ſtellte der Magiſtrat einen geborenen Trierer, den 
Kaſpar Olevian, der ſich an dem Gymnaſium zu Genf mit calviniſchen Lehren 
und calviniſchem Miſſionseifer durchdrungen hatte, als Schullehrer in der ſoge— 
nannten Burſe an. Sehr bald begann Olevian neben ſeinem lateiniſchen Unter— 
richt öffentliche Predigten zu halten, erſt in der Burſe ſelbſt, dann in dem 
ſtädtiſchen Hoſpital von St. Jakob. Sein Ruf zum Streit gegen die Greuel 
des Papſttums und ſeine Geiſtlichen ſammelte eine Gemeinde, die an die 
600 Bürger, nach der Angabe Olevians etwa die Hälfte, nach der Behauptung 
der Katholiken nahezu ein Drittel der Geſamtbürgerſchaft,!) gezählt haben ſoll: 
es war der erſte Verſuch, in einer der rheiniſch-erzbiſchöflichen Hauptſtädte eine 
öffentliche proteſtantiſche Gemeinde zu errichten. Aber dieſem folgenſchweren 
Unternehmen trat der Erzbiſchof Johann mit ebenſo ſcharfer Wachſamkeit wie 
raſcher Entſchloſſenheit entgegen. Am 10. Auguſt hatte Olevian ſeine erſte 
Predigt gehalten, gegen Ende dieſes Monats traf bereits ein kurfürſtliches 
Schreiben ein, in dem der Magiſtrat angewieſen wurde, den Neuerer zu ver— 
haften.?) Der Trierer Stadtrat, ſowie die in den Zünften geordnete Bürger— 
ſchaft fanden ſich dieſem Befehl gegenüber in durchaus widerſätzlicher Stimmung. 
Nicht nur, daß die Proteſtanten in beiden Körperſchaften einig und gewaltſam 
auftraten, es lehnte ſich auch das Freiheitsgefühl der Stadt, welche das Recht 
der Verhaftung ſowie auch der militäriſchen Bewachung für den Rat und die 
Bürgerſchaft in Anſpruch nahm, gegen das Eingreifen des herriſchen Fürſten 
auf. Im Einvernehmen mit der Mehrheit der Zünfte entſchied ſich alſo der 
Rat, den Prediger nicht gefangen zu ſetzen und die beiden Religionsparteien 
einſtweilen nebeneinander beſtehen zu laſſen. Die Gemeinde Olevians wurde 
darüber ſo kühn, daß ſie ſich vom Herzog Wolfgang von Zweibrücken einen zweiten 
Prediger des Evangeliums zuſenden ließ. Da griff aber der Erzbiſchof, um die 
Herrſchaft der katholiſchen Religion zu behaupten, zur Gewalt, er bot den Adel 
und das Landvolk auf und ſchloß die Stadt (ſeit Anfang Oktober) in förmlicher 
Belagerung ein. 

Bei ſeinem Vorgehen hatte der Erzbiſchof den Wortlaut des Religions— 
friedens, der ihm die Alleinherrſchaft ſeiner Religion in ſeinen Gebieten aufrecht 
zu halten erlaubte, für ſich; allein wie die ſchärfer auftretenden proteſtantiſchen 


) Sudhoff, Olevian und Urſinus S. 25, 55. Hontheim, Histor. Trevir. diplom. II 
Se ST ta, BB), BBh. 
) Sudhoff, Olevian und Urſinus S. 24. 
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Fürſten, Kurfürſt Friedrich III. voran, für ihr Bekenntnis unbedingte Freiſtellung 
in allgemeinen Anträgen gefordert hatten, ſo traten ſie auch in dieſem beſonderen 
Fall für ihren Anſpruch ein. Voller Erregung, mit der Behauptung, daß die 
Feindſchaft des Erzbiſchofs gegen ſeine proteſtantiſchen Unterthanen alle prote— 
ſtantiſchen Stände treffe, ließ Friedrich ſeine Geſandten mit denen von Heſſen, 
Zweibrücken, Pfalz-Simmern, Württemberg und Baden-Durlach in Worms zu— 
ſammenkommen, um durch gemeinſame Abordnung an den Erzbiſchof Johann 
für die Religionsfreiheit der Trierer Proteſtanten Fürſprache einzulegen.!) Dieſe 
Fürſprache kam nun freilich, wie ſo oft, wenn deutſche Fürſten eine gemein— 
ſame Maßregel vereinbarten, zu ſpät. Während die Wormſer Tagſatzung 
erſt am 19. November eröffnet werden konnte, hatte ſich die Stadt ſchon am 
26. Oktober dem Erzbiſchof ergeben müſſen; das einzige, was die von Worms 
abgehende Geſandtſchaft noch erreichen konnte, war, daß über Olevian und die 
Führer der Trierer Proteſtanten keine andere Strafe als die Ausweiſung nebſt 
einer kleinen Geldbuße von 3000 Gulden verhängt wurde. Trotz dieſes be— 
ſcheidenen Erfolgs mußte aber doch ein ſolches Einſchreiten der benachbarten 
proteſtantiſchen Fürſten dem viel ſchwächeren Erzbiſchof höchſt bedrohlich erſcheinen. 
Da war es denn ein bedeutſamer Gegenſchlag, daß auf die Kunde von den 
Trierer Wirren auch von der niederländiſch-ſpaniſchen Regierung ein Geſandter 
erſchien — es war Felix Hornung, Präſident des Rats von Luxemburg — zur 
Beſtärkung des Erzbiſchofs in ſeinem Streit gegen den Proteſtantismus und mit 
dem deutlichen Hinweis auf den Entſchluß der Brüſſeler Regierung, eine Ge— 
fährdung der Rechtgläubigkeit ihrer Provinzen, beſonders Luxemburgs, durch 
Feſtſetzung des Proteſtantismus in Trier nicht gutwillig hinzunehmen. Auch 
dieſer Geſandte traf erſt ein, als die Stadt ſich unterworfen hatte;?) er zeigte aber 
dem Erzbiſchof die Macht, auf welche er den Drohungen proteſtantiſcher Fürſten 
gegenüber ſich verlaſſen konnte. Unbekümmert um ſeine proteſtantiſchen Nachbarn 
ließ derſelbe denn auch den von ſeinen proteſtantiſchen Mitgliedern geſäuberten 
Stadtrat am 23. Dezember ein Edikt erlaſſen, in welchem den Proteſtanten, die 
nicht zur katholiſchen Religion zurücktraten, die Auswanderung auferlegt wurde. 

Zum erſtenmal war in dieſer Trierer Verwickelung die proteſtantiſche Propa— 
ganda auf einen nachdrücklichen Widerſtand geſtoßen. Schon war aber in den— 
ſelben Gegenden ein zweiter Streit aufgegangen, der das aus der Solidarität 
der rheiniſchen Fürſten hervorgehende Schwergewicht des Katholizismus viel nach— 
drücklicher zeigte, und in den wir die mächtige Hand der Brüſſeler Regierung 
viel wirkungsvoller hineingreifen ſehen. 

Auf der Grenzſcheide zwiſchen Jülicher, Lütticher und niederländiſchem Ge— 
biet lag die Reichsſtadt Aachen.?) Wie in fo viele andere verkehrsreiche Grenz— 


1) Kluckhohn I n. 77, 80. 

2) Herzogin von Parma an Philipp II. 1559 Dez. 8. (Gachard, Corresp. de Marguerite 
d' Autriche I S. 61 fg.) Kreditiv für Hornung vom 20. Okt. bei Hontheim II S. 835. 

3) Meine Hauptquelle für die Aachener Verwickelungen iſt ein Band des Wiener Staats- 
archivs (R. Hofratsakten A 2 Decisa. Achen ca. Achen), der die Auszüge ſämtlicher beim 
R. Hofrat eingekommenen Akten über die Aachener Sache von 1559 — 1598 enthält. Wo ich 
Aachener Akten ohne Fundort eitiere, gehören fie dieſer Sammlung an. 
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orte, ſo führten die Kämpfe der Reformationszeit auch in die Einwohnerſchaft 
dieſer Stadt ein neues unruhiges Element, einen Zufluß nämlich von proteſtan— 
tiſchen Emigranten, die von den Niederlanden her eine Stätte der Gewiſſensfreiheit 
ſuchten. Schon im Jahr 1550 wurde die Regierung Karls V. auf die Flucht 
ihrer ketzeriſchen Unterthanen nach Aachen aufmerkſam. Auf ihre Anregung mußte 
der Stadtrat eine Verordnung erlaſſen, daß niemand ins Bürgerrecht aufgenommen 
werden dürfe ohne Zeugnis ſeiner früheren Behörde, daß niemand ein ſtädtiſches 
Amt erhalten dürfe, der nicht ſeit ſieben Jahren anſäſſig ſei und ſeinen katholiſchen 
Glauben bewährt habe. Wirklich durchgeführt wurde dieſe Verordnung aber 
keineswegs. Schon neun Jahre nachher war eine aus Eingewanderten und Ein— 
heimiſchen gebildete proteſtantiſche Partei herangewachſen; im Stadtrat bekannte 
ſich der eine der beiden Bürgermeiſter, Adam von Zevel, offen zur Augsburger 
Konfeſſion und wurde von einer nicht zu verachtenden Minorität unterſtützt: die 
Proteſtanten hielten ihre Sache ſchon für ſo ſtark, daß ſie meinten: wenn nur 
acht Tage öffentlich gepredigt werde, ſo werde faſt die ganze Bürgerſchaft auf 
ihre Seite treten.!) Und um das Recht öffentlicher Predigt mitſamt einer Kirche 
zu erlangen, erbat und erhielt dieſe Partei während des Augsburger Reichstags 
die nachdrückliche Verwendung der proteſtantiſchen Stände. 

Bei einer ſo kräftigen Erhebung des Proteſtantismus würde die ſtädtiſche 
Obrigkeit ſchwerlich imſtande geweſen ſein, der Bewegung aus eigenen Mitteln 
Einhalt zu gebieten. Allein wenn die Neuerer den Beiſtand der proteſtantiſchen 
Fürſten nachſuchten, fo erging aus katholiſchen Kreiſen alsbald ein Hülferuf an 
einen benachbarten katholiſchen Fürſten, an den Herzog von Jülich.?) Daß man 
gerade an dieſen ſich wandte, hing mit den umfaſſenden Rechten zuſammen, die 
dem Herzog in der kleinen Republik der Stadt und des „Reichs“ von Aachen 
zuſtanden. Er beſetzte die früher getrennten, damals aber vereinigten Aemter 
eines Vogtes und Maiers, denen der Vorſitz im Schöffengericht und die meiſten 
Befugniſſe gerichtlicher Exekution zugeteilt waren; ſeinem Patronat unterſtand 
neben anderen Benefizien die Propſtei des altberühmten Stiftes, ferner die 
Scholaſterei daſelbſt, deren Inhaber das geſamte Schulweſen unter ſich hatte, 
endlich die Stelle des Erzprieſters, der die vier Stadtpfarrer anſtellte und dem 
geiſtlichen Gericht, dem Sendgericht, vorſaß. Ihm komme, ſo ließ der Herzog 
einmal erklären, faſt die ganze Jurisdiktion zu und das höchſte Intereſſe an den 
geiſtlichen Angelegenheiten.) An ihn und an den Aachener Rat wurde darum 
auch die Fürſprache der proteſtantiſchen Reichsſtände um Einräumung einer Kirche 
gerichtet. 

Die Katholiken von Aachen hatten die Gunſt des Herzogs. Am 30. April 1559 
beſchloſſen die proteſtantiſchen Fürſten und Reichstagsgeſandten jene Verwendung 
für ihre Glaubensgenoffen:*) einige Zeit vorher war bereits eine Klage Jülichs 


) Haagen, Geſch. von Aachen II S. 150. 

) Kapitel des Marienſtiftes an Johann v. Vlatten. 1559 Mai 18. In dieſem Schreiben 
wird ein vorausgehendes gleichen Inhalts erwähnt. (Düſſeldorfer Archiv. R. T. Verhandlungen 
1525 — 72 Abtlg. IV lit. C. n. 15.) 

) Verhandlung vor den Subdelegierten von Trier und Aachen. 1584 Febr. 27 fg. 

) Marburger Archiv. R. T. Akten 1559 Band III. 
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beim Kaiſer eingelaufen, daß der Aachener Stadtrat Sektierer und andere ver— 
dächtige Leute aufnehme.!) Zugleich mit dem Herzog von Jülich erhob ſich 
Philipp II., der ſich damals zur Abreiſe von den Niederlanden rüſtete. Um die 
Mitte des Monats Mai erhielt der Aachener Rat ein durch eine beſondere Bot— 
ſchaft überbrachtes Schreiben, in dem der König ihn erſuchte, den niederländiſchen 
Sektierern keinen Unterſchleif zu gewähren und dem bei ihnen angehenden Feuer 
bei Zeiten vorzukommen.?) Wieder einen Monat ſpäter (15. Juni) ernannte 
der Kaiſer auf Geſuch des Jülicher Herzogs eine Kommiſſion, beſtehend aus dem 
Herzog ſelber, dem erwählten Erzbiſchof von Köln und dem Biſchof von Lüttich, 
zur Unterſuchung der kirchlichen Neuerungen. 

Bei einer ſolchen Verbindung der katholiſchen Nachbarn unter Führung 
des Kaiſers ſelber hörte das Schwanken, welches den Stadtrat ergriffen hatte, 
auf. Am 12. Juli gab er den Abgeordneten der kaiſerlichen Kommiſſion, am 
30. Juli gab er einer neu eingetroffenen Geſandtſchaft Philipps II. die Erklärung 
ab, er wolle keine Aenderung in Religionsſachen geſtatten.?) Wie er dann über 
die Anordnungen zur Ausführung dieſer Erklärung beriet, kam es zu inneren 
Stürmen, unter denen der Bürgermeiſter Zevel nebſt einer Anzahl Gleichgeſinnter 
aus dem Rat austrat. Das Ende war, daß am 7. März 1560 ein mit Zu— 
ſtimmung der Zünfte beſchloſſenes Statut des Rates erging, nach welchem künftig 
zu dem Rat und den ſtädtiſchen Aemtern nur kundbare Katholiken zugelaſſen 
werden ſollten. 

Schon vorher waren mehrere fremde Einwanderer, die ſich über ihren 
katholiſchen Glauben und den friedlichen Auszug aus ihrem früheren Wohnort 
nicht auszuweiſen vermochten, verjagt, und bald nachher (Mai 1560) wurde Adam 
von Zevel wegen Beleidigung des Rates verbannt. Nach dieſen Maßregeln war 
einſtweilen die Alleinherrſchaft der katholiſchen Religion in Aachen gerettet, — 
aber freilich nur einſtweilen; denn wir werden ſehen, daß der Proteſtantismus 
von dieſer wichtigen Grenzſtadt nicht ſo leichten Kaufs abſtand, und daß die 
Brüſſeler Regierung, um ihn fern zu halten, noch zu vielen und nachdrücklichen 
Eingriffen ſich entſchließen mußte. Jedenfalls lag im Jahr 1560 eine für die 
weitere Geſtaltung der kirchlich-politiſchen Gegenſätze folgenſchwere Thatſache vor: 
der Zuſammenſchluß eines katholiſchen Syſtems im weſtlichen Norddeutſchland, 
in welches einzudringen für die Proteſtanten ebenſo ſchwierig wie lohnend 
erſchien. 

Die erfolgreiche Defenſive dieſes katholiſchen Gebietes und das mächtige 
Vordringen des Proteſtantismus in den übrigen Reichslanden ſind die hervor— 
ſtechendſten Erſcheinungen in dem Ringen der kirchlichen Parteien während der 
nächſten Jahre nach dem Religionsfrieden. Beides, das Vordringen und die 
Verteidigung, wirkte nun aber zurück auf das geſamte Verhältnis der beiden 


) Am 17. Mai gaben des Herzogs Abgeordnete in Augsburg bereits eine Replik auf 
die Verantwortung von Schöffen und Rat ein. Die Klage liegt nicht vor. 

2) Das S. 222 Anm. 2 citierte Schreiben vom 18. Mai teilt die Ankunft der Botſchaft 
mit. Vgl. Meyer, Aachenſche Geſchichte S. 454. 

5) Relation der Kommiſſarien 1559 Juli 14. Causa Aquensis 1559. 
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Parteien. Von ſtarkem Gemeingefühl durchdrungen, erblickte jede in dem Verluſt 
eines ihrer Mitglieder einen Verluſt der Geſamtheit, von feindlicher Stimmung 
gegen die Widerſacher erregt, betrachtete jede die Erfolge der Gegenpartei als 
ein Unrecht, welches nach Wiederherſtellung rufe, von jenem vergiftenden Miß— 
trauen gegeneinander erfüllt, ſahen ſie in jedem Eingriffe des Gegners eine 
Vorbereitung zum ſpäteren Vernichtungskrieg. Es begann ſich jenes Verhältnis 
zu entwickeln, in welchem die eine Partei der andern alle ſeit dem Religionsfrieden 
errungenen Erfolge als unerträgliche Uebergriffe nachrechnete, und beide einander 
den dunkeln Anſchlag auf ſchließliche Vernichtung des Gegners vorwarfen. Wo 
aber war, ſo müſſen wir fragen, bei der Entwickelung einer ſo verderblichen 
Stimmung, die Autorität der Reichsgewalten, zunächſt die Autorität der Reichs— 
gerichte, die doch zu entſcheiden hatten, ob all jene thatſächlichen Maßregeln und 
Eingriffe rechtsbeſtändig oder aufzuheben waren? 

Müßig waren die Reichsgerichte keineswegs. Das Kammergericht ſowohl 
wie der kaiſerliche Hof ſahen ſich umdrängt von Klagen über wirkliche oder an— 
gebliche Verletzungen des Religionsfriedens, das erſtere vor allem von Klagen der 
Katholiken über die gewaltſame Reform von Klöſtern. Aber gerade bei dieſen 
Streitigkeiten ſtellte fic) die Unfähigkeit der Reichsjuſtiz zu einem ordnenden Cin- 
greifen heraus. Als Vertreter jener in der Pfalz, Württemberg, Baden u. ſ. w. 
eingezogenen Klöſter erſchienen vor dem Kammergericht die Provinzialen oder 
Viſitatoren des Ordens, dem ſie angehörten, d. h. Männer, die größtenteils im 
deutſchen Reich gar nicht angeſeſſen waren und vermöge der Exemtion ihres 
Ordens nicht einmal einen Reichsbiſchof als ihren Oberen vorſchieben konnten. 
Hatten ſolche Perſonen Anſpruch auf die Gewährungen des Religionsfriedens? 
Seinen Zweifel, ob dieſe Frage zu bejahen oder zu verneinen ſei, legte das 
Kammergericht ſchon im Jahre 1557 einem Reichsdeputationstag vor. Da weder 
dieſe Verſammlung noch die ihr folgenden Reichstage das Bedenken erledigten, 
jo wagte das Kammergericht 24 Jahre lang!) in derartigen Fällen nicht zu 
entſcheiden. Und nicht bloß in dieſen beſtimmten Fällen. Auch wo die den 
Reichsſtänden unterthänigen Klöſter direkt Klage erhoben, ſcheint das Gericht 
unter mannigfachem Schwanken doch am Ende dieſe mittelbaren Glieder des 
Reichs als zur Klage nicht legitimiert behandelt zu haben.?) Unzählige Kloſter— 
ſachen, jo klagt ein Aſſeſſor des Kammergerichts im Jahr 1576, liegen unerledigt 
da zum höchſten Schaden der Katholiken und der Religion.) 


) Ueber die ſeit 1581 eintretende Wendung val. die Schrift von 1629 Aug. 27 bei 
Sattler VII Beil. S. 26. 

) Vgl. den Prozeß über ein holſteiniſches Kloſter bei Lehmann I S. 480 a. Von den 
daſelbſt S. 472 b angeführten ſieben Beiſpielen des Gegenteils gehören die drei erſten in die 
Zeit nach 1581; für die drei folgenden (gegen Neuenahr, Baden, Wertheim) wird bei Lehmann! 
S. 407 nur das Stadium der decreti processus und lis contestata, nicht aber des Definitiv- 
urteils bezeugt. Der letzte Streit (Deutſch-Meiſter ca. Anhalt) wegen des Komturs Latorf wurde 
auf Klage eines Reichsſtandes, eben des Deutſch-Meiſters, und auf Grund des geiſtlichen Vor— 
behaltes entſchieden. Vgl. Gylman, Symphorema supplicationum (1604) I S. 191. Lehmann I 
S. 487 a. 

) Votum vom 24. Jan. 1576. (Lehmann I S. 481 àa und 470 a.) 
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Wie das Kammergericht, jo vermochte auch der Kaiſer und der kaiſerliche 
Hofrat den Klöſtern keinen Schutz zu gewähren. Welch trotzigen Widerſtand die 
kaiſerliche Autorität ſelbſt dann fand, wenn ſie auf Grund noch ganz anderer 
Rechtsverletzungen für die Klöſter einſchritt, hat ſich ſchon an dem Streit über 
Neuhauſen und Sinsheim (S. 201) gezeigt. Mit größerem Nachdruck griff die 
kaiſerliche Regierung nur da ein, wo es galt, in einer Reichsſtadt die Allein— 
herrſchaft der katholiſchen Religion zu ſichern. Als in Aachen die kaiſerliche 
Kommiſſion jene Erklärung des Stadtrates vom 12. Juli 1559 empfing, ent- 
gegnete ſie, daß dies dem kaiſerlichen Befehl entſpreche, und forderte den Rat 
ernſtlich auf, dabei zu verharren. In demſelben Sinne brachte Ferdinand im 
Jahre 1562 von dem Rat der Reichsſtadt Hagenau die Erklärung aus, er wolle 
bei der „alten wahren katholiſchen Religion“ verbleiben,) und nach denſelben 
Grundſätzen ſuchte er, wenn auch vergeblich, in der Reichsſtadt Mühlhauſen in 
Thüringen den Sturz der nach dem ſchmalkaldiſchen Krieg wieder aufgerichteten 
Alleinherrſchaft der katholiſchen Religion zu hindern.?) 

Bei dieſem Auftreten der kaiſerlichen Regierung gegen die Reichsſtädte 
erhob ſich aber ein ſchweres Bedenken. Soweit dieſe Städte nicht als konfeſſionell 
gemiſchte jener Ausnahmebeſtimmung des Religionsfriedens unterlagen, hatten ſie 
das allen Reichsſtänden gewährte Recht, zwiſchen beiden Bekenntniſſen zu wählen. 
Es war alſo nicht abzuſehen, warum nicht ein Stadtrat — ſei es allein, ſei es 
mit Zuſtimmung der Bürgerſchaft — in einer bis 1555 rein katholiſchen Stadt 
die Uebung der Augsburger Konfeſſion einführen durfte. Und doch, gerade dies 
unternahm der Kaiſer zu verhindern. Seine Abſicht beim Religionsfrieden war, 
ſo bezeugt der päpſtliche Nuntius nach einer Beſprechung mit ihm über die 
Aachener Dinge, daß in den von der Ketzerei ſchon angeſteckten Städten die eine 
Partei die andere nicht herauswerfen dürfe, nicht aber, daß in den noch katholiſchen 
Städten die Ketzerei eingeführt werden ſolle.?) Von vorherein zeigte ſich hiermit 
die parteiiſche Haltung der kaiſerlichen Regierung gegen den Proteſtantismus in 
den Reichsſtädten, welche in der Folgezeit ſo ſchwere Konflikte herbeiführen ſollte. 

Von ſolchen ihrem Umfang nach kleineren, nur durch ihre Zahl und ihre 
Folgen hoch bedeutſamen Streitigkeiten nun aber weiter zu gehen und den 
Katholizismus in den Reichsbistümern gegen die Einführung proteſtantiſcher 
Adminiſtratoren durch förmliche Urteile zu ſchützen, das wurde weder vom kaiſer— 
lichen noch vom Kammergerichte verſucht. Es fanden ſich für ein derartiges 
Wagnis einſtweilen weder Kläger noch Richter. 

Schon die beſchränkten Eingriffe der Reichsjuſtiz genügten indes, um die 
Streitigkeiten an ein höheres Forum zu treiben. Die proteſtantiſchen Stände 
ergriffen dabei die Initiative. Sie ſahen, wie das Kammergericht, wenn es auch 
nachträglich an ſeiner Befugnis, die der Landeshoheit unterſtehenden Klöſter gegen 
den Reformationseifer ihrer Obrigkeit zu ſchützen, irre wurde, doch in der erſten 


1) Erwähnt in dem Gutachten vom 20. Okt. 1566 bet Lünig, Staatsconſilia I S. 315. 
2) Der Kaiſer an den Rat von Mühlhauſen. 1556 Juni 2. Antwort des Rats. Aug. 29. 
(München St. A. Bair. Abtlg. 159/7.) 
3) Commendones Bericht vom 14. Jan. 1561 (Misc. di stor. It. VI S. 44). 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555 — 1648. 15 
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Zeit nach dem Religionsfrieden eine Anzahl derartiger Prozeſſe begonnen hatte, 
die nun ſchwebten.!) Dies und andere, wirkliche oder vorgebliche Verletzungen 
des Religionsfriedens von ſeiten katholiſcher Stände, z. B. daß der Erzbiſchof 
von Salzburg ſeine proteſtantiſchen Unterthanen verjagte, ohne ihnen einen aus— 
reichenden Termin zum Verkauf ihrer Güter zu bewilligen, ohne auch, wie be— 
hauptet wurde, ſie mit anderen Strafen und Schädigungen zu verſchonen,?) 
bewogen die proteſtantiſchen Stände, ſolchen Vorgängen gegenüber wie ein Mann 
aufzutreten und die Beſchwerden darüber als eine ſie alle betreffende Angelegenheit 
vor die höchſte Inſtanz von Kaiſer und Reich zu bringen. Zum erſtenmal bei dem 
Augsburger Reichstag von 1559 ſetzten ſie einen Ausſchuß nieder, mit dem Auftrag, 
aus den von den einzelnen Ständen übergebenen Beſchwerden eine allgemeine 
Schrift zu verfaſſen. Am 12. Mai wurde dieſelbe im Namen der Geſamtheit 
dem Kaiſer überreicht, mit der Bitte um Abhülfe.“) Genau wie die Proteſtanten, 
ſo hatten aber auch die Katholiken ihre Beſchwerden, die ſie als gemeinſame 
Angelegenheit behandelten. Einen Monat“) nach ihren Widerſachern überreichten 
ſie dem Kaiſer eine katholiſche Beſchwerdeſchrift mit der Bitte um Abhülfe. 

Vor unlösbare Widerſprüche ſah ſich der Kaiſer, wenn er Schrift und 
Gegenſchrift erwog, geſtellt. Die Proteſtanten klagten das Kammergericht an, 
weil es Mandate und Prozeſſe gegen ihre Reformationen in mittelbaren Klöſtern 
und Stiftern erkenne; die Katholiken beſchwerten ſich gegen dasſelbe Gericht, daß 
„ihnen die rechtlichen Prozeſſe gar abgeſchlagen, oder auch, da ſie ſchon erkannt,“ 
verſchleppt würden. Die Proteſtanten ſtellten das Recht der Reformation mittel— 
barer Klöſter und Stifter als ſelbſtverſtändlich hin, und erhoben in verdeckter 
Rede den Anſpruch, daß katholiſche Stände ihren proteſtantiſchen Unterthanen 
Freiheit der Religion und des Aufenthalts zu gewähren hätten (S. 139 Anm. I) 
die Katholiken traten für die Erhaltung der katholiſchen Klöſter und Stifter ein 
und erklärten: hinſichtlich des Abzugs ihrer andersgläubigen Unterthanen ſei der 
Religionsfriede klar und nicht zu ändern. Die Proteſtanten beſchwerten ſich über 
die Hinderniſſe, welche der Einführung ihrer Religion in den katholiſchen Reichs— 
ſtädten entgegengeſetzt werden; die Katholiken klagten über den harten Zwang, der 
in gemiſchten Reichsſtädten, wo die Proteſtanten das Uebergewicht beſäßen, gegen 
katholiſchen Gottesdienſt und katholiſche Klöſter geübt werde. 

Wie war bei ſolchen Widerſprüchen eine beide Parteien beruhigende Ent— 


) Unter den älteſten derartigen Prozeſſen werden genannt: einer gegen die Gr. Helfen⸗ 
ſtein über Stift Wieſenſteig (Sattler IV S. 109, 126, 127), ein anderer gegen Oettingen (Calinich, 
Naumburger Tag S. 59), vermutlich identiſch mit dem im Votum von 1576 bei Lehmann I 
S. 470 a erwähnten des Predigerordens-Provinzials ca. Oettingen. 

) Schreiben der in Frankfurt verſammelten evang. Stände vom 1. Juni 1557. (Bucholtz 
IX S. 563.) Vgl. Sattler IV Beil. S. 103. 

) Ueber die Wbfaffung: Kluckhohn I n. 37. Vgl. n. 26, 44. Die Schrift im Auszug 
bei Häberlin IV S. 26 fg. Ich lege meiner weiteren Darſtellung den im Münchener Archiv 
(bair. Abtlg. 160/1) befindlichen Schriftenwechſel zwiſchen prot. und kath. Ständen und Ferdi⸗ 
nand I. (bis Auguſt 18) zu Grunde, über den Häberlin nur kümmerliche Notizen hat. Vgl. auch 
Bucholtz VII S. 452 fg. 

) Die Münchener Kopie hat die Aufſchrift: lectum 17. Junii. Jedenfalls iſt das Datum 
Juli 10 bei Häberlin IV S. 31 Anm. falſch. 
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ſcheidung zu finden? Höchſt bezeichnend iſt es, daß die proteſtantiſchen Stände 
damals den kaiſerlichen Befugniſſen einen außerordentlichen Umfang zuerkannten. 
Während ſpäter die fortgeſchrittene Partei unter ihnen eine Gerichtsbarkeit des 
Kaiſers in Religionsſachen bekämpfte, erklärten ſie jetzt: wo der klare Buchſtabe 
des Religionsfriedens verletzt ſei, in ſolchen „unzweifelhaften Notorifällen“ habe 
der Kaiſer mit Mandaten ohne weitläufiges Verfahren ſchleunigſt einzugreifen. 
Während dieſelbe Partei ſpäter die Unabhängigkeit des Verfahrens des Kammer— 
gerichtes von kaiſerlichen Weiſungen und Hemmungen mit aller Schärfe verteidigte, 
beantragten ſie jetzt: der Kaiſer möge die Mandate und Prozeſſe des Kammer— 
gerichtes gegen die von katholiſcher Obrigkeit bedrängten evangeliſchen Unterthanen, 
desgleichen gegen die Reformationen evangeliſcher Reichsſtände in ihren Gebieten 
„förderlich annullieren, auch Kammerrichter und Beiſitzer ernſtlich befehlen, ſich 
hinfürder dieſer Mandate und Prozeſſe gänzlich zu enthalten“. ) 

Aber Ferdinand J. wußte zu wohl, daß die Reichsſtände ihm ſo weit gehende 
Befugniſſe nur inſofern zugeſtehen würden, als er ſie in ihrem Parteiintereſſe 
geltend machte. Er hütete ſich alſo, darauf einzugehen, und machte einen anderen 
Vorſchlag. Da der Reichstag eine ihm vorgelegte Verhandlung über Verbeſſerung 
des Kammergerichtes und der Kammergerichtsordnung auf einen Ausſchuß, den 
ſogenannten Deputationstag, der im folgenden Jahr zuſammentreten ſollte, ver— 
wieſen hatte, ſo meinte er: dieſelbe Verſammlung könne auch die beiderſeitigen 
Beſchwerden erledigen. Mit dieſem neuen Vorſchlag waren die proteſtantiſchen 
Stände unter zwei Bedingungen einverſtanden: einmal der Deputationstag ſollte 
mit gleicher Vertretung beider Bekenntniſſe gebildet werden, ſodann es ſollten 
bis zur Erledigung der ihm aufgetragenen Verhandlung alle Mandate und Pro— 
zeſſe des Kammergerichtes in denjenigen Fällen, über die ſie ſich beſchwerten, 
durch den Kaiſer eingeſtellt werden. Die letztere Bedingung, wenn gewährt, 
würde ihnen vermutlich einen unberechenbaren Vorteil verſchafft haben; denn da 
eine wirkliche Ausgleichung der zwiſchen beiden Parteien ſchwebenden Streitigkeiten 
auch von dem Deputationstag kaum zu erwarten war, ſo hätten ſie für einſtweilen 
das ſicherlich weiter wirkende Präjudiz der Einſtellung der für ihre Abſichten 
gefährlichen Prozeſſe erlangt. Ebendeshalb legten aber auch ſogleich die Katho— 
liken Einſpruch ein: die Forderung ihrer Gegner, erklärten ſie, bedeute Stockung 
der Juſtiz und Zerrüttung des Friedens. Wohl bewußt, daß in den vornehmſten 
Streitfragen der Buchſtabe des Religionsfriedens viel mehr zu ihren als der 
Proteſtanten Gunſten ſprach, hatten ſie überhaupt gegen die Rechtſprechung des 
Kammergerichtes an ſich nichts einzuwenden; nur daß dasſelbe bei ſo vielen auf 
den Religionsfrieden gegründeten Klagen Zweifel erhebe und mit Prozeß oder 
Urteil zaudere, war ihnen widerwärtig. Statt eines Deputationstags verlangten 
ſie alſo den einfachen Befehl des Kaiſers an das Kammergericht zum unverzüg— 
lichen Verfahren in derartigen Sachen, wobei ſie — eben im Vertrauen auf den 
ihnen günſtigen Wortlaut des Religionsfriedens — die paritätiſche Anordnung 
der erkennenden Senate bereitwillig zugeben wollten.?) 


1) Schrift der Evang. an den Kaiſer. Lectum 16. Augusti. 
2) Schrift der Katholiſchen. Lectum 18. Auguſt. 
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Das Ende bei den widerſprechenden Forderungen und Bedingungen war, 
daß der Kaiſer eine beſtimmte Anordnung gar nicht zu treffen wagte. Er wies 
die Parteien auf den Weg des Vergleichs oder des Rechts. Aber da weder 
Vergleich noch rechtliche Entſcheidung zu erzielen war, ſo griffen die Parteien 
wieder zum Ausgangspunkt zurück: es gab fortan keinen Reichstag mehr, an dem 
ſie nicht mit ihren Religionsbeſchwerden gegeneinander zu Felde zogen. Mit 
wachſender Bitterkeit warfen ſie ſich gegenſeitig die Verletzung des Religions— 
friedens vor und begründeten ihre ſich gegenſeitig aufhebenden Anſprüche mit 
den Sätzen desſelben Religionsfriedens. Wohin wurde man getrieben, wenn 
das Geſetz, das allein den Frieden im Reich verbürgte, unter dem Kampf der 
Parteien ſich förmlich auflöſte? 

Im Hinblick auf die ſchwankende Grundlage, welche ſo das Reichsgeſetz, 
die Reichsgerichte und die kaiſerliche Autorität für Frieden und Recht boten, 
ſchauten manche Stände bereits unter dieſen erſten Kämpfen nach dem Plane 
eines konfeſſionellen Bündniſſes aus. Eben bei dieſem Augsburger Reichstag 
von 1559, wo den angriffsmutigen Proteſtanten auch die katholiſchen Stände 
geeinigt entgegentraten, wo der Erzbiſchof von Trier den Schlag gegen die evange— 
liſche Gemeinde ſeiner Hauptſtadt vorbereitete, und die Gegner der Aachener 
Proteſtanten ſich zuſammenthaten, nahte ſich der betriebſame Erzbiſchof Johann 
von Trier dem Kaiſer Ferdinand mit dem Plan eines katholiſchen Verteidigungs— 
bundes. Geſchloſſen ſollte er werden zwiſchen den katholiſchen Mächten im Nord— 
weſten des Reichs, mit der ſpaniſch-niederländiſchen Regierung und den geiſtlichen 
Kurfürſten als den feſten Stammhaltern; durch ein weiteres Bündnis mit der 
Landsberger Einigung ſollte er die Kräfte der Katholiſchen im Norden und im 
Süden zuſammenfaſſen. Mit Eifer ging Ferdinand auf dieſen Vorſchlag ein, — 
allein jo, daß die beiden Fürſten ſich von vornherein mißverſtanden. Den Lands— 
berger Bund, den der Erzbiſchof kurzweg als eine katholiſche Macht anſah, hatte 
Ferdinand ins Leben gerufen als eine Verbindung zwiſchen katholiſchen und 
proteſtantiſchen Fürſten zur Stärkung der Reichsgeſetze, der Reichsregierung und 
des Einfluſſes des Hauſes Oeſterreich auf Deutſchland. In demſelben Sinne 
wollte er ſich jetzt um die Gründung eines korreſpondierenden Bündniſſes in 
Niederdeutſchland bemühen, welches, wie der Landsberger Bund in den vorder— 
öſterreichiſchen Landen, fo für ſeinen Teil in den ſpaniſchen Niederlanden einen 
ſtarken Rückhalt und eine beherrſchende Autorität fände: die vereinten Häuſer 
Oeſterreich und Spanien ſollten ihren Einfluß verbinden und verſtärken. Noch 
im Jahr 1559 begann er darüber mit Philipp II., im folgenden Jahr mit einer 
Anzahl proteſtantiſcher Fürſten — Kurpfalz, Kurſachſen und Heſſen — zu ver⸗ 
handeln. Sein Unternehmen jedoch ſcheiterte an der Abneigung der proteſtantiſchen 
Fürſten gegen ein Bündnis mit den Katholiken.!) 


) Ueber den Urſprung des Plans die Mitteilungen Kurtriers an Commendone. (Bericht 
C.s vom 14. April 1561. Misc. di stor. Ital. VI S. 102 fg.) Ferdinands Anträge an Spanien: 
Maurenbrecher in Sybels hiſt. Zeitſchrift, n. F. XIV S. 79 Anm. 1. Vgl. Gachard Uist. 
de Marguerite J S. 38. Ueber die Einladung der prot. Fürſten meine Angaben a Archiv 
f. ſächſ. Geſchichte 1879 S. 299 fg. Mein Zweifel an der Einladung von Kurpfalz (S. 301 
Anm.) wird widerlegt durch Gachard, Corresp. de Marg. I S. 243. : . 
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Alſo der Plan eines ausſchließlich katholiſchen Bündniſſes wurde von dem 
Kaiſer ſelber durchkreuzt. Ebenſowenig war aber auch unter den proteſtantiſchen 
Fürſten die Stimmung für ein Bündnis ihres Bekenntniſſes reif. Hätte dieſe 
Partei bei ihren Rechnungen und Befürchtungen nur ihre katholiſchen Widerſacher 
im Reich in Betracht gezogen, ſo würde ſie überhaupt ſich mit derartigen Ge— 
danken kaum befaßt haben. Was ſie erſt mächtiger erregte, das war die Sorge 
vor katholiſchen Verbindungen, welche die Deutſchen mit den außerdeutſchen 
Mächten zur Vernichtung des Proteſtantismus zuſammenführen ſollten. Die 
Gerüchte ſolcher Verbindungen ließen, wie ſchon erwähnt, ſeit dem Frieden von 
Chateau⸗Cambreſis und ſeit den Vorbereitungen des Trienter Konzils die prote— 
ſtantiſchen Stände nicht zur Ruhe kommen. Die in der katholiſchen Kirche leben— 
dige und von dem Papſttum auch in den Zeiten ſeiner moraliſchen Entkräftung 
hochgehaltene Idee von der die Völker verbindenden Alleinherrſchaft dieſer Kirche 
und von der Pflicht der chriſtlichen Staaten, dieſe Alleinherrſchaft, wo ſie durch— 
brochen war, mit gemeinſamen Kräften wieder aufzurichten, hielten ſie für mächtig 
genug, um die Politik der katholiſchen Regierungen zu beſtimmen. In Wirklich— 
keit war der politiſche Einfluß des Papſttums damals zu ſchwach, die katholiſchen 
Mächte zu ſehr unter ſich getrennt und durch andere Beſtrebungen geleitet, um 
derartige Kombinationen herbeizuführen, aber die Furcht vor ihnen rief auch bei 
den proteſtantiſchen Fürſten den Bundesgedanken hervor. 

Bezeichnend war dabei der Einfluß der örtlichen Verhältniſſe. In der 
Weſthälfte Deutſchlands, wo man ſich in näherer Berührung mit den ſpaniſchen 
Niederlanden, mit Frankreich und mit Italien fühlte, wo auch im Inneren des 
Reiches katholiſche und proteſtantiſche Gebiete durcheinander gemiſcht waren, 
wohnten die Fürſten, welche zuerſt ſeit 1560 für das Bedürfnis eines proteſtan— 
tiſchen Verteidigungsbündniſſes eintraten. Der regſamſte unter ihnen war der 
alte Landgraf Philipp von Heſſen. Nach ſeiner ſtürmiſchen Vergangenheit wünſchte 
er eigentlich in Frieden zu leben, und an Ergebenheit gegen den Kaiſer, beſonders 
ſeitdem die Reichsregierung auf Ferdinand übergegangen war, ließ er es nicht 
fehlen; aber die Gerüchte von den papiſtiſchen Verſchwörungen brachten ſein leicht 
erregbares Blut in Wallung. Wir ſahen, wie er bei den Verhandlungen des 
Naumburger Tags zugleich auf eine Schutzvereinigung der Evangeliſchen zielte. 
Zu Anfang des Jahres 1562 finden wir ihn in vollem Eifer für den Plan 
eines proteſtantiſchen Defenſivbundes zwiſchen einigen weſtdeutſchen Fürſten und 
Städten: ein Bundesſchatz, aus feſten Beiträgen gebildet, ſoll die Mittel ge— 
währen, um im Notfall ein kleines Söldnerheer ins Feld zu ſtellen, ein weiteres 
Bündnis mit Frankreich und England ſoll den deutſchen Verbündeten Geldzu— 
ſchüſſe, den fremden Bundesgenoſſen deutſche Werbetruppen ſichern.!“) 

Indes abgeſehen von den Herzogen von Württemberg und Zweibrücken, 
fanden ſolche Vorſchläge bei den proteſtantiſchen Ständen keinen Anklang. Mit 
grundſätzlicher Schärfe trat ihnen vor allem Kurfürſt Auguſt, der Vertreter der 
konſervativen Richtung, entgegen. Er war der einzige proteſtantiſche Fürſt, der 

1) Heidenhain, die Unionspolitik des Landgr. Philipp (Breslauer Doktorſchrift 1886) 
Beil. 1—3. Rommel IV Anm. S. 398. Kluckhohn 1 S. 264 Anm. 2. 
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ſich nicht ganz abgeneigt gezeigt hatte, auf die von Ferdinand I. betriebene Cr- 
weiterung der paritätiſchen und kaiſerlich geſinnten Vereinigung einzugehen; in 
einem proteſtantiſchen Sonderbündnis dagegen erblickte er den Anfang zum Bruch 
des Religionsfriedens, zur Auflöſung des Reichs in zwei kriegführende Parteien. 
Merkwürdigerweiſe ſtimmte mit dem Haupte der Konſervativen aber auch der— 
jenige Fürſt überein, der ſich ſonſt an der Spitze der fortgeſchrittenen Partei 
befand und den doch gewiß weder die Sorge um Erhaltung der Reichsverfaſſung 
noch die verſöhnliche Stimmung gegen ſeine katholiſchen Mitſtände beherrſchte, 
nämlich der Kurfürſt von der Pfalz. Noch hatte dieſen Fürſten ſein unbedenk— 
liches Eintreten für jegliche Erweiterung des Proteſtantismus innerhalb und 
außerhalb des Reiches nicht vor die Konſequenz einer zugleich ſelbſtändigen und 
gewaltſam eingreifenden Politik geführt. Und wie er an und für ſich den Antrieb 
zu einer ſolchen keineswegs beſaß, ſo predigte er mitten unter den drohenden 
Zeichen der Zeit mit Vorliebe über die Nichtigkeit der menſchlichen Anſchläge. 
Wie wohl fühlte er ſich, wenn er von dem mächtigen Schutz des Herrn über 
die, ſo ihm vertrauen, redete und dabei auf die Exempel hinwies, deren die 
heilige Schrift voll ſei. Der Wortſchwall ſeiner frommen Rede führte ihn bis zu 
dem höchſt unfürſtlichen Ausſpruch: wenn der Feind über mich kommt, und ich 
mich nicht länger wehren kann, ſo will ich fliehen, ſolang ich kann und mag.“) 

Wie ſeltſam geſtalteten ſich aber unter dieſer Zurückhaltung der Proteſtanten 
und der Katholiken die Verhältniſſe im Reich! Die Proteſtanten in ihrem Streben 
nach Erweiterung der Macht und des Machtgebietes ihres Bekenntniſſes, die 
Katholiken bei den erſten Verſuchen zur Abwehr weiterer Verluſte, gingen ihren 
Weg unter fortlaufenden eigenmächtigen Eingriffen, deren jeder von der Gegen— 
partei als ein Bruch des Religionsfriedens bekämpft wurde. Die Reichsgewalt, 
bei ihren Verſuchen, dieſe Streitigkeiten zu ſchlichten, zeigte ſich unfähig, ihre 
eigenen Geſetze zu erhalten. Unter wachſender Erbitterung ſchien man einer 
kampferfüllten Zukunft entgegenzugehen. Aber anderſeits wurde die Gefahr des 
Zuſammenſtoßes der Parteien doch wieder gemindert durch deren Sehnſucht nach 
weiterem Genuß des Friedens, durch ihre Scheu vor einer zu Opfern und 
Kämpfen führenden Organiſation. Bei dieſem Schwergewicht der Unentſchloſſen— 
heit und Trägheit nahmen die Dinge erſt dann einen gewaltſamen Gang, als 
die Gegenſätze der deutſchen Parteien ſich mit den religiöſen Kämpfen im Aus— 
lande verbanden. 


) Kluckhohn I n. 89. 
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ie Entwickelung des Verhältniſſes zwiſchen den großen kirchlichen Parteien 

2 hat unſere Aufmerkſamkeit in den vorigen Kapiteln ſo ausſchließlich in 

Anſpruch genommen, daß wir die inneren Angelegenheiten des Reichs, 

die nicht kirchlicher Natur waren, ſowie die Beziehungen desſelben zu den aus— 

wärtigen Mächten aus dem Auge verloren haben. Sehen wir, wie beides ſich 
gegen Ende der Regierung Ferdinands J. geſtaltete. 

Im Innern des Reichs ſtand noch immer im Vordergrund aller Sorgen 
jene Gefahr, die aus den Anſchlägen Grumbachs und ſeines fürſtlichen Schutz— 
herrn, des Herzogs Johann Friedrich, hervorging. Welche Gedanken die beiden 
Unruhſtifter erfüllten, erkannte man unter anderem aus einem Projekt Grumbachs, 
dem man im Jahr 1559 auf die Spur kam, und welches in der Hauptſache alſo 
lautete: im Namen Frankreichs werden Herzog Johann Wilhelm, Grumbach und 
die anderen von Frankreich beſtallten Kriegsoberſten ein mächtiges Söldnerheer 
aufſtellen und mit dieſen Streitkräften einen doppelten Angriff ins Werk ſetzen: 
den einen gegen den König Friedrich II. von Dänemark, um die Krone ſeinem 
Onkel, dem Herzog Adolf von Holſtein, zuzuwenden, den anderen gegen Kurfürſt 
Auguſt, um ſeine Lande und Würden für Johann Friedrich zu erobern. Der— 
artige Entwürfe wurden zwiſchen Johann Friedrich und Grumbach jahraus, jahr— 
ein beſprochen. Maßlos wie ſie waren, hatten ſie als vornehmſte Unterlage einen 
wüſten Aberglauben. Im Jahr 1562 ſpürte der Schreiber Grumbachs einen 
Bauernjungen auf, dem die Engel erſchienen und die Zukunft verkündeten. Der 
Herzog, dem der jugendliche Viſionär zugeführt wurde, befragte Männer, auf 
deren Gottesfurcht und Gelehrſamkeit er baute, und erhielt von ihnen die Ant— 
wort: hier treffe der Spruch Joels zu, daß in den letzten 2000 Jahren, die 
nach Chriſti Geburt der Welt noch vergönnt ſeien, der Geiſt Gottes Weisſagungen 
eingeben werde.“) Von da ab ward Hans Tauſendſchön — fo hieß der Knabe — 


1) Ortloff I S. 285. 
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ein mächtiger Berater des Herzogs und Grumbachs; die von ihm befragten Engel 
beſtärkten beide nicht nur in ihren Entwürfen, ſondern gaben auch neue Pläne 
und neue Mittel an. 

Im Dezember des Jahres 1562, als der Kaiſer nach der Wahl ſeines 
Sohnes Maximilian zum römiſchen König von Frankfurt den Rhein aufwärts 
nach Baſel und von da nach Innsbruck reiſte, trugen ſich Grumbach und Johann 
Friedrich mit wilden Mordgedanken. Die Engel hatten verſprochen, einen Knecht 
im Lauf eines Tages von Sachſen nach dem Rhein und von da zurück zu führen: 
am Rhein ſolle er den Kaiſer, ſelber von niemand geſehen, auf der Jagd er— 
ſchießen. Am 17. Dezember rüſtete demgemäß Grumbach einen Knecht mit einer 
Büchſe zu der Wunderreiſe aus. Aber die Engel fanden einen noch kürzeren 
Weg. Am 26. Dezember ließen ſie den Knecht ſein Gewehr in die Luft ab— 
feuern und eröffneten dann: mitten in ſeiner Stube ſei der Kaiſer getroffen 
und liege nun am Sterben; er ſei dem Teufel verſchrieben. Dann kündigten 
ſie dem hocherregten Grumbach und durch ihn dem Herzog Johann Friedrich 
weiter an: den neuen Biſchof von Würzburg, deſſen Ermordung ſchon früher 
geweisſagt war,) werde fein Geſchick demnächſt ereilen, ihm werde ein anderer 
mächtiger Beſchützer der Pfaffen folgen,?) und wahrſcheinlich auch der Kurfürſt 
Auguſt; dem Nachfolger des Kaiſers ſeien nur 24 Wochen beſtimmt, in einem 
halben Jahr aber werde Johann Friedrich im ſicheren Beſitz ſeiner väterlichen 
Lande ſein. Daraufhin ließ Grumbach im Januar weitere Luftſchüſſe abfeuern, 
die den Biſchof von Würzburg und ſeine Räte treffen follten. *) 

Solange nun die verwilderten Menſchen ihre Pläne durch Zauberſchüſſe 
und die Viſionen eines kranken Bauernknaben zu fördern ſuchten, brauchten ihre 
Gegner ſich gerade nicht zu fürchten. Allein die Engel hatten dem Ritter Grum— 
bach auch vorausgeſagt, daß er demnächſt in die Acht werde erklärt werden, 
dieſelbe aber nicht zu fürchten brauche; worauf denn Grumbach ſowohl wie ſein 
Herzog dieſer Ausſicht mit ſolcher Ruhe entgegenſahen, daß letzterer noch oben— 
drein hoffte, ſie werde der Anfang zum Untergang des Kammergerichtes und 
des Hauſes Oeſterreich ſein.“) Wie nun, wenn der praktiſche Verſtand des viel 
erfahrenen Grumbach einmal wieder erwachte, und wenn jene wahnwitzige Zu— 
verſicht und Gewaltthätigkeit in den Dienſt eines wirklich durchführbaren Planes 
geſtellt wurde? Eine ſolche Kombination erfolgte plötzlich im Jahr 1563. 

Der franzöſiſche Religionskrieg von 1562/63 hatte in Deutſchland die 
Kriegsknechte und Werbeoffiziere wieder in Bewegung gebracht. An Grumbach 
ſelber erging im Februar 1563 der vorläufige, ſpäter zurückgenommene Befehl 
der franzöſiſchen Regierung, 3300 Reiter in Bereitſchaft zu ſtellen.s) Dieſe 


1) Ortloff 1 S. 291/92. 

2) Grumbachs Schreiben vom 29. Dezember 1562 (a. a. O. S. 323). Vermutlich iſt der 
Herzog von Baiern gemeint. (Vgl. Grumbach an Joh. Friedrich. Dez. 17. S. 318/ö19.) 

8) A. a. O. S. 387 fg. 

Engelsbotſchaft vom 9. Dez. 1562. (Ortloff S. 311/12.) Grumbach an Johann 
Friedrich. Dez. 14, 17. (S. 313, 315 fg.) 


) Erwähnt in dem Schreiben der Königin Katharina an Grumbach vom 8. Jan. 1564. 
(Lettres de Catherine de Med. II S. 130.) 
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Lage gab, ähnlich wie die franzöſiſchen Rüſtungen von 1558, den Anlaß zu 
einem zweiten Unternehmen gegen Würzburg. Nachdem die Engel Gottes Segen 
verſprochen, nachdem der Herzog Johann Friedrich erklärt hatte, er wolle thun, 
als ob er nichts wiſſe, und dafür von Grumbach die Zuſage erhalten hatte, 
ſobald er, Grumbach, in Würzburg zu dem Seinigen gekommen, werde er dem 
Herzog zur Rückgewinnung des ihm Gebührenden beiſtehen, !“) nahm der Ritter 
ſeine alten Verbindungen mit Kriegsoberſten auf, um eine Söldnertruppe zu— 
ſammenzubringen. Seine vornehmſten Verbündeten waren der braunſchweigiſche 
Ritter Ernſt von Mandelslohe und der Würzburger Lehensmann Wilhelm von 
Stein, beide gleich ihm während des Krieges mit Markgraf Albrecht durch Würz— 
burg in ihrem Vermögen geſchädigt. Am 1. Oktober war Grumbach ſo weit, 
daß er aus dem Gebiete ſeines Schutzherrn ausmarſchieren konnte, am 4. Oktober 
ſtand er mit 4— 500 Mann zu Fuß und 5—800 Pferden vor den Thoren von 
Würzburg. 

Die Rüſtung war ſo raſch und geheim vor ſich gegangen, daß der Biſchof 
Friedrich erſt im September, wenige Wochen vor dem wirklichen Ueberfall, die 
Gefahr erkannte. In ſeiner unerwarteten Not zeigte ſich die Wehrloſigkeit des 
geiſtlichen Fürſtentums wie des geſamten Reiches in ihrer ganzen Erbärmlichkeit. 
An erſter Stelle wäre es Sache der gerade in Würzburg ſo zahlreichen Lehens— 
ritterſchaft geweſen, ihren Fürſten zu verteidigen. Allein was bei den Verhand— 
lungen über den Religionsfrieden von ſeiten der geiſtlichen Stände einmal be— 
merkt wurde, daß „das Verhalten und Anſehen der Ritterſchaft in den norddeutſchen 
biſchöflichen Landen derart ſei, daß die Biſchöfe froh ſeien, wenn ſie die Gunſt 
ihres Adels genöſſen und von ihm in Ruhe gelaſſen würden,“ ?) — das galt 
in vollem Maße auch von dem Würzburger Land. Die Mitglieder der dortigen 
Ritterſchaft waren zum Teil Angehörige der fränkiſchen Reichsritterſchaft, die 
zugleich Würzburger Lehen oder Aemter beſaßen, ſie waren alſo halb abhängig, 
halb ſelbſtändig; vollends entfremdet war dem Biſchof wieder ein großer Teil 
von ihnen infolge ihrer proteſtantiſchen Geſinnung. Im allgemeinen waren ſie 
in dem Konflikt zwiſchen Grumbach und dem Biſchof eher geneigt, für ihren 
Standesgenoſſen als für ihren Lehensherrn Partei zu ergreifen. Der Biſchof 
ſuchte denn auch weniger die Hülfe bei ſich ſelbſt als im Reiche. Von Rechts 
wegen war der fränkiſche Kreis verpflichtet, ihm gegen die Landfriedensbrecher 
beizuſtehen. Aber als deſſen Oberſter, der Markgraf von Anſpach und ſeine 
Zugeordneten die Sache beratſchlagten, hielten ſie ſtatt ſofortiger Aufbietung der 
Kreishülfe die Berufung eines Kreistags für zweckmäßig, der denn zuſammentrat, 
als Grumbach ſein Unternehmen längſt beendet hatte.?) Neben dem fränkiſchen 
Kreis rief Würzburg den Landberger Bund an. Aber als dieſer zuſammentrat 
und den mannhaften Entſchluß faßte, 2—300 Reiter zum Schutz der fränkiſchen 
Bundesgebiete aufzubringen, war ebenfalls das Grumbachſche Unternehmen längſt 
zu Ende. 


) Erwähnt in Grumbachs Schreiben vom 1. Dez. 1563. (Ortloff 1 S. 454.) 
) Bericht der Württemberger Geſandten. 1555 Juni 13. (Stuttgarter Archiv 112/½.) 
3) Ortloff 1 S. 400, 482. 
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Am 4. Oktober kam, wie geſagt, der bewaffnete Haufe Grumbachs vor 
Würzburg an. Ohne Widerſtand mußte die Stadt ihm die Thore öffnen; der 
Biſchof entfloh nach Mergentheim, ſeine Regierung und die Mehrzahl der an⸗ 
weſenden Domkapitularen ſchloß ſich auf dem befeſtigten Frauenberg ein. Wenige 
Tage ſpäter, nachdem die Höfe der Domherren und biſchöflichen Räte auf An— 
ordnung des Oberſten, manche andere Häuſer ohne Anordnung geplündert waren, 
mußten Regierung und Kapitel einen von Grumbach diktierten und von dem 
Biſchof kurze Zeit nachher beſtätigten Vertrag abſchließen (7. Oktober 1563). 
Kraft desſelben erhielt Grumbach ſeine Erbgüter zurück nebſt der Zuſage eines 
Schiedsgerichtes über weitere Anſprüche. Für Stein und Mandelslohe waren 
Geldentſchädigungen, und für die Koſten dieſes letzten Krieges noch 25000 Thaler 
zu zahlen. Strenge Abreden und Verpflichtungen ſollten den Vertrag, beſonders 
auch gegen eine etwaige Nichtigkeitserklärung von ſeiten des Kaiſers, ſicherſtellen. 
Am 8. Oktober zog Grumbach ſiegreich zurück; ſein Sohn Konrad übernahm 
— allerdings nur für einige Zeit — den Beſitz der herausgegebenen Güter. 

Zum zweitenmal hatte alſo Grumbach die Landfriedensordnung verhöhnt 
und die Ueberlegenheit des Freibeuters über den geiſtlichen Fürſten gezeigt. 
Geriet jetzt endlich das Reich in Bewegung? Wie jegliches Vorgehen des Reiches 
nicht ſo ſehr vom Wortlaut ſeiner Geſetze, als von den beſonderen Intereſſen 
und Geſinnungen ſeiner Fürſten abhing, ſo war es von entſcheidender Bedeutung, 
daß zwei große Fürſten das Wohlwollen, welches ſie für den Markgrafen von 
Albrecht von Culmbach gehegt, auch dem Diener desſelben nicht ganz entzogen 
hatten: das waren der Kurfürſt Joachim II., das Haupt des Hauſes Branden— 
burg, und Kurfürſt Friedrich III. von Pfalz, der Schwager des verſtorbenen 
Markgrafen. Sie hielten trotz der Mordthat von 1558 an dem Streben nach 
gütlichem Ausgleich zwiſchen Grumbach und Würzburg feſt. Eine Anzahl anderer 
Fürſten — die einen voll Abneigung gegen das geiſtliche Regiment, die anderen 
aus Furcht vor gewaltſamen Maßregeln — gingen mit ihnen zuſammen. Ihnen 
gegenüber waren es eigentlich nur zwei mächtige Häupter, welche mit Ernſt das 
gewaltſame Treiben Grumbachs und ſeines Schutzherrn gewaltſam zu brechen 
ſuchten: der Kaiſer, der beſonders das geiſtliche Fürſtentum ſchützen wollte, und 
Kurfürſt Auguſt, der ſehr wohl wußte, daß die verborgene Spitze der gefähr— 
lichen Umtriebe gegen ihn ſelber gerichtet war. Unter dieſen Verhältniſſen brachte 
der neue Landfriedensbruch zunächſt nur die eine Wirkung hervor, daß der Kaiſer 
auf eigene Hand eine kräftige Demonſtration wagte. Ausgehend von dem Satz, 
daß bei offenkundigem Landfriedensbruch die Reichsacht ohne Vorladung und 
Prozeſſierung des Thäters ausgeſprochen werden dürfe, erklärte er am 13. Oktober 
den Grumbach und ſeine Helfer in die Reichsacht. 

Der Schritt des Kaiſers mußte zu einer entſcheidenden Probe der neuen 
Rechts- und Friedensordnungen des Reiches führen. Denn jetzt, nachdem die 
geſetzliche Strafe des Friedensbruches ausgeſprochen war, handelte es ſich darum, 
ob das Reich ſie vollziehen werde. Nach der Exekutionsordnung wäre es Sache 
des oberſächſiſchen Kreiſes, in dem ſich Grumbach ja wieder aufhielt, geweſen, 
die Reichsacht zu vollſtrecken. Aber von vornherein war das Vertrauen, welches 
die Kreisordnung dem Kaiſer einflößte, ein ſo geringes, daß er, mit Ueber— 
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ſpringung der durch dieſelbe vorgeſchriebenen Mittelſtufen (S. 17), den Erz— 
biſchof von Mainz veranlaßte, ſofort einen Deputationstag zu berufen. Im 
Februar 1564 trat derſelbe in Worms zuſammen. Seine Mitglieder waren 
nach Beſtimmung der Exekutionsordnung ſechs Kurfürſten, ſechs Fürſten, je ein 
Graf und Prälat und zwei Reichsſtädte. Unter den Kurfürſten hielten, da 
Böhmen nicht beteiligt war, die proteſtantiſchen und katholiſchen Mitglieder ſich 
das Gleichgewicht, im Fürſtenrat aber ſtimmten gegen das proteſtantiſche Heſſen 
fünf katholiſche Mitglieder, nämlich Oeſterreich, Baiern, Jülich, Würzburg und 
Münſter, und auch unter den übrigen vier Stimmen wurden gegen die eine prote— 
ſtantiſche der Stadt Nürnberg die drei katholiſchen des Prälaten von Weingarten, 
des Grafen von Fürſtenberg und der Stadt Köln abgegeben: eine Zuſammen— 
ſetzung, welche dem Deputationstage bald das Mißfallen der pfälziſch-proteſtan— 
tiſchen Partei zuzog, bei der aber jetzt, ſoweit ſich in den Streit zwiſchen Grum— 
bach und dem Würzburger Biſchof der Gegenſatz der Bekenntniſſe einmiſchte, die 
Sache des Biſchofs im Vorteil war. 

Trotzdem waren die Hoffnungen des Kaiſers keineswegs hoch geſpannt. Der 
eigentliche Zweck des Deputationstags war, die Reichsacht durch Vernichtung 
Grumbachs und derer, die ihn zu verteidigen wagten, mit ſtarker Hand zu voll— 
ſtrecken; aber Ferdinand wollte ſich von vornherein auch damit beſcheiden, wenn 
die Stände vorläufig nur die Abwehr weiterer Gewaltthaten mittelſt Aufſtellung 
einer beſcheidenen Reitertruppe organiſierten und die Exekution der Acht vor— 
läufig verſchöben; für möglich hielt er es ſogar, daß ſelbſt dieſes verweigert 
würde: dann, meinte er, muß man ſich zu dem demütigenden Schritt gütlicher 
Verhandlung mit den Aechtern bequemen. “) 

In der That, wie die Beratungen in Worms begannen, zeigten ſich die 
beiden kurfürſtlichen Gönner des gewaltthätigen Ritters den Abſichten des Kaiſers 
wenig geneigt. Kurfürſt Friedrich der Fromme, der noch vor anderthalb Jahren 
von einem der ſcheußlichen Mörder des Biſchofs Melchior teilnehmend als dem 
„guten“ Kretzer geſprochen hatte,?) fand jetzt allerdings die Gefahr, daß durch die 
fortgehenden Umtriebe Grumbachs und ſeines Beſchützers der Friede des Reichs 
zerrüttet werden möchte, äußerſt unbequem; aber zum Beſten eines papiſtiſchen 
Pfaffen ſich gegen den Ritter, dem er bisher leidlich wohl gewollt, oder gar 
gegen den Herzog, der ſein Schwiegerſohn war, zu bewaffnen, lag ihm fern, und 
für die Erwägung, daß bei längerer Nachſicht Verfaſſung und Recht des Reiches 
auf dem Spiel ſtand, hatte er kein Verſtändnis. Noch ſchärfer trat der Kurfürſt 
von Brandenburg den kaiſerlichen Abſichten entgegen; er warf die Frage auf, 
welche 60 Jahre ſpäter bei der Aechtung des Winterkönigs von neuem umſtritten 
werden ſollte, ob der Kaiſer ohne Vorladung und Verhör des Beſchuldigten eine 
Achtserklärung erlaſſen dürfe.“) 

; Dieſer Geſinnung gemäß ließen die beiden Kurfürſten durch ihre Geſandten 
ſtatt bewaffneten Einſchreitens einen neuen Verſuch gütlicher Verhandlung, der 


1) Vgl. die wenig deutlichen Auszüge bei Ortloff II S. 8—10. 
2) Kluckhohn 1 S. 148 Anm. 2. 
8) Ortloff II S. 5. 


236 Zweites Buch. Vierter Abſchnitt. 


die Suſpenſion der Acht eingeſchloſſen hätte, beantragen, und zum großen Un— 
willen des Kaiſers ſtimmte der Erzbiſchof von Mainz ihnen bei. Indes zu einer 
ſo vollſtändigen Verleugnung der Landfriedensgeſetze ließen es die übrigen nicht 
kommen. Sie rafften ſich zu dem Beſchluſſe auf, der Kaiſer ſolle 1500 Reiter 
auf Koſten des Reichs für höchſtens neun Monate in Bereitſchaft ſtellen und 
zum Schutz des Landfriedens gegen deſſen Verletzer gebrauchen. Hiermit war 
es dem Kaiſer anheimgeſtellt, ob er gegen die Urheber der ſchon erfolgten Land— 
friedensbrüche oder nur gegen etwaige neue Gewaltthaten einſchreiten wollte: der 
Deputationstag entzog ſich einer Entſcheidung darüber. Aber konnten 1500 Mann 
genügen, um Grumbach, wenn Johann Friedrich ihn nach wie vor beſchützte, zu 
überwältigen? Der Kaiſer faßte in kühler Würdigung dieſer Schwierigkeiten den 
ihm gewordenen Auftrag zunächſt als Vorkehrung gegen weitere Gewaltthaten. 
Den Kurfürſten Auguſt als Oberſten des niederrheiniſchen Kreiſes ernannte er 
zum Befehlshaber von 1000 Reitern, dem Herzog von Jülich, weil im nieder— 
rheiniſchen Kreis der wüſte Herzog Erich von Braunſchweig-Calenberg kurz vor 
dem Unternehmen Grumbachs einen ähnlichen Gewaltſtreich gegen das Stift 
Münſter ausgeführt hatte, wies er die übrigen 500 Reiter zu. Gleichzeitig fuhr 
er aber fort, die Vorbereitungen zu einer Achtsexekution im großen Maßſtab zu 
treffen. Durch drei aufeinanderfolgende Mandate (13. Januar bis 31. Mai 
1564) gebot er dem Herzog Johann Friedrich, den geächteten Grumbach nicht 
mehr in ſeinen Landen zu dulden; er drängte dadurch den Herzog vor die 
Wahl, entweder Grumbach zu verjagen oder die Reichsacht auf ſich ſelber zu 
ziehen. 

Dieſe Wahl ſchreckte den Herzog nicht. Seine Engel verkündeten ihm 
während des Deputationstags: in nächſter Zeit habe er an der Spitze ſeiner 
Streitkräfte aufzubrechen, zunächſt gegen Erfurt, das nach fünftägiger Belagerung 
fallen werde, dann zu einer großen Feldſchlacht, in der er ſiegen werde; drei 
und ein halbes Jahr werde der Krieg währen, am Ende desſelben werde er ſeine 
väterlichen Lande wieder haben und „zu etwas Großem gewählt werden“. Zu 
dem ſo in allernächſter Zeit anzutretenden Krieg war der Herzog weder mit Geld 
noch mit Truppen gerüſtet; aber die Engel ſagten: er werde mit einem kleinen 
Haufen einen großen ſchlagen, und das Geld werde er einem in den erſten Tagen 
zu eröffnenden Schatz entnehmen. Merkwürdig iſt es, daß bei dieſem tollen 
Spiel am eheſten noch Grumbach ein Verdacht aufging. Der Herzog jedoch be— 
ruhigte ihn über die Glaubwürdigkeit der Engel: er ſei der Sache „aus Gottes 
Wort und Lutheri Schriften zu gewiß“. ) 

Natürlich wurde der Herzog unter ſeinen wahnwitzigen See den 
übrigen proteſtantiſchen Fürſten immer mehr entfremdet. Er meinte aber auch, 
ihrer Hülfe nicht zu bedürfen. In denſelben Tagen, da der Kurfürſt von der 
Pfalz am Deputationstag für die Aechter eintrat, ließ ſich der Herzog über den— 
ſelben verkünden, er werde demnächſt von Land und Leuten verjagt werden. 
Ohne andere Fürſten, ſo hieß es, ſolle der Herzog in den Krieg eintreten. 

Hing nun dies Zutrauen etwa damit zuſammen, daß man für den Fall 
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eines großen Umſturzkrieges auf andere Verbündete rechnen durfte? In jener 
allen ängſtlichen Gerüchten offenen Zeit lief mit einemmal die Warnung vor 
drohenden Bewegungen innerhalb des Adels um. Selbſt in Frankreich wurde 
man darauf aufmerkſam, und die Königin Katharina fragte im April 1564 bei 
ihrem Geſandten am kaiſerlichen Hof an, wie es ſich denn mit dieſer allgemeinen 
Unzufriedenheit des deutſchen Adels gegen etliche Fürſten verhalte? !) Gewiß iſt 
es nun freilich, daß eine ſolche Bewegung vorhanden war, und ſicher iſt es auch, 
daß Grumbach von dorther Unterſtützung in den ihm und ſeinem Herrn bevor— 
ſtehenden Kämpfen erwartete. Aber für uns erhebt ſich die Frage, ob dieſe 
Bewegung wirklich tief ging, und ob ſich unter dem deutſchen Adel ein zuver— 
läſſiger Anhang Grumbachs bildete. 

Vor allem kommt da die Reichsritterſchaft in Franken und in Schwaben 
in Betracht. Die fränkiſchen Reichsritter behaupteten: ihre unmittelbare Stellung 
unter Kaiſer und Reich datiere von der Zeit der Auflöſung des Herzogtums 
Franken; die Privilegien ſeien freilich verloren, aber das Recht ſei offenkundig. 
Ihnen gegenüber wies der Biſchof von Würzburg darauf hin, daß die große 
Mehrzahl der fränkiſchen Ritterſchaft von Würzburger Lehen und Aemtern lebe, 
daß ferner der Biſchof von Würzburg zugleich Herzog von Franken ſei, der an 
ſeinem Landgericht an des Kaiſers Statt richte. Auf Grund des Lehensverhält— 
niſſes ſuchte er die Ritter zu ausgiebigeren Leiſtungen, als bloßen Reiterdienſten 
im Fall des Angriffskriegs, heranzuziehen, auf Grund ſeines angeblichen kaiſer— 
lichen Gerichtes ſuchte er die Reichsritter und ihre Herrſchaften ſeiner Gerichts— 
gewalt zu unterwerfen.?) Aehnliche Streitigkeiten waren zwiſchen den ſchwäbiſchen 
Reichsrittern und ihren fürſtlichen Nachbarn im Gang, unter denen beſonders 
Württemberg an dem Anſpruche feſthielt, daß die von ihm belehnten Ritter in 
die landſtändiſche Verfaſſung einzutreten und ſich den Landſteuern und allen 
anderen ſtändiſchen Laſten zu unterwerfen hätten. 

Wie dann die Reform der Reichsverfaſſung zur Durchführung gelangte, 
ſtellten ſich in ihrem Gefolge neue Streitigkeiten ein. Durch die Kammergerichts— 
ordnung wurde den Fürſten das Recht zugeſtanden, die gegen ſie gerichteten 
Klagen erſt vor einem Austrägalgericht und dann, im Berufungsfall, vor dem 
Kammergericht verhandeln zu laſſen: die Reichsritter beſchwerten ſich über die 
parteiiſche Beſetzung dieſer Austräge, ſie wollten ihre Streitigkeiten mit den 
Fürſten direkt an das Kammergericht bringen. Durch die Reichsexekutionsordnung 
wurden die Kreiſe für die Zwecke der Kriminalpolizei zu einem zuſammenhängenden 
Gebiet geſchloſſen; jede Obrigkeit erhielt das Recht, dem flüchtigen Mörder, Räuber 
oder ſonſtigen Landfriedensbrecher von einem Gebiet in das andere, von einem 
Kreis in den andern nachzuſetzen und die Behörden allerwärts zur Mitwirkung 
aufzubieten: die Reichsritter, die an den Kreistagen ebenſowenig eine Stimme 
hatten, wie am Reichstag, ſuchten ihre Gebiete gegen ſolches Eindringen reichs— 


1) Lettres de Catherine de Med. II S. 168 a. 

2) Vgl. die aus Stumpfs Denkwürdigkeiten exzerpierten Schriften bei Ortloff 1 S. 25 
bis 29. Erlaß Ferdinands I von 1559. (Lünig, Reichsarchiv XII 2 S. 39.) Ueber das Land- 
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ſtändiſcher Mannſchaften zu ſchließen. Vergeblich ſuchten ſeit dem Reichsabſchied 
von 1559 die Kreiſe mit den Rittern ins Einvernehmen zu kommen. 

All dieſe Streitigkeiten brachten in das niemals freundliche Verhältnis 
zwiſchen Reichsrittern und Fürſten eine verſtärkte Spannung; mit ihnen hing es 
zuſammen, daß, wie früher erwähnt (S. 13), die ſchwäbiſche und fränkiſche Ritter— 
ſchaft ſich zu gemeinſamer Vertretung ihrer Rechte zu einigen und zu organi— 
ſieren begannen. Gerade im Jahr 1560 erhielt die Verfaſſung der ſchwäbiſchen 
Ritterſchaft durch die Ritterordnung von Munderkingen, der freilich zunächſt nur 
drei von den fünf Bezirken ſich unterwarfen, ihren Abſchluß. Hier ſtellte man 
feſte Beſtimmungen auf über die Rechte der Ritter gegen die reichsſtändiſchen 
Nachbarn, über ihre Pflichten gegen den Kaiſer und die ritterſchaftliche Gejamt- 
heit; bei Gewaltthaten, die gegen eines ihrer Mitglieder ausgeübt würden, ſollten 
alle für einen einſtehen. Eine ſo feſte Ordnung erreichte die fränkiſche Ritter— 
ſchaft erſt dreißig Jahre ſpäter. Aber auch ſie war mit Verſammlungen und 
Beſchwerden in fortwährender Bewegung. 

Eine ähnliche Erregung ging durch die Kreiſe des landſäſſigen Adels. Wenn 
die Fürſten bei den wachſenden Koſten ihrer Staatsverwaltung mit immer neuen 
Steuerforderungen an die Stände herantraten, wenn ferner die Unbeſtimmtheit 
der Grenze zwiſchen fürſtlichen und ſtändiſchen Rechten eine wachſende Eiferſucht 
zwiſchen beiden Gewalthabern hervorrief (vgl. S. 38 fg., 52), und aus beiden 
Momenten ſich eine ſtetige Oppoſition innerhalb der Landſtände entwickelte, ſo 
war der ſelbſtbewußte Führer dieſer Oppoſition in der Regel der landſäſſige 
Adel. Wenn dann das Fürſtentum in ſeinem Streben nach Einigung und Kräf— 
tigung der Verwaltung die eximierten obrigkeitlichen Gebiete ſich feſter unterzu⸗ 
ordnen, ſeine finanziellen Rechte und Nutzungen zu ordnen und zu erweitern 
ſtrebte, ſo ſtieß es wieder am häufigſten mit den Vorrechten oder Uſurpationen 
des Adels zuſammen. Ein Streit z. B., der faſt überall im Gange war, bezog 
ſich auf die Jagd, indem die Fürſten das Recht der Jagd, wenigſtens der hohen 
Jagd, ihrem Adel nur da zugeſtehen wollten, wo der Erwerb durch Belehnung 
oder einen anderen anerkannten Titel nachzuweiſen war, und vielfach auch in 
dieſen Fällen Verträge über die Abtretung des Rechtes zu erwirken ſuchten. 
Derartige Gegenſätze trugen faſt überall in das Verhältnis von Landesfürſt und 
Adel ein Gefühl von Unzufriedenheit und Unſicherheit. Aber ihre bedenklichſte 
Schärfe erhielten ſie erſt da, wo ſich der Streit über die Religion hinzugeſellte. 
Und dies war vornehmlich in Oeſterreich und Baiern der Fall. 

In Oeſterreich wurde, wie wir noch ſehen werden, der Streit zwiſchen dem 
proteſtantiſchen Adel und dem katholiſchen Landesherrn vorläufig durch die Nach— 
giebigkeit des letzteren zurückgehalten. In Baiern erreichte er gerade damals, 
als Grumbach die Stadt Würzburg überfiel, ſeinen Höhepunkt. Es iſt erzählt 
(S. 105), wie an den bairiſchen Landtagen die Mehrzahl der weltlichen Stände 
ſeit 1553 Forderungen erhob, welche zwar nicht die Freigebung der Augsburger 
Konfeſſion ausſprachen, aber doch zu derſelben führen mußten. Das einzige 
Zugeſtändnis, welches darauf Herzog Albrecht machte, beſtand in einem Erlaß 
vom 31. März 1556, welcher Spendung und Empfang des Abendmahls unter 
beiden Geſtalten, desgleichen eine ohne herausfordernde Verachtung der Kirchen— 
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geſetze erfolgende Uebertretung des Faſtengebotes von ſeiten der weltlichen Obrig— 
keit für ſtraffrei erklärte. Da der geiſtlichen Obrigkeit hierdurch die Hände gar 
nicht gebunden wurden, da die weiter gehenden Forderungen der Prieſterehe und 
der „reinen Lehre“ unberückſichtigt blieben, und die Regierung zwar nicht die 
kirchliche Verwirrung beizulegen, wohl aber die Wirkſamkeit ausgeſprochen prote— 
ſtantiſcher Geiſtlicher zu hindern vermochte, ſo bedeutete jenes Zugeſtändnis in 
Wirklichkeit ſehr wenig. Die Forderungen der weltlichen Stände wurden daher 
nicht nur keineswegs beſchwichtigt, ſondern es erhob ſich unter ihnen der Gedanke, 
ob man nicht beſtimmt auf das letzte Ziel losgehen ſolle. 

Der entſchloſſenſte Verfechter eines kühneren Vorgehens war der Graf 
Joachim von Ortenburg. Als Inhaber der zwiſchen bairiſchem und Paſſauer 
Gebiet gelegenen reichsunmittelbaren Grafſchaft Ortenburg gehörte er zu der 
kleinen Zahl derjenigen, die vermöge ihrer in Baiern gelegenen Güter der 
herzoglichen Obrigkeit unterworfen waren, kraft ihrer unmittelbaren Herrſchaften 
aber unter Kaiſer und Reich ſtanden. Ermutigt durch dieſe Unabhängigkeit ſeiner 
Stellung ſammelte er bei dem Landtag von 1563 (März⸗April) eine auf etwa 
vierzig!) Mitglieder ſich belaufende Partei, welche klar und deutlich die Freigabe 
der Augsburger Konfeſſion forderte und bis zur Gewährung dieſer Forderung 
jede andere Verhandlung zu hindern beabſichtigte.?) Das war ein offenes Her— 
vortreten, welches die Verhältniſſe zwiſchen dem Landesfürſten und der ſtändiſchen 
Oppoſition klären mußte; — aber freilich, es klärte ſie, indem es die ſchwache 
Seite der proteſtantiſchen Bewegung in Baiern offenbarte. 

Die Mehrzahl nämlich der opponierenden Stände hatte entweder nicht den 
Willen oder nicht den Mut, aus der Unbeſtimmtheit ihrer früheren Anträge heraus— 
zuſchreiten, ſie begnügte ſich, dieſelben im weſentlichen zu wiederholen. Da ſuchte 
der Graf Joachim ſein erſtes Mißlingen durch einen noch kühneren Schritt wieder 
gut zu machen. Im Oktober 1563 verkündete er in einem Patent die Ein— 
führung der Augsburger Konfeſſion in ſeiner Grafſchaft und ließ durch zwei 
vom Pfalzgrafen Wolfgang ihm geſchickte Geiſtliche die proteſtantiſche Predigt 
eröffnen. Dann ſchrieb er an den Freiherrn von Maxlrain, der, wie er, zugleich 
bairiſcher Landſaſſe und Inhaber einer in Oberbaiern gelegenen reichsfreien Herr— 
ſchaft Waldeck war, er möge in dieſer Herrſchaft ſeinem Beiſpiele nachfolgen.) 
Die Abſicht war, von ſicheren Punkten an den Grenzen des bairiſchen Gebiets 
eine proteſtantiſche Propaganda zu eröffnen und den adelichen Geſinnungsgenoſſen 
im Herzogtum Mut einzuflößen. Und wie mächtig in der That das Wort der 
Prädikanten wirkte, erkannte man, als aus einem Umkreis von etlichen Meilen 
die bairiſchen Unterthanen zur Ortenburger Predigt ſtrömten, als von Ortenburg 
aus ein Schwarm von Flugſchriften über die Umgegend ausgeſtreut wurde. Der 
Hauptprädikant erſchien, als die erſten bairiſchen Gewaltmaßregeln gegen die 
Neuerung erfolgt waren, im Panzer und mit geſpannter Büchſe auf dem Predigt— 
ſtuhl: ſo ließ er ſeinen Ergüſſen gegen die Schändlichkeit des Papſttums freien Lauf. 


1) Bericht bei Freyberg, Bairiſche Landſtände II S. 352. 
2) v. Aretin, Maximilian I. Bd. 1 S. 92 Anm. 17. 
3) Am 30. Oktober 1563. (Oberbair. Archiv II S. 239 fg.) 
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Hiermit ward denn in der That die Spannung zwiſchen dem Herzog und 
ſeinem oppoſitionellen Adel auf einen Punkt getrieben, von dem man zu ent) et 
denden Konflikten kommen mußte. Die Lage ſchien um fo bedenklicher, da die 
Gewaltthat Grumbachs gegen Würzburg und die Einführung der Reformation 
in Ortenburg in denſelben Monat fielen. Wenn irgendwo, ſo ſchien ſich für 
die Umtriebe Grumbachs gerade in Baiern die Gelegenheit zum Anknüpfen zu 
bieten. Allein eben in Baiern ſollte auch zuerſt der unzufriedene Adel die mäch— 
tige Hand des Fürſtentums fühlen. 

Dem Herzog Albrecht war über der beim letzten Landtag gezeigten Unent— 
ſchloſſenheit der ſtändiſchen Oppoſition gleichfalls der Mut gewachſen. Er ent— 
ſchloß ſich jetzt, den Rückhalt, den die proteſtantiſche Bewegung ſeiner Lande in 
der benachbarten Grafſchaft fand, zu brechen. Als Vorwand mußte ihm dabei 
ein von Baiern gegen die Reichsunmittelbarkeit der Grafſchaft geführter Rechts— 
ſtreit dienen, kraft deſſen er behauptete, daß inzwiſchen keine Neuerungen einge— 
führt werden dürfen, ferner ein paar alte Verträge, kraft deren er für ſich und 
ſeine bewaffnete Mannſchaft das Oeffnungsrecht in den ortenburgiſchen Schlöſſern 
beanſpruchte. Da der Graf ſich ſeiner Forderung, den proteſtantiſchen Pfarr— 
gottesdienſt einzuſtellen, nicht fügte, traf er raſch und durchgreifend die Maß— 
regeln, die zum Ziel führten. Am 31. Dezember 1563 ließ er das Schloß 
Alt⸗Ortenburg und bald nachher Neu-Ortenburg beſetzen, im Februar 1564 ließ 
er die beiden von Pfalzgraf Wolfgang geſchickten Geiſtlichen feſtnehmen und aus 
dem Land ſchaffen; und als nun der Graf, ſtatt ſich zu unterwerfen, an den 
kaiſerlichen Hof ging und Klage erhob, ließ er all ſeine in Baiern gelegenen 
Güter einziehen. 

Bei dieſer Gelegenheit fiel ihm ein Briefwechſel zwiſchen dem Grafen und 
ſeinen adelichen Parteigenoſſen in die Hände, welcher einen Einblick in die Ab— 
ſichten derſelben eröffnete, dem Herzog die Freigabe der Augsburger Konfeſſion 
durch geeinte Oppoſition gegen ſeine Forderungen an den Landtagen abzuzwingen, 
und nebenbei beleidigende Aeußerungen gegen den Landesherrn und ſeine Be— 
amten enthielt. Das bot den Anlaß zu einem zweiten Eingriff. Sieben 
adeliche Genoſſen des Ortenburgers wurden vor ein beſonders konſtituiertes Gericht 
vorgeladen, und von dem letzteren ward auf Grund der in Beſchlag genommenen 
Briefe erkannt, es liege Anlaß zu peinlichem Verfahren wegen Hochverrats 
und Majeſtätsbeleidigung vor. Zu einem wirklichen Kriminalprozeß ließ es nun 
der Herzog nicht kommen; er begnügte ſich mit der Abbitte der Beſchuldigten 
und mit Bürgſchaft für ihren künftigen Gehorſam. Aber als auch dieſe Demüti— 
gung der trotzigſten Wortführer des Adels erfolgt war, da zeigte es ſich, daß 
die Oppoſition der Landſtände, die ganz wie die halb proteſtantiſche, von nun 
ab ihren Mut verloren hatte. Sie hörte auf, dem Herzog mit ihren Anträgen 
unbequem zu fallen. 

Alſo mit der adelichen Bewegung ſtand es fo, daßszunächſt da, wo ſie ſich 
zu wirklichen Erfolgen zu erheben drohte, das Heft der Dinge ſich wandte, und 
die Autorität des Fürſtentums geſtärkt wurde. Aber auch jene Erregung, welche 
innerhalb der Reichsritterſchaft um ſich griff, zeigte ſich bereits im Jahr 1564 
für die Pläne Grumbachs keineswegs brauchbar. Die fränkiſchen Reichsritter, 
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die doch zunächſt für ihren Landsmann Teilnahme hegen mußten, hatten ſich noch 
im Februar 1564 bei dem Kaiſer für den gütlichen Ausgleich ſeines Streites 
mit Würzburg verwandt; im Monat Auguſt verweigerten ſie eine ihnen aber— 
mals angeſonnene Interzeſſion und zogen ſich damit von der Sache des Aechters 
zurück. Hinſichtlich der ſchwäbiſchen oder ſonſtigen Reichsritter fehlen alle zuver— 
läſſigen Belege für beſtimmte Beziehungen zu den Anſchlägen Grumbachs. 

In der That war bei der damaligen Ordnung, welche die deutſchen Dinge 
angenommen hatten, die Reichsritterſchaft auch nicht imſtande, eine irgendwie 
ſelbſtändige kriegeriſche Wirkſamkeit zu entfalten. Ihre Häuſer waren gar nicht 
oder ſchlecht befeſtigt, ihre eigene Wehrkraft bedeutete wenig, zur Aufſtellung von 
Söldnertruppen fehlten ihnen die Mittel und die Einigkeit, ihr Lebensunterhalt 
floß zum guten Teil aus fürſtlichen Lehen und Aemtern: unter ſolchen Ver— 
hältniſſen konnten ſie nicht nur nicht daran denken, gegen ihre reichsſtändiſchen 
Nachbarn etwas ſelbſtändig zu unternehmen, ſie konnten nicht einmal im Fall 
eines Zwieſpaltes unter den höheren Ständen entſchieden auf die eine Seite 
treten, weil ſie dann von der Gegenpartei Aberkennung ihrer Lehen und Aemter 
zu gewärtigen hatten. Wirklich gefährlich war nicht der Adel in ſeinen großen 
Genoſſenſchaften, ſondern nur einzelne Mitglieder desſelben, wie der Franke 
Albert von Roſenberg, welche mit Hülfe Grumbachs eine gewaltſame Umwälzung 
herbeizuführen wünſchten, oder als Söldnerführer von Gewerbe unausgeſetzt nach 
Kriegsdienſt und Kriegsbeute ausſpähten. Mit ſolchen hatte Grumbach aller— 
dings, wie ſchon erwähnt iſt, ausgedehnte Beziehungen; aber die Dienſte der— 
ſelben waren nur zu haben um einen Preis, den Grumbach nicht gewähren 
konnte, nämlich für bares Geld oder zuverläſſigen Kredit. 

Wenn alſo Grumbach gern auf die ihm bereit ſtehende Unterſtützung des 
Adels hinwies, ſo war das in der Hauptſache eine Prahlerei. Aber derſelbe 
Grumbach pflegte auch über die Grenzen des Reiches hinauszuſpähen und die 
Verflechtung ſeiner und ſeines Herzogs Sache mit großen auswärtigen Kriegen und 
Gegenſätzen zu verkünden. War in dieſer Beziehung ſeine Rechnung beſſer be— 
gründet? Wir kommen hier auf einen Punkt, wo die inneren Angelegenheiten 
des Reichs mit den auswärtigen Beziehungen desſelben ſich verflechten. Folgen 
wir alſo der Spur und betrachten wir die Verhältniſſe der dem deutſchen Reich 
benachbarten Mächte und die Rückwirkung, welche ſie auf die deutſchen Dinge 
ausübten. Zunächſt wenden wir uns zu den Nachbarn im Norden. 

Bei demſelben Augsburger Reichstag von 1559, an dem die Stände zu 
der neuen durch den Frieden zwiſchen Frankreich und Spanien geſchaffenen Lage 
im Weſten Stellung zu nehmen hatten, meldete ſich ein Geſandter des Ordens 
der Schwertbrüder an und bat um Schutz für die mit einem barbariſchen Krieg 
überzogene äußerſte Oſtgrenze des Reiches. Es handelte ſich um die Oſtſeegebiete 
von Eſthland, Livland und Kurland: vorgeſchobene Poſten deutſcher Herrſchaft, 
die freilich im Grunde ſchon längſt vom Reiche halb abgelöſt und innerlich auf— 
gelöſt waren. Rechtlich zu den Gliedern des deutſchen Reiches gehörig, waren 
dieſe Lande, ſeitdem der geiſtliche Ordensſtaat in Preußen untergegangen war, 
und die weſtliche Hälfte ſeines Gebietes ſich in eine polniſche Provinz, die öſtliche 
Hälfte in ein erbliches Herzogtum unter polniſcher Lehenshoheit verwandelt hatte, 
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von dem übrigen Körper des Reichs getrennt. In ihrem Innern urſprünglich 
durch zwei Gewalten organiſiert, durch das Miſſionsbistum und einen geiſtlichen 
Ritterorden, waren ſie auch jetzt noch unter ein doppeltes Syſtem von Herr— 
ſchaften, die in der Hauptſache von einander unabhängig waren, verteilt: in dem 
einen Teil geboten die Komture und Vögte des Ordens der Schwertbrüder unter 
ihren Gebietigern und ihrem Ordensmeiſter, in dem andern Teil regierten Bi— 
ſchöſe mit dem Range deutſcher Reichsfürſten, nämlich die vier Biſchöfe von 
Reval, Dorpat, Kurland und Oeſel und der Erzbiſchof von Riga. Zwiſchen 
beiden, formell dem Orden oder einem Biſchof untergeben, in der Hauptſache 
ſich ſelber regierend, ſtanden die drei reichen Handelsſtädte Riga, Reval und 
Dorpat. Die einzige das ganze Land zuſammenfaſſende Autorität bildete der 
aus dem Orden, den Biſchöfen, der einheimiſchen Ritterſchaft und den drei 
Städten zuſammengeſetzte Landtag. 

So, einer feſten ſtaatlichen Einigung entbehrend, traten die deutſchen Oſt— 
ſeelande in die Zeit ein, da ihnen der Entſcheidungskampf um ihre Selbſtändig— 
keit auferlegt wurde. In derſelben Epoche nämlich, in welcher der preußiſche 
Ordensſtaat durch die erſtarkende Macht von Polen-Litauen unterworfen wurde, 
wandte ſich gegen die livländiſchen Gebiete die Eroberungsſucht des emporkom— 
menden moskowitiſchen Reiches, einer Macht, die allerdings jene Küſtenlande 
haben mußte, wenn ſie mit den weſtlichen Landen in unmittelbaren Verkehr 
treten wollte. Denn die livländiſchen Städte, in den Mittelpunkt des Verkehrs 
zwiſchen Rußland und dem Weſten geſtellt, folgten zum Zweck der alleinigen Be— 
herrſchung desſelben dem Grundſatze, daß der Handel zwiſchen Ruſſen und Aus— 
ländern auf ihren Märkten nicht direkt, ſondern nur durch ihre Vermittelung 
geführt werden dürfe; ſie hielten es ferner für eine weiſe Politik, die Geheimniſſe 
des weſtlichen Gewerbfleißes den Ruſſen ſtrenge vorzuenthalten. Dieſe Abhängig- 
keit ſuchten die ruſſiſchen Großfürſten ſeit Swan J. (1462— 1505) zu brechen. 

Der wachſenden Macht der ruſſiſchen Streitkräfte gegenüber ergriffen die 
Oſtſeelande kein einziges Schutzmittel, welches ſie hätte retten können. Man 
dachte wohl an eine Zentraliſierung der Verfaſſung; allein in Wirklichkeit war 
alles erfüllt mit Zwiſtigkeiten zwiſchen den Biſchöfſen und dem nach Oberherrſchaft 
ſtrebenden, aber ſittlich und militäriſch verfallenen Orden, und wieder zwiſchen 
Orden und Biſchöfen einerſeits und Städten und einheimiſchem Adel ander— 
ſeits. Man ſchaute aus nach dem Schutz des preußiſchen Herzogs und ſeines 
polniſchen Lehensherrn, denen beide eine enge Verbindung mit Livland gegen 
die vordringende moskowitiſche Macht erwünſcht war; allein eben die Kriſis, 
welche mit der Umwandelung des oſtpreußiſchen Ordensſtaates in ein Herzogtum 
und mit ſeiner definitiven Anerkennung der polniſchen Oberhoheit verbunden war, 
benutzte der Schwertbrüderorden, um ſich von der Unterordnung unter den 
preußiſchen Ordensſtaat frei zu machen. Von da ab ſcheute man in Livland 
vor einer engeren Verbindung mit dem preußiſchen oder polniſchen Nachbarn, 
weil eine ſolche allerdings wieder eine Unterordnung unter den mächtigeren 
Bundesgenoſſen mit ſich zu führen drohte. 

Dieſem doppelten Widerſtreben der livländiſchen Gewalten gegen die Unter— 
ordnung unter ein einheimiſches Haupt und gegen die Anlehnung an eine fremde 
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Macht fehlte es nicht an Gegenſtrebungen; aber auf die Dauer behielt es die 
Oberhand. Als Markgraf Wilhelm, der Bruder jenes brandenburgiſchen Albrecht, 
der bei der Umwandlung des oſtpreußiſchen Ordensſtaates ſeine Hochmeiſterwürde 
mit derjenigen eines Herzogs vertauſcht hatte, im Jahr 1539 Erzbiſchof von 
Riga wurde, ging die Furcht durch die Stände, daß ein Prälat, der einem mäch— 
tigen Fürſtengeſchlecht angehöre, ſeine Würde erblich machen und die Obergewalt 
in Livland an ſich reißen möchte. Der Landtag zu Wolmar faßte alſo im Jahr 
1546 den Beſchluß, es dürfe weder der Ordensmeiſter noch der Erzbiſchof, noch 
die Biſchöfe ihre Würde umwandeln oder auch nur einen ausländiſchen Fürſten 
zum Koadjutor annehmen. Als dann trotz dieſes Beſchluſſes es dem Herzog 
Johann Albert von Mecklenburg, einem Schweſterſohn des Kurfürſten Joachim II. 
von Brandenburg und Schwiegerſohn des Herzogs Albrecht von Preußen, gelang, 
den Erzbiſchof Wilhelm von Riga, ſowie den König von Polen und den Herzog von 
Preußen für die Erhebung ſeines Bruders Chriſtoph zum Koadjutor des erſteren 
zu gewinnen,) und die Zuſtimmung des Domkapitels zu der Erhebung im 
Januar 1556 erfolgte,?) brachen der Orden und die Biſchöfe des Landes nebſt 
der Stadt Riga in offener Fehde gegen den Erzbiſchof los. Das Ende war, 
daß der König von Polen durch ſeine drohende Einmiſchung den Vertrag von 
Poswol erzwang, in dem die livländiſchen Stände den fürſtlichen Koadjutor aller 
dings anerkannten, zugleich aber ſich die Zuſicherung desſelben aushielten, daß 
er das Erzbistum nicht in ein weltliches Fürſtentum umwandeln wolle. 

Dieſe Sorge der Stände um die Erhaltung des geiſtlichen Wahlfürſtentums 
war um ſo merkwürdiger, da inzwiſchen die proteſtantiſche Religion in den 
Städten des Landes zur Herrſchaft gelangt war und innerhalb der Mehrzahl 
des Adels, des Ordens und der hohen Geiſtlichkeit teils offenen, teils verdeckten 
Beifall gefunden hatte. Nicht Anhänglichkeit an die Einrichtungen der katho— 
liſchen Kirche, ſondern Furcht vor der Ausbildung einer vorherrſchenden Macht 
diktierte jene Zuſage des Koadjutors. 

Während aber ſo die livländiſchen Zuſtände die Iſolierung nach außen 
und die Zerriſſenheit im Innern ſorgfältig konſervierten, kam in Rußland Ver— 
faſſung und Politik des erobernden Militärdeſpotismus zum vollen Durchbruch. 
Fünfzig Jahre lang hatte dieſe Macht, beſchäftigt mit ihrer inneren Sammlung 
und der Vernichtung der mongoliſchen Herrſchaft in Kaſan und Aſtrachan, die 
Livländer in Ruhe gelaſſen. Da, im Jahr 1558, nahm Iwan der Schreckliche, 
der erſte, der ſich Zar aller Ruſſen betitelte, den Eroberungskrieg gegen die Oſt— 
ſeelande mit voller Kraft wieder auf. Nicht ungewarnt waren die Angegriffenen; 
denn mehrjährige Verhandlungen über die Vorwände des Krieges gingen der 
Eröffnung desſelben voraus. Aber wie nun die kriegeriſchen Invaſionen er— 
folgten, mit einer Ueberlegenheit der Heermaſſen und einer Barbarei der Krieg— 
führung, die an die erſten Ueberflutungen Ungarns durch die Scharen Soli— 
mans II. erinnerten, da zeigten ſich die Livländer ungerüſtet und unfähig zum 
Widerſtand. Sie ſahen nur eine Möglichkeit ihrer Rettung von dem ruſſiſchen 
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Joch: die Hülfe befreundeter Mächte. Aber ſelbſt wie man nunmehr um dieſe 
Hülfe unterhandelte, offenbarte ſich die alte Zerfahrenheit. Der Orden wandte 
ſich einerſeits an das deutſche Reich, anderſeits, mit dem Erzbiſchof von Riga 
vereint, an den König von Polen; dagegen ſuchte der Biſchof von Oeſel und 
Kurland einen vorteilhaften Handel mit Dänemark zu ſchließen, und ſeit Ende 
1560, als in Schweden auf König Guſtav deſſen unternehmender Sohn Erich 
gefolgt war, ließ ſich die Stadt Reval mit Schweden ein. 

Vor das deutſche Reich kam die Sache, wie erwähnt, bei Gelegenheit des 
Augsburger Reichstags. Die Pflicht des Reiches, für den Schutz der bedrängten 
Lande einzutreten, war jetzt wieder ebenſo klar, wie ſie es bei der Abreißung 
von Metz, Toul und Verdun geweſen war. Aber wie damals ſo gab es jetzt 
erſt recht — wenn man nämlich von ſolchen, die, wie Herzog Johann Albert 
von Mecklenburg, beſondere Intereſſe verfolgten, abſieht — wohl keinen, der die 
Pflicht eines bewaffneten Einſchreitens wirklich anerkannt hätte. Die Gleich— 
gültigkeit gegen die Ehre des Geſamtreiches mochte bei der großen Mehrzahl 
nicht gerade ſo ſchneidend ſein, wie bei dem ganz in ſeiner kirchlichen Propa— 
ganda befangenen Kurfürſten von der Pfalz, der ein etwaiges Eintreten für die 
Livlander als Verwickelung in fremde Händel verwarf; allein darin kam der 
geſamte Reichstag überein, daß man ſich auf unverfängliche Mittel zu beſchränken 
habe: eine Geſandtſchaft, die den Zaren von ſeinem Angriff abmahnen ſollte, 
und eine ärmliche Beiſteuer von 100 000 Gulden, zu denen der Deputationstag 
von 1560 noch 200 000 hinzufügte, von denen jedoch die Livländer in Wirklich— 
keit nichts oder nicht viel erhalten haben. 

Da blieb den bedrängten Landen nichts anderes übrig, als die Hülfe der 
anderen Nachbarmächte um den Preis zu erkaufen, für den ſie allein zu haben 
war, nämlich gegen Hingabe ihrer Selbſtändigkeit. Noch vor Ablauf des Jahres 
1559 wurde Chriſtoph von Münchhauſen, Biſchof von Oeſel und Kurland, in 
dem Vertrag von Nyborg (26. September) mit König Friedrich II. von Däne— 
mark handelseinig: gegen eine erkleckliche Summe überließ er ihm für ſeinen 
jüngeren Bruder, den Herzog Magnus, das Stift Oeſel. Im folgenden Jahr 
erſchien Magnus auf der Inſel Oeſel, bemächtigte ſich derſelben und ſuchte, durch 
die weitere Erwerbung der Bistümer Kurland und Reval auch auf dem Feſt— 
lande Fuß zu faſſen. Zwei Jahre nach dem Nyborger Vertrag hatten die Be— 
mühungen der Stadt Reval und des Königs Erich von Schweden es dahin ge— 
bracht, daß am 4. Juni 1561 die Stadt nebſt der Ritterſchaft von Eſthland ſich 
der ſchwediſchen Herrſchaft unterwarf. Wieder einige Monate ſpäter, am 
28. November 1561, ſchloß der Ordensmeiſter, Gothard von Ketteler, für den 
Orden und die geſamten livländiſchen Stände mit dem Könige Sigismund von 
Polen-Litauen den Vertrag von Wilna, kraft deſſen Livland dem Könige unter— 
worfen, der Teil ſüdlich von der Düna aber als Herzogtum Kurland dem 
Gothard von Ketteler unter polniſcher Lehenshoheit erblich übertragen wurde. 
Während ſo die drei Monarchen durch die Verträge die Oſtſeelande an ſich zu ziehen 
ſuchten, hielt der Zar dasjenige feſt, was er im Krieg gewonnen hatte, vor allem 
die Hafenſtadt Narwa, von welcher ſofort direkte Handelsverbindungen zwiſchen 
Rußland und den deutſchen Oſtſeeſtädten nebſt Dänemark angeknüpft wurden. 
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Daß aber dieſe glücklichen Erwerber, von denen jeder das Ganze verlangte, 
nicht friedlich nebeneinander wohnen konnten, verſtand ſich von ſelbſt. Noch im 
Jahr 1562 brach der Krieg aus zwiſchen Polen und Rußland und zwiſchen 
Polen und Schweden; das folgende Jahr brachte den Krieg zwiſchen Schweden 
und Dänemark; das ganze nordiſche Staatenſyſtem wurde von kriegeriſcher Be— 
wegung erfaßt. Wenn nun das Reich als Ganzes ſich dieſen Kämpfen ängſtlich 
fern hielt, ſo konnte es doch nicht anders ſein, als daß einzelne Glieder des— 
ſelben von ihnen ergriffen wurden. Zunächſt trat an die Hanſeſtädte der Oſt— 
ſee die Frage heran, ob der Herrſchaftswechſel in Livland ihrem Handel nicht 
neue Nachteile zufügen mußte. Es iſt erwähnt (S. 32), daß von den nordiſchen 
Mächten vor allem Schweden der Hanſa feindlich war. Schweden war es denn 
auch, welches von ſeinen livländiſchen Erwerbungen aus die erſten neuen Schläge 
gegen den hanſeatiſchen Handel führte. Als die Oſtſeeſtädte mit dem ruſſiſch 
gewordenen Narwa in Verkehr traten, verbot König Erich dieſe Fahrten, in der 
Abſicht, den Handel mit Rußland ausſchließlich in das von ihm gewonnene Reval 
zu ziehen; und ſeinem Verbot gab er Nachdruck durch die Beſchlagnahme einiger 
hanſiſcher Fahrzeuge. Im Gegenſatz zu dieſer fortgeſetzten Feindſeligkeit Schwe— 
dens hatte König Friedrich II. von Dänemark der Hanſa zwar auch nicht ihre 
früheren Vorrechte beſtätigt, aber doch im Jahr 1560 durch den Vertrag zu 
Odenſe das Verhältnis in leidlicher Weiſe geregelt; vor allem war darin den 
wendiſchen Städten der Vorzug eines ſehr niedrigen Anſatzes des Sundzolles 
gewährt. 

Unter ſolchen Vorgängen erhob ſich der Gedanke, ob nicht die Hanſeſtädte 
wohl daran thäten, in dem Kampfe um Livland den König von Dänemark gegen 
Schweden zu unterſtützen. Am Ende freilich war es nur eine einzige Stadt, 
welche dieſe Frage zu bejahen wagte, die Reichsſtadt Lübeck. Sie verband ſich 
im Jahre 1563 mit Friedrich II., in der Hoffnung, durch die Demütigung 
Schwedens ihren Handelsvorrang in der Oſtſee zu behaupten. Immerhin war 
hiermit ein erſter Anfang gemacht für die Hineinziehung Deutſchlands in die 
nordiſchen Kämpfe. Und ſehr bald erſtreckten dieſelben ihre Wirkungen noch 
über Deutſchland hinaus. Noch waren für Dänemark und Schweden die Folgen 
jener Revolution von 1523, welche mit der Herrſchaft Chriſtians II. zugleich die 
Union beider Reiche vernichtet und in Schweden das Haus der Waſa, in Däne— 
mark einen Oheim des geſtürzten Königs auf den Thron geführt hatte, nicht 
verwunden. Als Erbin Chriſtians II., die Anſprüche an ſeine Nachfolge feſt— 
haltend, lebte in Lothringen die jüngere Tochter desſelben, Herzogin Chriſtine, 
die verwitwete Mutter des regierenden Herzogs Karl von Lothringen. Wie nun 
der Krieg zwiſchen Dänemark und Schweden ausbrach, entſtand der Gedanke 
eines Offenſivbündniſſes zwiſchen Schweden und Lothringen zur Durchführung 
der Anſprüche Chriſtinens und ihrer Erben auf den däniſchen Thron. An dieſen 
einen Gedanken knüpfte ſich ein zweiter. Um das nötige Soldheer zu einem 
Kriege Lothringens gegen Dänemark anzuwerben, brauchte man Verbündete in 
Deutſchland; in Deutſchland aber war Kurfürſt Auguſt infolge ſeiner Heirat mit 
einer Schweſter Friedrichs II. dem däniſchen Königshauſe nahe verbunden; es 
war zu erwarten, daß er kriegeriſchen Bewegungen, die gegen ſeinen Schwager 
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gerichtet waren, entgegentreten werde. Wie nun, wenn die Feinde des däniſchen 
Königs auch ihn als ihren Feind behandelten, wenn ſie ihm gegenüber den 
Herzog Johann Friedrich von Sachſen als Verbündeten gewannen und mit der 
Rückführung Chriſtinens nach Dänemark die Wiederherſtellung Johann Friedrichs 
in ſeine väterlichen Lande und Würden verbanden? 

Es iſt kein Zweifel, daß auf dieſem Punkte die nordiſchen Verwickelungen 
ſich mit den Plänen Grumbachs verflochten. Er rechnete beſonders ſeit ſeiner 
Aechtung mit dem Plan eines ſchwediſch⸗lothringiſch-ſächſiſchen Bündniſſes, als 
deſſen Kriegsoberſter er an der Umwälzung der Dinge in Deutſchland und im 
Norden zugleich mitwirken konnte, wie anderſeits auch die Herzogin Chriſtine im 
Jahr 1565 dem Phantom eines lothringiſch-ſchwediſchen Bündniſſes zur Ge— 
winnung der däniſchen Krone nachjagte. Allein aus dem Gebiet leerer Projekte 
kamen dieſe Entwürfe nicht heraus. Im Grunde genommen hatten Grumbach 
und ſein Schutzherr von Schweden und Lothringen noch weniger zu erwarten 
als von dem deutſchen Adel. Die wahre Bedeutung jener nordiſchen Kriege für 
Deutſchland liegt nicht in ihrer Verflechtung mit Grumbachs Wahngebilden, ſon— 
dern darin, daß durch ſie der Handel und die Seeherrſchaft der deutſchen Oſt— 
ſeeſtädte vollends ruiniert wurde, ferner darin, daß den ſtreitenden nordiſchen 
Mächten mit jedem Fortſchritt in Livland das Verlangen nach noch weiterer Be— 
herrſchung der Oſtſeeküſten wuchs. Aber dies wird ſich erſt im Verlauf der 
Dinge zeigen. Für jetzt wendet ſich unſere Erzählung von dem nordöſtlichen zu 
den weſtlichen Nachbarn des Reichs. 

Als zuletzt von den Beziehungen Deutſchlands zu Frankreich die Rede war, 
trafen wir auf den verwegenen Verſuch der franzöſiſchen Regierung, ſich mitten 
unter die Reichsſtände einzudrängen und ſo ihren Einfluß auf die deutſchen Dinge 
aus unmittelbarſter Nähe auszuüben. Solchen Gedanken mußte die franzöſiſche 
Politik entſagen, als nach dem Tode Heinrichs II. die ſchwache Regierung Franz II. 
(bis Dezember 1560) folgte, und hierauf die Witwe Heinrichs II., Königin Katha— 
rina von Medici, die Regentſchaft für den unmündigen Karl IX. übernahm. Als 
damals die Macht und Zügelloſigkeit der Parteien in die öffentlichen Angelegen— 
heiten eingriff, und vor allem, die anderen Parteiungen überherrſchend, die An— 
hänger des calviniſchen Bekenntniſſes ſich zugleich als Kirche und als politiſche 
Partei organiſierten, mit den zwei Grundfeſten ihrer Macht, den ſtädtiſchen 
Kirchengemeinden und den adelichen Mitgliedern, ſuchte die Regierung ihre 
Autorität im Innern zu ſtärken durch die Anlehnung an auswärtige Mächte, 
beſonders auch an den deutſchen Zweig des Hauſes Habsburg. Im Frühjahr 
1560 ſchickte ſie den Biſchof Bochetel von Rennes als ſtändigen franzöſiſchen 
Geſandten an den kaiſerlichen Hof, zwei Jahre darauf begannen die Bemühungen 
der Königin Katharina um die Verheiratung Karls IX. mit einer Tochter des 
Königs Maximilian.) 

Solchen Annäherungen der franzöſiſchen Regierung gegenüber verhielt ſich 
Kaiſer Ferdinand kühl und mißtrauiſch. Er meinte: die Franzoſen ſtreben nach 
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der Oberhand im deutſchen Reich, aber dieſelbe ihnen zu gewähren, haben zur 
Zeit die Vornehmen und Verſtändigen in Deutſchland, ſowohl unter den Katho— 
liken wie den Proteſtanten, wenig Neigung. Gegenwärtig habe man den Fran— 
zoſen weder zu trauen, noch ſie zu fürchten.!) Ferdinand ſuchte die Stärke 
ſeiner auswärtigen Stellung in den freundſchaftlichen Beziehungen zu Philipp II. 
Mit verletzender Zurückhaltung, die zum Teil allerdings durch die Aermlichkeit 
ſeiner Mittel bedingt ſein mochte, weigerte er ſich, auch ſeinerſeits einen Ge— 
ſandten am franzöſiſchen Hof zu halten. 

Aber darüber wuchs für die franzöſiſche Regierung die Gefahr, daß Be— 
ziehungen ganz anderer Art zwiſchen Frankreich und Deutſchland geknüpft werden 
möchten. Wenn proteſtantiſches Bekenntnis und proteſtantiſche Kirchengemeinden, 
von dem Geiſt einer raſtloſen Propaganda getragen, ſich über immer neue Ge— 
biete ausbreiteten, ſo waren es nicht gemeinſame verfaſſungsmäßige Organe, 
welche die Gemeinden getrennter Länder zuſammenhielten und leiteten. Aber 
wie einſt die Jünger des Humanismus mit dem Bewußtſein des gleichen Ziels 
eine Gemeinſchaft gebildet hatten, deren Wirkungen zur geeigneten Zeit in 
Staat und Kirche mächtig und laut genug hervorgebrochen waren, ſo erzeugten 
die gleichen religiöſen Ideale auch unter den Bauleuten der proteſtantiſchen 
Kirchen einen über die Grenzen der Staaten hinausreichenden Zuſammenhang zu 
gemeinſamer Arbeit. Die Wanderungen der Gelehrten von einer Univerſität zur 
andern, die Ausſendung von Geiſtlichen aus den Univerſitäten in die umliegenden 
Lande, der lebhafte Briefwechſel der leitenden Männer untereinander waren, 
ganz wie in den Zeiten des Humanismus, die vornehmſten Mittel zur Erhaltung 
und Erweiterung dieſes univerſalen Gemeinweſens. Und wie bei der Ausbrei— 
tung des Proteſtantismus die letzte Frage eine politiſche war, ob nämlich die 
Staatsgewalt ihm ihren Schutz gewähren würde, ſo war es natürlich, daß in 
den gegenſeitigen Beziehungen der proteſtantiſchen Geſellſchaft die ihr angehörigen 
Fürſten und Regierungen gleichfalls ihre Aufgabe empfingen: ſie hatten für 
Schutz und Erweiterung des Bekenntniſſes mit den Mitteln ihrer Macht ein— 
zutreten. 

In dieſem Sinne, als ein Glied des großen proteſtantiſchen Gemeinweſens, 
kam auch die reformierte Kirche Frankreichs empor. Geiſtig hauptſächlich unter 
der Leitung der Genfer Schulen und Reformatoren aufwachſend, knüpfte ſie doch 
auch frühzeitig ihre Verbindungen mit den proteſtantiſchen Reichsfürſten. Im 
Oktober 1557 erſchien bei dem Wormſer Religionsgeſpräch eine Abordnung von 
franzöſiſchen und ſchweizeriſchen Geiſtlichen und bat die proteſtantiſchen Fürſten 
um ihre Fürſprache bei der feindſeligen franzöſiſchen Regierung; ein halbes Jahr 
darauf wurde von den in Frankfurt verſammelten proteſtantiſchen Fürſten (S. 137) 
dieſe Fürſprache gewährt, und von da ab blieb die Aufmerkſamkeit proteftan- 
tiſcher Reichsfürſten auf den franzöſiſchen Proteſtantismus, die Hoffnung der 
franzöſiſchen Proteſtanten auf die deutſchen Fürſten gerichtet. Lebhaft freilich 
war die Teilnahme nur bei den der Weſtgrenze benachbarten Fürſten, und auch 


) Ferdinand J. an die oberöſterr. Regierung. 1562 Jan. 29. (Archiv f. öſterr. Ge- 
ſchichte II S. 146 fg.) 
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bei dieſen wirkte das Bekenntnis der franzöſiſchen Kirchen zur calviniſchen Abend— 
mahlslehre ſtörend auf den Eifer der Verwendung ein. Nur einer fühlte durch 
ein immer klareres Bewußtſein geiſtiger Verwandtſchaft ſich zu den franzöſiſchen 
Reformierten hingezogen, der Kurfürſt Friedrich III. von der Pfalz. 

Bei den erſten Beziehungen deutſcher Fürſten zu den franzöſiſchen Refor- 
mierten handelte es ſich um Fürbitte für verfolgte Glaubensgenoſſen. Ein viel 
ernſteres Ausſehen nahmen jedoch dieſe Dinge für die franzöſiſche Regierung an, 
als ſeit dem Jahr 1560 mächtige adeliche Parteihäupter — erſt der Admiral 
Coligny, dann der bald wieder zurücktretende König Anton von Navarra, nebſt 
ſeinem Bruder, dem Prinzen Ludwig von Condé — die Vertretung der prote— 
ſtantiſchen Sache übernahmen und ſofort eine Art ſelbſtändiger auswärtiger 
Politik einrichteten. Sie ließen Botſchaften an die deutſchen Fürſten ergehen, 
bei denen die Abſicht einer politiſchen, ſelbſt kriegeriſchen Verbindung vorwaltete. 
Fürs erſte wurde allerdings wenig damit erreicht. Kurfürſt Friedrich III. gefiel 
ſich damals, wie erwähnt, noch in dem Predigen über die geduldige Hingabe an 
den Schutz Gottes und ergriff die Gelegenheit, um auch dem Admiral Coligny 
einen Strom dieſer ſalbungsvollen Reden zukommen zu laſſen. !) Er und die 
andern deutſchen Fürſten hatten wenig Anteil daran, wenn inzwiſchen die Huge— 
notten ihre kirchlich-politiſche Organiſation feſter und feſter ſchloſſen, und endlich, 
im Frühjahr 1562, jenes Bündnis zwiſchen proteſtantiſchem Adel und proteſtan— 
tiſchen Bürgerſchaften entſtand, welches unter Führung von Condé und Coligny 
den erſten Religionskrieg eröffnete: nicht als Empörung gegen den Monarchen, 
wie die Häupter ausführten, ſondern zur Bekämpfung einer Partei, welche den 
Namen des Königs mißbrauche und das Recht des Reiches zerſtöre. Als es aber 
ſo weit gekommen war, hielt auch unter den deutſchen Fürſten die Lehre vom 
leidenden Gehorſam keinen Stand. 

Schon die Kunde von den Vorzeichen des offenen Krieges — von der be— 
ginnenden Gegenwehr der Hugenotten, den vereinzelten Gewaltthaten und der 
wachſenden Todfeindſchaft zwiſchen den Religionsparteien — hatte bei dem 
frommen Friedrich und ſeinen Geſinnungsgenoſſen eine mit jener ſelbſtzufriedenen 
Ergebung wenig verträgliche Aufregung hervorgerufen. Jetzt ſahen ſie ihre 
Glaubensgenoſſen in einen förmlichen Krieg verwickelt, der für ſie zum Ver— 
nichtungskampf zu werden drohte. Und welche Macht war es, die in dieſem 
Krieg die feindlichen Waffen führte! Ueber der franzöſiſchen Regierung ftand 
die höchſte geiſtliche Autorität der katholiſchen Kirche, welche den chriſtlichen Fürſten 
unermüdlich das göttliche Geſetz der Ketzervernichtung einſchärfte und für dieſen 
Krieg 100 000 Scudi beiſteuerte; neben den franzöſiſchen Streitkräften rückten 
ſpaniſche Truppen ins Feld, welche der König Philipp II. zugleich mit Geld— 
ſubſidien für die katholiſche Sache hergab. Es war eine Verbindung, in der die 
Idee der katholiſchen Glaubenseinheit ſich den Proteſtanten erſchreckend kund gab. 
In Wahrheit freilich war dieſe Idee keineswegs alleinherrſchend; denn Frankreich 
dachte nicht daran, ſeine Politik den päpſtlichen Weiſungen wirklich unterzuordnen, 


) An Coligny. 1561 Mai 23. (Kluckhohn 1 S. 178. Vgl. meine Bemerkungen im 
Archiv f. ſächſ. Geſch. 1879 S. 316 Anm. 56.) 
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und Philipp bekämpfte das Emporkommen proteſtantiſchen Einfluſſes in Frank— 
reich vornehmlich auch deswegen, weil ſich derſelbe feindlich gegen ſeine Herrſchaft 
in den Niederlanden und im ſpaniſchen Navarra richtete. Allein die deutſchen Pro— 
teſtanten ſahen lediglich auf den prinzipiellen Grund: wie dieſer die katholiſchen 
Mächte zum Kampf gegen die franzöſiſchen Reformierten verband, ſo mußte er 
in der Folge auch ihnen gegenüber wirkſam ſein, und zwar mit allem Nachdrucke 
wirkſam, wenn die katholiſche Vereinigung in dieſem erſten Angriff den Sieg 
davon trug. Gerüchte über den Eintritt anderer Mächte in den Krieg gegen die 
Hugenotten, z. B. daß Savoyen eine Armee gegen fie ausrüſte, “) verſtärkten 
dieſe Sorgen. Man kam zu dem Schluß, daß in Frankreich auch über das Ge— 
ſchick der deutſchen Proteſtanten entſchieden werde. 

Dieſe Anſicht von der Gemeinſamkeit der proteſtantiſchen Sache teilend, 
fertigten gleich beim Anfang des Krieges die in Orleans ſich verbündenden Huge— 
notten (April 1562) zwei Geſandte an die proteſtantiſchen Fürſten ab. Ihre 
Bitte war, man möge Truppenwerbungen zu Gunſten der Gegner verhindern 
und, wenn es nötig werde, ein Darlehen gewähren. Auf die erſten Abgeordneten 
folgten, da die Not wuchs, und die königliche Regierung in den Landen des Erz— 
biſchofs von Trier und andern katholiſchen Gebieten Werbungen vornehmen 
konnte, bald weitere Agenten, welche das Anſinnen ſtellten, die Fürſten möchten 
den Hugenotten Truppen zuführen laſſen und den Sold derſelben für einige 
Monate vorſtrecken. 

Damit ſahen ſich die proteſtantiſchen Fürſten vor die Frage gedrängt, ob 
ſie in die kriegeriſchen Verwickelungen eines Nachbarlandes ſelbſtändig eingreifen 
wollten, und zwar im Gegenſatz gegen die geſetzliche Regierung. Von vorn— 
herein waren es jedoch keineswegs die ſämtlichen Fürſten, an welche das An— 
ſinnen der Hugenotten erging, es waren nur die benachbarten Fürſten in Pfalz 
und Württemberg, Zweibrücken und Heſſen. Und unter dieſen gab es nur 
einen, der vom erſten Anfang an die Abſicht hegte, den Hugenotten deutſche 
Truppen zu ſenden: es war derſelbe Landgraf Philipp von Heſſen, der unmittel— 
bar vorher den Plan eines proteſtantiſchen Bündniſſes betrieben hatte. Kurfürſt 
Friedrich III. dagegen kämpfte auch jetzt noch mit ſeiner Abneigung gegen eine 
kriegeriſche Politik und dazu mit der ſchweren Geldnot, welche ſein Vorgänger 
hinterlaſſen hatte, und die er durch eine Landesſteuer und ſorgfältige Verwaltung 
zu heben begann. Am liebſten hätte er es geſehen, wenn die Reichskreiſe die 
Zuführung deutſcher Truppen für beide Parteien geſperrt, und zugleich prote— 
ſtantiſche Fürſten eine recht gründliche Vergleichshandlung angeſtellt hätten. Erſt 
als das eine ſich als undurchführbar erwies, und der andere ebenſo undurch— 
führbare Plan noch ſchwebte, ließ er ſich vorwärts drängen. In der erſten Hälfte 
des Monats Juni hatte Landgraf Philipp dem Burggrafen Chriſtoph von Dohna, 
der im Namen der Hugenotten erſchien, ſich bereit erklärt, mit Kurpfalz und 
Württemberg zuſammen ein Darlehen zu reichen und von demſelben deutſche 
Truppen werben zu laſſen. Auf dieſes friſche Vorgehen ließen ſich, noch vor 


1) Kurpfalz an H. Johann Friedrich. 1562 Juni 11. (Kluckhohn 1 S. 314.) 
2) Seit April, ſagt er. (Rommel IV Anm. S. 388.) 
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Ablauf des Monats Juni, der Kurfürſt von der Pfalz, die Herzoge von Würt⸗ 
temberg und Zweibrücken nebſt dem Markgrafen Karl von Baden bereit finden, 
zu einem beſcheidenen Darlehen beizuſteuern.) Das Ende war, daß nach um—⸗ 
ſtändlichen und langwierigen Verhandlungen die genannten fünf Fürſten zu⸗ 
ſammen 100 000 Gulden vorſtreckten, von denen Colignys Bruder, Franz von 
Andelot, einige Tauſend Reiter und Fußſoldaten aufbrachte und nach Frankreich 
abführte. Eine Schwierigkeit beſonderer Art bereitete hierbei noch die Anwerbung 
der Söldner. Landgraf Philipp hatte den Mut, die in Heſſen zu ſammelnden 
Truppen durch ſeinen Marſchall Rolshauſen, dem er zu dieſem Zwecke Urlaub 
erteilte, offenkundig anwerben und anführen zu laſſen. Kurpfalz und Württem⸗ 
berg dagegen, welche anfangs die Werbungen im allgemeinen verboten hatten, 
ließen jetzt die zu Gunſten der Hugenotten vorgenommenen thatſächlich unbehindert; 
alles jedoch, was nach einem Auftrag ausſah, wußten ſie ängſtlich zu vermeiden. 

Unter ſolchen Bedenklichkeiten und in ſo beſcheidenem Umfang erfolgte die 
erſte Einmiſchung proteſtantiſcher Fürſten in die religiöſen Kämpfe der Nachbar— 
ſchaft. Es war, wie ſchon bemerkt, eine Gruppe an der Weſtgrenze geſeſſener 
Fürſten, welche dieſen Schritt aktiver Politik wagte. Hinſichtlich der im Oſten 
wohnenden wiſſen wir nur von zweien, daß fie angegangen wurden: Kurfürſt 
Auguſt und Herzog Johann Friedrich. Der erſtere ſchloß damals das Programm 
der konſervativen Partei mit dem Grundſatze ab, daß die Reichsſtände ſich gegen— 
über den Religionskämpfen des Auslandes neutral zu halten hätten, der andere 
dagegen ließ ſich merkwürdigerweiſe, trotz ſeiner und Grumbachs franzöſiſcher 
Beſtallung, zu einem Darlehen für die Hugenotten herbei.!) 

Während aber katholiſche und proteſtantiſche Fürſten die eine oder andere 
Partei in Frankreich begünſtigten, waren die Empfindungen des Kaiſers geteilt 
zwiſchen guten Wünſchen für die katholiſche Sache, welche die franzöſiſche Regie— 
rung verfocht, alter Abneigung gegen die franzöſiſche Politik, welche das Reich 
beraubt hatte, und dem Gefühl der Ohnmacht, im Namen des Reichs irgend eine 
entſchiedene Haltung einzunehmen. Der Landfriede von 1555 verbot Werbungen 
in den einzelnen Landen, wenn ſie vom Landesherrn nicht geſtattet waren, Durch— 
züge durch der Reichsſtände Gebiet, wenn die Führer nicht ihre Beſtallung für 
des Kaiſers oder eines Reichsſtandes Dienſt nachweiſen konnten. Im Wider— 
ſpruch damit ſah Ferdinand jetzt die Werbungen für Frankreich nicht auf förmliche 
Erlaubnis, ſondern auf ſtillſchweigendes Zuſehen der Fürſten vor ſich gehen,?) 
die Durchzüge nicht im Dienſt eines Fürſten, der etwa als beſtallter Oberſter 


) Reſolution des Lgr. Philipp an Dohna. (Heidenhain, Die Unionspolitik des Lgr. 
Philipp S. 66.) Mitgeteilt an Kurpfalz. Juni 12. (A. a. O. S. 95 Anm. 146.) Erklärung 
des Krf. Pfalz. Juni 20. (S. 69. Vgl. S. 97 Anm. 159, S. 95 Anm. 146.) Entſchließungen 
(wohl auf gleiche Mitteilungen des Lgr. Philipp, wie die an Kurpfalz vom 12. Juni) von 
Württemberg (Juni 19. Kugler II S. 355 Anm. 150), von Zweibrücken, Württemberg und 
Baden (Juni 25. A. a. O. S. 356 Anm. 151). — Auf die Verhandlungen darüber, ob die 
Fürſten das Darlehen direkt zahlen oder für die von den Städten Straßburg und Baſel zu er⸗ 
legenden Summen Bürgſchaft leiſten ſollten, gehe ich nicht ein. 

2) Heidenhain S. 80. 


) Reichsabſchied von 1555 § 43, 49. Vgl. Reichsabſchied von 1559 § 39, 40. 
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der franzöſiſchen Regierung zugezogen wäre, ſondern unter Führung deutſcher 
oder fremder Offiziere genommen werden. Er vermochte nichts gegen dies eigen— 
mächtige Treiben zu thun, ſo ſehr auch die franzöſiſche Regierung ihn drängte, 
die für ihre Rebellen vorgehenden Werbungen zu hindern. Dafür dachte er wohl 
daran, die Verlegenheit der franzöſiſchen Regierung zu einer energiſchen Rück— 
forderung von Metz, Toul und Verdun zu benutzen. Aber wie er dem zur römi— 
ſchen Königswahl Maximilians gehaltenen Kurfürſtentag die Sache vorlegte, fand 
er fo wenig Neigung zu einem kriegeriſchen Vorgehen, !) daß es auch jetzt wieder 
bei einem ſcharfen Schreiben blieb. Dies Schreiben mag die Königin Katharina 
in ihrem Verlangen nach dem Frieden mit den Hugenotten, der denn auch im 
März 1563 abgeſchloſſen wurde, beſtärkt haben; eine andere Wirkung hatte 
es nicht. 

Alſo gleich bei dem erſten Zuſammenſtoß, der in der Nachbarſchaft auf 
Grund der kirchlichen Gegenſätze erfolgte, vermochte das Reich eine eigene Politik 
nicht zu führen. Es ließ den Parteien, in welche ſeine Stände ſich teilten, freie 
Hand; unter dieſen aber ſchieden ſich Katholiken ſowohl als Proteſtanten wieder 
in ſolche, die eine Unterſtützung ihrer Glaubensgenoſſen befürworteten, und in 
ſolche, welche die Eintracht der getrennten Bekenntniſſe im Reich durch Neutralität 
nach außen zu ſichern ſuchten. 

Eine unmittelbare Folge der den Hugenotten geleiſteten Unterſtützung war 
es, daß die Führer dieſer zur politiſch-militäriſchen Wirkſamkeit nunmehr ge— 
einigten Partei ihre Verbindungen mit den Fürſten, die ihnen geholfen hatten, 
beſonders auch mit Kurpfalz, aufrecht erhielten. Zeitweilig wurde allerdings der 
Nachdruck des Auftretens der Hugenotten durch die Meinungsverſchiedenheiten ihrer 
Führer beeinträchtigt, indem Condé die Kräfte der Partei und ihrer auswärtigen 
Freunde zur Unterſtützung und Beeinfluſſung der Politik der Königin Katharina 
zu vereinigen wünſchte, Coligny dagegen, mißvergnügt mit der engen Begrenzung 
der den Reformierten gewährten Rechte, die Partei und ihre Freunde im Miß— 
trauen gegen die Regierung und die katholiſchen Widerſacher feſter zuſammen— 
zuſchließen bemüht war. Aber noch vor Ablauf des Jahres 1564 glich ſich der 
Gegenſatz zu Gunſten der Auffaſſung Colignys aus.?) Um dieſelbe Zeit drangen 
auch die Führer der proteſtantiſchen Bewegung in den Niederlanden auf die 
Organiſation ihrer Anhänger und die Verbindung derſelben mit den auswärtigen 
Glaubensgenoſſen. Es zeigte ſich die Ausſicht auf eine Vereinigung der Vor— 


) Krf. Auguſt, Inſtruktion an Pfgr. Wolfgang. 1563 April 2. (Ortloff 1 S. 331. 
Vgl. Kluckhohn 1 S. 385/86. Häberlin V S. 63/64.) Aeußerung Württembergs bei Kugler II 
S. 376 Anm. 

2) Die in der inneren Geſchichte Frankreichs erkennbare Differenz zwiſchen Condé und 
Coligny zeigt ſich in den Beziehungen zu Deutſchland, in den nebeneinander hergehenden Ge— 
ſandtſchaften beider und der Verſchiedenheit ihrer Aufträge. Sendungen Condés: 1563 April fg. 
(Kluckhohn I n. 232. Kugler II S. 390. Dazu die Werbungen der Frau v. Roye. Kluck— 
hohn In. 234 Anm. 2, 235 S. 412, 233. Kugler II S. 393), 1563 Juni fg. (Kluckhohn | 
n. 234, 235. Kugler II S. 400 Anm. 241). — Sendungen Colignys: 1563 Sept. fg. (Klud- 
hohn I n. 258), 1564 Juni (n. 279). — Die Sendung Condés vom Dezember 1564 (Kluck— 
hohn I n. 292, 293) zeigt den Prinzen wieder im Einklang mit Colignys Auffaſſung. 


252 Zweites Buch. Vierter Abſchnitt. 


kämpfer des Proteſtantismus in Weſtdeutſchland, Frankreich und den Nieder— 
landen. 

Indes dieſe neue Verwickelung führt ſchon über die Grenzen der Regierung 
Ferdinands I. hinaus. Wenn wir uns mit unſerer Betrachtung vorläufig innerhalb 
derſelben halten wollen, ſo müſſen wir zum Schluß unſere Aufmerkſamkeit noch- 
mals auf die inneren Verhältniſſe des Reichs wenden, um von einer im 
Hinblick auf die inneren und auswärtigen Gefahren höchſt bedeutſamen That der 
Erhaltung zu handeln, die dem alten Kaiſer gelang. 

Die innere Ordnung im deutſchen Reich beruhte damals auf dem Gegen— 
gewicht der katholiſchen und proteſtantiſchen Partei, bei dem jedoch die erſtere 
den Vorteil der Majorität und eines ihrem Bekenntnis angehörigen Kaiſers be— 
ſaß. Die äußeren Beziehungen des Reichs hatten ihre ſtarke Unterlage in dem 
Zuſammengehen der deutſchen und der ſpaniſchen Linie des Hauſes Oeſterreich, 
wenngleich die Schwäche der Monarchie und die Selbſtändigkeit der Stände einer 
nachdrücklichen äußeren Politik im Wege ſtand. Dieſes doppelte Verhältnis zu 
verſchieben, indem man das Kaiſertum auf einen proteſtantiſchen oder von den 
Proteſtanten abhängigen Fürſten übertrug, lag offenbar im Intereſſe der prote— 
ſtantiſchen Reichsſtände und derjenigen Nachbarmächte an der Weſt- und Nord— 
oſtgrenze, deren Beſtrebungen der katholiſchen Kirche oder dem habsburgiſchen 
Hauſe entgegengeſetzt waren. Nicht minder klar war aber auch, daß die katho— 
liſchen Stände, und vor allem die ſpaniſche wie die deutſche Linie des Hauſes 
Habsburg, ſich den Vorteil, der in der Verbindung des Kaiſertums mit dem 
Hauſe Oeſterreich lag, nur durch die äußerſte Gewalt würden entreißen laſſen. 
Jeder Verſuch einer Uebertragung des Kaiſertums, ja auch die bloße Ungewiß— 
heit, wem dasſelbe nach dem Tod des gegenwärtigen Inhabers zufallen ſolle, 
drohte die gewaltſamſten Schwankungen über das deutſche Reich zu bringen. 

Im Hinblick auf dieſe Lage der Dinge unternahm es Kaiſer Ferdinand 
im Jahr 1561, ſeine Nachfolge im Reich zu ſichern, und zwar zu Gunſten der 
deutſch⸗öſterreichiſchen Linie, und innerhalb derſelben für ſeinen älteſten Sohn 
Maximilian. Unter welchen beſonderen Verhältniſſen der erſte Anſtoß zu den Nach— 
folgeverhandlungen gegeben wurde, läßt ſich nicht mit Sicherheit angeben; gewiß 
iſt, daß der Kaiſer den Plan, wenn er auch äußerlich zuerſt von anderer Seite 
angeregt wurde, ') zu ſeinem eigenſten Gedanken machte und die Vor- und Haupt— 
verhandlungen ausſchließlich leitete. Von vornherein trat ihm dabei aber eine 
Schwierigkeit in den Weg: die offenkundig proteſtantiſche Geſinnung des deſig— 
nierten Nachfolgers. Den katholiſchen Reichsfürſten konnte man keinen prote— 
ſtantiſchen Kaiſer annehmlich machen; Ferdinand ſelber hätte eher ſeinen Sohn 
enterbt, als ihm, wenn er Proteſtant blieb, die Nachfolge zugewandt,?) und der 
Papſt Pius IV. gar hatte in ſeinem Zorn über die ketzeriſche Haltung Maxi— 
milians noch im Jahr 1560 den freilich vergeblichen Verſuch gemacht, den Ehr— 


) Das ſagt Ferdinand ſelber. (Häb. IV S. 504.) Die Angabe Lunas über die Anregung 
der Sache durch Kurbrandenburg (vgl. Reimann in Sybels hiſtor. Zeitſchrift XV S. 54 fg.) wird 
beſtätigt in einem kurbrandenburgiſchen Reichstagsbericht vom 8. Febr. 1566. (St. A. Berlin LIT 12.) 

) Vgl. den Bericht Streins von 1599 bei Lünig, Europ. Staatskonſilia 1 S. 540. 
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geiz Philipps II. auf die Kaiſerkrone zu richten. Um alſo den Papſt, die katho— 
liſchen Kurfürſten und den Kaiſer ſelbſt zu beruhigen, ſchien eine Aenderung in 
Maximilians kirchlicher Haltung unumgänglich. Einen erſten kräftigen Angriff in 
dieſer Hinſicht — ſei es bereits mit Rückſicht auf die Nachfolge, ſei es aus all— 
gemeinem kirchlichen Eifer — hatte Ferdinand ſchon im Frühjahr 1560 gemacht: 
auf ſeine ernſtlichen Vorſtellungen mußte Maximilian ſeinen proteſtantiſchen Hof— 
prediger Pſauſer entlaſſen. Damals jedoch fügte der Prinz ſich nur widerwillig, 
er trug ſich mit den Gedanken einer ernſten Verteidigung ſeiner Ueberzeugung 
und der ſchweren Konflikte, in die er dadurch mit ſeinem Vater geraten konnte. 
Offenbar ein ſchlechter Anfang in dem Unternehmen, den König Map den fatho- 
liſchen Wählern und Mächten angenehm zu machen. Allein mit welcher Leichtig— 
keit hoben fic) alle aus der religiöſen Ueberzeugung ſtammenden Schwierigkeiten, 
ſobald Maximilian beſtimmte Ausſichten auf ſeine Königswahl vor ſich ſah! 

Im Jahr 1561 wurden die erſten Verhandlungen zwiſchen Ferdinand und 
den drei geiſtlichen Kurfürſten, ſowie denjenigen von Brandenburg und Sachſen 
geführt. Bis zum Oktober war man ſchon ſo weit, daß all dieſe Fürſten ihren 
guten Willen für Maximilians Wahl kundgethan hatten. Die beiden prote— 
ſtantiſchen Kurfürſten insbeſondere bewährten wieder ihren konſervativen Stand— 
punkt, indem ſie für ungewiſſe Vorteile ihrer Partei nicht unabſehbare Kämpfe 
entfeſſeln wollten, das Zuſammengehen mit Oeſterreich und einem öſterreichiſchen 
Kaiſer, auf dem ihre bisherige Politik beruhte, wollten ſie auch nach dem Tode 
Ferdinands fortſetzen. Allein wenn ſo die Erhebung Maximilians in ſichere 
Ausſicht gerückt wurde, ſo war jetzt im Sinne des Kaiſers eine bindende Er— 
klärung ſeines Sohnes, daß er ein katholiſcher Kaiſer ſein wolle, unumgänglich. 
An Maximilian wurde alſo in aller Form das Anſinnen geſtellt, das von ihm 
gewählte Bekenntnis zu verleugnen. War er feſt genug, dieſes Anſinnen abzu— 
weiſen, ſo war die Folge davon, daß er die Nachfolge in den öſterreichiſchen 
Landen nur im Kampf mit ſeinem Vater, die Kaiſerkrone nur im Kampf mit 
jeinem Vater, dem Papſt und den katholiſchen Kurfürſten zugleich gewinnen 
konnte, daß er ferner, wenn es ihm bei alledem gelang, Haupt des Hauſes 
Oeſterreich und des römiſchen Reiches zu werden, die Verbindung ſeines Hauſes 
mit dem verwandten Spanien löſen mußte. Was gerade das letztere be— 
deutete, wird man ermeſſen, wenn man bedenkt, wie damals die Nachfolge 
Philipps II. auf deſſen einzigem, geiſtig und körperlich verkümmertem Sohne 
Carlos beruhte, und Maximilian die Möglichkeit des Ueberganges der ſpaniſchen 
Krone auf einen ſeiner Söhne nicht minder lebhaft erwog wie den Erwerb der 
Kaiſerkrone für ſich. Sollte Maximilian derartigen Kämpfen entgegengehen, 
bloß im Vertrauen auf die wenig zuverläſſige Bundesgenoſſenſchaft proteſtan— 
tiſcher Fürſten und antiöſterreichiſcher Mächte? Dieſer Wahl gegenüber entſchied 
er ſich für die Wege der Verſtellung und äußeren Anbequemung. Zuerſt im 

Dezember 1561 nahm er einen katholiſchen, wenn auch bei den ſtreng römiſch 
Geſinnten nicht unverdächtigen !) Hofprediger an, den Biſchof Urban von Gurk. 


) Vgl. Sickel im Archiv für öſterr. Geſchichte 45 S. 57. Ueber das Datum Wiede— 
mann II S. 99. 
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Dann, im Februar 1562, legte er vor dem Kaiſer, den Erzherzogen und den 
geheimen Räten ) feierlich die Zuſage ab: er wolle die in der Wahlkapitulation 
ſeines Vaters vorgeſchriebene Verpflichtung zum Schutz des päpstlichen Stuhls, 
des Papſtes und der christlichen Kirche gleichfalls eingehen.?) Eine Verleugnung 
ſeiner proteſtantiſchen Meinungen war das alles ſtreng genommen nicht; aber es 
legte ihm eine äußerlich katholiſche Haltung auf, und das genügte, um die katho— 
liſchen Fürſten zu beruhigen. | 
die proteſtantiſchen Kurfürſten, welche Maximilian eben wegen ſeiner antifatho- 
liſchen Geſinnungen begünſtigten, ihm entfremden? Der ſchlaue Erzherzog ſorgte 
dafür, daß dieſen der Eindruck ſeiner proteſtantiſchen Haltung friſch erhalten 
wurde. Kurfürſt Auguſt erhielt Kunde von ſeinen „ſchriftlichen und mündlichen 
Bekenntniſſen“, welche eine Reichsregierung im proteſtantiſchen Sinne in Aus— 
ſicht ftellten. Dem Kurfürſten Friedrich von der Pfalz ließ Maximilian durch 
den kaiſerlichen Geſandten Zaſius Mitteilungen über ſeine Abweichung von der 
römiſchen Kirche zukommen. Allerdings wenn man gerade die letzteren Mitteilungen 
genauer anſah, ſo fand man als beſtimmte Thatſache nur den Widerſpruch gegen 
das Abendmahl unter einer Geſtalt. Es ſcheint, daß der König, indem er den 
Proteſtanten Hoffnungen erweckte, ihnen doch ebenſowenig ein ſicheres Pfand 
ſeiner Geſinnung und ſeiner Abſichten übergeben wollte, wie den Katholiken. 
Mit ſolchen Künſten wußte Maximilian katholiſche wie proteſtantiſche Kur— 
fürſten für ſich einzunehmen. Nur einen gab es, der ſich fern hielt: das war 
der Kurfürſt Friedrich von der Pfalz. Mit gutem Bedacht hatte der Kaiſer 
dieſen Kurfürſten bei den erſten Vorverhandlungen umgangen. Erſt als er, des 
guten Willens der fünf Kurfürſten ſicher, im Oktober und November die Ge— 
ſandtſchaften abfertigte, welche offen den König Maximilian empfahlen und um 
eine Erklärung über Mittel und Wege zur Veranſtaltung der Wahl baten, wandte 
er ſich zugleich an den pfälziſchen Kurfürſten. Und in der That ſehr anders als 
die Anſichten der proteſtantiſch-konſervativen Kurfürſten, lauteten diejenigen des 
Heidelberger Hofs. Was jene fürchteten, die Ungewißheit eines Interregnum, 
wurde gerade von Kurpfalz gewünſcht: mitten unter den Schwankungen, die 
nach dem Tode des Kaiſers eintreten mußten, während Sachſen und Pfalz das 
Reichsvikariat führten, ſollte die Kaiſerwahl vor ſich gehen. Und welche Gedanken 
über den Ausfall der Wahl unter den Pfälzern hervortraten, erkennt man aus 
den Worten, die einer von ihnen in einer Sitzung vom April ausſprach: „es 


) Nach Lunas Bericht (Febr. 25. Döllinger, Beiträge 1 S. 397) wären auch Abgeord— 
nete der geiſtlichen Kurfürſten anweſend geweſen, von denen wir aber ſonſt nichts hören. 

) Nach dem citierten Bericht Lunas wurde nach der Erklärung eine neue Geſandtſchaft 
an die Kurfürſten beſchloſſen (S. 398) und ſollte 3—4 Tage nach Abfaſſung des Berichts (alſo 
27.— 28. Febr.) abgehen. Das iſt die Geſandtſchaft, deren Inſtruktion vom 14. Februar datiert 
(Häb. IV S. 503, 513, 515). In der Nebeninſtruktion an die geiſtlichen Kurfürſten nun findet 
fic) der Inhalt der Erklärung Maximilians (Hib. IV S. 506. Vgl. Buchholtz VII S. 509) in 
authentiſcherer Faſſung als bei Luna, der den König viel beſtimmtere Zuſagen geben läßt. Der 
Erzb. Mainz war mit Mapimilians Erklärung nicht zufrieden und verlangte eine beſtimmtere Aſſe⸗ 
kuration (Steel, Konzil von Trient n. 155 Anm.). Dagegen der Erzb. Köln (Gab. IV S. 578, 579). 
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ſei hiervor bedacht, daß es gut ſei, daß zur Abſtellung der Beſchwerden die 
Dignität einmal auf eine andere Linie käme.“ 

Auf die erſte Aufforderung des Kaiſers nahm demgemäß Kurpfalz den 
Standpunkt ein: die Wahl eines Nachfolgers bei Lebzeiten des Kaiſers ſei ver— 
faſſungswidrig. Indes wenn der Kurfürſt, der ja keineswegs kriegeriſch geſinnt 
war, aber hier wie überall nur den einen Grundſatz kannte, ſein Votum zur 
Beförderung des reinen Evangeliums und zur Erniedrigung des Papſttums zu 
geben, das deutſche Reich in die Wirren eines Interregnum führen wollte, ſo 
widerſtanden ihm darin auch diejenigen Fürſten, die in den franzöſiſchen Händeln 
mit ihm zuſammengingen, der Landgraf von Heſſen, der Herzog von Württem— 
berg, und ſelbſt Baden und Zweibrücken. Von allen Seiten gedrängt, mußte 
er auf eine zweite Geſandtſchaft des Kaiſers ſeine Zuſtimmung zur Abhaltung 
eines Kurfürſtentages gewähren. Und wie man einmal ſo weit war, ſorgte die 
erdrückende Mehrheit für das Weitere. Vom Erzbiſchof von Mainz nach Frank— 
furt berufen, begann die Kurfürſtenverſammlung am 27. Oktober 1562 ihre 
Verhandlungen; am 24. November wurde Maximilian einhellig — denn auch 
Friedrich III. wollte ſeine Gunſt nicht verſcherzen — zum römiſchen Kaiſer ge— 
wählt. Ein letzter Verſuch der Pfälzer, die Wahl von der Gewährung der 
Freiſtellung und der Beſeitigung der proteſtantiſchen Beſchwerden abhängig zu 
machen, ſcheiterte ebenfalls an dem Widerſtand der katholiſchen und der konſer— 
vativen Kurfürſten. 

Nur in einem Punkte wurde die Einhelligkeit der Wähler getrübt. Die 
Wahlkapitulation, welche nach dem Muſter derjenigen Karls V. und Ferdinands J. 
dem Erwählten vorgelegt wurde, enthielt in ihrem erſten Artikel die Verpflich— 
tung zum Schutz des römiſchen Stuhls, des Papſtes und der chriſtlichen Kirche. 
Als unverträglich mit ihrem Gewiſſen hatten die proteſtantiſchen Kurfürſten ſchon 
bei Ferdinands Erhebung im Jahr 1558 dieſen Artikel bekämpft. Aber was er für 
den Kaiſer und die katholiſchen Fürſten bedeutete, erkennt man daraus, daß die eben 
erwähnte Verpflichtung Maximilians, dem Kaiſertum ſeinen katholiſchen Charakter 
zu bewahren, gerade auf ihn begründet wurde. Das Anſinnen der Proteſtanten, 
den Satz zu ſtreichen, war daher von den katholiſchen Kurfürſten gleich bei der 
erſten Anregung verworfen. Als es jetzt von neuem erhoben und von neuem 
verworfen wurde, legten die drei proteſtantiſchen Kurfürſten förmlich Proteſt gegen 
dieſen Artikel ein: immerhin eine Gewähr, daß ein etwaiger Verſuch, mit der 
mittelalterlichen Schutzpflicht des Kaiſers gegen das Papſttum Ernſt zu machen, 
auf den entſchiedenen Widerſtand des proteſtantiſchen Deutſchlands ſtoßen werde. 

Die Wahl Maximilians zum römiſchen König und die Verhandlungen mit 
dem Trienter Konzil waren die letzten großen Aufgaben, die Ferdinand durch— 
führte. Er widmete ſich ihnen in dem Gefühl ſtark abnehmender Lebenskraft. 
Trotz ſeiner Schwäche unternahm er aber noch am 1. September 1563 die Reiſe 

nach Preßburg, um die Regelung ſeiner Nachfolge dadurch zu vollenden, daß er 
Maximilian unter Zuſtimmung des ungariſchen Reichstags zum König von Ungarn 
krönen ließ, wie er denn auch dieſelbe Feier in Böhmen unmittelbar vor ſeiner 
Reiſe zum Frankfurter Wahltag hatte vollziehen laſſen. Er ſtand damals im 
61. Lebensjahr. Noch war ihm — am 10. März 1564 — der Eintritt ins 
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62. Jahr vergönnt. Aber bald nach ſeinem Geburtstag feſſelte ihn eine ſchlei— 
chende Krankheit ans Lager. Am 25. Juli ſchied er aus dem Leben. 

Es ging damit ein Herrſcherleben zu Ende, welches durch ſchwierige Ver⸗ 
hältniſſe und gewaltige Umwälzungen mühſam und ehrenhaft hindurchgegangen 
war, als deſſen Erbſchaft bedeutende Erfolge, aber noch viel ſchwerere Aufgaben 
zurückblieben. Die zeitweilige Verbindung und die feindliche Auseinanderſetzung 
deutſchen und ſpaniſchen Weſens, die ſich unter den Nachfolgern des ſpaniſchen 
Ferdinand und des deutſchen Maximilian vollzog, hatte auch auf die Geſchicke des 
dahingegangenen Kaiſers eingewirkt. In Spanien geboren und erzogen, mußte er 
aus der ſpaniſch-deutſchen Erbſchaft ſeiner Großväter die öſterreichiſchen Lande als 
ſeinen Anteil hinnehmen. Von dieſem neuen Boden ſeiner Wirkſamkeit aus hatte 
er dann die Lande der ungariſchen und böhmiſchen Krone gewonnen und ſo den 
jüngeren öſterreichiſchen Staat, in dem ſich deutſche, ſlaviſche und magyariſche 
Völker zuſammenfanden, gegründet. Und weil in dieſem Staat das deutſche Element 
die Vorherrſchaft hatte, vermochte er endlich, das Kaiſertum, als es der ſpaniſchen 
Linie ſeines Hauſes entzogen ward, mit ſeinen Reichen zu verbinden. Aus ſo 
umfaſſenden Erwerbungen aber ergaben ſich die gewaltigen Aufgaben, die ſein 
und ſeiner Nachfolger Leben beherrſchten: die öſterreichiſchen Regenten hatten die 
einander fremdartigen Erblande zu ſtaatlicher Einheit zu führen; ſie hatten die 
Erbſchaft des öſterreichiſchen Hauſes in Deutſchland auf einen feſten Grund zu 
ſtellen; in der auswärtigen Politik mußten ſie zu der ſpaniſchen, zugleich befreun— 
deten und rivaliſierenden Linie ihres Hauſes ein gedeihliches Verhältnis ſuchen. — 
Nur in beſcheidenen Anfängen waren dieſe Aufgaben von Ferdinand gelöſt. 

In ſeinen Erblanden hatten die einzelnen deutſchen Provinzen, ſowie die 
böhmiſche und ungariſche Ländergruppe jede ihre eigene Ständeverfaſſung, ihre 
beſonders eingerichtete Regierung, ihr geſchloſſenes Staatsrecht; ihre Verbindung 
unter einander beruhte vornehmlich auf einem perſönlichen Moment, der Ge— 
meinſamkeit des Herrſchers, und auf einem ſchweren Ereignis, dem Kriege mit 
den Türken. Dieſe beiden Punkte der Vereinigung waren es, an welche die 
Anfänge zentraler Staatseinrichtungen anknüpften. Wie die Gemeinſamkeit des 
Herrſchers es mit ſich brachte, daß die Regierungen der einzelnen Lande ihre 
Antriebe aus einem und demſelben Mittelpunkt empfingen, ſo richtete Ferdinand 
zur Regelung dieſer Wirkſamkeit eine höchſte beratende Behörde ein, die ſowohl 
die Angelegenheiten des Reichs wie der Erbländer behandelte; es war der ſchon 
in den Anordnungen Maximilians J. vorgezeichnete geheime Rat, beſtehend aus 
etwa einem halben Dutzend der angeſehenſten Beamten, unter denen wieder der 
Reichsvizekanzler, der Oberſthofmeiſter und der Hofmarſchall die vornehmſten 
waren.!) Für die Ausfertigung landesherrlicher Erlaſſe und Inſtruktionen ent: 
ſtand neben dieſem beratenden Kollegium eine zweite Behörde, die allgemeine 
Hofkanzlei, die indes wegen der für die Angelegenheiten der einzelnen Länder— 
gruppen beſtehenden vorder- und niederöſterreichiſchen, ungariſchen und böhmiſchen 


) Als Mitglieder des geh. Rats beim Tode des Kaiſers nennt Seld (an Granvella. 1564 
Aug. 22. Granvelle, papiers VIII S. 272 fg.) den Oberſthofm. Harrach, den Marſchall Trautſon, 
Gienger, Weber, Zaſius; als ſechſter kommt er ſelber hinzu. 
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Kanzleien ſich einen größeren Wirkungskreis erſt erkämpfen mußte; ſie wurde ſeit 
Ferdinands Erhebung zum Kaiſer und dann weiter unter ſeinen Nachfolgern bis 
auf Ferdinand II. von dem deutſchen Reichsvizekanzler im Nebenamt verwaltet. +) 
Beide Behörden, geheimer Rat und Hofkanzlei, entſprangen wie von ſelbſt 
aus der Gemeinſamkeit des Herrſchers: die Not der Türkenkriege wirkte gleich— 
zeitig auf die Entſtehung eines gemeinſamen Heers und gemeinſamer Finanzen. 
Wenn, wie ſchon erwähnt (S. 96), die Verteidigung der öſterreichiſchen Lande 
auf dem doppelten Syſtem des Aufgebotes und der Werbetruppen beruhte, ſo 
konnten die Werbetruppen, welche entweder von den landſtändiſchen Ausſchüſſen 
oder, mit Hülfe landſtändiſcher Geldbewilligungen, von der Regierung aufgebracht 
und bezahlt wurden, gleich dem Aufgebot bloß zum Schutz des einzelnen Landes 
beſtimmt werden; allein ihrer Hauptmaſſe nach bildeten ſie den Kern der in 
Ungarn kämpfenden Feldarmeen, die aus den geeinten Beiſteuern der Erblande 
unter Mithülfe des Reichs und befreundeter Mächte hervorgingen. Man unter— 
ſchied alſo von den Streitkräften der einzelnen Lande eine gemeinſame Armee, 
und im Zuſammenhang damit von den Befeſtigungsanſtalten der einzelnen Lande 
die von der gemeinſamen Regierung zu leitenden Verteidigungsarbeiten an den 
türkiſchen Grenzen. Hieraus ergab ſich die Notwendigkeit einer Zentralbehörde 
für die gemeinſchaftliche Heeresverwaltung und Grenzbefeſtigung, und als ſolche 
trat im Jahr 1556 der Hofkriegsrat ins Leben. Die neue Behörde brauchte zur 
Löſung ihrer Aufgaben vor allem bereit ſtehende Geldmittel, wie denn auch 
ſonſt für Erforderniſſe der Monarchie, die nicht mit den Angelegenheiten eines 
einzelnen Landes zuſammenfielen, alſo für die Unterhaltung des gemeinſamen 
Hofs mit ſeinen Zentralbehörden und Geſandtſchaften, auch für die Verzinſung 
der neben den Landesſchulden raſch hervortretenden Hofſchulden, verfügbare Gelder 
nötig waren. Die Behörde nun, welche die Geldmittel für ſolche gemeinſame 
Zwecke beſchaffte und auszahlte, war die auf Grund der Einrichtungen Maxi— 
milians I. von Ferdinand neu geordnete Hofkammer. Sie war auf zwei Quellen 
ihrer Einkünfte angewieſen, auf die aus der Verwaltung der landesherrlichen 
Kammergüter in den einzelnen Landen ſich ergebenden Ueberſchüſſe und auf den— 
jenigen Teil der landſtändiſchen Bewilligungen, welcher dem Monarchen für ge— 
meinſame Zwecke zur Verfügung geſtellt wurde. Um dieſe Quellen ergiebig zu 
machen, zog ſie die Leitung und Beaufſichtigung der Landeskammern an ſich und 
wurde der vielbeſchäftigte Ratgeber des Monarchen bei ſeinen finanziellen Ver— 
handlungen mit den Landſtänden und bei der Aufſchließung neuer Einkünfte. 
Dieſe Anfänge einer zentraliſierten Verwaltung vollzogen ſich jedoch nicht 
ohne wachſenden Widerſtand. Es ergaben ſich Streitigkeiten zwiſchen der Hof- und 
den Landeskanzleien, der Hof- und den Landeskammern, dem geheimen Rat und 
dem Rat des Königreichs Ungarn; der am tiefſten greifende Gegenſatz aber ent— 
ſtand zwiſchen Landesfürſt und Landſtänden. Die Stände der einzelnen Lande 
ſahen eiferſüchtig auf den Schutz und die Mehrung ihrer Rechte; als das erſte ihrer 
Rechte betrachteten ſie die geſchloſſene Verwaltung des Landes, und als die vor— 


1) Krones in den Beiträgen z. K. ſteiermärkiſcher Geſchichtsquellen XVIII S. 137 fg. 
Adam Wolf, Lobkowitz S. 219 fg. 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555 — 1648. 17 
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nehmſte Bürgſchaft dieſer geſchloſſenen Verwaltung das Recht, daß zu den wichtigen 
Aemtern der Landesverwaltung nur Eingeſeſſene und Landesangehörige befördert 
werden ſollten: ſie traten als die eigentlichen Verfechter des geſchloſſenen Staats— 
rechtes der Lande ihrem Fürſten entgegen. Wo vollends ihre partikularen 
Beſtrebungen, wie in Ungarn, und mit geringerem Nachdruck in den böhmiſchen 
Landen, auf nationaler Verſchiedenheit beruhten, da waren die Stände geneigt, 
bei jedem ſchweren Konflikt das Herrſcherrecht der Dynaſtie in Frage zu ſtellen. 

Das waren Tendenzen, aus denen ſich immer neue Streitigkeiten zwiſchen 
Regierung und Ständen ergaben; Ferdinand wurde darüber zu dem Gedanken 
geführt, daß die Bürgſchaft für Stärke und Einheit ſeiner Regierung in der 
Beſchränkung landſtändiſcher Freiheiten liege. Wenn alſo unter den Ständen 
von Ungarn und Böhmen der Anſpruch auf ein freies Wahlrecht bei Vergabung 
der Krone erhoben wurde, ſo errang er dagegen in dem letzteren Lande eine 
unzweideutige, in dem erſteren eine wenigſtens vorläufige Entſcheidung zu Gunſten 
des Erbrechtes. Wenn die Ungarn bei Abweſenheit ihres Königs die ſtatthalter— 
liche Regierung für den vom Reichstag gewählten, vom König ernannten Palatin 
beanſpruchten, ſo vermachte Ferdinand noch vom Schluß ſeiner Regierung her 
den Nachfolgern den Grundſatz, daß ſtatt des Palatins ein vom König durchaus 
abhängiger Statthalter einzuſetzen ſei. Als die Böhmen im ſchmalkaldiſchen 
Krieg ſich im offenen Aufſtand gegen König Ferdinand erhoben hatten, benutzte 
dieſer ſeinen Sieg, indem er in den Magiſtrat jeder königlichen Stadt zur Be— 
aufſichtigung der Verwaltung einen Königsrichter ernannte und eigenmächtige 
Verſammlungen der Stände durch ein beſonderes Geſetz bei Todesſtrafe verbot. 
Natürlich wurde bei dieſer Richtung der landesfürſtlichen Politik das Verhältnis 
der Stände zum Fürſten nicht freundlicher; vollends aber wurde es verbittert durch 
jene proteſtantiſche Oppoſition, von deren Emporkommen in ſämtlichen Landen 
früher die Rede geweſen iſt. Hauptſächlich unter ihrer Einwirkung geſtalteten 
ſich die Dinge jo, daß, als Ferdinand ſtarb, entſcheidende Konflikte zwiſchen Fürſt 
und Ständen in beſtimmter Ausſicht waren. 

War es ein Gegenmittel gegen dieſe Gefahren, wenn Ferdinand wieder— 
holt die Ausſchüſſe der deutſch-öſterreichiſchen Landtage unter ſich, oder auch, wie 
im Januar 1542, mit denen der böhmiſchen Kronlande zu gemeinſamer Be 
ſchlußfaſſung vereinigte und ſo die Stände in die zentraliſierenden Beſtrebungen 
der Regierung einführte? Es ſcheint doch nicht, daß aus ſolchen Verſammlungen 
eine fruchtbare Verbindung der fürſtlichen und der ſtändiſchen Abſichten hervor— 
gegangen iſt. Die Regierung veranſtaltete ſie nur, um gleichmäßige Türkenſteuern 
zu erhalten; die Stände aber der fünf niederöſterreichiſchen Lande, als ſie im Jahr 
1556 wieder in einer ſolchen gemeinſamen Verſammlung tagten, vereinigten ſich 
zur gemeinſamen Forderung proteſtantiſcher Religionsfreiheit (S. 106), d. h. ſie 
machten wohl einen Anfang zu engerer Vereinigung, aber zur Vereinigung im 
Gegenſatz gegen den Landesfürſten. 

So führte die Regierung Ferdinands zu den Gegenſätzen zwiſchen der Idee 
des Geſamtſtaates und dem Rechte der einzelnen Lande, zwiſchen Landesfürſt und 
Landſtänden. Was der Haltung Ferdinands in dieſem Kampfe von vornherein 
eine beſondere Schwäche anheftete, das war ein doppelter Mangel. Einmal jene 
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Sorge für die einträglichere Bewirtſchaftung der fürſtlichen Kammergüter und 
die Hebung des Wohlſtandes der Unterthanen, welche das deutſche Fürſtentum 
damals erfüllte, konnte in Oeſterreich keine rechten Früchte erzielen wegen der 
täglichen Not der Türkenkriege: die Kammergüter wurden verpfändet und mit 
Schulden belaſtet, die Unterthanen wurden ſowohl durch die ſchweren Steuern, 
wie die Gewaltthaten der durchziehenden und eingelagerten Söldner erſchöpft, 
die Regierung aber ſah bei dieſem langſamen Rückgang der wirtſchaftlichen Zu— 
ſtände ſich zu wahrhaft ärmlichen Einrichtungen genötigt. Weder ein größeres 
Geſandtſchaftsweſen vermochte fie zu unterhalten 1) noch die Kräfte für ein anderes 
auswärtiges Unternehmen neben den Türkenkriegen zu ſammeln. Zu dieſem 
einen Mangel geſellte ſich ein zweiter, der aus dem unberechenbaren Walten des 
freien Menſchengeiſtes hervorging: es fehlte in der geſamten Verwaltung Ferdi— 
nands an dem ſchöpferiſchen Eingreifen genialer Perſönlichkeiten, an der un— 
gewöhnlichen Anſpannung ſittlicher Kräfte. Kein großer Feldherr, der etwa der 
gemeinſamen Armee die ihr fehlende (S. 96) feſte Organiſation gegeben hätte, 
kein Verwaltungsbeamter, der in die Unordnung fürſtlicher oder ſtändiſcher 
Finanzverwaltung Regel und Aufſicht gebracht hätte, ragt in der Geſchichte dieſes 
Monarchen hervor. Er ſelber war arbeitſam und pflichttreu, unerſchütterlich in 
gewiſſen oberſten Geſichtspunkten ſeiner Politik; aber der mächtige Antrieb neuer 
Gedanken und ſiegreicher Willenskraft ging von ſeiner Perſönlichkeit nicht aus. 
Bei ſolchen Mängeln arbeiteten die zentralen Gewalten, die Ferdinand ſchuf, 
ohne den rechten Nachdruck, und den Unterthanen kam die Notwendigkeit einer 
gemeinſamen Regierung nicht recht zum Bewußtſein. 

Das Merkwürdigſte war ſchließlich, daß Ferdinand einen guten Teil alles 
deſſen, was er bei ſeiner zentraliſierenden Regierung geſchaffen hatte, durch die 
letztwillige Regelung ſeiner Nachfolge wieder aufhob. Er fand für die Geſamt— 
heit ſeiner Lande kein Geſetz der Unteilbarkeit vor. Im öſterreichiſchen Hauſe 
lebte der Gedanke fort, daß das Recht der Herrſchaft nicht ſo ſehr aus dem un— 
teilbaren Staate als aus dem Fürſtenhaus und der Zugehörigkeit zu demſelben 
hervorgehe. In dieſem Sinn teilte er die Lande unter ſeine drei Söhne: Maxi— 
milian erhielt die Lande der ungariſchen und böhmiſchen Krone nebſt Oeſterreich 
ob und unter der Enns. Der zweite Sohn Ferdinand bekam Tirol nebſt den 
öſterreichiſchen Vorlanden bis in den Elſaß hinein. Dem jüngſten, dem Erzherzog 
Karl, wurden die fortan als Inneröſterreich bezeichneten Herzogtümer Steiermark, 
Kärnten und Krain nebſt der Grafſchaft Görz zu teil. Damit war der öſterreichiſche 
Staat in drei Teile aufgelöſt, und eine zwar wichtige, aber ungenügende Bürg— 
ſchaft der Einheit war es, wenn die jüngeren Söhne angewieſen wurden, in 
ſchweren Angelegenheiten den Rat des älteſten Bruders einzuholen, vor allem ohne 
ſeinen Rat kein Bündnis, ohne ſeine Zuſtimmung keinen Krieg einzugehen, wenn 
ferner, bei Vererbung der abgeteilten Lande in männlicher Linie, für den Fall 
des Ausſterbens der einen Linie das Erbrecht der anderen geſichert wurde. 

Bedeutungsvoll, aber auch mit den Mängeln der Schlaffheit und Halbheit 
behaftet, wie ſo die Regierung Ferdinands in ſeinen Erblanden war, ſo war 


1) Geſandte hielt Ferdinand bloß in Rom, Madrid, Konſtantinopel und Venedig. 
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auch ſeine Haltung im Reich und in der auswärtigen Politik. Das neue Rech 
des Religionsfriedens war unter ſeiner Leitung dem Reiche geſchenkt, und bei 
aller grundſätzlichen Abneigung hielt er nunmehr daran feſt, daß dieſes Geſetz 
nicht in Frage geſtellt werden dürfe, weder durch irgend eine Verpflichtung gegen den 
Papſt, noch durch irgend eine Aenderung zu Gunſten der Proteſtanten: nur durch 
verſöhnliche Annäherung und endliche Vergleichung der getrennten Bekenntniſſe 
hoffte er den Religionsfrieden zuletzt gegenſtandslos zu machen. Bis dahin ſollten 
gewaltſame Ausbrüche der kirchlichen Parteien fern bleiben. Denn eben in 
dem ſchwer erſchütterten Reich eine Epoche des Friedens heraufzuführen, war 
der herrſchende Gedanke ſeiner Reichsregierung. Er ſuchte ihn zu verwirklichen, 
indem er bei den mächtigeren Fürſten nicht ſo ſehr die Autorität ſeiner Herr— 
ſchaft als das freie auf freundlichen Beziehungen und Vereinigungen beruhende 
Einvernehmen zur Geltung brachte, indem er nach außen ſeine Machtſtellung auf 
beſcheidener Maßhaltung in ſeinen Verhandlungen und vor allem auf der engen 
Verbindung mit König Philipp II. begründete, einer Verbindung, die trotz 
mancher Verſchiedenheiten in den Beſtrebungen von beiden Teilen aufrichtig 
gemeint und ſtetig erhalten wurde. 

Allerdings mußte er dabei ſehen, wie die getrennten Kirchen, ſtatt ſich zu 
nähern, nur feindlicher auseinandergingen, wie die kirchlich-politiſchen Parteien 
im Reich die Schranken des Religionsfriedens und der Reichsjuſtiz zu durch— 
brechen begannen, wie die Grenzen des Reichs im Weſten und Oſten gewaltſam 
zurückgeſchoben wurden. Innerhalb ſeiner Kirche die Richtung, die er befürwortete, 
mit entſcheidendem Nachdruck zur Geltung zu bringen, die Reichsgeſetze gegen die 
mächtigen Parteien ungebeugt zu behaupten oder gar die träge Maſſe der Reichs— 
ſtände zu ſtarken Aktionen nach außen fortzureißen, vermochte er nicht. Trotzigem 
Widerſtand gegenüber wich er zurück, ohne freilich die Uſurpation anzuerkennen. 

Bei allen Mängeln und Mißerfolgen ſtand jedoch Ferdinand hoch unter 
ſeinen Zeitgenoſſen. Die Politik der großen und kleinen Mächte war damals 
voll von Betrug und Grauſamkeit: er ſelber war, nach dem Maße der Zeit— 
genoſſen, milde und aufrichtig. Sittliche Ausſchweifung kennzeichnete die Monarchen 
von Frankreich, England und das Leben ſeines eigenen Bruders: er ſelber führte 
ein ehrbares Leben und hielt auf Ehrbarkeit an ſeinem Hof. Seine kirchliche 
Frömmigkeit war nicht nur groß, ſondern auch ungeheuchelt. In ſeinen Landen 
wurde er nicht eigentlich populär, dafür war ſeine Gewöhnung an deutſches 
Weſen und deutſche Sprache doch nicht vollftindig,+) und die Erfolge feiner 
Regierung nicht durchgreifend genug; aber in den höheren Kreiſen ſeiner Hof— 
beamten, der fremden Geſandten und der deutſchen Fürſten, gewann er eine Zu— 
neigung und Verehrung, der ſich auch die kirchlichen Gegner nicht zu entziehen 
vermochten. Der Eindruck, den ſein Abſcheiden machte, war ein erſchütternder, 
und das um ſo mehr, da er einen Nachfolger hinterließ, von dem man nicht 
wußte, ob ſeine neue Regierung nicht ein neues Syſtem bedeute. 


N ) Nach Mocenigo ſprach er von den fünf Sprachen, die er beherrſchte, das Deutſche am 
wenigſten gut (Alberi 1 6 S. 114), ein Urteil, das übrigens im Hinblick auf ſeine zahlreichen 
eigenhändigen deutſchen Briefe nicht zu ſtreng zu nehmen iſt. 
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Die Anfänge Maximilians II. und der Augsburger 
Reichstag von 1566. 


in die kaiſerliche Regierung eintrat, war die Erwartung der Zeitgenoſſen 

vor allem auf die eine Frage geſpannt, wie er ſich in dem Gegenſatz der 
Bekenntniſſe entſcheiden werde. Konnten ihm doch aus den letzten Jahren, in 
denen er unter äußerem Zwang gelebt hatte, beide Religionsparteien Aeußerungen 
vorrücken, welche die Erwartung einer nunmehrigen beſtimmten Entſcheidung für 
ihr Bekenntnis rechtfertigten. Indes gleich die erſten Handlungen des neuen 
Monarchen — daß er z. B. den Dominikaner Zithard in dem Amte des Hof— 
predigers beſtätigte und bei der Trauerfeier für ſeinen Vater auch eine Seelen— 
meſſe befahl, oder daß er den Abt von Kremsmünſter, der den Zeitpunkt für 
günſtig hielt, ſich öffentlich zu vermählen, gefangen ſetzen und zur Rechenſchaft 
ziehen ließ —, ) waren geeignet, zunächſt die Hoffnungen der Proteſtanten zu 
vereiteln. Und wenn die Katholiken aus ſolchen Maßregeln gute Hoffnung für 
ihre Sache ſchöpften, ſo mußten auch ſie bald nachher wieder erfahren, wie der 
Kaiſer am Allerſeelentage morgens früh auf die Jagd auszog, um ſich dem 
Seelenamt zu entziehen.?) Maximilian hörte aufmerkſam die Predigten ſeiner 
katholiſchen Hofgeiſtlichen: aber die Lehren von der Heiligenverehrung und dem 
Fegefeuer wünſchte er nicht berührt und offene Angriffe gegen die Augsburger 
Konfeſſion vermieden zu ſehen;?) er beſuchte an Sonn- und Feſttagen die Meſſe: 
aber derjenigen katholiſch-religiöſen Handlungen, die nur entweder mit gläubiger 
Geſinnung oder mit niederer Heuchelei verrichtet werden konnten, wie der Beichte 


9 ls Maximilian, eben ſein 37. Lebensjahr vollendend (geb. 31. Juli 1527), 


) Berichte Selds vom 22. Auguſt und 4. November 1564 (Granvelle, papiers VIII 
S. 272 fg. 476). 

2) Seld an den H. Baiern. 1564 Nov. 4. (Münchener St. A. bair. 229/7.) 

3) Berichte Eiſengreins an Baiern. 1568 Sept. 17, Okt. 30, Nov. 5, 13. (München. 
R. A. Oeſterr. Religionsſachen III.) 
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und Kommunion nach römiſch-katholiſchem Gebrauch, ſcheint er fic) enthalten zu 
haben. Kurz ſeine Haltung war derart, daß er mit gleicher Wahrheit dem 
Kurfürſten Auguſt verſichern konnte, er halte nichts von der Meſſe, und dem 
Erzbiſchof von Köln: er ſei frei von ſchismatiſchen Neigungen. 9 

Bei alledem war er jedoch keineswegs irreligids. Die Lehren von der 
Rechtfertigung durch das Verdienſt Chriſti, von den Früchten der guten Werke, 
die der wahre Glaube tragen ſolle, und von der Ergebung in die göttliche Vor— 
ſehung hatte er mit der Wärme eines erregbaren Gemütes gefaßt, und der 
religidfen Bewegung der Zeit folgte er mit ernſter Teilnahme. Wegen ſeiner 
zweideutigen Haltung beruhigte er ſein Gewiſſen einerſeits mit der Einwendung, 
daß er vor den katholiſchen Mächten, deren Bündnis er nicht ohne Zerrüttung 
des Reichsfriedens und ohne Preisgabe der Entwickelung ſeiner Hausmacht ent— 
behren konnte, ſeine perſönliche Ueberzeugung verbergen müſſe, anderſeits mit 
der Hoffnung und mit dem Wunſche, daß die ſtreitenden proteſtantiſchen Theologen 
über eine Faſſung ihrer Lehre im ſtrengen Anſchluß an die Augsburger Kon— 
feſſion geeinigt, die katholiſche Kirche auf die Wege der Verſöhnung zurückgeführt, 
und ſchließlich ein Ausgleich beider Kirchen auf Grund reiner Formen der Lehre 
und des Gottesdienſtes gefunden werden könne: allerdings ein Wunſch, deſſen 
Verwirklichung nicht nur eine unabhängige Geſinnung, ſondern eine die Geiſter 
der Menſchen überwältigende Thatkraft erforderte. Die Probe, ob er dieſe Kraft 
beſaß, wurde dem Kaiſer durch die ſchweren Erſchütterungen, die ſeine Regierung 
durchzogen, unabläſſig auferlegt. 

Gleich in den dringenden Aufgaben, die ſein Vorgänger ihm hinterließ, 
kündigten ſich die Schwierigkeiten der neuen Regierung an. Ungelöſt war beim 
Tode Ferdinands die Grumbachſche Verwickelung, in der es ſich darum handelte, 
ob die Rechtsordnung des Reiches der Willkür der Söldnerführer, die Sicherheit 
der großen Fürſten den Umſturzplänen des Adels und kleiner unzufriedener 
Fürſten preisgegeben werden ſollte. Ungelöſt war der Streit über den Calvinismus 
Friedrichs III., in dem es darauf ankam, ob unter dem Schutze des Religions— 
friedens eine dogmatiſche Abweichung von der bis dahin herrſchenden lutheriſchen 
Lehre und eine Richtung auf verſchärften Kampf gegen das katholiſche Weſen 
Raum finden ſollte. Und zu dieſen beiden über dem Innern des Reiches 
ſtehenden Fragen hatte ſich in den auswärtigen Angelegenheiten noch eine andere 
Verwickelung geſellt, die zum Ausbruch eines neuen Türkenkrieges zu führen drohte. 

Der Urſprung dieſer auswärtigen Verwickelung lag da, wo regelmäßig der 
Anlaß der Kriege zwiſchen Habsburg und den Osmanen lag, in dem Fürſtentum 
Siebenbürgen. Bei dem Frieden Ferdinands mit Soliman im Jahre 1562 
hatte erſterer auf den Erwerb Siebenbürgens verzichtet; aber eine Frage, die 
offen blieb, war, wie weit die Herrſchaft des Fürſten von Siebenbürgen ſich 
über ungariſches Land erſtrecken ſolle. Im Beſitz zahlreicher Städte und Gebiete, 
die von der Weſt- und beſonders der Nordgrenze Siebenbürgens nach der Theiß 
und über dieſelbe hinausreichten, ſuchte Fürſt Johann II. Zagolya ſeine durch— 
brochenen Herrſchaften abzurunden; er ſchien ſogar noch weiter zu ſtreben, da 


) Weber im ſächſ. Archiv III S. 333 fg. Loſſen, Kölner Krieg 1 S. 9 Anm. 2. 
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er den von ſeinem Vater übernommenen Titel eines Königs von Ungarn feſt— 
hielt. Indem nun Ferdinand umgekehrt darauf ausging, den Fürſten, wo möglich, 
auf die Grenzen von Siebenbürgen zu beſchränken, jedenfalls ihm den Königstitel 
und die Gebiete rechts von der Theiß zu entreißen, blieb das Verhältnis un— 
geklärt, als der Kaiſer ſtarb. Bei dem Beginn der neuen Regierung hielt 
Johann den Zeitpunkt für günſtig zum gewaltſamen Eingreifen. Seine Truppen 
eroberten im Herbſt 1564 die ſeine Nordgrenze bedrohenden Städte Szatmar 
und Nagy-Banya, er ſelber brach dann in die Komitate Szolnok und Szabolcs 
ein, in der Abſicht, bis Kaſchau vorzudringen. Aber ſchon zu Anfang des 
Jahres 1565 wandte ſich ſein Glück; die kaiſerlichen Streitkräfte unter Lazarus 
Schwendi gewannen nicht nur die verlorenen Plätze zurück, ſondern eroberten 
auch auf dem rechten Theißufer die in ſiebenbürgiſchen Händen befindlichen Städte 
Tokaj und Seerencz. 

Was dieſe Fehde ſofort für den Frieden höchſt gefährlich machte, das war 
die hergebrachte Politik der Pforte und der öſterreichiſchen Regierung. Erſtere 
hielt feſt an dem Grundſatz, den Fürſten von Siebenbürgen als ihren Vaſallen 
gegen Habsburg aufrecht zu halten. Die öſterreichiſchen Herrſcher dagegen konnten 
ſich wohl in die zeitweilige Preisgabe des türkiſch gewordenen Teiles von Ungarn, 
nicht aber in einen wirklichen Verzicht auf die baldige Rückführung Siebenbürgens 
unter die mittelbare oder unmittelbare Herrſchaft der ungariſchen Krone ergeben; 
jeder Erfolg gegen den ſiebenbürgiſchen Fürſten regte das Beſtreben, ſein Land 
zu unterwerfen, wieder auf. Dieſe Gegenſätze beſtimmten die Haltung der beiden 
Mächte. Von Soliman erging ſofort an die Paſchas von Ofen und Temeswar 
der Befehl, den Fürſten gegen die kaiſerlichen Streitkräfte zu ſchützen, und dem 
Kaiſer ſelber ſtellte er die Wahl, entweder das im jüngſten Feldzug Eroberte 
zurückzugeben oder auf den Frieden mit den Osmanen zu verzichten. An und 
für ſich hätte nun der Kaiſer einen neuen Türkenkrieg gern vermieden. Allein 
auf Befehl des Sultans vor dem ſiebenbürgiſchen Nachbar ohne irgend eine 
Genugthuung zurückzuweichen, konnte er nicht über ſich bringen. So geſtalteten 
ſich denn unter kleinen Zuſammenſtößen der türkiſchen und öſterreichiſchen Truppen, 
unter wachſender Verbitterung der Verhandlungen die Verhältniſſe ſo, daß man 
gegen Ende des Jahres 1565 den Neuausbruch des Türkenkrieges als unvermeid— 
lich vorausſehen konnte. N 

Solchen inneren und auswärtigen Schwierigkeiten gegenüber war es die 
erſte Pflicht des Kaiſers, den Rat und Beiſtand der geſamten Reichsſtände 
einzuholen. Sobald daher die erbländiſchen Angelegenheiten ihm freie Hand für 
das Reich ließen — was freilich anderthalb Jahre dauerte — erließ er am 
12. Oktober 1565 das Ausſchreiben eines Reichstags, den er am 23. März 1566 
in Augsburg perſönlich eröffnete. Es war dieſer Reichstag der erſte große Akt 
ſeiner Reichsregierung; die vornehmſten Gegenſtände desſelben waren die an— 
gedeuteten drei Verwickelungen. 

Zunächſt der Religionspunkt! Maximilian ſtellte in ſeinem Ausſchreiben, 
wie es nach ſeinem und ſeines Vaters erſtem Auftreten gegen die calviniſchen 
Neuerungen des pfälziſchen Kurfürſten nicht anders ſein konnte, die Frage zur 
Beratung, wie den eindringenden Sekten zu ſteuern ſei. Daneben wollte er, 
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ganz wie bei den Reichstagen von 1557 und 1559, die alte Verhandlung über 
die Herſtellung der kirchlichen und religibſen Einheit wieder aufgenommen wiſſen. 
Da zwiſchen dem Ausſchreiben, in dem er beide Vorſchläge anregte, und der 
Eröffnung des Reichstags fünf Monate lagen, ſo hatten die Parteien Zeit, ihre 
Stellung zu denſelben im voraus zu wählen. 

Gleich dieſe Vorverhandlungen ließen die entſcheidende Bedeutung ahnen, 
welche der erſte Reichstag Maximilians für die deutſchen Dinge haben ſollte. 
Zunächſt innerhalb der katholiſchen Partei traten jetzt die Zeichen hervor, daß 
die Bewegung der katholiſchen Reſtauration das deutſche Reich zu erfaſſen begann. 
Maßgebend war die Anregung, die von Rom kam. Hier war an die Stelle 
jenes Papſtes Pius IV., der die Trienter Reformen nur widerwillig zugegeben 
und ihre Ausführung ſchlaff betrieben hatte, im Januar 1566 Pius V. getreten, 
der Kirchenfürſt, welcher zuerſt die Macht des Papſttums aufrichtig und unabläſſig 
in den Dienſt der kirchlichen Reform ſtellte: er erfaßte die Dekrete des Trienter 
Konzils und den Geiſt dieſer Dekrete mit der Hingabe eines aufrichtigen Kloſter— 
bruders und der Härte des geübten Inquiſitors. Als er in dem kaiſerlichen 
Ausſchreiben die Stelle las, nach welcher am Reichstag über die Ausgleichung 
der Religion verhandelt werden ſollte, ſprang ihm der Gegenſatz zwiſchen ſeiner 
und der kaiſerlichen Auffaſſung von den kirchlichen Bedürfniſſen Deutſchlands in 
die Augen. Nach päpſtlicher Anſicht waren die Glaubensfragen unbedingt er— 
ledigt durch die Entſcheidungen des Trienter Konzils; der Kaiſer dagegen — 
wir kommen ſpäter noch darauf zurück — hielt dieſe Entſcheidungen, auch ab— 
geſehen von ſeinen perſönlichen Meinungen, ſchon deshalb nicht für unverbrüchlich, 
weil das Konzil in Deutſchland noch gar nicht angenommen ſei. Er wollte auf 
die Verſuche einer ſelbſtändigen dogmatiſchen Einigung Deutſchlands nicht ver⸗ 
zichten, während anderſeits wieder der bloße Gedanke, daß eine ſtaatliche Ver— 
ſammlung über Lehren und Einrichtungen der Kirche verhandeln ſolle, den 
Papſt, auch wenn er von den ſchon gefaßten Konzilsbeſchlüſſen abſah, mit Ent— 
ſetzen erfüllte. i 

Unter ſolchen Befürchtungen entſchloß ſich Pius V., die deutſchen Angelegen— 
heiten ernſtlich anzugreifen. Nicht nur daß er dringende Schreiben gegen kirch— 
liche Ausgleichsverſuche an den Kaiſer, die deutſchen Biſchöfe und katholiſchen 
Fürſten erließ, er erteilte im Januar 1566 dem Kardinal Commendone den 
Auftrag, daß er, was ſeit 1555 nicht mehr geſchehen war, als päpſtlicher Legat 
am Reichstag die katholiſche Sache vertrete. 

Und ſchon handelte es ſich nicht mehr allein um jenen negativen Zweck. 
Seit dem Winter des Jahres 1565 auf 66 reiſte der Jeſuit Caniſius an den 
rheiniſchen und benachbarten Fürſtenhöfen umher, um kraft eines noch von 
Pius IV. herrührenden Auftrags die Beſchlüſſe des Trienter Konzils zu übergeben 
und deren Ausführung zu betreiben. ) Dieſe Bemühungen fortzuführen, war der 
zweite Auftrag Commendones: er ſollte von den in Augsburg verſammelten katho⸗ 
liſchen Ständen ein offenes Bekenntnis zu den Trienter Beſchlüſſen verlangen.?) 


) Sacchino 1566 n. 21, 22. 
) Caniſius an den Jeſuitengeneral. 1566 Mai 4. (Laderchius 1566 n. 239.) 
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Bisher hatten eben Kaiſer und Stände jener großen Geſetzgebung gegenüber, 
welche die Reſtauration der katholiſchen Kirche bewirken ſollte, ein tiefes 
Schweigen beobachtet; nur der Herzog von Baiern nebſt den Biſchöfen der 
Salzburger Provinz hatten eine vorbereitende Verabredung über Annahme 
und Durchführung derſelben getroffen; !) jetzt wurde von Rom aus die Ver— 
handlung zur Unterwerfung Deutſchlands unter das Konzil eingeleitet. Daß 
dieſe Abſicht auf ſtarken Widerſtand treffen werde, hat man ſich ſchwerlich an 
der Kurie verhehlt; und vielleicht deshalb ſuchte man gleichzeitig gewiſſe Einzel— 
beſtimmungen des Konzils durch beſonderes Vorgehen zur Geltung zu bringen. 
Nach dem alten Grundſatze, daß man ſich der Häupter der Hierarchie verſichern 
müſſe, gedachte man vor allem, den deutſchen Reichsbiſchöfen die Lehren des 
Konzils und die Pflichten des prieſterlichen Standes wieder einzuſchärfen. Das 
Trienter Konzil hatte verordnet, daß der Biſchof drei Monate nach ſeiner Be— 
ſtätigung die Konſekration empfange: demgemäß ſollte Commendone bei den noch 
ungeweihten geiſtlichen Fürſten darauf dringen, daß ſie vor allem wahre Biſchöfe 
würden.?) Das Konzil hatte ferner beſtimmt, daß jeder Inhaber eines mit 
Seelſorge verbundenen Amtes, jeder Domherr in den Domkapiteln ein katholiſches 
Glaubensbekenntnis ablege und ſich eidlich zum Gehorſam gegen den römiſchen 
Stuhl verpflichte: demgemäß war dem ſchon im Jahre 1562 zum Erzbiſchof 
von Köln erwählten Grafen Friedrich von Wied als Bedingung ſeiner Beſtätigung 
das jener Satzung gemäß von Pius IV. aufgeſtellte Glaubensbekenntnis, welches 
eine ſehr ſpezielle eidliche Verpflichtung auf die Trienter Lehren enthielt, vor— 
gelegt, und zwar vermutlich noch unter Pius IV. Graf Friedrich verweigerte 
dieſe Unterwerfung unter das im Reich noch nicht angenommene Konzil. Um 
ſo ernſter hatte jetzt Commendone auf die Erfüllung der päpſtlichen Forderung 
zu dringen: an dem Kölner Erwählten ſollte eine Probe gemacht werden, die 
für den geſamten deutſchen Epiſkopat galt. 

Während ſo der Papſt ſich wieder anſchickte, den kirchlichen Angelegenheiten 
des deutſchen Reiches näher zu treten, wollten aber auch die katholiſchen Fürſten 
nicht mehr, wie im Jahre 1559, bis auf den Zuſammentritt des Reichstags 
warten, ehe ſie ſich über die Abwehr der proteſtantiſchen Angriffe verſtändigten. 
Bereits im Auguſt des Jahres 1565, noch bevor das kaiſerliche Ausſchreiben 
erlaſſen war, erſchien eine Geſandtſchaft der geiſtlichen Kurfürſten am kaiſerlichen 
Hof mit der ſchneidenden Erklärung: da am vorſtehenden Reichstag ein neuer 
Antrag der Proteſtanten auf Beſeitigung des geiſtlichen Vorbehalts zu beſorgen 
ſei, die katholiſchen Stände aber weder in dieſe noch in eine andere Veränderung 
des Religionsfriedens willigen können, ſo möge der Kaiſer die Katholiken mit 
der Mitteilung derartiger Anträge verſchonen und die Einmiſchung derſelben in 
die Reichstagsverhandlungen nicht geſtatten. Die geiſtlichen Kurfürſten konnten 
bei dieſer Erklärung nicht nur in ihrem Namen, ſondern auch in demjenigen 
„anderer katholiſcher Stände“ ſprechen; und neben ihnen erhob ſich der jetzt ſehr 
eifrig gewordene Herzog von Baiern, um auch ſeinerſeits für eine Verſtändigung 


1) v. Aretin, Maximilian I S. 152 Anm. 5. 
) Laderchius 1667 n. 208. 
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der katholiſchen Stände zur Abwehr des proteſtantiſchen Antrages auf Freiſtellung 
zu wirken.“) 

Der neue Geiſt machte ſich auch ſchon an dem perſönlichen Verhalten 
einzelner vornehmer Stände bemerkbar. Zwei Kirchenfürſten, jener ſtreitbare 
Erzbiſchof Johann von Trier und der Biſchof Johann von Hoya, hatten ſich, 
noch bevor die päpſtlichen Ermahnungen ſie erreichten, an den römiſchen Stuhl 
gewandt mit Bitte um Abſolution für die lang verſchobene Biſchofsweihe und 
um Erlaubnis zu deren nachträglichem Empfang.?) Herzog Albrecht von Baiern 
benutzte ſeine freundlichen Beziehungen zu Maximilian, um gelegentlich ernſte 
Bekehrungsverſuche bei ihm anzuſtellen. „Wahrlich,“ jo ſchrieb er ihm einige 
Zeit vor ſeinem Regierungsantritt, „die Zeit iſt nun vorhanden, daß es ſich 
nicht alſo wie bisher wird lavieren laſſen.“ Und während des Reichstags: „ich 
bitte E. M. bei Gott — denn höher kann ich nicht bitten — ſie wolle doch 
einmal die Augen ihres Gemüts aufthun und ſich gegen uns Katholiſche alſo 
erklären, daß wir nach langem herzlichem Begehren einmal mit gutem Grund 
wiſſen mögen, was wir doch an E. M. in causa religionis haben.“) 

In Rom und an deutſchen Fürſtenhöfen begann man alſo an einer Ver— 
einigung der katholiſchen Kräfte zu arbeiten. Wie aber geſtaltete ſich in der— 
ſelben Zeit die Verbindung der proteſtantiſchen Reichsſtände? Der Führer dieſer 
Partei hatte ſich ſeit 1563 durch ſeine calviniſchen Neuerungen in Widerſpruch 
mit den eigenen Glaubensgenoſſen geſetzt. Was inzwiſchen geſchehen war, hatte 
nur dazu gedient, den Zwieſpalt zu verſchärfen. Im April 1564 war zu 
Maulbronn, auf Vereinbarung zwiſchen Friedrich III. und dem Herzog von 
Württemberg, ein Religionsgeſpräch beiderſeitiger Theologen gehalten. Wie ge— 
wöhnlich, wurde dabei keine der ſtreitenden Parteien überführt; da ſich aber an 
das Geſpräch eine grimmige litterariſche Fehde zwiſchen den Heidelbergern und 
Württembergern anſchloß, ſo wurde der Streit nunmehr vollends an die Oeffent— 
lichkeit gezogen und mit wachſender Bitterkeit geführt. Friedrich III. fand bei 
all dieſen Auseinanderſetzungen keinen einzigen proteſtantiſchen Fürſten, der ihm 
Beifall gewährte: die einen ſtanden verdammend, die anderen mißbilligend ſeinem 
kirchlichen Vorgehen gegenüber. 

Nun war freilich für den pfälziſchen Kurfürſten dieſe Vereinſamung kein 
Grund, in der Verfolgung des Weges, den er zur Bekämpfung des Papſttums 
eingeſchlagen, nur einen Augenblick ſeitwärts zu ſehen. Die neuen Verſuche zur 
Ausgleichung der getrennten Bekenntniſſe, welche Maximilian dem Reichstag auf- 
erlegen wollte, wies er zurück, wie er ſie im Jahr 1559 zurückgewieſen hatte: 
die wahre Aufgabe, ſo meinte er, ſei die Zertrümmerung des Papſttums, und 
jetzt ſei die Zeit dazu günſtig. Er rechnete bei dieſer Hoffnung einerſeits auf 
die proteſtantiſche Geſinnung Maximilians, anderſeits auf einen neuen Anſturm 


) Zaſius an Baiern. 1565 Aug. 22. Beiliegend die Inſtruktion der geiſtlichen Kur⸗ 
fürſten an den Kaiſer und deſſen Reſolution. — Werbung eines bairiſchen Rats bei einem 
ungen. Biſchof des bairiſchen Kreiſes. O. D. (München. St. A. bair. 228/10; 160/5 f. 271.) 

) Laderchius 1567 n. 208, 209. 

*) H. Albrecht an Maximilian. 1563 Sept. 15. (R. A. München. Oeſterr. Sachen VII.) 
Derſelbe an denſelben. 1566 Mai 26. (St. A. München. Bair. Abt. 228/11.) 
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der proteſtantiſchen Stände zur Erkämpfung der Freiſtellung in dem uns be— 
kannten (S. 129, 138) weiteren Sinn. Und eben, um zu einem ſolchen An— 
ſturm die ſämtlichen proteſtantiſchen Stände zu vereinigen, trat er zeitig, als ob 
keine Trennung eingetreten ſei, mit ihnen in Verhandlung. 

Von hoher Bedeutung waren bei dieſer Verhandlung die Gründe, mit 
denen er das Zuſammenſtehen der Proteſtanten, trotz des Zwiſtes über die 
Abendmahlslehre, als ſtatthaft bewies. Die Differenz, ſagte er, welche die 
Proteſtanten in dieſer Lehre trennt, läßt diejenigen Hauptlehren, welche zur 
Seligkeit notwendig ſind, unberührt; es iſt eine „Nebendisputation“, wie ſolche 
auch zwiſchen Petrus und Paulus, zwiſchen Auguſtin und Hieronymus unbeſchadet 
der kirchlichen Einheit beſtanden haben.!) Alſo der ſtrenge Dogmatiker ſtellte 
innerhalb des Lehrſyſtems, das er ſeiner Landeskirche auferlegte, einen Unter— 
ſchied auf zwiſchen Sätzen, deren Annahme zur Seligkeit notwendig, und ſolchen, 
die es nicht ſeien. Er fand ſich bei dieſer Behauptung im Einvernehmen mit 
dem Manne, der ſeit Calvins Tode an der Spitze der Genfer Kirche ſtand, mit 
Theodor Beza.?) Allein aus der Mitte der lutheriſchen Landeskirche trat ihm 
zwar nicht allgemeiner, aber doch ſehr tief greifender Widerſpruch entgegen. Vor 
allem das Haupt der bedeutendſten Nebenlinie ſeines Hauſes, der Herzog Wolf— 
gang von Zweibrücken-Neuburg, erklärte ihm ſofort: das Abendmahlsdogma in 
der lutheriſchen Faſſung entſpreche der deutlichen Lehre Chriſti; bei Verluſt der 
Seligkeit habe aber der Chriſt nicht einige, ſondern alle Lehren des Erlöſers 
zu glauben.?) In ähnlichem Sinne äußerte ſich der Propſt Brenz, der einfluß— 
reichſte theologiſche Ratgeber des Herzogs von Württemberg. *) 

Wenn die engere Anſicht dieſer Männer die Oberhand gewann, ſo wurde, 
das liegt am Tage, die ohnehin ſo ſchwierige Vereinigung der deutſchen Luthe— 
raner und Calviniſten faſt unmöglich. Denn ſolange man bloß annahm, daß 
die calviniſche Abendmahlslehre mit der Augsburger Konfeſſion unvereinbar und 
folglich vom Schutze des Religionsfriedens ausgeſchloſſen ſei, war es nur die 
Achtung vor dem Geſetz, welche der Verbindung beider Gruppen zu einer auf 
dem Religionsfrieden fußenden Partei widerſtrebte. Sobald man aber jene 
Lehre als eine ſeelenmörderiſche Ketzerei verwarf, lehnte ſich das religiöſe Ge— 
wiſſen gegen das Einſtehen beider Teile für einander auf. Und eben dieſen 
Einwand der Gewiſſenspflicht nahmen denn auch ſofort die beiden Herzöge von 
Württemberg und Zweibrücken auf. 

Wenn aber ſo den Abſichten der pfälziſchen Regierung der dogmatiſche 
Zwiſt in den Weg trat, ſo konnte es nicht ausbleiben, daß gleichzeitig jener 
ältere Widerſpruch gegen die Heidelberger Politik, der aus politiſch konſervativen 


1) Kluckhohn 1 S. 600, 628. Aehnliche Aeußerung Ehems im Jahr 1568: Kluckhohn 
in den Denkſchriften der Münchener Akademie, hiſt. Kl. XII 2 S. 86. 
: 2) Ausgeſprochen in deſſen Schrift gegen Weſtfal (Heppe, Beza S. 77 fg.) und wieder 
in dem Schreiben an Dudith, 1570. (Epistolae theol. Genf 1575 S. 9.) Allerdings nimmt 
Beza die Übiquiſten aus. 

5) Kluckhohn I n. 319. 

4) Sattler IV Beil. S. 246 fg. Noch ſchärfer äußert Brenz fic) zwei Jahre ſpäter in 
dem Gutachten in anecdota Brentiana S. 551 fg. 
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Grundſätzen entſprang, neue Kräfte gewann. Das Haupt der konſervativen 
Partei, der Kurfürſt Auguſt, wie er dem ſtürmiſchen Vorgehen der Pfälzer gegen 
den Kaiſer und ihre katholiſchen Mitſtände von Anfang an nur teilweiſe und 
ohne Eifer gefolgt war, meinte jetzt erſt recht: er wolle abwarten, was in be⸗ 
zug auf die Freiſtellung vorgebracht werde. Zu erreichen werde vermutlich wenig 
ſein, da zu den übrigen Schwierigkeiten der verſchärfte dogmatiſche Zwiſt unter 
den Proteſtanten hinzugekommen ſei. 

So traf mit den erſten Regungen einer Kräftigung der katholiſchen Partei 
der Anfang einer Schwächung der Proteſtanten zuſammen. Wie verhielt ſich 
über dieſen Bewegungen der beiden Parteien der Kaiſer Maximilian? Jene 
Sorge des Papſtes, der Kaiſer möchte die Dekrete des Trienter Konzils beiſeite 
ſchieben und am Reichstag über neue Formen der Religion, in denen ſich Katho— 
liken und Proteſtanten zuſammenfinden ſollten, verhandeln laſſen, war wohl nicht 
ohne Grund; allein die eigentliche Teilnahme des Kaiſers galt der andern Hälfte 
des von ihm angeregten Religionspunktes, der Beſeitigung der Sekten, d. h. der 
Calviniſten. Im Juli und Auguſt des Jahres 1565 gingen als kaiſerliche Ge— 
ſandte an die geiſtlichen Kurfürſten Timotheus Jung, an die von Sachſen und 
Brandenburg Philipp Zott von Berneck ab. In den Aufträgen derſelben waren 
die von den Bifchdfen von Worms und Speier jo ſchwer empfundenen, vom 
Kaiſer in einem Mandat vergeblich verbotenen Gewaltſamkeiten des Kurfürſten 
von der Pfalz gegen Neuhauſen und Sinsheim (S. 201) mit den dort, wie in 
den pfälziſchen Landen, eingeführten calviniſchen Neuerungen verbunden. Im 
Hinblick auf beides ſollten die Geſandten vorſtellen, wie der Kurfürſt „die ver— 
dammliche, aus dem Religions- und Landfrieden ausgeſchloſſene Sekte des Zwing— 
lianismus und Calvinismus mit Zwang und Gewalt“ einführe, und daß der 
Kaiſer in dieſer Sache, in der „das ewige Heil oder Unheil“ auf dem Spiel 
ſtehe und „die Gefahr weiterer Nachfolge, zumal am Rheinſtrom,“ gar ſo groß 
ſei, nichts an ſich ermangeln laſſen möchte, was zur Beſeitigung der überall 
einreißenden Sekten diene: er bitte die Kurfürſten um ihr Gutachten, was er 
weiter verfügen ſolle. +) 

Die Abſicht des Kaiſers bei dieſer Geſandtſchaft war klar. Er, der dem 
Widerſpruch der lutheriſchen Lehre gegen das katholiſche Dogma Beifall zollte, 
war doch fern von dem Gedanken, daß innerhalb der proteſtantiſchen Gemein— 
ſchaft für verſchiedene Lehrauffaſſungen Raum zu laſſen ſei. Er haßte den 
Calvinismus und ſah es als eine Hauptaufgabe des Reichstags an, denſelben 
in Deutſchland wieder zu erſticken. Dort ſollte ein Angriff ins Werk geſetzt 
werden, deſſen Ziel der Ausſchluß Friedrichs III. aus dem Religionsfrieden, ja 
in weiterer Konſequenz die Aechtung desſelben ſein mußte. Die Initiative zu 
dieſem Angriff ſuchte er den Kurfürſten zuzuſchieben. 

Soweit es fic) nun um die prinzipielle Auffaſſung handelte, konnte Maxi⸗ 
milian mit den Antworten, die er bekam, zufrieden ſein. Am ſchärfſten äußerten 
ſich Mainz und Brandenburg. Erſterer meinte: das gegen die Augsburger 
Konfeſſion, gegen den Land- und Religionsfrieden verſtoßende Vorgehen des 
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pfälziſchen Kurfürſten ſehe ihm aus, wie eine franzöſiſche und hugenottiſche Kon— 
ſpiration, um im Reich den Calvinismus und hernach andere Sachen mehr ein— 
zuführen. „Denn die Prädikanten, ſo der Pfalzgraf hin und wieder aufſtellete, 
wären lauter Schweizer von Zürich, Genf und den Orten, da die Hugenotten 
mit Haufen ſind und an Frankreich ſtießen.“ Kurfürſt Joachim II. bemerkte 
unter anderem: er habe ſich mit dem Gedanken getragen, ob nicht ſämtliche Kur— 
fürſten den Pfälzer warnen ſollten, er möge nicht „ſich ſelbſt und ſeine Unter— 
thanen aus dem Frieden in den Unfrieden ſetzen.“ — Aber wie anders ſtand 
es mit den praktiſchen Vorſchlägen! Alle Antworten liefen darauf hinaus: der 
Kaiſer möge die Sache dem Reichstag vortragen und mit dem Rat der Stände 
weiter handeln. Nur der Erzbiſchof von Mainz ließ ſich inſofern etwas weiter 
heraus, als er den geſcheiten Rat gab: der Kaiſer möge beſonders von den 
proteſtantiſchen Ständen eine Erklärung ausbringen, ob das pfälziſche Bekenntnis 
der Augsburger Konfeſſion gemäß ſei. „Wäre es derſelbigen gemäß, in dem 
Namen des Allmächtigen, ſo hätte es ſeinen Weg. Wo aber nicht, würden die 
Konfeſſionsverwandten ſelber bei ihrer Kaiſerlichen Majeſtät um Abſchaffung des— 
ſelben anhalten.“ Den Gedanken, daß der Kaiſer ohne weiteres mit Ernſt und 
Gewalt gegen Friedrich vorangehen könnte, wies der in ſo gefährlicher Nähe des 
gewaltthätigen Kurfürſten ſitzende Erzbiſchof ausdrücklich ab. Und noch deutlicher 
ſprach die Furcht aus den zurückhaltenden Erklärungen der Kurfürſten von Trier 
und Köln.) 

Das beſcheidene Ergebnis der Verhandlung war, daß die Kurfürſten den 
Kaiſer an den Reichstag und die eigene Initiative wieſen, und daß von fatho- 
liſcher Seite mit ängſtlicher Zurückhaltung auf den Vorgang der lutheriſchen 
Fürſten geſehen wurde. Waren aber dieſe zu einem thatkräftigen, über die bloße 
Erklärung des Widerſpruchs der pfälziſchen Abendmahlslehre gegen die Augs— 
burger Konfeſſion hinausgehenden Einſchreiten geneigt? Nach allem, was bisher 
vorgegangen, mußte man als die ſchärfſten Gegner Friedrichs die beiden Herzöge 
von Zweibrücken und Württemberg anſehen. Den erſten, den Pfalzgrafen Wolf— 
gang, kannte man ſeit Jahren als den unzertrennlichen Genoſſen des Herzogs 
Chriſtoph bei deſſen theologiſchen Einigungsverſuchen, als einen Eiferer für die 
reine Lehre, aber auch als einen Mann, bei dem der dogmatiſchen Betriebſamkeit 
das raſtloſe Verlangen zur Seite ging, in den Kämpfen der deutſchen oder 
außerdeutſchen Mächte als Söldnerführer emporzukommen. Gleich ſo vielen 
kleinen Fürſten und Adelichen, die ſich dem Söldnerhandwerk zuwandten, war 
er beherrſcht von der Gier nach Beute und Vergrößerung, von dem Trieb nach 
heimtückiſchen Zettelungen, um irgendwo ein Kriegsunwetter zuſammenziehen zu 
helfen, in dem er dann eine gewinnbringende Beſtallung finden mochte. Er war 
ein Zelot ohne den wahren Opfermut religiöſer Ueberzeugung,!) ein politiſcher 
Intrigant ohne Beſonnenheit und Ehrenhaftigkeit. Wie er ſich im Jahr 1563, 


) Reſolutionen von Mainz, Trier, Köln. Die letztere vom 5. Sept. 1565, die andern 
undatiert, aber früher. Relationen Bernecks aus Sachſen und Brandenburg vom 2. und 17. Auguſt. 
(Wien St. A. Reichstagsakten 1566 n. 46.) 

2) Dies zeigt ſeine gewundene Haltung beim Interim. Vgl. meine Bemerkung in Reuſchs 
theolog. Litteraturblatt 1874 S. 106 Anm. 1. 
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auf Geldzuſchüſſe der Hugenotten und proteſtantiſcher Fürſten hoffend, voreilig 
in kriegeriſche Rüſtungen begeben hatte, um in dem franzöſiſchen Religionskrieg 
für die Proteſtanten einzugreifen und nebenbei Metz zu erobern, ſo drängte er 
ſich zu Anfang des Jahres 1565 an Kurſachſen heran, um däniſche oder kur— 
ſächſiſche Dienſte zu erlangen, ) horchte gleichzeitig bei Grumbach, ob nicht hier 
ein reelles Unternehmen ins Werk zu ſetzen ſei,?) und brachte ſchließlich am 
1. Oktober eine Beſtallung Philipps II. aus, bei der er ſich freilich vorbehielt, 
nicht gegen die Augsburger Konfeſſion zu dienen, die aber jedenfalls für einen 
fanatiſchen Lutheraner ſich ſeltſam ausnahm. ?) Mitten unter all dieſen Um⸗ 
trieben faßte er nun auch, im Hinblick auf die calviniſche Verwickelung, den Plan 
ins Auge, der Kaiſer möge ein rechtliches Verfahren anſtellen, das mit dem 
Ausſchluß des Pfälzers aus dem Religionsfrieden und dem ausdrücklichen Auf— 
trag oder der ſtillſchweigenden Erlaubnis für ihn, Pfalzgraf Wolfgang, zum feind— 
lichen Ueberfall und zum Sturz des Verurteilten enden ſollte.“ 

Bezeichnend für die übrigen proteſtantiſchen Stände war es nun aber, daß 
keiner auf dieſen Gedanken des Zweibrückeners einging, nicht einmal der Herzog 
von Württemberg. War es bei dem gutmütigen Chriſtoph die Nachwirkung 
perſönlicher Freundſchaft, oder die einfache Rechnung, wie unabſehbar die prote— 
ſtantiſche Partei durch die Niederwerfung des Pfälzers geſchwächt werden könne, 
er vermochte jedenfalls mit dem Plan eines den Kurfürſten perſönlich treffenden 
Angriffes ſich nicht zu befreunden. Seine Erwägungen über die Behandlung 
der pfälziſchen Ketzerei am vorſtehenden Reichstag waren an ſo viele „Wenns“ 
geknüpft, daß man überall den mangelnden Mut zu einem Vorgehen auf eigene 
Verantwortung erkannte. Als hypothetiſch galt es ihm, ob überhaupt über die 
Sache verhandelt werde. Wenn ſie vorkam, und zwar, wie er vermutete, in 
Form einer Anfrage des Kaiſers an die proteſtantiſchen Stände über das Ver— 
hältnis des Kurfürſten zur Augsburger Konfeſſion und zum Religionsfrieden, ſo 
ſah er allerdings die unausweichliche Pflicht vor ſich, die Uebereinſtimmung der 
pfälziſchen Abendmahlslehre mit der Augsburger Konfeſſion zu verneinen. Gegen 
die weitere Konſequenz aber, daß alsdann auch der Ausſchluß des Kurfürſten 
aus dem Religionsfrieden erklärt werden müſſe, verwahrte er ſich mit dem Hin— 
weis, daß es die gemeine Anſicht der Fürſten ſei, man ſolle nicht die Perſon 
des Kurfürſten, ſondern die Doktrin, die er in ſeinem Land verkünden laſſe, 
verdammen.°) Wenn er dann ferner erwog, ob man in den gemeinſamen Be— 
ſchwerden und Anſprüchen der proteſtantiſchen Stände mit dem Kurfürſten 
Friedrich wie an den früheren Reichstagen zuſammen gehen könne, ſo war ihm 
wohl die Unerlaubtheit einer ſolchen Gemeinſchaft an ſich unzweifelhaft; aber ob 


) Ortloff, Grumbachſche Händel II S. 274 (vgl. S. 262), 284. 

) Ortloff II S. 269 fg., 276, 280 fg. 

) Granvella IX S. 567. Vgl. v. Bezold, Briefe Johann Kaſimirs 1 S. 5 Anm. 1. 

4) Kluckhohn I n. 303. 

) Kugler II S. 480 Anm. Demgemäß ſetzt er auch in den Notizen bei Kluckhohn I n. 316 
S. 603 nur zu dem 7., nicht zu dem 3. und 4. Punkt eine verneinende Antwort. Schon im 
Jahr 1564 weiſt er den auf eine Verdammung des Kurfürſten drängenden Pfalzgrafen Wolf— 
gang ab. (Kugler II S. 461 fg.) 
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er nun die Trennung wirklich ausführte, das wollte er doch davon abhängig 
machen, daß andere Stände ſich ihm beigeſellten. Folgten ſie dagegen alle dem 
Ruf der Pfälzer zu gemeinſamen Verhandlungen, dann wollte er ſich allein auch 
nicht ausſchließen, ſondern nur durch Verwahrungen innerhalb der vereinigten 
Stände ſeinen Widerſpruch gegen die pfälziſchen Irrtümer aufrecht halten.“) 

Wenn der Herzog Chriſtoph ſo wenig die Folgerungen ſeines Haſſes gegen 
den aufgehenden Calvinismus zu ziehen wagte, ſo war es um ſo begreiflicher, 
daß der kühle Kurfürſt Auguſt zu einer Trennung der proteſtantiſchen Partei 
jetzt ebenſowenig Neigung zeigte, wie früher zu einer ſcharfen Zuſammenfaſſung 
derſelben. Er ließ dem Kurfürſten von Brandenburg ſagen: das Mißfallen über 
die der Augsburger Konfeſſion widerſprechende pfälziſche Abendmahlslehre habe 
er Friedrich III. angezeigt. Aber deſſen ungeachtet wünſche er nicht, „daß S. 
Liebden gänzlich von anderen Ständen abgeſondert, und zu noch größerer Tren— 
nung im heiligen Reich Urſach gegeben werden ſollte“. Und ſeinen Reichstags— 
geſandten ſchärfte er ein, weiteren Zwieſpalt unter den proteſtantiſchen Ständen, 
ſoweit es ohne Verletzung des göttlichen Wortes angehe, zu verhüten.?) 

Von vornherein nahm ſich alſo der bevorſtehende Angriff gegen Friedrich III. 
doch nicht ſehr ernſthaft aus. Sein größter Feind war der Kaiſer; aber der 
hatte zu einem energiſchen Vorgehen die Aufforderung der Kurfürſten gewünſcht 
und nicht erhalten. Unter den Reichsſtänden ſammelten die Katholiken eben 
ihre Kräfte zur Verteidigung ihres Beſitzes gegen die vordringenden Prote— 
ſtanten; aber dieſen fehlte zu einem Angriff gegen das mächtige Haupt der 
letzteren noch der Mut. Den Lutheranern endlich wurde die Kampfesluſt gegen 
den Calvinismus durch die Sorge vor einer unberechenbaren Schwächung ihrer 
Partei herabgeſtimmt. 

Klarer als dieſe kirchliche Frage geſtalteten ſich bis zur Eröffnung des 
Reichstags die beiden anderen Angelegenheiten der Türkenhülfe und der Grum— 
bachſchen Acht. Die Nachrichten, die im Jahr 1565 eintrafen, von den gewal— 
tigen Rüſtungen Solimans für das nächſte Jahr und anderſeits von der glän— 
zenden Verteidigung der Johanniter auf Malta gegen den damals unternommenen 
türkiſchen Angriff hatten den Kriegsmut der chriſtlichen Mächte einigermaßen 
aufgeregt. Zugleich war die pfälziſche Oppoſition gegen die Türkenhülfe durch 
den Zwieſpalt der Proteſtanten lahm gelegt, und Kurfürſt Auguſt unter ſeinen 
Glaubensgenoſſen einflußreicher als je. Schon im Sommer des Jahres 1565, 
als Maximilian bei verſchiedenen deutſchen und italieniſchen Fürſten um eine 
vorläufige Unterſtützung anhielt, hatte Auguſt ihm tauſend Reiter auf drei 
Monate bewilligt und dazu erklärt: im Notfall werde er noch mehr ſchicken und 
perſönlich ausziehen; von der ſpäteren Reichshülfe ſolle dieſe Leiſtung nicht ab— 
gezogen werden. Seine Geſandten zum Reichstag inſtruierte er: vor einer ge— 


- 1) Gutachten der württembergiſchen Theologen (1566 Februar. Kugler II S. 480 Anm.), 
deſſen Uebereinſtimmung mit den Anſichten des Herzogs aus der Haltung desſelben am Reichs—⸗ 
tag erhellt. 
2) Inſtruktion für Valer. Crato an Kurbrandenburg. 1566. An ſeine Reichstagsgeſandten. 
1566 Febr. 13. (Dresden. St. A. Erſtes Buch der Reichstagshandlungen 1566. Vergl. Kluck⸗ 
hohn II S. 1038.) 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555-1648. 18 
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ringen Hülfe ſie zu warnen, nur eine auf mehrere Jahre berechnete könne ihren 
Zweck erreichen. Allerdings behielt er ſich dabei vor, daß auch der Beiſtand 
außerdeutſcher Mächte für dieſen die ganze Chriſtenheit angehenden Krieg nach- 
geſucht, und daß ungariſche Eroberungen, die mit des Reichs Hülfe gemacht 
würden, auch dem Reich durch Erweiterung ſeiner Lehens- und Steuerhoheit zu— 
gute kommen müßten. *) 

Nicht unwahrſcheinlich iſt es jedoch, daß dieſe Opferwilligkeit des Kur— 
fürſten von Sachſen noch einen beſonderen Grund hatte, und daß dieſer in den 
Grumbachſchen Umtrieben lag. Zwei Jahre waren ja ſeit der Aechtung des 
fränkiſchen Ritters dahin gegangen, ohne daß er und ſein fürſtlicher Schutzherr 
in ihrem Treiben geſtört wären. Im Gegenteil, die auf Beſchluß des Wormſer 
Deputationstags geworbenen Truppen waren bei Ablauf des beſtimmten Termins 
(S. 236) abgedankt, und als die Kurfürſten von der Pfalz und Mainz, ge— 
ſchreckt durch die Gefahr eines Adelsaufſtandes,“) beim Kaiſer nochmals um 
gütliche Beilegung der Grumbachſchen Händel nachſuchten, verwies Maximilian, 
der die gütliche Verhandlung unwürdig, die Durchführung der Acht unmöglich 
fand, die ganze Sache auf den nächſten Reichstag. Immer wilder und toller 
waren darüber die Verhandlungen und Entwürfe Grumbachs und ſeines Herzogs 
geworden. Neben einander faßten ſie ins Auge: die Erhebung des Herzogs Jo— 
hann Friedrich zum Kurfürſten von Sachſen, die Erhöhung des Adels auf Koſten 
der Fürſten, beſonders der geiſtlichen, die Stärkung der Proteſtanten auf Koſten 
Baierns und der Biſchöfe, ein Bündnis mit Schweden zum Sturz des Königs 
von Dänemark; die Engel verſprachen dem Herzog zu der ſächſiſchen Kur noch 
die Kaiſerkrone hinzu. Wie aber Grumbach im Jahr 1563 neben den unaus⸗ 
führbaren Plänen auch einen ausführbaren ergriffen hatte, ſo trug er ſich jetzt 
abermals mit einem praktiſchen Gedanken: er traf ſeit Herbſt 1564 oder An— 
fang 1565 wiederholt Vorbereitungen zu einem Ueberfall des Kurfürſten Auguſt, 
im Stil jenes Attentates gegen den Biſchof Melchior Zobel, ſei es zur Er— 
mordung, ſei es zur Gefangennahme des Opfers. 

Alle dieſe Umtriebe brachten es mit ſich, daß Grumbach in ſeine und ſeines 
Herzogs Dienſte immer neue Geſellen zog, die zu Krieg, Raub und Totſchlag 
gleich brauchbar waren. Und da die großen Anſchläge regelmäßig in Rauch 
aufgingen, dieſes aus Söldnerhauptleuten, Kriegsknechten und flüchtigen Ver— 
brechern beſtehende, zum Teil dem Adel angehörige Geſindel aber Unterhalt und 
Beſchäftigung brauchte, ſo wurden einſtweilen Straßenraub und Einbruch geübt; 
das Herzogtum Sachſen mußte die Sammelplätze für geheime Raubzüge bieten, 
die ſich nach Kurſachſen und den benachbarten Gebieten, bis ins Kurpfälziſche 
hinein erſtreckten. 

Das waren Zuſtände, die denn doch endlich die Langmut der deutſchen 
Fürſten erſchütterten. Bereits im April 1564 unter dem Eindrucke der Wormſer 
Verhandlungen und der drohenden Erlaſſe des Kaiſers gegen Johann Friedrich 


f ) Granvella IX S. 346 fg. Kurſächſiſche Reichstagsinſtruktion. 1565 Dez. 22. (Dresden. 
St. A. Erſtes Buch der Reichstagshandlungen 1566.) 
) Ortloff II S. 139—40. Vergl. des H. Braunſchweig Aeußerungen S. 144. 


Die Anfänge Maximilians II. und der Augsburger Reichstag von 1566. 275 


(S. 236), ließ der pfälziſche Kurfürſt, der die Verſchwörer bis dahin gegen die 
Reichsjuſtiz zu ſchützen geſucht hatte, dem jüngeren Bruder des Herzogs, dem oft 
genannten Johann Wilhelm, die Warnung zukommen: er möge, wenn Johann 
Friedrich die väterlichen Lande in die Schanze ſchlagen wolle, ſein eigenes 
Intereſſe daran wahrnehmen.!) Johann Wilhelm — nebſt einem noch jüngeren 
Bruder, Johann Friedrich, der indes im Laufe der gleich zu erwähnenden Tei— 
lungsverhandlungen ſtarb — hatte durch einen im Mai 1565 ablaufenden Ver— 
gleich die Regierung der ſächſiſchen Lande ſeinem älteren Bruder vorläufig über— 
laſſen. Im Hinblick auf die von Kurpfalz angedeuteten Gefahren und im 
ſchärfſten Gegenſatz gegen die Hetzereien Grumbachs verlangte er nun bei Ablauf 
des Termins entweder Teilung der Lande oder Einrichtung einer Geſamtregierung. 
Und nach einer äußerſt gereizten Verhandlung, in der Johann Wilhelm die 
Vermittelung des Kaiſers, der ſächſiſchen Erbvereinigten und vor allem des Kur— 
fürſten von der Pfalz herbeirief, mußte Johann Friedrich im Februar 1566 ſich 
zu einer ſogenannten Mutſchierung auf ſechs Jahre verſtehen. Die Lande um 
Koburg wurden an Johann Wilhelm, die um Weimar und Gotha an Johann 
Friedrich gewieſen, gewiſſe oberſte Hoheitsrechte gemeinſamer Verwaltung vor— 
behalten. Mit einem Schlag war dadurch die ohnehin nicht große Macht des 
unruhigen Herzogs durchſchnitten, und, was ihm beſonders ſchmerzlich war, von 
ſeinen beiden Feſtungen, Grimmenſtein (bei Gotha) und Koburg, die letztere ihm 
entzogen. 

Eine noch ernſtere Bedrohung Johann Friedrichs kam von Kurſachſen. 
Der Kurfürſt Auguſt, gegen den ſich alle Umſturzpläne immer in erſter Linie 
richteten, war jahrelang dem dunklen Treiben beobachtend gefolgt. Seit den 
letzten Monaten des Jahres 1565 kamen ihm beſtimmte Kunden von den gegen 
ihn geplanten Attentaten zu.?) War es nun der Eindruck dieſer neuen Frevel 
oder die Erkenntnis, daß im Hinblick auf den vorſtehenden Reichstag die Zeit 
zum entſcheidenden Vorgehen gekommen ſei, genug, er erhob ſich jetzt von ſeiner 
Ruhe und traf die Vorbereitungen zur regelrechten Erdrückung ſeiner Feinde. 
Im Februar 1566 richtete er an Johann Friedrich die förmliche Aufforderung, 
nach den Pflichten des Landfriedens und der ſächſiſchen Erbvereinigung gegen 
den geächteten und ihm nach dem Leben trachtenden Grumbach ernſtlich zu ver— 
fahren. Im Januar desſelben Jahres fertigte er an Joachim II. von Branden— 
burg, den einzigen Kurfürſten, der Grumbach noch ſein Wohlwollen bewahrt 
hatte,?) einen Geſandten ab mit der Vorſtellung, daß nunmehr gegen die Aechter 
Ernſt zu gebrauchen und die Reichstagsgeſandten demgemäß zu beauftragen ſeien. 
Dieſem Geſandten gelang es, durch die Nachricht von Grumbachs mörderiſchen 
Abſichten gegen Auguſt den Kurfürſten Joachim II. in ſeinem Verlangen nach 
gütlichem Ausgleich zu erſchüttern. Und nunmehr wandte der ſächſiſche Kurfürſt 


) Kluckhohn I n. 274. 

2) Bericht des Gr. Schwarzburg über Grumbachs Drohreden im Okt. 1565. (Ortloff 
II S. 384.) Nachrichten von einem Attentat Grumbachs im Okt. oder Nov. an den Kurfürſten 
gelangend. (S. 382, 386.) 
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ſeine letzten Bemühungen auf den Reichstag, um hier mit dem Kaiſer zuſammen 
dasjenige zu betreiben, was das Reichsgeſetz gegen den Friedensbrecher ſo lange 
ſchon erforderte. Schwerlich wird man irren, wenn man annimmt, daß dieſe 
Abſicht des ſächſiſchen Kurfürſten, verbunden mit der Befriedigung über die Los⸗ 
ſagung des pfälziſchen Kurfürſten von Johann Friedrich, ihm vollends die Neigung 
zu einem gleichzeitigen Kampf gegen den pfälziſchen Calvinismus benahm. 

Dies waren die Verhandlungen, welche die drei Hauptpunkte der kaiſerlichen 
Einladung zum Reichstag hervorriefen. Verhältnismäßig leicht konnten nach 
ſolchen Vorbereitungen die Gegenſtände der Türkenhülfe und der Grumbachſchen 
Empörung erledigt werden. Zur Unterſtützung des Kaiſers gegen die Türken 
zeigte ſich am bereitwilligſten der Fürſtenrat, wo eben Baiern und Oeſterreich 
die Abſichten Maximilians beförderten; zurückhaltender waren die Kurfürſten, 
wo indes die Sparſamkeit von Kurpfalz und Brandenburg durch den Eifer 
Sachſens aufgewogen wurde. Das Ende war, daß mit einer bis dahin unerhörten 
Freigebigkeit dem Kaiſer für das Jahr 1566 eine Hülfe von 24, für die drei 
folgenden Jahre eine weitere Beiſteuer von je acht Monaten bewilligt wurde 
(30. April), !) alſo im ganzen 48 Monate, deren Betrag?) fic) auf etwa 
3 ½ Millionen Gulden belaufen mochte. 

In der Sache Grumbachs ging der Kaiſer, wie man als gewiß annehmen 
darf, im Einvernehmen mit Kurfürſt Auguſt vor. Rechnend auf deſſen kriegeriſche 
Abſichten und auf den Unwillen der Reichsſtände über das Treiben in Gotha, 
ſtellte er, indem er auf die ergangene Acht hinwies, die ernſte Frage zur Beratung, 
was zum Zweck der Exekution zu thun ſei. Bei der harten Notwendigkeit, den 
Vernichtungskampf gegen Grumbach zugleich gegen deſſen fürſtlichen Schutzherrn 
zu richten, hätte der kurbrandenburgiſche Geſandte „den armen Aechtern“, wie 
er ſagte, gern noch einmal geholfen. Zu ſeinem Erſtaunen jedoch fand er ſelbſt 
die Kurpfälzer, die im Jahre 1564 mit Brandenburg gehalten hatten, ohne Teil— 
nahme für die Bedrohten, während Kurfürſt Auguſt mit rückſichtsloſer Energie 
für die Schärfe des geſetzlichen Verfahrens eintrat.?) Da geſchah es denn, daß 
der Kaiſer auf das Gutachten der Stände nicht nur die Acht gegen Grumbach 
und Genoſſen erneuerte und die Gemeinſchaft mit denſelben bei Strafe der 
thatſächlich eintretenden Acht unterſagte (13. Mai), ſondern auch in einem be— 
ſonderen Mandat an Johann Friedrich demſelben die Gefangennahme der Aechter, 
ebenfalls bei Strafe der Acht, auferlegte (12. Mai), es geſchah weiter, daß man 
über die nötigſten Anordnungen zur Ausführung der zweifachen Acht einig wurde. 
Wenn, ſo hieß es, die neuen kaiſerlichen Befehle Widerſtand finden, ſo werden 
der ober- und niederſächſiſche, der fränkiſche und weſtfäliſche Kreis, ſobald der 
Kaiſer ſie aufbietet, die Exekution übernehmen. Der Oberbefehl mußte in dieſem 


) Die Wechſelſchriften im Dresdener Archiv, 2. Buch der Reichstagshandlung von 1566. 
— Die Angabe Häberlins (VI S. 253) von bloß 24 Monaten iſt falſch. Das Richtige hat er 
VII S. 289, 295. 

2) Vgl. oben S. 96 und den Anſatz bei Häberlin X S. 36: 4 Monate nicht völlig 
300 000 fl. 


) Berichte der kurbrandenb. Geſandten. 1566 April 19, Mai 10. (Berlin St. A. X 
30 lib I.) 
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Falle dem Kurfürſten Auguſt, als dem Oberſten des von den Aechtern bewohnten 
oberſächſiſchen Kreiſes, zufallen. Im ſtillen unterhandelte derſelbe auch ſchon 
mit dem Kaiſer über die Bedingungen ſeiner Führung des Unternehmens.“) 
Dabei kamen neben anderen Schwierigkeiten beſonders der geringe Anſatz der 
Streitkräfte der Kreiſe zur Sprache, da ja die Oberſten und Zugeordneten 
höchſtens die für einen Römerzug angeſetzten Kontingente der Kreisſtände auf— 
bieten durften (S. 18/19). Dieſer Schwierigkeit wurde abgeholfen, indem durch 
den Reichstag neben einigen anderen Verbeſſerungen der Exekutionsordnung die 
Beſtimmung getroffen wurde, daß das Aufgebot bis zum Dreifachen des Matri— 
kularanſchlags gehen dürfe. Eine letzte Anordnung beſagte noch, daß auf all— 
gemeine Reichskoſten eine beſondere Truppe von 1200 Reitern auf drei Jahre 
in Wartegeld genommen und vom Kaiſer zur Abwehr von Friedensbrüchen in 
die gefährdeten Kreiſe verteilt werden ſollte. 

Aus all dieſen Beſchlüſſen ſprach ein Ernſt, den man kaum von den Reichs— 
ſtänden hätte erwarten ſollen. Die einzige Milderung, die auf Anregung des 
kurbrandenburgiſchen Geſandten angenommen wurde, beſtand darin, daß man 
den Herzog Johann Friedrich vor Anwendung der äußerſten Maßregeln durch 
eine reichsſtändiſche Geſandtſchaft noch einmal zur Unterwerfung unter die Reichs— 
geſetze zu ermahnen beſchloß. 

In derſelben Zeit, da dieſe Angelegenheiten erledigt wurden, arbeitete der 
Reichstag unter ganz anderen Mühen und Verwickelungen an demjenigen Gegen— 
ſtand, der eigentlich zuerſt hätte beendet werden ſollen, an dem Religionspunkt. 
Der erſte, der dem Kaiſer in dieſen Fragen einen ſchweren Stand bereitete, war 
der päpſtliche Legat Commendone. Mehrere Wochen vor Eröffnung des Reichs— 
tags war derſelbe bereits mit Maximilian in Augsburg eingetroffen. Um auf 
die kaiſerlichen Entſchlüſſe einzuwirken, verfügte er neben der päpſtlichen Autorität 
noch über ein beſonderes Mittel: die Verweigerung oder Gewährung einer Geld— 
beiſteuer zum Türkenkrieg, die der Kaiſer mit großem Eifer bei dem Papſt wie 
bei Philipp II. betrieb und von erſterem ſchließlich im Betrage von 50000 Dukaten 
(die gleiche Summe hatte er ſchon im vorigen Jahre erhalten) empfing. Der 
Erfolg der Vorſtellungen Commendones war raſch und bedeutend. Als nämlich 
die Propoſition am 23. März verleſen wurde, bemerkte man, daß der Ausgleich 
der Religion nicht, wie das Ausſchreiben angekündigt hatte, zur Verhandlung 
geſtellt wurde: die nach dem Religionsfrieden angeſtellten Vergleichsverſuche, hieß 
es, ſeien nicht zum Ziel gekommen; jedenfalls bleibe der Religionsfriede beſtehen. 
Wirkliche Verhandlungen wurden nur verlangt über die Abſtellung der den 
beiden berechtigten Bekenntniſſen widerſprechenden „abſcheulichen Sekten“. Auf 
Anſinnen des Papſtes und Zureden Commendones hatte alſo der Kaiſer den 
Punkt fallen laſſen, der ſeiner innerſten Geſinnung entſprach. Nachdem die 
Frage des kirchlichen Ausgleiches jeden Reichstag ſeit Beginn der kirchlichen 


1) Ortloff 1 S. 68 fg. 

) Te curante, ſchreibt Caligarius am 12. Mai 1566 an Commendone, wurde der 
Punkt abgeſetzt. (Laderchius 1566 n. 230.) — Die Propoſition im 2. Buch der Dresdener 
Reichstagsakten. 
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Spaltung beſchäftigt hatte, wurde ſie jetzt beſeitigt, um bei dem gemeinſamen 
Widerwillen der proteſtantiſchen und der päpſtlichen Partei nicht wieder auf— 
genommen zu werden. 

Um ſo beſtimmter trat die Angelegenheit des pfälziſchen Calvinismus in 
den Vordergrund. Aber auch hier ſchien fürs erſte eine ſchneidige Verhandlung 
nicht aufkommen zu wollen. Als der Religionspunkt im Kurfürſtenrat zur Er— 
wägung kam, votierten die Kurfürſten hintereinander: ihnen ſei für ihre Perſon 
und ihre Lande von eingeriſſenen Sekten nichts bekannt. Nur der Branden— 
burger fügte eine herzhafte Erklärung über die Feindſchaft ſeines gnädigen Herrn 
gegen die „Sakramentſchwärmer“ hinzu und ſpielte auf das kundbare Eindringen 
von Sekten an, während Kurpfalz ſich gleich bereit zeigte, ſeine der Augsburger 
Konfeſſion gemäße Lehre aus der heiligen Schrift zu rechtfertigen. Da aber bei 
derſelben Beratung die Proteſtanten, nach genommener Abrede, auf die Frei— 
ſtellung in demſelben Sinne, wie ſie bei den zwei letzten Reichstagen gefordert 
war, drängten, die Katholiken hingegen, nach ebenfalls genommener Abrede, über 
dieſe Forderung zu verhandeln ſich weigerten und folglich auch nicht zugeben 
wollten, daß ſie als Begehr ihrer proteſtantiſchen Kollegen in die Relation an 
den Fürſtenrat und dann etwa weiter in die Antwort der Reichsſtände an den 
Kaiſer aufgenommen werde, ſo lief die Sache in einen Streit zwiſchen den beiden 
Religionsparteien aus. Sie entſchloſſen ſich am Ende, auseinanderzugehen und 
jede für ſich mit dem Kaiſer zu verhandeln.!) Der gleiche Beſchluß wurde, wie 
es ſcheint, noch unmittelbarer von den Fürſten gefaßt. Und ſo wurde die ganze 
Verhandlung über den Religionspunkt aus den Reichsräten in die Sonder— 
beratungen der Katholiken und Proteſtanten verwieſen, die nun ihre Anträge und 
gegenſeitigen Anklagen dem Kaiſer vorzubringen hatten. Der Verſuch, einen 
Beſchluß des Reichstags gegen den pfälziſchen Calvinismus zuwege zu bringen, 
war mißlungen. 

Nicht viel glücklicher als dieſer erſte Angriff verlief ein zweiter, der aus 
der Mitte der proteſtantiſchen Stände kam. Hier, unter den Glaubensgenoſſen 
Friedrichs III., zeigte ſich allerdings zu Anfang eine ihm höchſt ungünſtige Stim— 
mung. Als ſeine Geſandten vor und nach der Propoſition die Zuſtimmung des 
Kurfürſten Auguſt zur Berufung der gewöhnlichen proteſtantiſchen Sonderverſamm— 
lung nachſuchten, wich derſelbe ihnen aus;?) dann aber, am 31. März, traten 
die Proteſtanten plötzlich zuſammen, auf Berufung des Kurfürſten Auguſt, ohne 
daß die pfälziſchen Geſandten eingeladen waren;?) und bei dieſer Verſammlung 
erklärten Fürſten und Geſandte, daß ſie, ohne eine vorherige befriedigende Er— 
klärung des Kurfürſten Friedrich in der Abendmahlslehre, in Religionsſachen mit 
demſelben nicht gemeinſchaftlich handeln könnten. Wenn das ernſt gemeint war, 
ſo war es der Anfang zur Ausſchließung des Pfälzers von der Gemeinſchaft der 
deutſchen Proteſtanten. Aber ſehen wir weiter, wie es mit dem Ernſte ftand. 

Bei dem Augsburger Reichstag, als dem erſten des Kaiſers Maximilian, 


) Kurbrandenburgiſche Berichte vom 19. April und 20. Mai. 
) Kluckhohn I n. 345, 348. 
) A. a. O. n. 350. Kugler II S. 484 Anm. 76. 
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hatten ſich Fürſten beider Bekenntniſſe in anſehnlicher Zahl perſönlich eingefunden. 
Von proteſtantiſchen Fürſten waren bei den eben erwähnten Beratungen der 
Kurfürſt Auguſt von Sachſen, die Herzoge von Zweibrücken und Württemberg, 
die Markgrafen Karl von Baden und Georg Friedrich von Ansbach, ſowie einer 
von den pommerſchen Herzogen perſönlich beteiligt. Zwei Tage nach der Ver— 
ſammlung vom 31. März erſchien ſodann Kurfürſt Friedrich III. Daß ihm eine 
für das Recht ſeines Bekenntniſſes entſcheidende Verhandlung bevorſtehe, wußte 
der Kurfürſt damals ſehr wohl. Aber die Kraft ſeiner Ueberzeugung gab den 
Gefühlen der Furcht oder Unſicherheit keinen Augenblick Raum. Bewaffnet mit 
ſeiner Bibel und ſtets eingedenk ſeiner Erklärung zur Augsburger Konfeſſion „nach 
ihrem rechten Verſtand“, kam er zum Reichstag, um ſeinen Widerſachern die Wahl 
zu ſtellen, entweder ihn als vollberechtigten Evangeliſchen anzuerkennen oder ihn 
aus Gottes Wort, darauf die Augsburger Konfeſſion beruhe, zu widerlegen. Er 
freute ſich, unter dem Schild des unzweifelhaften Wortes Gottes dem Kaiſer und 
den Ständen unter die Augen zu gehen. In ſeinem Gefolge war ſein Hofprediger 
Diller, der ſofort Kontroverspredigten über die Lehre vom Abendmahl eröffnete. 

Vor dieſer Entſchloſſenheit wichen die übrigen Proteſtanten einen Schritt 
zurück: ſie ließen die kurpfälziſchen Deputierten zu ihren Sonderberatungen zu. 
Hier wurde nun unter dem fortgeſetzten Vorſitz von Kurſachſen eine lange und 
ſcharfe Schrift der Proteſtanten an den Kaiſer vorbereitet, in welcher die an den 
beiden vorigen Reichstagen geſtellten Anträge erneuert, die erhobenen Beſchwerden 
durch einige weitere vermehrt, und im Hinblick auf Maximilians kirchliche Ge— 
ſinnung der kühne Vorſchlag gemacht wurde, es ſolle die Einigung und Reform 
der Kirche durch ein vom Kaiſer geleitetes Nationalkonzil bewirkt werden. Am 
16. April!) wurde dieſe Verhandlung beendet und die Schrift genehmigt. Da, 
in letzter Stunde, verſammelten am 17. April die beiden Hauptgegner Friedrichs, 
die Herzöge Wolfgang und Chriſtoph, die Geſandten eines Teils der proteſtan— 
tiſchen Fürſten, um ihnen eine Schrift an den Vorſitzenden der bisherigen Ver— 
ſammlung, an den Kurfürſten von Sachſen, zur Annahme vorzulegen. Im 
Namen der anweſenden evangeliſchen Fürſten und der Geſandten der abweſenden 
wurde Auguſt darin erſucht, den Kurfürſten von der Pfalz zur Annahme einer 
wörtlich eingerückten lutheriſchen Formel der Abendmahlslehre aufzufordern: wenn 
er ſich füge, ſo ſei man bereit, in Gemeinſchaft mit ihm jene Schriften dem 
Kaiſer zu übergeben und weiter in Religionsſachen mit ihm zuſammen zu handeln; 
wenn aber nicht, ſo müſſe man dieſe Gemeinſchaft verweigern. Die Spitze der 
vorgelegten Schrift lag in der letzten, negativen Wendung. Indes gerade gegen 
dieſe erhoben ſich alsbald die heſſiſchen Geſandten: ſie hatten gegen die Demon— 
ſtration im ganzen nichts einzuwenden; die Erklärung einer eventuellen Aus— 
ſchließung des Pfälzers aber beantragten ſie zu tilgen. Und ihr Einſpruch fand 
allgemeine Annahme; die Schrift an Auguſt wurde ohne die letzten Schlußworte 
genehmigt und von den beiden Herzogen überreicht.!) 


1) So der kurbrandenb. Bericht vom 19. April. Anderes Datum (13. April) in dem 
heſſiſchen Bericht, Kluckhohn I S. 655. 
2) Die Schrift bei Kluckhohn I n. 350. Ueber den in dieſer Vorlage bereits nicht mehr 
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Die Erwartung aller Parteien war damals auf den ſächſiſchen Kurfürſten 
geſpannt. Er ſtand zum Kaiſer in den Beziehungen freundſchaftlichen Vertrauens; 
von den lutheriſchen Ständen wurde er als Führer umworben; mit dem katho— 
liſchen Baiernherzog war er bei Gelegenheit der Wahl Maximilians in perſönliche 
Beziehungen getreten, die unter der gemeinſamen Gefahr der Grumbachſchen 
Umtriebe befeſtigt wurden!) und gerade während dieſes Reichstags ſich zu einem 
Freundſchaftsbund ausbildeten, der fortan die beiden Fürſten in dem Beſtreben, 
ſich über das gemeine Beſte des Reichs trotz ihrer kirchlichen Gegenſätze zu ver— 
ſtändigen, zuſammenhielt. All dieſe Verbündeten hatte er von ſeiner Abneigung 
gegen den Calvinismus überzeugt; ſie alle erwarteten von ſeiner überlegenen Ein— 
ſicht und ſeinem allſeitigen Einfluß die zur Beſeitigung der neuen Lehre dienlichen 
Mittel. Aber auch mit Friedrich III. hatte Auguſt noch am 31. Januar, als 
jener zur Vermittelung des Teilungsvertrages zwiſchen den ſächſiſchen Herzögen 
nach Thüringen reiſte, eine Zuſammenkunft gehalten und dabei im Hinblick auf 
den vorſtehenden Reichstag über die religiöſen Fragen ſich in ſolcher Art mit 
ihm beſprochen, daß der Pfälzer befriedigt ſagte: „wir finden bei Seinen Liebden 
gute Vertraulichkeit.“ Indem ſo der undurchdringliche Fürſt alle von ſich hoffen 
ließ, lag die Entſcheidung der Dinge recht eigentlich in ſeiner Hand. Im ſtillen 
aber — wie er dem Kurfürſten von Brandenburg und ſeinen Räten ſchon 
vertraut hatte — war er entſchloſſen, es zum Ausſchluß Friedrichs von der im 
Religionsfrieden begriffenen Gemeinſchaft der proteſtantiſchen Stände nicht kommen 
zu laſſen. 

Als jetzt die Herzoge von Zweibrücken und Württemberg ihm die ſchriftliche 
Eingabe überreichten, nahm er den ihm gegebenen Auftrag an. Aber er ent— 
ledigte ſich desſelben, indem er die doch nur an ihn gerichtete Schrift kurzer 
Hand dem pfälziſchen Kurfürſten überreichte und als Erläuterung hinzufügte: 
er thue es ungern; die Sache gehe von Wolfgang und Chriſtoph aus. Da 
brachte denn Friedrich ſeinen wohl vorbereiteten Widerſpruch mit doppelter 
Zuverſicht vor. Und wie er keinen Schritt zurückwich, die evangeliſchen Stände 
aber die für dieſen Fall vorgeſehene Ausſchließung des Calviniſten im voraus 
abgelehnt hatten, ſo blieb ihnen nichts übrig, als die von dem Kaiſer entworfene 
Schrift in Gemeinſchaft mit dem pfälziſchen Kurfürſten einzureichen (25. April). 

Um einen Grund für ihr Nachgeben zu bekommen, ergriffen ſie eine in 
Friedrichs Erwiderung angefügte Bemerkung: es könne der Zwiſt der Theologen 
nachher — nachdem man nämlich am Reichstag die Sache der proteſtantiſchen 
Religion gemeinſam verfochten habe — durch gebührliche Mittel beigelegt werden. 
Daraufhin meinten ſie: vorläufig könne man mit Friedrich zuſammenſtehen, nach— 
her ſei der dogmatiſche Streit durch eine Theologenverſammlung zur Entſchei— 
dung zu bringen.?) 


befindlichen negativen Satz vgl. die Mitteilung Donawers bei Häberlin VI S. 157, und den 
Bericht der heſſiſchen Geſandten bei Kluckhohn 1 S. 655/56. 

1) Aretin, Maximilian S. 129. 

) Als daher Zweibrücken und Württemberg den Streit am 11. Mai abermals anregten, 
erklärten die Geſandten von Mecklenburg (Joh. Albert) und Brandenburg-Küſtrin: „bisher ſei 
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Während des erſten Monats der Reichsverſammlung war man alſo in 
Behandlung des Religionspunktes ſo weit gekommen, daß katholiſche und prote— 
ſtantiſche Stände zu Sonderberatungen auseinandergetreten waren, daß die letz— 
teren mit dem pfälziſchen Kurfürſten ſich weder recht zu einigen noch völlig zu 
überwerfen wagten und ſchließlich mit ihm zuſammen ihre Anträge und Be— 
ſchwerden dem Kaiſer überreichten. Im Fortgang dieſer Verhandlung zwiſchen 
den beiden proteſtantiſchen Parteien ſtellte nun der Kaiſer die Eingabe der 
Proteſtanten den Katholiken zu, und dieſe ſäumten nicht, in einer Gegenſchrift 
allen Forderungen und Beſchwerden ihrer Widerſacher zu widerſprechen und ihre 
eigenen Beſchwerden zu erneuern. Mit beſonderer Schärfe wandten ſie ſich gegen 
die geforderte Freiſtellung, über welche ſie ſich weitere Verhandlungen verbaten, 
und gegen das Nationalkonzil, dem ſie die unverbrüchliche Geltung der Trienter 
Dekrete, ſoweit ſie die Lehre und die Sakramente beträfen, entgegenſtellten. Der 
Kaiſer ſah ſich durch dieſe Eingaben, ebenſo wie ſein Vater im Jahr 1559, vor 
Gegenſätze geſtellt, die er nicht durch klare Entſcheidungen aufheben konnte, ſon— 
dern durch Beſchwichtigung und Hinweiſung auf künftige Verhandlungen einſt— 
weilen zu beruhigen ſuchte. Darüber jedoch trat noch einmal die Angelegenheit 
Friedrichs III. in den Vordergrund aller Streitigkeiten. Es war der Kaiſer, 
der nach dem Mißlingen der beiden erſten Angriffe gegen den Calvinismus einen 
dritten unternahm, der allerdings feiner angelegt war und empfindlicher traf. 

Es iſt erzählt, wie der Reformationseifer, den der pfälziſche Kurfürſt in 
Neuhauſen, Sinsheim und den Wormszpfälziſchen Gemeinſchaften bethätigte, zwei 
kaiſerliche Mandate hervorgerufen hatte (S. 202). In dieſen Erlaſſen wurde 
über die Fragen, wie weit ſich des Kurfürſten landesfürſtliche Obrigkeit in jenen 
Gebieten, und wie weit ſich ſein Reformationsrecht innerhalb ſeiner landesfürſt— 
lichen Obrigkeit erſtreckte, nichts entſchieden; ausgehend davon, daß die pfälziſche 
Landeshoheit in den beiden Stiftern beſtritten, in dem dritten Gebiet durch einen 
Teilnehmer beſchränkt ſei, faßte vielmehr der kaiſerliche Hof die unter ſolchen 
Verhältniſſen vorgenommene gewaltſame Reformation, und was derſelben an— 
hing, einfach als Beſitzentſetzung, ausgeübt ſowohl gegen die anderen Präten— 
denten der Landeshoheit, wie gegen die unmittelbar von den Zwangsmaßregeln 
Betroffenen: er gebot dem Kurfürſten, die Beraubten in ihre Religion, Güter 
und Rechte zu reſtituieren, und behielt ihm vor, alsdann ſeine angeblichen 
Hoheits- und Reformationsrechte auf rechtlichem oder gütlichem Wege zur Gel— 
tung zu bringen; mit andern Worten, er entſchied nur über das Poſſeſſorium 
und ließ das Petitorium unberührt. Bei ſolcher Auffaſſung der Sache blieb 
das allgemeine Intereſſe der proteſtantiſchen Stände aus dem Spiel; denn ſo 
beſtimmt dieſe für das Recht der Reformation von Pfarreien und Klöſtern inner— 
halb proteſtantiſcher Obrigkeit eingetreten wären, ſo mußte doch das einſeitige 
Reformieren in Gebieten, wo die Obrigkeit ſtreitig oder geteilt war, auch ihnen 
als nackte Gewaltthat erſcheinen. Und darauf eben gründete der Kaiſer ſeinen 
Angriffsplan. 
die Disputation über den ſtreitigen Artikel auf Erkenntnis der Theologen, die zuſammengeſchickt 
werden ſollen, geſtellt.“ (Kugler II S. 489 Anm. 84.) 
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Die pfälziſchen Eingriffe, zumal auch, daß der Kurfürſt im Verlauf des 
Streites die Wirkſamkeit der kaiſerlichen Reſtitutionsmandate durch Eingabe einer 
Erzeptionsſchrift zu vereiteln wußte, hatten bei den geiſtlichen Ständen aller— 
wärts Sorge und Erbitterung hervorgerufen. Die geiſtlichen Kurfürſten brachten 
noch vor dem Reichstag ihre Beſchwerden darüber an den Kaiſer; ) auf die 
Unterſtützung aller geiſtlichen Fürſten rechnend,?) gaben am Reichstag ſelber die 
Stifter Neuhauſen und Sinsheim nebſt dem Biſchof von Worms dem Kaiſer 
die Akten des Streites nochmals ein und baten um Beförderung ihres Rechtes. 
Hierauf ließ nun der Kaiſer die Schriftſtücke dem geſamten Reichstag zuſtellen, 
mit dem Erſuchen, ein Gutachten abzuſtatten. Was er dabei beabſichtigte, er— 
kannte man am Erfolg. Zunächſt, als Kurfürſten, Fürſten und Stände in der 
erſten Hälfte des Monats Mai ihr vereinbartes Gutachten einreichten, da zeigte 
ſich's, daß katholiſche wie proteſtantiſche Stände die Beurteilung der Sache, wie ſie 
in den kaiſerlichen Mandaten niedergelegt war, durchaus billigten: eine Anſicht, 
an der ſie auch feſthielten, als einige Zeit nachher ihnen eine ausführliche Gegen— 
ſchrift des Pfälzers vorgelegt wurde. Hiermit war fürs erſte eine Verleugnung 
des Kurfürſten durch ſeine eigenen Glaubensgenoſſen in einem Rechtsſtreit erreicht. 

Nun aber war unter den gewaltſamen Reformationen in jenen ſtreitigen 
Gebieten ſchon in den vorgelegten Klagſchriften auch der Vernichtungskrieg gegen 
Bilder und Altäre mit Nachdruck hervorgehoben. Vollends waren die calvini- 
ſchen Neuerungen der eigentliche Gegenſtand einer weiteren Klagſchrift, welche 
der Kaiſer zugleich mit den bisher erwähnten dem Reichstag hatte zuſtellen laſſen. 
Es war eine Beſchwerde des Markgrafen Philibert von Baden-Baden. Zu— 
ſammen mit ihm hatte Friedrich III. in der gemeinſchaftlich regierten vorderen 
Grafſchaft Sponheim zu reformieren begonnen, war dann aber, trotz des Ein— 
ſpruches des Markgrafen, einſeitig zum Bilder- und Altarkrieg, zur Anordnung 
des Abendmahls nach dem Heidelberger Ritus und Anſtellung calviniſcher Geiſt— 
licher vorgeſchritten. Indem die Stände auch dieſen Fall zu begutachten hatten, 
gingen ſie zunächſt wieder von der gewaltthätigen Eigenmacht des Kurfürſten aus 
und rieten zu einem kaiſerlichen Mandat auf Beſeitigung aller gegen des Mit— 
beſitzers Willen vorgenommenen Neuerungen. Dann aber faßten ſie den Grund 
des Einſpruches des Markgrafen ins Auge, daß nämlich jene Neuerungen der 
Augsburger Konfeſſion widerſprächen. Und im Hinblick hierauf machten ſie 
folgenden Vorſchlag: der Kaiſer möge die perſönlich anweſenden Kurfürſten und 
Fürſten um ſich verſammeln und vor ihnen dem ebenfalls perſönlich vorzuladen— 
den pfälziſchen Kurfürſten zuerſt die hinſichtlich der Stifter und der Wormſer 
Gemeinſchaften befohlene Reſtitution mit ernſtem Hinweis auf den Religions— 
frieden und die kaiſerliche Autorität einſchärfen, dann aber, indem er ihm ferner 
die Beſeitigung der Sponheimer Neuerungen auflege, möge er die Angelegenheit 
der Religion anregen, „damit letztere allenthalben dergeſtalt nach dem Inhalt 
des Religionsfriedens gehalten werde, daß fernerer Verwirrung der chriſtlichen 
Gewiſſen zuvorgekommen werden möge“. 


) In der S. 268 Anm. 1 erwähnten Geſandtſchaft. 
2) Kluckhohn I S. 631. 
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Das waren gewundene Worte. Wenn ſie aber einen feſten Gehalt hatten, 
ſo beſagten ſie: das Bekenntnis des Kurfürſten widerſpreche dem Religions— 
frieden, und ſein Verfahren zur Ausbreitung desſelben verwirre die Gewiſſen. 
Der Kaiſer meinte, einen ſolchen Gehalt annehmen zu dürfen. Und ſo ließ er 
nunmehr ein Dekret entwerfen, durch welches, neben den bezeichneten Reſtitu— 
tionen, Friedrich III. die Aufhebung ſeiner ſämtlichen calviniſchen Neuerungen 
auferlegt wurde: denn der Calvinismus widerſpreche in vielen und wichtigen 
Punkten der Augsburger Konfeſſion; kraft des Religionsfriedens dürfen Kaiſer 
und Stände der Einführung desſelben nicht „alſo zuſehen“. 

Am Vormittag des 14. Mai verſammelte der Kaiſer in ſeinem Hauſe die 
perſönlich anweſenden Fürſten, katholiſche wie proteſtantiſche, nebſt den Geſandten 
von Kurbrandenburg. Er legte ihnen das Dekret vor und errang ihre Zuſtim— 
mung. Dann wurde Friedrich III. in die Verſammlung eingeführt und hier 
im Auftrag Maximilians durch den kaiſerlichen Rat Zaſius ihm das Dekret ver— 
leſen. Der Kurfürſt wußte längſt vorher, auf welchem Wege man ihm bei— 
kommen wollte, und er dachte nicht daran, weder in der Bekenntnisfrage, noch 
in jenen Rechtshändeln nachzugeben. In letzteren ſah er nur das ſataniſche 
Unterfangen, ihn in der Ausbreitung des reinen Gotteswortes zu hindern; und 
wie er keinem Zweifel an der unbedingten Wahrheit ſeiner religiöſen Lehre zu— 
gänglich war, ſo fühlte er ſich vollends feſt gegen ängſtliche Sorgen vor der 
Majeſtät von Recht und Geſetz. Er bewährte ſich als den Mann, der zur Aus— 
breitung ſeines Bekenntniſſes den Weg, den er eingeſchlagen, vorangeht, unem— 
pfindlich für Drohungen wie für Zureden. So hatte er ſich denn die erforder— 
lichen juriſtiſchen Deduktionen gegen die Reſtitutionsbefehle von ſeinen Räten 
verfaſſen laſſen und übergab dieſe Schrift als Antwort auf den erſten Teil des 
Dekrets; gegen den andern Teil aber, der ſein Bekenntnis betraf, verteidigte er 
ſich ſelber in gewandter und feſter Rede, wie ein Mann, der in der Sache lebt, 
die er verficht. Schweigend hörte die Verſammlung den furchtloſen Widerſpruch 
an, und im Bewußtſein, daß man im Anfang einer ſchweren Auseinanderſetzung 
ſtehe, ging man auseinander. 

Friedrich III. war in gehobener Stimmung, aber auch von Bitterkeit er— 
füllt. Sein Prediger mußte gleich eine zwei Stunden lange Predigt halten über 
den Text: „was toben die Heiden und ſinnen die Völker auf Eitles?“ An einem 
der folgenden Tage erging er ſich bei ſeinen gottſeligen Geſprächen während des 
Mittagsmahls in paſſenden Bibelſprüchen. „Seid nicht beſorgt,“ ſagte er, „wie 
oder was ihr reden ſollet, denn es wird euch gegeben werden.“ Aber daneben 
citierte er den Dulder Job 19, 14: „meine Verwandten haben mich verlafjen.” +) 
Daß eben ſeine Glaubensgenoſſen von ihm abgetreten waren, und dadurch ſeine 
Vorladung vor eine Verſammlung, in der neben anderen die von ihm ebenſoſehr 
gehaßten wie verachteten Biſchöfe — zwei von ihnen, die von Augsburg und 
Konſtanz, ſogar mit dem roten Kardinalshut angethan — über ſein Bekenntnis 
zu Gericht ſaßen, hatte ihn bis ins Innerſte erbittert.) 

1) Zaſius an den H. Baiern. 1566 Mai 18. (St. A. München. Bair. Abteil. 228/11.) 

2) Kluckhohn 1 S. 678/79. 
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Rätſelhaft war bei dem ganzen Vorgang wieder die Haltung des Kur⸗ 
fürſten Auguſt. Er hatte ſich gleich den andern Fürſten beim Kaiſer eingefunden 
und gleich ihnen das kaiſerliche Dekret gebilligt; es ſchien alſo doch, als ob er 
nun mit dem Kaiſer zuſammen den Kampf zur Ausſchließung des Pfälzers aus 
der Gemeinſchaft der Augsburger Konfeſſion und dem Schutz des Religions— 
friedens führen wolle. Aber wie ſehr dieſer Schein trügte, mußte Maximilian 
bald erfahren. Nach ſeiner Auffaſſung war das Dekret vom 14. Mai nur der 
erſte Anfang des Angriffes gegen den Pfälzer. Denn daß dieſer gehorchen 
werde, war ja nicht zu erwarten, daß aber der kaiſerliche Befehl thatſächliche 
Folgen gewinne, war bei der Ohnmacht des Kaiſers und der Zaghaftigkeit der 
Katholiken nur dann möglich, wenn die Unterſtützung der Proteſtanten zur Durch— 
führung desſelben geſichert wurde. In dieſem Sinne hatte der Kaiſer die per— 
ſönlich anweſenden proteſtantiſchen Fürſten zuerſt zu binden geſucht, indem er 
ihre Zuſtimmung zu ſeinem Dekret ausbrachte, in demſelben Sinn berief er am 
17. Mai abermals die anweſenden Fürſten — es waren, da Kurfürſt Auguſt 
inzwiſchen abgereiſt war, neben den unvermeidlichen Herzogen Wolfgang und 
Chriſtoph der Herzog Ulrich von Mecklenburg und der Markgraf Karl von Baden: 
von ihnen und den ebenfalls berufenen Geſandten von Kurſachſen und Kurbranden— 
burg verlangte er nunmehr die runde Erklärung, ob ſie den pfälziſchen Kurfürſten 
für einen der Augsburger Konfeſſion angehörigen Stand erkennten. Wenn die 
Befragten die verlangte Erklärung im verneinenden Sinne erteilten, ſo ſagten ſie 
ſich von Friedrich III. förmlich los, ſprachen ihm den Schutz des Religionsfriedens 
ab und gewährten ihrerſeits die rechtliche Vorausſetzung, ihn fried- und rechtlos 
zu machen. Kein Wunder, daß ſie die Antwort nur im Einvernehmen mit 
ſämtlichen Geſandtſchaften der proteſtantiſchen Stände geben zu können erklärten. 

Wie aber nun die Sache an die Geſamtheit der Proteſtanten kam, wurde 
man erſt recht auf einen eigentümlichen Umſtand aufmerkſam: Kurfürſt Auguſt 
war nicht mehr anweſend. Gleich am Nachmittag des 14. Mai war er nach 
München gereiſt, um jenen Freundſchaftsbund mit dem Herzog Albrecht zu 
ſchließen und dann, nach vieltägigem Aufenthalt in Baiern, in ſeine Heimat 
zurückzukehren. Er habe, ſo rechtfertigte er nachher dem Kaiſer ſeine Abreiſe, 
nach dem Vormittag des 14., nachdem er ihm, dem Kaiſer, ſein Gutachten 
mündlich eröffnet, und fore damit „zufrieden geweſen, ia weiterer Berat- 
ſchlagung dieſes Punktes gar nicht verſehen können,“ an ſeinen Geſandten 
keinen ferneren Auftrag hinterlaſſen.) Mit andern Worten: er hatte, weil 
der Kaiſer es einmal ſo wollte, dem Dekret auf Abſtellung des Calvinismus 
zugeſtimmt; — aber nun mochte der Kaiſer ſelber zuſehen, wie er ſeinen Be— 
fehl durchführte; er hatte ſeinen Geſandten keinen beſonderen Auftrag erteilt; 
— aber nun, da des Kaiſers folgenſchwere Anfrage an dieſelben herantrat, war 
für dieſe der ihnen längſt bekannte Wille ihres Herrn maßgebend, den Kur— 
fürſten von der Pfalz nicht von der Augsburger Konfeſſion und dem Religions— 
frieden förmlich auszuſchließen. 


) Der Kurfürſt an den Kaiſer. 1566 Mai 22. (St. A. Dresden. 8499. Maximilian II. 
vertrauliche Schreiben an Kurf. Auguſt.) 
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Bei den unter ſolchen Umſtänden folgenden Beratungen der proteſtantiſchen 
Fürſten und Geſandten befanden ſich die Kurbrandenburger an der Spitze der 
Gegner Friedrichs; ſie erklärten, daß ihr Herr den pfälziſchen Kurfürſten in 
Bezug auf den Artikel des Abendmahls als ſeinen „Konfeſſionsverwandten nicht 
erkenne“; ausdrücklich habe er ihnen befohlen, dieſes, wenn die Sache vorkomme, 
nicht nur den evangeliſchen Ständen, ſondern auch dem Kaiſer zu erkennen zu 
geben.!) Mit Kurbrandenburg ſtimmten vor allem Zweibrücken, Württemberg 
und Herzog Ulrich von Mecklenburg; entgegen traten ihnen an erſter Stelle die 
Kurſachſen. Deren Abſicht war, unter Mißbilligung der in der Kurpfalz gelten— 
den Lehre, doch die Erklärung zu vermeiden, „daß des Pfalzgraf Kurfürſten 
Religion der Augsburger Konfeſſion in dem Artikel des Abendmahls nicht gemäß 
befunden werde.“?) Indem man nun drei Tage lang (17.—19. Mai) über 
die Faſſung der Antwort ſtritt, gelang es den Sachſen zwar nicht, jene Aus— 
ſchließung Friedrichs von einem einzelnen Artikel der Augsburger Konfeſſion zu 
verhüten, wohl aber einen Zuſatz durchzubringen, der die reichsrechtlichen Folgen 
jener Ausſchließung aufhob. Zurückgreifend zu dem ſchon im April von den 
Proteſtanten ergriffenen Ausweg, daß man den dogmatiſchen Streit mit Pfalz 
ſo lange als unentſchieden anſehe, bis eine Theologenverſammlung die Aus— 
gleichung oder Entſcheidung desſelben vornehme, ſchlugen ſie zu der verneinenden 
Erklärung über Friedrichs Abendmahlslehre folgenden Zuſatz vor?): da der Kur— 
fürſt Belehrung aus Gottes Wort anzunehmen bereit ſei, ſo wollen die prote— 
ſtantiſchen Stände ſich mit ihm über eine zu dieſem Zweck anzuſtellende Theo— 
logenzuſammenkunft verſtändigen. Ein Ausſchluß des Kurfürſten aus dem Reli— 
gionsfrieden ſei aus der abgegebenen Erklärung über ſeine Abendmahlslehre 
nicht zu folgern. 

Dieſer Vorſchlag ſtimmte im Grunde genommen mit einer Anſicht, die 
Herzog Chriſtoph von Anfang an gehegt hatte (S. 272), und die er auch jetzt, 
wo er auf der Erklärung des Widerſpruchs der pfälziſchen Lehre mit der Augs— 
burger Konfeſſion ſo unerbittlich beſtand, keineswegs verleugnete. Sagte er doch 
vom Anbeginn dieſer neuen Beratungen im Hinblick auf die aus jener Erklärung 
zu ziehenden ſchweren Folgerungen: man müſſe dem Kurfürſten eine Ueber— 
legungsfriſt gewähren.“) Und ſo fand der ſächſiſche Zuſatz allgemeine Billi— 
gung. Mit ihm verſehen und durch ihn für den Kaiſer wertlos gemacht, wurde 
die Antwort der proteſtantiſchen Stände am 20. Mai überreicht. Sie erhielt 
um ſo größeren Nachdruck, da der pfälziſche Kurfürſt ſelber ſich einige Tage 
nachher mit dem Vorſchlag der Theologenkonferenz einverſtanden erklärte. 

Maximilian wurde über dieſen Ausgang der Sache, den er in hergebrachter 
Weiſe durch eine Replik und Duplik vergeblich zu wenden ſuchte, heftig erregt. 
Was er im Dienſte ſeiner proteſtantiſch-katholiſchen Ausgleichsgedanken zu ver— 


1) Kurbrandenburgiſcher Bericht. 1566 Mai 20. (St. A. Berlin.) Der Bericht der 
ſächſiſchen Geſandten (Kluckhohn I n. 357) entſtellt alſo, wenn er Friedrichs Gegner votieren 
läßt: „der churfürſtl. Pfalz were der A. C. (im allgemeinen) nicht verwandt.“ 

2) Kurbrandenburgiſcher Bericht. 

3) Kluckhohn 1 S. 678: „wie wir denn das Mittel furgeſchlagen ꝛc.“ 

) Kluckhohn J S. 666. 
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hindern wünſchte, das Auseinandergehen des deutſchen Proteſtantismus in ver— 
ſchiedene dogmatiſche Richtungen, ſah er jetzt als unvermeidlich an: ihrer Kon— 
feſſion, ſagte er, ſteht die größte Konfuſion vor.!) Da er nach der Zuſtimmung 
zu ſeinem Dekret am 14. Mai eine andere Erklärung erwarten zu dürfen glaubte, 
ſo ſuchte er die Schuld der plötzlichen Wendung in dem eigenmächtigen Verhalten 
des kurſächſiſchen Geſandten Dr. Lindemann, den er in einem zornigen Schreiben 
bei ſeinem Herrn verklagte. Aber da zeigte es ſich vollends, wie Auguſt die 
Kunſt verſtand, den pfälziſchen Kurfürſten aufrecht zu halten, indem er ſeinen 
Widerſachern ſcheinbar beiſtimmte. An einem und demſelben Tag, am 22. Mai, 
ſchrieb er von Starnberg an ſeine Geſandten und an den Kaiſer; an jene: 
wenn der Kaiſer ſich mit der am 20. Mai überreichten Erklärung zufrieden 
gäbe, „ſo hätte es ſeinen Weg“. Dringe Maximilian aber weiter in die prote— 
ſtantiſchen Fürſten, ſo mögen die Geſandten, ganz wie er ſelber am 14. Mai, 
dafür ſtimmen, daß Friedrich „mit allem Ernſt unterſagt und dafür ermahnet 
werde, ſich mit der Lehre unſerer Kirchen in dem Artikel vom Abendmahl zu 
vergleichen.“ Alſo ſtatt der vom Kaiſer verlangten Ausſchließung rät der Kur— 
fürſt zu neuen Geboten, die Friedrich nicht achtet. Von Tadel gegen ſeine Ge— 
ſandten iſt weder in dieſem, noch in einem acht Tage ſpäteren Schreiben an 
einen ſeiner Reichstagsgeſandten, deſſen in Sachen des Kurfürſten von der Pfalz 
„angewandten Fleiß“ Auguſt anerkennt, die Rede. An den Kaiſer ſchreibt da— 
gegen der Kurfürſt: „daß ſich Dr. Lindemann ungebührlich erzeigt, höre ich nicht 
gerne, will mich auch hierauf gegen ihn wohl zu erzeigen wiſſen.“ Dann gibt 
er ihm anheim, den perſönlich anweſenden Fürſten ſeine Abſicht anzuzeigen, gegen 
Friedrich, wenn er ſich von ſeinem Irrtum nicht abweiſen laſſe, „ſein kaiſerliches 
Amt zu gebrauchen“: er ſoll dann die Fürſten um Erklärung bitten, weſſen er 
ſich „auf den Fall zu ihnen zu verſehen habe“. Alſo ſtatt der von Maximilian 
geplanten ſofortigen Ausſchließung des Pfälzers die Anzeige eines eventuellen 
kaiſerlichen Einſchreitens und eine Anfrage, auf welche die Fürſten ihrer Art 
nach ſchwerlich anders als unverbindlich geantwortet hätten.?) 

Auf ſolche Weiſe prallten unter des ſächſiſchen Kurfürſten ſtiller Beihülfe 
alle gegen Friedrich III. geführten Angriffe ab. Durch den Verlauf der Reichstags— 
verhandlungen, und vollends dadurch, daß die Theologenkonferenz, welche die 
Sachſen von vornherein nur als Vorwand gebraucht hatten, unter allgemeiner 
Abneigung der Beteiligten gar nicht zuſtande kam, wurde dem ſogenannten 
Calvinismus im Reich freier Raum geſchaffen. Dieſes Nebeneinander zweier 
ſtreitender Richtungen war für die geſamte Entwickelung des deutſchen Proteſtan— 
tismus von einer weit über den erſten Augenblick hinausgreifenden Bedeutung. 
Fürs erſte aber erlitten dadurch die Proteſtanten als politiſche Partei eine un— 
verkennbare Schwächung. Wenn der alte Landgraf Philipp von Heſſen, der 
grundſätzlich die calviniſche Abendmahlslehre zwar nicht annahm, aber als eine 


) An Baiern. Mai 24. (Freyberg, hiſtor. Schriften IV S. 150.) 

) Maximilian an Auguſt. 1566 Mai 20. Auguſt an Maximilian. Mai 22 (St. A. 
Dresden. 8499. Maximilians vertrauliche Schreiben an Kurf. Auguſt.) Auguſt an ſeine 
Reichstagsgeſandten. Mai 22. Derſelbe an einen ungenannten „Rat und lieben Getreuen“. 
Mai 30. (A. a. O. Reichstagshändel 1566. Drittes Buch.) 
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zuläſſige Auffaſſung innerhalb der proteſtantiſchen Gemeinſchaft betrachtete, und 
der deshalb am Reichstag die Bemühungen Sachſens gegen den Ausſchluß des 
Pfälzers mit beſonderer Entſchiedenheit unterſtützen ließ, gleichwohl in die all— 
gemeine Mißbilligung der pfälziſchen Neuerung einſtimmte, ſo that er es eben 
wegen jener politiſchen Folgen. Bisher war die proteſtantiſche Partei durch den 
Gegenſatz der konſervativen und der radikalen Richtung getrennt; jetzt wurden 
ihre Mitglieder auch durch einen dogmatiſchen Zwiſt auseinander geführt. 

Noch einmal müſſen wir hier unſeren Blick nach der entgegengeſetzten Seite 
wenden, zu der beginnenden Kräftigung der katholiſchen Partei. Während des 
Verlaufes des Reichstags hatte der Legat Commendone ſich in ſtetem Verkehr 
mit dem Kaiſer und den katholiſchen Ständen gehalten. Eine Zeitlang freilich 
trug er ſich ernſthaft mit dem Bedenken, ob er nicht die Verſammlung unter 
Proteſt verlaſſen müſſe, als nämlich bei den erfolgloſen Verhandlungen über die 
Religion der Kaiſer und die Stände beider Parteien darüber einig wurden, daß 
der Religionsfriede im Reichsabſchied ausdrücklich zu beſtätigen ſei. Erſt nach 
langen Erwägungen beruhigte er ſich, und beruhigte ſich der von ihm befragte 
Papſt, weil ihnen die zugezogenen Theologen mit einer, allerdings rein ſophiſtiſchen 
Auslegung bewieſen, daß der Religionsfriede den Ketzern kein unverbrüchliches 
Recht gewähre: unverbrüchlich ſei die kirchliche Jurisdiktion und das in ihrem 
Dienſt ſtehende kaiſerliche Recht mit all den Strafbeſtimmungen gegen die Ketzer; 
beide Rechte ſeien mit Rückſicht auf die Uebermacht der Proteſtanten durch den 
Religionsfrieden nur zeitweilig ſuspendiert, bis Chriſtus die Macht der Katholiken 
ſo weit ſtärke, daß ſie ihr Recht in gebührlicher Weiſe durchführen können. Durch 
ſolche Ausführungen beſchwichtigt, konnte ſich Commendone der höchſten Aufgabe 
zuwenden, die er in ſeinen Verhandlungen mit den katholiſchen Ständen ver— 
folgte: der förmlichen und öffentlichen Verpflichtung derſelben auf die Dekrete 
des Trienter Konzils. 

Es iſt ſchon bemerkt, im Reiche war man bis dahin an den Dekreten des 
Konzils vorübergegangen, als ob ſie nicht vorhanden wären; nur im bairiſchen 
Kreis hatte ſich eine Fürſtenpartei gebildet, welche ſich, wenigſtens im allgemeinen, 
für die Annahme entſchieden hatte. Und in der That, welch ſchweren Bruch 
mit ihren Intereſſen und Ueberlieferungen muteten die Trienter Reformbeſtim— 
mungen gerade denjenigen zu, die im Reiche die Macht beſaßen, nämlich dem 
hohen, mittleren und niederen Reichsadel! Als noch während des Konzils ein 
Reformartikel beraten wurde, daß in den Dom- und vornehmen Kollegiatſtiftern 
die ſämtlichen Dignitäten und die Hälfte der Kanonikate mit Graduierten der 
Theologie oder des kanoniſchen Rechtes beſetzt werden ſollten ein Artikel, der 
ſchließlich nur in der Form einer Ermahnung durchging —, fagte ein durch— 
reiſender Mainzer Domherr dem kaiſerlichen Geſandten: dieſer eine Punkt genüge, 
um einen Sturm in Deutſchland zu erregen.!) Die Söhne der adelichen Herren, 
für deren Verſorgung die weitaus größte Mehrzahl ſolcher Würden ſtatutariſch 
vorbehalten war, hatten eben keine Neigung, ſich die Erwerbung der Lizentiaten—, 
Magiſter- oder Doktorwürde aufzwingen zu laſſen. Nun aber fügte das Konzil 
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eine weitere Satzung hinzu, welche, indem ſie den Kanonikern die Reſidenz auf⸗ 
erlegte, die Verbindung mehrerer Kanonikate in einer Hand unmöglich machen 
ſollte, d. h. es erklärte einem Mißbrauch den Krieg, der zum Zweck ſtandes— 
gemäßer Verſorgung des Adels zum allgemeinen Gebrauche geworden war. Es 
ſchrieb endlich den zum Bistum Beförderten vor, innerhalb dreier Monate die 
Biſchofsweihe zu empfangen, und wandte ſich damit gegen all jene Fürſten- und 
Grafenſöhne, welche die biſchöfliche Macht und das geiſtliche Fürſtentum zu 
erringen ſtrebten, ohne darum ſich an die geiſtlichen Berufspflichten binden zu 
wollen. Das waren Reformen, welche die Reichsariſtokratie zum Widerſtand 
gegen die Konzilsbeſchlüſſe aufriefen, während zugleich die untere Geiſtlichkeit den 
neuen Anforderungen von Berufseifer und Berufstüchtigkeit die Abneigung einer 
trägen Maſſe entgegenſetzte. 

Aber nicht bloß die Reformen ſtießen auf Widerwillen. Noch war in den 
katholiſchen Kreiſen Deutſchlands jene Richtung, welche einen dogmatiſchen Aus— 
gleich mit den Proteſtanten erſtrebte, nicht völlig zum Schweigen gebracht. Ein 
theologiſcher Vertreter derſelben, der durch reiche Beleſenheit, edle Maßhaltung 
und Wärme des religiöſen Gemüts vor allen hervorragte, war der Nieder— 
länder Georg Caſſander. Der verfocht die Lehre, daß die „occeidentaliſche oder 
römiſche Kirche“ nur ein Glied der allgemeinen Kirche Chriſti ſei, daß aber 
dieſer allgemeinen Kirche auch die proteſtantiſchen Gemeinden angehörten, ſoweit 
ſie ſich nicht ſelber ausſchlöſſen. Denn alle, welche die Botſchaft von der Er— 
löſung und die chriſtlichen Grundlehren, wie ſie im apoſtoliſchen Glaubens— 
bekenntnis enthalten ſeien, mit treuem Glauben annehmen und mit denen, die 
dieſes Glaubens ſind, liebevolle Gemeinſchaft zu halten ſtreben, gehören der 
allgemeinen Kirche an, wenn ſie auch im übrigen, wie das ſowohl bei der römiſchen 
als der proteſtantiſchen Kirche der Fall iſt, mit Irrtümern der Lehre behaftet 
ſind. Ausgeſchloſſen aus dieſer großen Gemeinſchaft haben ſich von den Pro— 
teſtanten nur jene, welche das Band der Liebe mit der römiſchen Kirche durch 
Verdammung derſelben zerriſſen haben. Diejenigen aber von beiden Parteien, 
welche durch Verſchiedenheiten der Lehre, des Gottesdienſtes, der kirchlichen Ein— 
richtungen getrennt, durch Liebe jedoch vereinigt ſind, ſuchen unausgeſetzt jene 
Verſchiedenheiten auf friedlichem Wege zu überwinden. „Und die alſo arbeiten, 
die halte ich für wahrhaft und ächt katholiſch.“ ) 

Caſſanders Meinungen wurden begünſtigt durch jenen Herzog Wilhelm von 
Jülich, der bei Kaiſer Ferdinand in den Verdacht der Ketzerei gekommen war, 
durch den Kölner Erzbiſchof Friedrich von Wied, der dem päpſtlichen Anſinnen 
auf Ablegung des Trienter Glaubensbekenntniſſes widerſtrebte; ja, von Kaiſer 
Ferdinand ſelber hatte er kurz vor deſſen Tod, zugleich mit den Theologen 
Wizel und Staphylus, den Auftrag erhalten, im Anſchluß an die Augsburger 
Konfeſſion und die früheren katholiſch-proteſtantiſchen Ausgleichsverſuche über 
dieſelbe, die für das religiöſe Leben wichtigen katholiſchen Lehren aufzuſtellen, 
unter Hervorhebung ſowohl des mit der proteſtantiſchen Lehrauffaſſung Ueber— 


*) Quod qui praestant, eos vere pureque catholicos esse et dici posse arbitror. 
(De officio pii viri Opera. Paris 1616. S. 792.) 
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einſtimmenden, wie des davon Abweichenden, immer mit dem Streben, den Aus— 
gleich zwiſchen den beiden großen Religionsgemeinſchaften zu fördern, dagegen 
den Widerſpruch derſelben gegen die von beiden abweichenden neueren Lehren 
und Sekten ſcharf herauszukehren. Die Abſicht des Kaiſers war, die kirchliche 
Verwirrung in ſeinen Erblanden beizulegen, indem er eine ſolche Zuſammen— 
ſtellung den Seelſorgern als Norm für Predigt und Gottesdienſt übergäbe. Da 
Ferdinand darüber ſtarb, ſo nahm ſein Nachfolger Maximilian die Sache mit 
wahrſcheinlich noch größerer Teilnahme auf. Und ſo führte denn Caſſander die 
von zwei Kaiſern ihm aufgetragene Arbeit durch und ſchloß ſie im Dezember 1564 
ab. Er ging dabei von dem Grundſatz aus, daß das Verſtändnis der heiligen 
Schrift, wie es in der altkirchlichen Litteratur vom beginnenden vierten bis zum 
Ende des ſechſten Jahrhunderts vorliege, den geeigneten Boden der Verſtändigung 
biete. Von den Lehren des Trienter Konzils, mit denen ja ſchon ſein Kirchen— 
begriff im Widerſpruch ſtand, wichen ſeine Ausführungen in weſentlichen Punkten 
weit ab; er ging an dieſer Kirchenverſammlung mit beredtem Schweigen vorüber, 
während ſein Geſinnungsgenoſſe Georg Wizel dieſelbe offen anklagte, daß fie 
die rechten Heilmittel nicht ergriffen habe.“) 

In den fürſtlichen Kreiſen, wo ſolche Anſchauungen Beifall fanden, mußte 
offenbar die Annahme nicht nur der Trienter Reformen, ſondern auch der Lehr— 
entſcheidungen auf Widerſpruch ſtoßen. Trotzdem wagte Commendone die Unter— 
werfung unter das Konzil offen zu fordern. Und er muß Mittel gehabt haben, 
um auf die Widerſtrebenden einzuwirken. Denn in einer Verſammlung der 
katholiſchen Stände und Geſandten, der auch der Kölner Erzbiſchof und der 
Jülicher Herzog beiwohnten, brachte er es dahin, daß der Mainzer Erzbiſchof im 
Namen aller erklärte: man unterwerfe ſich den Trienter Dekreten, welche die 
Lehre und den Gottesdienſt betreffen; von den Disziplinargeſetzen wünſche man 
allerdings einzelne auf beſſere Zeiten ausgeſetzt zu ſehen. 

Das war eine Erklärung, die freilich weder in ihrer Beſchränkung, noch 
in ihrer Form — Commendone verlangte ein öffentliches, durch Unterſchrift be— 
kräftigtes Bekenntnis?) — den römiſchen Anſprüchen genügte; aber es war ein 
Erfolg, an den ſich weitere Forderungen anknüpfen ließen. Vor allem verlangte 
jetzt Commendone von dem erwählten Erzbiſchof von Köln mit ſtrengem Ernſt 
die Ablegung des Trienter Glaubensbekenntniſſes: ein Begehren, dem der Prälat 
allerdings nicht ausweichen konnte, wenn ihm jene Annahme der Trienter Glaubens- 
entſcheidungen ehrlich gemeint war. Allein hier zeigte ſich ſofort wieder, wie die 
Haltung der antikurialiſtiſchen Stände zwiſchen Widerſtand und Unterwerfung 
ſchwankte. Der Kurfürſt wies alle Vorſtellungen des Legaten zurück, und da 


1) In der Vorrede zur via regia (Conrings Ausgabe 1659 S. 262) und in dem zweiten 

Anhang S. 355. 

4 2) Aperta confessio (Schreiben des Caniſius. Laderchius 1566 n. 239). — Ut Tri- 
dentini concilii professio quam ipsi catholici fecerant scripto etiam firmarent (Schreiben 
des Caligarius. A. a. O. n. 230). Durch letztere Stelle wird der Hauptbericht, der aus Gra- 
tianis vita Commendoni (III 2) ſtammt, beſtätigt, wie auch die Antwort der katholiſchen 
Stände auf die proteſtantiſche Eingabe (S. 281) eine Anerkennung der Trienter Dekrete mit 
der erwähnten Beſchränkung enthält. 
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er drohte, die Sache an den Reichstag zu bringen, wo die proteſtantiſchen Stände 
ſich eingemiſcht hätten, ſo ſuchte Commendone ſchließlich ſelber für die Dauer 
des Reichstags den Streit zu beſchwichtigen. Sobald jedoch die Stände aus— 
einander waren, nahm man in Rom die Verhandlungen wieder auf, entſchloſſen, 
ſie in Güte oder durch Abſetzung des Widerſpenſtigen zum gewünſchten Ende zu 
führen. Was nun den päpſtlichen Abſichten zu gute kam, das war ein gleich— 
zeitiger Streit des Erwählten mit ſeinem Kapitel, ſodann der Umſtand, daß in 
der erſten Hälfte des Jahres 1567 ein anderer rheiniſcher Erzbiſchof, der nach 
dem Tod des Kurfürſten Johann von Trier zu ſeinem Nachfolger erwählte Jakob 
von Eltz mit der Leiſtung des Eides voranging. Da ſah Friedrich, der ſich zum 
Nachgeben nicht entſchließen konnte, keinen anderen Ausweg als die Abdankung 
(September 1567). Als hierauf das Kölner Kapitel den Grafen Salentin von 
Iſenburg zu ſeinem Nachfolger erwählte, nahm es dieſem gleich in der Wahl— 
kapitulation die eidliche Verpflichtung ab, das Trienter Glaubensbekenntnis, wenn 
es der Papſt verlange, nicht zu verweigern. Von nun ab konnten die deutſchen 
Reichsbiſchöfe, wenn jie die päpſtliche Beſtätigung erlangen wollten, ſich des 
Eides auf die Trienter Lehren nicht mehr entſchlagen. Ein Anfang zur Durch— 
führung des Trienter Konzils war gemacht. 

So knüpften ſich an den Augsburger Reichstag nach den verſchiedenſten 
Richtungen hin, in kirchlicher und weltlicher Hinſicht, wichtige Verhandlungen und 
ſchwer wiegende Entſcheidungen. Es konnte da nicht anders ſein, als daß auch 
die Folgen dieſes Reichstags ſich umfaſſend und bedeutend geſtalteten. Unmittelbar 
ſchloſſen ſich an ſeine Beſchlüſſe zwei Kriege an: ein auswärtiger, nämlich der 
Krieg mit den Türken, der noch während des Reichstags zum Ausbruch gekommen 
war, ein innerer, nämlich die Achtsexekution gegen Johann Friedrich, den Be— 
ſchützer Grumbachs. Ueber beide dürfen wir uns kurz faſſen. Denn der Kampf 
zwiſchen Oeſterreich und den Osmanen um Ungarn liegt außerhalb der Grenzen 
der deutſchen Reichsgeſchichte, und hinſichtlich der Grumbachſchen Wirren knüpft 
ſich das geſchichtliche Intereſſe mehr an die Pläne der Aechter und die Ver— 
hältniſſe, unter denen ihre Pläne entſtanden, als an die ſchließliche, ziemlich 
müheloſe Niederwerfung derſelben. ö 

Der Türkenkrieg nahm anfangs ein großartiges Anſehen. Der 75 jährige 
Sultan Soliman erſchien am 16. Juni in Belgrad, um ſich an die Spitze jener 
ungezählten Streitkräfte zu ſetzen, deren Ueberlegenheit an Zahl, Einheit der 
Organiſation und Verwegenheit des Angriffs man in Deutſchland zaghaft ein— 
räumte. Unter der perſönlichen Führung des ſchrecklichen Sultans ſchien Wien 
oder das öſterreichiſche Land das allein würdige Ziel des Feldzuges zu ſein. 
Einer ſolcher Gefahr gegenüber wollte nun auch Maximilian, der unter Ferdinand 
ſo ſchwungvoll von der Notwendigkeit einer kräftigeren Kriegsführung geredet, 
ſich der perſönlichen Leitung der Gegenwehr nicht entziehen. Von Augsburg 
eilte er nach Wien, um dort ſeine Streitkräfte zu verſammeln. Allerdings fo 
bald wie Soliman wurde er nicht fertig. Den Kern ſeines Heeres bildete er 
aus den vornehmlich auf Rechnung der Reichsſteuer geworbenen deutſchen Söld— 
nern. Zu dieſen geſellten ſich ein paar tauſend Mann, welche der Papſt und 
italieniſche Fürſten ſchickten, und endlich einige tauſend Reiter, welche die Stände 
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der böhmiſchen Kronlande, die von Ober- und Unteröſterreich, ſowie von Ungarn 
bewilligt hatten, aufzubringen von Adelichen und Prälaten nach dem Maßſtabe 
ihres Vermögens oder (in Ungarn) nach der Zahl ihrer hörigen Bauern. Die 
Geſamtzahl der bunten Maſſe wurde auf etwa 40 000 Mann veranſchlagt.!) 

Als die beiden Kaiſer ſich ſo gegenüberſtanden, hing für die Befeſtigung 
ihrer beiderſeitigen Macht — des öſterreichiſchen Monarchen in ſeinen Erblanden 
und im Reich, des Sultans in Oſteuropa — unermeßlich viel davon ab, ob 
einer von beiden die Kraft der Offenſive bewähren werde. Die Antwort, welche 
die Ereigniſſe gaben, war die, daß die Osmanen jene Kraft verloren, und das 
Haus Oeſterreich ſie noch lange nicht gewonnen hatte. Gleich beim Beginn des 
Feldzugs hielt ſich Soliman mit dem türkiſchen Hauptheer einen vollen Monat 
mit der Belagerung der von Zrinyi todesmutig verteidigten Feſtung Sziget 
(7. Aug. bis 8. Sept.) auf, und drei Tage vor der Erſtürmung derſelben erlag 
er dem Alter und den Anſtrengungen: ein jähes Ereignis, welches den Ueber— 
gang der Herrſchaft auf den unkriegeriſchen Selim II., Verwirrung unter den 
unbotmäßigen Janitſcharen, vor allem aber ein vorzeitiges Ende des Feldzuges 
zur Folge hatte. Im Oktober wurde das Türkenheer zurückgeführt. Inzwiſchen 
hielt ſich Maximilian zwiſchen Altenburg und Komorn und nahm ſchließlich eine 
feſte Stellung vor Raab; hier beſchied er ſich nach vielen Erwägungen für und 
wider, gegen einen noch immer erwarteten Vorſtoß Solimans ſeine niederunga— 
riſchen und öſterreichiſchen Lande zu decken, während ſein Feldhauptmann Lazarus 
Schwendi in einer ähnlichen Stellung bei Kaſchau Oberungarn gegen ein zweites 
Türkenheer beſchützte. Gern hätte der Kaiſer, beſonders ſolange das türkiſche 
Hauptheer vor Sziget feſtgehalten wurde, ein tapferes Unternehmen, am liebſten 
den Angriff von Gran, verſucht; allein auf den Rat ſeiner Oberſten verharrte 
er in ſeiner unthätigen Haltung. Und in Wahrheit, der Zuſtand ſeines Heeres 
war für einen kühnen Feldzug wenig geeignet. Der Kern des Fußvolks, drei 
deutſche Regimenter, hielten ihn, als der Marſch gegen Gran in Frage ſtand, 
ſieben Wochen lang mit dem Begehren einer außerordentlichen Geldbelohnung 
auf, weil ſie vor ſeiner Ankunft die ſchlecht bewehrten Plätze Veßprim und 
Totis mühelos eingenommen hatten;?) die Oberſten ſeiner geworbenen Regi— 
menter und Compagnien betrogen ihn, indem ſie vielfach nur zwei Drittel der 
rechnungsmäßigen Anzahl unter den Fahnen hatten und für den vollen Betrag 
den Sold einnahmen; die höchſten Führer endlich, nämlich des Kaiſers Bruder 
Erzherzog Ferdinand und deſſen Generallieutenant Graf Günther von Schwarz— 
burg, zeigten ſich für ihre ſchwere Aufgabe in kläglichem Maße unfähig. 
Schlechte Verpflegung, Krankheiten und Deſertion ließen zugleich das Heer raſch 
zuſammenſchwinden. Am 29. September, zu einer Zeit, da der vor dem eigenen 

) Forgacs in den Monumenta Hungariae historica, sriptores XVI S. 348 fg. 

) Daß die Tumultuierenden dem „erſten Haufen“ angehörten, der vor Maximilians 
perſönlicher Ankunft unter den Grafen Salm und Helfenſtein ſich bei Raab zuſammenfand, ſagt 
der Bericht des Kaiſers bei Koch, Quellen zur Geſchichte Maximilians J. S. 92. Daß es drei 
Regimenter waren, ſagt Max in dem Brief an den H. Baiern vom 29. Sept. (Freyberg, hiſtor. 
Schriften IV S. 161.) Von dieſen drei Regimentern waren zwei einige Zeit vor Maximilians 
Aufbruch aus den neu geworbenen Truppen gebildet und nach Ungarn geſchickt. (Koch 1 S. 87.) 
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Heer verheimlichte Tod Solimans in Raab noch unbekannt war, und man vor 
dem Vormarſch des Türkenheeres bangte, rechnete Maximilian, daß die wirkliche 
Zahl ſeiner Truppen nur noch 25 000 Mann betrage. „Als man mehr Volk 
hatte,“ klagte er, „konnte man es nicht vorwärts bringen; jetzt iſt es ſo wenig, 
daß man vorſichtig handeln muß.“ ) Drei Wochen ſpäter hatte der Kaiſer den 
Betrag der Reichsſteuer für das Jahr 1566 ausgegeben und ſah ſich außer 
ſtande, den Sold der Werbetruppen aus eigenen Mitteln weiter zu zahlen; die 
Landesaufgebote, gewöhnt, nur einen bis höchſtens drei Monate zu dienen, ver— 
langten dringend ihre Entlaſſung, und ſchon waren die Böhmen und Mähren 
eigenmächtig nach Hauſe gezogen; der Erzherzog Ferdinand endlich war von ſo 
unwiderſtehlicher Sehnſucht nach ſeiner Gemahlin, der ſchönen Bürgerstochter 
Philippine Welſer erfaßt, daß er dem Beiſpiel der Böhmen folgte. Da blieb 
denn auch dem Kaiſer nichts übrig, als, nach Verteilung einiger Beſatzungs— 
truppen, fic) mit dem Reſt ſeines Heeres nach Wien zurückzubegeben. 

Bei ſolchem Ausgang des Feldzugs war es wieder ein Glück für den 
Kaiſer, daß der Sultan, gegenüber der deutlich hervortretenden Abnahme der 
Disziplin in ſeinem Heer, an ſeinem Hof und unter ſeinen Statthaltern, ein 
ebenſo dringendes Bedürfnis nach Frieden hatte wie ſein Gegner. Noch war 
das Jahr 1566 nicht abgelaufen, als die erſten Anregungen zur Friedensver— 
handlung von der Regierung Selims II. ausgingen. In Wien nahm man ſie 
bereitwillig auf. Und ſo wurde denn ein Jahr nachher, im Februar 1568, der 
Friede auf acht Jahre geſchloſſen: auf Grundlage des Beſitzſtandes, unter er— 
neutem Zugeſtändnis des von Maximilian zu entrichtenden Jahrestributes von 
30 000 Dukaten. 

Ohne neue Verluſte für die öſterreichiſche Herrſchaft ging es allerdings bei 
dieſer Befeſtigung des Beſitzſtandes nicht ab. Denn während des Feldzuges 
hatten die Türken ihr ungariſches Gebiet rechts von der Donau durch die Erobe— 
rung von Sziget, auf der linken Seite des Stromes durch die Einnahme von 
Gyula abgerundet. Statt der in früherer Zeit gehofften Triumphe nahm Maxi- 
milian aus dem verunglückten Unternehmen nur die Lehre mit, daß er den 
Wechſelfällen des Krieges fortan aus dem Wege zu gehen habe. Er fühlte wohl, 
wie ihm die Kraft, in der Zerfahrenheit ſeines Finanz- und Heerweſens Ordnung 
zu ſtiften, noch vollſtändiger abging, als die Fähigkeit, den ſtreitenden Parteien 
im Reich ſein Gebot aufzuerlegen. 

Mit beſſerem Erfolg als der Türkenkrieg wurde zu gleicher Zeit der innere 
Krieg gegen Grumbach und Herzog Johann Friedrich beendet. Hier war es der 
feſte Wille des Kurfürſten Auguſt, der den Gang der Dinge leitete. Wie dieſer 
Fürſt den Entſchluß, dem Gothaer Treiben ein Ende zu machen, ſchon vor dem 
Augsburger Reichstag gefaßt hatte, ſo ſah er nicht ohne Ungeduld zu, wie nun— 
mehr erſt die vom Reichstag beſchloſſene Geſandtſchaft den Herzog Johann 
Friedrich noch einmal — natürlich vergeblich — von Grumbach zu trennen ſuchte, 


; ) In dem Brief an H. Albert vom 29. Sept. Bei des Kaiſers Aufbruch (am 23. Okt. 
Koch I S. 101) ſchätzte man nach den Nachrichten des venezian. Geſandten die Zahl noch auf 
20000 M. (Archiv für öſterr. Geſchichte LIL S. 95 Anm. 2.) 
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wie dann der Kaiſer, ganz beſchäftigt durch den Türkenkrieg, mit dem letzten 
Schritt, der namentlichen Achtserklärung gegen den Herzog, monatelang zögerte. 
Endlich, am 12. Dezember, erfolgte die Erklärung und zugleich an den Kur— 
fürſten Auguſt der Befehl, die Exekution an der Spitze der in Augsburg be— 
ſtimmten vier Kreiſe durchzuführen. Da griff der ſächſiſche Kurfürſt mit raſcher 
Hand zu. Am 30. Dezember zogen, von ihm geſandt, etwa 1300 Reiter und 
700 Fußknechte in der Umgebung von Gotha auf, um die Umlagerung der 
Stadt zu beginnen.!) 

Johann Friedrich hatte inzwiſchen alle Aufforderungen zum Gehorſam gegen 
das Geſetz abgewieſen und alle ernſten Vorbereitungen zum Krieg verſäumt. 
Wohl hatte er mit Grumbach, als in den Niederlanden ſeit dem Bilderſturm 
vom Auguſt eine proteſtantiſche Erhebung drohte, raſch die Kombination bei der 
Hand, daß die Stadt Antwerpen, oder die Proteſtanten in ganz Brabant ihn an 
ihre Spitze ſtellen und mit Geld und Truppen reichlich verſehen ſollten, wohl 
hoffte er vom König von Schweden eine Geldhülfe gegen Kurfürſt Auguſt zu 
erlangen, weil letzterer ihr gemeinſamer Feind ſei, wohl träumte er endlich von 
Geld- und Truppenhülfen des Königs von Frankreich und der franzöſiſchen 
Hugenotten: aber keine dieſer Mächte ließ ſich mit ihm in ernſtliche Verhand— 
lungen ein. Als dann die Aechtung erfolgt war, ſuchte er weit und breit die 
Söldneroberſten, die in ſeiner Beſtallung oder in Perbindung mit ihm ſtanden, 
zur ſchleunigen Anwerbung und Zuführung von Truppen zu beſtimmen; aber 
was allein Soldaten zuwege bringen konnte, nämlich Geld oder ſicherer Kredit, 
vermochte er ihnen nicht zu bieten. Die einzige Mannſchaft, die er zur Verteidi— 
gung ſeiner Hauptſtadt aufbrachte, beſtand aus dem erſt ſeit dem 21. Dezember 
aufgebotenen wehrpflichtigen Landvolk — etwa 1500 Mann — ferner aus 500 
Gothaer Bürgern und 500 vom Hof unterhaltenen Dienern und Junkern. Von 
der Ritterſchaft waren nur zwanzig Mitglieder dem Aufgebot des Herzogs 
gefolgt.?) 

Einen ſolchen Gegner niederzuwerfen, ſchien in der That nicht ſchwer. 
Und doch, wenn man ſich lediglich auf dem von der Reichsverfaſſung vorgeſchrie— 
benen Weg gehalten hätte, ſo würde die Sache der Aechter noch lange nicht ver— 
loren geweſen ſein. Als Kurfürſt Auguſt am 16. Dezember von den vier Kreiſen 
die Kontingente nach dem doppelten Reichsanſchlag auf Mitte Januar 15679) 
nach Gotha einrief, da antworteten ihm zunächſt in ſeinem eigenen, dem ober— 
ſächſiſchen, Kreiſe die beiden vornehmſten Stände, Kurbrandenburg und die 
Herzoge von Pommern, mit Ausflüchten. Erſt Ende Februar langte das kur— 
brandenburgiſche Kontingent an, und die Herzoge von Pommern ließen ſich's 
gefallen, daß Kurfürſt Auguſt die ihnen zufallende Truppenzahl auf ihre Rech— 
nung aufſtellte und unterhielt. Die Hülfe des niederſächſiſchen Kreiſes traf nach 
widerwärtigen Verhandlungen am 19. März ein, der weſtfäliſche Kreis aber ließ 
ſich erſt im April zu dem Anerbieten herbei, ſtatt der Truppen eine entſprechende 


1) Ortloff III S. 375. 
2) Ortloff III S. 409. Ich nehme den niedrigeren der beiden Anſchläge. 
5) Genau: auf den 9.—14. Jan. (Ortloff III S. 347.) 
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Geldſumme, dieſe jedoch nur nach dem Maße des einfachen Anſchlags, zu er— 
legen. Der einzige Kreis, deſſen Hülfe ſchon am 24. Januar erſchien, war der 
fränkiſche, in dem allerdings Grumbachs erbitterte Gegner, die Biſchöfe von 
Würzburg und Bamberg und die Stadt Nürnberg, zur Pflichterfüllung treiben 
mochten. Geſchütz und Munition wurde von den Kreiſen überhaupt nicht geſtellt, 
mit Ausnahme von vier Stücken des fränkiſchen Kreiſes. Daß unter ſolchen 
Verhältniſſen die Belagerung Gothas überhaupt möglich wurde, lag an den frei— 
willigen Leiſtungen des Kurfürſten Auguſt: er ſtellte das Geſchütz, er konnte 
Ende Januar ſchon ein Regiment Knechte von nicht ganz 3000 Mann und bei— 
nahe 2000 Reiter!) muſtern; allmählich ſtieg ſein geſamtes Heer auf etwa 
10 000 Mann zu Fuß und 6000 zu Pferde, von denen nur die viel kleinere 
Hälfte Kreistruppen waren.?) Der Kurfürſt ſelber fand ſich zu der Belage— 
rung ein. ö 

Drei Monate lang hielt ſich die Stadt gegen dieſe ſich nach und nach an— 
ſammelnde Macht, ohne daß es zu ernſten Kämpfen gekommen wäre. Dann 
entſchied eine Meuterei der eingeſchloſſenen Truppen den ganzen Streit. Am 
13. April 1567 ſchloſſen in offenem Aufſtand gegen ihren Herzog die Bevoll— 
mächtigten des Heeres, der Stadt Gotha und der daſelbſt befindlichen Adelichen 
die Kapitulation mit Kurfürſt Auguſt, kraft deren Johann Friedrich, ſein Kanzler 
Brück und Wilhelm von Grumbach nebſt mehreren ſchwer beſchuldeten Dienern 
dem Führer der Exekution ausgeliefert wurden. Dem wahnſinnigen und ver— 
brecheriſchen Treiben war damit Einhalt geboten, und das einzige, was nunmehr 
übrig blieb, war die Strafe und die Abſchreckung. Da wurde denn ein Gericht 
gebildet unter Vorſitz des Kurfürſten Auguſt, unter Beirat der ihm zugeordneten 
kaiſerlichen Kommiſſarien und mehrerer Kriegsoberſten.?) Grumbach, Brück und 
fünf andere Perſonen — darunter der Engelſeher — wurden zum Tode ver— 
urteilt, und das Urteil nach dem Grundſatz damaliger Juſtiz, daß man die 
ſchwerſten Verbrecher unter gräßlicher Mißhandlung zum Tode zu bringen und 
die Volksmaſſen zur Anſchauung des Greuels heranzuziehen habe, vollzogen. 
Johann Friedrich wurde dem Kaiſer ausgeliefert zu lebenslänglichem Gefängnis. 

Als der beſiegte Fürſt nach Oeſterreich abgeführt und dann bald in Neu— 
ſtadt, bald in Preßburg, zuletzt in Steier in ſo enger Haft gehalten ward, daß 
ihm erſt nach fünf Jahren die Gegenwart ſeiner treuen Gemahlin, nach ſechzehn 
Jahren die Erlaubnis zu Ausfahrten vergönnt wurde, war ſein Benehmen weder 
erbärmlich noch großartig, ſondern das eines mittelmäßigen, hartköpfigen Men— 
ſchen, der die Höhe ſeiner Wagniſſe und die Tiefe ſeines Falles gar nicht zu 
ermeſſen vermochte. Fern von einer ſtandhaften Vertretung ſeines Beginnens, 
ließ er ſich herbei, den Kurfürſten Auguſt und den Kaiſer wegen ſeiner Be— 
leidigungen um Verzeihung zu bitten; er ſuchte zugleich ſeine verbrecheriſchen 


) 2734 Knechte, 1450 Pferde und die Hoffahne von 472 Pferden. (Ortloff IV 
S. 470, 474.) 

J Ortloff S e S 52) fa. 

) Ueber die Bildung des Gerichtes ſ. das Schreiben des Kurf. Auguſt vom 18. April. 
(Ortloff IV S. 162. Vgl. S. 150, 162/63.) 
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Anſchläge als bloße Gedanken zu entſchuldigen oder auch, wo die Lüge ihm 
ſeiner Meinung nach helfen konnte, abzuleugnen.!“) Als ihm aber nach ſieben— 
jähriger Haft Kurfürſt Auguſt und der Kaiſer die Hand zur Befreiung boten 
gegen eine Kapitulation, die ihm völligen Verzicht auf die Regierung, An— 
erkennung aller über die Lande und Anwartſchaften ſeiner Söhne inzwiſchen er— 
folgten Vereinbarungen und demütigende Bürgſchaften für den Fall neuer Um— 
triebe gegen die hergeſtellte Ordnung auferlegte, wollte er doch wieder zu einer 
ſo weitgehenden Unterwerfung ſich nicht rückhaltlos verſtehen. Lieber verharrte 
er bis zu ſeinem Lebensende (1595) in der harten Gefangenſchaft, ruhigen Ge— 
müts, ſeinen Troſt ſchöpfend aus Predigten und geiſtlicher Lektüre, wie er denn 
auch eine ſtattliche Zahl kleiner Erbauungsſchriften und Gedichte ſelber anfertigte. 
Inzwiſchen war Kurfürſt Auguſt, der aus den Akten der Kanzlei Johann 
Friedrichs die Anſchläge der Aechter ihrem vollen Umfange nach hatte kennen 
lernen, beſtrebt, „den Samen des Aufruhrs“, wie er jagte, ?) allerwärts zu ver— 
nichten. Mit reger Wachſamkeit, die Gnade grundſätzlich ausſchließend,s) ließ 
er den an den Gewaltthaten oder revolutionären Anſchlägen Beteiligten weit 
und breit nachſtellen und die Aufgegriffenen dem Henker überliefern. Und nicht 
nur die Genoſſen Grumbachs verfolgte er, auch die Gedanken des Mannes, die 
Verbreitung derſelben in der öffentlichen Meinung ſuchte er zu bekämpfen. 
Wie nämlich ſeit dem Beginn des ſechzehnten Jahrhunderts die öffentliche 
teinung der Studierten und der Geiſtlichen, der ſtädtiſchen Einwohner und der 
höheren Klaſſen der Nation als eine Macht angeſehen ward, die man zu be— 
friedigen oder auch zu gewinnen ſuchte, ſo ſtrömten bei jedem Aufſehen erregen— 
den Ereignis jene gedruckten Flugſchriften in den Buchhandel, welche entweder 
als Zeitungen bloß Bericht erſtatten, oder als Ausſchreiben der ſtreitenden Ge— 
walten deren Sache rechtfertigen, oder als Libelle freier Schriftſteller auf die 
kirchlichen und politiſchen Anſchauungen einwirken ſollten. In dieſem Sinne 
war auch der Streit zwiſchen Grumbach und den Würzburger Biſchöfen, zwiſchen 
Johann Friedrich und dem Kurfürſten Auguſt durch beiderſeitige Ausſchreiben 
frühzeitig an die Oeffentlichkeit gezogen worden; und als es nun zur Belagerung 
Gothas kam, und die Frankfurter Faſtenmeſſe gerade in das Ereignis hineinfiel, 
da verſtand es ſich von ſelbſt, daß dieſer größte deutſche Markt für neue Bücher 
mit Abdrücken von Erlaſſen und Schriften gegen die Aechter überfüllt wurde. 
Damals hielt ſich in Frankfurt ein gewiſſer Wilhelm Klebitz auf, ein wandernder 
Litterat, der beim Regierungsantritt des Kurfürſten Friedrich III. Diakon in 
Heidelberg geweſen, wegen ſeiner Aergernis erregenden Polemik in dem Streit 
über die Abendmahlslehre ausgewieſen war (S. 209) und nunmehr das Leben 
ſeiner zahlreichen Familie durch Nativitäten und litterariſche Handlangerdienſte 
friſtete. Dieſer Mann erkannte in den Aechtern Leidensgenoſſen der Verfolgung: 


1) So in ſeiner Beantwortung der von Kurſachſen ihm vorgelegten fünfzehn Artikel 
(Ortloff IV S. 196 fg.) die Kenntnis des Ausſchreibens von 1564/65 und der Inſtruktion 
Baumgärtners. (Ortloff IV S. 198. Dagegen: II S. 231 Anm. 2, 333.) 

2) Vgl. ſeine Aeußerung bei Ortloff IV 342. 

5) Eine Ausnahme findet ſich hinſichtlich Mandelslohes. Ortloff IV 360, 65. 
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ſie verfochten ihm das Evangelium gegen eine papiſtiſche Verſchwörung, der ſich 
der Kaiſer und der Kurfürſt Auguſt als Werkzeuge ergeben hatten. Aus dem 
Ideenkreiſe von den blutdürſtigen Anſchlägen des Papſtes gegen das Evangelium, 
aus den Erinnerungen an die Verfolgungen Karls V. und den Verrat des 
Kurfürſten Moritz an Johann Friedrichs Vater, fertigte er ein politiſches Gedicht 
unter dem einladenden Titel der „Nachtigall“, in dem er Kaiſer und Fürſten 
zur Verſöhnung unter ſich und zum Zuſammenhalten gegen Papſt und Türken 
aufforderte, natürlich unter ſcharfen Ausfällen gegen Maximilian und Auguſt, 
die vor der Nachahmung Karls V. und des Kurfürſten Moritz gewarnt wurden. 
Das Gedicht erregte ſolches Aufſehen, daß am erſten Tag nach ſeinem Er— 
ſcheinen ſämtliche 1500 Exemplare verkauft wurden, worauf Klebitz ſich wohlweislich 
aus dem Staube machte. 

Bei der noch immer wachen Sorge vor der Verbindung der Grumbach— 
ſchen Sache mit anderen Elementen der Empörung und des Krieges wurde der 
Kaiſer wie der Kurfürſt Auguſt durch den Erfolg des aufreizenden Gedichtes tief 
betroffen. Erſterer ließ ſich in Ermangelung des Verfaſſers den Buchdrucker, 
einen blutarmen Geſellen, ausliefern, letzterer gab den Rat, den Gefangenen 
hinrichten zu laſſen, mindeſtens ihn lebenslänglich zu den Galeeren zu verdammen. 
Der Kaiſer jedoch war ſchließlich milder als der Kurfürſt; nach zweijähriger Haft 
gab er den Drucker frei, und Auguſt mußte ſich begnügen, die Buchführer, welche 
in ſeiner Stadt Leipzig verbotene Schriften über Grumbach feil hielten, mit un— 
nachſichtigen Strafen heimzuſuchen.“) Der ganze Vorgang diente dazu, um die 
ſeit 1529 durch Reichsgeſetz angeordnete und in den meiſten Fürſtentümern und 
Städten durch beſondere Geſetze eingeführte Zenſur in ſchärfere Uebung zu bringen. 

Abgeſehen von dieſen Nachwirkungen hatte die Gothaer Exekution noch 
zwei Auseinanderſetzungen zur unmittelbaren Folge: eine neue Teilung der her— 
zoglich ſächſiſchen Lande und die Regelung der aufgewandten Koſten. Die Ge— 
fahr, daß der Landesteil Johann Friedrichs ſeinem Hauſe verloren gehe, hatte 
deſſen Bruder Johann Wilhelm dadurch abgewandt, daß er, als vor dem Augs— 
burger Reichstag Kurfürſt Auguſt den Krieg vorzubereiten begann, ſich zu per— 
ſönlichen Verhandlungen mit dem Kurfürſten und dem Kaiſer entſchloß?) und 
mit beiden ein Abkommen erlangte. Er verſtand ſich zur Teilnahme an dem 
Krieg gegen den eigenen Bruder, wogegen der Kaiſer die im Januar 1567 ver— 
ſammelten Stände Johann Friedrichs anwies, dem Herzog Johann Wilhelm zu 
huldigen. Einſtweilen erlangte Johann Wilhelm dadurch die geſamten herzoglich 
ſächſiſchen Lande; aber als im Dezember 1570 der Kaiſer den Söhnen des ge— 
ächteten Herzogs ihr Erbrecht zurückgegeben hatte, erfolgte im November 1572 
eine neue Teilung. Johann Wilhelm erhielt die Lande um die Mittelpunkte 
Weimar und Altenburg, die Söhne Johann Friedrichs — es waren noch, nach— 
dem Friedrich geſtorben, die unmündigen Herzoge Johann Kaſimir und Johann 
Ernſt — erhielten das Gebiet um die Mittelpunkte Koburg und Eiſenach. 


1) Ortloff IV S. 332. 
) Beginn der Verhandlungen mit Auguſt in Leipzig, vor dem Reichstag (erwähnt bei 
Ortloff III S. 361). Fortſetzung der Verhandlungen in Augsburg und München. 
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Bedeutſamer eigentlich als dieſe Verhandlungen waren die über den Erſatz 
der Exekutionskoſten gepflogenen, weil ſie einen neuen Einblick in die Ohnmacht 
der Kreisverfaſſung eröffneten. Bei der Abrechnung ergab es ſich nämlich, daß 
das ganze Unternehmen in runder Summe 953 000 Gulden gekoſtet, daß aber 
von dieſem Betrag Kurfürſt Auguſt allein 747000 Gulden beſtritten hatte: ge— 
wiß ein klarer Beweis ſowohl für die Unſchuld der Kreiſe an dem erzielten Er— 
folg, wie für die glänzenden Ergebniſſe der Finanzverwaltung des ſächſiſchen 
Kurfürſten. Eine ſolche Zahlungsfähigkeit hätte man wahrſcheinlich bei jedem 
anderen deutſchen Fürſten vergeblich geſucht. Aber nun galt es, die Koſten zu 
erſetzen. Darüber verhandelte ein Reichstag zu Regensburg und hierauf eine 
Verſammlung der Verordneten der Reichskreiſe (mit Ausnahme des burgundiſchen) 
zu Erfurt, beide im Jahr 1567. Indem man eine Ausſcheidung machte zwiſchen 
dem, was die einzelnen Stände der vier zur Exekution berufenen Kreiſe kraft 
der ihnen zufallenden Kreisbeiſteuer zu leiſten hatten, und demjenigen, was ſie 
darüber aufgewandt hatten, verteilte man zum Erſatz der letzteren Auslagen eine 
Steuer von ſechs Römermonaten auf das Reich. Ein Teil der Opfer wurde durch 
dieſe, übrigens mit gewohnter Langſamkeit und gewohnten Rückſtänden eingehende 
Auflage getilgt. Für den ungedeckten Reſt hatten die Stände ſich von Rechts 
wegen an die Lande des Aechters zu halten. Aber von dieſem überſchuldeten 
Gebiet gelang es nur dem Kurfürſten Auguſt, etwas Erkleckliches herauszu— 
ſchlagen. Der hatte bei jenen Abmachungen mit Johann Wilhelm vor und 
während der Exekution zeitig dafür geſorgt, daß ihm vier Aemter aus den her— 
zoglichen Landen verpfändet wurden, die ihm denn auch im Jahr 1571, nach— 
dem ſeine Schuldforderung bereits auf 317000 Gulden geſunken war, ) ein— 
geräumt wurden und bis zum Jahr 1660 in kurſächſiſcher Verwaltung ver— 
blieben. In ſo ſcharfer Weiſe wußte Auguſt überall das rechtzeitig Gezahlte 
auch rechtzeitig wieder einzubringen. 

Lag es nun aber nicht in der Natur der Sache, daß ein unter ſolchen 
Hemmniſſen und Verdrießlichkeiten durchgeführtes Unternehmen ſeinem Leiter den 
Eindruck von der Lebensunfähigkeit der deutſchen Reichsverfaſſung hinterlaſſen 
mußte? Merkwürdigerweiſe war das Gegenteil der Fall. Der Kurfürſt be— 
trachtete ſein Unternehmen als den Sieg über eine große Verſchwörung zum 
Umſturz der Ordnungen des Reichs, zur Erniedrigung des Hauſes Oeſterreich. 
Und im Hinblick auf die Verwirrung, welche dem Gelingen der Verſchwörung 
gefolgt wäre, fühlte er nunmehr erſt recht den Beruf, für die Reichs— 
verfaſſung einzuſtehen und ſein Bündnis mit dem Hauſe Oeſterreich feſtzuhalten. 
Was aber dieſe Auffaſſung für den Gang der Reichsgeſchichte bedeutete, wird 
ſich immer klarer zeigen, je weiter wir der Verwickelung und Spannung der 
Gegenſätze der kirchlichen Parteien im Reiche folgen werden. 

Daß die Verhältniſſe der kirchlichen Parteien durch die Augsburger Ver— 
handlungen eine nicht minder tiefe Einwirkung empfangen mußten, als die bis— 
her beſprochenen weltlichen Angelegenheiten, liegt nach dem früher Erzählten am 
Tage. Innerhalb des Proteſtantismus zunächſt war der große Zwieſpalt zwiſchen 


) Ortloff IV S. 421. 
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Calviniſten und Lutheranern jetzt zu einem ſchleichenden Uebel geworden: die 
letzteren hatten den Widerſpruch des Kurfürſten von der Pfalz mit ihrem Be— 
kenntnis erklärt und doch den Zuſammenhalt mit ihm den katholiſchen Wider— 
ſachern gegenüber nicht aufzugeben gewagt. Die Proteſtanten im allgemeinen 
kehrten vom Reichstag zurück mit dem Bewußtſein, daß ihre Partei durch einen 
ſtillen inneren Krieg bedroht und durch ein erzwungenes Bündnis zuſammen— 
gehalten werde. Und nachdem ihre Schäden einmal aufzubrechen begonnen 
hatten, zeigten ſich bald noch weitere Uebel. 

Noch immer waren innerhalb der anticalviniſchen Stände die älteren 
Streitigkeiten über die Mitwirkung des freien Willens bei der Rechtfertigung 
und die Notwendigkeit der guten Werke zur Gerechtigkeit des Menſchen vor Gott 
ungelöſt. Sie waren zurückgedrängt worden, als Herzog Johann Friedrich mit 
Flacius und ſeinem Anhang gebrochen hatte. Aber damals hatte des Herzogs 
Bruder, Johann Wilhelm, den Flacianern ſeine Gunſt bewahrt; und nun, nach 
der Gothaer Exekution, erlangte dieſer Johann Wilhelm die alleinige Herrſchaft 
über das ſächſiſche Herzogtum und die Jenaer Univerſität. Zu ſeinen erſten 

taßregeln gehörte es da, daß er den flacianiſchen Lehren und Lehrern die 

Herrſchaft zurückgab, und eine der erſten Folgen des Regierungswechſels war 
es, daß die alten Angriffe der herzoglich ſächſiſchen gegen die kurſächſiſchen 
Theologen von neuem begannen, und darüber zwiſchen dem Kurfürſten Auguſt 
und dem Herzog eine Spannung entſtand, welche an die Zeiten Johann 
Friedrichs erinnerte. Zu dieſem einen Streit geſellte ſich von Süddeutſch— 
land her ein zweiter. Die württembergiſche Kirche hatte (ſeit Dezember 1559) 
die Lehre angenommen, daß die Menſchheit Chriſti mit ſeiner Gottheit die 
Eigenſchaft der Allgegenwart teile, und daß eben dadurch die leibliche An— 
weſenheit Chriſti im Abendmahl erklärlich werde. Gegen dieſen Satz hatten 
ſich wieder andere Theologen erhoben: mit beſonderem Eifer die Wittenberger 
Univerſität, weil ihre Lehrer die unbeſtimmte Faſſung der Abendmahlslehre mit 
wachſender Neigung zur calviniſchen Anſicht als Ueberlieferung Melanchthons 
feſthielten. 

Unter den proteſtantiſchen Fürſten, beſonders ſolchen, die, wie der Herzog 
von Württemberg, die Einigung der proteſtantiſchen Stände zu ihrer Aufgabe 
gemacht hatten, mußten ſolche Streitigkeiten die Sorge vor weiterer Spaltung 
ihrer Partei erregen. Kein Wunder alſo, wenn der alte Herzog Chriſtoph noch 
einmal auf ſeine früheren Beſtrebungen zurückgriff, die Formel der Lehre, welche 
die Getrennten vereinigte, zu finden. Diesmal handelte es ſich jedoch ſchon nicht 
mehr um die Einigung aller deutſchen Proteſtanten — denn den calvinijden 
Pfälzer ließ man bei dem neuen Unternehmen zur Seite ) —, ſondern nur um 
die Ausgleichung jener Streitigkeiten unter den Lutheranern, die vornehmlich 


) Nur ganz von ferne und nur gelegentlich wird ſeine Gewinnung in Ausſicht genom— 
men, z. B. durch Landgraf Ludwig. (Andreäs Bericht vom 17. Febr. 1569. Neudecker, Bei⸗ 
träge II S. 156. Daſelbſt über Andreäs eigene Zurückhaltung gegenüber dem kurpfälziſchen Hof.) 
Andreä erſtrebte zunächſt nur eine Vereinigung cum aliis sinceris ecclesiis. (Vgl. Johannſen 
in der Zeitſchrift für hiſtor. Theologie 1853 S. 345.) 
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durch die Gegenſätze der Jenaer und der Wittenberger Theologen vertreten 
waren.!) Hierüber ließ der Herzog ſeine Theologen beraten und ſchließlich eine 
in fünf Artikeln gefaßte Formel, der „Concordie“, wie man ſagte, durch den 
Kanzler der Tübinger Univerſität, Jakob Andreä, verfaſſen. 

Für die Annahme der neuen Formel zu wirken, zeigte ſich eben damals 
eine günſtige Gelegenheit. Am 11. Juni 1568 ſtarb der katholiſche Herzog 
Heinrich von Braunſchweig-Wolfenbüttel, mit Hinterlaſſung eines Landes, deſſen 
Einwohner zum Proteſtantismus neigten, und eines Nachfolgers, der keine 
Stunde zur wirklichen Einführung desſelben verſäumen wollte. Zur Durch— 
führung der proteſtantiſchen Ordnungen ſuchte der neue Herzog Julius Muſter 
und ſachverſtändigen Rat beim Herzog von Württemberg. Und dieſer nun 
ſchickte im Herbſt 1568 den Kanzler Andreä nach Wolfenbüttel, nicht nur, um 
in der Gründung der neuen Landeskirche behülflich zu ſein, ſondern zugleich für 
die Concordie zu wirken. Dem Württemberger Theologen gelang es, den Herzog 
Julius von Braunſchweig, ſowie den Landgrafen Wilhelm von Heſſen-Kaſſel, 
den älteſten Sohn des am 31. März 1567 geſtorbenen Landgrafen Philipp, zu 
gewinnen. Unter ihrer Empfehlung konnte er, obgleich der Herzog Chriſtoph 
von Württemberg im Dezember 1568 ſtarb, ſeine mit proteſtantiſchen Theologen 
und Ständen begonnenen Verhandlungen in großen Rundreiſen (1569 — 70) 
fortſetzen. Aber unüberwindliche Schwierigkeiten traten alsbald ſeinen Be— 
mühungen entgegen. Den Wittenbergern neigten die fünf Artikel zu ſehr zu 
den flacianiſchen Lehren, während die Flacianer die bindende Beſtimmtheit und 
die namentliche Verdammung der Irrlehrer vermißten; der Argwohn, daß der 
Württemberger ſeine Lehre von der Allgegenwart Chriſti zur Anerkennung zu 
bringen ſuche, ſtimmte die kurſächſiſchen Theologen vollends feindſelig. Beim 
Einblick in ſolche Gegenſätze verlor zuerſt der Landgraf Wilhelm das Zutrauen 
zu der einigenden Kraft der Württemberger Formel. Mit der Vorherſagung, 
die ſich ſpäter erfüllen ſollte, daß dieſes Concordienwerk zu der Spaltung zwiſchen 
Calviniſten und Lutheranern eine neue Spaltung zwiſchen Anhängern der Con— 
cordie und Gegnern derſelben herbeiführen werde, zog er ſich von dem Unter— 
nehmen zurück, das nunmehr auf längere Jahre ruhen mußte. 

Während ſo die dogmatiſche Trennung der Proteſtanten ihre Kraft als 
politiſche Partei minderte, ging innerhalb der katholiſchen Gemeinſchaft jene 
innere Kräftigung, deren Zeichen man am Augsburger Reichstag bemerkt hatte, 
ihren Gang weiter, allerdings in langſamem und mühſamem Aufſtieg. Als die 
erſte Bedingung einer gründlichen kirchlichen Herſtellung verlangte der Papſt bei 
und nach dem Reichstag die Annahme der Trienter Konzilsbeſchlüſſe; aber gleich 
hier war er, wie wir ſahen, auf die Abneigung der hohen Geiſtlichkeit geſtoßen. 
Zunächſt waren es nur zwei mit dem römiſchen Hof beſonders verbundene 
Biſchöfe, der Kardinal Otto von Augsburg und der Kardinal Markus Sittich 
von Konſtanz, ein Neffe Pius' IV., welche endlich im Laufe des Jahres 1567 
ihre Diözeſanſynode beriefen und hier die Befolgung der Konzilsbeſchlüſſe, der 


1) Vgl. die Ausſage des Landgr. Wilhelm vom 28. April 1571. (Heppe, Gefeh. des 
deutſchen Proteſtantismus II Beil. S. 98.) 
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dogmatiſchen wie der reformatoriſchen, anordneten. Dann, im Jahre 1569, ver— 
ſammelte ein deutſcher Erzbiſchof, Johann Jakob Khuen von Salzburg, ſeine 
Suffraganbiſchöfe, darunter die Reichsbiſchöfe von Paſſau, Freiſing, Brixen und 
Regensburg, zu einem Provinzialkonzil in ſeiner Hauptſtadt: hier wurden die 
Trienter Beſchlüſſe im allgemeinen angenommen und die Reformdekrete in Be— 
ziehung auf die beſonderen Verhältniſſe der Provinz erweitert und genauer be— 
ſtimmt.!) Aber das war auch alles, was in Deutſchland — wenn wir vorläufig 
von den Niederlanden abſehen — in den nächſten zwanzig Jahren nach dem 
Trienter Konzil zur Durchführung ſeiner geſamten Beſchlüſſe geſchah. Beſonders 
in Norddeutſchland beſchränkte ſich die Thätigkeit auch der eifrigen Kirchenfürſten, 
wie des Erzbiſchofs Jakob von Trier und des Biſchofs Johann von Osnabrück, 
Münſter und Paderborn, lediglich darauf, daß ſie einzelne Neuordnungen des 
Konzils zur Befolgung einſchärften.?) 

Es liegt am Tage, wenn das Werk der kirchlichen Herſtellung und der 
damit zuſammenhängenden politiſchen Kräftigung der katholiſchen Partei auf das 
Einſchreiten des deutſchen Epiſkopats und die allgemeine Durchführung der 
Trienter Reformen warten ſollte, ſo mußte es noch ſehr lange unerledigt bleiben. 
Der Jeſuit Caniſius hatte recht, wenn er von den Biſchöfen ſagte: ſie ſchlafen, 
ſtatt für das Wohl ihrer Herde zu wachen.?) Selbſt dem eifrigſten dieſer 
Kirchenfürſten, dem Kardinal Otto von Augsburg, konnte derſelbe Caniſius 
den Vorwurf nicht erſparen, daß er ſeine Didzefe über den ehrenvolleren 
Beſchäftigungen in Rom verfaume.*) Da war es denn von entſcheidender 
Bedeutung, daß ein vornehmer weltlicher Fürſt mit den Machtmitteln eines 
großen Fürſtentums, freilich auch mit den beſonderen Zwecken fürſtlicher Politik, 
die katholiſche Reſtauration in Angriff nahm: es war der in den kirchlich— 
politiſchen Händeln ſchon ſeit einiger Zeit hervorgetretene Herzog Albrecht V. 
von Baiern. 

Herzog Albrecht — denn es iſt nötig, ſeine Perſönlichkeit etwas näher ins 
Auge zu faſſen — gehörte zu der jüngeren Generation deutſcher Fürſten. Bei 
Eröffnung des Augsburger Reichstags hatte er eben ſein 38. Jahr vollendet 
(geb. 29. Februar 1528). Als Schwiegerſohn des Kaiſers Ferdinand, als Regent 
eines der größten und beſt abgerundeten Fürſtentümer zu den vornehmſten ſeiner 
Standesgenoſſen zählend, erſchien er nach ſeinen Neigungen und Gewohnheiten 
als ein Fürſt voll derber Lebensluſt, prunkend in ſeinem Auftreten, aber auch 
mit mancherlei Intereſſen für Studien und Künſte. Leidenſchaftlich ging er den 
Freuden der Jagd nach, aber nicht minder gern zog er ſich in die Räume der 


) Die Beſchlüſſe wurden nach erlangter päpſtlicher Beſtätigung auf einer neuen Synode, 
1573 Auguſt bis September, publiziert. 

) Der B. Osnabrück z. B. rezipiert im Jahr 1571 die Trienter Beſchlüſſe tam in 
ceremonialibus quam in doctrinalibus. (Hartzheim VII S. 699 b.) Es fehlen alſo die 
Reformdekrete. 

) Eos dormire magis quam gregi suo pascendo advigilare. (Denkſchriſt für Com⸗ 
mendone. 1567 Juli 23. Epistolae Pogiani IV S. 406 fg. Ueber das Datum vgl. Ries, 
Caniſius S. 365 Anm. 3.) 

4) Ries, Caniſius S. 391. 
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von ihm gegründeten Bibliothek zurück, wo er einen Schatz von Büchern und 
Handſchriften zuſammenbrachte: hier ſchrieb er, vor einem Pulte ſtehend, ſich 
Auszüge nieder oder erging ſich mit den Gelehrten, die dort regelmäßig zu— 
ſammentrafen, in unterhaltenden Geſprächen. Größer noch war ſeine Vor— 
liebe für künſtleriſchen Genuß. Es war damals die Zeit, wo Baukünſtler der 
Renaiſſance aus Italien in Deutſchland eindrangen, um reichen Fürſten und 
Städten ihre Rathäuſer und Schlöſſer in ungewohnter Pracht herzuſtellen, mit 
hellen Sälen, geräumigen Aufgängen und prunkenden Faſſaden. Nur wenige 
Fürſten waren reich genug, um für die Pläne dieſer Künſtler die Mittel zu 
bieten: allen voran waren die Häupter der rivaliſierenden Wittelsbacher Linien, 
Kurfürſt Ott' Heinrich, der das Heidelberger Schloß aufführen ließ, Herzog 
Albrecht, der die Schloßbauten bei Landshut und anderwärts nach großen Ent— 
würfen weiter führte. Und zugleich mit den Baumeiſtern zog der Herzog 
aus Italien und den Niederlanden die Jünger der italieniſchen Muſik heran; 
er bildete ſich eine Kapelle, die ihm unter der Direktion des Orlando Laſſo 
ſo prächtige Kirchenchöre aufführte, daß er in Verdacht geriet, er beſuche 
die Hochämter ſo fleißig wegen der ſchönen Muſik. So von den Künſten und 
einer gefälligen Gelehrſamkeit bedient, liebte es der bairiſche Herzog, die Fülle 
ſeiner Mittel zu glänzenden Feſten zu vereinigen: Turniere und Feſtſchießen, 
bildliche Aufführungen und lateiniſche Komödien, und im Mittelpunkt derſelben 
ungeheuer ausgiebige Gaſtmahle und Zechgelage, machten den Münchener Hof 
zum Sammelplatz lebensluſtiger Fürſten und Adelicher. Bei ausgeſuchten Ge— 
legenheiten, z. B. der Heirat des älteſten Prinzen Wilhelm mit der lothringiſchen 
Prinzeſſin Renata, fanden ſich die vornehmen Gäſte in der Weiſe der Zeit, jeder 
mit einem Zug von Kutſchen und berittenen Dienern ein; in der Stärke eines 
kleinen Heeres wurden fie am Hof und bei den Wirten der Stadt einquartiert 
und auf des Herzogs Koſten bewirtet. 

Eine ſolche Hofhaltung war nur mit reichen Einkünften zu beſtreiten. Und 
reich war im Verhältnis zu den übrigen Fürſtentümern das Herzogtum Baiern 
in der That. Wenn ihm die Mittelpunkte eines großen ſtädtiſchen Gewerbes 
fehlten, ſo waren die landbauenden Klaſſen um ſo wohlhäbiger. Die Bauern— 
güter waren hier weder mangelhaft beſetzt, wie in Brandenburg, noch überſetzt, 
wie es vielfach im Schwäbiſchen, Fränkiſchen und am Niederrhein der Fall war; 
für den Verkauf von Holz, Getreide und Vieh boten die großen Nachbar— 
ſtädte, wie Regensburg, Augsburg und Ulm, einen reichen Markt. Daneben 
warfen die Handelsſtraßen, die über Donauwörth und Augsburg nach Italien, 
über Regensburg längs der Donau nach Oeſterreich führten, bei ihrem Durch— 
gang durch bairiſches Grenzgebiet nicht nur erkleckliche Zollgebühren, ſondern 
auch Fracht- und Wirtshausverdienſt ab. Sorgloſes Wohlleben und beſchränkter 
Heimatsſinn, lärmende Vergnügung mit dem Landsmann und mißgünſtige Ver— 
ſchloſſenheit gegen den Auswärtigen kennzeichnete die Bevölkerung auf dem Land 
wie in den ländlich ausſehenden Städten. 

Von dieſem Volke zog der bairiſche Hof ſeine hohen Einkünfte. Die 
regelmäßigen Einnahmen, nämlich der Ertrag der herzoglichen Kammergüter, 
d. h. des Grundbeſitzes und der nutzbaren Rechte, ſchwankte zwiſchen etwa 
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110 150 000 Gulden, ) zu denen die Stände ſeit 1568 einen jährlichen Bei— 
trag hinzufügten, der von 40 000 auf 100 000 Gulden ſtieg und im Jahre 1577 
wieder auf 90000 ſank. Da dieſe Einnahmen, auch wenn man große außer— 
ordentliche Ausgaben, wie die Reichstürkenſteuer, nicht einrechnete, kaum für die 
Hälfte der gewöhnlichen Jahresausgaben reichten, ſo war das weitere durch land— 
ſtändiſche Bewilligungen einzubringen. Hier war nun das Verfahren dieſes, daß 
der Herzog das erforderliche Geld zunächſt eigenmächtig auf Kredit aufnahm, 
dann die verſammelten Stände um die Uebernahme dieſer Schulden anging. 
Nach ſolchem Verfahren wurden in den fieben Jahren von 1558 — 1565 Schulden 
im Betrage von 1157000 Gulden,?) alſo im Jahresdurchſchnitt 165000, auf— 
genommen; in den neun Jahren von 1568-1577 ſtiegen die Anlehen auf 
2173 000 Gulden,) alſo auf einen Jahresdurchſchnitt von 240 000. Alle dieſe 
Summen wurden von den Ständen übernommen und aus den von ihnen bewilligten, 
verteilten und erhobenen Steuern verzinſt und getilgt. Das Steuerbewilligungsrecht 
der Stände bethätigte ſich alſo nur, inſofern ſie für die im voraus gemachten Aus— 
gaben nachträglich die Mittel gewährten. Abgeſehen von den öſterreichiſchen Landen, 
denen der Türkenkrieg die ſchwerſten Opfer auferlegte, wurden wohl in keinem 
großen Fürſtentum die Steuerkräfte in ſolcher Weiſe angeſpannt wie in Baiern. 

Mitten in dieſer glanzvollen und drückenden Regierung war es nun eine 
ihren Charakter im Innerſten beſtimmende Wendung, daß Albrecht die Her— 
ſtellung der katholiſchen Religion in die alte Kraft und Alleinherrſchaft in ſeinen 
Landen unternahm. Im Grunde genommen hatte freilich die geiſtige Erbſchaft 
ſeiner Vorgänger, die für dasſelbe Ziel gekämpft hatten, ſeinen Sinn von An— 
fang an beherrſcht. Unter den gelehrten Fragen und Perſonen, denen ſeine 
Teilnahme ſich zuwandte, nahmen katholiſche Polemik und theologiſche Kämpfer 
einen ausgezeichneten Rang ein, wie er denn z. B. ſelber dem nach Ingolſtadt 
berufenen Staphylus eine proteſtantiſche Streitſchrift zur Widerlegung 3uftellte +) 
oder mit dem Biſchof von Ermland, Kardinal Hoſius, in brieflichen Verkehr 
trat. Allein beim Beginn ſeiner Regierung und unter den Stürmen der fünfziger 
Jahre hatte er doch die harte Unterdrückung proteſtantiſcher Neigungen eingeſtellt 
und die Rettung des katholiſchen Weſens von den Konzeſſionen, die Ferdinand J. 
vom Trienter Konzil forderte, erhofft. Erſt als hierüber eine proteſtantiſche 
Oppoſition in ſeinem Adel erſtarkte, und er in jenen Konflikt mit derſelben ge— 
riet, von dem oben (S. 238 fg.) erzählt iſt, faßte er den Plan der Umkehr 
von der Politik der Nachgiebigkeit. Perſönliche Einflüſſe kamen hinzu, vor allem 


) Im Jahr 1557: 112000 fl. (Freyberg, Bairiſche Landſtände II S. 336.) Im Jahr 
1570: 128 343 fl., 1571: 151204 fl. (S. 378, 393). Dagegen 1572 angeblich nur 36381 fl. 
(S. 386). — Die Angabe Sugenheims (Baierns Kirchen- und Volkszuſtände S. 375 Anm. 66, 
S. 392 Anm. 5), daß in der Zeit Albrechts unter Gulden rheiniſche Goldgulden zu verſtehen ſeien, 
kann aus dem Gebrauch dieſer letzteren Münze in einer Rechnung von 1539 (Weſtenrieder, Beiträge 
VI S. 208), alſo zwanzig Jahre vor der Reichsmünzordnung, die im Jahr 1564 vom fränkiſchen, 
ſchwäbiſchen, bairiſchen Kreis angenommen wurde, nicht bewieſen werden. Sollte ſie gleichwohl 
zutreffen, ſo hätte man Gulden von 75 (ſtatt 60) Kreuzern anzunehmen. 

) Freyberg II S. 346, 363, 364. 

) A. a. ©, S. 378, 380, 385, 391. 

*) Hosii epistolae (in den opera, Köln 1639) n. 62. 
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der Rat des nach dem Wormſer Religionsgeſpräch von 1557 zum Kanzler er— 
hobenen Dr. Simon Eck, eines Mannes, der mit der Starrheit ſeiner kirchlichen 
Grundſätze das Geſchick zur Durchführung derſelben verband. 

Die erſten Zeichen der beginnenden Reaktion traten bei der höchſt unvoll— 
ſtändigen Gewährung der früher geforderten kirchlichen Konzeſſionen hervor. 
Wie oben bereits erzählt iſt, hatte das Trienter Konzil nur eine einzige der 
gewünſchten Einräumungen, nämlich die Spendung des Abendmahls unter beiden 
Geſtalten, und auch dieſe nur als Ausnahme, für ſtatthaft befunden. Seiner 
Heimſtellung gemäß ermächtigte Papſt Pius IV. im April 1564 die Biſchöfe der 
bairiſchen und öſterreichiſchen Lande, desgleichen mehrere norddeutſche Biſchöfe, den 
Gläubigen da, wo es notwendig erſcheine, die Kommunion unter beiden Geſtalten 
zu erteilen. Als nun hierauf die Biſchöfe der Salzburger Provinz ſich über Einzel— 
heiten der Ausführung geeinigt hatten — Bedingung der Ausſpendung war neben 
vorheriger Beichte das Bekenntnis des Empfangenden, daß Chriſtus auch unter 
einer Geſtalt gegenwärtig ſei — und als ſie dabei die Benennung der bairiſchen 
Pfarreien, in denen der Kelch gereicht werden ſollte, dem Herzog überließen, zeigte 
ſich bei dieſem mit einemmal eine unerwartete Zurückhaltung: er gab die Neuerung 
zu in niederbairiſchen Orten, hielt fie aber fern von Oberbaiern. ) Der Grund 
dieſes Zurückweichens lag eben darin, daß er ſich inzwiſchen mit ſeinen Räten 
zum Kampf für die Herſtellung katholiſcher Religion entſchloſſen hatte. 

Eine fürſtliche Regierung kann eine beſtimmte religiöſe Richtung nicht er— 
wecken, aber ſie kann ein äußeres Bekenntnis vorſchreiben und Abweichungen 
von demſelben verbieten, ſie kann, wenn ſie in die kirchliche Organiſation ein— 
zugreifen vermag, auf die Zucht und Befähigung der Geiſtlichen einwirken. 
Und in dieſem Sinn ging die bairiſche Regierung vor, zunächſt zögernd, dann 
mit zunehmender Schärfe. Zu ſtatten kam ihr dabei, daß ſie, ähnlich wie es 
von Oeſterreich oben bemerkt iſt (S. 67), einen mächtigen Einfluß auf die kirch— 
lichen Angelegenheiten vom fünfzehnten Jahrhundert hergebracht und unter den 
Stürmen der Reformationszeit erweitert hatte, zum Teil auf Grund ausdrück— 
licher päpſtlicher Zugeſtändniſſe.?) Vor allem war ein umfaſſendes Aufſichtsrecht 
über Vermögen und Vermögensverwaltung ſowohl der Klöſter wie der Pfarr— 
geiſtlichen zu einer Aufſicht über Glauben und Disziplin ausgebildet. Es wurde 
gehandhabt teils in Einzelviſitationen im Namen des Landesherrn, teils in all— 
gemeinen Landesviſitationen, zu denen ſich Kommiſſare des Herzogs und der 
Biſchöfe verbanden. Eben dieſe Unterſuchungen gaben den Anlaß, von Pfarre 
zu Pfarre die Abweichungen vom katholiſchen Glauben innerhalb der Gemeinden 
feſtzuſtellen, Zucht und Rechtgläubigkeit von Geiſtlichen und Klöſtern zu prüfen 
und die Verhängung von Strafen zu veranlaſſen. In der erſten Zeit Albrechts 
waren ſie mehr zum Zweck der Erkundigung unternommen, aber nun, nach dem 
Jahre 1564, ſpäteſtens ſeit 1567, wurden die Viſitationen als eine wahre 

Religionsmuſterung der Geiſtlichen, der Beamten, der Unterthanen in Angriff 


Bericht Commendones vom März 1566. (Epistolae Pogiani III S. 165 Anm.) 
Neben Hadrian VI. und Clemens VII. werden in der Denkſchrift bei Friedberg (Die 
Grenzen zwiſchen Staat und Kirche S. 835), Sixtus IV. und Innocenz VII. genannt. 
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genommen: denjenigen, welche man als Irrgläubige befand, wurde mit geiſt— 
lichem Zuſpruch und obrigkeitlicher Bedrohung zugeſetzt; gegen die Hartnäckigen 
und Einflußreichen wurde ſchließlich von der Regierung die Landesverweiſung 
verhängt. Was die Viſitationskommiſſion durch ſtoßartiges Eingreifen begonnen, 
hatte dann die Bezirksobrigkeit in ſtetiger Aufſicht fortzuführen. So hören wir 
denn zum erſtenmal im Januar 1568 die Landſtände Beſchwerden erheben über 
die Austreibung von Bürgern und Bauern wegen der Religion, worauf der 
Herzog die ſtolze Antwort erteilt: auf einige Beweiſe der Strenge ſeien an 
10000 Unterthanen zum rechten Gehorſam zurückgekehrt. Zwei Zielen galt 
von nun an die Hauptſorge des Herzogs: der Austreibung des Proteſtantismus 
und der Befeſtigung der kirchlichen Disziplin und Lehre in der bairiſchen Welt— 
und Kloſtergeiſtlichkeit. Um das eine und das andere ſowohl durch beſtändige 
Aufſicht als durch jene Viſitationen, die jährlich ſtattfinden ſollten, wahrzu— 
nehmen, richtete er den im Jahr 1570 gegründeten, im Jahr 1573 umgeſtal— 
teten Religions- oder geiſtlichen Rat ein. Der Klerus mußte ſeine Abhängigkeit 
von dieſer neuen Behörde nach den verſchiedenſten Seiten fühlen, beſonders gleich 
beim Eintritt in die Seelſorge. Wie andere Füſten, ſo hatten nämlich auch die 
bairiſchen Herzoge zu einem guten Teil der Pfarreien kraft des Patronats— 
rechtes die Kandidaten zu präſentieren, und ähnlich wie die jülich-kleviſchen Landes— 
herren, hatten auch ſie die weitere Befugnis, jeglichen neu ernannten Pfarrer 
in den Beſitz ſeiner Pfarrei einzuführen. Dieſe doppelte Abhängigkeit der Be— 
ſetzung der Pfarreien von dem Willen der herzoglichen Regierung wurde benutzt, 
um die anzuſtellenden Geiſtlichen einer vorherigen Prüfung auf ihre Kenntniſſe 
und Tauglichkeit vor dem Religionsrat zu unterwerfen. Das Konzil von Trient 
hatte die Abnahme einer derartigen Prüfung den Biſchöfen auferlegt; daß ſie 
jetzt unter dem Namen eines herzoglichen Examens“) eingeführt wurde, war 
möglich infolge der Gleichgültigkeit der Biſchöfe und ihrer Entfremdung von 
allen wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen. Machte doch damals Caniſius die für 
ihn ſchmerzliche Beobachtung, daß es ſchon viel jet, wenn mehrere Biſchöfe zu— 
ſammen ſich einen einzigen Theologen oder Kanoniſten als gelehrten Beiſtand 
hielten.?) Mißachtung und Unwille über die Pflichtvergeſſenheit dieſer Kirchen— 
fürſten beherrſchten in Baiern geradezu den Geiſt der landesherrlichen Reformen 
und das Verfahren der herzoglichen Behörden. 

Das alſo in Gang gekommene Unternehmen einer Regelung des kirchlichen 
Lebens war nun aber ſeiner Natur nach ſo weitgreifend, daß es in mittelbarer 
oder unmittelbarer Folge eine Reihe von ferneren Neuordnungen und von neuen 
Aufgaben der Regierung nach ſich ziehen mußte. Zunächſt einen kräftigen Ein— 
griff in das Unterrichtsweſen. Auf dieſem Gebiete waren die proteſtantiſchen 
Stände zuerſt vorgedrungen; es folgten ihnen die mächtigeren katholiſchen Fürſten. 

Wie die Weft- und Südhälfte Deutſchlands am raſcheſten in der Kultur 
vorangeſchritten war, ſo fand die Reformation in dieſen Gebieten zwar 


) Examen ducale wird die Prüfung in dem Konkordat von 1583 genannt. (4. Kapitel. 
Freyberg, Geſchichte der bairiſchen Geſetzgebung III S. 380.) 
) In der oben (S. 300 Anm. 3) zitierten Denkſchrift S. 409 a. 
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ungenügend geregelte und mangelhaft beſetzte, aber in großer Zahl in Stadt 
und Land verbreitete Schulen vor. Man unterſchied öffentliche Schulen, welche 
von einer Stadt- oder Dorfgemeinde, einer Kirche oder einem Kloſter unterhalten 
wurden, und Privatſchulen, welche ein Lehrer ohne Anſtellung in ſeiner oder 
ſeiner Schüler Wohnung abhielt. Nach dem Grade des elementaren oder mitt— 
leren Unterrichtes trennte man deutſche und lateiniſche Schulen.!) Oeffentliche 
lateiniſche Schulen befanden ſich regelmäßig in den Städten und angeſeheneren 
Marktflecken; auch in den Dörfern war vielfach für öffentlichen und privaten, 
elementaren oder wohl auch lateiniſchen Unterricht vorgeſorgt.?) Unter den Ein— 
wirkungen der reformatoriſchen Bewegung wurden aber in den katholiſchen Landen 
dieſe Schulen vielfach zerrüttet, während doch das Bedürfnis ſchulmäßigen Unter— 
richts zunahm; die Schullehrer waren vielfach Vertreter der proteſtantiſchen 
Lehren, während doch die Landesherrſchaft den Unterricht von ſtreng katholiſchem 
Geiſte erfüllt wiſſen wollte. Sobald daher die Bewegung der katholiſchen 
Reſtauration zu Kräften kam, ſah ſie neben der kirchlichen Unordnung diejenige 
des Schulweſens vor ſich, ſie fand ſich vor der Aufgabe, den gefallenen Unter— 
richt wieder aufzurichten und den proteſtantiſchen Geiſt aus demſelben zu ent— 
fernen. Die Salzburger Synode meinte dieſer Aufgabe gerecht zu werden, in— 
dem ſie die Lehrer der biſchöflichen Prüfung und Viſitation unterſtellte; aber wie 
hätten die Biſchöfe eine gedeihliche Aufſicht über den Unterricht bethätigen 
können, da doch an ihren Kirchen der wiſſenſchaftliche Sinn erſt ſelbſt wieder 
belebt werden mußte! Statt der Biſchöfe griff abermals in Baiern die Landes— 
regierung ein. 

Nach einem erſten Verſuch des Herzogs Wilhelm IV. vom Jahr 1548 
erließ Herzog Albrecht im Jahr 1569 eine allgemeine Schulordnung für den 
niederen und mittleren Unterricht: über die Gegenſtände des Unterrichtes, die 
Folge derſelben und die Beaufſichtigung der Schüler und Lehrer. Merkwürdig, 
wie er bei dieſem Unternehmen zugleich aufbaute und niederriß. Die dringendſte 
Forderung bei dem Verſuch zur Hebung der Schule war im Hinblick auf den 
mittleren Unterricht die ſeit den Reformen des Humanismus unternommene 
zweckmäßige Verteilung der Schüler in Klaſſen, je nach der Folge und den Fort— 
ſchritten des Unterrichtes. Gleich hier aber trat den Beſtrebungen des Herzogs 
die Aermlichkeit der beſtehenden lateiniſchen Schulen in den Weg. Wie hätten 
ſie die nötigen Lehrkräfte zur Leitung der verſchiedenen Klaſſen bieten können, 


) So die Salzburger Synode von 1569 (LIX I, 4, 11. Hartzheim VII S. 373 fg.), 
Augsburger (Dillinger) Synode von 1567 (I 3, a. a. O. S. 153). Die Unterſcheidung von 
scholae privatae und publicae auch in Ferdinands I. Inſtruktion zur Salzburger Konferenz 
1549. (Wiedemann, Reformation und Gegenreformation in Oeſterreich 1 S. 112.) In Oeſter⸗ 
reich ſind es neben den Gemeinden die Vogtherrn, welche Schulmeiſter anſtellen. (A. a. O. 
II S. 398.) Innerhalb der lateiniſchen Schule unterſcheidet das Gutachten bei Freyberg III 
S. 294 Anm. scholae triviales, Poetenſchulen und Gymnaſien. Ueber den Untergang der 
Poetenſchulen vgl. Kluckhohn in den Abhandlungen der Münchener Akademie, 3. Kl. XII 3 
S. 181 fg. 

2) Beiſpiele von Dorfſchulen in Oeſterreich bei Wiedemann IV S. 142 (Arnsdorf), 184 
(St. Margaretha a. d. Sirning), 231 (Heunoltſtein). 
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da ſelbſt die vom Magiſtrat der Hauptſtadt München unterhaltene Lateinſchule 
nur mit einem Haupt- und einem Nebenlehrer beſetzt war! Albrecht wußte 
keinen anderen Rat, als daß er als vollſtändige Gymnaſien die Jeſuitenſchulen 
zu München und Ingolſtadt (S. 188) aufs eifrigſte beförderte und ſie den tib- 
rigen Anſtalten als Muſter vorhielt. Eine andere Forderung, welche mit der 
Reſtaurationsbewegung zuſammenhing, war die Pflege eines ſtreng kirchlichen 
Geiſtes, die Unterdrückung der gerade bei den Schulmeiſtern ſo allgemein her— 
vortretenden proteſtantiſchen Neigungen. Dieſer Aufgabe ſuchte die Schulord— 
nung durch eingehende Beſtimmungen gerecht zu werden, und damit dieſelben 
durchgeführt wurden, errichtete die Regierung eine regelmäßige Beaufſichtigung 
der Schulen: ſie wurde in Städten und Märkten den Verordneten des Stadt— 
rates und dem Pfarrer,!) in den ländlichen Bezirken beſonderen Schulherren?) 
übergeben, in höherer Inſtanz hatten die Landesviſitationen die Religion der 
Schullehrer zu kontrollieren.?) Indes die Verwaltung zeigte ſich doch nicht ſtark 
und beweglich genug, um das, was auf dem platten Lande geſchah, zu überſehen 
und zu beherrſchen. Und ſo ließ ſich der Herzog zu einer weiteren Maßregel 
treiben, die ſeinen urſprünglichen Abſichten ſchwerlich entſprach. In der Landes— 
ordnung von 1553 hatte er den Rückgang der lateiniſchen Schulen in Städten, 
Märkten und Flecken beklagt und deren Wiederaufrichtung befohlen; in einer 
Erklärung zu dieſer Verordnung von 1578 gebot er, daß die Schulen in den 
Dörfern niedergelegt, und der Unterricht auf Städte und Märkte beſchränkt 
werden ſollte. Beide Anordnungen fielen inſofern auseinander, als die erſte 
ſich auf ſtädtiſche, die zweite auf ländliche Schulen bezog, aber der Geiſt der 
erſteren wies doch auf Begünſtigung, der der zweiten auf Beſchränkung des 
Unterrichtes. In der That iſt denn auch dieſe Beſeitigung der ländlichen Schule 
nicht gelungen. In der Landesordnung von 1616 mußte ſich die Regierung 
dazu verſtehen, den deutſchen Unterricht in den großen, beſonders den von Städten 
und Märkten weiter entlegenen Dörfern, in ihren Schutz zu nehmen.“) 

Zwei Beſtrebungen traten jedenfalls bei den Unterrichtsreformen Albrechts 
ſcharf hervor: er ſtellte das Schulweſen unter landesherrliche Leitung, und als 
die Blüte des mittleren Unterrichtes pflegte er das Gymnaſium der Jeſuiten. 
Wie er dann weiter den Mitgliedern desſelben Ordens auch an ſeiner Landes— 
univerſität Ingolſtadt eine ſtarke, die theologiſche und philoſophiſche Fakultät 
ſchließlich beherrſchende Stellung zuwies, iſt ſchon früher bemerkt (S. 188). An 
der Stätte dieſer Univerſität wurde das von derſelben abgezweigte Pädagogium 
mit dem Gymnaſium der Jeſuiten verſchmolzen (1576), und ein Konvikt zur 
Erziehung künftiger Prieſter ihnen eingeräumt (Ende 1576). So unbegrenzt 
war des Herzogs Hochachtung vor den Erziehungsanſtalten der Jeſuiten, daß er 
ſchon im Jahr 1566 im Hinblick auf das Dillinger Kollegium an den Papſt 
ſchrieb: „von dieſem Prieſterſeminar, von dieſer Erziehung der Söhne des Adels 


) Freyberg III S. 292. 

e e Ds ee e 

) Sugenheim, Baierns Kirchen- und Volkszuſtände, S. 80 Anm. 90, 87 Anm. 112. 
) Freyberg III S. 294 fg. 
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und guter Familien verſpreche ich mir ſo viel, wie von den Schulen und Auf— 
wendungen aller anderen deutſchen Biſchöfe zuſammen genommen.“ !) 

Bei dieſer Hingabe an den neuen Orden nahm der Herzog auch die Be— 
ſtrebungen desſelben auf ſtrenge Beſchränkung der geiſtigen Selbſtändigkeit in 
ſeine Anordnungen auf. Nicht genug, daß die nach den Beſtimmungen des Trienter 
Konzils und Pius' IV. verbotenen Bücher in ſeinem Lande verpönt wurden, er 
ſuchte ſeinen Unterthanen auch die Bücher vorzuſchreiben, welche ſie zu leſen 
hatten: den Buchhändlern wurden die ausländiſchen Druckereien angegeben, aus 
denen ſie allein theologiſche Bücher beziehen durften, den Schulen, den Klöſtern, 
den Buchhändlern wurden Muſterverzeichniſſe von anzuſchaffenden Büchern zu— 
geſtellt; und wieder waren es Viſitatoren und Bezirksbeamte, welche für die 
Konfiskation der verbotenen, die Empfehlung der angeratenen Bücher zu ſorgen 
hatten. Auch der Eid auf das Trienter Glaubensbekenntnis (S. 181) durfte 
in dieſem Syſtem nicht fehlen. Im Jahr 1568 wurde er allen Lehrern und 
Promovierten an der Landesuniverſität auferlegt und dann nicht nur auf die 
Inhaber der geiſtlichen und Schulämter, ſondern auch auf die herzoglichen Be— 
amten ausgedehnt. Das Studium an auswärtigen Univerſitäten, die nicht die 
Bürgſchaft katholiſcher Glaubensreinheit in ſich trugen, wurde unterſagt. 

So konnte es denn nicht ausbleiben, daß in Baiern die in Kirche, Schule 
und Staatsverwaltung beſchäftigten Perſonen ein äußerlich katholiſches Anſehen 
erhielten. Als gegen Ende der Regierung Albrechts der kaiſerliche Hofrat und 
theologiſche Polemiker Georg Eder dem Herzog den zweiten Teil ſeiner evan— 
geliſchen Inquiſition widmete (1578), rühmte er in der Vorrede, daß in Baiern 
Hofhaltung und Regierung bis hinab zu der „geringſten Pflege und Verwaltung“ 
mit eifrigen Katholiken beſetzt ſei. Dies, meinte er, ſei der richtige Weg; denn 
die Unterthanen folgen in der Religion erfahrungsmäßig der Obrigkeit. Aller— 
dings, was die Regierung bei ihrem raſch zufahrenden Eifer nicht bewirken 
konnte, das war die Hebung von Bildung und Sittlichkeit des geiſtlichen Standes. 
Vor allem in den Dörfern und Landſtädtchen behielt der Geiſtliche den Charakter 
eines unverehelichten Bauern, der ſeine Pfarrhufe bewirtſchaftete, über ſeine Ge— 
fälle ſich mit der Gemeinde zankte und ſeine geiſtlichen Obliegenheiten nach äußer— 
licher Abrichtung beſorgte. Wie derb ſind die Züge des Bildes, mit denen einige 
Jahre nach Albrechts Tode die Regierung in Burghauſen dieſe Seelenhirten 
zeichnet! Sie gehen umher mit Büchſen oder ſcharfem Seitengewehr; bei allen 
ländlichen Erluſtigungen und Zechgelagen und dem darauf folgenden Tumult 
ſind ſie gewöhnlich die Vordermänner; in den Beichtſtuhl nehmen ſie vielfach den 
Weinkrug mit, und der Gläubige bekennt ſeine Sünden einem berauſchten Priefter. *) 
Auch das konnte der Herzog nicht hindern, daß infolge des Glaubensdruckes der 
vermögende Handelsſtand in den Städten durch Auswanderung geſchwächt wurde, 
und daß dieſe Emigration einen weſentlichen Anteil an dem wirtſchaftlichen Rück— 


') Epistolae Pogiani IV S. 318/19. 

2) Friedberg, Die Grenzen zwiſchen Staat und Kirche S. 212 Anm. Nicht minder 
draſtiſch die Schilderung des Treibens in den geiſtlichen Weinkneipen in der Salzburger Synode 
von 1569. XXVII 10, vgl. 18. (Hartzheim VII S. 302, 306.) 
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gang Baierns nahm. Selbſtgefällig wies Albrecht noch im Jahre 1565 darauf 
hin, wie in Baiern ſich alle Stände in beſſerem Wohlergehen befänden als in 
irgend einem Gebiete des Reiches; ) ſieben Jahre nachher gab er zu, daß das 
Land in einen Notſtand geraten ſei.?) Indes wir kommen hier auf Verhältniſſe, 
die ſpäter in größerem Zuſammenhang zu behandeln ſind. Wenden wir uns 
zunächſt zu denjenigen Folgen, welche das neue Syſtem für Albrechts auswärtige 
Politik nach ſich zog. 

Hoch geſpannt waren die Hoffnungen des römiſchen Hofes auf den Schutz, 
den der bairiſche Herzog der katholiſchen Sache vor dem Reich und den Reichs— 
fürſten gewähren ſollte. Indes bei der wirklichen Politik, die Albrecht leitete, 
war es doch von Wichtigkeit, daß er in ſeiner perſönlichen Haltung den Forde— 
rungen der Frömmigkeit, welche die Jeſuiten an einen Regenten ſtellten, noch 
nicht völlig entſprach. Er unterwarf ſein Gewiſſen nicht der Leitung eines 
ſtändigen Beichtvaters; unter den Bücherſchätzen ſeiner Bibliothek bewahrte er 
trotz der darauf geſetzten Exkommunikation auch ketzeriſche Schriften und verſtand 
ſich erſt im Jahre 1576 dazu, eine päpſtliche Erlaubnis dafür nachzuſuchen; als 
gegen Ende ſeiner Regierung ſich Papſt und Biſchöfe gegen ſeine kirchlichen 
Hoheitsrechte erhoben, rührte ihn dies ſo wenig, daß er die Veröffentlichung der 
Nachtmahlsbulle mit ihren ſeit Pius V. vermehrten Bannflüchen gegen Regenten 
und Gerichte, welche in die vom kanoniſchen Recht beanſpruchte geiſtliche Juris— 
diktion eingriffen, unterſagte (1576).*) Ein ſolcher Fürſt war der geeignete Mann, 
um in ſeiner auswärtigen Politik die kirchlichen Intereſſen zu befördern, aber 
zugleich ſie als Mittel für weltliche Zwecke zu gebrauchen. 

Herzog Albrecht hatte neben ſeinem Sohne Wilhelm, der kraft der ſeit 
1506 beſtehenden Primogeniturordnung ihm im Herzogtum nachfolgen mußte, 
zwei jüngere Söhne, die anderweitig zu verſorgen waren. Der letztgeborene von 
beiden, Herzog Ernſt, wurde in hergebrachter Weiſe zur geiſtlichen Laufbahn 
beſtimmt. Während der Jahre 1565 bis Ende 1567 gelang es, für den Knaben, 
der am 17. Dezember 1567 ſein 13. Jahr vollendete, Kanonikate in Salzburg, 
Würzburg, Köln und Trier zu erwerben. Schon dies war ein Verfahren, welches 
den Trienter Beſtimmungen gegen die Häufung der geiſtlichen Würden ins 
Geſicht ſchlug. Aber wie erſchrak vollends Papſt Pius V., als im April 1566, 
drei Monate nach ſeiner Wahl, Geſandte des Herzogs Albrecht von Baiern und 
der biſchöflichen Kirche von Freiſing vor ihm erſchienen, mit der Erklärung: der 
Biſchof von Freiſing bitte um die Genehmigung ſeiner Abdankung; er, das 
Kapitel und der Herzog bitten ferner um die Ernennung des Herzogs Ernſt — 
damals im zwölften Lebensjahre ſtehend — zum Adminiſtrator des Bistums. 
Es war dies eine Gunſt, die Albrecht von dem Papſt erwartete, und die der 
Nuntius Commendone, der eben damals beim Augsburger Reichstag die Unter— 
ſtützung des Herzogs ſchätzen lernte, lebhaft empfahl. Nach hartem Kampf mit 
ſeiner reformatoriſchen Geſinnung gab Pius V. der Vorſtellung, daß er die 


) v. Freyberg, Landſtände | S. 362. 
NWO, Ch e e, BIR 
) Sugenheim S. 227. 
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unſchätzbare Bundesgenoſſenſchaft Albrechts auch durch außerordentliche Opfer zu 
ſichern habe, nach; er ernannte im Dezember 1566 den herzoglichen Knaben zum 
Adminiſtrator des geiſtlichen Fürſtentums und der weltlichen Güter, während er 
die kirchlichen Funktionen zwiſchen einem Weihbiſchof und dem Kapitel verteilte. 
Ernſt nahm alsbald mit ſeinem Hofmeiſter und ſeinem Präzeptor ſeine Reſidenz 
im biſchöflichen Schloß. 

Dieſer Erfolg der bairiſchen Machtpolitik war bezeichnend für den Geift 
derſelben, aber unmittelbar hatte der Erwerb des kleinen und unvermögenden 
Landes doch nur mäßigen Wert. Erſt da eröffneten die Bemühungen des Herzogs, 
in den geiſtlichen Fürſtentümern Sekundogenituren zu ſtiften, ſowohl der bairiſchen 
Macht wie der katholiſchen Sache großartige Ausſichten, als fie in ihrer Fort— 
ſetzung ſich nach Norddeutſchland wandten und hier den gleichartigen Beſtrebungen 
proteſtantiſcher Fürſtenhäuſer entgegentraten. 

In den Kapiteln der norddeutſchen Bistümer war ſeit dem erſten Vor— 
dringen der Proteſtanten auf die Biſchofsſtühle ein unaufhörlicher Kampf der 
Bewerbungen und Umtriebe im Gang, ſtets mit der großen Frage im Hinter— 
grund, ob der Proteſtantismus ſeinen Gewinn behaupten und erweitern werde. 
Beſonders lebhaft war der Streit um das Erzbistum Magdeburg und das 
Bistum Halberſtadt; denn hier bemühten ſich, noch ehe der im Beſitz befindliche 
brandenburgiſche Prinz Siegmund geſtorben war, die beiden vornehmſten Fürſten 
des Nordens, Kurfürſt Auguſt von Sachſen und Kurfürſt Joachim von Branden— 
burg, der eine um den Erwerb,) der andere um die Behauptung der Stifter. 
Aus dem Verlauf ihrer wetteifernden Anſtrengungen hebe ich eine während des 
Reichstags von 1566 gepflogene Verhandlung hervor, bei welcher merkwürdige 
Dinge zu Tage kamen. Der kurbrandenburgiſche Geſandte nämlich trat vor den 
Kaiſer und erſuchte ihn, dem Kurfürſten und deſſen Nachfolgern das Recht der 
Ernennung zu den beiden Bistümern zu erteilen und die Beſtätigung dieſer 
Einräumung bei dem Papſt zu erwirken. Was dem Auftraggeber des Gejandten 
die Zuverſicht zu dieſem Antrag gab, waren „vielfältige Vertröſtungen“, welche 
Maximilian ihm bezüglich der Verbindung beider Stifter mit ſeinem Hauſe erteilt 
hatte, zuerſt im Jahre 1548, dann im Jahre 1561 bei den Verhandlungen über 
die römiſche Königswahl:?) Vertröſtungen von jo weitem Sinn, daß der Kurfürſt 
ſchon bei Gelegenheit der Begräbnisfeier Ferdinands IJ. den nunmehrigen Kaiſer 
hatte erſuchen laſſen, dem Adminiſtrator von Magdeburg eine ſeiner Schweſtern 
oder Töchter als Gemahlin zu verſchaffen und dann ihm und ſeinen Erben, 
oder in Ermangelung der letzteren dem regierenden Kurfürſten die beiden Stifter 
erblich zuzuweiſen; worauf Maximilian verſprach, über die Verheiratung des 
Markgrafen, zwar nicht mit einer Schweſter oder Tochter, aber doch mit einer 
ſeiner Jülicher oder bairiſchen Nichten, desgleichen über den gewünſchten Erwerb 


) Chantonai an Philipp II. 1565 Okt. 25. (Granvelle papiers IX S. 617.) 

) „Was i. M. euer chf. g. zu Prag, ehe fie in Hispanien, ihr Gemahl zu verheiraten, 
gezogen, aus eigenem bewegen zugeſagt und vorheißen haben, . . . was i. M. euer chf. g. durch 
hern Wilhelm von Roſenberg und Dr. Prießmann fel. kurtz vor i. M. koniglicher wal (Inſtruk— 
tion beider Geſandten vom 1. Nov. 1561, Hab. IV S. 489) haben zuſagen laſſen.“ (Albrecht 
Thuem an Kurbrandenburg. 1566 Febr. 8. (St. A. Berlin LIL 12.) 
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der Stifter nachzudenken und beim nächſten Reichstag ſeine Entſchließung zu 
eröffnen.!) Wahrhaft beſtürzt wurde nun aber der brandenburgiſche Geſandte, 
als Maximilian auf jenes Erſuchen ſeine guten Worte nicht etwa ableugnete, 
aber mit der herzlichen Miene, die ihn faſt nie verließ, für undurchführbar 
erklärte. „Es hindert mich,“ ſagte er, „das Gewiſſen, ſo eine ſchlimme Beſtia 
iſt, die Reputation und auch der (bei der Kapitulation oder der Krönung) ge— 
ſchworene Eid.“ ?) 

Man erkennt aus dieſer Verhandlung, daß Maximilian in der Angelegen— 
heit der geiſtlichen Stifter einem proteſtantiſchen Fürſten große Hoffnungen erregt 
hatte und nach ſeinem Regierungsantritt dieſelben gleich ſo vielen anderen Er— 
wartungen vereitelte. Als bald darauf, im September 1566, Markgraf Siegmund 
eines vorzeitigen Todes ſtarb, mußte daher Kurbrandenburg ohne kaiſerliche 
Unterſtützung in den Kampf um die Behauptung der Bistümer eintreten. Immer— 
hin zeigte ſich jetzt in dem Magdeburger Kapitel proteſtantiſche Geſinnung und 
brandenburgiſcher Einfluß ſo weit gekräftigt, daß hier die Wahl auf Joachim 
Friedrich fiel, den erſten Sohn des brandenburgiſchen Kurprinzen Johann Georg, 
einen zwanzigjährigen Fürſten, dem die einſtige Nachfolge in Kurbrandenburg 
in Ausſicht ſtand und für den man ſich damals bereits nach einer paſſenden 
Gemahlin umſah.?) Aber als nun Kurfürſt Joachim nochmals die Unterſtützung 
des Kaiſers nachſuchte, mußte er eine nochmalige Enttäuſchung erfahren. Im 
November 1566 erſchienen Geſandte des Kurfürſten, ſowie des Domkapitels und 
der Stände von Magdeburg vor Maximilian, mit der Bitte um Belehnung des 
Erwählten als Adminiſtrators des Stiftes und mit dem Anerbieten, für die 
Verordnung einer geeigneten Perſon zur Verwaltung der geiſtlichen Pflichten zu 
ſorgen. Seiner folgenſchweren Bedeutung gemäß wurde dieſes Geſuch im kaiſer— 
lichen Rate eingehend erwogen, und hier führte der Reichsvicekanzler Zaſius die 
Geſichtspunkte aus, welche die Entſchließung Maximilians beſtimmten. Die 
Wahl, ſagte er, iſt illegitim, weil vollzogen von einer ſchismatiſchen Mehrzahl, 
welche um die päpſtliche Beſtätigung ſich nicht kümmert. Deshalb iſt weder die 
Belehnung des Gewählten, noch auch der Mittelweg eines Lehenindultes zuläſſig. 
„Indulte werden nur denen gewährt, welche ihre Konfirmation in Rom ordent— 
licherweiſe ſuchen, bei deren Wahl oder Poſtulation es auch ordentlich zugegangen 
iſt, und bei denen es etwa allein im Wege ſteht, daß wegen Ermäßigung der 
Annaten oder ähnlicher Dinge Verhandlungen gepflogen werden.“ — Es war 
dies derſelbe Standpunkt, den Ferdinand I. eingenommen hatte (S. 194), und 
der allerdings dem vom fünfzehnten Jahrhundert überkommenen Reichskirchen— 
rechte entſprach,“) daß nämlich die Belehnung der Biſchöfe nicht ſtatthaft ſei 
ohne päpſtliche Beſtätigung derſelben, und daß ein die Belehnung vorläufig 
erſetzendes Indult nur dann eintreten dürfe, wenn die Beſtätigung ſich zwar 


) Kurbrandenburgiſche Inſtruktion. 1566 Jan. (a. a. O.). Ueber die Heiratspläne des 
Kurf. vgl. auch den angef. Bericht von Chantonai. 

) Berichte Thuems vom 25. Jan. und 8. Febr. 1566. (A. a. O.) 

) Erwähnt in dem gleich anzuführenden Votum des Zaſius. 

) Eichhorn IV S. 503 Anm. e. 


Die Anfänge Maximilians II. und der Augsburger Reichstag von 1566. 311 


verzögere, aber doch in Ausſicht ſtehe. Demgemäß wurde der Antrag abgewieſen. 
Joachim Friedrich gab darum den Beſitz des Erzſtiftes nicht auf, aber er führte 
ihn ohne rechtliche Grundlage. ) 

Anders als in Magdeburg verlief die Wahl in Halberſtadt. Da hier das 
Domkapitel trotz der im Lande durchgeführten Reformation ſeine katholiſche 
Haltung bewahrt hatte, ſo verſuchte die päpſtliche Regierung noch im Januar 1567, 
auf eine ihren Abſichten entſprechende Wahl hinzuwirken.?) Bevor ihre Weiſungen 
aber anlangten, hatte das Kapitel bereits (Oktober 1566) eine Entſcheidung ge— 
troffen, durch welche es zugleich ſein katholiſches Gewiſſen, die Forderungen der 
proteſtantiſchen Ritterſchaft und Städte, ſowie das Bedürfnis des verſchuldeten 
Stiftes nach Erleichterung der Ausgaben und nach ſtarkem Schutz zu befriedigen 
vermeinte. Sein Erwählter war der Herzog Heinrich Julius von Braunſchweig. 
Da dieſer eben ſein zweites Lebensjahr vollendete, ſo konnte man die Koſten 
einer Hofhaltung erſparen; als Enkel des damals noch lebenden Herzogs Heinrich 
von Braunſchweig-Wolfenbüttel ſchien er den Schutz eines benachbarten Fürſten— 
hauſes und die Bürgſchaft für Erhaltung der katholiſchen Religion mit ſich zu 
bringen; eine weitſchweifige Kapitulation endlich, welche der Großvater und Vater 
des Kindes unterzeichneten, machte noch die Gültigkeit der Wahl von der päpſt— 
lichen Konfirmation abhängig und ſchrieb dem künftigen Biſchof Gehorſam gegen 
den Papſt und die Trienter Konzilsbeſchlüſſe vor.?) Allen dieſen katholiſchen 
Berechnungen ſtand indes eine Thatſache entgegen, an der ſie ſpäter geſcheitert 
ſind: der Vater des Erwählten, Herzog Julius, der im Jahre 1568 die Regierung 
von Wolfenbüttel überkam, war ſtreng proteſtantiſch geſinnt; von ihm war weder 
zu erwarten, daß er ſeinen Sohn katholiſch werden ließ, noch daß er das anſehn— 
liche geiſtliche Fürſtentum aus der Hand geben werde. Im Hinblick auf dieſe 
Verhältniſſe verſagte denn auch der Papſt die Beſtätigung der unregelmäßigen 
Wahl, ohne daß das Kapitel ſich von den Folgen derſelben loszuſagen vermochte. 
Das Bistum Halberſtadt war dem Haus Brandenburg, nicht aber der proteſtan— 
tiſchen Partei verloren gegangen. 

Eben dieſe Befeſtigung des Proteſtantismus war es nun aber, welche 
damals in dem einzigen jenſeits der Weſer noch in katholiſcher Hand befindlichen 
Bistum, in Hildesheim, die Blicke nach Baiern richten ließ. In der Zeit, da 
die Wahlen in Magdeburg und Halberſtadt erfolgten, erſchien der Hildesheimer 
Domherr Horneburg in München und hielt mit des Herzogs Kanzler Simon Eck 
und dem Kammerpräſidenten Fugger vertraute Geſpräche; nach ſeiner Rückkehr 
und ſeinem Bericht ſchrieb der Hildesheimer Biſchof Burkhard an die beiden 
Räte, er habe ſich mit den älteſten und vornehmſten Kapitularen entſchloſſen, 
den Herzog Ernſt zu ſeinem Koadjutor anzunehmen. Merkwürdig iſt es, wie 
zögernd dieſe erſte Gelegenheit zur Feſtſetzung der bairiſchen Macht in Nord— 
deutſchland ergriffen wurde. Der Herzog Albrecht erwog, daß das Herrſchafts— 


) Zaſius an H. Albrecht. 1566 Dez. 21. Mit Beilagen. (München. St. A. bair. 228/11.) 

2) Der Kard. Aleſſandria an den B. Augsburg. 1567 San. 31. (Epistolae Pogiani 
IV S. 141.) 

3) Langenbeck, Reformation des Stiftes Halberſtadt (1886) S. 47 fg. 
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gebiet eines Biſchofs von Hildesheim ein ſehr winziges war, daß ſein Sohn 
daſelbſt an den Herzogen von Braunſchweig eiferſüchtige Nachbarn und in der 
längſt reformierten Stadt widerſpenſtige Unterthanen finden werde. Papſt Pius V. 
vollends, dem der Plan vorgelegt wurde, hielt es für unerlaubt, dem Herzog 
Ernſt zu der für Freiſing ſchon erteilten Dispenſe eine zweite für Hildesheim 
hinzuzugeben. Es war nur der feſte Wille des Biſchofs und der katholiſchen 
Kapitularen von Hildesheim, welcher die Sache durchführte. Im November 1568 
vereinigten ſich zwölf Domherren, die Mehrzahl der Wähler ausmachend, mit 
ihrem Biſchof in der feierlichen Verpflichtung, lediglich den Herzog Ernſt von 
Baiern als Koadjutor anzunehmen oder im Fall von Burkhards vorherigem Tod 
zum Nachfolger desſelben zu erwählen. Vier Jahre dauerte dann noch die Zeit 
der Ungewißheit; aber als im Februar 1573 der Biſchof ſtarb, wählte das 
Kapitel, unbekümmert um die Bewerbungen von Braunſchweig und Holſtein, den 
Herzog Ernſt zu ſeinem Biſchof, dem nunmehr weder die Zuſtimmung ſeines 
Vaters, noch die Beſtätigung des Papſtes Gregor XIII. verſagt wurde. Das 
katholiſche Baiern hatte eine Stellung gewonnen mitten in dem Ueberflutungs— 
gebiet proteſtantiſcher Propaganda. Und ſchon dachten ſowohl der Herzog Albrecht 
wie ſeine Verbündeten an weitere Fortſchritte in Norddeutſchland, an weitere 
Häufung geiſtlicher Würden auf dem Haupte des jungen und innerlich nicht be— 
ſonders geiſtlichen Herzogs Ernſt. 

Indes, wir brechen vorläufig hier ab. Wenn wir nach den bisherigen 
Darlegungen die Lage der Kernlande des Reiches überſchauen, ſo liegt am Tage, 
daß die proteſtantiſche Partei an Kraft der Ausbreitung verloren, die katholiſche 
dagegen ſich zu erfolgreicher Abwehr zu ſammeln begonnen hatte. Die Stellung 
der beiden kämpfenden Mächte fing an ſich zu verändern. Bedenkt man aber 
daneben, daß innerhalb der proteſtantiſchen Gemeinſchaft der Einfluß des konſer— 
vativ geſinnten Kurfürſten Auguſt gewachſen war, und daß den katholiſchen Ständen, 
trotz ihrer abwehrenden Haltung und trotz ihrer Widerſprüche gegen die Macht— 
erweiterung der Proteſtanten ſeit dem Religionsfrieden, doch noch immer zu einer 
ernſt gemeinten Rückforderung deſſen, was mächtige proteſtantiſche Fürſten ge— 
wonnen hatten, der Mut fehlte, ſo wird man ſich den Kampf beider Parteien 
nicht als gar zu hitzig und unerbittlich denken; man möchte vielmehr meinen, 
es ſei damals bei der teils auf Grundſätzen, teils auf Zaghaftigkeit oder inneren 
Zwiſten beruhenden Maßhaltung der Stände die Ausſicht auf ein gewiſſes Gleich— 
gewicht der Parteien und einen lang dauernden Frieden vorhanden geweſen. 
Indes bei dieſer Rechnung würde man die Bedeutung derjenigen Zerwürfniſſe 
überſehen, die ſich damals in den öſtlichen und weſtlichen Grenzlanden des Reichs, 
in den gewaltigen fürſtlichen Gebieten von Oeſterreich und den ſpaniſchen Nieder— 
landen, entwickelten: Zerwürfniſſe, welche von den Niederlanden aus ſehr bald, von 
Oeſterreich erſt nach einem langen und ſchwankenden Verlauf die Elemente eines 
großen Krieges in die träge Maſſe der Reichsſtände hineingetragen haben. Es 
iſt hohe Zeit, daß wir uns dieſen Verwickelungen zuwenden. 


Sweiter Abſchnitt. 


Der niederländiſche KAufſtand und die 
üſterreichiſchen Hewegungen. 


s iſt früher dargelegt, wie widerſpruchsvoll die auswärtigen Verhältniſſe 
4 der burgundiſchen Niederlande ſeit der Abdankung Karls V. ſich geſtaltet 
hatten (S. 25). Sie gehörten zum Reich: aber der burgundiſche Vertrag 
hatte dieſe Zugehörigkeit beinahe gelöſt, und ihr Regent war ein übermächtiger, 
der Herrſchaft des Reiches entrückter König. Sie waren durch die Perſon ihres 
Herrſchers mit dem Königreich Spanien verbunden: aber nach Geſchichte, Volksart 
und Recht ſtanden ſie dem ſpaniſchen Staatsweſen unabhängig und fremdartig 
gegenüber. Derſelbe widerſpruchsvolle Charakter zeigte ſich in den inneren Ver— 
hältniſſen der Lande. Vereinigt durch Krieg und Verträge, zerfielen ſie nach 
Verfaſſung, Recht und Geſchichte in eine bunte Menge großer und kleiner Terri— 
torien; der Unterſchied der Sprache trennte ſie in die walloniſchen Lande im 
Süden und das mehr als doppelt ſo große deutſch-niederländiſche Gebiet im 
Norden. Es liegt am Tage, daß den Landen eine gemeinſame und ſtetige Ent— 
wickelung nur dann zu teil werden konnte, wenn jene Widerſprüche über— 
wunden wurden. 

Im Innern der Lande war in der That ſeit der Begründung der burgun— 
diſchen Herrſchaft eine ſtarke und nicht erfolgloſe Arbeit der Verſchmelzung im 
Gang, wobei allerdings — was ein für allemal bemerkt ſein ſoll — die freie 
Grafſchaft Burgund (Franche Comté) in ihrer franzöſiſchen Eigenart im weſent— 
lichen zur Seite blieb und ihre Geſchicke mit denen der niederländiſchen Gebiete 
nicht enger verflocht. Aehnlich wie in den öſterreichiſchen Landen ging die Zen— 
traliſation zunächſt von dem gemeinſamen Landesherrn aus. Im Mittelpunkt der 
Regierung, zur Seite des Generalſtatthalters, der unter Karl V. und Philipp II. 
regelmäßig den Monarchen vertrat, beſtanden die drei Kollegien des Staatsrats, 
geheimen Rats und Finanzrats. Als Vertreter der Autorität des General— 
ſtatthalters wurden vom Monarchen elf Provinzialſtatthalter ernannt, und unter 
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dieſen die Lande, mit Ausnahme von Brabant und Mecheln, die unmittelbar 
unter der Zentralregierung ſtanden, in elf Provinzen“) zuſammengefaßt. Der 
kühne Gedanke der letzten burgundiſchen Herzoge, die Zivilgerichtsbarkeit der 
ſämtlichen Lande unter einem höchſten Gerichtshof in Mecheln unterzuordnen, 
war wenigſtens in bezug auf ſieben Provinzen zur Durchführung gelangt,?) und 
immerhin war in jeder Provinz die Rechtsſprechung unter einem oberſten Gerichts— 
kollegium zentraliſiert. 

Neben ſolchen Organiſationen der gemeinſamen Regierung erhoben ſich 
aber auch in den Landen ſelber Beſtrebungen, welche auf engeren Zuſammen— 
ſchluß derſelben abzielten. Um ſie zu verſtehen, müſſen wir uns der landſtän— 
diſchen Verfaſſung zuwenden. Eine kräftige landſtändiſche Verfaſſung hatte ſich 
in den einzelnen Territorien vor ihrer Vereinigung gebildet und behauptete ſich 
auch dann in ihrem Sonderdaſein, wenn man mehrere ſolcher Lande zu einer 
einzigen ſtatthalterlichen Provinz verband. Innerhalb der Statthalterſchaft von 
Holland z. B. gab es beſondere ſtändiſche Körperſchaften in jeder der beiden 
Grafſchaften Holland und Seeland und in dem ehemaligen Stiftslande von 
Utrecht. Zählte man überhaupt die niederländiſchen Provinzen nach Land— 
ſtänden, fo kam man auf zwanzig. ?) Eigenartig, wie es dieſer beſonderen 
Entwickelung entſprach, war die Zuſammenſetzung und die geſamte Ver— 
faſſung jeder einzelnen dieſer Körperſchaften. In Brabant ſetzten ſie ſich aus 
den drei Kollegien des Adels, der Prälaten und der Städte zuſammen, in 
Holland fehlten die Prälaten, in Flandern waren nur vier ſtädtiſche Gemein— 
weſen ſtimmberechtigt. Was aber in den meiſten Provinzen gleichmäßig her— 
vortrat, das war der mächtige Einfluß der Städte, der ſich aus der hohen Blüte 
von Handel und Gewerbe in den Niederlanden erklärt. 

Wir haben dieſen wirtſchaftlichen Vorrang der Niederländer ſchon einmal 
berührt (S. 45). Wie derſelbe an die Städte gebunden war, ſo zeigte ſich auch 
das Uebergewicht der ſtädtiſchen Bevölkerung ſchon darin, daß die Bodenerzeug— 
niſſe des eigenen Landes zur Ernährung des Volkes lange nicht genügten. 
„Getreide und andere Produkte des Landes,“ ſchrieb die Statthalterin Marga— 
retha von Parma, „reichen nicht für den vierten Teil des Jahres aus.?) Es 
mußte alſo Frankreich den Wein, England das Bier, >) die Küſtenlande der 


) Das Verzeichnis derſelben nebſt der Liſte der Gouverneurs gibt Poullet in den Bulletins 
de académie de Bruxelles II 35 S. 878. In der nächſten Zeit nach 1559 ſtellt ſich die Zahl 
auf zehn, weil Egmond zwei Provinzen (Flandern und Artois) unter ſeiner Verwaltung vereinigte. 

) Flandern, Tournai-Tournaiſis, Luxemburg, Namur, Mecheln, Holland-Zeeland, Fries⸗ 
land. (Henne, Charles V B. VII S. 217-221.) 

) Nach Juste, hist. des états généraux I S. 85 fg. erſchienen zu den Generalſtaaten 
unter Karl V.: Brabant, Flandern, Artois, Hennegau, Holland, Zeeland, Namur, Utrecht, 
Slandre-Gallicante, Tournai, Tournaiſis, Valenciennes, Mecheln. Befreit zu fein behaupteten: 
Friesland, Overyſſel, Groeningen, Limburg, die Pays d'outre-Meuse, Luxemburg, Geldern- 
Zütphen. Streng genommen zerfielen die Pays d'outre-Meuse wieder in drei beſondere Land— 
ſchaften. Aehnlich Geldern-Zütphen. 

) Gachard, corresp. de Marguerite II S. 4. Dieſelbe Angabe in der Supplik der brabanter 
Stände gegen die Inquiſition, von 1566. (Le Petit, chronique de Hollande II S. 96 b.) 

5) Granvelle, correspondance (herausg. von Poullet) I S. 59. i 
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Oſtſee das Getreide liefern. Bei der von keinem anderen deutſchen Lande er— 
reichten Blüte der Gewerbe in Brabant, Flandern und Hennegau, bei den Reich— 
tümern, welche aus der Fiſcherei der holländiſch-frieſiſchen Plätze und aus dem 
großartigen Zwiſchenhandel floſſen, gab jene Einfuhr, welche die eigenen Mängel 
deckte, nur ein neues Element zur Belebung des Handels und Gewerbfleißes ab. 
Amſterdam z. B. reifte ſeinem ſpäteren Wettkampf und Sieg über Antwerpen 
entgegen, indem es den Vorrang in dem Getreidehandel mit den Oſtſeeſtädten 
an ſich zog. Und in ähnlichem Sinn wirkte die Ueberflügelung der flämiſchen 
Tuchweberei durch die engliſche bereichernd auf Antwerpen zurück, indem dieſe 
Stadt der eigentliche Stapelplatz für die maſſenhafte Ausfuhr engliſcher Tücher 
nach dem Kontinent wurde. 

Auf der Grundlage dieſer wirtſchaftlichen Verhältniſſe war es das ſtädtiſche 
Leben, welches dem Thun und Treiben der Niederländer ſeinen Charakter auf— 
prägte. Unter den reichen Aufträgen des lebensfrohen Bürgertums blühte und 
verjüngte ſich immer von neuem die niederländiſche Baukunſt, die Malerei und 
das glänzende Kunſtgewerbe; kaum irgendwo gab es ſo fröhliche Volksfeſte wie 
in den niederländiſchen Städten; und die eifrige Hingabe des mittleren Bürgers— 
mannes an Verſe- und Geſangeskunſt, wie ſie ſich im Meiſtergeſang offenbarte, 
hatte ſich nirgendswo umfaſſender und glanzvoller bewährt, als in den im fünf— 
zehnten und ſechzehnten Jahrhundert allerwärts in den niederländiſch redenden 
Städten aufkommenden Kammern der Rederyke. Auch an den Ausſchweifungen 
des bürgerlichen Luxus fehlte es nicht. Sagte man doch in dem fernen Nürn— 
berg von den verführeriſchen Schönen der Halbwelt, daß ſie aus dem luſtigen 
Flandern kommen. “) 

Und nicht viel anders als in den ſozialen Verhältniſſen waltete der Einfluß 
der Städte da vor, wo in ſtaatlichen Angelegenheiten das Land zur Mitwirkung 
berufen war, vor allem alſo — wovon wir ja ausgegangen ſind — innerhalb 
der Provinzialſtände. Auf den erſten Blick ſchienen freilich die Städte unter der 
doppelten Herrſchaft des landesfürſtlichen Willens und des oligarchiſchen Intereſſes 
zu ſtehen. Denn ihre Magiſtrate, welche die Abgeordneten zur Ständeverſamm— 
lung ernannten und inſtruierten, gingen nicht aus freier Wahl hervor; die Regel 
bei Beſetzung derſelben in den angeſeheneren Städten war vielmehr, daß ein 
ſehr verſchiedenartig, aber ſtets nach oligarchiſchen Grundſätzen gebildeter Wahl— 
körper präſentierte, und die Zentralregierung oder in den meiſten Provinzen der 
dortige Statthalter,?) ernannte, wobei denn die Auswahl der Perſonen nach 
Recht oder Herkommen auf einen engeren Kreis angeſehener Familien beſchränkt 
war. Mehrfach wurden auch, wie in Gent ſeit 1540, die Magiſtrate ohne 
weiteres von der Regierung ernannt. Indes, ein Gegengewicht gegen ſolche 
patriziſche Stadträte hatte der gerade in den niederländiſchen Gemeinweſen ſtarke 
Geiſt der Einigung und Selbſtverwaltung geſchaffen. Ueberall war, wenn auch 


) Hans Sachs, Eulen⸗Paiß (Werke in der Ausg. des litterariſchen Vereins IV S. 220 
V. 30). Kugelplatz (a. a. O. S. 223 V. 29). 

2) Näheres hierüber gibt Poullet in den Bulletins de académie de Bruxelles If 35 
S. 412 fg. 
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unter doppelter Aufſicht der Regierung und des Magiſtrats, das Handwerk und 
Gewerbe in zahlreiche Zünfte gegliedert, voll trotzigen Selbſtgefühls, mit eigenen 
Vorſtehern und eigener Gewerbeverwaltung. Regelmäßig war die geſamte 
Bürgerſchaft zum Schutz der Stadt und des Friedens militäriſch organiſiert, 
und innerhalb dieſer allgemeinen Organiſation hatten ſich wieder beſondere 
Schützengilden gebildet, vielfach die angeſehenſten Kreiſe der Bürgerſchaft in ſich 
vereinigend, und dann auch in den Fragen ſtädtiſcher Verwaltung gewichtig ein— 
greifend. An die Mitwirkung derartiger Vereinigungen war der Magiſtrat, 
wenn auch unter ſehr verſchiedenen Formen, überall gebunden. Bis zu welchem 
Maße ſie ſein Verhalten innerhalb der Ständeverſammlung beherrſchen konnten, 
zeigt im ausgebildetſten Sinne die Verfaſſung von Brabant. Wenn hier eine 
Steuer zu bewilligen war, ſo hatte der Abgeordnete der Stadt Brüſſel die 
Entſcheidung darüber von den drei „Gliedern“ der Bürgerſchaft einzuholen: das 
erſte dieſer Glieder beſtand aus dem Stadtrat, das zweite aus den abgegangenen 
Ratsperſonen und abgetretenen Meiſtern der Tuchgilde, das dritte aus den 
Meiſtern der dreiundfünfzig Zünfte, die in neun ſogenannten Nationen zu— 
ſammengefaßt waren.!) In ähnlicher Weiſe hatten die Abgeordneten der drei 
anderen landtagsfähigen Städte die Steuerbewilligung den in drei oder vier 
Kollegien eingeteilten Häuptern der geſamten Bürgerſchaft zuzuweiſen. Die 
Bürgerſchaften der großen Städte wurden alſo mittelbar in die ſtändiſchen Ver— 
handlungen hineingezogen und konnten ihre Intereſſen in viel gewichtigerer Weiſe 
geltend machen, als es die von der Regierung abhängigen Magiſtrate allein 
vermocht hätten. g 

Aber nicht nur die Städte, auch die geſamte Körperſchaft der Stände war 
regelmäßig ſtark und einflußreich. Fragte man nach den verfaſſungsmäßigen 
Gründen dieſer Kraft, ſo kamen beſonders zwei Umſtände in Betracht: die mäßige 
Zahl der Stände und ihre Beteiligung an der Verwaltung. In Baiern und 
ſo vielen anderen deutſchen Fürſtentümern krankte die ſtändiſche Verfaſſung an 
der Ueberzahl der berechtigten Adelichen und Städte, welche eine geordnete Ver— 
handlung unmöglich machte und den Einfluß der Regierung auf die geringeren 
Mitglieder erleichterte. In Brabant tagten bei den Ständeverſammlungen nur 
dreizehn Prälaten, vier Städte, und aus dem Adel bloß die alten und reichen 
Geſchlechter.“) Aehnlich war in den anderen Provinzen das Recht der Teilnahme 
beſchränkt. Für eine ſo geſchloſſene Körperſchaft war es dann um ſo leichter, 
die andere Grundlage ſtändiſcher Macht, nämlich die Verteilung und Erhebung 
der bewilligten Steuern unter Leitung eines eigenen Ausſchuſſes zu erringen. 
Und in der That hatten in der Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts weitaus die 
meiſten Provinzialſtände ſolche verwaltende Befugniſſe erworben.) 


) Henne-Wauters, hist. de Bruxelles I S. 210, II S. 508 fg. 

) Vgl. Gachard in den Mémoires de l’académie de Bruxelles XVI (1843) S. 7 fg. 
Meteren (deutſche Ausg. 1640) I S. 55. 

) Ueber die Entwickelung dieſes Rechtes vgl. Poullet, les constitutions belges. (Mé- 
moires couronnés par l’académie de Belgique XXVI [1875] S. 299 Anm. 1.) Die mit der 
aide novennale geſchaffene ſtändiſche Zentralverwaltung ſetzt die ſtändiſche Provinzialverwaltung 
als fertig voraus. So zeigt denn auch das Schreiben Granvellas vom 23. Juni 1559 (papiers 
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Eben an dieſe verwaltende Thätigkeit der Stände knüpften ſich nun auch 
die aus ihrer Mitte ſich erhebenden zentraliſierenden Beſtrebungen an. Nachdem 
nämlich die Landesherren ſeit 1465 wiederholt die Abgeordneten zwar nicht aller 
aber doch der meiſten Provinzialſtände berufen hatten, um mit ihnen eine ge— 
meinſame, auf die einzelnen Lande nach ihrem Vermögen zu verteilende Steuer— 
ſumme zu vereinbaren, deren definitive Bewilligung aber erſt von der nachherigen 
Zuſtimmung der einzelnen Provinzialſtände abhing, ergriffen die Stände die 
Gelegenheit, um aus der gemeinſamen Bewilligung, auf welche es der Regierung 
allein ankam, eine gemeinſame Verwaltung, die in der Hand der Stände liegen 
ſollte, abzuleiten. Im Jahr 1558 wurde dieſe wichtige Neuerung durchgeſetzt. 
Damals traten als Generalſtände, oder wie man in den Niederlanden ſagte, als 
Generalſtaaten, die Delegierten von dreizehn Provinzialſtaaten ) zuſammen und 
bewilligten auf neun Jahre lang je 800 000 Livres, um die adeliche 2000 Pferde 
zählende Kavallerie der Ordonnanzbanden zu unterhalten und weitere 6000 Reiter 
in Wartegeld zu nehmen. Dieſes Geld, ſo wurde zugleich beſchloſſen, ſollte, 
wenn es in den einzelnen Provinzen aufgebracht war, nicht an die Regierung, 
ſondern an eine von den Generalſtaaten niedergeſetzte Kommiſſion abgehen, an 
deren Spitze ein Generalkommiſſar und unter ihm ein Schatzmeiſter ſtand. 
Letzterer hatte die Auszahlung an die verſchiedenen Truppenabteilungen zu be— 
ſorgen. Delegierte der vereinigten Staaten, die zu dieſem Zweck von Zeit zu 
Zeit zuſammentraten, ?) hatten die oberſte Aufſicht über Erhebung und Ver— 
wendung. 

Auf ſolche Weiſe gingen zwei Strömungen, die eine von der Regierung, 
die andere von den Ständen kommend, auf dasſelbe Ziel aus. Allein unter— 
einander gerieten dieſelben bald in einen unverſöhnlichen Gegenſatz. Um zu 
verſtehen, wie dies geſchah, müſſen wir nacheinander die Einrichtung der Regie— 
rung, die finanziellen und kirchlichen Schwierigkeiten und die aus dieſen entſtehen— 
den Kämpfe zwiſchen der Regierung einerſeits, den Ständen und den ſtändiſchen 
Führern anderſeits betrachten. 

Als Philipp II. im Auguſt des Jahres 1559 die Niederlande verließ, 
nachdem ſein Krieg mit Frankreich vorteilhaft beendet, zugleich aber der gewaltige 
Plan einer Verbindung Englands mit ſeinen übrigen Reichen durch den Tod 
der Königin Maria Tudor vereitelt war, wandte er ſich nach ſeiner ſpaniſchen 
Heimat zurück, um dieſelbe während ſeiner beinahe noch vierzigjährigen Regie— 
rung nicht mehr zu verlaſſen. Bei der Führung der unermeßlichen Geſchäfte 
ſeines unermeßlichen Reiches waren es fortan zwei Gedanken, die ſeinen engen 


V GS. 600) die Verwaltung ſelbſt der indirekten Steuern in der Hand der Stände: y se sirven 
dellas las villas y estados para pagar a. v. M. les ayudas. 

) Aufgezählt bei Juste, hist. des états généraux I S. 85. Es find die treize pays 
estans arcoustumez de contribuer par ensemble. (Gachard, actes des états généraux 
1576—85, In. 8) Ihre Kontributionsquoten bei Gachard , correspondance de Marguerite 
II S. 326. Dort kommen nur zwölf Landſchaften heraus, weil Valenciennes mit Hennegau 
verbunden iſt. 

2) Granvella, 1560 März 17: la ayuda novenal, para la qual se juntan todavia y 
se juntarän muchas veces .. para tratar de la execution della. (Papiers VI S. 178 fg.) 
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Geiſt und eiſernen Willen ausſchließlich beherrſchten: er wollte ſeine univerſale 
Monarchie mit der ganzen Wucht ihrer Uebermacht behaupten und innerhalb 
derſelben die Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche aufrecht halten. Bei der 
ihm angeborenen Scheu vor dem lebensvollen Verkehr mit den Menſchen gab 
es nur eine Art der Regierung, die ihm paſſend ſchien: die Erledigung der 
Geſchäfte auf ſchriftlichem Wege in der Einſamkeit des Kabinetts. Seine Feld— 
herren und Statthalter, wie die kollegialen Behörden an ſeinem Hof bis hinauf 
zum Staatsrat verkehrten hauptſächlich mit ihm durch ſchriftliche Berichte, Gut— 
achten und Reſolutionen. Beides, die Flucht vor dem Austauſch mit den Men— 
ſchen, welcher die Seele mildert und erweitert, und eine Politik, deren unbeirrte 
Verfolgung den ungeheuerſten Widerſtand gegen ihn wach rief, haben dann ſein 
Herz verhärtet und die Macht, die in ſeine Hand gegeben war, zu einer Macht 
der Zerſtörung umgewandelt. 

Damals bei dem Abſchied von den Niederlanden übergab er die General— 
ſtatthalterſchaft der Herzogin Margareta von Parma, einer illegitimen Tochter 
Karls V., die zu den erſten fürſtlichen Gönnerinnen des Stifters des Jeſuiten— 
ordens gehört und zeitweilig unter ſeiner Gewiſſensleitung gelebt hatte. Ihr 
zur Seite ſtand zunächſt der jetzt neuerdings beſetzte Staatsrat, mit der Auf— 
gabe, alle tief greifenden Anordnungen ſowohl in inneren wie auswärtigen An- 
gelegenheiten zu beraten und zu begutachten. In dieſer Behörde ſollte als regel— 
mäßige Präſidentin die Statthalterin ſelber die Gegenſtände der Beratung ver— 
legen und die Umfrage leiten. Ihr Stellvertreter war der frieſiſche Rechts— 
gelehrte Viglius. Da letzterer zugleich den Vorſitz in dem geheimen Rat empfing, 
dem oberſten Beirat der Regentin in der Aufſicht über Gerichtshöfe und Ge— 
richtsverwaltung, in der Ausübung des Rechts der Begnadigung und Privi— 
legienerteilung, ſo hätte er nächſt der Statthalterin der mächtigſte Mann in den 
Niederlanden ſein können, wenn er ebenſoviel Selbſtändigkeit des Charakters wie 
Gelehrſamkeit beſeſſen hätte. Aber dasjenige Mitglied des Staatsrats, von 
deſſen höherer Autorität Viglius ſich leiten ließ, wie auch die Regentin 
ſeinem ſachkundigen Rat folgte, war Anton Perrenot von Granvella, Biſchof von 
Arras. Dieſer mit Reichtümern und geiſtlichen Benefizien überhäufte, kunſt— 
und prachtliebende Prälat hatte in den letzten Jahren Karls V. die Geſchäfte 
der auswärtigen Politik vornehmlich geleitet; unter Philipp II. mußte er vor den 
ſpaniſchen Staatsräten und Staatsſekretären aus dem Mittelpunkt der Regierung 
zurückweichen und ſich nunmehr, ſeit 1559, damit begnügen, in der niederländi— 
ſchen Regierung die einflußreichſte Stellung einzunehmen: einen Einfluß, den er 
jedoch nicht bloß ſeiner Geſchäftskunde, der Feſtigkeit des Urteils und ſeiner un— 
erſchöpflichen Arbeitskraft, ſondern auch einem beſonderen Verhältnis zu Philipp II. 
verdankte. Wie nämlich die aus der Einſamkeit geführte Herrſchaft des Königs 
es mit ſich brachte, daß die ſchriftlichen Berichte ihm niemals Aufklärung genug 
gaben, daß er daher neben den amtlichen Berichterſtattern ſolche anſtellte, die, 
niemanden verantwortlich als ihm, ihre Erfahrungen und ihren Rat über Per— 
ſonen und Sachen ohne Rückſicht auf andere ihm mitteilten, ſo empfing er auch 
aus den Niederlanden eine doppelte Reihe regelmäßiger Berichte, die amtlichen 
von der Herzogin Margareta, die vertraulichen von Granvella. Der Biſchof 


Der niederländiſche Aufſtand und die öſterreichiſchen Bewegungen. 319 


war für den König der Cenſor ſeiner niederländiſchen Staatsmänner und ihrer 
geſamten Verwaltung. 

Noch eine andere Einrichtung gab dem geiſtlichen Staatsmann eine über— 
wiegende Macht. Wie die Vergabung der geiſtlichen und weltlichen Aemter 
überall einen tief greifenden Einfluß mit ſich führt, den nachdrücklichſten aber 
da, wo, wie in den Niederlanden, ein enger Kreis von Adelichen und ſtädtiſchen 
Patriziern den Zutritt zu dieſen Stellen als beſonderes Recht und notwendige 
Verſorgung für ſich in Anſpruch nimmt, ſo war die Frage, wer die Benefizien 
und Aemter zu vergeben habe, eine der wichtigſten Angelegenheiten des nieder— 
ländiſchen Staatsrechtes. Im einzelnen war nun die Vergabung der Aemter an 
ſehr verſchiedene Oberbehörden verteilt, aber der Hauptanteil fiel den Provinzial— 
ſtatthaltern, dem Präſidenten des geheimen Rats, der Generalſtatthalterin und 
über derſelben dem König zu. Unter den für die beiden letzteren, den Monarchen 
und ſeine Generalſtatthalterin vorbehaltenen Beſetzungen war — abgeſehen von 
den oberſten Staats- und Provinzialverwaltungen — beſonders wichtig die Er— 
nennung kirchlicher Würdenträger und ſtädtiſcher Magiſtrate. Kraft Herkommens 
und päpſtlicher Gewährung ſtand dem Regenten in den biſchöflichen Kapiteln die 
Vergabung der oberſten Dignität nach der des Biſchofs zu; er ernannte die Aebte 
und Aebtiſſinnen auf eine vom Kloſterkonvent ausgehende Präſentation und 
hatte das Patronat über eine Maſſe von Benefizien ohne Seelſorge; bei der 
Neuordnung der niederländiſchen Hierarchie im Jahr 1559 (S. 219) fiel ihm 
endlich das Nominationsrecht für die ſämtlichen achtzehn Bistümer zu. In den 
Städten gehörte die Ernennung der Magiſtrate und vollends des königlichen 
Beamten, der unter den Titeln eines Markgrafen, Schout, Bailli, Prevot u. ſ. w. 
neben den Gemeindeorganen beſtand, in der Regel zu den Befugniſſen des 
Provinzialſtatthalters, der dabei ſelbſtverſtändlich die Genehmigung der Regie— 
rung einzuholen hatte; in Brabant und Mecheln dagegen, wo keine Provinzial— 
ftatthalter waren, fiel dieſes Recht wieder dem Generalſtatthalter zu.!) Um 
nun bei Ausübung dieſer der Regentin Margareta und dem König Philipp 
vorbehaltenen Rechte die erſtere, und mittelſt der erſteren den letzteren zu be— 
raten, ſetzte Philipp II. eine beſondere Kommiſſion des Staatsrats, eine ſo— 
genannte Konſulta, nieder. Sie beſtand aus Granvella, dem von ihm abhänigen 
Viglius und Karl von Barlaimont, einem niederländiſchen Grafen, der den 
Richtungen der Politik Philipps mit unbeirrter Treue zu folgen pflegte.“) 
Durch den in dieſer Behörde ausgeübten Einfluß befeſtigte Granvella vollends 
ſeine Herrſchaft über die niederländiſche Regierung. 

Gleichwohl war die Macht Granvellas keine Alleinherrſchaft. Drei andere 


1) Näheres gibt Poullet in den Bulletins de l'académie de Bruxelles II 35 S. 362 fg. 
In wie weit das in Flandern der Zentralregierung ſonſt vorbehaltene Recht der Ernennung 
dem Gr. Egmont eingeräumt war, iſt mir nicht recht klar. 

2) Vgl. Fruin im Gids 1859, 2 S. 771 Anm. 1, und Kolligs, Wilhelm von Oranien 
und die Anfänge des Aufſtandes der Niederlande (Bonner Doktordiſſertation 1885) S. 58 fg. 
Bezeichnung der Aemterbeſetzung als matiere de consulte: Corresp. de Marguerite III 
S. 176, 396. — Ueber Barlaimonts Mitgliedſchaft vgl. deſſen Aeußerungen in dem Brief 
Morillons vom Mai 1565. (Granvelle, papiers IX S. 238.) 
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Mitglieder des Staatsrats befanden ſich ihm gegenüber in einer im weſentlichen 
unabhängigen Stellung; es waren der Fürſt Wilhelm von Oranien, der Graf 
Lamoral von Egmont und (ſeit 1561) der Graf Philipp von Hoorne. Die 
beiden erſteren konnten als die vornehmſten Häupter der niederländiſchen Ariſto— 
kratie angeſehen werden. Fürſt Wilhelm hatte durch die dreifache Beerbung 
ſeines Vetters Rens von der naſſau-niederländiſchen Linie (1544), ſeiner erſten 
Gemahlin, der Gräfin Anna von Egmont (1558), und ſeines Vaters, des 
Grafen Wilhelm von Naffau-Dillenburg (1559), nicht nur große Herrſchaften 
in den Niederlanden, darunter die Herrlichkeit Breda in Brabant und die Graf— 
ſchaft Büren in Holland, erworben, ſondern zugleich in Südfrankreich das kleine 
Fürſtentum Oranien und im deutſchen Reich zuſammen mit ſeinen Brüdern die 
Grafſchaft Naſſau-Dillenburg. Er war Vaſall des Königs Philipp, aber zugleich 
Mitglied des Wetterauer Grafenkollegiums und Stand des deutſchen Reichs. 
Einen ſolchen Rückhalt für eine ſelbſtändige Stellung beſaß Egmont nicht; auch 
er jedoch hatte bedeutende Herrſchaften in Flandern, darunter eine, die von 
Gaveren, an welcher der fürſtliche Titel haftete. Beide ſtanden noch in der 
Blüte ihres Lebens; Wilhelm vollendete im Jahr 1559 ſein ſechsundzwanzigſtes, 
Egmont ſein ſiebenunddreißigſtes Jahr. Beide hatten in dem letzten Krieg unter 
Karl V. und Philipp II. ſchon größere militäriſche Kommandos geführt, und 
Egmont hatte dabei in den Schlachten von St. Quentin und Gravelingen den 
Ruhm eines kühnen und ſieggekrönten Reitergenerals davon getragen. Vor 
Philipps Abreiſe erhielten denn auch beide die vornehmſten Provinzialſtatthalter— 
ſchaften: Egmont die von Flandern, zu der ihm noch Artois hinzugegeben wurde, 
Oranien die von Holland-Seeland-Utrecht, zu der einige Zeit nachher (Januar 
1561) noch diejenige der Grafſchaft Burgund hinzukam. Ob ſolche Männer 
mit einer Regentin, die von Italien kam, und einem Prälaten, der als Bur— 
gunder wie ein Fremder angeſehen ward, einträchtig zuſammenwirken konnten, 
war von vornherein eine der ſchwerſten Fragen für die Regierung. 

Aber im Grunde genommen waren doch viel dringender als ſolche per— 
ſönliche Schwierigkeiten die ſachlichen Verlegenheiten, zunächſt diejenigen der 
Finanzen. Jene Erſchöpfung, welche die von inneren und äußeren Kriegen er— 
füllte Regierung Karls V. in all ſeinen Reichen hinterlaſſen hatte, machte ſich 
wohl nirgends ſo fühlbar wie in den Niederlanden. Es hört ſich ſonderbar an, 
aber es iſt einer jener Widerſprüche, die regelmäßig bei der Darlegung allge— 
meiner Zuſtände hervortreten, wenn man einerſeits die wirtſchaftliche Blüte der 
damaligen Niederlande bewundert, und doch zugleich von ihrer tiefen Entkräf— 
tung redet. Während Handel und Gewerbe in den größeren Städten ſich un— 
ermüdlich regten, waren eben das platte Land und die kleinen Städte, beſonders 
die Grenzprovinzen gegen Frankreich, durch feindliche und eigene Truppen in 
ſolcher Weiſe verwüſtet, daß die Herzogin Margareta meinte, die Herſtellung 
des früheren Kulturzuſtandes werde dreißig friedliche Jahre erfordern.!) Und 
nicht minder als die Kräfte des Landmannes waren diejenigen der Regierung 
erſchöpft. Beim Ueberſchlag des ordentlichen Einkommens aus den Kammer— 


) Gachard, corresp. de Marguerite [ S. 121/22. 
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gütern und der regelmäßigen Ausgaben rechnete die Regentin einen jährlichen 
Fehlbetrag von 600 000 Gulden aus. ) Die Schwierigkeiten, für die täglichen 
Erforderniſſe der Verwaltung Geld oder Kredit zu ſchaffen, hielt die Herzogin 
in faſt unausgeſetzter Aufregung. Kam es doch ſo weit, daß ſie manchmal nicht 
wußte, wie ſie den Kurier bezahlen ſollte, der ihre Berichte nach Spanien 
beförderte, und daß ſie ſich dann wohl eines Kuriers der Antwerpener Kaufleute 
bediente. 

Nun wurden freilich, wie anderwärts, ſo auch in den Niederlanden die 
Bewilligungen der Stände unaufhörlich in Anſpruch genommen. Aber gerade 
bei dieſen Anforderungen ſprang ein neuer Gegenſatz hervor. Es war den 
Ständen von den ſchweren Beiſteuern, welche ſie Karl V. gewährt hatten, nicht 
nur eine ſtarke Erſchöpfung, ſondern auch das bittere Gefühl zurückgeblieben, 
daß ſie für eine ihren nächſten Intereſſen fremdartige Politik ausgebeutet wurden. 
Finanzielle Erſchöpfung und Unwille über die Eingliederung in ein Staats— 
weſen, deſſen Zwecke ihnen unverſtändlich, deſſen Anforderungen drückend waren, 
wirkten zuſammen, um eine gegen neue Steuerforderungen äußerſt widerſetzliche 
Stimmung zu erzeugen. Das Einzige, was in den erſten Jahren ſeit 1558 
von ihnen herauszubringen war, diente nicht zur Deckung des Defizits, ſondern 
lediglich zur Unterhaltung der Truppen, welche in den Niederlanden teils zum 
Zweck der inneren Sicherheit, teils zur Grenzverteidigung gegen Frankreich in 
verhältnismäßig bedeutender Zahl ſtanden. Da war zunächſt die ſchon erwähnte 
Kavallerie der „Ordonnanzbanden“, zu deren Bezahlung jene neunjährige Steuer 
von 1558 ausgeſetzt war. Da ferner die Stände auf der Abführung der etwa 
4000 Mann betragenden ſpaniſchen Infanterie beſtanden, und Philipp II. dieſe 
Forderung vor ſeiner Abreiſe bewilligen mußte, ſo gewährten die Provinzial— 
ſtaaten für 3200 einheimiſche Fußſoldaten eine Beiſteuer im jährlichen Geſamt— 
betrag von 240 000 Gulden, welche von Anfang Oktober 1560 ab auf drei Jahre 
lief. Dieſe Steuern waren die einzigen, welche zunächſt für allgemeine Zwecke 
der Regierung erlangt wurden. Wohl hatte Philipp in den Jahren 1558 und 
1559 von den in Arras, Brüſſel und Gent verſammelten Generalſtaaten noch 
drei weitere Steuern verlangt; allein über deren definitive Bewilligung verhandelte 
man nunmehr mit den Provinzialſtaaten, ohne zum Ziel zu kommen, und wir 
werden ſehen, wie dieſe Verhandlungen ſich mit anderen Streitigkeiten zwiſchen 
Regierung und Ständen verflochten.) 

Dies waren Verlegenheiten, die allein ſchon eine geordnete Regierung un— 
möglich machten, aber ſie reichten nicht von fern an diejenigen Schwierigkeiten, 
die ſich weiter aus den kirchlichen Gegenſätzen ergaben. Wir kommen hier auf 
die blutige Geſchichte des niederländiſchen Proteſtantismus. Schon erzählt iſt, 
wie derſelbe in den Niederlanden eingedrungen war, und wie zu ſeiner Ver— 


1) Erſte Schätzung auf 400 000 fl. (1560 Mai 12. Gachard a. a. O. S. 190.) Dann 
aber auf 600 000 fl. (1651 Dez. 19. II S. 5. 1563 Aug. 12. Corresp. de Philippe II T. I 
n. 157.) Genauere Angaben über dieſes Defizit 1564 Nov. 29. (Corresp. de Marguerite III 
S. 488 — 91.) 
2) Ueber die finanziellen Verhältniſſe vgl. meine Abhandlung über die Anfänge des 
niederländiſchen Aufſtandes in v. Sybels hiſtor. Zeitſchrift N. F. XXII. 
Ritter, Deutſche Geſchichte 15551648. 21 
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tilgung, da den entarteten Seelſorgern der katholiſchen Kirche die geiſtige Kraft 
der Ueberwindung abging, die Geſetzgebung Karls V. alle äußeren Schrecken zu— 
ſammenfaßte, welche der Staatsgewalt zu Gebote ſtehen. Das Ziel der blutigen 
Geſetze wurde aber nicht erreicht. Als Philipp die Regierung in die Hand der 
Herzogin Margareta legte, ſah er den Geiſt der Ketzerei ungebrochen, allerwärts 
in einem verdeckten und erbitterten Kampf mit ſeinen Inquiſitoren und Blut- 
richtern begriffen. 

Unter den verſchiedenen aus der reformatoriſchen Bewegung hervorge— 
gangenen Richtungen waren es vornehmlich zwei, deren Anhänger dem täglich 
drohenden Martertod zum Trotz ihren Glauben in geheimen Zuſammenkünften 
und Predigten bethätigten: die Wiedertäufer, welche den Sitz ihrer Kraft in 
Nordholland und Friesland hatten, die Calviniſten, welche ihren ſtärkſten Mittel- 
punkt im weſtlichen Flandern beſaßen. Von beiden Gemeinſchaften fiel die 
mächtigſte Wirkſamkeit der letzteren zu: mitten unter den Schrecken der Ver— 
folgung ſchürte ſie unter ihren Anhängern die Leidenſchaft zum Angriff gegen 
das unausſprechlich gehaßte Papſttum, und trotz aller Ueberwachung hielt ſie ſich 
in einem großartigen Zuſammenhang mit den Kirchen und Bildungsanſtalten 
der Nachbarlande. Zu ſtatten kamen ihr vor allem die reichen Beziehungen des 
niederländiſchen Verkehrs. Ein bewegtes Wanderleben führte ja die nieder— 
ländiſchen Handelsleute nach England und nach den Märkten von Frankreich 
und Deutſchland; die Söhne der Kaufleute wurden, damit ſie ſich die fremden 
Sprachen aneigneten, auf die Schulen von Frankfurt, Straßburg oder nach 
franzöſiſchen Städten geſandt; !) mit dem Warenhandel ſtrömten trotz aller Ver— 
bote die proteſtantiſchen Schriften ein, und vereinzelt wagten ſich wohl auch 
Apoſtel des Calvinismus aus Deutſchland oder Frankreich zu den Niederländern, 
wie der aus dem Metzer Gebiet ſtammende Pierre Brully, der im Jahr 1544 
aus Straßburg nach Tournai ging und im folgenden Jahr gefangen und ver— 
brannt ward. Derartige Beziehungen des Verkehrs waren es, welche die Nieder— 
länder zuerſt in Berührung mit den calviniſchen Lehren brachten, ſie führten ſie 
weiter, ſobald dieſe Lehren gezündet und feurige Prediger unter ihnen erweckt 
hatten, zum unmittelbaren Anſchluß an die leitenden Männer und die leitenden 
Schulen des Calvinismus. Da war z. B. Guy de Bray, ein ſchlichter Hand— 
werker aus Mons, den die aus proteſtantiſchen Schriften geſchöpfte Begeiſterung 
zum Prediger umgewandelt hatte: nach mehrjährigem Aufenthalt unter ſeinen 
nach London geflüchteten proteſtantiſchen Landsleuten und erſter Wirkſamkeit als 
Prediger in Flandern, erſchien er im Jahr 1556/57 in Lauſanne und Genf, 
um aus dem Munde der dortigen Lehrer Erleuchtung und Kräftigung zu ſchöpfen. 
Zurückgekehrt nach ſeiner Heimat, entwarf er nach dem Muſter des franzöſiſch— 
calviniſchen Glaubensbekenntniſſes eine Konfeſſion (1561), die im Lauf der Jahre 
das Anſehen einer Glaubensnorm der niederländiſch-calviniſchen Kirche gewonnen 
hat. Einige Jahre ſpäter fanden ſich zwei junge Brabanter Adeliche in Genf 
ein, Johann und Philipp Marnix, als Studierende an der im Jahr 1559 eröffneten 
Genfer Akademie, von Calvin und Beza zu perſönlichem Verkehr zugelaſſen. 


) Darüber Granvella 1565 Oktober 15. (Papiers IX S. 596.) 
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Neben Genf trat als zweite Stätte für die geiſtige Ausrüſtung der nieder— 
ländiſchen Calviniſten die Kirche und Univerſität zu Heidelberg hervor. Im 
Jahr 1561 wurde vom Kurfürſten Friedrich III. der ehemalige Karmelitermönch 
Peter Dathenus, der ſeinen emigrierten flämiſchen Landsleuten in London und 
Frankfurt gedient hatte, als Prediger nach Heidelberg gezogen, wo er dann 
weiter eine Stelle im Kirchenrat erhielt. Derſelbe Dathenus vermittelte im fol— 
genden Jahr einen Vergleich, vermöge deſſen der pfälziſche Kurfürſt einem Teil 
der niederländiſch-calviniſchen Emigrantengemeinde, die damals aus Frankfurt 
vor dem lutheriſchen Glaubenseifer des Magiſtrates weichen mußte, das auf— 
gehobene Kloſter Frankenthal zur Anſiedelung anwies. Von da ab war ein 
inniger Verkehr zwiſchen der Pfalz und den niederländiſchen Predigern und 
Gemeinden begründet; er beruhte einerſeits auf dem Einfluß der Heidelberger 
Univerſität, anderſeits auf den perſönlichen Beziehungen zwiſchen den beider— 
ſeitigen Kirchendienern. 

So unter dem Zuſammenwirken innerer Antriebe und äußerer Einwirkungen 
bildeten ſich in den niederländiſchen Städten von der franzöſiſchen Grenze bis 
aufwärts nach Holland allerwärts proteſtantiſch geſinnte Kreiſe. Ja es begannen 
ſchon, wie es in Tournai, Lille und Valenciennes um 1561 geſchehen fein ſoll, 
dieſe Kreiſe ſich zu förmlichen, natürlich tief geheimen Gemeinden zu organi— 
ſieren. Angeſehen vermöge ihrer äußeren Stellung waren die Anhänger des 
reformierten Bekenntniſſes nicht; ſie gehörten faſt durchweg zu den Handwerkern, 
kleinen Handelsleuten und Arbeitern. In geheimen Verſammlungen, wenn die 
Gelegenheit günſtig war, hörten ſie von todesmutigen Predigern, Männern, die 
ſelbſt vielfach als bloße Handwerker unter der Macht des neuen Geiſtes zu 
Rednern geworden waren, calviniſtiſche Predigten an. Faſt wunderbar erſcheint 
die Ausbreitung und Feſtigkeit dieſer Kreiſe, wenn man dagegen das ganze 
Syſtem der zur Vernichtung derſelben getroffenen Anſtalten überſieht. Allein 
das Wunder erklärt ſich, ſobald man die wirklichen der Regierung zu Gebote 
ſtehenden Kräfte näher ins Auge faßt. 

Ueber jeden Zweifel erhaben war der erbarmungsloſe Ernſt der Herzogin 
Margareta und der päpſtlich-landesherrlichen Inquiſitoren in dem Vernichtungs— 
kampf gegen die Ketzer; ganz zufrieden war auch die Regentin mit dem Eifer, 
welchen der Staatsrat — Egmont und Oranien ebenſowohl, wie Granvella und 
Viglius — bethätigte; gemiſcht war ſchon ihre Stimmung über die hohen Pro— 
vinzialgerichtshöfe, da die einen, wie der Hof von Holland, ſich läſſig, andere, 
wie der Rat von Flandern, ſich thatkräftig in der Verfolgung erwieſen. Indes 
alle dieſe Behörden reichten doch mit ihrer Wirkſamkeit nur ſtoßweiſe in die 
unteren Kreiſe hinein; ſelbſt die Inquiſition verfügte bei ihren Subdelegationen 
über eine ſo geringe Zahl von Kräften und ſtieß auf ſo vielfachen Widerſtand, 
daß z. B. als ſtändige Inquiſitoren für Flandern im Jahr 1545 — 60 nur Pollet 
und Titelmans, und ſeit 1560 der letztere allein den Ketzern nachſpürte,“) 
während die Provinz Brabant ſeit 1529 von der Ingquiſition thatſächlich frei 


1) E. Monſeur bei Fredericq, travaux du cours pratique d'histoire nationale (Gand 
1883 fg.) II S. 107, 110. Straetmans Klagen, Raynaldus 1567 n. 129. 
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war. Bei dieſen Verhältniſſen kam alles darauf an, ob die örtlichen Obrig— 
keiten, d. h. vornehmlich die ſtädtiſchen Magiſtrate mit ihrem Gericht und ihren 
Wachmannſchaften, und die ſtädtiſchen Pfarrer mit ihrer geiſtlichen Aufſicht, eine 
ſtetige Mitwirkung im Geiſt der Religionsedikte Karls V. gewährten. Gerade 
dieſe Organe verſagten aber: die Weltgeiſtlichen, weil ſie der neuen Bewegung 
gegenüber ſich kraftlos und ſchlaff fühlten, die Magiſtrate, weil unter ihnen 
und den angeſehenen Bürgern überhaupt zwar nicht das proteſtantiſche Bekenntnis, 
aber doch eine nicht geringe Teilnahme für die proteſtantiſche Sache weit ver— 
breitet war. „Es gibt,“ ſagt Granvella, !) „viele, die gut katholiſch find, aber 
auch viele, die es nicht find, und noch mehr Ungewiſſe und Schwankende.“ 

So erfolgten denn die grauſamen Griffe gegen die Ketzer in der Regel 
erſt, wenn an einem beſtimmten Ort die Bewegung ſtark genug geworden war, 
um die Aufmerkſamkeit der Regierung zu erwecken, und dieſe dann entweder 
durch nachdrückliche Aufforderungen an die widerſtrebende Ortsobrigkeit oder 
durch Kommiſſare, die ſie von Brüſſel oder dem Provinzialgerichtshof abfertigte, 
ein umfaſſendes gerichtliches Verfahren ins Werk ſetzte. Dann pflegten aller- 
dings maſſenhafte Verbannungen und einzelne Todesurteile zu ergehen. Wenn 
man die Rechnung derartiger Exekutionen zuſammenſtellte, ſo ſah man kein Jahr 
vergehen, ohne daß einige Dutzend Täufer und Calviniſten enthauptet, verbrannt 
oder ertränkt wurden. Dem überführten Proteſtanten oder Uebertreter der 
Religionsedikte pflegte bei zeitigem Widerruf die Begnadigung von der Todes— 
ſtrafe nicht verſagt zu werden, der Wiedertäufer oder rückfällige Ketzer, der Prediger, 
oder der, welcher ſich an aufſtändiſchen Handlungen beteiligt hatte, konnte unter 
allen Umſtänden dem Schwert oder Scheiterhaufen nicht leicht entgehen. Dies 
waren Grauſamkeiten, welche gewiß einen namenloſen Eindruck auf die Ge— 
müter machten. Aber viel zu vereinzelt, um die überall ſteigende Flut prote— 
ſtantiſcher Bewegung zurückzudrängen, hatten ſie ſchließlich doch nur die Folge, 
daß ſie eine Erbitterung und eine Spannung der Geiſter hervorriefen, die einen 
furchtbaren Ausbruch erheiſchte. 

Ueber ſolchen gärenden und ſchwankenden Verhältniſſen bewegte ſich die 
Regierung der Statthalterin Margareta. Daß ſie ſehr bald in heftige Konflikte 
geriet, war bei dieſer Lage natürlich; eigentümlich aber war es, daß die erſten 
Streitigkeiten aus einer fremdartigen Verbindung kirchlicher Beweggründe und 
ſtändiſcher Intereſſen fic) ergaben.?) 

Es iſt erzählt, wie im Jahr 1559 die päpſtliche Bulle erging, durch welche 
die Niederlande unter die geiſtliche Aufſicht von 18 Biſchöfen geſtellt werden 
ſollten. In demſelben Jahr ſetzte Philipp eine vom Papſt autoriſierte Kom⸗ 
miſſion nieder, mit der Aufgabe, einen Plan über genaue Abgrenzung der neuen 
Dibözeſen und beſonders auch über die Dotierung der Biſchöfe und ihrer Kirchen 
feſtzuſtellen. Die Seele dieſer Kommiſſion war wieder der Biſchof Granvella. 
Seiner Geſinnung nach gehörte der ſtaatsmänniſche Prälat nicht zu den Männern, 


1) Papiers VII S. 542. 
) Für das Folgende verweiſe ich ein für allemal auf meine Abhandlung „Zur Geſchichte 
der Anfänge des niederländiſchen Aufſtandes“ in v. Sybels hiſtor. Zeitſchrift, N. F. XXII. 
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welche den Gedanken einer ſittlichen Erneuerung der Kirche mit tieferem Anteil 
auffaßten; aber hervorgegangen aus der Schule Karls V., trat er ſtets für die 
feſte Unterordnung der Großen und der Geringen unter die Monarchie und die 
Hierarchie ein. In dieſem Geiſt widmete er auch dem jetzt vorliegenden Unter— 
nehmen ſeine Thatkraft, — und zwar ſo, daß er zugleich weſentlich politiſche 
Geſichtspunkte in dasſelbe hineintrug. 

Als die Kommiſſion die Ausſtattung der Bistümer erwog, kam ſie in Er— 
mangelung neu zu erſchließender Einkünfte auf den Gedanken, die Reichtümer 
der niederländiſchen Klöſter für die neuen Stiftungen zu verwenden. An und 
für ſich war dieſer Gedanke, geiſtig verkommene Klöſter in neuen und lebens— 
kräftigen kirchlichen Anſtalten aufgehen zu laſſen, keineswegs fernliegend; auch 
in ſtreng katholiſchen Kreiſen trat er oft genug hervor. Sehr weit greifend war 
jedoch der Zuſammenhang, den er ſofort im Geiſte Granvellas gewann. Zu 
den Ueberlieferungen, welche der Biſchof von der Regierung Karls V., vor allem 
auch von der niederländiſchen Verwaltung der thatkräftigen und harten Königin 
Maria, übernommen hatte, gehörte der Satz, daß die Selbſtändigkeit der nieder— 
ländiſchen Stände in Steuerbewilligung und Verwaltung den Rechten der 
Monarchie im Wege ſei. Mit großem Mißfallen hatte er darum in den erſten 
Jahren Philipps jene Entwickelung ſtändiſcher Verfaſſung angeſehen, welche in 
der wiederholten Berufung der unter der Königin Maria vermiedenen General— 
ſtaaten und in der Einführung einer generalſtaatiſchen Verwaltung lag. Seine 
Meinung, für welche er die Zuſtimmung der Regentin Margareta fand, war, 
daß dieſe Errungenſchaft von 1558 rückgängig zu machen, und die Autorität 
der Regierung in langſamem Vorſchreiten wieder herzuſtellen ſei. Er wollte 
eben eine Zentraliſation, die von der Regierung, nicht aber eine ſolche, die von 
den Ständen ausging; vielleicht ahnte er, daß eine ſtarke Vertretung der ge— 
einigten Provinzen alsbald den großen Gegenſatz zwiſchen Landesrecht und 
Fremdherrſchaft aufſtellen werde. Um nun aber dieſe Reaktion durchzuführen, 
hielt er zweierlei für nötig: Beſeitigung der Generalſtaaten und Zügelung der 
Oppoſition in den Provinzialſtaaten. 

Zügelung der Oppoſition in den Provinzialſtaaten! Um die Aufgabe zu 
verſtehen, und die Kämpfe, die daraus hervorgingen, zu veranſchaulichen, wird 
es genügen, wenn wir die Beziehungen der Regierung zu derjenigen Stände— 
korporation ins Auge faſſen, in welcher die ſtändiſchen Freiheiten und Be— 
ſtrebungen am ſchärfſten ausgeprägt waren, zu den Provinzialſtaaten von Brabant. 
Als man nach Abgang Philipps neben der Beiſteuer zur Unterhaltung der In— 
fanteriegarniſonen auch die endliche Bewilligung der in den Jahren 1558 und 
1559 verlangten Steuern bei den Brabanter Ständen betrieb, erhob ſich aus 
der Mitte derſelben ſofort wieder die Forderung nach generalſtaatiſcher Verwal— 
tung als Bedingung für die Bewilligung. Bei den Streitigkeiten, die darüber 
entſtanden, bemerkte Granvella mit beſonderem Mißfallen einmal das Hervor— 
treten gewiſſer vornehmer Adelicher als Führer der ſtändiſchen Oppoſition, ſo— 
dann die Unterordnung der Prälaten unter dieſe Führung. Und eben dies war 
der Punkt, wo ſich ſeine gegen die Macht der Stände gerichteten Abſichten mit 
den Entwürfen über die Ausſtattung der Bistümer verbanden. 
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Die Heranziehung der Klöſter zur Unterhaltung der biſchöflichen Kirchen 
war nämlich ſo gedacht, daß vornehme und reiche Klöſter mit den Bistümern 
uniert, der jeweilige Biſchof alſo zugleich die Rechte des Abtes des betreffenden 
Kloſters ausüben und ſeine Einkünfte genießen ſollte. Zu den Rechten gehörte 
aber unter anderem der Sitz in der Ständeverſammlung, ſoweit ein ſolcher dem 
Kloſterprälaten zuſtand: und dieſer Eintritt der Biſchöfe unter die Stände, ſo 
ſagte Granvella mit beſonderer Rückſicht auf Brabant, wird fortan dem König 
an der Stelle widerſpenſtiger Mitglieder einen Kern von zuverläſſigen Anhängern 
verſchaffen. Die Aebte nämlich, obgleich von der Krone ernannt, fühlten ſich 
viel mehr als Vertreter einer ſelbſtändigen Körperſchaft, denn als Geſchöpfe der 
königlichen Gnade; die Biſchöfe dagegen wurden nicht nur vom König ernannt, 
ſondern mußten auch von ihm den verſchiedenſten Elementen gegenüber, welche 
den neuen Würdenträgern widerſtrebten, geſchützt werden. So, als Vertreter 
der königlichen Sache, wollte Granvella nicht weniger als drei Biſchöfe in die 
Brabanter Ständeverſammlung einführen, indem er die drei Abteien St. Bern⸗ 
hard, Tongerloo und Afflighem mit den zwei in Brabant zu errichtenden Bis— 
tümern von Antwerpen und Herzogenbuſch und dem dritten, außerhalb der 
Provinz begründeten, aber in dieſelbe hineinreichenden Erzbistum von Mecheln 
vereinigte. Der Hauptgrund, fo faßte er noch in ſpäteren Jahren ſeine Ge— 
danken zuſammen, für die Union der Abteien mit den Bistümern war, daß 
die Aebte von Brabant in der Verſammlung der Staaten die meiſten Schwierig— 
keiten machten, daß dagegen, wenn die Biſchöfe ſich mit den Adelichen, welche 
den König mehr als die Mönche achten, verbanden, die Dinge beſſer gehen 
mußten. 

Der Plan Granvellas fand die Genehmigung des Papſtes, und am 
10. März 1561 vollzog Pius IV. im Konſiſtorium die Ernennung von elf nieder— 
ländiſchen Erzbiſchöfen und Biſchöfen.!) Unter den Ernannten befand ſich 
Granvella, als Erzbiſchof von Mecheln, zu welcher Würde der Papſt ihm da— 
mals noch die höhere eines Kardinals hinzugab. Mit einem alle anderen in 
den Schatten drängenden Anſehen wollte alſo Granvella die Führung der 
monarchiſchen Partei unter den Ständen perſönlich übernehmen. 

Aber der Angriff des Kardinals galt einem wachſamen und entſchloſſenen 
Gegner. Noch ehe jene päpſtlichen Ernennungen erfolgten, ſeit Ende 1560, 
wurde das Geheimnis des Unionsplanes offenbar, und ſofort erhob ſich unter 
den Brabanter Ständen ein heftiger Widerſtand. Zunächſt traten die Prälaten 
hervor, welche ſich unmittelbar getroffen fühlten, dann aber die Stände ins— 
geſamt unter Führung gewiſſer vornehmer Adelicher. In der Erkenntnis, daß 
die neue Maßregel unter unſcheinbaren Formen eine tiefgreifende Aenderung 
ihrer Verfaſſung bedeute, ſuchten die Stände vor allem aus ihrer Verfaſſungs⸗ 
urkunde, der Joyeuſe Entree, die Rechtswidrigkeit derſelben zu erweiſen. Solange 
ſich indes der Streit auf dieſem Boden bewegte, war es der Regierung nicht 
ſchwer, der Erklärung vieldeutiger Beſtimmungen andere Deutungen entgegen— 
zuſetzen, eine wirkliche Entſcheidung wurde erſt herbeigeführt, als die Stände 
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ihre Befriedigung in der Unionsfrage als eine der Bedingungen für die Ge— 
währung der geforderten Steuern aufſtellten. Hier kam der drohend empor— 
ſteigende Unwille über die Opfer, welche die ſpaniſche Herrſchaft dem erſchöpften 
Land auferlegte, den Rechtsgründen der Stände zu Hülfe; und die Not der 
Regierung drängte ſie dahin, daß ſie erſt ſchrittweiſe zurückwich und endlich, da 
über ihrer Nachgiebigkeit die Forderungen der Stände wuchſen, am 30. Juli 1564 
ſich zu einem förmlichen Vertrag mit den Prälaten verſtand. Kraft dieſer Ab— 
machung wurde die Union fallen gelaſſen, und den drei Klöſtern nur ein jähr— 
licher Zuſchuß für die Bistümer auferlegt; von den Bistümern ſelbſt wurde, 
infolge des ſeit Anfang 1562 hinzugekommenen Widerſpruches von Antwerpen, 
das dieſer Stadt zugedachte aufgegeben. Dieſer Verzicht auf eins der neuen 
Bistümer hing mit einem während der Streitigkeiten vollzogenen Fortſchritte 
der Oppoſition zuſammen, mit dem Widerſtand nämlich gegen die Bistums— 
gründung an ſich. So ſtark hatte ſich dieſer Widerſtand bereits erhoben, daß, 
als Granvella gegen Ende des Jahrs 1561 in Mecheln als Erzbiſchof ein— 
geführt wurde, es ihm unmöglich war, die Herrſchaft über die zu ſeiner Diözeſe 
geſchlagenen Teile von Brabant zu erlangen. 

Und für all dieſe Zugeſtändniſſe bekam die Regierung doch nur einen un— 
mittelbaren Vorteil in die Hand: die Bewilligung der von Oktober 1560 bis 
Oktober 1563 laufenden Garniſonsſteuer. Die Gewährung derſelben Steuer 
auf drei weitere Jahre, ſowie die partielle Reichung der in den Jahren 1558 
und 1559 geforderten Steuern ward im Fortgang der Verhandlungen in Aus— 
ſicht geſtellt, aber erledigt war die Sache, als die Wirren des Jahres 1566 
ganz andere Sorgen brachten, noch nicht. 

Man ſieht, die Regierung hatte in ihren kirchlichen und politiſchen Plänen 
eine bedenkliche Niederlage erlitten. Halten wir aber bei dieſem Streit noch— 
mals inne, um zu fragen, welche Elemente eigentlich die ſtändiſche Oppoſition 
bildeten, und wer die Männer waren, die bisher nur im allgemeinen als Führer 
derſelben bezeichnet ſind. Auf beide Fragen fällt die Antwort ſehr verſchieden— 
artig aus. Die breite Maſſe der Oppoſition nämlich beſtand aus den Prälaten 
und vor allem aus den Städten und Bürgerſchaften, während die Adelichen 
nach dem angeführten Zeugnis Granvellas im allgemeinen gegen die Regierung 
williger waren; die Führer dieſer Streitkräfte dagegen waren zwei Herren, 
welche doch wieder Mitglieder des Adels waren und außerdem noch zu den höch— 
ſten Beamten der niederländiſchen Regierung gehörten: es waren Wilhelm von 
Oranien, in ſeiner Eigenſchaft als Herr von Breda, und der Statthalter des 
Hennegau, Johann von Glymes, in ſeiner Eigenſchaft als Markgraf von 
Bergen-op⸗Zoom. Beide Männer hatten den Widerſtand gegen die Brabanter 
Bistümer nicht geſchaffen, aber, wie er ſich erhob, ihn unter ihre Führung ge— 
nommen, beide waren die einflußreichſten Vertreter des Planes einer Aus— 
bildung der generalſtaatiſchen Verfaſſung. Welche Macht ihnen in Ausſicht ſtand, 
wenn der letztere Plan gelang, faßte Granvella einmal in dem kurzen Satz zu— 
ſammen: wenn Generalſtaaten ſich vereinigen, ſo wollen die Brabanter das Haupt 
derſelben bilden und werden ſich ihrerſeits wieder von Oranien und Bergen 
beherrſchen laſſen: dieſe werden alsdann die Herren der Niederlande ſein, und 
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nicht mehr der König Philipp.!) Am weiteſten greifend ſchien Granvella der Ehr— 
geiz Oraniens zu ſein. Tauchte doch gegen Anfang 1562 oder Ende 1561 der Plan 
auf, den Fürſten zum Superintendenten der Brabanter Staaten zu machen, 
d. h. ihm eine Stellung einzuräumen, in welcher er, wie es ſcheint, die Leitung der 
Verhandlungen der Stände, als das Haupt einer autonomen Körperſchaft, er— 
halten ſollte. Daß dieſer Plan von Oranien ſelber betrieben wurde, bezweifelten 
Granvella und Margareta nicht, die Macht aber, welche er bei Verwirklichung 
desſelben in Brabant erringen müſſe, ſchien der Regierung ſo gefährlich, daß 
Philipp II. in dem Anſpruche ein ſtrafbares Unterfangen erblickte. 

So ſehen wir gleich vom erſten Jahre nach Philipps Abſchied von den 
Niederlanden den Gegenſatz zwiſchen Oranien und Granvella ſich bilden: er be— 
ruht auf der Frage der ſtändiſchen Verfaſſung, welche der eine im Sinn der 
Selbſtändigkeit und der Ausbildung von Generalſtaaten, der andere im Sinn 
der Vereinzelung und der Abhängigkeit der Provinzialſtaaten löſen will. Von 
vornherein verſchärfte ſich dieſer Gegenſatz durch den Ehrgeiz zweier zur höch— 
ſten Macht berufenen Perſönlichkeiten: der Kardinal ſuchte die Macht im Dienſt 
eines deſpotiſchen Monarchen, der Fürſt erſtrebte fie als Vertreter der ſtän— 
diſchen Autonomie. — Aber neben alledem hatte der Streit über die Bistümer 
noch andere Gegenſätze wachgerufen, den Streit über Religion und Kirche. 

Es iſt bei der vorhergehenden Erzählung ſchon angedeutet, daß die Brabanter 
Stände in erſter Linie den Unionsplan bekämpften, zugleich aber der Bistums— 
gründung überhaupt widerſtrebten. Dieſer Widerwille wurde auch in anderen 
Provinzen laut; von den Ständen drang er in die Volksmaſſen, unter denen 
er ſich nun mit der doppelten hier vorhandenen Strömung verband, mit den 
eigentlich proteſtantiſchen und mit den noch viel weiter verbreiteten antihie— 
rarchiſchen Beſtrebungen. Es entſtand allerwärts im Lande, und zwar vornehm— 
lich in den Städten und unter dem Bürgertum, eine leidenſchaftliche Bewegung 
gegen die Bistümer, in der man die Neuerung einfach als eine Stärkung der 
katholiſchen Hierarchie bekämpfte. Dieſe volksmäßige Bewegung und die ſtän— 
diſche Oppoſition traten alsbald in ein Verhältnis gegenſeitiger Unterſtützung; 
unter dem Lärm des Streites aber wuchs im ſtillen die Gemeinſchaft der Prote— 
ſtanten, indem die Macht ihrer Bedränger abnahm, und ihre eigene Zuverſicht 
ſtieg. Wie, ſo müſſen wir nun aber fragen, verhielten ſich die adelichen Führer 
der Stände zu dem proteſtantiſchen Element, das alſo in die Bewegung hinein— 
getragen wurde? Haben ſie es nur äußerlich für ihre fremdartigen Zwecke be— 
nutzt, oder haben ſie ihm ſelber ihre Gunſt und ihren Schutz zugewandt? 

Verſchieden war in dieſer Beziehung die Stellung des Markgrafen von 
Bergen und diejenige des Fürſten von Oranien. In der zur Statthalterei 
des erſteren gehörigen Stadt Valenciennes hatte die emporſchwellende prote— 
ſtantiſche Erregung zu einer verwegenen Demonſtration geführt. In der Nacht 
des 27. September that ſich hier, desgleichen in der nicht weit entlegenen Stadt 
Tournai, ein Aufzug unerkannter Geſtalten gufammen: Pſalmen nach der Bez 
arbeitung des franzöſiſchen Reformierten Marot ſingend, durchzogen ſie die 


) An Philipp II. 1566 März 10. (Granvelle, correspondance I S. 153. 
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Straßen, um mit Schmährufen vor geiſtlichen Gebäuden zu enden. Dies war 
für die Regierung ein Anlaß, durch wiederholt abgefertigte Kommiſſionen den 
widerwilligen Magiſtrat beider Städte zu ſchärferem Verfahren gegen die ge— 
heimen Proteſtanten zu drängen, wobei denn über Valenciennes während des 
Jahres 1562 eine Reihe erſchreckender Vorgänge dahinging: erſt Verurteilung 
zweier calviniſtiſcher Handwerker, dann die gewaltſame Befreiung derſelben durch 
ihre ergrimmten Genoſſen, darauf fünf weitere Todesurteile teils wegen Ketzerei, 
teils wegen Mitwirkung bei jener Errettung. Wie nun die Regierung bei dieſen 
Maßregeln vor allem der feſten Hand eines Statthalters bedurfte, der die ge— 
waltthätigen Maſſen kraft ſeiner militäriſchen Befugniſſe im Zaum gehalten und 
das zögernde Stadtgericht im Namen des Landesherrn zur ſtrengen Anwendung 
der Geſetze aufgefordert hätte, ſo fand ſie ſtatt deſſen beim Markgrafen von 
Bergen Ausflüchte und Zögerungen, einen ſichtlichen Widerwillen gegen die Ver— 
folgung. Johann von Glymes gehörte eben, wie in Deutſchland der Herzog 
von Cleve und der Erzbiſchof Friedrich von Köln, zu den Anhängern Caſſanders 
(S. 288), ) jenes vermittelnden katholiſchen Theologen, welcher dem proteſtantiſchen 
Bekenntnis eine relative Berechtigung zugeſtand und in ſeinen Hoffnungen auf 
Verſtändigung der getrennten Religionsparteien in reineren Formen der Lehre 
und geläuterter Geſtalt des Lebens natürlich die gewaltſame Verfolgung von 
Proteſtanten oder Katholiken mißbilligte; dachte er doch groß genug, um ſogar 
den religiöſen Sinn der armen Wiedertäufer, ſoweit fie nicht der gewaltthätigen 
Richtung angehörten, zu bewundern. In dieſem Sinn war es der ſtete Rat 
des Markgrafen, man möge vor allem die Studien, die Sitten und den Pflicht— 
eifer des katholiſchen Klerus beſſern. Bezüglich der von Philipp II. angewandten 
Schreckensmittel aber ſagte er einmal im Jahr 1565: er befrage nun ſeit 
vier Jahren die Theologen, wo es in der heiligen Schrift ſtehe, daß man jemanden 
ſeines Glaubens wegen töten dürfe.“) 

Bedeutend, wie dieſe Auffaſſung war, darf man doch ihre unmittelbare 
Bethätigung nicht überſchätzen. Der Markgraf lieh widerwillig den Verfolgungen 
ſeinen Arm und erregte durch ſeine Ausflüchte ſchon im Sommer des Jahres 1562 
den Argwohn Philipps II., aber wenn die Regierung in ſeiner Provinz durch— 
aus Todesurteile gegen die Ketzer verlangte, ſo wagte er ſeine Mitwirkung nicht 
zu verweigern. Einen unzweideutigen Schutz fanden die Proteſtanten bei ihm 
keineswegs. Noch weniger bot ihnen einen ſolchen, wenn man ſich an die offen— 
kundigen Thatſachen hielt, der Fürſt von Oranien. Wie dieſer ſich in der erſten 
Zeit nach Philipps Abgang wegen des Eifers, den er im Staatsrat gegen die 
Ketzer bethätigte, die Zufriedenheit der Regierung erwarb, iſt ſchon erwähnt; 
in demſelben Sinn ſchrieb die Herzogin Margareta noch im Frühjahr 1565 die 
Nachſicht gegen die Ketzer in Holland lediglich den dortigen Beamten und dem 
Provinzialgerichtshof zu; von Oranien, als dem Statthalter, rühmte ſie, daß er 
mit jener Läſſigkeit ebenſo unzufrieden ſei, wie ſie ſelber.“) „Ich finde keinen 


) Bemerkt von Morillon. 1565 Oktober 6. (Granvelle, corresp. I S. 602. 
2) Morillon. 1565 Juni 22. (Granvelle, papiers IX S. 344.) 
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Grund,“ ſo erklärte ſie im Dezember 1563, „ihn nicht für einen ſehr guten 
Katholiken zu halten.“ !) Allerdings, wenn man tiefer ſah, jo konnte man, wie 
dem Markgrafen von Bergen die Hemmung der Verfolgungen, alſo auch dem 
Fürſten von Oranien eine indirekte Förderung der proteſtantiſchen Bewegung 
zuſchreiben. 

Wie nämlich die Agitation gegen die neuen Bistümer ins Volk getragen 
wurde, fand man das in ſolchen Fällen erforderliche Schlagwort in dem Satz: 
die neuen Bistümer bedeuten Einführung der Inquiſition. Richtig war bei dieſem 
Vorgeben, daß allerdings eine Stärkung der biſchöflichen Inquiſition neben der 
landesfürſtlich-päpſtlichen beabſichtigt war (S. 219); allein die Vorſtellungen der 
Maſſen gingen weiter: ſie dachten ſich teils eine Ausbildung des Inquiſitions— 
gerichtes und des Inquiſitionsverfahrens, vor dem alle in ſtädtiſchen und pro— 
vinzialen Sonderrechten noch gegebenen Schranken und Exemtionen zuſammen— 
fallen ſollten, teils dachten ſie geradezu an die Unterwerfung ihrer Heimat unter 
die ſpaniſche Inquiſition, ähnlich wie Karl V. einen ſolchen Verſuch gegen Neapel 
unternommen, aber nicht durchgeſetzt hatte. In der Vorſtellung von der Ein— 
führung der Inquiſition faßte ſich für die Niederländer alles zuſammen, was 
ihnen an der kirchlichen Verfolgung haſſenswert, an der Herrſchaft eines fremden 
Monarchen und den fremden Einflüſſen widerwärtig war. Eben dieſe Vor— 
ſtellung aber beſtärkte der Fürſt von Oranien. Im Einvernehmen mit ſeinem 
Freunde Egmont gab er aus: der Herzog von Alba habe nach dem Frieden 
von Chateau-Cambraiſis, als er ſich zum Abſchluß der Vermählung ſeines Königs 
mit der franzöſiſchen Eliſabeth in Paris befand, mit Heinrich II. unterhandelt 
über die gleichmäßige Einführung der Inquiſition in Frankreich und den Nieder— 
landen, ſowie über gegenſeitige Unterſtützung beider Könige in der Durchführung 
des Glaubenszwanges in beiden Reichen.?) Daß Alba in Wirklichkeit derartige 
Vorſtellungen an den franzöſiſchen König gerichtet hat, iſt durchaus nicht un— 
wahrſcheinlich, daß jedoch Heinrich ſie angenommen und ſeine innere und äußere 
Politik durch eine feſtere Verabredung mit Spanien irgendwie gebunden habe, 
iſt trotz ſeines damaligen Vorgehens gegen ſeine reformierten Unterthanen keines⸗ 
wegs glaublich. Aber Oranien glaubte nicht nur an die Unterhandlung, ſon— 
dern auch an eine wirkliche Verabredung, oder gab doch vor, daran zu glauben, 
und viele ſeiner Standesgenoſſen teilten ſeine Meinung.?) Auf der Hand liegt, 
daß die Ausbreitung ſolcher Anſichten dem Widerwillen des Volkes ſowohl 
gegen die Bistümer wie gegen die Religionsverfolgung größere Kraft verleihen 
mußte. Wenn alſo der Widerſtand gegen die Bistümer eine volksmäßige Be⸗ 
wegung und innerhalb derſelben eine Kräftigung des proteſtantiſchen Elementes 
zur Folge hatte, jo empfing das letztere allerdings auch eine gewiſſe Förderung 
von den Häuptern der brabantiſchen Stände: von Bergen durch ſeine halb 
bekannten, halb verleugneten Grundſätze der Duldung, von Oranien, indem er 
den Haß gegen die ſpaniſche Inquiſition ſchürte. Aber offen gegen den Glaubens⸗ 
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zwang einzuſchreiten, wagten beide noch ſo wenig, daß der letztere ſich vielmehr 
das Lob eines eifrigen Dieners desſelben erwarb. Offener Widerſtand gegen 
die Abſichten Philipps II. erhob ſich damals aus dem Kreiſe ſeiner vornehmen 
Unterthanen nur noch auf einem Gebiet, auf dem Gebiete der auswärtigen Politik. 
Getrennt wie die Niederlande vom Körper der ſpaniſchen Monarchie waren, 
ſo brachten ſie mit ihren beſonderen Intereſſen und Gefahren beſondere Antriebe 
und Ziele in die auswärtige Politik Philipps II. hinein. In den Beziehungen 
des Königs zu England war die Abſicht einer vorteilhaften Regelung des nieder— 
ländiſch-engliſchen Handels ein hochwichtiges Moment; das Verhältnis zum deutſchen 
Reich wurde belebt durch die gegenſeitigen Rechte und Pflichten, die der burgun— 
diſche Vertrag mit ſich brachte; dem franzöſiſchen Nachbar gegenüber hatte man 
ſorgſam zu achten auf deſſen nie erlöſchendes Verlangen einer Grenzerweiterung 
gegen die Niederlande und auf das unwiderſtehliche Einſtrömen des Calvinismus 
in die nördlich anſtoßenden Provinzen. Vor allem die letztere Sorge trat ſeit 
dem Tode Franz’ II. und der Regentſchaft der Königin Katharina, als der ſchwan— 
kenden Regierung gegenüber die Ausſichten der Hugenotten, durch gütliche Ein— 
räumung oder durch gewaltſame Errungenſchaft die Religionsfreiheit zu erwerben, 
fortwährend zunahmen, für Philipp in den Vordergrund. Damals befeſtigte 
ſich in ihm der Grundſatz, den er fortan unentwegt verfolgte, daß er, um in 
Spanien ſich den Beſitz von Navarra, um in den Niederlanden die Herrſchaft 
der katholiſchen Kirche und mit derſelben ſeine eigene Gewalt zu ſichern, für 
die Alleingeltung des katholiſchen Bekenntniſſes in Frankreich einzutreten habe, 
ſei es durch Unterſtützung der Regierung, ſei es, wenn letztere verſage, durch 
Verbindung mit katholiſchen Parteien, die im Kampf gegen die Ketzer an die 
Stelle der Regierung zu treten bereit waren. 
Thatſächlich bewährt wurde dieſer Grundſatz zuerſt in dem im Frühjahr 1562 
ausbrechenden erſten franzöſiſchen Religionskrieg. Daß Philipp damals der 
Königin mit Geld und Truppen zu Hülfe kam, iſt ſchon bemerkt (S. 248). Seiner 
erſten Abſicht nach, wollte er gleichmäßig von Spanien, vom Herzogtum Mailand 
und von den Niederlanden aus ſeine Streitkräfte einrücken laſſen und die Hugenotten 
erdrücken: von den Niederlanden ſollte die dortige Regierung die Ordonnanz— 
compagnien und ein paar tauſend anzuwerbende deutſche Söldner nach Frankreich 
werfen. Aber wie dieſe Anordnung dem niederländiſchen Staatsrat vorgelegt wurde, 
erhob ſich ein Widerſpruch, dem ſelbſt die Regentin ſich nicht zu entziehen ver— 
mochte, und vor dem Philipp auf die den Niederlanden zugedachte Mitwirkung 
verzichten mußte. Zwei ſehr verſchiedene Richtungen lagen dieſem Widerſpruch 
zu Grunde. Die eigentlichen Vertrauensmänner Philipps, Granvella und 
Viglius, verzagten einfach vor der Unfähigkeit der finanziell erſchöpften Regierung 
zu militäriſchen Anſtrengungen und vor dem unüberwindlichen Widerwillen der 
Stände gegen neue kriegeriſche Verwickelungen mit Frankreich. Die Vertreter 
der niederländiſchen Ariſtokratie dagegen, Oranien und Egmont, wandten ſich 
gegen den Grund der auswärtigen Politik Philipps ſelber: das Gedeihen der 
Niederlande, ſagten ſie, erfordert ein freundliches Verhältnis zum deutſchen Reich 
und zu den deutſchen Fürſten, katholiſchen wie proteſtantiſchen; dieſe Freund— 
ſchaft wird zerſtört, wenn die auswärtige Politik des Königs dem Gedanken des 
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Vernichtungskrieges gegen die Proteſtanten dienſtbar wird. In ſolcher Geſinnung 
widerſprachen die beiden Männer und ihr Anhang nicht nur dem damals vor⸗ 
liegenden Plan, ſondern bewahrten zugleich einen tiefen Argwohn gegen den 
König in ihrem Innern. Denn hatte nicht Philipp, wenn er auch jetzt vor 
dem einhelligen Widerſtand der Niederländer zurückwich, eine ſolche Dienſtbarkeit 
im ſtillen ſchon begründet? Wir erinnern uns, daß Oranien und Egmont von 
einem im Jahr 1559 geſchloſſenen ſpaniſch-franzöſiſchen Bündnis zur Ausrottung 
des Proteſtantismus wiſſen wollten. Jetzt ſahen ſie und ihre Genoſſen ſich in 
dieſer Meinung beſtärkt. „Nichts,“ fo ſchrieb damals Granvella, ) „kann die Herren 
von der Täuſchung abbringen, daß ein geheimes Bündnis beſteht.“ 

Wie alſo der Widerſtand gegen die Bistümer zu dem aufregenden Gerücht 
von der Einführung der ſpaniſchen Inquiſition führte, ſo beſtärkte der Streit 
über die im Hugenottenkrieg einzuhaltende Politik die nicht minder aufregende 
Vorſtellung von einem katholiſchen Bündnis zum allgemeinen Ketzerkrieg. Was 
aber bei dieſen beiden Konflikten für die Sache Philipps II. vollends bedenklich 
war, das war das Eingreifen einer, mit ihren Gedanken über die unmittelbaren 
Streitigkeiten weit hinausgehenden Perſönlichkeit. Wir ſahen, wie der Fürſt 
Wilhelm von Oranien in dem einen Streit ſich mit Bergen an der Spitze der 
Brabanter Stände, in dem anderen mit Egmont an der Spitze der Oppoſition 
im Staatsrat befand. Mit dieſem offenkundigen Auftreten war aber das, was 
der jugendliche Staatsmann erſtrebte, noch keineswegs erſchöpft. Wir müſſen, 
um ſeine damaligen Abſichten zu überſehen, ſeine Perſönlichkeit und ſeine ge— 
heimen Unterhandlungen genauer ins Auge faſſen. 

Fürſt Wilhelm war zuerſt durch die außerordentliche Gunſt Karls V., der 
ihm als zweiundzwanzigjährigem Jüngling ſchon ein ſelbſtändiges Kommando 
verlieh und ihn dann durch wichtige und vornehme Geſandtſchaftsaufträge aus— 
gezeichnet hatte, in die vorderſte Reihe niederländiſcher Staatsmänner geführt. 
Eine Gelegenheit zu hervorragender Auszeichnung, ähnlich wie Egmont, hatte 
er noch nicht gefunden; aber die gewinnende Freundlichkeit ſeines Verkehrs, die 
Sicherheit in der Behandlung öffentlicher Angelegenheiten?) und die Unergründ— 
lichkeit ſeiner letzten Gedanken begannen ſchon damals jenen Zauber auf ſeine 
nähere Umgebung auszuüben, der ihm unter ſeinen ſpäteren Kämpfen die Treue 
und die Hingebung ſeiner Genoſſen erwarb. Im übrigen kannte man ihn als 
den Inhaber großartiger Einkünfte — ein Bevollmächtigter von ihm ſchätzte 
fie richtig, aber freilich ohne Abzug der Belaſtungen, auf 160-170 000 Gulden 
jährlich —, ) zugleich jedoch als einen in ſeinen Genüſſen und ſeiner Gaſtlich⸗ 
keit ſo verſchwenderiſchen Herren, daß ihm Schulden auf Schulden zuwuchſen. 


) An Perez. 1562 Juli 6. (Gachard, corresp. de Philippe I n. 75.) 
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Nach Oraniens Abgang von den Niederlanden blieben ihm trotz der mächtig angewachſenen 
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Sittliche Leichtfertigkeit blieb bei ſeinem glänzenden Treiben nicht aus. Als er 
ſich im Jahr 1560 um die ſächſiſche Prinzeſſin Anna bewarb, warnte der ehr— 
bare Herzog von Württemberg vor dem Manne, der ſeine libertiniſtiſchen An— 
ſichten von ehelicher Treue und Untreue bei dem Frankfurter Fürſtentag (1558) 
mit cyniſcher Offenheit ausgeſprochen hatte.“) Vollends unklar war ſeine Stellung 
zu den ſtreitenden Religionsbekenntniſſen. In den erſten elf Jahren ſeines 
Lebens wuchs er im Hauſe eines Vaters auf, der das proteſtantiſche Bekenntnis 
in ſeinem Land und ſeiner Familie durchführte und zeitweilig dem ſchmalkaldiſchen 
Bunde angehörte; von ſeinem zwölften Jahre ab rief ihn die Erbſchaft ſeines 
Vetters René nach den Niederlanden, wo er am Hof zu Brüſſel unter der Leitung 
katholiſcher Erzieher, in der Anbequemung an die katholiſchen Gebräuche lebte. 
Und eben dieſer Widerſtreit war es, der bei dem erſten Verſuch, ſeine Stellung 
im öffentlichen Leben ſelbſtändig zu wählen, entſcheidend eingriff. 

Als der junge Fürſt bei dem Frankfurter Kurfürſtentag von 1558 er— 
ſchien, um im Auftrag Karls V. deſſen Abdankung förmlich zu erklären, knüpfte 
er perſönliche Beziehungen mit deutſchen Fürſten an, beſonders mit dem Kur— 
fürſten Auguſt von Sachſen, dem er ſeinen demnächſtigen Beſuch in Dresden in 
Ausſicht jtellte.?) Maßgebend war ihm bei dieſen Anknüpfungen der Gedanke, 
daß er der Erbe einer Reichsgrafſchaft jet, und daß der Regent von Naſſau— 
Dillenburg einen ſtarken Rückhalt bei den erbvereinigten Nachbarfürſten von 
Sachſen und Heſſen nötig habe. Ein Jahr nachher, gerade um die Zeit, da ſein 
Vater ſtarb, trat er dann auf dem ſo beſchrittenen Wege mit einem bedeutenden 
Plane hervor: er begann Verhandlungen über ſeine zweite Vermählung mit der 
Herzogin Anna von Sachſen, einer Nichte des Kurfürſten Auguſt und Tochter 
des verſtorbenen Kurfürſten Moritz. Von zwei Seiten trat ihm bei dieſen Verhand— 
lungen Widerſpruch entgegen: von König Philipp und der Brüſſeler Regierung, 
weil die Braut eine Ketzerin ſei, von den Vormündern der Prinzeſſin, beſonders 
von ihrem Großvater, dem Landgrafen Philipp von Heſſen, weil er, der Fürſt, 
ein Papiſt ſei. Da verſicherte Oranien dem König Philipp, der Herzogin 
Margareta und dem Biſchof Granvella: fein eigenes Gewiſſen?) lege ihm die 
Forderung auf, daß ſeine künftige Gemahlin als wahre Katholikin lebe; gleich— 
zeitig ließ er dem Kurfürſten Auguſt und dem Landgrafen Philipp durch ſeine 
Bevollmächtigten ſagen: er ſei kein Papiſt, wenn er auch als Ritter des Ordens 
vom goldenen Vließ bisweilen die Meſſe beſuchen müſſe; er ſei vielmehr der 
proteſtantiſchen Religion, in welcher ſein Vater ihn erzogen habe, nach wie vor 
in ſeinem Herzen geneigt. Durch ſolche entgegengeſetzte Zuſicherungen brach 
der Fürſt den doppelten Widerſtand und feierte am 25. Auguſt 1561 ſeine 
Hochzeit mit der ſächſiſchen Fürſtentochter, die er dann zu beſtimmen wußte, ſich 
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gleichfalls den katholiſchen Gebräuchen anzubequemen. Noch am Oſtertag des 
Jahres 1566 ſah man beide in der Meſſe.“) 

Ob und wie der Fürſt dieſe Heuchelei nach einem ſittlichen Maßſtab recht⸗ 
fertigte oder entſchuldigte, ob ſeine religidjen Meinungen damals überhaupt 
einen feſten Grund hatten, wird ſich kaum feſtſtellen laſſen. Gewiß iſt, daß die 
Scham vor der Lüge ihm fremd war, wie ſie ihm denn auch ſpäter, ſo oft es 
ſich um politiſche Zwecke handelte, fremd blieb; als gewiß darf man wohl auch 
anſehen, daß er bei ſeiner behaupteten Zuneigung zum Proteſtantismus ſich doch 
von der calviniſtiſchen Richtung, die gerade in den Niederlanden vorherrſchte, 
abgeſtoßen fühlte; ſehr wahrſcheinlich iſt es endlich, daß, wenn er ſich der 
katholiſchen Kirche fügte, ihm die Lehren derſelben doch keineswegs in der ſtrengen 
Beſtimmtheit der Trienter Dogmen erſchienen. Wandte er doch ſeine Gunſt 
dem theologiſierenden Juriſten Baudouin zu, einem Freund und Geſinnungs⸗ 
genoſſen des vermittelnden Caſſander. — Indes wie es auch mit ſeinen reli— 
gidjen Meinungen bewandt geweſen fein mag, jedenfalls war ſein Geiſt und 
ſeine Thatkraft vornehmlich den ſtaatlichen Geſchäften zugewandt. In dieſen 
aufgehend, hat er dann aus den im öffentlichen Leben der Niederlande vor— 
herrſchenden Strömungen die Antriebe genommen für die Ausbildung ſeines 
ſittlich-religiöſen Charakters. 

Eine erſte politiſche Folge der Heirat Oraniens war es nun, daß er mit 
den beiden Häuſern Kurſachſen und Heſſen in eine vertrauliche Korreſpondenz 
über die öffentlichen Vorgänge eintrat. An und für ſich lag darin nichts für 
Philipp II. Widerwärtiges. Denn der König wünſchte aufrichtig gute Be— 
ziehungen zum deutſchen Reich, zu den katholiſchen wie den proteſtantiſchen Fürſten, 
und eben deshalb konnte ihm ein Mittelsmann, der ſein und der Fürſten Ver⸗ 
trauen genoß, nur genehm ſein. Aber faßte Oranien ſeine Aufgabe in dieſem 
einfachen Sinne auf? Als im Jahr 1562 bei Gelegenheit der Wahl Maximilians 
zum römiſchen König ein zweiter Kurfürſtentag zu Frankfurt gehalten wurde, 
erſchien der Fürſt gegen den Wunſch ſeiner Regierung, angeblich um Privat— 
angelegenheiten zu betreiben, bei dieſer Verſammlung. Es war damals die Zeit, 
wo der in Frankreich entbrannte Krieg zwiſchen der Regierung und den Huge— 
notten und der im Norden bevorſtehende Krieg zwiſchen den proteſtantiſchen 
Königen von Dänemark und Schweden die Reichsſtände der Augsburger Kon— 
feſſion mit ſchweren Befürchtungen für das Geſchick ihres Bekenntniſſes erfüllten. 
Da trat nun Oranien an den Kurfürſten Auguſt und den Landgrafen Wilhelm 
von Heſſen heran, als der Mann, der in die Pläne der katholiſchen Mächte 
eingeweiht ſei: von den nordiſchen Wirren wußte er aus den Mitteilungen eines 
päpſtlichen Legaten, daß man hier auf die Verwickelung der proteſtantiſchen 
Reichsfürſten in den Krieg und auf ein gegenſeitiges Aufreiben der proteſtantiſchen 
Kräfte hoffte; hinſichtlich des franzöſiſchen Religionskriegs warnte er vor den 
falſchen Vorſpiegelungen des von der Brüſſeler Regierung nach Frankfurt ge— 
ſchickten Herzogs von Arſchot, als ob die Hülfeleiſtung Philipps lediglich der 
Erhaltung der königlichen Autorität gelte: ſie ſei vielmehr der Ausfluß einer 
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Politik, welche die Unterdrückung des Proteſtantismus in den Niederlanden, in 
Deutſchland und in Frankreich gleichmäßig erſtrebe. Solchen Gefahren gegenüber 
riet Oranien den proteſtantiſchen Fürſten zur Vermittelung zwiſchen Dänemark 
und Schweden, zu nachdrücklichen Verwendungen für die niederländiſchen Prote— 
ſtanten. 

Der Politik Philipps II. alſo, welche für die Alleinherrſchaft der katholiſchen 
Kirche in ſeinen Landen wie in Frankreich eintrat, wünſchte ſein Lehensmann 
und Staatsrat eine andere von gleich univerſalen Gedanken bewegte entgegen— 
zuſetzen: eine Verbindung proteſtantiſcher Mächte, beruhend auf der Gemeinſam— 
keit ihres Bekenntniſſes, eingreifend, wo dieſes Bekenntnis bedroht oder verfolgt 
war. Und bald waren es nicht nur die proteſtantiſchen Reichsfürſten, die er 
gegen die Pläne ſeines Monarchen aufrief. 

Im März des Jahres 1563 erfolgte in Frankreich, was Philipp II. hatte 
verhindern wollen, und was er fortan vom Standpunkte ſeiner politiſchen In— 
tereſſen wie ſeines katholiſchen Gewiſſens als einen unerträglichen Zuſtand be— 
kämpfte: die Reformierten erhielten durch das Edikt von Amboiſe das Recht der 
Religionsübung, und die Partei der Hugenotten beſtand als eine kirchlich und 
politiſch organiſierte Macht fort. Im Zuſammenhang mit dieſen Einräumungen 
erhielt ferner der Mann, der als das Haupt der dem ſpaniſchen König todfeind— 
lichen Partei erſchien, der Prinz Ludwig von Condé, das längſt erſtrebte Gouver— 
nement der Pikardie; er rückte alſo in die nächſte Nachbarſchaft der Niederlande. 
Von nun ab war der Einfluß, den Philipp in wachſendem Maße bei der franzö— 
ſiſchen Regierung ausübte, vor allem auf die Beſeitigung der durch das Edikt 
von Amboiſe anerkannten Zuſtände gerichtet, und die Wachſamkeit, welche ſeine 
Vertrauten in Brüſſel und Paris entfalteten, galt mit beſonderer Schärfe den 
Umtrieben Condés zur Anknüpfung von Verbindungen in den Niederlanden. 
Spuren von bedenklichen Beziehungen der franzöſiſchen Parteihäupter zu nieder— 
ländiſchen Herren wollten denn auch Granvella und ſein Bruder Chantonai, 
der als ſpaniſcher Geſandter in Paris weilte, ſchon vor dem Religionskrieg, 
bald nach dem Anfang von Margaretas Statthalterſchaft entdeckt haben, und 
wieder machte auf ſolche, mit beſonderem Hinweis auf Oranien, Chantonais 
Nachfolger Alaba im Jahr 1564 aufmerkſam. Die Herzogin Margareta wies 
dieſe Angaben zurück; aber gewiß iſt, daß Oranien ſehr bald nach dem Friedens— 
ſchluß von Amboiſe einen Sekretär Condés in ſeinem Schloſſe zu Breda em— 
pfing. Ueber den Inhalt der damaligen Beziehungen beider Herren erfahren 
wir nichts, die bloße Thatſache jedoch eines ſorgfältig geheim gehaltenen Ver— 
kehrs mit dem Haupte der Hugenotten genügt, um uns den Fürſten von Oranien 
im ſchärfſten Gegenſatz zu den Abſichten ſeines Monarchen zu zeigen. 

Ueberſieht man die verſchiedenen Richtungen, in denen ſich die Beſtrebungen 
Oraniens bewegten, ſo kann man ſagen: er kämpfte in der auswärtigen Politik 
Philipps II. gegen das gewaltſame Eintreten für die katholiſche Glaubenseinheit 
und ſtritt in der inneren Politik für die Kräftigung und Zentraliſation der 
ſtändiſchen Verfaſſung. Wie nun aber der Gang der kirchlichen Bewegung es 
mit ſich brachte, daß der emporkommende Proteſtantismus zu ſeiner Förderung 
gerade ein ſolches Syſtem brauchte, wie Oranien es empfahl, ſo drängte ſich 
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die Bundesgenoſſenſchaft der proteſtantiſch Geſinnten von ſelber an ihn heran. 
Und der Fürſt bot ihnen wenigſtens inſoweit die Hand, als er einerſeits den 
Widerſtand gegen die Inquiſition und gegen die Stärkung der Hierarchie ſchürte, 
anderſeits mit proteſtantiſchen Reichsfürſten und dem Haupt der Hugenotten Ver— 
ſtändniſſe anknüpfte. Im Grunde genommen, wandte alſo Oranien ſich überall 
gegen dasjenige, was Philipp als den eigentlichen Kern ſeiner Abſichten anſah. 
Da konnte es denn nicht anders ſein, als daß er mit demjenigen Manne, welcher 
in den Niederlanden der eigentliche Vertreter der Anſchauungen des ſpaniſchen 
Königs war, mit dem Kardinal Granvella, in Streit geriet. Und in der That, 
der Angriff und der Sturz dieſes mächtigen Prälaten war der erſte kühne und 
erfolgreiche Gang in den politiſchen Kämpfen Oraniens. 

Ob der unmittelbare Anlaß bei dieſem Streit aus dem Bewußtſein jenes 
bedeutenden Gegenſatzes oder aus den Reibungen perſönlichen Ehrgeizes ent— 
ſprungen iſt, wird kaum zu beſtimmen ſein. Nicht einmal darüber läßt ſich mit 
Sicherheit entſcheiden, wie weit bei dem ganzen Unternehmen der Antrieb und 
die Führung dem Fürſten von Oranien oder anderen Großen zufiel. Man kann 
nur ſagen, daß Fürſt Wilhelm in Gemeinſchaft mit anderen Herren und mit 
hervorragendem Eifer und Nachdruck den Sturz des Kardinals betrieb. Was 
zunächſt im Staatsrat die drei ſelbſtändigen Vertreter des niederländiſchen Adels, 
nämlich Oranien, Egmont und Hoorne, in gemeinſamer Eiferſucht gegen Granvella 
vereinigte, das war die oben erwähnte Einrichtung der Konſulta, und daneben 
die ſchwierige Mittelſtellung des niederländiſchen Staatsrats zwiſchen dem Rang 
einer bloßen Provinzialbehörde und dem Anſehen eines Rates für die all— 
gemeinen Fragen der Politik des Königs. Die ſchon hervorgehobene eigenartige 
Bedeutung der Niederlande in Philipps auswärtigen Beziehungen brachte es ja 
mit ſich, daß vor wichtigen Entſchlüſſen der ſpaniſchen Regierung in allgemein 
kirchlichen Angelegenheiten oder in bezug auf die deutſchen, franzöſiſchen, eng— 
liſchen Verhältniſſe auch die Stimme der niederländiſchen Staatsmänner gehört 
wurde; aber daß in dieſen Dingen ſeine Anſichten und die jener Häupter des 
niederländiſchen Adels auseinander gingen, nahm Philipp von vornherein an; 
vor ſeiner Abreiſe von den Niederlanden empfahl er darum der Regentin, in 
Angelegenheiten, die beſonderes Vertrauen erheiſchen, nur die drei Mitglieder 
der Konſulta zu befragen, unter denen dann in Wirklichkeit Barlaimont vor 
Viglius und Granvella, und Viglius wieder vor dem alles beherrſchenden Kardinal 
zurücktrat. Dieſe Bevorzugung hatte ſchon im zweiten Jahr nach Philipps Ab— 
gang eine ſcharfe Aeußerung des Mißvergnügens bei Egmont und Oranien her— 
vorgerufen. Aber nicht genug, daß Granvella auf ſolche Weiſe ſeine Genoſſen 
im Staatsrat in den Hintergrund drängte, er hatte von Philipps Vertrauen 
noch eine andere Aufgabe erhalten: jene geheime und rückſichtsloſe Bericht— 
erſtattung, welche, je mehr die Gegenſätze emporwuchſen, um ſo mehr den Charakter 
giftiger Denunziation annahm. Dieſe Thätigkeit, die nicht verborgen blieb, 
regte nicht nur im Staatsrat, ſondern unter den hohen Herren und Beamten 
überhaupt einen mächtigen Unwillen auf. 

Perſönliche Gründe hatten fo bis zum Frühjahr 1562 eine ſtarke Gegner- 
ſchaft gegen den Kardinal hervorgerufen. Aber von vornherein geſellten ſich 
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Gegenſätze von allgemeiner Bedeutung hinzu. Wer, wie Oranien und Bergen, 
oder gar wie die eigentlich proteſtantiſch Geſinnten, in den Streitigkeiten über 
Bistümer und Religionsverfolgung, über die Rechte der Stände und die Ziele der 
auswärtigen Politik den Grundſätzen Philipps II. widerſtrebte, der mußte Granvella 
als den unerbittlichen Verfechter dieſer Grundſätze bekämpfen. Und eben dieſe 
Verbindung der kirchlich-politiſchen mit den perſönlichen Gründen war es, welche 
der Bewegung gegen den Kardinal ihre Kraft gab und ſie aus den Adelskreiſen 
in die Stände, von den Ständen in die Maſſen hineintrug. Sehr bald traten 
die ſachlichen Fragen denn auch in dem Kampf gegen den Kardinal unmittelbar 
hervor. 

Im Mai des Jahres 1562, als die oben erwähnte Zumutung Philipps, 
die niederländiſchen Truppen gegen die Hugenotten marſchiren zu laſſen, noch 
nicht eingelaufen war, der franzöſiſche Religionskrieg aber die niederländiſche 
Regierung ſchon mit Beſorgnis um die Sicherheit der Grenzen erfüllt hatte, 
wurde zur Beratung dieſes letzteren Punktes der Staatsrat, wie das in ſchweren 
Fällen zu geſchehen pflegte, durch Zuziehung der Ritter vom Orden des goldenen 
Vließes verſtärkt. Bei dieſer Verſammlung der Blüte der niederländiſchen Ariſto— 
kratie geſchah es, daß zwei folgenſchwere Vorſchläge in die Beſprechungen hinein— 
geworfen wurden. Einmal, indem man von der unmittelbar vorgelegten Frage 
zu der Geſamtheit der Nöte und Streitigkeiten, die das Land und die Regierung 
erfüllten, überging, gaben einzelne, und zwar vor allen wieder der Markgraf 
von Bergen, die Erklärung ab: zur Heilung aller Schäden ſei die Berufung 
von Generalſtaaten erforderlich. Man beachte wohl die Neuheit dieſer Worte. 
Bisher hatte Bergen in den Brabanter Ständeverſammlungen auf die Ueber— 
weiſung der neuen Steuerforderungen an die Generalſtaaten gedrungen, jetzt er— 
hob er den Ruf nach einer Vereinigung ſämtlicher Stände, welche nicht nur die 
finanziellen Verlegenheiten, ſondern alle Nöte des Landes, kirchliche wie politiſche, 
vor ihren Richterſtuhl ziehen ſollte, um ſie durch den Vorſchlag gründlicher Neu— 
ordnungen abzuſtellen. Sehr bald eignete ſich Oranien, und eigneten ſich an— 
dere Große dieſe Forderung an; ſie erhielt die Bedeutung eines mächtigen Ele— 
mentes in der Oppoſition gegen das Syſtem Philipps II. Sehr bald erhob 
aber auch Granvella ſeine Stimme gegen eine ſolche Ausbildung der ſtändiſchen 
Verfaſſung. Die Abſicht, ſagte er, iſt, nicht nur die geſamte Finanzverwaltung, 
ſondern die Regierung überhaupt in die Hände der Generalſtaaten zu bringen, 
die dann ſelber die Räte für die Führung der Regierungsgeſchäfte ernennen 
werden. Die leitende Macht bei dieſer Neuordnung wird den Ständen von 
Brabant und innerhalb derſelben dem Fürſten von Oranien und dem Mark— 
grafen von Bergen zufallen. 

Wieder ſprang alſo der tiefe Gegenſatz zwiſchen Granvella und den Häuptern 
des niederländiſchen Adels hervor. Um ſo bedeutſamer war es, wenn jetzt, bei 
denſelben Verhandlungen, ein offener Angriff gegen den Kardinal gewagt wurde. 
Nicht bei den amtlichen Beratungen, ſondern in freien Beſprechungen, beſonders 
bei einem großen von Oranien veranſtalteten Gelage, wurde die Frage, ob nicht 
Granvellas Wirkſamkeit dem Lande verderblich ſei, erwogen, und da zeigte ſich's 
denn, daß der Haß Oraniens und Egmonts von der großen Mehrzahl der Ver- 
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ſammelten geteilt wurde. Zu einem förmlichen Angriff kam es freilich noch nicht, 
wie denn überhaupt die Verſammlung zu keinerlei feſten Ergebniſſen führte, aber 
die Herren gingen auseinander als eine Partei, die ſich zum Sturze Granvellas 
zusammengefunden hatte und die nötigen Maßregeln nach weiteren Verein— 
barungen zu ergreifen gedachte. b 

Wie ſie nun über dieſe Maßregeln und über ihren engeren Zuſammenſchluß 
untereinander verhandelten, brauchen wir im einzelnen nicht zu verfolgen, genug, 
daß im März des Jahres 1563 die drei Mitglieder des Staatsrates, Oranien, 
Egmont und Hoorne, an den König ein Schreiben richteten, in dem ſie ohne 
Umſchweife die Entfernung Granvellas von der Leitung der niederländiſchen 
Dinge forderten. Selten hat wohl Philipp von ſeinen Unterthanen eine ſo feſte, 
faſt gebieteriſche Sprache gehört. Was den Verfaſſern des Schreibens den Mut 
dazu gab, das war der Umſtand, daß ſie ihren Schritt im Einvernehmen mit 
einer mächtigen Partei, als die Sprecher des hohen niederländiſchen Adels unter— 
nahmen. Sie fagten: „Mehrere Herren vom vornehmſten Rang, Provinzial— 
ſtatthalter und andere, haben dieſe Vorſtellung für nützlich und nötig gehalten; 
wenn Euer Majeſtät die gewünſchte Abhülfe nicht eintreten läßt, ſo liegt das 
Verderben dieſer Lande vor Augen.“ König Philipp ſah in dieſer Verbindung 
zum Sturz ſeines Miniſters ein hochverräteriſches Beginnen; aber nicht ſtark 
genug, um offen dagegen einzuſchreiten, hoffte er, dem Antrag durch Verſchleppung 
auszuweichen. Da vermaßen ſich die niederländiſchen Herren, ihn zu zwingen. 
Im Juli des Jahres 1563, nachdem Egmont der Regentin ihre Erlaubnis dazu 
abgerungen, verſammelten ſich die gegen Granvella vereinigten Statthalter und 
Ordensritter zum zweitenmal in Brüſſel, und zum zweitenmal reichten auf Grund 
gemeinſamer Beſchlüſſe die drei Staatsräte eine Schrift bei Philipp und eine 
zweite bei der Regentin ein. Hier erneuerten ſie nicht nur ihren vorigen An— 
trag, ſondern ſtellten jetzt auch offen das Verlangen nach Generalſtaaten in jenem 
weiten Sinne, in dem ſie der Markgraf von Bergen ein Jahr vorher gefordert 
hatte. Den Schluß machte die Anzeige, daß ſie bis auf beſſere Ordnung der 
Regierung dem Staatsrate fern bleiben würden. 

Nach Uebergabe dieſes Schreibens hörten die drei Herren in der That 
auf, im Staatsrat zu erſcheinen, der nun auf die drei Mitglieder der Konſulta 
beſchränkt war; die Provinzialſtatthalter, die mit Ausnahme von Barlaimont 
und Aremberg ſämtlich zu der Partei gehörten, nahmen eine bedenkliche Haltung 
an; in den Ständen gewann die ſteuerverweigernde Oppoſition neue Kraft; es 
ſchien, als ob alle Organe der Regierung ihren Dienſt verſagen wollten. Da 
gab Philipp II. nach. Auf ſeine Anweiſung und unter dem Vorwand eines 
kurzen Urlaubs für Privatgeſchäfte reiſte Granvella im März 1564 nach der 
Grafſchaft Burgund, um nie wieder in die Niederlande zurückzukommen. Die 
drei Herren kehrten darauf in den Staatsrat zurück, wo fortan Viglius und 
Barlaimont gegen ihre vereinte Autorität nicht mehr aufkommen konnten. 

i Oranien und ſeine adelichen Verbündeten hatten damit eine erſte Probe 
ihrer Kraft abgelegt. Ihrem Siege unterwarf ſich, wie Philipp II., ſo auch 
die Herzogin Margareta, und zwar letztere um ſo bereitwilliger, da eine zwei— 
fache Erwägung ihr zur Hülfe kam: einmal die Herrſchaft Granvellas war auch 
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ihr unbequem geworden; ſodann faßte ſie den ganzen Streit vornehmlich von 
der perſönlichen Seite und meinte, die ſiegreichen Gegner des Kardinals hätten 
jetzt mit doppeltem Eifer für die ungeänderten Ziele der ſpaniſchen Verwaltung 
einzutreten. Aber gerade dieſes letztere war eine ſchwere Täuſchung. Die Haupt⸗ 
ſchwierigkeiten ihrer Regierung, die kirchliche, die finanzielle und die ſtändiſche 
Frage, nahmen jetzt erſt recht die Formen an, welche die nahende Kriſis ver— 
kündigten. Wenden wir uns zunächſt wieder den kirchlichen Dingen zu. 

Dem Proteſtantismus war, wie oben bemerkt, der Streit gegen die neuen 
Bistümer zu ſtatten gekommen; eine noch viel ſtärkere Förderung empfing er 
aus der Agitation gegen Granvella und vor allem aus dem ihr vorausgehenden 
erfolgreichen Kampf der franzöſiſchen Reformierten um Religionsfreiheit. Noch 
war der Krieg in Frankreich im vollen Gange, als man in den anſtoßenden 
niederländiſchen Provinzen auf einmal von Vorgängen vernahm, wie ſie, wenig— 
ſtens in dieſem Umfang und dieſer Häufigkeit, bisher noch nicht erhört waren. 
In der Stadt Tournai z. B. bemerkte man, wie an Sonn- und Feſttagen große 
Maſſen der Bewohner wie auf ein gegebenes Zeichen aus der Stadt verſchwanden. 
Sie zogen ſich in die benachbarten Gehölzer, und wie ſie hier zu einigen Hunderten 
an einſamer Stätte, unter freiem Himmel ſich zuſammenſcharten, trat einer jener 
calviniſtiſchen Prediger hervor, welche unter falſchem Namen, von Ort zu Ort 
gejagt, bald hier bald dort unter den Glaubensgenoſſen auftauchten. Nach dem 
Pſalmengeſang der Gemeinde hielt der Geiſtliche ſeine Predigt, ebenſo ergreifend 
durch die Inbrunſt des proteſtantiſchen Rechtfertigungsglaubens, als hinreißend 
durch den tödlichen Haß gegen die römiſche Kirche. Die Andächtigen, die ihn 
umgaben, waren in grimmiger Stimmung, bewaffnet mit Knütteln und Ge— 
wehren; durchweg gehörten ſie den geringen Ständen der Handwerker und Arbeiter 
an, da der Adel und die angeſeheneren Bürger ſich noch immer einer wirk— 
lichen Annahme des proteſtantiſchen Bekenntniſſes enthielten. Derartige Zu— 
ſammenkünfte in Wald und Feld wurden in Tournai ſeit dem September 1562 
kund. In Weſtflandern erfolgte eine ähnliche in der Kaſtellanei Kaſſel ſchon 
im Juli desſelben Jahres, in Valenciennes hörte man von ihnen ſeit März 1563. 
Als am 3. Mai 1563, am Tage von Kreuzerfindung zwei ſolcher Verſamm— 
lungen bei Tournai durch die Obrigkeit geſtört wurden, ſagten die Leute: wenn 
man uns unſere Pſalmen nicht im Wald ſingen läßt, wo wir niemanden ſtören, 
ſo werden wir ſie in der Stadt ſelber ſingen. Und in den beiden folgenden 
Nächten erfüllten ſie plötzlich in dichten Maſſen die Straßen der Stadt, ſtimmten 
ihre Geſänge an und ließen an drei Orten zugleich predigen. Niemand, am 
wenigſten die Magiſtratsperſonen, wagte ſich zu ihnen auf die Straße hinaus. 

Das waren Demonſtrationen, welche auf einen offenen Krieg gegen die 
Ketzerverfolger zu deuten ſchienen. Noch wichtiger war aber eine andere Reihe 
von Vorgängen, welche ſich im tiefen Geheimnis vollzogen. Im Jahr 1563 ver— 
ſammelten ſich in Tournai, Armentieres und Antwerpen, alſo im walloniſchen 
und brabantiſchen Gebiet, die Delegierten mehrerer inzwiſchen organiſierter Ge— 
meinden zu förmlichen Synoden, die dann in den beiden folgenden Jahren in 
Antwerpen wiederholt wurden. Die Namen der einzelnen hier vertretenen Kirchen 
werden nicht genannt; aber aus den Beſchlüſſen erſieht man, wie ſie nach fran— 
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zöſiſchem Muſter eingerichtet waren. Die Gemeinde wird vertreten und regiert 
durch das aus Laienälteſten, Diakonen und Predigern beſtehende Konſiſtorium; 
über den Gemeinden ſteht als höhere Autorität die Provinzialſynode. Noch ſind 
dieſe neuen Ordnungen in unruhigem Fluß begriffen. Es gibt Gemeinden, denen 
ein regelmäßiger Prediger fehlt, andere, denen derſelbe ſich zeitweilig wieder ent⸗ 
ziehen muß: da ſollen die Aelteſten und Diakonen die Gebete vorſprechen und 
das Wort Gottes vorleſen. Ungeachtet ſolcher Mängel unternehmen es die 
Synoden bereits, die Disziplin und den Gottesdienſt mit einſchneidenden An⸗ 
ordnungen zu regeln; die von Armentieres ſchreibt den Aelteſten und Diakonen 
ſchon die Unterzeichnung eines Glaubensbekenntniſſes — ohne Zweifel des von Guy 
de Bray entworfenen (S. 322) — vor. Man ſieht, wie unter den Nachſpürungen 
der Inquiſition und den Bluturteilen der Gerichte der niederländiſche Proteſtan— 
tismus ſich nicht nur zum Streit, ſondern auch zu einer feſten Organiſation erhob. 

Dieſe ſtille und ſtarke Arbeit ihrer Gegner blieb der niederländiſchen Regierung 
verborgen. Aber nicht verborgen blieben ihr jene herausfordernden Zuſammen— 
künfte; und ihnen gegenüber raffte ſie ſich noch einmal zu einer außerordentlichen 
Anſtrengung auf. Um dem drohenden Auftreten der Proteſtanten eine über— 
legene Macht entgegenzuſetzen, legte ſie einige Ordonnanzeompagnien und ſechs 
neu geworbene Infanteriefähnlein nach Tournai und Valenncienes; in beide 
Orte, ſowie nach Kaſſel ſchickte ſie ferner Kommiſſare, welche gemeinſam mit dem 
ordentlichen Gericht die Ketzer und Uebertreter der Religionsedikte zu verfolgen 
und zu beſtrafen hatten. Da ſah man denn in Valenciennes, in der Zeit von 
1563 und 64, wieder ſechs Männer enthaupten oder verbrennen, in Kaſſel erfolgten 
in der Zeit von 1562 und 63 zehn Hinrichtungen, 29 andere Strafurteile und 
daneben zahlreiche Verdammungen Abweſender. Den Schluß der neuen Maß— 
regeln bildete in Tournai und Valenciennes die Einführung einer ſtrengen Ueber— 
wachung der Bürger und der Fremden, vor allem auch die Abforderung einer 
eidlichen Verpflichtung auf die katholiſche Religion und die Religionsedikte, erſt vom 
Magiſtrat, dann von allen Bürgern und Inſaſſen über fünfzehn Jahre. Mit 
Hülfe ſolcher Eingriffe hörten noch einmal die ketzeriſchen Demonſtrationen auf. 
Aber die erzwungene Stille bedeutete keinen Frieden; die Geſinnung, welche die 
Leute zu den Predigten hinausgeführt hatte, wurde unter den Einwirkungen 
einer unbarmherzigen Gewalt, welcher die entartete katholiſche Geiſtlichkeit eine 
verſöhnende Autorität nicht zur Seite zu ſetzen vermochte, nur noch bitterer und 
härter. Wollte alſo die Regierung mit Schrecken zu ihrem Ziel kommen, ſo 
mußte ſie ſolche Maßregeln als bloßen Anfang betrachten, ſie mußte die Kraft 
beſitzen, den Schrecken unausgeſetzt weiter wirken zu laſſen. Eben dieſe Stetig⸗ 
keit in der Anwendung ihrer Kräfte wurde ihr aber durch den Gang der poli— 
tiſchen Agitationen unmöglich gemacht. 

Noch waren die Blutrichter in den ſüdlichen Provinzen am Werk, als die 
Agitation gegen Granvella ihren Höhepunkt erreichte, und ſich nun in der Ver— 
waltung jene Verwirrung und Lähmung einſtellte, welche die natürliche Folge 
von Parteiungen in der hohen Beamtenſchaft iſt. Darüber erhob der Prote— 
ſtantismus, an dem einen Orte niedergedrückt, an anderen Stellen um ſo kräf⸗ 
tiger ſein Haupt. Am ſtärkſten in Antwerpen. In dieſer Welthandelſtadt, wo 
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die Kaufleute aus England und den Hanſeſtädten ihre feſten Beziehungen unter— 
hielten, hatte der Proteſtantismus frühzeitig unter Fremden und Einheimiſchen 
zahlreiche Bekenner gewonnen. Allerdings verſicherte der Magiſtrat in einem 
Schreiben vom Januar 1563 dem König Philipp, daß infolge ſeiner ſtrengen 
Anordnungen die ſektiriſchen Predigten und Zuſammenkünfte vollſtändig aufgehört 
hätten, und daß der katholiſche Eifer der Bürgerſchaft ſtaunenswert ſei. Aber 
in demſelben Jahr wagten ſich, wie ſchon bemerkt, in dieſelbe Stadt zweimal 
die Delegierten der im geheimen organiſierten reformierten Kirchen, um eine 
förmliche Synode abzuhalten und um fortan die Stadt Antwerpen zur regel— 
mäßigen Stätte für dieſe Verſammlungen zu machen. Im Frühjahr 1564 
wußte man bereits in Württemberg, daß in Antwerpen mehrere proteſtantiſche 
Gemeinden beſtanden.!) Neben den Calviniften gab es dort Lutheraner, die ſich 
an einen gewiſſen Leonhard Parrys hielten,? neben einheimiſchen Reformierten 
gab es eine franzöſiſche Gemeinde, von der eine Deputation im April 1565 
in Genf eintraf und den Südfranzoſen Franz Junius als Prediger gewann. 
In die unergründlichen Schlupfwinkel dieſer großen Stadt zogen ſich flüchtige 
Proteſtanten von allen Seiten, aus Valenciennes z. B. der Prediger des 
Buyſſons. 

In ähnlicher Weiſe nahm die Zahl der Proteſtanten auch anderwärts zu. 
Als neues Symptom dieſes abermaligen Fortſchreitens der Partei trat aber, 
wie bei dem vorausgehenden Abſchnitt der Bewegung die herausfordernde Maſſen— 
verſammlung, ſo nunmehr die verſtärkte Oppoſition der Beamten und der 
Stände gegen die Religionsverfolgung hervor. 

Schon längſt hatte die Regierung über die Läſſigkeit der richterlichen Be— 
amten geklagt; ſeit 1563 aber, und vollends ſeit dem Sturze Granvellas, ſchien 
die Mitwirkung derſelben zur Ausführung der Religionsedikte allmählich ganz 
zu verſagen; das Gewiſſen der Richter empörte ſich gegen die wachſende Blut— 
ſchuld, die das Geſetz ihnen zumutete. Zugleich mit ihnen begannen ſich die 
Stände zu regen, und zwar zunächſt diejenigen von Flandern. In dieſer 
Provinz waltete als Inquiſitor der furchtbare und furchtloſe Mönch Titelmans. 
Der hielt es, allerdings ganz im Geifte ſeines Amtes, für ein ebenſo unent- 
behrliches wie ſelbverſtändliches Recht des Inquiſitors, die Verhaftung der ihm 
Angezeigten eigenmächtig anzuordnen und in die Häuſer der Verdächtigen einzu— 
dringen, um Unterſuchungen vorzunehmen. Dagegen erhob ſich in Flandern der 
ſeine Wirkung niemals verfehlende Ruf zum Schutz des alten Rechtes: Ver— 
haftungen und Hausſuchungen, ſo hieß es, dürfen nur auf Anordnung des Ge— 
richtes verfügt werden. Mit Beſchwerden über die Verletzung ihrer Rechte durch 
den gewaltthätigen Inquiſitor wandte ſich im Herbſt des Jahres 1564 der Magiſtrat 
von Brügge, dann die Stände zuſammen an die Herzogin Margareta. Und 
der bei dem Streit gegen die Bistümer genährte Haß gegen die Inquiſition 
brauchte nur dieſen Anſtoß, um mit verſtärkter Gewalt allerwärts emporzu— 
ſchwellen. 


1) Sattler IV S. 208. 
2) Kugler, Herzog Chriſtoph II S. 463 Anm. 49. 
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Das alſo war das Nächſte, was bei und nach Granvellas Sturz erfolgte, 
daß eine proteſtantiſche oder doch dem Proteſtantismus günſtige Bewegung ſich 
an die Regentin herandrängte. Welchen Rückhalt nun bot damals das im Staats— 
rat gebietende Triumvirat? Solange das Wort Granvellas in dieſem Kollegium 
herrſchte, hatten die drei Männer dem Syſtem der blutigen Religionsverfolgung 
ihre Dienſte leiſten müſſen. Aber im Kampf gegen den Kardinal, in ihrer Ein— 
gabe vom Juli 1563, hatten ſie ein neues Wort ausgeſprochen: zur Ordnung 
der kirchlichen wie der anderen Mißſtände ſolle man an die Generalſtaaten gehen. 
Wie dann der Kardinal wirklich ſeinen Platz geräumt hatte, war es, als ob 
jener Bann von Gewalt und Schrecken, unter dem die Verhandlungen des Staats⸗ 
rates in Religionsſachen ſtanden, gelöſt wäre. Deutlicher und deutlicher trat als 
das Ziel der drei Herren eine neue Geſetzgebung hervor, ausgehend von einer 
neuen Autorität, welche mit mildern Mitteln den Frieden herſtellen ſollte, den 
man durch Snquifition und Religionsedikte vergeblich zu ſchaffen geſucht hatte. 
Eine ſolche Haltung der Mächtigen gab natürlich der im Lande ſich erhebenden 
Bewegung faſt unwiderſtehliche Kraft. Der Abſcheu gegen die Inquiſition wandelte 
in proteſtantiſchen, wie auch vielfach in katholiſchen Kreiſen ſich in die Forderung 
um, daß in den Generalſtaaten das Land ſelber das neue Recht, das in den 
religidfen Wirren gelten ſolle, finden müſſe. Daß die Neuordnung im Sinne 
einer Milderung der Religionsgeſetze erfolgen müſſe, ſtand dabei außer Zweifel; 
ob aber im Sinn wirklicher proteſtantiſcher Religionsfreiheit, das blieb dem 
weiteren Ringen der noch halb unbekannten Kräfte überlaſſen. 

Für Philipp II. enthielt ein derartiger Rat zur Verſammlung von General- 
ftaaten eine faſt noch ſtrafbarere Untreue als die Forderung der Entfernung 
Granvellas. Aber für die Regentin erhielt er um ſo ſchwereres Gewicht, da 
zugleich die andere große Verlegenheit ihrer Regierung, die finanzielle Not, ſie 
auf den gleichen Ausweg hindrängte. Von den Steuern, deren ſie ſo dringend 
bedurfte, den in den Jahren 1558 und 1559 geforderten und nicht bewilligten, ſowie 
der im Jahr 1563 abgelaufenen und neugeforderten Garniſonsſteuer, hatten, 
wie erwähnt, die Brabanter Staaten, deren Haltung für die anderen Stände 
maßgebend war, noch keine bewilligt. Eine Zeit lang hatte wohl die Herzogin 
zu ihrem Ziele zu kommen gehofft, als nämlich Granvella geopfert war, und 
nun Oranien und Bergen allerdings ihre Forderungen bei den Ständen befür— 
worteten. Damals jedoch mußte ſie erfahren, daß die Stände, beſonders die 
Bürgerſchaften, ſich wohl der Führung der beiden Herren unterordneten, wenn 
ſie der Regierung widerſprachen, nicht aber, wenn ſie für Bewilligungen an 
dieſelbe eintraten. Die Verhandlungen führten zu keinem feſten Ergebnis, und 
am Ende kehrten die Herren zu ihrem alten Rate zurück: man möge dem, be— 
ſonders hinſichtlich der Garniſonsſteuer erhobenen Verlangen der Brabanter nach 
Bewilligung und Verwaltung von ſeiten der Generalſtaaten Rechnung tragen. 
Daß unter ſolcher Ungewißheit die Geldnot der Regierung ſich immer mehr dem 
äußerſten Punkt näherte, verſteht ſich von ſelbſt. Nirgends ſah ſie die möglichen 
Folgen dieſer Not ſo drohend ſich geſtalten, als im Hinblick auf ihre Truppen. 
Der Infanterie konnte man ſeit dem Jahr 1563 nur Abſchlagszahlungen leiſten, 
unter denen die Soldrückſtände bis zum Ende des Jahres 1564 auf neun Monats⸗ 
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beträge anwuchſen.!) Die Kavallerie der Ordonnanzbanden war inſofern ſicherer 
geſtellt, als ſie vornehmlich auf die noch laufende ſtändiſche Abgabe angewieſen 
war; allein da der Kommiſſar von dieſen Geldern nichts auszahlte, wenn nicht 
zugleich ein vom König übernommener Zuſchuß eingeliefert wurde, ſo war man 
auch dieſer Truppe zu dem angegebenen Zeitpunkt einen vollen Jahresſold ſchuldig.“) 
Nun konnte die Regentin ſchon deshalb nicht unbedingt auf ihre Truppen rechnen, 
weil der Befehl über die einzelnen Abteilungen denſelben Provinzialſtatthaltern 
und großen Adelichen anvertraut war, deren Mehrzahl der Regierung gegenüber 
eine ſehr ſelbſtändige Haltung einnahm. Welche Ausſichten eröffneten ſich aber, 
wenn jetzt mitten unter der kirchlichen Gärung die unbezahlten Soldaten die 
Geduld verloren und zur Meuterei ſchritten? 

Im Anblick derartiger Gefahren fand ſich die Regentin ratlos zwiſchen den 
Weiſungen Philipps, der ihrer Geldnot nicht abhalf, die Generalſtaaten verab— 
ſcheute und die erbarmungsloſe Durchführung der Religionsverfolgung für die 
ſtrengſte Pflicht der Regierung hielt, und den Ratſchlägen der drei Herren, welche 
konſtituierende Generalſtaaten empfahlen und, bei der vorausſichtlichen Stimmung 
dieſer Verſammlung, die Ausſicht auf Ausrottung der Inquiſition und gründliche 
Umgeſtaltung der Religionsedikte eröffneten. Ohne ſich zu entſcheiden, begann 
ſie doch, mit dem Gedanken von Generalſtaaten, wenn auch nur zur Bewilligung 
der Garniſonsſteuer, und mit dem Plan einer Aenderung der Religionsedikte, 
wenn auch nur im Sinne einer ſparſamen Milderung des Schreckens, ſich zu 
befreunden. Der amtliche Entſchluß aber, den ſie faßte, war, die verzweifelte 
Lage der Dinge dem König eindringlich darlegen zu laſſen, mit dem Vorſchlag, 
entweder perſönlich zu erſcheinen und ſelber die Ordnung in die Hand zu nehmen, 
oder die für die außerordentlichen Verhältniſſe erforderlichen Heilmittel anzu— 
geben, wobei denn auf die Berufung von Generalſtaaten und auf die Milderung 
der Religionsedikte hingewieſen wurde. Es war der Graf Egmont ſelber, der 
es im Januar 1565 übernahm, dieſe Aufträge dem Könige mündlich vorzubringen. 

Ich will nun nicht im einzelnen erzählen, wie Philipp bei den Wider— 
ſprüchen ſeiner Ratgeber und den eigenen Schwankungen weder den Mut fand, 
einem gewaltſam bewegten Volke unter die Augen zu treten, noch auch einen 
raſchen Entſchluß zu beſtimmten Anweiſungen zu faſſen vermochte. Unter halben 
Maßregeln und zweideutigen Vertröſtungen dauerte es bis zum Ende des Jahres, 
ehe man genau erfuhr, was er wollte. Darüber geſchah in den Niederlanden, 
was in Zeiten der äußerſten Spannung ſo leicht geſchieht: man gewöhnte ſich 
daran, die Forderungen, welche erhoben waren, für unabweislich zu halten. Die 
Inquiſition und die Religionsedikte waren feit Jahren innerhalb der Bürger— 
ſchaften und Beamten verhaßt, jetzt nahm ihnen gegenüber auch die hohe und die 
niedere Ariſtokratie eine beſtimmte Stelle ein: in heftiger Aufwallung, den Wider— 
ſpruch zurückdrängend, kam die Stimmung zur Herrſchaft, daß die Beſeitigung 
der Inquiſition, die Milderung der Religionsedikte unaufſchiebbar fei. Zugleich 
wurde der Grimm der Bürgerſchaften gegen das herrſchende kirchliche Syſtem 
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durch eine Aufreizung geſchürt, welche ſchon bei dem Kampf gegen die Bistümer 
und gegen Granvella angewandt war: es wurden in proteſtantiſchen oder der 
Regierung entgegengeſetzten Kreiſen Flugſchriften verfertigt, mit aufregenden 
Schilderungen der Juſtizmorde und der verderblichen Anſchläge der Parteigänger 
der Inquiſition gegen das Wohl und die Freiheit der Niederlande. Dieſe Schriften 
wurden dann, ehe die Organe der Regierung etwas merkten oder merken wollten, 
zu Tauſenden ausgeſät, etwa ſelbſt am Palaſt der Regentin angeſchlagen. Das 
letzte Wort, daß die Freiheit des Glaubens den Proteſtanten gewährt werden 
müſſe, wurde in ihnen ohne Rückhalt ausgeſprochen. 

Aber während ſo der Drang nach größerer Glaubensfreiheit die Nieder— 
lande unwiderſtehlich ergriff, traf am 5. November !) des Jahres 1565 die endliche 
Entſcheidung Philipps II. ein. In der Zeit ſeines Schwankens hatte der König 
noch andere Berichte eingezogen als diejenigen, welche ihm von den Mitgliedern 
ſeiner Regierung zukamen, ſo vor allem von dem Auguſtinermönche Lorenz von 
Villavicencio, einem geborenen Spanier, der in Brügge unter ſeinen Landsleuten 
die Seelſorge ausübte. Dieſer Mönch, von den zwei Gedanken der Alleinherr— 
ſchaft des katholiſchen Glaubens und der ungeſchmälerten Macht der Hierarchie 
durchdrungen, ebenſo furchtlos in ſeinen Mahnungen an den König, wie haß— 
erfüllt in ſeinen Denunziationen gegen alle Widerſacher und lauen Freunde der 
Ingquiſition, hatte fic) mit ſeinen Berichten und Ratſchlägen längſt an den ſpaniſchen 
Hof gedrängt: jetzt, im Juli des Jahres 1565, erſchien er auf Geheiß des Königs 
perſönlich in Spanien, um in ſcheuem Geheimnis ſeine Anſchauungen über die 
niederländiſchen Dinge mündlich und ſchriftlich darzulegen. Seine Ratſchläge 
atmeten Schrecken und Grauſamkeit. Wandte man in den Niederlanden ein, 
daß die ſtrenge Durchführung der Religionsedikte und der Inquiſition an die 
50 000 Hinrichtungen erfordern würde, jo ſtählte er die Gemüter mit Beiſpielen 
aus dem alten Teſtament, wie David die Feinde Gottes getötet habe, ohne 
Weiber noch Männer zu ſchonen, oder wie der Engel Gottes in einer Nacht 
60 000 Menſchenleben vernichtet habe: übrigens, fügte er mit kühler Berech— 
nung hinzu, dürfte man in den Niederlanden mit 2000 Hinrichtungen zum Ziel 
kommen. 

Bemerken wir in dieſem Zuſammenhang, daß, wie der ſpaniſche Mönch 
ſeinen Rat über die Behandlung der niederländiſchen Ketzer erteilte, ſo bereits 
zwei Jahre früher einer der erſten ſpaniſchen Staatsmänner, der Herzog von 
Alba, über die Parteiung der niederländiſchen Großen zum Sturze Granvellas 
ſein Gutachten abgegeben hatte. Auch Albas Vorſchläge gipfelten in dem Ge— 
danken blutiger Rache: die hervorragend Schuldigen, ſagte er, d. h. vor allem 
Oranien, Egmont und Hoorne, verdienen den Tod; bis man jedoch ihnen bei— 
kommen kann, muß die Abſicht ihres Verderbens verhüllt werden. Beide Rat⸗ 
ſchläge entſprachen der Denkungsart Philipps. Zuerſt ging er ans Werk, die 
Gedanken des Mönches auszuführen. 

Am 29. Juli hatte Villavicencio zwei Stunden, am 30. ſogar drei Stunden 
mit dem König geſprochen und dann eine Denkſchrift, die dem Staatsrat vor— 
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gelegt und von demſelben gebilligt wurde, überreicht. Am 4. Oktober richtete 
darauf Philipp an die unter dem Haß des Volkes und der Abneigung der ein— 
heimiſchen Regierungen an ihrem Amt verzweifelnden Generalinquiſitoren ein 
aufmunterndes Schreiben. Am 17. desſelben Monats) fertigte er einen klaren 
Erlaß an die Regentin aus: die Inquiſitoren, ſo hieß es in demſelben, ſind in 
ihrem Amt von der Herzogin und den Richtern aufs nachdrücklichſte zu unter— 
ſtützen; die Religionsedikte ſind durchzuführen ohne irgend eine Aenderung, es 
ſei denn daß die Hinrichtung der Ketzer nicht mehr öffentlich, ſondern in jenem 
lichtſcheuen Geheimnis erfolgen mag, in dem Philipp den Schrecken ſeiner Regierung 
zu verbergen liebt; Generalſtaaten können nicht berufen werden, ſolange die 
Angelegenheiten der Religion nicht in ſicherern Stand gebracht ſind. Das war 
die Entſchließung, welche am 5. November in Brüſſel eintraf. Einige Zeit vor 
derſelben hatte der König, um den dringendſten Geldbedürfniſſen der Regentin 
abzuhelfen und ihr ſo einen feſteren Rückhalt zu gewähren, mehrere hundert— 
tauſend Dukaten nach den Niederlanden geſchickt. 

War es nun die Abſicht, durch rückhaltloſe Veröffentlichung jener Weiſungen 
die Spannung in den Niederlanden zum Ausbruch zu bringen, oder litt in der 
That der beſtimmt ausgeſprochene Wille des Königs keine weitere Einwendung, — 
genug, das Triumvirat Oranien, Egmont und Hoorne, indem es die unheilvolle 
Wirkung der königlichen Entſchließung vorausſagte, verlangte gleichwohl im 
Staatsrat, daß der Inhalt derſelben ohne weiteres kund gethan werde. So 
erfolgte denn am 18. Dezember 1565 ein Erlaß der Regentin an die Statt— 
halter und Gerichtshöfe der Provinzen, und in weiterer Abfolge ein Erlaß der 
letzteren an die Magiſtrate der Städte, in welchem die Befehle des Königs über 
Inquiſition und Religionsedikte eingeſchärft, und außerdem noch ein anderer 
Punkt hervorgehoben ward, der ſchon einige Monate vorher durch Rundſchreiben 
der Regierung an die Biſchöfe erledigt war: daß nämlich die Dekrete des 
Trienter Konzils durchzuführen ſeien. Zum Zweck der kräftigen Ausführung 
dieſer Weiſungen ſollte in jeder Provinz ein Kommiſſar des Gerichtshofes über 
der Beobachtung der Trienter Dekrete wachen, und jeder Provinzialgerichtshof 
ſollte der Regentin dreimonatliche Berichte über den Stand der Religion ein— 
ſchicken. 

Wie die Stimmung in den Niederlanden war, wirkte dieſer Erlaß als 
eine furchtbare Herausforderung. Es ging alsbald der Ruf durch das Volk, 
der König mit ſeinen falſchen Ratgebern wolle das Land verderben, die Zeit 
des Widerſtandes ſei gekommen. Und zum Widerſtand erhoben ſich in erſter 
Linie diejenigen Männer, die zugleich die Häupter der Ariſtokratie und der Be— 
amtenſchaft waren. In ſeiner Eigenſchaft als Statthalter von Holland erklärte 
der Fürſt von Oranien am 24. Januar 1566: wenn die Anordnungen unver— 
züglich ausgeführt werden ſollten und nicht bis zum perſönlichen Erſcheinen des 
Königs vertagt werden könnten, ſo möge man ſeine Stelle einem andern anver— 


) Gachard, corresp. de Philippe gibt einmal (Bd. I Vorr. S. 130) den 17., dann 
(m. 322) den 20. Oktober an. Viglius und Hopperus geben den 17. Oktober an. Die in den 
Documentos inéditos gedruckte Vorlage hat kein Tagesdatum. (IV S. 336.) 
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trauen. In gleichem Sinne ſchrieb der Markgraf von Bergen als Statthalter 
des Hennegau, der Graf von Meghem als Statthalter von Geldern. Nicht 
anders äußerten ſich Egmont und die Mehrzahl der Provinzialgouverneure über— 
haupt. Es ſchien, als ob wieder, wie bei dem Streit gegen Granvella, der 
Regierung ihre eigenen Organe den Dienſt verſagen wollten. Zu gleicher Zeit 
begannen aber auch in den Städten die reformierten Gemeinden, im ganzen 
Land der niedere Adel ſich zu regen. 

Die Reformierten waren infolge ihres Zuſammenſchluſſes zu Kirchen und 
Synoden eine Macht geworden, die nach gemeinſamem Plane handeln konnte. 
Mit dem Bewußtſein dieſer ihrer Kraft war unter ihnen zugleich das Gefühl 
gereift, daß die Zeit, da über Gewährung oder Nichtgewährung der Religions- 
freiheit entſchieden werde, herannahe. Da nun jetzt die Hoffnungen auf gütliche 
Gewährung durchkreuzt wurden, machten ſie ſich mit dem Gedanken vertraut, 
das Vorenthaltene zu erzwingen. Neben ihnen trat als eine neue Macht in den 
kirchlich-politiſchen Kämpfen der mittlere und niedere Adel ein. Seiner großen 
Mehrzahl nach war dieſer Stand noch katholiſch, ebenſo wie die vornehmen 
Bürgerfamilien, aber gleich ihnen der Hierarchie wenig hold und mächtig ergriffen 
von dem Unwillen gegen die kirchliche Politik und ſchließlich gegen den geſamten 
Charakter der ſpaniſchen Herrſchaft. Gewaltthätig und voll habgieriger Anſprüche 
an die Staatsgewalt, zum Teil ruiniert infolge des in den reichen Nieder— 
landen herrſchenden Luxus und der Beſcheidenheit ſeiner Gutseinkünfte, außer— 
dem noch der größeren Zahl nach ungebildet, führte der Adel mit ſeinem Ein— 
greifen eine ſtürmiſche und trübe Strömung in die ſchon ſo hoch geſchwollene 
Bewegung hinein. Das Loſungswort für ihn war, daß die Geſetze über das, 
was in kirchlicher Hinſicht erlaubt oder verboten ſei, einer gründlichen Umge— 
ſtaltung und Milderung bedürften, daß dieſe Reform aber von der einheimiſchen 
Autorität der Generalſtaaten ausgehen müſſe. Da dieſe Forderung durch den 
Erlaß vom 18. Dezember verworfen war, hatte er gegen die Politik der Regierung 
den doppelten Vorwurf zu erheben: ſie beſtätige einen unerträglichen Zuſtand 
und bekämpfe die Autonomie des Landes. Das geltende Syſtem der Religions- 
verfolgung erſchien ihm als verworfen vom Volke und geſtützt durch fremde, 
dem Volk feindliche Einflüſſe; er kam zu der Ueberzeugung, daß man den Kampf 
aufzunehmen habe: für die Autonomie des Landes gegen die Fremdherrſchaft, für 
die Milderung der kirchlichen Geſetze gegen die Parteigänger der Ingquiſition. 

Adel und proteſtantiſche Gemeinden wurden alſo von verſchiedenen Aus— 
gangspunkten zu gleichen oder doch ähnlichen Zielen geführt. Da war es nun 
von der höchſten Bedeutung, daß ſich innerhalb des Adels die Männer fanden, 
welche auf beide Parteien beſtimmend einzuwirken und ſie zwar nicht zu gemein— 
ſchaftlichem, aber doch zu gleichartigem Vorgehen zu treiben verſtanden. 

Einer von dieſen Männern war der ſchon genannte (S. 322) Philipp 
Marnix von St. Aldegonde. Als Mitglied des Brabanter Adels wußte er ſeinen 
Degen zu führen und mit Anſtand eine politiſche Verhandlung zu leiten, ſeine 
theologiſche Bildung, die er in Genf genoſſen, ſeine ſchneidige Dialektik und ſein 
ſprühender Witz befähigten ihn nicht minder, kirchliche und politiſche Streitfragen 
als Redner oder Schriftſteller mit ebenſo eindringender wie populärer Bered— 
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ſamkeit zu behandeln; beſeelt von feurigem kirchlichem Eifer trat er, ſpäteſtens 
ſeit Ende 1565, in die Thätigkeit der proteſtantiſchen Gemeinden ein, um in 
theologiſchen wie praktiſchen Fragen einen tiefgreifenden Einfluß zu gewinnen. 
Weit entfernt war der Schüler der Genfer Kirche, für ſein Bekenntnis bloß 
beſcheidene Duldung zu verlangen. Er wollte dasſelbe aufgerichtet ſehen auf 
den Trümmern der römiſchen Kirche und hielt den Fürſten die Pflicht vor, den 
Götzendienſt dieſer Kirche zu ſtürzen und das reine Wort des alten und neuen 
Teſtamentes den Unterthanen verkünden zu laſſen. 

Nach Geſinnung und Eifer ſtand ihm am nächſten Graf Ludwig von Naſſau, 
der zweitjüngere Bruder des Fürſten Wilhelm von Oranien. Dieſer junge 
Herr hatte frühzeitig ſein Emporkommen in den Niederlanden geſucht, und zwar, 
da das proteſtantiſche Bekenntnis, das er nicht verleugnete, ihm bei Philipp II. 
den Zugang zu Stellen und Ehren verſchloß, im Haushalt ſeines Bruders, als 
Vertrauter desſelben in privaten wie in ſtaatlichen Geſchäften in einem ſchönen 
brüderlichen Verhältnis, welches auf der Hingebung des jüngeren, dem Vertrauen 
des älteren Bruders gegründet war. Auch Ludwig hatte Univerſitätsbildung 
genoſſen !) und in ſeiner deutſchen Heimat die proteſtantiſche Lehre auf dem 
Grunde der Augsburger Konfeſſion, aber ohne die ſtarre Abweiſung der calvi— 
niſchen Meinungen aufgenommen: er betrachtete die niederländiſchen Proteſtanten 
als Glaubensgenoſſen und unternahm es, die Sache derſelben zu fördern. Wie 
aber Marnix den Boden ſeiner Wirkſamkeit innerhalb der reformierten Gemeinden 
ſuchte, ſo warf ſich Ludwig in die allgemeinen Beziehungen, welche die prote— 
1 Parteien der verſchiedenen Länder verbanden. Er war befreundet 
mit Wilhelm, dem Sohn und ſpäteren Nachfolger des Landgrafen Philipp von 
Heſſen, in Frankreich hatte er, ſpäteſtens ſeit Ende 1564, Verbindungen mit dem 
Prinzen von Condé angeknüpft, und mit hervorragenden Geiſtlichen der nieder— 
ländiſch⸗calviniſchen Gemeinden finden wir ihn ſchon einige Monate früher in 
Beziehungen. Im Einvernehmen mit Condé trat er zu Anfang des Jahres 1565 
zum erſtenmal mit einem politiſchen Entwurfe hervor. Damals machte er dem 
Landgrafen Wilhelm, und durch deſſen Vermittlung mehreren proteſtantiſchen 
Reichsfürſten den Vorſchlag, es möge eine Zuſammenkunft von Theologen der 
deutſchen und der franzöſiſch- reformierten Kirchen veranſtaltet werden, um die 
Eintracht in der Lehre herzuſtellen. Den deutſchen Fürſten, welche ſchon an dem 
Plan einer einheimiſchen Synode verzweifelt hatten, konnte dieſer Vorſchlag wohl 
nur als phantaſtiſch erſcheinen; aber er zeigt die Betriebſamkeit und die Kühn— 
heit ſeiner Urheber, welche einen Rückhalt für den franzöſiſchen und niederlän— 
diſchen Proteſtantismus in einer über die Grenzen der Nationen hinausgehenden 
Vereinigung der Kräfte ſuchten. 

Graf Ludwig ſchloß, wie es in dem gaſtlichen Hauſe ſeines Bruders und 
bei ſeiner eigenen fröhlich offenen Gemütsart nicht anders ſein konnte, zahl— 
reiche Freundſchaften innerhalb des niederländiſchen Adels. Für die kommenden 
Stürme war unter dieſen Verbindungen von beſonderer Wichtigkeit das Ver⸗ 


1) Wie es ſcheint, in Wittenberg und Heidelberg. Letzteren Ort nennt Haraeus, de 
initiis tumultuum Belg. S. 257. 
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hältnis zu Marnix und zu dem jungen holländiſchen Edelmann, Heinrich von 
Brederode. Der letztere war, im Grunde genommen, ein wüſter Menſch, dem 
unter den Aufregungen der Gelage und Ausſchweifungen die Abwechſelung der 
politiſchen Agitation willkommen war; allein er war auch ohne Furcht, von 
Grimm erfüllt gegen die Glaubensrichter und die Herrſchaft der Fremden, zu 
einem gewaltſamen Streich gegen ſeine Widerſacher unbedenklich bereit. Was 
ihn der Regierung beſonders unbequem machte, war der Umſtand, daß er für 
ſein vornehmſtes Beſitztum, die Herrſchaft Vianen, die Unabhängigkeit vom Ver— 
band der Niederlande, die unmittelbare Unterordnung unter Kaiſer und Reich 
zu behaupten wußte. 

Graf Ludwig, Marnix und Brederode waren die Männer, welche es unter— 
nahmen, ſowohl den Gemeinden wie dem Adel in dem Kampf gegen die Inqui— 
ſition die Wege zu zeigen. Der Einfluß des eigentlichen Führers fiel dabei dem 
erſteren zu. Im Juli oder Auguſt des Jahres 1565, als die letzten Entſchei— 
dungen Philipps II. noch nicht eingetroffen, die Gemüter aber durch deutliche 
Vorzeichen derſelben mächtig erregt waren, hielt Graf Ludwig in der Stille des 
Badeortes Spa mit den verwegenen proteſtantiſch geſinnten Adelichen Nikolaus 
Hames und Johann Marnix von Tolouze, dem älteren Bruder des Marnix 
von St. Aldegonde, ferner mit dem Advokaten Giles Le Clerc von Tournai, 
einem Vertrauensmann der proteſtantiſchen Konſiſtorien, geheime Beſprechungen, 
deren Früchte einige Monate nachher zu Tage traten. Als nämlich im November 
und Dezember die Hochzeitsfeier des Prinzen Aleſſandro Farneſe, des Sohnes der 
Regentin, den niederländiſchen Adel maſſenhaft nach Brüſſel zog, verſammelte 
Graf Ludwig ſeine adelichen Freunde von Spa, nebſt einigen anderen Edel— 
leuten, jedenfalls einen kleinen, noch immer vorzugsweiſe proteſtantiſch gefärbten 
Kreis, um das in den vorigen Beratungen Angefangene zu vollenden. Das 
Ergebnis der Verhandlungen war ein im Monat Dezember abgeſchloſſenes, eid— 
lich bekräftigtes, die Genoſſen auf Lebenszeit verpflichtendes Bündnis, mit dem 
Zweck, die Beſeitigung der Inquiſition und Religionsedikte mit aller Kraft an— 
zuſtreben und ſich gegenſeitig gegen Bedrängniſſe, die auf Grund der Inqui— 
ſition und der Edikte oder wegen dieſes Bündniſſes einem der Genoſſen zugefügt 
werden möchten, mit Leben und Vermögen beizuſtehen. Es war ein Bündnis 
nicht unähnlich denjenigen, die in den vorigen Jahren der proteſtantiſch geſinnte 
Adel in Frankreich und Schottland abgeſchloſſen hatte. 

Was der Bund, um ſeine Abſichten zu verwirklichen, eigentlich thun ſollte, 
blieb fürs erſte unbeſtimmt. Gewiß iſt jedoch, daß die Möglichkeit eines, ſei 
es von den Ständen, ſei es von den in der Landesregierung angeſtellten hohen 
Adelichen zu führenden Aufſtandes gegen den Landesfürſten von vornherein ins 
Auge gefaßt ward. Einſtweilen indes hatte Graf Ludwig dringendere Geſchäfte 
zu erledigen. Von Brüſſel eilte er noch im Dezember nach Antwerpen, der 
Stadt, in welcher die proteſtantiſchen Kirchenhäupter immer entſchiedener in den 
Mittelpunkt der niederländiſch-calviniſtiſchen Gemeinden traten. Er fand hier — 
und zwar, wie man vermuten darf, infolge der Abreden von Spa — die Kirchen 
mit einem bedeutſamen Unternehmen beſchäftigt, dem Verſuche nämlich, das 
deutſche Reich, in dem Katholiken und Proteſtanten ſicher nebeneinander wohnten, 
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zum Einſchreiten gegen die niederländiſchen Religionsverfolgungen zu beſtimmen. 
Daß freilich der Religionsfriede, ſtreng genommen, den Niederlanden nicht zu 
gute komme, war dort nicht unbekannt; !) aber da die Niederlande noch immer 
ein Glied des Reiches waren, ſo konnte das letztere nicht unberührt davon bleiben, 
wenn in der wichtigſten aller öffentlichen Angelegenheiten in beiden Teilen die 
entgegengeſetzten Grundſätze herrſchten. Mit Rückſicht hierauf wurde eben jener 
Mann, der ſich mit Ludwig in Spa beſprochen hatte, im Namen der calvini— 
ſtiſchen Kirchen der ſüdlichen Provinzen von Brabant, Flandern, Hennegau und 
Artois, ſowie der nördlichen Provinzen von Holland und Seeland aus Ant— 
werpen nach Deutſchland abgefertigt: er ſollte zunächſt den Kurfürſten von 
der Pfalz — deſſen Beziehungen, nicht zu den Großen, wohl aber zu den Kirchen 
der Niederlande ſchärfer hervorzutreten beginnen — um ſeine Verwendung für 
die verfolgten Kirchen angehen, dann das gleiche Geſuch bei dem gerade bevor— 
ſtehenden Augsburger Reichstag betreiben. Am 17. Dezember 1565 wurde für 
Le Clerc die Vollmacht ausgeſtellt; um dieſelbe Zeit, vermutlich einige Tage 
nachher, erſchien Ludwig in Antwerpen, wo er gewiß mit den Auftraggebern 
Le Cleres verkehrte; denn unmittelbar von Antwerpen eilt er nach Deutſchland 
und ſucht nun die befreundeten Fürſten von Heſſen, Kurſachſen und Württemberg 
auch ſeinerſeits zur Fürſprache für die verfolgten Glaubensgenoſſen zu drängen. 

Alſo den Adel führte Graf Ludwig zum Abſchluß eines Bündniſſes, und 
die Gemeinden wies er auf das Reich, auf die Fürſprache der Stände, natür— 
lich vor allem der proteſtantiſchen Stände. Bei dieſem Vorgehen des Mannes, 
der in den Niederlanden ein Gaſt war und alles, was er galt, nur dem Willen 
ſeines fürſtlichen Bruders verdankte, muß man fragen: iſt ein ſo folgenſchweres 
Eingreifen desſelben in die niederländiſchen Dinge ohne die Zuſtimmung des 
Fürſten Wilhelm denkbar? Die Antwort iſt bei unbefangener Betrachtung nicht 
ſchwer. Bereits zu Anfang des Jahres 1565, als Ludwig mit den deutſchen 
Fürſten über die kirchliche Verſtändigung unterhandelte, konnte er ſich neben 
Condé auf einen anderen Auftrag berufen, dem er unmittelbar folgte: es war 
der Auftrag des Fürſten von Oranien. In das Geheimnis dieſer Urheberſchaft 
wurden damals nur einige proteſtantiſche Fürſten gezogen, aber am Tage liegt 
doch, daß Wilhelm, der ſchon vier Jahre vorher ſich als geheimen Proteſtanten 
bekannt hatte, durch ſolche Schritte dem furchtbaren Wagnis, den niederländiſchen 
Proteſtantismus gegen Philipp II. zu verteidigen, immer näher geführt ward. 
In dieſem Sinne war es denn auch abermals der Fürſt Wilhelm, der zu An— 
fang des Jahres 1566 dem Grafen Ludwig zu den oben erwähnten neuen Ver— 
wendungen in Deutſchland den Auftrag gegeben hatte und dieſelben durch direkte 
Schreiben an einige proteſtantiſche Fürſten unterſtützte. Und ſind endlich nicht 
auch die Verhandlungen über den Adelsbund unter ſeiner unſichtbaren Leitung 
geführt? Man kann in dieſer Hinſicht mit Gewißheit nur ſagen, daß die Ver— 
bündeten, ſobald die Einung geſchloſſen war, die Oberleitung des Fürſten ſuchten, 
und daß dieſer ſie annahm. 


) Eine darauf deutende Stelle in dem Sendſchreiben an Maximilian (Toorenbergen, 
eene blaadzijde uit de geschiedenis der nederl. geloofsbelijdenis S. XCIV). 
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Während der Monate Februar und März des Jahres 1566 nämlich ward 
der Fürſt von Oranien in der Stadt Breda, dem Mittelpunkt ſeiner brabantiſchen 
Herrſchaften, gelegentlich auch in dem benachbarten Hoochſtraten, der Reſidenz 
des Grafen Anton Lalaing, wiederholt von politiſchen Freunden und Anhängern 
aufgeſucht; von hohen Herren fanden fic) Egmont und Hoorne, ſeine Genoſſen 
im Staatsrat, ferner Graf Meghem, Bergen und Montigny, die Statthalter von 
Geldern, Hennegau und Tourneſis, ein; von dem jungen Adelsbund erſchien ein 
halbes Dutzend verwegener Geſellen, welche in Abweſenheit des Grafen Ludwig 
das noch kleine Bündnis vertraten und von Ungeduld nach irgend einer ent— 
ſcheidenden That brannten: fie trugen ſich mit dem Plan einer bewaffneten Er⸗ 
hebung, mittels deren fie die Berufung von Generalſtaaten mit weiteſter Voll- 
macht zu erzwingen hofften. Und dieſen Plan legten ſie in ſeinen Grundzügen, 
ohne das einzelne zu enthüllen, dem Fürſten von Oranien vor. Wilhelm ging 
auf die Verhandlung mit ihnen ein. Er trat auf die Höhe, auf welcher er die 
gärenden Gewalten der proteſtantiſchen Gemeinden auf der einen, des gewalt— 
thätigen Adels auf der anderen Seite ſich unter ſeinen Schutz drängen ſah, 
mit der Abſicht, unter ſeiner Leitung eine Umgeſtaltung der öffentlichen Dinge, 
deren Mittel und Ziele nicht abzuſehen waren, zu bewirken; er fand ſich zu einer 
Führerſchaft eingeladen, die viel ſchwerere und dunklere Aufgaben mit ſich brachte, 
als ſeine bisherige Leitung der Oppoſition der Brabanter Stände und der hohen 
Ariſtokratie. Was ihm in dieſen ſchweren Stunden jedenfalls geringe Bedenken 
machte, das war die Rückſicht auf die Pflichten des Vaſallen und Beamten. 
Die unerbittliche Grauſamkeit, mit welcher die ſpaniſche Regierung jede Ver— 
letzung der Kirche und Monarchie zu rächen ſuchte, das giftige Geſpinſt der 
Denunziation, welches alle Beziehungen Philipps zu ſeinen Dienern durchzog, 
hatte ihn zu der Einſicht geführt, daß, wenn Philipp eine Macht, wie er ſie 
als ſein unveräußerliches Recht betrachtete, in die Hände bekam, er ſchon ſeine 
bisherige Oppoſition mit dem Kopf werde büßen müſſen. Um ſich vorzuſehen, 
war er darum bereits im Jahr 1563, während des heißen Kampfes gegen 
Granvella, mit dem Gedanken umgegangen, ſich auf den Notfall die Zuführung 
deutſcher Söldner ſicher zu ſtellen. Und in demſelben Gedankengang wies er 
jetzt, als die Pläne des Adelsbundes ihm vorgelegt wurden, die Mittel der 
Gewalt nicht grundſätzlich zurück. Aber mit jener ſorgſamen Vorſicht im Handeln, 
die ihn ebenſo kennzeichnete, wie die Kühnheit und Weite ſeiner Entwürfe, ent⸗ 
ſchied er: die Zeit zur Anwendung der Waffen ſei noch nicht gekommen. Und 
dann nahm er mit unbeſtrittener Ueberlegenheit die Sache in die eigene Hand, 
um zwiſchen den anweſenden Vertretern der hohen Ariſtokratie einerſeits und 
dem Adelsbund anderſeits einen brauchbaren Aktionsplan zu vereinbaren. 

Es ſcheint — denn mit Gewißheit kann man über dieſe wenig aufgeklärten 
Verhandlungen nicht reden — daß der Fürſt die hohe Ariſtokratie von ihrem 
paſſiven Widerſtand gegen Philipps Oktobererlaß zu einem thatſächlichen Vor— 
gehen beſtimmen wollte: kraft ihrer Autorität als Staatsräte, Statthalter und 
Ordensritter ſollten ſie die Regierung in die Bahnen, auf welche man bei 
Egmonts Sendung gewieſen hatte, hineinzwingen, und um Margareta und 
Philipp ihren Eingriffen gefügig zu machen, ſollten ſie den Adelsbund, mit 
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ſeinen drohenden Verzweigungen in den Niederlanden, Frankreich und Deutſchland, 
als ihre Hülfstruppe im Hintergrund aufziehen laſſen. Gewiß iſt wenigſtens, daß 
bei Wilhelms Verhandlungen mit den hohen Herrn in Breda und Hoochſtraten 
eben das Verhältnis derſelben zum Adelsbund den Mittelpunkt bildete. Nicht 
minder gewiß iſt es aber auch, daß eben aus dieſen Verhandlungen zwiſchen 
den Herren, die früher gegen Granvella zuſammengehalten hatten, jetzt eine 
folgenſchwere Spaltung entſtand. Egmont nahm eine behutſam abwehrende, 
Meghem, desgleichen der in Breda nicht erſcheinende Statthalter von Luxemburg, 
Graf Peter Ernſt von Mansfeld, eine offen feindliche Haltung gegen das Bündnis 
ein. Das erſte entſcheidende Vorgehen Oraniens begann alſo mit einem halben 
Mißlingen; denn es waren ſchließlich von den oben genannten Herrn nur zwei, 
nämlich Oranien und Hoorne, welche mit den Verbündeten, zu denen ſich in— 
zwiſchen auch Ludwig eingefunden hatte, ſich einzulaſſen wagten. Sie verein— 
barten mit ihnen einen Plan des Vorgehens, der unter den nunmehrigen Um— 
ſtänden beſcheidener ausfiel, als man anfänglich beabſichtigt hatte. Man be— 
ſchloß, auf die Regierung mit einer Maſſenpetition einzudringen, in dieſer den 
Ruf nach konſtituierenden Generalſtaaten, den Oranien und Bergen ſeit 1562 
erhoben hatten, zum Feldgeſchrei des verbündeten Adels zu machen und die 
Forderung ſofortiger Religionsfreiheit damit zu verbinden: bis zur Neuordnung 
der auf die Religion bezüglichen Geſetzgebung durch Generalſtaaten, jedenfalls 
bis zu Philipps Entſcheidung über die geforderte Berufung derſelben, ſollten 
Inquiſition und Religionsedikte ſuſpendiert ſein. 

Die Abfaſſung dieſer Eingabe wurde dem Grafen Ludwig anvertraut; 
vor und nach ihrer Vollendung durchzogen eifrige Bundesgenoſſen das Land, 
um Beitrittserklärungen zu dem Bund und zu der Bittſchrift zu ſammeln. Der 
Erfolg dieſer Werbungen war ſo glänzend, daß, als die Mitglieder an dem für 
die Uebergabe der Petition feſtgeſetzten Tag in Brüſſel erſchienen, und dann 
am 5. April die Regentin ihnen Audienz gewährte, drei bis vierhundert Edel— 
leute unter Führung des Grafen von Naſſau und des Herrn von Brederode 
vor ihr aufzogen, zu denen ſich gleich nachher noch eine zweite Schar unter 
den Grafen van den Berg und Culemborg geſellte. Man rechnete die Geſamt— 
zahl der Erſchienenen auf 600 Edelleute, meiſt in jugendlichem Alter.!) Seinen 
urſprünglich proteſtantiſchen Charakter hatte der Bund durch dieſes Wachstum 
verloren; die große Maſſe ſeiner Mitglieder war katholiſch. 

Als dieſe Scharen in Brüſſel zuſammenſtrömten, fand ſich Margareta in 
einem Zuſtand von Ratloſigkeit und Schrecken, in dem es der tapferen Frau 
ſchwer ward, ihr Gemüt zu beherrſchen. Auf die Nachricht von der bevor— 
ſtehenden Petition hatte ſie die Provinzialſtatthalter und die Ritter vom Orden 
des goldenen Vließes zum Staatsrat hinzugezogen. Aber wenngleich die Bildung 
des Adelsbundes von mehreren der hohen Herren mißbilligt wurde, ſo hielt die 
Erbitterung über Philipps Härte bei den meiſten doch noch an: ſie ſeien bereit, 
ſagten ſie, ſich für das Wohl des Landes, nicht aber für die Inquiſition und die 
Religionsedikte zu ſchlagen. Sollte Margareta dieſer Gleichgültigkeit der Herren 
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gegenüber ſich auf die Truppen verlaſſen? Gerade damals war der vornehmſte 
Teil derſelben, die Kavallerie der Ordonnanzen, unter der Not der Soldrück⸗ 
ſtände und infolge des Eindringens proteſtantiſcher Meinungen auch in ihre 
Reihen, ſo bedenklich geſtimmt, ) daß die Verbündeten ihre Werbungen mit Er⸗ 
folg auf die Angehörigen derſelben erſtreckt hatten: als der Tag der Petition heran— 
kam, zählten ſie unter vierzehn Compagnien ſechs als ihnen ergeben, zumal da 
mehrere Oberſten derſelben — nämlich Brederode und Hoochſtraten, Oranien 
und Hoorne — die Abſichten der Verbündeten unterſtützten. Margareta ſah 
ſich alſo förmlich wehrlos. Und um ihre Furcht zu ſteigern, trug man ihr, ſei 
es mit, ſei es ohne Berechnung, ganz ungeheuerliche Berichte von der Macht 
und den auswärtigen Verbindungen der Konföderierten zu. Daß ſie in ſolcher 
Lage ſich vor dem Sturme beugen mußte, war unabwendbar. Aber charakteri— 
ſtiſch iſt, daß ſie keine Konzeſſion machte, die das herrſchende Syſtem an der 
Wurzel traf. In ihrer am 6. April übergebenen Antwort erklärte ſie: die Auf— 
hebung der Inquiſition und die Milderung der Religionsedikte beim König be— 
fürworten zu wollen; ſtatt der Suſpenſion der Inquiſition und Edikte verſprach 
ſie eine Anweiſung an die Inquiſitoren und Beamten zu beſcheidenem Verfahren; 
von Generalſtaaten ſchwieg ſie. 

Nicht lange nachher erfolgte eine zweite Fürbitte für die niederländiſchen 
Proteſtanten am deutſchen Reichstag. Infolge jener Bemühungen des Grafen 
Ludwig und des Geſandten der Konſiſtorien fügten nämlich die proteſtantiſchen 
Reichsſtände in ihre am 25. April übergebene Schrift eine Stelle ein, in der 
ſie den Kaiſer aufforderten, bei dem König Philipp und ſeiner Statthalterin für 
Abſtellung der Verfolgungen ſich zu verwenden. Die Gedanken des Fürſten 
von Oranien kamen alſo faſt zugleich in Augsburg und in Brüſſel zum Aus— 
druck. Aber freilich, im Reich hatten ſolche Vorſtellungen noch viel geringeren 
Nachdruck als in den Niederlanden. Die katholiſchen Stände beeilten ſich dort, 
ihren Widerſachern zu entgegnen, daß König Philipp ſein Verhalten werde zu 
verantworten wiſſen; der Kaiſer ſcheint dann die Sache auf ſich beruhen ge— 
laſſen zu haben. 

Unmittelbar alſo hatte das zweifache Geſuch nur wenig Erfolg. Um ſo 
größer waren die thatſächlichen Folgen, die ſich in den Niederlanden daran 
ſchloſſen, beruhend auf dem Zuſammenwirken des Adelsbundes und der prote— 
ſtantiſchen Gemeinden. Ob die Gründer des Bundes von Anfang an mit den 
Gemeinden in ſo enger Beziehung ſtanden, daß ſie ihren Bund geradezu auf 
den Antrieb derſelben, als eine Schutzmacht der Gemeinden zur Erkämpfung der 
Religionsfreiheit, ins Leben riefen, muß dahin geſtellt bleiben. Aber unzweifel— 
haft ſind die Verbündeten, oder doch jene verwegenen, proteſtantiſch geſinnten 
Mitglieder, die den Kern des Bündniſſes bildeten, ebenſo raſch mit den Ge— 
meinden in Berührung getreten, wie ſie nach oben den Anſchluß an den hohen 
Adel ſuchten. „Wir hatten die armen Gläubigen getröſtet,“ ſchreibt Hames ſchon 
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am 27. Februar 1566, „indem wir ihnen baldige Hülfe zuſagten.“ Gewiß iſt 
auch, daß Sendlinge des Adelsbundes die Antwort der Herzogin zu einer neuen 
Ermutigung der Proteſtanten benutzten. In Tournai erſchien ein ſolcher und 
erklärte: wenn ſie ſich ſtille hielten, ſo dürfe der Magiſtrat ſie nicht mehr er— 
greifen. Zugleich wies er ihnen Deputierte an, welche der Adel für die dortige, 
wie für andere Provinzen niedergeſetzt hatte, um auf Nachſuchen Rat und Hülfe 
zu erteilen.“) 

Von dem Augenblicke nun, da der Regierung ihre Waffen verſagten, und 
der Adel fic) für die Sache der Religionsfreiheit erklärte, erhoben ſich die prote— 
ſtantiſchen Gemeinden zur That. In jenem weſtlichen Flandern, wo von An— 
fang an der eigentliche Herd des Calvinismus geweſen war, erfuhr man ſeit 
Mai 1566 plötzlich die Wiederholung der im Jahr 1562 auf 6 verſuchten 
Demonſtrationen: zum Hohn gegen die Religionsedikte, welche die Bethätigung 
proteſtantiſcher Meinungen bis in ihre geheimen Schlupfwinkel zu verfolgen 
ſuchten und überall mit der Todesſtrafe bedrohten, verſammelten ſich die Leute 
zu Tauſenden in der Nähe der Städte, die Männer bewaffnet, die Weiber und 
Kinder in die Mitte genommen, und im Innern des gewaltigen Ringes ein 
calviniſcher Geiſtlicher, welcher predigte und Gottesdienſt abhielt. Diesmal 
blieb es nicht bei vereinzelten Zuſammenkünften, man wiederholte ſie vielmehr 
in regelrechter Folge; man trat auch nicht bloß in der Nachbarſchaft ſolcher 
Städte, die größere proteſtantiſche Gemeinden bargen, zuſammen, ſondern man 
ſetzte die Verſammlungsſtätten in dem Bereich von Orten an, die noch zu 
erobern waren, bald hier, bald da, durch die ganze Provinz. Alles geſchah ſo 
regelmäßig und maſſenhaft wie auf wohl getroffene Verabredung. Und lag 
nicht auch Verabredung zu Grunde? In dem benachbarten Brabant tagten in 
jener Zeit, da die Flamländer ihre Demonſtrationen ausführten, mehrere kirch— 
liche Verſammlungen, in denen unter anderen Philipp Marnix ſein feuriges 
Wort führte. Da ward beſchloſſen, dem Beiſpiel der Flamländer nachzufolgen, 
und alsbald, ſeit Juni und Juli, trafen Schlag auf Schlag die Nachrichten ein 
von kirchlichen Maſſenverſammlungen bei Antwerpen, bei Herzogenbuſch, ſelbſt 
in der Nähe von Brüſſel. Um dieſelbe Zeit richtete das Konſiſtorium von Ant— 
werpen ein Schreiben an den Prediger Ambroſius Wille zu Tournai, worauf 
dieſer und ſein in Valenciennes wirkender Amtsbruder Lagrange zur Eröffnung 
der Predigtverſammlungen in beiden Städten vorſchritten.?) Dem Beiſpiel der 
ſüdlichen Lande folgten dann weiter die Holländer und Seeländer, die Ein— 
wohner von Utrecht, Geldern und Overtjffel. 

Mit ohnmächtigem Erſtaunen fand ſich die Regierung dieſem dahinbrauſen— 
den Strome gegenüber. Sie mußte ſehen, wie mit der Zuverſicht auch der An— 
hang der Proteſtanten wuchs, wie die kühnſten und wirkſamſten Prediger, die 
vor ihrer Verfolgung entwichen waren, jetzt wieder erſchienen und im Angeſicht 
ihrer Verfolger redeten: ſo Guy de Bray, der aus Sedan, Jean Taffin, der 
aus Metz zurückgeeilt war. 


) Groen I 2 n. 147. Ueber die Provinzialdeputierten vgl. auch Weſenbeke S. 188. 
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Die proteſtantiſche Religionsfreiheit ſchien ſo mit einem Schlag erobert 
zu ſein. Indeß unheimlich für die Eroberer war doch die Haltung, welche die 
Regierung trotz ihrer zeitweiligen Ohnmacht einnahm. Margareta war bereit, 
die Aufhebung der päpſtlich-landesfürſtlichen Inquiſition zu gewähren — aber 
nur in der Erwartung, daß die biſchöfliche Aufſicht über den Glauben deſto 
ſchärfer angeſpannt werde. Sie ließ einen Entwurf der Milderung der Religions- 
edikte ausarbeiten — aber nur mit dem Zwecke, daß unter Ermäßigung der 
wahnwitzigen Uebertreibung der Strafen die Führer der Ketzer und ſchließlich 
die Ketzerei ſelber um ſo ſicherer vernichtet werden ſollten. Von Generalſtaaten 
mußte ſie ſchweigen, da trotz ihrer Empfehlung derſelben König Philipp auf 
ſeiner entſchiedenen Abweiſung beharrte. Gegen die Predigtverſammlungen, 
welche ſie nicht hindern konnte, ſtellte ſie wenigſtens ihr Verbot durch zwei 
ſcharfe Edikte ) auf und begann leiſe, die lächerlich geringe Mannſchaft 
der Polizeibehörden in Flandern und die Infanteriegarniſonen in den Grenz— 
ſtädten zu verſtärken.?) Zugleich gab ſie durch kleine aber unzweideutige Maß— 
regeln ihr Mißfallen an dem Adelsbunde kund, und verfrühte Gerüchte ließen 
den Herzog Erich von Braunſchweig-Calenberg in ihrem Auftrag umfaſſende 
Truppenwerbungen betreiben. Dieſes alles zeigte den Männern der Bewegung, 
den Adelichen wie den Gemeinden, daß ihre Errungenſchaften unſicher waren: 
nicht nur ihr Werk, auch ihre Perſonen ſahen ſie den Gefahren einer von ferne 
drohenden Reaktion ausgeſetzt. 

Der erſte Gedanke, der ſich da den Bedrohten darbot, war: förmliche und 
offene Vereinigung des Adelsbundes und der Gemeinden. Allein hier traten zwei 
verhängnisvolle Schwierigkeiten in den Weg: die Verſchiedenheit der Elemente, 
welche innerhalb der proteſtantiſchen Gemeinden wirkſam waren, und die Miſchung 
katholiſcher und proteſtantiſcher Mitglieder, welche den Adelsbund kennzeichnete. 

In der äußeren Zuſammenſetzung der proteſtantiſchen Gemeinden hatte ſich 
mit dem Wachstum derſelben den geringen, früher verwaltenden Volksklaſſen als 
ein vornehmer Beſtandteil der Stand der Kaufleute angeſchloſſen. Wie dieſe in 
den niederländiſchen Handelsſtädten eine eigene Genoſſenſchaft zu bilden pflegten, 
ſo hatten ſie ſich auch in den neu geordneten Gemeinden zuſammengehalten, als 
eine kleinere Gemeinde innerhalb der großen. Vermöge ihres Reichtums und ihrer 
weit reichenden Verbindungen traten dieſe Kaufleute überall da hervor, wo es nötig 
war, Geld aufzubringen und auswärtige Verhandlungen zu führen. Ihnen gegen— 
über hatte aber auch die Maſſe der geringeren Mitglieder, die Gemeinde im engeren 
Sinne, ſeit der letzten großartigen Entfaltung einen höchſt bedenklichen Zuwachs 
an gewaltthätigen Elementen gewonnen. Während der Verfolgung nämlich hatten 
ſich die Nachbarlande mit Scharen von Niederländern erfüllt, welche wegen Ver— 
letzung der Religionsedikte verbannt waren, mit Androhung der Todesſtrafe für 
den Fall eigenmächtiger Rückkehr. Auf die Kunde von dem Zurückweichen der 
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Regierung vor dem Adelsbunde ſtrömten dieſe Vertriebenen, zum großen Teil 
verzweifelte Exiſtenzen, zurück. Was half es, daß die Regentin ihre Rückkehr 
durch ein Edikt vom 27. April verbot! Man ſah ſie auf offenen Wagen und 
Schiffen, ihre Pſalmen ſingend, nach den Herden proteſtantiſcher Bewegung, nach 
Antwerpen, Lille, Tournai und Valenciennes dahinziehen. Und zu dieſen Heim— 
kehrenden aus der Fremde geſellten ſich die Bedrängten in der Heimat. Der 
Winter von 1565 auf 1566 war eine Zeit ſchwerer Getreideteuerung, verurſacht 
teils durch die ſchlechte Ernte, teils durch die von Dänemark in ſeinem Krieg 
mit Schweden verhängte zeitweilige Sperrung des Sundes und die dadurch ge— 
hinderte Getreidezufuhr von der Oſtſee. Wie dann mit dem Frühjahr die kirch— 
liche Bewegung ein ſo drohendes Ausſehen gewann, fingen in den Handels- und 
Gewerbeſtädten auch die Geſchäfte an zu ſtocken. Unter der doppelten Not der 
Arbeitsloſigkeit und der hohen Preiſe, unter dem Drang der ungeheuren Auf— 
regung, die das Land durchzog, that ſich im Gefolge der proteſtantiſchen Ge— 
meinden allerwärts das Geſindel zuſammen, in der Hoffnung, daß die begonnene 
Aktion recht bald zu Auflauf und Plünderung führen werde. 

Es liegt auf der Hand, daß die Mitglieder des Adelsbundes, ſoweit ſie 
überhaupt eine Verbindung mit den proteſtantiſchen Gemeinden erſtrebten, ſich 
von den reichen Kaufleuten ebenſo ſehr angezogen, wie von dem anderen Beſtandteil 
abgeſchreckt fühlen mußten. Noch verſtärkt wurden aber ihre Bedenklichkeiten durch 
eine innere Spaltung, welche durch den niederländiſchen Proteſtantismus hindurch— 
ging. Schon wiederholt iſt ja angedeutet, daß in den Niederlanden nebeneinander 
Wiedertäufer, Lutheraner und Calviniſten, abgeſehen von noch mancherlei anderen 
Richtungen und Sekten, emporgekommen waren. Für den großen Gang der 
Dinge kamen am wenigſten die erſteren in Betracht; verfolgt von Katholiken wie 
Proteſtanten, erſtrebten ſie die Freiheit ihres Glaubens für ihre auserwählten 
Kreiſe, ohne die anderen zu ſtören; an den Demonſtrationen der öffentlichen 
Predigten hatten fie ſich nicht oder beinahe nicht beteiligt.!) Die beiden anderen 
Parteien, welche die zwei Hauptrichtungen des Proteſtantismus vertraten, waren 
ebenfalls von ſehr verſchiedener Kraft. Nicht gerade klein an Zahl waren die 
Lutheraner, wie ſie denn ſelbſt in Antwerpen den Calviniſten gegenüber die 
Mehrheit gehabt haben ſollen;?) aber den Vorrang, wenigſtens in den ſüdlichen 
Provinzen, beſaßen nach Zahl und Thatkraft die Calviniſten, beſonders den Vor— 
rang der Thatkraft. Jener Trieb, der die Reformation anfänglich durchdrungen 
hatte, nicht etwa neben, ſondern an die Stelle der römiſchen Kirche zu treten, 
hatte in dem deutſchen Luthertum unter den Einwirkungen der paritätiſchen Ver— 
hältniſſe ſeine urſprüngliche Kraft guten Teils verloren; mit heißem Kampfes— 
eifer lebte er dagegen fort in dem franzöſiſchen Calvinismus. Ihren franzöſiſchen 
Glaubensbrüdern nacheifernd, hielten die niederländiſchen Calviniſten ihrer Re— 
gierung das göttliche Gebot vor, nicht bloß ihre Lehre zu dulden, ſondern die 
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falſche, vor allem die katholiſche Lehre und Religionsübung auszurotten; ihre 
Gläubigen erfüllten ſie mit unausſprechlichem Abſcheu gegen die römiſche Kirche, 
vor allem gegen ihre Bilder, Altäre und geweihten Hoſtien, als Merkmale eines 
unerträglichen Götzendienſtes. Ausgerüſtet mit dem Bewußtſein von dem durch 
kein weltliches Geſetz zu hemmenden Recht ihrer Religionsübung und mit dem 
unermüdlich geſchürten Haß gegen die katholiſche Kirche, genährt an den Ge— 
ſchichten des alten Teſtaments von dem Wüten der Könige und eifernder Volks— 
führer gegen die eindringenden Götzendienſte, mußte dieſe calviniſche Gemeinſchaft 
wohl am Ende zum offenen Kampf gegen eine ſie verfolgende katholiſche Re— 
gierung fortgeriſſen werden, mochten ihre Lehrer und Glaubensbekenntniſſe auch 
noch ſo oft die Befugnis zum Aufſtand der Maſſen gegen die Obrigkeit in Ab— 
rede ſtellen. 

Aber mit dieſem Kampf gegen die katholiſche Herrſchaft ging es nicht ſo 
geſchwind; auf dem Wege dahin und eigentlich als ihre Bundesgenoſſen, aber 
durch einzelne Abweichungen der Lehre und des Gottesdienſtes getrennt, fanden 
die Calviniſten die Lutheraner. Und da war es nun die merkwürdige Ver— 
wickelung, daß jener Eifer der Calviniſten für die Alleinherrſchaft ihrer Lehre 
ſich feindſelig gegen ihre lutheriſchen Glaubensbrüder kehrte, und von dieſen 
wieder durch gleiche Verwerfung der eigentlich calviniſchen Lehren vergolten ward. 
Von der katholiſchen Regierung gleichmäßig verfolgt, waren beide Parteien innerlich 
verfeindet und nur durch die Not der Zeit äußerlich zuſammengehalten. Auch 
jetzt in den Zeiten hoffnungsvoller Erhebung riefen ſie den Schutz der adelichen 
Herren aus getrennten Lagern an. 

Sorgevoll ſahen die kühner vorwärts ſtrebenden Mitglieder des Adelsbundes 
von ihrem politiſchen Standpunkt aus dieſe Schwächung der Proteſtantenpartei 
an. Mit den ſchwerſten Sorgen erfüllte aber der Zwieſpalt denjenigen Mann, 
der über den verbündeten Adelichen als der oberſte unſichtbare Leiter waltete, 
und der eben jetzt auch im Begriffe war, ſeine Verbindung mit dem Proteſtantis⸗ 
mus inniger zu ſchließen. Wilhelm von Oranien begann damals die mit ſo 
vielem Anſtand getragene katholiſche Hülle abzulegen. Am 12. Juli 1566 bez 
richtete der Sekretär der Statthalterin über ihn, er habe die Religion gewechſelt, 
worauf Philipp bedächtig auf den Rand notierte: noch hat es niemand ſo klar 
geſchrieben. Aber auch jetzt faßte Oranien ſeine Aufgabe von der Höhe ſeines 
ſtaatlichen Wirkungskreiſes auf: er wollte dem Proteſtantismus Raum ſchaffen 
innerhalb des Rechtes der Lande, ohne darum die katholiſchen Ordnungen zu zer— 
trümmern; er hoffte ſein Ziel zu erreichen durch eine mit Vorſicht geführte und 
mit gewaltigem Nachdruck wirkende Agitation. Da war ihm der Calvinismus 
mit ſeinem gewaltſamen Geiſt und ſeinem unverhüllten Anſpruch auf Wllein- 
geltung innerlich widerſtrebend; er fand ſich angezogen von dem gemäßigteren 
Sinne der Lutheraner. Er rechnete ferner, für den Fall, daß es dennoch zur 
Gewalt komme, an erſter Stelle auf die Unterſtützung der proteſtantiſchen Reichs— 
fürſten: da konnte er ſich nicht verhehlen, daß dieſe Unterſtützung im beſten Fall 
nur für Anhänger der Augsburger Konfeſſion gewährt werden würde. Unter 
der Augsburger Konfeſſion oder doch einer verwandten Formel die niederländiſchen 
Proteſtanten zu vereinigen und mit den Deutſchen zu verſtändigen, war denn auch 
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ein Beſtreben des Fürſten, für welches Graf Ludwig unter ſeinem höheren Auf— 
trag ſchon in den Jahren 1564 und 1565 thatig geweſen war, und an dem beide 
Männer als einer Bedingung des Gelingens ihrer Pläne feſthielten. 

So ſah ſich der Adelsbund bei der Frage ſeiner Vereinigung mit den 
proteſtantiſchen Gemeinden vor die Wahl zwiſchen den Kaufleuten und dem Ge— 
ſindel, zwiſchen Lutheranern und Calviniſten geſtellt. Und trat nicht zu alledem 
auch innerhalb des Bundes ſelber eine Spaltung zu Tage? Mit leidenſchaft— 
lichem Ungeſtüm hatten ſich die katholiſchen Edelleute in den Bund gedrängt, 
weil es den Kampf gegen Inquiſition und Fremdherrſchaft galt. Der jetzt hervor- 
tretende Gedanke einer Verbindung mit den proteſtantiſchen Gemeinden bedeutete 
aber ein Hinausgehen über dieſe urſprünglichen Bundesziele, er bedeutete den 
Entſchluß zur offenen Verfechtung proteſtantiſcher Religionsfreiheit — und dazu 
waren die katholiſchen Mitglieder, welche die Mehrzahl der Verbündeten aus— 
machten, keineswegs vorbereitet. 

Indes ſo groß die aus ſolchen Spaltungen hervorgehenden Bedenken ſein 
mochten, die proteſtantiſch geſinnte Minderheit, welche den thatkräftigen Kern des 
Bundes bildete, ſah ſich genötigt, über dieſelben hinwegzuſchreiten. Nachdem 
Graf Ludwig und Brederode nebſt einer Anzahl gleichgeſinnter Bundesgenoſſen 
am 4. Juli eine Zuſammenkunft in Lier gehalten hatten, wurden infolge der dort 
getroffenen Vereinbarungen die Stadt Antwerpen, wo die Organiſation der 
proteſtantiſchen Gemeinden ihren Mittelpunkt beſaß, und die Stadt St. Trond, 
wo ſich die Konföderierten zu einer allgemeinen Tagſatzung verſammelten, die 
Schauplätze tiefgreifender Verhandlungen. Mit den Gemeindehäuptern in Ant— 
werpen kamen Brederode und Nikolaus von Hames ſo weit überein, daß, als in der 
Mitte des Juli die Bundesverſammlung in St. Trond eröffnet ward, Abgeordnete 
ſowohl der reformierten als lutheriſchen Kirchen erſchienen und den Antrag ſtellten: 
der Bund möge den Schutz ihrer thatſächlich ergriffenen freien Religionsübung 
auf ſich nehmen. Worauf der Bund beſchloß: dieſer Schutz ſolle ihnen gewährt 
werden unter der Vorausſetzung, daß ſie ſich beſcheiden verhalten und den künf— 
tigen Neuordnungen der Generalſtaaten ſich unterwerfen würden. Alſo das wurde 
erreicht, daß Lutheraner und Calviniſten ſich vereinigten, und daß der Adelsbund 
den Schutz der ſo vereinigten Kirchen übernahm. Aber eben bei dieſem bedeut— 
ſamen Beſchluß traten die Vorzeichen einer Wendung zu Tage. Einmal, von 
den Verbündeten hatte ſich nur ein Teil der früher in Brüſſel Erſchienenen ein— 
gefunden, kaum zwei Hundert an der Zahl. Daß dieſes nicht bloß an der Ab— 
neigung gegen die Koſten derartiger Verſammlungen, ſondern an dem Wider— 
willen gegen die offene Vertretung der proteſtantiſchen Religionsübung lag, zeigten 
die ausdrücklichen Erklärungen mehrerer Verbündeten und der in St. Trond 
ſelbſt hervortretende Widerſpruch gegen die neue Richtung.“) Sodann, neben 
jenem Antrag auf Schutz im allgemeinen war aus dem Kreiſe proteſtantiſcher 
Gemeinden noch ein beſtimmterer Vorſchlag gekommen, zielend auf ein eidlich 
bekräftigtes Bündnis zwiſchen den Adelichen und den Gemeinden, mit einem ge— 
meinſamen leitenden Ausſchuß zur Verteidigung nicht nur der Religionsfreiheit, 


1) Ausſage Trelons in Granvelle, corresp. II S. 646. 
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ſondern auch der Rechte des Landes. Dieſer Antrag aber wurde nicht von den 
vereinigten Proteſtanten, ſondern von Vertretern calviniſtiſcher Kirchen überreicht, 
und von den Adelichen nicht angenommen, ſondern verworfen. Gegenüber der 
Spaltung zwiſchen Lutheranern und Calviniſten wurde alſo nicht nur der Gedanke 
einer einſeitigen Vertretung der Sache der letzteren, ſondern zugleich der Plan 
eines zu wirklichen Thaten fähigen Bündniſſes zurückgewieſen. 

Immerhin der Zuſammenſchluß der Adelichen und Proteſtanten, auch in 
jener loſen Form, ſtärkte den erſteren den Mut und die Mittel zu weiteren, höchſt 
bedrohlich ausſehenden Schritten. Es wurde jetzt beſchloſſen, daß ein unter 
Leitung des Grafen Ludwig ſtehender Ausſchuß von zwölf Mitgliedern, ſobald 
die Sicherheit der Verbündeten es erfordere, in Deutſchland Söldnertruppen in 
Wartegeld nehmen dürfe; ein Beſchluß, den man wohl nur im Vertrauen auf 
den Geldzuſchuß der Gemeinden, welche einen ſolchen in St. Trond verſprochen 
oder gar ſchon erlegt zu haben ſcheinen, zu faſſen wagte.“) 

Weiter verſtändigte man ſich über einen neuen Anſturm gegen die ge— 
ängſtete Regierung. Eben jener Ausſchuß der zwölf Genoſſen wurde nach Brüſſel 
abgefertigt, um hier, am 30. Juli, der Regentin eine Reihe von Forderungen, 
zu denen man ſeit der Bittſchrift vom April fortzuſchreiten für gut befunden, zu 
überreichen. Es waren das zum Teil Anträge, die ſich aus den bisher be— 
ſprochenen Verhandlungen ergaben: alſo vornehmlich das Geſuch um Bürgſchaften 
gegen etwaige wegen der Bittſchrift vom 5. April gegen die Verbündeten oder 
andere Unterthanen des Königs zu verhängende Strafen, und die Empfehlung 
vorläufiger Religionsfreiheit für die Proteſtanten unter der Bedingung der Nieder— 
legung der Waffen und unter der Obhut der Verbündeten. Aber daneben er— 
folgte noch ein ganz anderes Geſuch: die Herzogin möge ſofort und proviſoriſch, 
in Erwartung der Genehmigung des Königs, die drei Herren Oranien, Egmont 
und Hoorne mit dem Schutz der Konföderierten und mit der Unterſtützung der— 
ſelben bei ihren weiteren Handlungen betrauen, mit der unbeſchränkten Vollmacht, 
alles zur Sicherung des Landes nach innen und außen Erforderliche anzuordnen, 
und beſonders auch mit dem Recht der ausſchließlichen Leitung etwaiger Truppen— 
werbungen. Mit anderen Worten, die Statthalterin ſollte den leeren Namen 
der Regierung behalten und die Führung derſelben an ein Triumvirat, dem ſich 
der Adelsbund zu unterſtellen hatte, übergeben. Und in denſelben Tagen be— 
ſchloß der Ausſchuß weiter, die zur Bereithaltung von 4000 Reitern und 
12000 Mann zu Fuß nötigen Anordnungen und Gelder nach Deutſchland zu 
befördern. 

Bei dieſem auf die letzte Entſcheidung drängenden Vorgehen waren die 
ſichtbaren Führer wie gewöhnlich Graf Ludwig und Brederode. Aber die höhere 
Hand, die, ich will nicht ſagen, überall den erſten Antrieb, wohl aber die letzten 
Weiſungen über die von den Kräften der Aktion einzuſchlagenden Richtungen 
erteilte, war wieder diejenige des Fürſten von Oranien. Noch war in St. Trond 
die Maßregel der kriegeriſchen Rüſtungen nicht vorgeſchlagen, als Wilhelm 


) Deventer, het jar 1566 S. 40 fg. Bekenntnis des Max. Cock (Granvelle, corresp. 
II S. 629), des d' Andelot (S. 640). 
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von Oranien bereits am 6. Juli in Gemeinſchaft mit ſeinem Bruder Ludwig ſich 
bei Heſſen für die Erlaubnis von Truppenwerbungen für die bedrängten Nieder— 
länder verwandte; !) und nicht lange waren die Verbündeten in St. Trond bei— 
ſammen, als ihnen durch Vermittelung Brederodes und des Grafen Ludwig 
Ratſchläge Oraniens zugingen: er warnte vor der engeren Verbindung mit den 
Calviniſten und empfahl die Geſinnung der Lutheraner, er billigte den Inhalt 
des ihm vorgelegten Entwurfs der Bittſchrift an die Regentin und ſuchte auf die 
Form mildernd einzuwirken. Die Anträge alſo, welche die Verbündeten an die 
Regentin ſtellten, hatten ſeine Zuſtimmung, und wir können ſie wohl als Beleg 
hinnehmen für die Höhe der Pläne, zu welcher er von den Zeiten, da er die 
Oppoſition der Brabanter Stände und der hohen Ariſtokratie leitete, fortgeſchritten 
war; unter dem Namen der Herrſchaft Philipps II. ſollte die geſetzliche Neu— 
ordnung und die finanzielle Ausſtattung der Lande den Generalſtaaten, die Füh— 
rung der Geſchäfte einem Triumvirat aus der hohen Ariſtokratie übertragen 
werden; das Haupt der Triumvirn ſollte Oranien ſein, und ihren Rückhalt ſollten 
fie finden in dem verbündeten Adel und den zu freier Religionsübung aufſtrebenden 
proteſtantiſchen Gemeinden, in der Teilnahme der proteſtantiſchen Reichsfürſten 
und den in Deutſchland bereitgehaltenen Werbetruppen. 

Nicht durch vorſchnelle Gewalt, nur durch den Druck einer übermächtigen 
Agitation hoffte Oranien die Regierung ſolchen Plänen zu unterwerfen. Eben 
damals hatte Graf Egmont ſich mit dem Gedanken, daß den proteſtantiſchen 
Gemeinden eine gewiſſe Religionsfreiheit nicht verſagt werden könne, und daß 
der Adelsbund gegen die Rache der Regierung zu ſichern ſei, befreundet; er hatte 
ſeine abwehrende Haltung gegen die Verbündeten aufgegeben. Mit ihm und dem 
längſt auf ſeiner Seite ſtehenden Grafen Hoorne im Bunde, glaubte Oranien 
die überwiegenden Kräfte des Landes — die Stände, den Adel, die proteſtan— 
tiſchen Gemeinden — gegen die Regierung zuſammenhalten zu können. War 
doch die letztere noch immer in der Ohnmacht befangen, in der ſie ſich zur Zeit 
der erſten Bittſchrift der Adelichen befunden hatte, und konnte ſie auch jetzt wirk— 
lichen Konzeſſionen nur durch Zögerung und Aufſchub entgehen: Margareta ver— 
ſprach den Bevollmächtigten des Bundes, über ihre Anträge durch die verſam— 
melten Ritter vom Orden des goldenen Vließes am 18. Auguſt beraten zu laſſen 
und am 20. Auguſt, da ſie wieder in Brüſſel erſcheinen ſollten, ihre Antwort 
zu erteilen. 

Daß ſie in dieſer kurzen Friſt neue Kräfte gewinnen werde, war nicht 
wahrſcheinlich. Dafür aber ſah man eine neue Bewegung durch die Konſiſtorien 
hindurchgehen, indem dieſe ſich jetzt anſchickten, den erſten Schritt der öffentlichen 
Predigten durch die zweite Maßregel einer Maſſenpetition um freie Religions— 
übung zu überbieten, und ſo die geängſtete Regierung noch ärger zu verwirren. 


) Oranien an Lgr. Philipp. 1566 Juli 6. (Rommel, Philipp der Großm. II S. 582.) 
Am ſelben Tag ſendet Graf Ludwig einen Diener des Lgr. Wilhelm an dieſen zurück, unter 
Beifügung eines Memorials und mit der Bitte, „e. f. g. wollen uns in den punkten laut des 
memorials behülflich und beraten ſein“. (St. A. Marburg 7415. 16. Niederlande, Akten des 
Lgr. Wilhelm.) 
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Graf Ludwig, im Anblick all dieſer Vorgänge, meinte: zur wirklichen Einrufung 
der in Bereitſchaft geſtellten deutſchen Söldner werde man ſich ſo bald nicht ge— 
nötigt ſehen, ſchwerlich vor dem nächſten Jahr.!) Aber in denſelben Tagen, da 
er dies niederſchrieb, war ein jähes Ereignis ausgebrochen, welches die Berech— 
nungen Oraniens durchkreuzte, die Parteien, auf die er ſich ſtützte, auseinander— 
riß und der Regierung die Bahn zu einer gewaltſamen Reaktion frei machte. 

Jenes Geſindel, das die proteſtantiſchen Predigtverſammlungen zu Tauſen— 
den von Teilnehmern anſchwellen ließ, ſah die Adelichen und die Konſiſtorien in 
die Aktion gegen die widerſtrebende Regierung eintreten. Sollte es da ſelber 
unthätig zurückbleiben, da es die Waffen in der Hand hatte und die freie Kund— 
gebung des Haſſes gegen die alte Kirche an der Tagesordnung war, da man 
tagtäglich durch die ſtarre Ohnmacht der Regierungsorgane ermutigt und zugleich 
durch umlaufende Gerüchte von finſtern Anſchlägen der Reaktion gereizt wurde? 
Am 8. Auguſt ſchrieb ein ſpaniſcher Beamter des Brüſſeler Hofs: wenn Gott 
nicht eingreift, ſo werden die zu den Predigten ſtrömenden Maſſen das Land 
plündern, denn die Armut iſt jo groß, und die Geiſter find in Gärung.) 
Wenige Tage nachher machte ſich der Pöbel in Weſtflandern Luft. Nachdem ein 
wilder Haufe durch die Verwüſtung der Lazaruskapelle bei Steenvoorden in der 
Kaſtellanei Kaſſel die Loſung gegeben, brach am 14. Auguſt?) eine Bande in das 
Kloſter St. Anton zu Bailleul ein, um das Geräte der Götzendiener zu zerſtören. 
Und nun war es, als ob die Wut der Profanation allerwärts die Gemüter er— 
faßt hätte. Bei den Maſſenverſammlungen hatten die Leute ſich daran gewöhnt, 
nach den bezeichneten, oft weitentlegenen Orten zuſammenzuſtrömen, und mit der 
geheimen Organiſation der proteſtantiſchen Gemeinden hatten ſich die Mittel ge— 
funden zu einem ebenſo raſchen wie innigen Verkehr zwiſchen den entfernten 
Kirchen. Dieſe Gewöhnungen machten es jetzt möglich, daß ein und derſelbe 
Gedanke von einer Gemeinde zur anderen fortlief, und ſo raſch wie der Gedanke 
ſich die That einſtellte. In den Tagen vom 15. bis 17. Auguſt riefen Boten, 
welche die Nachricht von Kirchenplünderungen brachten, oder bewaffnete Banden, 
welche das an dem einen Orte vollbrachte Werk in der Nachbarſchaft fortzuſetzen 
unternahmen, eine Reihe von Pöbelaufſtänden im weſtlichen Flandern hervor;“) 
allerwärts in den Städten und auf dem Land brach man in die Kirchen und 
Klöſter ein, zerſchlug Bilder, Bildwerke und Altäre, verſtreute die geweihten 
Hoſtien, zertrümmerte oder ſtahl die koſtbaren Geräte, verwüſtete vielfach in den 
Klöſtern die Bibliotheken, um ſich ſchließlich in den Kellern auf die Wein- und 
Biervorräte zu ſtürzen. Am 20. Auguſt brach dieſelbe Raſerei in Antwerpen 
aus; von Antwerpen eilten triumphierende Boten nach Gent, worauf ein Pöbel— 
haufe in der Nacht zuſammentrat und beſchloß, am nächſten Morgen, vom Fiſch— 
markt aus, den Sturm zu beginnen. Weiter ging das Unwetter über Oſtflandern 


) An Graf Johann. 1566 Auguſt 16. (Groen v. Pr. II 1 S. 213.) 

*) Ingenio trabaja. (Brief Caſtillos. Granvelle, corresp. I S. 400.) 

) Coussemaker, troubles religieux I S. 19. Ausſage des Gilles de Corte bei Bavay, 
procés du comte d' Egmont S. 298. — Die andere Aufzeichnung bei Couſſemaker II S. 15 
gibt für die Vorgänge in Steenvoorden und Bailleul den 10. und 12. Auguſt an. 

) Couſſemaker 1 S. 105 (Bericht von La Barre Auguſt 17). 
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und Brabant, Tourneſis, Valenciennes und Mecheln, im Norden ergriff es Hol— 
land, Utrecht und Seeland, bis es im September Leeuwarden und einige andere 
Orte in Friesland erreichte. Die übrigen Provinzen wurden gar nicht oder nur 
oberflächlich berührt. 

Was den plündernden Banden überall das Feld frei machte, das war die 
durch den Zwieſpalt zwiſchen der Regentin und den Behörden hervorgerufene 
Ohnmacht der Regierung und die durch die vorausgehende Agitation bewirkte 
Mutloſigkeit der Katholiken. So konnte es geſchehen, daß die Stadt Mecheln 
ihre Kirchen und Klöſter durch ein paar Dutzend Schufte ruhig verwüſten ließ. 
Der letzte Grund des elementaren Ausbruchs lag aber in der ungeheuren Spannung 
der Gemüter, welche unter dem vierzigjährigen ſtillen Ringen mit der Verfolgung 
entſtanden war, und nicht minder in dem Geiſte der calviniſchen Predigten. 
Wohl hielten ſich die hervorragenden calviniſchen Geiſtlichen meiſtens von einer 
unmittelbaren Teilnahme an dem Bilderſturme fern; aber wie der unterrichtete 
und echte niederländiſche Calviniſt über dieſe Vorgänge dachte, ſprach Philipp 
Marnix von St. Aldegonde bald nachher in zwei kleinen Schriften offenherzig 
aus.!) Er meinte, daß ordentlicherweiſe die Zertrümmerung der Bilder und 
Altäre Pflicht der Obrigkeit ſei, beſtand aber mit Hinweis auf das alte Teſtament 
darauf, daß außerordentlicherweiſe auch das Volk oder eine fremde Obrigkeit 
von Gott dazu aufgerufen werden könne; er gab zu, daß ein ſolcher göttlicher 
Auftrag ſchwer nachgewieſen werden könne, aber er beſtritt es nachdrücklich, daß 
man bei dem Vorgehen ſeiner Landsleute das Gegenteil, nämlich den Mangel 
der göttlichen Berufung, erweiſen könne. In dem betäubenden Erfolg der Bilder— 
ſtürmer erkannte er die Wirkung des Willens und der Kraft Gottes. 

Bei ſolchen Geſinnungen ſäumten denn auch die Prediger nicht, allen Vor— 
teil aus dem brutalen Umſturz zu ziehen. In Tournai hatte Ambroſius Wille 
noch am 18. Auguſt ſeinen Gläubigen zugerufen, ſie ſollten die Götzenbilder 
in ihren Herzen zerſtören, bevor ſie die Zertrümmerung der äußeren Bilder 
unternähmen; ſechs Tage nachher hatte ihn die Leidenſchaft der Zerſtörung ſchon 
ſo weit ergriffen, daß er mit den Stürmern in das Kapitel von Notre Dame 
eindrang und all die Urkunden über Rechte und Vorrechte des Domſtiftes dem 
Feuer übergab; wieder ein paar Tage ſpäter bemächtigte er ſich mit ſeinem Amts— 
genoſſen der leer gewordenen Kloſterkirchen und verlegte die Predigt vom freien 
Feld in die Stadt. In ähnlicher Weiſe ſah man auch anderwärts die Prediger 
in die Städte einziehen, ſei es, daß ſie den Predigtſtuhl in den verwüſteten 
Kirchen, ſei es, daß ſie ihn auf öffentlichen Plätzen errichteten. 

Fürs erſte ſchien alſo das Zugreifen des Pöbels die Sache des Prote— 
ſtantismus zu fördern. Und eben in dieſem Sinne, daß man aus dem Aufſtand, 
der ſich vorgedrängt hatte, den möglichen Nutzen zu ziehen habe, verfuhren auch 
die Bevollmächtigten des Adelsbundes. In den Tagen, da ſich die aufregenden 
Nachrichten von dem allerwärts aufgehenden Feuer von Stunde zu Stunde über— 
boten, erſchien Graf Ludwig mit ſeinen Genoſſen am Hof der Regentin, um 


) Van den belden afgheworpen. — Vraye narration. (Marnix, godsdienstige ge- 
schriften, herausgegeben von Toorenbergen. Haag 1871. Bd. J.) 
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von ihr und den um ſie verſammelten Ordensrittern die verſprochene Entſchließung 
entgegenzunehmen. Alle Not, die aus der Zwietracht im Volke und in der 
Regierung, aus der finanziellen und militäriſchen Ohnmacht der Statthalterin 
hervorging, ſchien damals über dem Haupte der ſtandhaften Frau zuſammen— 
zuſchlagen. Von auswärts drängte der Aufſtand immer näher an die Stadt 
Brüſſel heran, und je näher er kam, um ſo drohender regten ſich die verwandten 
Elemente in der Bürgerſchaft; von Truppen war die Hauptſtadt ſo gut wie 
entblößt, “) und innerhalb des Staatsrats zeigte Graf Egmont eine Zurück— 
haltung, an der man ſeine ſeit den Tagen von St. Trond begonnene Annäherung 
an die Beſtrebungen des Adelsbundes erkannte. Auf den Jammer der Herzogin 
über das Verderben der Religion erwiderte der Graf: zuerſt ſei der Staat 
ſelber zu retten, und das Mittel dazu ſei nicht Gewalt, ſondern Nachgiebigkeit. 
In ſolcher Lage konnte ſich Margareta der Notwendigkeit weiterer Einräumungen 
nicht entziehen. Aber auch jetzt bewährte ſie ihre Feſtigkeit, indem ſie nur das 
Aeußerſte ſich abdringen ließ. a 
Ein endlich eingetroffenes Schreiben Philipps hatte ſie ermächtigt, die In— 
quifition in dem oben (S. 354) bezeichneten Sinne aufzuheben und die vom 
Adelsbund verlangte Strafloſigkeit zu gewähren. Beides wurde alſo den Depu— 
tierten zugeſtanden. Aber nun die in St. Trond beſchloſſene und jetzt viel 
dringender erhobene Forderung nach freier Religionsübung der Proteſtanten! 
Unter ſchweren inneren Kämpfen verſtand ſich die Herzogin in dieſer Hinſicht 
zu einer ſorgfältig umzirkelten Zuſage: an den Orten, wo damals (23. Auguſt) 
die Predigten thatſächlich gehalten wurden, ſollten ſie bis zu weiteren mit Rat 
von Generalſtaaten zu treffenden Anordnungen des Königs nicht gewaltſam 
geſtört werden, vorausgeſetzt, daß die Teilnehmer die Waffen niederlegten, der 
Unordnungen und Aergerniſſe ſich enthielten, die Katholiken weder im Gebrauch 
ihrer Kirchen noch ihrer Religionsübung ſtörten. Die negative Faſſung, daß 
gegen die Predigten keine Gewalt gebraucht werden ſolle, war gewählt, um den 
Sinn einer eigentlichen Gewährung der Religionsfreiheit zu vermeiden, wie denn 
auch die Herzogin im Staatsrat noch ausdrücklich erklärte, weder der König 
noch ſie beabſichtige eine Aenderung in der Religion.?) Was außerdem die 
Wahl des Wortes „Predigten“ ſtatt „Religionsübung“ bedeutete, ſollte man 
bald nachher erfahren. Und auch die ſo umgrenzten Zuſagen erteilte Margareta 
nicht ohne Gegenleiſtungen. Die Bevollmächtigten des Adelsbundes mußten ſich 
im Namen aller Vereinigten eidlich verbinden: zur Leiſtung der Pflichten treuer 
Unterthanen, zur Unterſtützung der Regierung bei Stillung der Unruhen, bei 
Beſtrafung der Gewaltthäter, bei Verhinderung der über die Grenzen des Zu— 
geſtändniſſes hinausgehenden Predigten, endlich zur Vernichtung ihres Bundes 
auf ſo lange, als die ihnen zugeſtandene Sicherheit in Kraft ſei. Am 25. Auguſt 


) Beginn der Anſtalten zur Heranziehung von Truppen am 19. Auguſt und 5. September. 
(Pontus Payen, herausg. von Henne I S. 216 Anm. 97.) Stand der Beſatzung am 18. Nov.: 
Bericht Margaretas bei Gachard, corresp. de Philippe I n. 498 S. 482. 

) Reiffenberg, corresp. de Marguerite S. 196. Vgl. den von Berty aufgeſetzten Akt 
vom 30. September. (Gachard, corresp. de Philippe II S. 594.) 
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wurden über dieſe Gewährungen und Verpflichtungen förmliche Urkunden aus— 
gewechſelt. Dann eilten die Verbündeten ins Land, um den ſtürmenden Pöbel 
zu beruhigen; die Statthalter erhielten den Auftrag, die Einräumungen der 
Regierung zur Ausführung zu bringen, und in den am wildeſten bewegten 
Städten Antwerpen, Tournai und Valenciennes ſollten Oranien, der Graf Hoorne 
und Philipp von Noircarmes, erſtere auf Grund außerordentlicher Vollmacht 
der Regierung, letzterer als Stellvertreter des Statthalters von Hennegau, die 
Ordnung herſtellen. 

Die Gewährungen vom 25. Auguſt bezeichnen den Höhepunkt in den Er— 
folgen der vereinten Agitation des Adels und der proteſtantiſchen Gemeinden. 
Aber wie es ſo oft in derartigen Bewegungen geſchieht, ſie bilden zugleich den 
Anfang einer gewaltſamen Umkehr der Dinge. Die Regenten der Niederlande, 
Philipp ſowohl wie Margareta, waren in einer Schule der Staatsweisheit auf— 
gewachſen, welche die Gewaltfülle der Monarchie und die Alleinherrſchaft der 
katholiſchen Kirche als unverbrüchlich, jeden Angriff auf dieſe Rechte als todes— 
würdiges Verbrechen anſah. Wer ihnen Zugeſtändniſſe zum Nachteil der könig— 
lichen oder kirchlichen Macht abrang, hatte ſich der Verleugnung derſelben und 
der blutigen Rache, ſobald die Zeit dazu günſtig war, zu verſehen. So hatte 
auch jetzt Margareta ihre Zuſagen kaum erteilt, als ſie Philipp darauf hinwies, 
daß er die Religionsfreiheit, weil ohne ſeine Vollmacht gewährt, jederzeit wider— 
rufen könne. Und Philipp ſelber? Noch vor der Kunde von dem Bilderſturm 
zeigte er dem Papſt an, daß die Zurücknahme der Ingquiſition ohne päpſtliche 
Zuſtimmung keine Geltung habe, und in einem geheimen Proteſt, den er gegen 
die bewilligte Amneſtie ablegte, wahrte er ſich die Freiheit, diejenigen, welche 
die Empörungen verurſacht oder begünſtigt hätten, zur Strafe zu ziehen. Als 
vollends die Kunde von den großen Heiligtumsſchändungen eintraf, war für den 
König die Wahl, entweder ſeine Herrſchaft zu verlieren oder mit Aufwendung 
der äußerſten Kräfte vollgültige Strafe für die Vergehen an den Rechten der 
Kirche und der Monarchie zu verhängen, entſchieden. Wie es ſeine Art war, 
nämlich in feigem Geheimnis, mit Heuchelei und Grauſamkeit bereitete er die 
Mittel zur Bändigung der Niederlande vor. Dort aber lenkte das Geſchick den 
Gang der Dinge in einer Weiſe, daß ſie den Berechnungen Philipps entgegen— 
kamen. 

Bis dahin hatte es die politiſche Bewegung in den Niederlanden mit ſich 
gebracht, daß allmählich alle anderen Intereſſen vor der Forderung proteſtan— 
tiſcher Religionsfreiheit zurückgetreten waren, und daß alle oppoſitionellen Parteien 
den Beſtrebungen der Proteſtanten dienſtbar geworden waren. Jetzt veranlaßte 
der Bilderſturm, wenngleich er anfangs die Sache der Proteſtanten nochmals empor- 
getragen hatte, in ſeinen Nachwirkungen die Auflöſung jener Verbindung. Was 
zunächſt die hohe Ariſtokratie der Provinzialſtatthalter und Staatsräte anging, 
ſo hatten ſich ſchon ſeit den Tagen des Adelsbundes zu den Statthaltern von 
Namur und Friesland, den Grafen Barlaimont und Aremberg, die bereits in 
den Zeiten des Kampfs gegen Granvella auf feiten der Regierung geſtanden 
hatten, die von Luxemburg und Geldern als ergebene Diener der Regentin 
geſellt. Da bald nachher die beiden Statthalter von Tourneſis und Hennegau, 
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die Herrn von Montigny und Bergen, an Philipp geſandt wurden, um ihm die Lage 
der Niederlande auseinanderzuſetzen, und dann am 1. Juli 1566 Philipp von 
Noircarmes zum Stellvertreter des letzteren ernannt ward und ſich gleichfalls auf die 
Seite der Regentin ſtellte, da ferner gegen Ende des Jahres 1565 der Herzog Philipp 
von Arſchot, ein Geſinnungsgenoſſe Barlaimonts und das vornehmſte Mitglied 
des walloniſchen Adels, zum Staatsrat ernannt war, ſo wurde die Oppoſition 
unter den Statthaltern auf Oranien und Egmont, unter den Staatsräten auf 
dieſelben Herren nebſt dem Grafen Hoorne beſchränkt: allerdings drei Männer, 
deren Einfluß, wenn ſie zuſammenhielten, den der übrigen wohl aufwiegen konnte; 
aber ob Egmont aushalten werde, wenn die harte Konſequenz des Aufruhrs gegen 
ſeinen Monarchen und der engeren Verbindung mit den Proteſtanten an ihn 
herantrat, war mehr als zweifelhaft. 

Nicht minder geſpalten wie die hohe war die niedere Ariſtokratie. Durch 
den Vertrag vom 25. Auguſt war ja der Adelsbund förmlich aufgelöſt. Daß 
die Bevollmächtigten ſich dazu ohne weiteres verſtanden, iſt nur daraus erklärlich, 
daß das Bündnis thatſächlich bereits geſprengt war. Die Katholiken, ſeit den 
Tagen von St. Trond ſtutzig gemacht, ſeit dem Bilderſturm vollends abgeſchreckt, 
wandten ſich von demſelben ab, die proteſtantiſchen Edelleute aber waren über 
die Schranken des Bundes hinausgeſchritten; für ſie war eine Vereinigung auf 
Grund des neuen Ziels proteſtantiſcher Religionsfreiheit erforderlich, und zu dieſem 
Zuſammenſchluſſe nötigte ſie nicht die veraltete Bundesakte, ſondern der Drang 
der Not. Was ſie jedoch hierbei ſehr bald einſahen, das war die Thatſache, 
daß ſie unter ihren Standesgenoſſen nur eine Minderheit bildeten. Und kehrte 
nicht das gleiche Verhältnis in den Städten wieder? Wohl gab es eine Anzahl 
von Städten erſten Ranges, wie Antwerpen, Herzogenbuſch in Brabant, Gent, 
Ypern, Audenarde in Flandern, Amſterdam in Holland, endlich Tournai und 
Valenciennes an der weſtlichen Grenze, in welchen Magiſtrat und Katholiken 
die Uebermacht der proteſtantiſchen Maſſe zeitweilig anerkannten, und doch war 
es zweifelhaft, ob auch nur in einer dieſer Städte die Proteſtanten die wirkliche 
Mehrheit beſaßen; ) jedenfalls ſtanden ihnen ganze Provinzen mit vorwiegend 
katholiſchem Charakter, wie Artois und Hennegau, Luxemburg und Geldern, 
gegenüber. 

Alſo die Proteſtanten wurden iſoliert. Zuerſt war ihre Sache gefördert 
durch die Oppoſition der Provinzialſtände, dann als dieſe bei dem gewaltſameren 
Charakter der Bewegung in den Hintergrund traten, durch das Eintreten des 
hohen und des niederen Adels: jetzt begann die katholiſche Majorität jener 
Kreiſe ſich feindlich gegen ſie zu wenden. Noch ſchlimmer war es für ſie, daß 
in denſelben Tagen die Regierung ſich aus ihrer finanziellen und militäriſchen 
Ohnmacht zu erheben begann. In dem Monat Auguſt, in welchem die Prote⸗ 
ſtanten fic) ſtark genug fühlten, den Katholiken ihre Kirchen und Klöſter zu ver— 


) Bgl. z. B. Erklärung de Le Clerc in Tournai bei Pontus Payen (Brüſſel 1861) 1 
S. 264. Morillon über Antwerpen. (November 15. Corresp. de Granvelle II S. 2 
Untenhove über den petit troupeau in Gent. (Groen v. Pr. J 2 S. 296.) Couſſemaker (III 
S. 26) über die übertriebenen Angaben der Proteſtanten. 
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wüſten, ſah ſich Philipp endlich in der Lage, außerordentliche Geldzuſchüſſe nach 
Brüſſel zu ſchicken; bis zum Oktober erhielt Margareta die Verfügung über eine 
halbe Million Dukaten, und auch in den folgenden Monaten kamen die Geld— 
ſendungen aus Spanien nicht völlig ins Stocken.!) Die nächſte Maßregel, für 
welche die Regentin dieſe Gelder verwandte, war die Verſtärkung der im Lande 
verteilten Truppen, wobei ſie die doppelte Vorſicht beobachtete, Einheimiſche als 
Söldner anzuwerben, und die neu Geworbenen nach Möglichkeit den zuverläſſigſten 
Befehlshabern, wie den Grafen von Mansfeld, dem Herrn von Noircarmes oder 
dem kürzlich zum Statthalter von Lille ernannten Herrn von Raßenghien, zu 
unterſtellen. Philipp indes hatte an ſolchen Rüſtungen nicht genug. Von 
vornherein befahl er der Herzogin, in dem benachbarten Deutſchland 10000 
Mann zu Fuß und 3000 Reiter in Wartegeld zu nehmen; und zugleich erteilte 
er nach Italien die Weiſung, die in ſeinen dortigen Reichen verteilten ſpaniſchen 
Kerntruppen im Herzogtum Mailand zu vereinigen. Nachdem er ſeit den Zeiten 
der Sendung Egmonts unausgeſetzt erklärt hatte, er wolle demnächſt perſönlich 
in den Niederlanden erſcheinen, teilte er jetzt, am 29. November, der Regentin 
mit, er gedenke einen General mit einem Heer vorauszuſchicken, und am vor— 
letzten Tage des Jahres ſchrieb er ihr: als General habe er den Herzog von 
Alba, den erſten Feldherrn ſeines Reiches, auserſehen. 

So konnte denn die Regierung mit Befriedigung ſehen, daß die Zeiten 
der ſchmerzlichen Demütigung für ſie zu Ende gingen, daß ſie ihren Gegnern 
mit neuen Kräften unter die Augen zu treten vermochte. Und die drohenden 
Anzeichen eines Syſtemwechſels der Machthaber mußten denn auch die Prote— 
ſtanten, wenn ſie ſehen wollten, ſehr bald erkennen. Als es ſich nämlich darum 
handelte, die Zugeſtändniſſe vom 25. Auguſt zur Ausführung zu bringen, traten 
zwei große Bedenken hervor: ſollte die für einzelne Orte und Städte gewährte 
Predigt innerhalb der Stadtmauern oder nur außerhalb derſelben geſtattet ſein? 
ſollten unter dem Worte „Predigt“ auch die ſonſtigen gottesdienſtlichen Hand— 
lungen verſtanden ſein, oder ſollten dieſelben ausgeſchloſſen und ſomit das Zu— 
geſtändnis wertlos gemacht werden? Bereits ſeit dem 6. September entſchied 
Margareta in Einzelfällen beide Fragen im letzteren Sinne; am 8. Oktober 
fügte ſie ein Edikt hinzu, welches allen Fremden, beſonders alſo den aus Frank— 
reich herbeigekommenen Predigern bei Todesſtrafe befahl, das Land zu räumen. 
Aber ungeſchreckt durch ſolche Zeichen der beginnenden Gegenwirkung, glaubten 
die proteſtantiſchen Geiſtlichen und Konſiſtorien noch lange nicht am Ende ihrer 
Erfolge zu ſein: die Rechte, deren ſie zu ihrer freien Bewegung bedurften, 
meinten ſie jetzt erſt vollends der Regierung abringen zu können. Zu dieſem 
Zwecke wurde zunächſt jenes Geſindel, mit dem ſie die Schuld an dem Bilder— 
ſturm zu teilen abgelehnt hatten, als ganz brauchbar herangezogen. In Tournai 


) Sendung von 100 000 Dukaten am 2. Auguſt (Reiffenberg, corresp. S. 139), von 
200 000 Dukaten am 13. Auguſt (S. 154). Ermächtigung, die 200000 für die Lotterie be- 
ſtimmten Dukaten (Ecus) für dringende Erforderniſſe zu verwenden, am 3. Oktober. (Supple- 
ment de Strada II S. 460.) Ueber weitere Sendungen vgl. Reiffenberg S. 208, 218. Im 
April 1567 waren freilich auch die Ausgaben fürs Militär auf etwa 300 000 fl. monatlich ge- 
ſtiegen. (Morillon. 1567 April 15. Granvelle, corresp. II S. 381.) 
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z. B., wo die Behörden ſich herbeilaſſen mußten, die hungrige Maſſe durch Ver— 
teilung von Geld und Lieferung von Arbeit zu beruhigen, wurde die wahre 
Bedeutung dieſer Fürſorge durch den dortigen Prediger Ambroſius Wille den 
Mitbrüdern in Valenciennes erklärt: „was die Belohnung derjenigen angeht, die 
an dem Niederwerfen der Bilder gearbeitet haben, ſo brauchen wir ſtatt jenes 
Grundes, der dem Magiſtrat zu gehäſſig iſt, den Vorwand, daß ſie wegen ihrer 
Dienſte bei Bewachung der Stadt und wegen ihrer langen Arbeitsloſigkeit unter— 
ſtützt werden.“ Aehnliche Anſprüche des Pöbels wurden auch anderwärts erhoben, 
und vermutlich auch anderwärts befriedigt.!) Bei ſolchen Mitteln iſt es denn 
erklärlich, daß derſelbe Ambroſius Wille am 20. September melden konnte: 
die Kirchen von Tournai, Lille, Armentieres und Weſtflandern ſeien in Sachen 
der Religionsübung zu gemeinſamem Vorgehen vereint, fie können im Handum— 
drehen 20—30 000 Mann aufſtellen. 

Aber nicht nur das ſchlagfertige Geſindel zogen die Gemeinden heran, ſie 
wußten auch ihre kirchliche Organiſation den Aufgaben eines thatſächlichen Vor— 
gehens gegen die Regierung anzupaſſen. Um die Mitte des Monats Oktober 
kam unter der Leitung des Peter Dathenus, der ſeine Stelle im kurpfälziſchen 
Kirchenrat verlaſſen hatte, um in die Bewegungen ſeiner flämiſchen Heimat mit 
ſeinem gewaltthätigen Ungeſtüm einzugreifen, eine Synode in Gent zuſammen. 
Hier wurde der Beſchluß gefaßt, dem König Philipp als Preis für die volle 
Religionsfreiheit eine Beiſteuer von drei Millionen Gulden zu bieten. Um 
Zeichnungen von Beiträgen zu dieſer Summe einzuſammeln, wurden Deputierte 
für die einzelnen Provinzen ernannt; zur Einziehung und Verwaltung der ge— 
zeichneten Beträge wurden ſtädtiſche und provinzielle Verordnete und ein Zentral— 
ausſchuß in Antwerpen beſtimmt. Damit es aber von vornherein an einem 
Aktionsfonds nicht fehle, wurde fernerhin beſchloſſen, daß ein Sechſtel der ge— 
zeichneten Summe, alſo im ganzen eine halbe Million, innerhalb eines Monats 
bereit zu halten ſei, „um zu den im Intereſſe des Landes notwendigen Aus— 
gaben zu dienen“. Unmittelbar nach dieſen Beſchlüſſen begann in Antwerpen 
die Sammlung von Zeichnungen mit bedeutendem Erfolg, und zwar unter Leitung 
von calviniſchen und lutheriſchen Konſiſtorialen. Von Antwerpen als Mittel⸗ 
punkt wurde dann ein umfaſſendes Steuerſyſtem über den Gemeinden der ſüd— 
lichen wie der nördlichen Provinzen aufgerichtet.?) 


*) Ueber die Subventionen in Tournai vgl. de la Barre I S. 146 fg., 153 fg. Gleiche 
Anſprüche deutet Morillon an, Oktober 26: et les mauvais garcons demandent d'estre en- 
tretenus. (Granvelle, corresp. I S. 57.) Die Aeußerung Willes (Auguſt 29) bei Langeraad, 
Guido de Bray, Beil. S. XLV. Daſelbſt S. XLVII die Aeußerung vom 20. September. 

) Vgl. die Aufzeichnung bei Langeraad, Beil. III. Dieſelbe teilt fertige Beſchlüſſe und 
in der Ausführung begriffene Maßregeln mit. Wenn ſie dieſe aber auf eine resolution des 
deputez d’Anvers zurückführt, ſtatt auf die ganze Genter Synode, fo muß man annehmen, daß 
die Synode den Antwerpener Deputierten zur Feſtſetzung der ſpeziellen Maßregeln für Ein⸗ 
ſammlung und Verwaltung der Gelder Vollmacht erteilt hatte. Daher bezeichnet Viglius in 
einem Schriftſtück von 1567 (Rahlenbeck, Pinquisition S. 104 Anm.) die beiſteuernden Ge- 
meinden als subalternes à ceux de Anvers. Wenn derſelbe Viglius als Steuern angibt: 
1) les 500 000 fl. comptans, 2) les 300 000 fl. par mois, 3) les trois millions, ſo möchte 
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So mit Mannſchaft und Geld ausgerüſtet, gingen die Gemeinden dem 
Ziele einer erweiterten Religionsfreiheit entgegen. Als Graf Hoorne den Prote— 
ſtanten von Tournai ein verhältnismäßig vorteilhaftes Abkommen gewährt hatte, 
in welchem ihnen die Erbauung von Kirchen zwar nur außerhalb der Mauern, 
aber doch in nächſter Nähe derſelben geſtattet, und die allgemeine Religionsübung 
zwar nicht genannt, aber ſtillſchweigend erlaubt wurde, berichtete Giles le Clerc, “) 
einer der vornehmſten Geſchäftsführer und Ratgeber der Gemeinden: „bezüglich 
des Kirchenbaus haben wir keine Eile, denn wir hoffen auf Beſſeres.“ Das 
Beſſere, was man hoffte, hatte ein Wortführer der Proteſtanten von Tournai 
einige Wochen vorher ausgeſprochen: nämlich Kirchen im Innern der Stadt und 
Beiſteuern ſämtlicher Einwohner zur Errichtung derſelben. 

Aber es gab einen Mann, der ohne Selbſttäuſchung und mit wachſenden 
Sorgen dem Laufe der Dinge zuſah: das war der Fürſt von Oranien. Von 
der Zeit ab, da der Adelsbund gegründet war, und es ſich abermals, wie bei 
dem Anſturm gegen Granvella, darum handelte, die Regierung zu zwingen, 
wußte Fürſt Wilhelm, daß in Philipps Augen das Maß ſeiner Schuld vollends 
übergelaufen ſei, und daß, wenn der König in den Niederlanden herrſchen konnte, 
wie er wollte, er zu den allererſten Opfern ſeiner Rache gehören werde. Die 
Abneigung, welche er gleich ſo vielen Niederländern dem ſcheuen und ſchroffen 
Monarchen von Anfang an entgegengebracht, hatte ſich während der Jahre der 
Oppoſition zum Abſcheu und zur Feindſchaft geſteigert: er ſah in ihm den 
Deſpoten ohne Herz für das Wohl und Wehe der Niederländer, er glaubte 
nicht, daß er irgend etwas freiwillig gewähren, und etwas Gewährtes freiwillig 
halten werde. Seiner Rachſucht traute er zu oder gab vor zuzutrauen, daß er 
ſeine, des Fürſten, Oppoſition durch Meuchelmord zu beſtrafen ſuche. Selbſt— 
verſtändlich erſchien es ihm daher als die dringendſte Aufgabe, die kaum erkämpften 
Zugeſtändniſſe durch weiteren Kampf gegen eine auf Reaktion und Rache ſinnende 
Regierung zu ſichern. Aber in dieſem Streite ſah er ſich bei der veränderten 
Haltung und wachſenden Stärke der Regentin, bei den Rüſtungen Philipps in 
Deutſchland und Italien plötzlich in eine höchſt gefährdete Stellung gedrängt. 
Die ſpaniſche Regierung hatte ſich offenbar aufgerafft, um die Macht, die 
ihren Händen entglitten war, wieder zu ergreifen, und wenn ihr dieſes gelang, 
ſo waren die Tage einer erbarmungsloſen Abrechnung gekommen. Aber ob es 
ihr gelang, das hing nach des Fürſten Meinung im letzten Grunde von einer 
einzigen Bedingung ab: ob nämlich ein ſtarkes Heer, ſei es unter des Königs 
perſönlicher Führung, ſei es unter einem Feldherrn, der Philipps Abſichten mit 
mehr Mut und Geſchick als er ſelber durchzuführen vermochte, in den Nieder— 
landen Eingang fand. Hiernach ſah ſich Oranien vor die Aufgabe geſtellt, die 
Lande gegen die Streitkräfte Philipps zu ſchließen, eine Aufgabe, die doch nur 
durch Errichtung einer revolutionären Regierung zu löſen war. 

An und für ſich hatte nun dieſe Folgerung für den Fürſten nichts Ab— 


ich den erſten Poſten auf das in der Aufzeichnung bei Langeraad erwähnte Sechſtel und den 
zweiten auf Ratenzahlung des übrigen Teils der drei Millionen beziehen. 
) Oktober 1. Langeraad S. LI. 
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ſchreckendes mehr. Aber auf welchen Anhang konnte er rechnen, wenn es den 
gewaltſamen Sturm auf die Autorität der Herzogin Margareta galt? In den 
Jahren, da er ſeine eigene Politik im Gegenſatz gegen Philipp II. zu entwerfen 
begonnen, war ihm gleich der Gedanke einer dreifachen Verbindung aufgegangen; 
mit ſämtlichen dem ſpaniſchen Regiment opponierenden einheimiſchen Parteien, mit 
den Hugenotten in Frankreich, mit den proteſtantiſchen Fürſten in Deutſchland. 
Dieſe Verbindungen waren es, auf die er jetzt, da die Stunde der Entſcheidung 
herankam, rechnete. Sehen wir, ob ſeine weitſchichtig angelegten Rechnungen der 
Wirklichkeit der Dinge entſprachen. 

In Deutſchland hatte Oranien mit demjenigen Fürſten, von dem die Nieder— 
länder am eheſten Hülfe erwarten konnten, weil er in nahen kirchlichen Beziehungen 
zu den calviniſtiſchen Gemeinden ſtand und in dem erſten Hugenottenkrieg ſich 
mit dem Gedanken des Eingreifens in fremde Religionshändel befreundet hatte, 
mit dem Kurfürſten Friedrich III. von der Pfalz nämlich, noch immer keine 
direkten Beziehungen angeknüpft; ſeine unmittelbaren Verbindungen beſchränkten 
ſich auf Kurſachſen und Heſſen. Auch mit dieſen Fürſten aber war er noch ſo 
wenig ins klare gekommen, daß er durch eine rückhaltloſe Darlegung ſeiner Ab— 
ſichten und Forderungen ſie abzuſchrecken fürchten mußte. Seine Briefe und 
Beauftragten, die vom letzten Tage des Monats Auguſt !) bis zum Februar des 
Jahres 1567 einander folgten, begannen mit dem beſcheidenen Antrag auf eine 
Fürbitte der ſämtlichen proteſtantiſchen Fürſten bei Philipp für die niederländiſchen 
Proteſtanten, kamen dann zu der Frage, ob der Fürſt ſich nunmehr förmlich zur 
Augsburger Konfeſſion bekennen ſolle, und ſchritten endlich von einer gleich an— 
fangs geſtellten verfänglichen Frage, ob Widerſtand zur Verteidigung der reinen 
Religion erlaubt ſei, zu der offenen Bitte fort, die Fürſten möchten dem König 
von Spanien für den Fall gewaltſamer Verfolgung der Augsburger Konfeſſion 
die Unterſtützung ihrer Glaubensgenoſſen androhen. Dazwiſchen erneuerte er, 
im Hinblick auf den im Frühjahr 1567 zuſammentretenden Reichstag (S. 297), 
die vergeblichen Verſuche, eine Verwendung des geſamten Reichs für die Nieder— 
lande zu erwirken. Unter ſo taſtenden Verhandlungen ging die koſtbare Zeit 
dahin. Am Ende führten ſie zu weiter nichts, als daß die proteſtantiſchen Fürſten 
in nicht minder ſchleppende Verhandlungen über die gewünſchte Fürbitte eintraten. 

Bei dieſen Beratungen ſprangen vollends, um alles zu verderben, wieder die 
Gegenſätze, die das proteſtantiſche Deutſchland ſpalteten, hervor. Noch friſch war 
die bittere Stimmung, welche der am Augsburger Reichstag unternommene und 
mißglückte Angriff gegen die Feſtſetzung des Calvinismus im Reich erzeugt hatte; 
und ſo erklärte Kurfürſt Auguſt, er ſei bereit, ſich an einer Fürbitte zu beteiligen, 
wenn ſie lediglich auf die Augsburger Konfeſſion und deren „rechten Verſtand“ 
begründet werde; der Herzog von Württemberg antwortete noch deutlicher, er wolle 


) Lgr. Wilhelm beantwortet am 16. September 1566 (Groen J 2 S. 285) ein Schreiben 
des Fürſten vom 31. Auguſt. Dies letztere iſt aber nicht identiſch mit dem bei Groen S. 261 
gedruckten Brief, wie man aus dem Inhalt des Schreibens des Landgrafen und der Antwort 
Kurſachſens auf ein ähnliches Schreiben Oraniens (S. 293) erſieht. Im übrigen vgl. meine 
Bemerkungen im Archiv für ſächſiſche Geſchichte 1879 S. 323 fg. 
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ſich der Verwendung anſchließen, wenn der Kurfürſt von der Pfalz ausgeſchloſſen 
werde. Ueber die Grenze einer bloßen Fürbitte hinauszugehen, war nur der 
Kurfürſt Friedrich III. bereit. Wäre es nach dem gegangen, ſo hätten die pro— 
teſtantiſchen Fürſten ihren Worten Nachdruck gegeben, indem ſie nach getroffener 
Vereinbarung ihre Lande den Werbungen und Durchzügen der für die ſpaniſch— 
niederländiſche Regierung beſtimmten Truppen geſperrt und den Kaiſer zum Ein— 
ſchreiten gegen dieſe Werbungen aufgefordert hätten, nicht ohne dem letzteren 
mit der Zurückhaltung der bewilligten Türkenhülfe zu drohen. Aber ſolchen 
Plänen widerſprach der Grundſatz der Neutralität, den Kurfürſt Auguſt bei dem 
erſten franzöſiſchen Religionskrieg aufgeſtellt hatte. Wohl hegte dieſer Führer der 
konſervativen Stände immerhin für die niederländiſchen Proteſtanten größere Teil— 
nahme als für die franzöſiſchen Hugenotten, und wohl erregte ihm die Erinnerung 
an die Zeiten Karls V. nebſt der Ausſicht auf ein ſpaniſches Gewaltregiment 
in den Niederlanden größere Sorgen als eine ſchroff katholiſche Regierung in 
Frankreich; allein dieſe Rückſichten wurden doch wieder aufgewogen durch ſeinen 
damals vorbereiteten Krieg gegen Grumbach und Herzog Johann Friedrich: den 
geſchäftigen Widerſachern durfte er keine Handhabe zu gefährlichen Verbindungen 
bieten, indem er ſich mit Spanien überwarf. 

So waren denn Oraniens Hoffnungen auf eine nachdrückliche Unterſtützung 
von ſeiten der proteſtantiſchen Reichsſtände eitel. Die einzige wirkliche Hülfe, 
die von Deutſchland zu haben war, beſtand in jenen Werbetruppen und Kriegs— 
oberſten, welche der Adelsbund ſeit der Tagſatzung von St. Trond in Wartegeld 
genommen hatte. Und auch dieſer Rückhalt wich, da den Verbündeten ſchon im 
Oktober das Geld ausging, und Graf Ludwig ſeinem Bruder Johann, der die 
Bereitſtellung eines Teiles der Reiterei übernommen hatte, ſchreiben mußte, die 
Rittmeiſter möchten die Soldaten ſtatt mit Geld, mit guten Worten zuſammen— 
halten. Graf Johann — er war der älteſte Bruder Oraniens und verwaltete 
das im Reich liegende Gebiet des Hauſes — verlor darüber den Mut und riet 
ſeinem Bruder: man ſolle ſich mit der Regierung auszugleichen ſuchen, ſo gut 
es gehe, etwa auf Grund individueller Religionsfreiheit ohne Religionsübung.“ 

Nicht weiter als mit den deutſchen Fürſten kam Oranien mit den Huge— 
notten. Die Häupter dieſer ſtarken und ſchlagfertigen Partei waren von dem 
Bewußtſein erfüllt, daß die Sicherheit der reformierten Kirche Frankreichs auf 
ihrer Verbindung mit den Proteſtanten der Nachbarlande beruhe, und daß die 
Abneigung, welche die Regierung durch eine enge Auslegung des letzten Religions— 
friedens ihnen bewährte, ſich in offene Feindſchaft umwandeln werde, ſobald 
Spanien die Niederwerfung des niederländiſchen Proteſtantismus mit Erfolg durch— 
führe; aber ob es nun an der Zurückhaltung der Franzoſen oder des nieder— 
ländiſchen Adels, an der von den Kriegen Karls V. übrig gebliebenen Feindſchaft 
beider Völker oder an der Scheu der niederländiſchen Großen vor dem Vorwurf 
des Hochverrats lag, genug, Oranien kam dem Prinzen von Condé und dem 
Admiral von Coligny im Jahre 1566 nicht viel näher als bereits im Jahr 1563. 
Wie damals ſo beſtand auch jetzt eine durch den Grafen Ludwig vermittelte 


) Groen v. Pr. I 2 n. 218, beſonders S. 348, 354. 
Ritter, Deutſche Geſchichte 15551648. 24 
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Korreſpondenz. Auf dem Wege derſelben ließ Coligny dem Fürſten Wilhelm 
während der Monate September und Oktober nacheinander drei angebliche Be— 
richte des ſpaniſchen Geſandten in Paris an die Herzogin Margareta zukommen, 9 
derbe Fälſchungen, in denen aber die Abſicht der ſpaniſchen Regierung, die miever- 
ländiſchen oppoſitionellen Großen und Proteſtanten zu täuſchen, dann zu ver— 
nichten, und mit Hülfe des Papſtes den Kaiſer und die Königin von Frankreich 
zu gleichem Verfahren fortzureißen, klar zu leſen war. Zur Schürung der Auf— 
regung der Niederländer, zur Stärkung des Bewußtſeins von der Gemeinſamkeit 
der Sache der franzöſiſchen und niederländiſchen Proteſtanten waren dieſe Briefe 
ſehr dienlich, eine wirkliche Verbindung zwiſchen Oranien und Coligny aber, 
welche dem erſteren franzöſiſche Hülfe geſichert hätte, ſchloß ſich nicht an die an— 
geblichen Enthüllungen an. 

Es blieb für Oranien nur eine Hoffnung übrig: das gelöſte Bündnis zwiſchen 
der katholiſchen Oppoſition und den proteſtantiſchen Parteien in den Niederlanden 
herzuſtellen, dann im Lande ſelber die Autorität der Regentin niederzuwer fen 
und Philipp mit ſeinen Streitkräften auszuſchließen. In dieſem Sinne verſuchte 
er, Egmont, den Mann, der unter den katholiſchen Gegnern der Regierung das 
höchſte Anſehen genoß, von der Unzufriedenheit zum Aufſtand zu treiben: mit 
Oranien und dem Grafen Hoorne zuſammen ſollte Egmont dasjenige, was der 
Adelsbund in St. Trond gefordert hatte, die thatſächliche Herrſchaft nämlich über 
die Niederlande unter dem Titel eines Protektorates über Adel und Volk, mittelſt 
eines Manifeſtes ergreifen und durch Berufung von Generalſtaaten befeſtigen.“) 
Um den tapferen Kriegsmann fortzureißen, veranſtaltete er zu Dendermonde, am 
3. Oktober, eine Beſprechung mit ihm, zu der ſich auch Graf Hoorne und Graf 
Ludwig einfanden. Einer jener gefälſchten Briefe mußte dazu dienen, um ihm 
zu zeigen, daß auch er zu denjenigen gehöre, die der Rache Philipps verfallen 
ſeien. Aber da kam nun die ſchwerſte Enttäuſchung Oraniens. Egmont hielt 
damals billige Durchführung der gewährten Religionsfreiheit und konſtituierende 
Generalſtaaten für die einzigen Heilmittel des ſchwer kranken Landes. Bei der 
Ausführung der Zugeſtändniſſe vom 25. Auguſt, die er eben in Flandern unter— 
nommen, hatte auch er nicht bloß die proteſtantiſche Predigt, ſondern zugleich 
eine, wenn auch eng umgrenzte, fernere Religionsübung freigegeben; ſeine hier— 
bei gemachte Erfahrung von der entgegengeſetzten Richtung, welche die Regentin 
einſchlug, hatte ſeine Unzufriedenheit und das Bewußtſein ſeiner perſönlichen 
Gefährdung mächtig verſtärkt. Trotz alledem wies er den Ausweg des Auf— 
ſtandes, der ihm jetzt gezeigt wurde, als eine Verſuchung zum Treubruch zurück; 
nicht äußerlich, aber thatſächlich und im weſentlichen trennte er damals ſeine 
Wege von denjenigen Oraniens. 


) Vgl. über die Alababriefe meine Bemerkungen im Archiv für ſächſ. Geſchichte 1879 
S. 363 fg. 

) Vgl. meine angeführte Abhandlung S. 363 fg. 

) Unter anderm erteilte er den Reformierten von Ppern eine beſondere „ 
(Bavay, procès d' Egmont S. 299), welche Trauungen und Krankenbeſuch unter einſchränkenden 
Bedingungen geſtattete (S. 194, Art. 143, 144). Später Konnivenz zur Vornahme der Taufe 
S. 300). Gewährungen für Bailleul: S. 309, 311. (Ausſagen von Torre und Boonſtraete.) 
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Von da ab mußte der ſo kühn und weit rechnende Führer der Bewegung 
einſehen, daß ſeine Hoffnungen auf die Mitwirkung der katholiſchen Majorität 
des Landes vergeblich waren. Wenn ihm etwa die Haltung des Grafen von 
Egmont die Geſinnung dieſer Kreiſe noch nicht ſicher genug auszudrücken ſchien, 
ſo brauchte er nur weiter in jene mächtigen Körperſchaften hineinzublicken, mit 
denen er den erſten Angriff gegen die Regierung begonnen hatte. Die Provinzial— 
ſtaaten von Brabant und neben ihnen die von Flandern waren eben damals 
im Begriff, eine ſcharfe Grenze zu ziehen zwiſchen der Abſchaffung der Inquiſition 
und Veranſtaltung von Generalſtaaten, welche ſie nach wie vor erſtrebten, und 
der Gewährung proteſtantiſcher Predigt, gegen welche die Mehrheit einen zu— 
nehmenden Widerwillen an den Tag legte. Oranien ſah in dem Stand der 
Brabanter Adelichen ſeinem Willen den mächtigen Einfluß des ſtreng katholiſchen 
Herzogs von Arſchot entgegentreten.!) Er mußte abermals erfahren, daß er 
nur noch auf die Kräfte der proteſtantiſchen Adelichen und Gemeinden rechnen 
konnte. 

Eben gegen dieſe letzten Träger des Widerſtandes wagte aber jetzt die Re— 
gierung den entſcheidenden Angriff. Von den drei Feſten des niederländiſchen 
Proteſtantismus, Antwerpen, Tournai und Valenciennes, waren die beiden erſteren 
durch Oranien und Hoorne beruhigt, indem die Gewährung vom 25. Auguſt in 
noch weiterem Sinne ausgelegt war, als es Egmont in Flandern gewagt hatte; 
mit der letzteren aber handelte Noircarmes, indem er ſchneidend und unerbittlich 
die Auffaſſung ſeiner Regierung vertrat. Da kam es denn ſofort zu Tage, daß 
dieſe Auffaſſung mit den Anſprüchen der proteſtantiſchen Gemeinden nicht aus— 
zugleichen war. Noircarmes verlangte die Ausweiſung des einen der beiden 
Geiſtlichen, des Pellegrin Lagrange, weil er ein Franzoſe fei: gerade von dieſem 
geiſtlichen Demagogen wollte ſich die Gemeinde nicht trennen. Noircarmes beſtand 
auf der Beſchränkung des Gottesdienſtes auf die Predigt: die calviniſchen Geiſt— 
lichen ſagten, als die Verhandlung dem Bruch ſchon nah war, eine großartige 
Abendmahlsfeier an. Endlich, bei der immer gewaltſameren Zuſpitzung der 
Gegenſätze, erklärte der Statthalter die Bürgermiliz für aufgelöſt und verlangte 
auf Befehl der Regentin die Aufnahme einer Beſatzung; da verſagte die von 
dem Konſiſtorium beherrſchte Bürgerſchaft, die ſelber wieder den Magiſtrat be— 
herrſchte, offen den Gehorſam. Und nun ſchritt die Regierung ihrerſeits dazu, 
ein Beiſpiel aufzuſtellen; ein Edikt vom 14. Dezember erklärte die Stadt für 
rebelliſch; Noircarmes, der ſchon in den letzten Tagen des November die Um— 
ſtellung derſelben mit Truppen begonnen hatte, erhielt den Auftrag, ſie durch 
förmliche Belagerung zu unterwerfen; und um dieſelbe Zeit, am 4. Dezember, 
erklärte die Regierung in einem Erlaß an die Obrigkeiten der Städte und Amts— 
bezirke, daß die von ihr gewährte Religionsübung nicht über die bloße Predigt 
erweitert werden dürfte. Der Gottesdienſt ſowohl, wie die ans Tageslicht ge— 
tretene Kirchenverfaſſung der Proteſtanten wurden als Uſurpation verpönt. 

Hiermit war über die Frage, ob das Zugeſtändnis vom 25. Auguſt er— 


1) Morillon. November 19. (Granvelle, corresp. II S. 116.) Derſelbe über Verteilung 
der Parteien unter den Brabanter Ständen. November 28. (S. 124.) 
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weitert oder wertlos gemacht werden ſolle, die Entſcheidung der Regierung im 
letzteren Sinne kund gethan; und die Durchführung dieſer Entſcheidung war in 
dem Krieg gegen Valenciennes begonnen. Zugleich ſah man die Truppenmacht, 
über welche die Regentin verfügte, tagtäglich anwachſen; Mansfeld und Meghem 
ſtanden ebenſo wie Noircarmes an der Spitze anſehnlicher Streitkräfte, bereit auf das 
gegebene Zeichen über die Widerſacher der Regierung herzufallen. Kein Zweifel 
war mehr ſtatthaft, daß die Freiheit des niederländiſchen Proteſtantismus nur noch 
im offenen Kampf mit der Regierung erſtritten werden konnte. Und es gab eine 
Partei im Land, die ſich nach ihrer bisherigen Haltung nicht lange beſinnen 
durfte, dieſen Kampf aufzunehmen; das waren die proteſtantiſchen, oder vielmehr, 
wie von dem nunmehrigen Abſchnitt der Bewegung mit Sicherheit geſagt werden 
kann, lediglich die calviniſchen Gemeinden. Am 1. Dezember, zu einer Zeit, da 
jener allgemeine Erlaß noch nicht verkündet, der Bruch mit Valenciennes aber 
ſchon erfolgt war, fanden ſich die Bevollmächtigten der reformierten Konſiſtorien 
in Antwerpen beiſammen. Noch getragen von jenem Geiſte der Gewaltſamkeit 
und Zuverſicht, der ſie ſeit dem Bilderſturm erfüllte, beſchloſſen ſie ohne weitere 
Umſchweife, daß der Aufſtand gegen die Regierung wegen Bruchs der Landes— 
rechte erlaubt und erforderlich ſei. Um die Mittel und die einheitliche Leitung 
des beginnenden Kampfes zu ſchaffen, beſchloſſen ſie weiter: das erſte Sechſtel 
jener Beiſteuer von drei Millionen, zu der man ſeit der Genter Oktoberſynode 
die Zeichnungen ſammelte und noch lange nicht beiſammen hatte,) fet unver— 
züglich einzuzahlen; ein Ausſchuß von ſechs Edelleuten und ſechs Kaufleuten ſolle 
an die Spitze der ganzen Unternehmung treten, und als oberſtes Haupt ſei 
Oranien, Hoorne oder Brederode, am liebſten der erſtere, zu gewinnen. 

Noch einmal traten infolge dieſer Beſchlüſſe die Männer der That an 
Oranien heran; er ſollte eine Partei, die guten Teils unter ſeiner unſichtbaren 
Leitung erſtarkt war, nicht verleugnen, ſondern jetzt, da der Verzweiflungskampf 
bevorſtand, ehrlich und offen ihre Führung übernehmen. Eine harte Probe wurde 
dem jungen Staatsmanne — er zählte ja erſt zweiunddreißig Jahre — hiermit 
auferlegt, er mußte wählen zwiſchen dem Geſetz der Ehre, welches ihm bei ſeinen 
Genoſſen auszuharren gebot, und den Ratſchlägen der Klugheit, welche ihm das 
Unternehmen als ein ausſichtsloſes zeigte. In dieſer Not ſcheint ihm der Ent— 
ſchluß gefehlt zu haben; er machte den Eindruck eines Mannes, der auf gewagten 
Pfaden ſich verſtiegen hat und nun auf grauenhafter Höhe den Mut verliert, 
entſchloſſen vorwärts oder rückwärts zu gehen. Den Calvinijten, die mit ihren 
verwegenen Entwürfen kamen, erteilte er den Rat, ſich erſt mit den Lutheranern 
über die Annahme der Augsburger Konfeſſion zu vergleichen und dann auf die 
Hülfe der proteſtantiſchen Reichsſtände oder des geſamten Reiches zu hoffen; die 
Antwerpener Kaufleute, die ſich Mühe gaben, die bezeichneten Gelder zuſammen—⸗ 
zubringen, fuhr er an, daß ſie große Dinge mit kleinlicher Schonung ihres Geld— 
beutels durchführen wollten; ?) und während er ſo die angetragene Führung des 


) Beiſpiel einer noch um Weihnachten erfolgenden Aufforderung in der Ausſage Wingles 
in Granvelle, corresp. II S. 632. 
) Bulletin de Ihist, du protestantisme francais 1879 S. 72. 


Der niederländiſche Aufſtand und die öſterreichiſchen Bewegungen. 373 


Aufſtandes abwies, zauderte er doch auch wieder, die ſeit dem Anfang des Jahres 
wiederholt angedrohte Niederlegung ſeiner Aemter vorzunehmen und ſich nach 
Deutſchland in Sicherheit zu bringen. Statt ſeiner war jetzt nur noch die Führung 
des ſtets bereiten Brederode zu haben. Der fand ſich mit den letzten verzweifelten 
Anhängern des Adelsbundes in Antwerpen ein, wo dann in den erſten Tagen des 
Februar 1567 ein förmliches Bündnis zwiſchen Brederode und den Edelleuten 
einerſeits und den Bevollmächtigten der niederländiſch-calviniſchen Kirchen ander— 
ſeits geſchloſſen ward. Auch Ludwig von Naſſau hielt — wenngleich in weniger 
gefährdeter Stellung — bei ſeinen Genoſſen aus; er war um den 20. Januar 1567 
nach Deutſchland gereiſt, als Vertrauensmann ſowohl ſeines Bruders als der 
Aufſtändiſchen; im Namen der letzteren hatte er zuzuſehen, welche Streitkräfte 
nach den früheren Vorbereitungen dort aufzubringen waren, im Namen des erſteren 
hatte er Kurſachſen, Heſſen und andere Fürſten nochmals auszuforſchen, ob ſie 
nicht zum Beiſtand der proteſtantiſchen Niederländer zu bewegen ſeien. 

Wie es nun zur Entſcheidung kam, erwieſen ſich allerdings die Mittel der 
Verbündeten als kläglich unzureichend. In Deutſchland fand Ludwig bei den 
Söldnern, da er ſehr wenig Geld hatte, keinen Anklang und bei den Fürſten 
nur gute Ratſchläge und fromme Reden.!) In den Niederlanden trug Brederode, 
der ſich wohl trefflich bewährt hatte, wenn es galt, die Leidenſchaften adelicher 
Brauſeköpfe oder ſtädtiſcher Pöbelmaſſen zu ſchüren, in der jetzt übernommenen 
Führerſtellung vor allem dazu bei, daß eine nochmalige Ausſcheidung der Parteien 
erfolgte, und der Aufſtand ſelber unter völliger Planloſigkeit vor ſich ging. Ge— 
trennt hatten ſich ſchon von den Calviniſten bei Gelegenheit der Dezemberbeſchlüſſe 
die Lutheraner. Zu dieſer erſten Trennung kam eine zweite unter den Calviniſten 
ſelber; denn einerſeits drängten ſich jetzt jene wilden Maſſen in den Vordergrund, 
welche die Kirchen geſtürmt hatten und als neue Loſung den Totſchlag der Prieſter, 
die Plünderung der Klöſter, und nebenbei der reichen Leute erwarteten, ander— 
ſeits begannen die beſitzenden und gemäßigten Klaſſen der Bürgerſchaften ſich 
ängſtlich zurückzuziehen. Brederode ſah bald in großen Städten, wie Amſterdam 
und Antwerpen, ſeine Hoffnungen auf eine thatſächliche Mitwirkung der Reichen 
enttäuſcht. Um gleichwohl den Aufſtand zu eröffnen, gab er nun mit Hülfe der 
eingehenden Gelder, die weit hinter ſeiner Erwartung blieben,?) Werbeaufträge an 
elf Hauptleute aus. Während dieſe jedoch ihre Truppen anwarben, zog er ſich 
ſelber von Antwerpen nach Vianen, von Vianen nach Amſterdam, um ſich in letzterer 
Stadt der ihm mehr zuſagenden Beſchäftigung der Agitation hinzugeben, in der 


) Die Nachricht, daß Kurpfalz den Konſiſtorien Truppen angeboten (vgl. auch Strada [ 
S. 246 nach der Ausgabe 1648), und daß nach Annahme dieſes Angebots Brederode am 9. Dez. 
1566 Geſandte an Friedrich III. geſchickt habe Deventer, het jar 1566 S. 50), ſtimmt nicht 
mit den von Kluckhohn veröffentlichten Akten. Eine Geſandtſchaft wurde am 4. Dez. 1566 an 
Friedrich III. beglaubigt, aber nicht von Brederode, ſondern im Namen der niederländiſchen 
Kirchen; fie handelte nicht über Truppen, ſondern über Interceſſion. (Kluckhohn 1 S. 730, 
II S. 1. Vgl. Schwarz an Oranien. 1567 Januar 6. Groen 13 n. 254 S. 9.) — Oder ſollte 
der nach des Gr. Ludwig von Naſſau Schreiben vom 16. Oktober 1566 (Groen J 2 S. 405) 
als Söldnerführer ſich anbietende Fürſt etwa Johann Kaſimir ſein? 


2 


2) Ausſage Trelons in Granvelle, corresp. II S. 647. 
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Hoffnung, der Regierung ein zweites Valenciennes entgegenzuſetzen. Die meiſter— 
loſen Söldnerhaufen, die ſich inzwiſchen ſammelten, zogen der Hauptmaſſe nach, 
in acht Fähnlein geteilt, nach Brederodes Stadt Vianen; drei andere Fähnlein, 
unter denen ſich Marnix von Tolouze befand, trieben ſich nach einem vergeblichen 
Anſchlag auf Walcheren plündernd in der Umgebung von Antwerpen herum. 

Den letzteren Haufen erſah ſich die Regierung zum erſten entſcheidenden 
Schlag. Sie entſandte aus Brüſſel den Kapitän Beauvoir, der am 13. März die 
Banden im Angeſicht der Stadt Antwerpen mit einigen geſchulten Compagnien 
angriff und vernichtete. Und nun war es, als ob dieſer erſte Sieg die Loſung zum 
allgemeinen Triumph der Regierung gegeben hätte. Schon zehn Tage nachher 
mußte die Stadt Valenciennes ſich auf Gnade und Ungnade ergeben; wieder 
einen Monat ſpäter nahm das wilde Poſſenſpiel Brederodes ein Ende. Nach— 
dem deſſen Soldaten in Vianen zwei Monate lang keinen Sold erhalten,) brach 
die größere Maſſe derſelben auf Brederodes Vorſpiegelung, daß er ihnen den 
Eingang in die Stadt Amſterdam eröffnen und ſie dort bezahlen wolle, nach der 
reichen Stadt auf. Hier am 27. April angelangt, fanden ſie aber die Thore 
der Stadt durch einen vorſorglichen Magiſtrat wohl verwahrt und hörten am 
folgenden Morgen, daß ihr Oberſt ſich in der Nacht davon gemacht habe. Brede— 
rode floh nach Emden und weiter nach Bremen, um im folgenden Jahr eines 
vorzeitigen Todes zu ſterben. Seine Truppen ſuchten von Amſterdam ebenfalls 
nach dem ſicheren Boden des deutſchen Reichs zu entkommen, wurden aber zum 
Teil durch die Streitkräfte der Statthalter von Geldern und Friesland gefangen 
oder vernichtet. Vianen mit dem Reſt der eingelagerten Söldner ergab ſich in 
den erſten Tagen des Monats Mai. 

Unter dem Eindruck ſolcher Erfolge konnte die Regierung einen neuen 
Schritt zur Verwirklichung ihrer letzten Abſichten unternehmen. Es galt jetzt 
nicht mehr, die enge Erklärung, ſondern die Rücknahme der Zugeſtändniſſe vom 
25. Auguſt. Und da die proteſtantiſchen Gemeinden wenigſtens zum großen Teil 
die Sache der Religionsfreiheit mit der des Aufſtandes verbunden hatten, ſo 
fehlte es nicht an Vorwänden. Seit Anfang des Jahres 1567 mußten die ein— 
geſchüchterten, von den Truppen der Regierung bedrängten Städte, eine nach 
der anderen, ſich der Forderung, die Prediger zu verjagen und die Konſiſtorien 
aufzulöſen, unterwerfen; die größeren und gefährlichen Städte mußten zugleich 
Garniſonen aufnehmen. In die Stadt Antwerpen zog demgemäß am 26. April 
eine Garniſon unter Mansfelds Kommando ein, nicht ohne Beifall des Magiſtrats, 
der auswärtigen Handelsleute und eines großen Teils der Einwohnerſchaft; 
denn der anarchiſtiſche Zug, den die calviniſche Bewegung angenommen, hatte 
das Verlangen nach einer ſchützenden Macht erweckt. In den Städten und Ort— 
ſchaften Flanderns wurden die gleichen Anordnungen auf ausdrücklichen Befehl 
der Regentin?) von Egmont durchgeführt. Lag es daran, daß dieſer nach ſeiner 
Trennung von Oranien die Gunſt der Regierung zu erkaufen für nötig hielt, 
oder daß die aufſtändiſchen Bewegungen ihn von ſeinem Standpunkt der ehr⸗ 


) Ausſage Andelots in Granvyelle, 5 II S. 368. 
) Couſſemaker II S. 237 (für Weſtflandern). 
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lichen Durchführung der Zugeſtändniſſe vom Auguſt zurückgeführt hatten — 
genug, ſeit Anfang Januar reiſte er in ſeiner Provinz umher, um mit guten 
Worten oder Gewalt überall die proteſtantiſche Predigt einzuſtellen und die 
Bürger zu entwaffnen. Am 13. April 1567 meldete er dem König: in Flandern 
ſei alles wieder in dem alten Stand. 

Nicht lange nachher hielt Margareta die Zeit für reif, zu den allgemeinen 
Strafgeſetzen zurückzugreifen. In einem Erlaß vom 24. Mai wurde im Stil 
der alten Religionsedikte über die ketzeriſchen Geiſtlichen und Lehrer, die ſich 
im Lande betreffen ließen, und die hartnäckig ketzeriſchen Laien, die ſolche Geiſt— 
liche gewohnheitsmäßig aufnähmen oder unterſtützten, die Todesſtrafe verhängt; 
auf die Teilnahme an ketzeriſchen Verſammlungen wurde eine arbiträre Strafe 
bis zur Verbannung geſetzt, während denjenigen, welche ſolche Verſammlungen 
veranſtalteten oder einen von der Predigt unterſchiedenen Akt ketzeriſcher Religions— 
übung vornähmen oder für ſich vornehmen ließen, wieder die Todesſtrafe an— 
gekündigt ward. Die Todesſtrafe ward auch allen denjenigen vorbehalten, welche 
Mitglieder 1) der Konſiſtorien und infolge ihrer Geldſammlungen und anderer 
Maßregeln die Urheber der jüngſten Unruhen geweſen ſeien. — Zunächſt wurde 
dieſes Edikt für Antwerpen erlaſſen; man erwartete aber, daß es auch den an— 
deren Provinzen verkündet werde.) 

Der Geiſt des Schreckens, der in ſolchen Verordnungen wieder auflebte, 
wirkte zugleich in den Strafen, welche die Regierung verhängte. Bei jenen erſten 
offenen Kämpfen mit den Aufſtändiſchen hatte Margareta den Grundſatz auf— 
geſtellt, daß abgeſehen von den Führern keine Gefangenen zu machen, ſondern 
alles tot zu ſchlagen ſei. Sobald dann die wild bewegten Städte und Ortſchaften 
gezähmt waren, traten die Gerichte und die vom Hof oder den Obergerichten 
delegierten Kommiſſionen in Thätigkeit, um vornehmlich über vier Verbrechen 
Abrechnung zu halten: über Bilderſturm und Empörung, über bewaffnete Be- 
gleitung der Geiſtlichen zu ihren Predigten und über die Zugehörigkeit zu den 
Konſiſtorien. So wurden in der Stadt Tournai, die noch vor Valenciennes 
eine Beſatzung hatte aufnehmen müſſen, vom Februar bis zum Juni vier Hine 
richtungen und 107 Verbannungen, letztere beſonders gegen Flüchtige, verhängt, 
alle zugleich mit Konfiskation des Vermögens.?) In ähnlichem Verhältnis wurden 
die Strafen in Valenciennes und Antwerpen, in flämiſchen Ortſchaften und ander— 
wärts vollzogen. Unzählige wurden zugleich einer fortwährenden Todesgefahr 
ausgeſetzt; denn die Unterſuchungen wurden maſſenhaft verſchleppt oder vertagt, 
die Gefängniſſe waren voll von Angeſchuldigten, die ihr Urteil erwarteten, 
Kommiſſare der Regierung und die Provinzialgerichtshöfe waren an der Arbeit, 
die an den Unruhen Beteiligten, die Mitglieder der Konſiſtorien und beſonders 


) Nicht chefs des consistoires, wie Gachard in ſeinem Auszug (corresp. de Philippe 
Bd. I S. 551 n. 7) hat, ſondern ceux qui sont esté ou seront desd. consistoires. (Rahlen- 
beck, inquisition S. 282.) 

2) Curiel an Granvella. 1567 Juni 14. (Granvelle, corresp. II S. 490.) 

) De la Barre II S. 217 fg. Sechs neue Hinrichtungen erfolgten vom 17. Auguſt 
bis 6. September (Soldoyer S. 272 fg.), als mit der Ankunft Albas der Schrecken wieder 
auflebte. 
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auch das Vermögen derſelben ) in Liſten der Strafbaren einzutragen; von allen 
Seiten kam das Material zuſammen für Prozeſſe und Exekutionen ohne Ende. 
Bei einer ſolchen Wendung der Dinge mußte auch der vorſichtige Leiter der 
jetzt niedergekämpften Bewegungen, es mußte Wilhelm von Oranien ſeinem 
peinlichen Schwanken zwiſchen Frieden und offenem Bruch mit der Regierung 
ein Ende machen. Der letzte Anlaß dazu ward ihm durch eine neue ſcharfe 
Maßregel, welche den Geiſt der Oppoſition und Parteiung unter den Ordonnanz— 
banden, dem Adel und den hohen Würdenträgern brechen ſollte, geboten. Ver— 
ordnungen der Regentin, erlaſſen ſeit Dezember 1566, legten erſt den Ordon— 
nanzen und den unmittelbaren und mittelbaren Vaſallen, dann den Rittern vom 
goldenen Vließ und den Inhabern der Ordonnanzeompagnien einen neuen Eid 
auf: dem König ausnahmslos gegen alle zu dienen und ſeinen Befehlen ſtets 
Gehorſam zu leiſten, unter Verzicht auf alle jener Pflicht widerſprechenden Ver— 
bindungen und Verpflichtungen. Am 6. März 1567 verlangte Margareta dieſen 
Eid vom Fürſten von Oranien. Der Fürſt, der in der Mitte der Brabanter 
Stände gelernt hatte, neben dem Recht des Monarchen das Recht des Landes 
zu verfechten, der als Bekenner der Augsburger Konfeſſion die Pflichten des 
Königsdienſtes durch diejenigen des Gewiſſens begrenzte, der in den letzten Jahren 
ſich unabläſſig in Verbindungen und Agitationen bewegt hatte, die Philipp als 
hochverräteriſch anſah, konnte in einem derartigen Eid nur eine Verurteilung 
ſeiner Vergangenheit, eine Feſſelung für die Zukunft erkennen. Er antwortete, 
indem er jetzt allen Ernſtes ſeine Entlaſſung verlangte und ſeine Suſpenſion 
als thatſächlich eingetreten vorausſetzte. Ohne freilich zu dem einen oder an— 
deren die Zuſtimmung Philipps zu erlangen, begab er ſich dann von Antwerpen 
nach Breda, und von dort brach er am 22. April nach Deutſchland auf. Seine 
Grafſchaft Naſſau bot ihm eine unſchätzbare Stätte für den Rückzug ſowohl, 
wie für die Vorbereitung weiterer Kämpfe. 

Die Flucht Oraniens beſiegelte die Niederlage der proteſtantiſchen Parteien. 
Aber ſeinem Fall ſollte ein anderer Rücktritt von nicht minder verhängnisvoller 
Bedeutung folgen. Die Herzogin Margareta, wie ſie bis zum Sommer jeden 
offenen Widerſtand niedergeworfen, den proteſtantiſchen Gottesdienſt wieder in 
die geheimen Schlupfwinkel verſcheucht hatte, war vom Gefühl der großartigſten 
Erfolge durchdrungen. „Neun Jahre lang,“ ſagte ſie, „habe ſie keine Stunde 
Ruhe verkoſtet; jetzt aber habe ſie dem Lande den Frieden, dem König eine 
vollkommnere Autorität, als er je beſeſſen, erkämpft!“ Das einzige, was ſie 
ſchmerzlich vermißte, war die Vollmacht zur Begnadigung; ihre Meinung war, 
daß recht bald nach den Erweiſen blutiger Strenge der großen Maſſe der Hohen 
und Niedrigen das Bewußtſein der Sicherheit mittelſt einer Amneſtie zurück— 
zugeben ſei. Dieſer Anſicht der Regentin über die Herſtellung der Ordnung 
ſtanden aber ganz andere Grundſätze des Königs Philipp entgegen. 

Ungeheuer wie dieſem die Frevel der Niederländer an der göttlichen und 
menſchlichen Majeſtät vorkamen, ſo verlangte er auch ungeheure Strafen; zer— 


1) Morillon. 1567 Mai 9. (Granvelle, corresp. II S. 430.) Vgl. Rahlenbeck S. 104 
Anm. 1, 135 fg., 262. Gachard, corresp. de Philippe Bd. II S. 637, 638. 
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rüttet wie ihm alle öffentlichen Ordnungen erſchienen, fo forderte er eine gründ— 
liche Neuordnung des Staatsweſens. Wenn die Regierung ſich noch darauf be— 
ſchränkte, die gewaltthätigen Aeußerungen der Ketzerei zu beſtrafen, die ketzeriſchen 
Meinungen aber, die weit und breit befeſtigt waren, unangefochten ließ, ſo er— 
blickte Philipp darin eine Vernachläſſigung der Regentenpflichten: die Inquiſition 
und die Religionsedikte als Fundamente gottgefälliger Staatsordnung wollte er 
in alter Kraft hergeſtellt ſehen. Und waren nicht auch in weltlichen Dingen 
die Zuſtände unerträglich? Noch war die ſteuerverweigernde Oppoſition der 
Stände keinen Schritt zurückgewichen; den hohen Beamten war die Neigung, 
ſich zu parteien und der Regierung ihren Willen aufzulegen, noch keineswegs 
ausgetrieben. Eben jetzt erhoben ſich neue Zerwürfniſſe zwiſchen Barlaimont, 
der mit ſeiner alten Treue, und Noircarmes, der mit ſeinen friſchen Verdienſten 
prunkte, zwiſchen Mansfeld, den die Regentin mit ihrem Dank und ihrem Ver— 
trauen vor allen anderen auszeichnete, und den übrigen Herren, die in ihm einen 
neuen Granvella entſtehen ſahen. Solche Unbotmäßigkeiten wollte Philipp 
erſticken; in den Niederlanden ſollte das gleiche Regierungsſyſtem aufgerichtet 
werden wie in Spanien. Hierzu aber war ein anderer Wille und ein anderer 
Arm erforderlich als derjenige der vorſichtig lavierenden Prinzeſſin. Den Mann, 
den er brauchte, hatte Philipp in dem Herzog von Alba auserſehen. 

Durch Vollmachten vom 1. Dezember 1566 und 31. Januar 1567 wurde 
dem Herzog der Oberbefehl übertragen ſowohl über die neu heranzuführenden, 
als über die im Lande befindlichen Truppen; durch eine weitere Vollmacht vom 
1. März wurden ihm, im Hinblick auf ſeinen beſonderen Auftrag, der auf Be— 
zwingung der gegen die göttlichen und königlichen Geſetze Ungehorſamen und 
die Verteidigung der Lande nach außen ging, in allen mit dieſer Aufgabe irgend— 
wie zuſammenhängenden Angelegenheiten die gleichen Befugniſſe wie der Regentin 
zugeſprochen. Alſo Margareta ſollte ihre ſtatthalterlichen Rechte mit dem Manne 
teilen, der den Oberbefehl über die Streitkräfte nicht mit ihr teilte. Daß die 
Ernennung Albas ihre eigene Abſetzung bedeute, nahm die Regentin denn auch 
an, noch bevor ſie den Wortlaut der Vollmachten geſehen. In ſchwer gereizter 
Stimmung kündigte ſie ſchon am 11. April, vier Tage bevor Philipp dem Herzog 
von Alba ſeine Abſchiedsaudienz erteilte, den Entſchluß an, ihren Poſten zu 
verlaſſen; am 29. Auguſt, ſieben Tage nach Albas Einzug in Brüſſel, erneute 
ſie ihr Entlaſſungsgeſuch in ebenſo dringender wie ſcharfer Form; am 5. Oktober 
fertigte Philipp ihren Abſchied aus, worauf ſie am 30. Dezember von Brüſſel 
aufbrach zur Rückreiſe in ihre italieniſche Heimat. Der eigentliche Regent der 
Niederlande war ſchon ſeit dem 22. Auguſt der Herzog von Alba. 

In doppelter Weiſe war Alba von ſeinem Könige ausgerüſtet: mit Vor— 
ſchriften, welche ein neues Regierungsſyſtem bedeuteten, und mit einer Armee, 
welche ſtark genug ſchien, um jeden Widerſtand niederzuwerfen. Ueber den erſten 
Punkt wurde teils vor des Herzogs Abgang von Spanien, teils während ſeiner 
Reiſe nach den Niederlanden in dem gewohnten Geheimniſſe beraten. Der 
Kardinal Granvella, der damals an der römiſchen Kurie die Intereſſen ſeines 
Monarchen wahrnahm, hatte Gelegenheit, ſeine unermüdlich eingeſchärften Rat— 
ſchläge jetzt, in der Ausſicht auf das bevorſtehende Gewaltregiment, von neuem 
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einzuſchärfen und noch ſtrenger zu entwickeln; aber ihr eigentliches Gepräge em— 
pfingen die Inſtruktionen Albas aus dem Geiſte Philipps und ſeiner ſpaniſchen 
Ratgeber, und die Bürgſchaft ihrer unerbittlichen Ausführung lag in dem Charakter 
des neuen Statthalters. 

Vor allem galt es, Strafen zu verhängen und Schrecken zu verbreiten, 
ſo lange, bis der Geiſt des Widerſtandes ertötet, und dann die Zeit einer 
Amneſtie gekommen ſei. Dies war ein Grundſatz, den im allgemeinen auch 
Granvella empfahl; aber in Spanien hatte man als Vorbild für die Verwirk— 
lichung desſelben jene ſeit dem Jahr 1559 mit unerhörtem Nachdruck auf— 
genommenen Autodafés, durch welche die proteſtantiſchen Neigungen der 
Spanier erſtickt waren: bei den Vorbereitungen derſelben hatte man in tiefer 
Stille die Statiſtik der Verdächtigen aufgeſtellt, dann mit gleichzeitigen Griffen 
im ganzen Land die Verhaftungen — in der einen Stadt Sevilla achthundert 
an einem Tag — vorgenommen und, nach Abſchluß der Unterſuchung, über 
hartnäckige Ketzer, Apoſtaten und ähnliche Verbrecher jene Maſſenhinrichtungen 
verhängt, denen die ſpaniſche Inquiſition den Charakter kirchlicher Volksfeſte 
gegeben hatte, und deren Opfer in verfolgungsreichen Jahren auf mehrere 
Hundert ſtiegen. An dieſe Juſtiz dachte Philipp, wenn er dem Herzog befahl, 
eine Anzahl der Schuldigſten aus dem gemeinen Volk zu beſtrafen. Dazu fügte 
er noch einen zweiten Gedanken, den Alba ſchon vier Jahre vorher ausgeſprochen 
hatte (S. 344), daß nämlich „gewiſſe Anführer“ der Bewegung unſchädlich ge— 
macht werden müßten, ) d. h. daß vor allem Oranien, Egmont und Hoorne 
gefangen zu nehmen und, unter Mißachtung des den Rittern vom goldenen 
Vließ noch von Karl V. verbürgten Gerichtsſtandes vor ihren Ordensbrüdern, 
einem Ausnahmegericht zu überantworten ſeien. 

Der alſo verbreitete Schrecken ſollte dann die Niederländer den ihnen zu— 
gedachten Neuordnungen gefügig machen. An erſter Stelle forderte Philipp 
drei Einrichtungen, die von Anfang an unverrückbar vor ſeinem Geiſte geſtanden 
hatten: neue Einſchärfung der in Vergeſſenheit geratenen Religionsedikte, Wieder— 
aufrichtung der Inquiſition, Durchführung der neuen Bistumsordnung nach 
dem urſprünglichen, durch die Stände noch nicht verſtümmelten Plan. In welt: 
lichen Angelegenheiten gedachte er vornehmlich die Freiheiten der Stände und 
der Städte nach dem Muſter der kaſtilianiſchen Cortes und Kommunen zu bez 
ſchneiden: an die Stelle der ſparſamen Bewilligungen der Stände ſollten dauernde, 
nicht nur für die geſamte Staatsverwaltung, fondern auch noch für die Samm— 
lung eines Schatzes ausreichende Steuern treten; den Städten, welche durch 
Nachgiebigkeit gegen die Ketzer und Rebellen gefehlt hatten, ſollten ihre Frei— 


) Bal. des Königs Aeußerungen gegen Roſſano in des letzteren Bericht vom 28. Sept. 
1568. (Gachard, Bibliotheques de Madrid S. 106 fg.) Ueber die Erwägungen bezüglich des 
Gerichtsſtandes: Alba an Philipp. 1567 Oktober 2. (Documentos inéditos IV S. 450 fg.) 
Weiteres bei Bavay, procès d'Egmont S. 14. Ueber Albas Inſtruktionen im allgemeinen ſiehe 
beſonders deſſen Bericht vom 9. Juni 1568. (Documentos IV S. 497 fg.) Ueber die An⸗ 
ſchläge gegen die Städtefreiheiten vgl. noch Gachard, Philippe Bd. I n. 582, 586 p. s., 611. — 
Die Inſtruktionen, über deren Kleinlichkeit ſich Alba im April 1567 beſchwert (Documentos 
S. 354) ſind übrigens ſichtlich nur militäriſcher Art. 
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heiten aberkannt, und dann ihre Verfaſſung im Sinn einer eingreifenden Auf— 
ſicht der Regierung über die Juſtiz- und Finanzverwaltung neu geordnet werden. 
Kaſtelle, welche man bei den großen Städten, zunächſt bei Antwerpen, zu er⸗ 
bauen gedachte, ſollten mit ihrer königlichen Garniſon die unruhige Bevölkerung 
im Zaume halten. 

Das alles waren Maßregeln, welche nur gegen den erbitterten Widerſtand 
der Niederländer, vermutlich auch gegen die Feindſeligkeiten auswärtiger Gegner 
durchgezwungen werden konnten. Und daß Philipp dieſe Gefahren nicht unter- 
ſchätzte, das zeigte die Armee, welche Alba von Italien nach den Niederlanden 
führte. Sie zählte 49 Fähnlein Infanterie, das Fähnlein zu ungefähr 200 Mann, ) 
und außerdem 1700 Reiter; der Hauptmaſſe nach waren es ſpaniſche Kerntruppen, 
welche dauernd unter den Fahnen gehalten wurden, durch Kriegstüchtigkeit jede 
andere Truppe der damaligen chriſtlichen Staaten überragten und im Verein 
mit den bereits in den Niederlanden befindlichen, inzwiſchen auch durch deutſche 
Söldner vermehrten Streitkräften eine erdrückende Macht bildeten. Den Schrecken 
dieſer Armee hatten die Niederländer, die gehorſamen wie die aufſtändiſchen, 
vom erſten Tage ihrer Ankunft zu empfinden. Obgleich nämlich Philipp die aus- 
giebigen Geldſendungen aus Spanien, die in dem letzten Verwaltungsjahr 
Margaretas begonnen hatten, nach der Ausſendung Albas fortſetzte, ſo reichten 
dieſe Mittel doch vom erſten Anfange nicht aus, um den Sold der Truppen 
regelmäßig zu bezahlen. Hunger und Bedürftigkeit trieben dieſelben von vorn— 
herein zu Raub und Diebſtahl. Und nun der nationale Gegenſatz zwiſchen 
Spaniern und Niederländern! In dem ſpaniſchen Soldaten verabſcheute der 
Niederländer die Habgier, die widerliche Wolluſt, die Blutgier eines raſch er— 
regten Bornes; dem Niederländer trat dafür der Spanier mit dem Hochgefühl 
der Glaubensreinheit und der Königstreue entgegen: die Angehörigen dieſer 
Lande, ſo meinte man im Heer, ſeien eigentlich alle Ketzer; ihr bewegliches Gut 
ſei von dem König für die Soldaten, ihr unbewegliches Eigentum für den König 
ſelber beſtimmt.?) Und jo hauſten die Truppen von ihrem erſten Eintritt in 
die Lande faſt wie in einer eroberten Stadt; die Infanterie führte, als Alba 
in Brüſſel anlangte, an die 6000 Pferde mit ſich, zum guten Teil als Beute 
aus den durchzogenen Provinzen.?) Die Militärverwaltung ſelber beförderte 
das Syſtem der Ausſaugung. Wie nämlich die Truppen in die Städte und 
die noch unzuverläſſigen Bezirke verteilt wurden, verſtand ſich zunächſt die Ein— 
quartierung in die Häuſer der Einwohner von ſelbſt, während die Lebensmittel, 
ſowie Brennholz, Licht u. dgl. aus dem Solde der Mannſchaften zu beſtreiten 
waren. Aber ſo ſicher rechnete man von vornherein auf weitere Forderungen 
und Gewaltthaten der Soldaten, daß gleichſam zur Abkaufung derſelben die 
Stadt Brüſſel der ihr zugedachten Garniſon noch monatlich einen Dukaten auf 
den Mann zahlte. Die gleiche Beiſteuer wurde in anderen Städten, ſelbſt in 


1) Nach Bernhard. Mendoza (1 S. 49) belief ſich die Geſamtzahl der Infanterie auf 
8780 Soldaten nebſt 735 Musketieren. 

2) Straetmann. 1567 September 14. (Epist. Pogiani IV S. 365 Anm.) 

3) Morillon. 1567 Auguſt 24. (Granvelle, corresp. II S. 599 fg.) 
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kleinen Ortſchaften verlangt.!) Man begreift es, daß die Einlagerung oder Ver— 
mehrung einer ſpaniſchen Beſatzung die furchtbarſte Drohung für jede Stadt war. 

Der eigentliche Typus aber von allem, was die Niederländer in dem 
ſpaniſchen Soldaten entſetzte und abſtieß, war der General dieſer Truppen ſelber. 
Der Herzog von Alba war gekommen, nicht um in den Niederlanden zu bleiben 
ſondern in dem vertrauensvollen Bewußtſein, daß er durch raſche und gewaltige 
Schläge dieſes Staatsweſen umzuformen und dann die Verwaltung der gehorſam 
gewordenen Provinz einem gewöhnlichen Statthalter zu übergeben habe. In 
ſeine außerordentliche Stellung brachte er die Gaben des erſten Feldherrn ſeines 
Königs, eines erfahrenen Adminiſtrators und eines geriebenen Diplomaten, vor 
allem aber jene Art von Königstreue, welche den höchſten Stolz darein ſetzte, 
die Abſichten ſeines Herrſchers ohne jede Einſchränkung durchzuführen. Die Ab— 
ſichten Philipps in den Niederlanden wie in ſeinem geſamten Reiche gingen auf 
die unumſchränkte Herrſchaft der Monarchie und die Alleingeltung der katholiſchen 
Kirche. Daß beides nur um den Preis der Vernichtung nicht etwa einzelner 
Gegner, ſondern großer Maſſen, der Träger einer mächtigen Geiſtesbewegung, 
zu erringen ſei, das war ein Grundſatz, der ſich ihm täglich aus dem ganzen 
Bereich ſeiner Herrſchaften unerbittlich aufdrängte, und unerbittlich nahm er 
denſelben an, unerbittlich ſetzte er die Kräfte ſeiner Reiche dafür ein. Aber 
eine weitere Konſequenz wäre es geweſen, daß er nun auch den Menſchen, 
die er mitſamt ihren Gedanken vom Antlitz der Erde zu vertilgen unternahm, 
offen unter die Augen getreten wäre, daß er für die Schreckensmaßregeln, die 
er verfügte, die Verantwortlichkeit vor der Welt übernommen hätte. Dieſer 
Mut jedoch ging ihm ab, wie er denn überhaupt, abgeſehen von der über— 
menſchlichen Beharrlichkeit und Arbeitſamkeit bei der Verfolgung ſeiner zwei 
einzigen Ideen, ein gewöhnlicher Menſch war, unaufrichtig, geiſtig ſchwerfällig 
und beſchränkt. Da wurde nun für die Niederlande dieſe Halbheit des Monarchen 
durch die Entſchloſſenheit ſeines Feldherrn erſetzt. Albas Herz war verhärtet 
durch die Schule der Politik, die er durchgemacht, und die kalte Verachtung 
gegen das Urteil aller derer, die anders dachten als ſein ſpaniſcher König und 
ſeine ſpaniſchen Glaubensrichter, ließ ihn unentwegt den Fluch der Menſchen 
für alle Grauſamkeiten und alle Rechtsbrüche auf ſich nehmen, welche die Durch— 
führung der geheim gehaltenen Abſichten ſeines Herrſchers erforderte. Bei 
dieſem grauſigen Statthalter war jede Berufung an Menſchlichkeit und Ehrliebe 
unmöglich, ſolange er ſich innerhalb der Aufträge ſeines Königs befand. 

In Brüſſel angelangt, machte ſich Alba unverzüglich ans Werk, den erſten 
ſeiner Aufträge, nämlich die Rache, zu vollziehen. Von den drei vornehmſten 
Herren, deren Blut Philipp verlangte, war Wilhelm von Oranien ihm entgangen, 
Egmont und Hoorne dagegen waren furchtlos in den Landen und ihren Aemtern 
geblieben. Der erſtere hatte ja auch, wie bemerkt, ſeit Anfang des Jahres ſich 
den Anſchauungen der Regentin im weſentlichen anbequemt und ihr bei Unter— 
drückung der Calviniſten wichtige Dienſte geleiſtet; ein Brief Philipps hatte ihm 


) Granvelle, corresp. III S. 22, 34 fg. Henne et Wanters, hist. de Bruxelles I 
S. 414. 
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noch am 26. März die Anerkennung und das Vertrauen des Monarchen bezeugt. 
Auch Alba fuhr anfangs fort, die Dienſte der beiden Herren zu gebrauchen: 
auf den 9. September beſchied er ſie nach Brüſſel zu einer Ratsſitzung in mili— 
täriſchen Angelegenheiten. Aber alle dieſe Vertrauenserweiſe Philipps wie Albas 
waren Künſte einer Politik, deren ſich Karl V. gelegentlich bedient hatte, und 
die Philipp mit angeborener Vorliebe ausbildete: dieſer Monarch ſcheute nicht 
davor zurück, die Mächtigen, die er in ſeine Gewalt bringen und beſtrafen wollte, 
zu täuſchen und zu umgarnen, und ſo mit der Gewalt des Deſpoten die Tücke 
des Betrügers zu verbinden. Um ſeine Befehle zu erfüllen, hatte Alba die 
beiden Herren nach Brüſſel eingeladen, weil er ſie dort mit ſeinen Soldaten 
umſtellen konnte. Als ſie jene Ratsſitzung verließen, wurden ſie verhaftet und 
nun dem Verfahren eines Ausnahmegerichtes unterworfen, vor dem ſie eigent— 
lich von vornherein als Hochverräter verurteilt waren. 

Dieſes Ausnahmegericht war einen Tag vor der Verhaftung der beiden 
Grafen zuſammengeſetzt. Als „Rat der Unruhen“ ſollte es ſeine Unterſuchungen 
über die Zeit von 1566 ab, und hier vornehmlich auf jene vier Verbrechen er— 
ftvecten, 1) über welche Margareta ſeit Niederwerfung der Aufſtandsverſuche ſchon 
eine Anzahl von Todesurteilen hatte fällen laſſen (S. 375). Daß Alba für 
dieſe Vergehen ein Ausnahmegericht ſchuf, hatte ſeinen Grund nicht etwa in 
hervorragenden Schwierigkeiten bei Feſtſtellung der Thatfragen. Die Vorgänge, 
welche beſtraft werden ſollten, waren in den wilden Jahren 1566 und 1567 
ans offene Tageslicht getreten, und abgeſehen von einzelnen beſonderen Fällen, 
wie denjenigen des Grafen Egmont, kam es nicht leicht vor, daß jemand wegen 
Handlungen verurteilt wurde, die er nicht begangen hatte. Indes eben jener 
Verbrechen, die in Betracht kamen, hatte ſich ein großer Teil der geſamten 
Bevölkerung ſchuldig gemacht, und wenn man ſie nur einigermaßen umfaſſend 
verfolgte, ſo kam man zu Todesurteilen in Maſſe; dagegen aber ſträubten ſich 
die ordentlichen Gerichte. Noch weniger waren von den ordentlichen Gerichten die 
Urteile in raſcher und betäubender Abfolge zu erlangen. Das Verfahren der— 
ſelben war umſtändlich und legte vollends einer rachſüchtigen und habgierigen 
Regierung immer neue Schwierigkeiten in den Weg durch verwickelte Kompetenz— 
verhältniſſe und durch zahlreiche Sonderrechte einzelner Städte und Bezirke. Ein 
für Alba und ſeinen königlichen Herrn vorzüglich widerwärtiges Sonderrecht war 
das von den verſchiedenſten Gebieten ihnen entgegengehaltene Privilegium gegen 
die Konfiskation. Denn mit den Todes- und Verbannungaurteilen zugleich die 
Konfiskation zu verhängen, war bei Feſtſtellung des Planes der Reaktion mit 
beſonderer Sorgfalt ins Auge gefaßt: ſie ſollte dazu dienen, die Finanznot der 
Regierung zu erleichtern. 

Alle jene Hemmniſſe einer raſchen Blutjuſtiz wurden hinweggeräumt, indem 


) Aufgezählt in Albas Erlaß vom 21. Februar 1568. (Couſſemaker 1 S. 260. Gachard, 
Philippe Bd. II S. 660. Vgl. Albas Erklärungen über den Begriff „Conſiſtoriale“ und über 
die ſtrafbare Bewaffnung S. 663.) Ueber den Rat der Unruhen ſiehe beſonders Poullet in den 
mémoires couronnés de l’académie de Bruxelles 40. 1870 S. 108 fg. Bemerkungen Couſſe— 
makers J S. 35. 
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man die bezeichneten Vergehen als Majeſtätsverbrechen ohne Rückſicht auf Sonder⸗ 
rechte hinſichtlich des Gerichtsſtandes und des Verfahrens dem Rat der Unruhen 
überwies. Die freieſte Bewegung wurde dem neuen Gerichtshof gewährt, indem 
er an keine beſtimmte Inſtruktion, keinen ſchriftlichen Akt ſeiner Begründung 
gebunden ward; den gehofften Gewinn ſuchte man zu ſichern, indem man ihm die 
Aufzeichnung der Güter der Beſchuldigten, die Konfiskation und alle aus derſelben 
hervorgehenden Prozeſſe, ja die Verwaltung und den Verkauf der konfiszirten 
Güter übertrug. Vollendet wurde die Einrichtung durch eine weite Verzweigung 
und ſcharfe Zentraliſation. Delegierte des Rates wurden nämlich ſofort in alle 
Provinzen entſandt, um an Ort und Stelle die Prozeſſe anzuſtrengen; neben 
ihnen wurden dann auch vielfach die Ortsgerichte beauftragt, um die dem Rat 
der Unruhen übertragene Gerichtsbarkeit wieder mit beſonderer Autoriſation und 
unter Aufſicht desſelben auszuüben. Regel war es aber, daß die Erkenntniſſe 
dieſer niederen Gerichte dem Rat der Unruhen zur Beſtätigung vorgelegt, oder 
umgekehrt von ihnen auf ein zugefertigtes Gutachten des Rates ausgeſprochen 
wurden. Der Rat ſelber fällte indes auch wieder kein endliches Urteil, ſondern 
legte den Entwurf desſelben dem Herzog vor, in deſſen Namen die Entſcheidung 
fiel. Unbedenklich nahm Alba die Verantwortung für die Schlächtereien, welche 
bald alle Marktplätze niederländiſcher Städte ſchändeten, auf ſeinen Kopf. 

Daß die neue Behörde mit Männern beſetzt wurde, welche die ihr zuge— 
wieſenen Verbrechen im weiteſten Sinne zu nehmen und in raſchem Verfahren 
zu erledigen bereit waren, verſteht ſich von ſelbſt. Der leitende Einfluß in der— 
ſelben fiel auch nicht einmal den niederländiſchen Mitgliedern, ſondern zwei von 
Alba mitgebrachten Spaniern, dem blutdürſtigen Juan Vargas und dem Luis 
del Rio, zu. Der weniger gerichtliche als politiſche Zweck des neuen Tribunals 
brachte es ferner mit ſich, daß dieſe Schreckensmänner und ihr Meiſter die von 
vornherein unbeſtimmten Grenzen ihrer Kompetenz noch ſtetig zu erweitern 
ſtrebten. Zuerſt, als der Rat wenige Wochen in Thätigkeit war, erwirkte Alba 
eine Entſcheidung desſelben, daß die bloße Zugehörigkeit zum Adelsbund ein 
Majeſtätsverbrechen ſei; die Verfolgung dieſes Verbrechens ward dem Rat zu— 
gewieſen. Wenn dann weiter ein Zweifel darüber aufkommen konnte, ob die 
Hinrichtung die regelmäßig zutreffende Strafe ſei, ſo wurde derſelbe durch Alba 
behoben. Er wies auf die Religionsedikte, die ja wohl verachtet und vergeſſen, 
aber nicht aufgehoben waren: wo dieſe auf einen der Angeſchuldigten paſſen, 
ſeien fie nach dem Buchſtaben anzuwenden.) Nach dieſer Anweiſung hatte der 
Rat bereits nicht nur für die ihm beſonders zugewieſenen Vergehen die Strafen 
der Religionsedikte zu verhängen, er konnte auch jede weitere in dieſem blutigen 
Geſetze verpönte Handlung vor fein Gericht ziehen.?) 

Zu den erſten und gehäſſigſten Arbeiten des Rates gehörte das Verfahren 
gegen Egmont und Hoorne, ſowie gegen einige andere, gleichzeitig mit ihnen 


) Alba an Philipp. 1568 April 13. (Documentos inéditos IV S. 489.) 

) Uebrigens ſchreibt Viglius noch am 31. Dezember 1568 (pridie Kal. Jan. 1568 nach 
Brabanter Stil): haereticis provincia non purgatur, cum contra eos tantum procedatur 
qui seditiosum scandalosumve aliquid commiserunt. (Analecta Belgica I 2 S. 453.) 
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gefangene hervorragende Männer. Dieſe Prozeſſe wurden jedoch nicht übereilt: 
denn, ſagte Alba, die Strafen müſſen mit den Geringeren anfangen und mit 
den Großen enden, damit der Schrecken ſtetig wachſe. Und ſo übernahm der 
Gerichtshof zunächſt das von Margaretas Delegierten gegen die Schuldigen 
gewöhnlichen Ranges geſammelte Material und fuhr zugleich mit ſeinen eigenen 
Kommiſſarien fort, Unterſuchungen zu veranſtalten und das Vermögen der Ver— 
dächtigen feſtzuſtellen. Lag es aber an der Umſtändlichkeit dieſer letzteren Arbeit 
oder daran, daß die neue Behörde ſich überhaupt erſt gründlich orientieren wollte, 
genug, in den erſten ſechs Monaten erfolgten noch wenige Definitivurteile. +) 
Die Zeit der blutigen Schauſpiele begann erſt ſeit dem 21. Februar 1568. Sei 
es daß inzwiſchen die Verdächtigen genügend ausgekundſchaftet waren, ſei es daß 
Alba über dem langſamen Verfahren die Geduld verlor, — an dem genannten 
Tage erließ der Herzog an die Kommiſſare des Rates und an die Provinzial— 
ſtatthalter den geheimen Befehl, am vorſtehenden Aſchermittwoch (3. März) mit 
einem Schlag die an den oben bezeichneten vier Verbrechen vorzugsweiſe Schul— 
digen zu verhaften und vor Gericht zu ſtellen. Wie der beſtimmte Tag heran 
kam, wurden in den Städten die Thore geſchloſſen, und dann bis zum Abend 
die Angeſchuldigten aus ihren Häuſern geſchleppt; am folgenden Tag ſah man 
die Häſcher mit ihren auf dem umliegenden Land eingebrachten Gefangenen ein— 
ziehen. Da konnte denn der Gouverneur Raſſenghien melden, daß er in ſeiner 
kleinen Provinz Lille-Douai-Orchies die vierundfünfzig am ſchwerſten Belaſteten 
ergriffen habe; die Geſamtzahl der im ganzen Lande Eingebrachten belief ſich 
auf etwa fünfhundert. Und nun erfolgten in den Orten, welche die Haupt— 
ſchauplätze der kirchlichen Unruhen geweſen, Schlag auf Schlag die Proceſſe, die 
Urteile, die öffentlichen Hinrichtungen durch Schwert, Strang oder Feuer. Von 
den fünf Hunderten werden wenige dem Henker entgangen ſein, und auch bei 
ihrer Hinopferung blieb es keineswegs. Mit kaltem Ueberſchlag berichtete Alba 
am 13. April: der gegenwärtige Strafakt und derjenige, welcher ſich von Oſtern 
ab anſchließen wird, dürfte über 800 Köpfe treffen. 

Darüber kam auch der Zeitpunkt, der zu der Erweiſung des äußerſten 
Schreckens geboten ſchien. Am 4. Juni, nachdem in den vorausgehenden Tagen 
eine Anzahl bekannter Mitglieder des Adelsbundes, die ſich offener Empörung 
ſchuldig gemacht, hingerichtet waren, unterzeichnete Alba das Todesurteil gegen 
Egmont und Hoorne, als überführt des Aufſtandes und des Hochverrates. Die 
Handlungen, welche dieſe Verbrechen in ſich ſchließen ſollten, wurden bezeichnet 
als Begünſtigung der Ketzer, Beförderung der Verſchwörung Oraniens und anderer 
Herren, Beſchützung von Mitgliedern des Adelsbundes. Hinſichtlich des Grafen 
von Hoorne ließ ſich nun allerdings nicht leugnen, daß er die auf Anwendung 
von Gewalt zielenden Umtriebe des Adelsbundes gebilligt und die Aufſtändiſchen 


) Viglius, 1568 Februar 17: contra neminem adhuc, quod sciam, definitive pro- 
nuntiatum est. (Analecta Belg. I 2 S. 405.) Dem widerſprechen die von Gachard (Bulletins 
de l'académie de Bruxelles I 16, 2 S. 62) angeführten zahlreichen Todesurteile aus Januar 
und Februar 1568. Allein ſollten dieſelben nicht erſt ſpäter publiziert ſein? So finden ſich 
zum Januar 1568 nicht weniger als 84 Todesurteile für Valenciennes, während doch die Exe— 
kutionen dort erſt im März begannen. (Le Boucd S. 28.) 


384 Drittes Buch. Zweiter Abſchnitt. 


in Valenciennes ermutigt hatte. Um aber die unbequeme Oppoſition und die 
Eigenmächtigkeit Egmonts als Hochverrat zu ſtempeln, dazu gehörte jene entſetz⸗ 
liche Ausdehnung dieſes Begriffes, nach welcher auch derjenige des Verbrechens 
ſchuldig wurde, der an ſeinen Freunden und Parteigenoſſen, wenn ſie die ſchmale 
Grenze, die von der Oppoſition zu den erſten Anfängen des Aufſtandes führt, 
überſchritten, nicht ſofort zum Denunzianten ward, es gehörte dazu eine wahr— 
haft verruchte Auslegungskunſt der Ankläger und Richter, welche vieldeutigen 
Worten und Handlungen überall die eine Abſicht des Sturzes der königlichen 
Herrſchaft unterſtellten. In Wahrheit war es die unverbrüchliche Königstreue 
Egmonts geweſen, welche den Aufſtandsplänen Oraniens die Möglichkeit des 
Gelingens entzogen hatte. Und welche Abſichten er in ſich ſelber erkannte, ſagte 
er, als er mit ſeiner Vergangenheit abſchloß, um vor den ewigen Richter zu 
treten. „Es war,“ ſchrieb er einige Stunden vor ſeiner Hinrichtung an den 
König, „niemals meine Abſicht, etwas zu verhandeln oder zu thun weder gegen 
die Perſon oder den Dienſt Eurer Majeſtät, noch gegen unſere wahre, alte, 
katholiſche Religion.“ 

Der Monarch, an den der Sieger von Gravelingen dieſes letzte Wort 
richtete, war inzwiſchen ungeduldig geworden. Die dringenden Fürbitten des 
Kaiſers, einiger Reichsfürſten, ſogar ſeines Statthalters, des Grafen von 
Mansfeld, ſetzten ihn in Verlegenheit, und um aus derſelben herauszukommen, 
drang er ſchon im Dezember 1567 in den Herzog von Alba, der Sache ein 
Ende zu machen. Aus ſeinem dunkeln, gegen die freien Blicke und freien Worte 
der Menſchen geſchützten Mittelpunkt lenkte er das Geſchick der beiden Opfer, 
während Alba ſeinen Namen unter das Urteil ſetzte und unerſchütterlichen Ge— 
müts der öffentlichen Hinrichtung beiwohnte, welche am 5. Juni 1568 in der 
von Entſetzen betäubten Hauptſtadt vollzogen ward. „Es war,“ ſagt ein Augen— 
zeuge, „als ob der Tag des jüngſten Gerichtes hereinbräche.“ 

Alba ſelber glaubte, mit dieſer Blutthat einen großen Schritt in der Er— 
füllung ſeiner Aufträge vorwärts gethan zu haben. „Je mächtiger der Eindruck,“ 
ſagte er, „um ſo reicher wird die Frucht des aufgeſtellten Exempels ſein.“ Schon 
hatte er mit vollem Eifer die Vorarbeiten der beabſichtigten neuen Ordnung 
der Dinge angegriffen: in Antwerpen ließ er an einer mächtigen Citadelle bauen, 
um dieſe Stadt zum ſtärkſten Platze der Welt zu machen; in einer Finanz— 
kommiſſion ließ er über die Einführung ſtändiger und ausgiebiger Steuern be— 
raten; auch dachte er bereits an die letzte der ſämtlichen vor ihm liegenden 
Aufgaben, an die allgemeine Amneſtie, die freilich nur denen zu teil werden 
ſollte, die vorher ihren Frieden mit der Kirche gemacht hätten. Daß die Nieder— 
länder ſich den Einwirkungen von Schrecken und Gnade widerſtandslos hingeben 
würden, ſchien ihm ſelbſtverſtändlich. „Dieſes Volk,“ ſchrieb er, „iſt ſo fügſam, 
daß es, bei Erkenntnis der Milde Eurer Majeſtät, gutwillig den Gehorſam leiſten 
wird, dem es ſich jetzt widerwillig fügt.“ 

Aber der ſtürmiſche und prahleriſche Kriegsmann wußte nicht, mit welchen 
Mächten er zu rechnen hatte. In den Niederlanden erzeugte die Unmenſchlich— 
keit unter den Formen des Geſetzes die Unmenſchlichkeit in Geſtalt wilder Ge— 
ſetzloſigkeit, und die allmählich durchdringende Erkenntnis von dem ſtarren Plan, 


Der niederländiſche Aufſtand und die öſterreichiſchen Bewegungen. 385 


die kirchlichen und politiſchen Einrichtungen der Niederlande in die ſpaniſchen 
Formen einzurenken, führte ſchließlich alle ſelbſtändigen Elemente in einen großen 
Freiheitskampf. Die erſten Streiter gegen das ſpaniſche Gewaltregiment gingen 
aus jenen ſelben Verhältniſſen hervor, unter denen die Führer des Bilderſturmes 
erwachſen waren. Die Maſſen verzweifelter Exiſtenzen, bedrängt durch die Not 
der Armut und Arbeitsloſigkeit, oder ausgeſtoßen durch ein Verbannungsdekret, 
das die Konfiskation und die Todesſtrafe im Falle der Wiederkehr in ſich ſchloß, 
waren ſchon groß geweſen in dem wilden Jahr 1566, ſie wuchſen ins Unge— 
heuerliche vor und nach dem Eintreffen Albas. Kamen doch auf jedes Todes— 
urteil des Rates der Unruhen mehrere Verbannungedekrete gegen Flüchtige: in 
Antwerpen z. B., wo die in den Jahren 1566-1569 hingerichteten Einwohner 
ſich auf zweiundfünfzig beliefen, ſprach Alba in den drei erſten Monaten des 
Jahres 1568 dreihundertundſechzehn Verbannungsurteile aus. Von der alſo 
ausgeſtoßenen Menge fand ſich der Abſchaum zu den erſten Verſuchen der Rache 
und Selbſthülfe in denſelben Gegenden von Weſtflandern zuſammen, wo der 
Bilderſturm angegangen war. Hier reichten die verzweifelten Geſellen, welche in 
den Schlupfwinkeln ihrer Heimat geblieben waren, den Flüchtigen, die nach Frank— 
reich, beſonders aber nach England geſtrömt waren und von dort ſich zurück— 
wagten, die Hände. Seit Ende 1567 thaten ſich Banden zuſammen mit der 
Loſung der Kirchen- und Klöſterplünderung, des Totſchlags der Geiſtlichen und 
Richter. Sie begannen den kleinen Krieg der Buſchgeuſen, der ſich ebenſo greuel— 
haft im Angriff wie in der Abwehr geſtaltete. 

Ernſtere Gefahren indes als von dieſen Banditen kamen für die ſpaniſche 
Regierung bald nachher von dem benachbarten Frankreich und Deutſchland. 
Jene Ueberzeugung, welche die ſchlagfertige Partei der Hugenotten durchdrang, 
daß die Erſtarkung der katholiſchen Reaktion in den Niederlanden das gleiche 
Syſtem bei der franzöſiſchen Regierung zur Folge haben müſſe, hatte in den 
Zeiten, da die Knechtung der Niederlande erſt bevorſtand, eine tiefgehende Er— 
regung in Frankreich hervorgerufen, ohne jedoch zu Thaten zu führen; aber wie 
nun Alba mit ſeiner ſpaniſchen Armee vom Lande Beſitz ergriffen hatte, und es 
freilich ſchon zu ſpät geworden war, die Befeſtigung ſeiner Gewalt zu hindern, 
da trieb jene ſelbe Anſchauung die Hugenotten zur Eröffnung des zweiten 
franzöſiſchen Religionskrieges (September 1567), dem dann, nachdem im März 
des Jahres 1568 ein kurzer Friede geſchloſſen war, ſchon im Herbſt desſelben 
Jahres der dritte Krieg folgte: diesmal in der That eröffnet durch die von 
Spanien, dem Papſte und den Eiferern des eigenen Landes fortgeriſſene Re— 
gierung, mit der Abſicht, den Proteſtantismus in Frankreich zu vernichten. So— 
bald nun in Frankreich die Waffen ergriffen waren, erhielt der früher hervorge— 
tretene und ſtets wieder verflüchtigte Gedanke einer Verbindung der proteſtantiſchen 
Streitkräfte dieſes Landes mit denjenigen der Niederlande den Nachdruck der gemein— 
ſamen Not. Eine Anzahl hervorragender Mitglieder des Adelsbundes waren aus den 
walloniſchen Landen unter dem Schutz von Condé und Coligny geflohen.) Sie 
waren die geeigneten Mittelsmänner für die jetzt wieder aufgenommenen Ver— 
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handlungen über eine beiderſeitige Verbindung. Der Mann aber, den man 
dabei als das vorbeſtimmte Haupt der niederländiſchen Kampfesgenoſſen anging, 
lebte als Flüchtling in Deutſchland: es war Wilhelm von Oranien. 

Auf den ſicheren Boden Deutſchlands, wo er ſeine Zuflucht gefunden, war 
dem Fürſten Wilhelm die Rache Philipps nachgefolgt: er war vorgeladen vor 
den Rat der Unruhen, dann, am 28. Mai 1568 verbannt, unter Androhung 
der Todesſtrafe im Fall der Rückkehr und unter Konfiskation all ſeiner nieder— 
ländiſchen Beſitzungen. So erſchien er in Deutſchland als ein ruinierter, aber 
auch als ein ernſter, unter den Stürmen der Zeit gereifter Mann. Zu ſeinen 
erſten Sorgen gehörte es, daß er ſich in die Lehren des proteſtantiſchen Bekennt— 
niſſes, mit dem er ſein Geſchick und ſeine Wirkſamkeit unlöslich verknüpfte, in 
Ruhe vertiefen wollte. Er erbat ſich zu dieſem Zweck vom Landgrafen Wilhelm 
den ſtudierten Pfarrer von Treiſa, der ihm denn auch bereitwillig zugeſandt 
wurde. Mit ihm hatte er nach dem Muſter anderer deutſchen Fürſten die heilige 
Schrift zu leſen und ſich daneben in Melanchthons corpus doctrinae, welches 
der Landgraf beifügte, zu unterrichten. Viele Zeit indes konnte er für ſolche ſtille 
Studien nicht erübrigen. Denn auch auf ſeinem väterlichen Schloß zu Dillen— 
burg bewegte er ſich in weitverzweigter niederländiſcher Umgebung, in ver— 
wickelten Anſchlägen und Verhandlungen. Jene niederländiſche Emigration 
nämlich, die ſich ſchon in dem letzten Jahrzehnt der Regierung Karls V. über 
Deutſchland ergoſſen, war ſeit der Reaktion des Jahres 1567 von neuem in 
Bewegung gekommen. Von den pfälziſchen Landen bis herab nach Jülich, Cleve 
und Oſtfriesland, von dort einwärts bis nach Bremen füllten ſich die Städte 
mit niederländiſchen Flüchtlingen, und zwar nicht mehr bloß mit ſchlichten Hand— 
werkern und gehetzten Predigern, ſondern zugleich mit reichen Kaufherren, mit 
Angehörigen ſtädtiſcher Magiſtrate und des niederländiſchen Adels. Viele dieſer 
Auswanderer ſuchten und fanden eine neue Heimat, aber die kräftigeren Ele— 
mente brauchten nur eine Zuflucht, um ſich zu ſammeln und den Kampf gegen 
den Unterdrücker mit geeinter Macht wieder aufzunehmen. 

Vornehmlich waren es zwei große Sammelſtätten, in denen die Waffen 
für den neuen Kampf bereitet wurden: Weſel und Dillenburg. In der erſteren 
Stadt fanden ſich im November des Jahres 1568 niederländiſche Edelleute und 
Konſiſtoriale, zweiundſechzig an der Zahl, zuſammen, darunter Dathenus, Marnix 
von St. Aldegonde und ſo viele andere, deren Vergangenheit unerbittlichen 
Kampf und Trotz gegen die Todesgefahr bedeutete. Während Alba im Zuge 
war, den niederländiſchen Proteſtantismus durch eine wohlberechnete Folge eiſerner 
Griffe zu erwürgen, hielten jene Verſammelten ihre Synode ab und arbeiteten 
im Vertrauen darauf, daß die Zukunft ihnen gehöre, einen umfaſſenden Entwurf 
niederländiſch-calviniſcher Kirchenverfaſſung aus: nach dieſem Entwurf ſollte die 
niederländiſche Kirche geordnet werden, ſobald dem Evangelium dort das Thor 
wieder geöffnet ſei. 

Und dieſe Oeffnung mit Gewalt zu erzwingen, daran arbeitete man ſeit 
Anfang 1568 in dem anderen Mittelpunkt, in der Reſidenz des Fürſten von 
Oranien. Hier auf deutſchem Boden, mitten zwiſchen ſeinen kriegeriſchen Standes— 
genoſſen, die vielfach, wie die Grafen von Schwarzburg und Schaumburg, 
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Söldnerführer von Gewerbe waren, verſuchte Wilhelm aus der Nähe, was der 
Adelsbund aus der Ferne vergeblich unternommen hatte, die Sammlung eines 
deutſchen Söldnerheeres. Das Geld dafür, welches man in den Zeiten, da es 
ſich nur um die Verhinderung von Albas Ankunft handelte, nicht hatte auf— 
treiben können, ſollte jetzt, da das ſpaniſche Regiment triumphierte, aus den letzten 

titteln der Flüchtlinge, es ſollte durch geheime Agenten aus den mißhandelten 
niederländiſchen Städten, wo noch genug Geſinnungsgenoſſen in ungebrochenem 
Trotz verharrten, geſammelt werden. Man wollte erproben, ob die Not und 
Verzweiflung nicht opferwilliger ſei, als der Wohlſtand und Friede. Und ſo 
trat denn Oranien mit den auserleſenen Anhängern, die ihm gefolgt waren, 
wie dem Grafen von Hoochſtraaten oder dem Antwerpener Penſionar Weſen— 
beke, in den Mittelpunkt einer ebenſo geheimen wie weitverzweigten Geld- und 
Söldnerwerbung. 

Bei dieſen Verhandlungen erfolgten nun auch Anknüpfungen mit den 
Häuptern der Hugenotten. Schon im November 1567 erſchien ein Abgeordneter 
der letzteren bei dem Fürſten, dem dann weitere Aufträge und Agenten folgten. 
Indes wie die Dinge jetzt in Frankreich lagen, konnten die Hugenotten keine 
direkte Unterſtützung bieten; es kam nur auf ein Zuſammenwirken gegen die 
fortan als gemeinſchaftlich angeſehenen Feinde an, gegen Philipp und die fran— 
zöſiſche Regierung. Die Streitkräfte, welche Oranien hierfür ins Feld ſtellen 
wollte, mußte er ſelbſtändig aufzubringen ſuchen. 

Im April des Jahres 1568 war er in der That mit ſeinen Werbungen 
ſo weit, daß er zwei kleine Heerhaufen, den erſten unter Graf Hoochſtraaten 
in dem Jülicher Land an die Grenzen von Limburg und Geldern, den zweiten 
unter ſeinem Bruder Ludwig in Oſtfriesland an die Grenzen von Gröningen 
vorſchieben konnte. Er ſelber begab ſich nach Duisburg, um hier das Vorgehen 
der erſten Truppe zu überwachen und zu unterſtützen. Zu einer Invaſion im 
größeren Stil waren beide Scharen viel zu ſchwach, aber man hoffte, daß ihr 
Erſcheinen den Aufſtand der einen oder der anderen Stadt, etwa Maaſtrichts und 
Gröningens, und ſo die Gewinnung feſter Stützpunkte in den Niederlanden 
ſelbſt, zur Folge haben werde. Dieſe Hoffnung wurde freilich enttäuſcht. Der 
erſte kleinere Haufe wurde von Roermonde, wohin er ſich vorgewagt, durch eine 
ſpaniſche Abteilung auf Jülicher Gebiet zurückgedrängt und hier bei Erkelenz 
und Dahlen vernichtet. Mit der zweiten Schar unternahm Graf Ludwig nach 
einem bei Heiligerlee erfochtenen Sieg über den Statthalter von Friesland die 
Belagerung von Gröningen, mußte aber im Juli vor dem Herzog von Alba, 
der ſelber gegen ihn heranzog, zurückweichen und wurde bei Jemgum, auf oſt— 
frieſiſchem Gebiet, geſchlagen. Seine Armee wurde gleichfalls vernichtet. Die 
einzige nachhaltige Folge ſeines Erſcheinens an der Nordſee war, daß er mit 
ein paar Raubſchiffen, welche niederländiſche Flüchtlinge in England ausgerüſtet, 
zuſammentraf und nun, im Juli, den Kapitänen Sonoy und Thomaszoon im 
Namen ſeines Bruders den Auftrag zum Seekrieg, d. h. vornehmlich zur See— 
räuberei, gegen die ſpaniſche Regierung und ihre Getreuen erteilte. Es war 
dies der Anfang der Meergeuſen. 

Inzwiſchen waren trotz der erlittenen Niederlagen die Mittel Oraniens 
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noch nicht erſchöpft, und ſeine Standhaftigkeit unüberwindlich. Während Ludwig 
noch vor Gröningen lag, machte er ſich ans Werk, ein eigentliches Heer zu 
ſammeln, mit dem er eine Invaſion in großem Stil unternehmen und gegen 
Albas Armee das Feld halten konnte. Im September kam er damit zum Ziel. 
Auf rechtsrheiniſchem Trierer Gebiet, in dem Amt Montabaur, hielt er die 
Muſterung über 14—18 000 Mann zu Fuß und 7000 Reiter ab, um von da 
ſeinen Marſch in das Innere der Niederlande zu wagen. Er machte damit den 
eigentlichen Anfang zu einem Krieg, der ſich zu einem achtzigjährigen Ringen 
um den Sturz der ſpaniſchen Herrſchaft in den Weſtmarken des Reiches ge— 
ſtalten ſollte. 

Wie dieſer Kampf nicht nur für die äußeren Machtverhältniſſe, ſondern 
auch für die innere ſtaatliche Entwickelung in den Niederlanden und weit über 
die Niederlande hinaus entſcheidungsvoll werden ſollte, ſo waren von vornherein 
auch die Grundſätze, mit denen Oranien ſeine Erhebung rechtfertigte und ſeine 
Anhänger durchdrang, von weitreichender Bedeutung. Nach dem Vorgang der 
Hugenotten ging er davon aus, daß er nicht die rechtmäßige Herrſchaft ſeines 
Monarchen, ſondern den Mißbrauch derſelben, ausgeübt von ſelbſtſüchtigen 
Dienern, bekämpfe: es ſeien die habgierigen, grauſamen und herrſchſüchtigen 
Spanier, welche, den Namen des hintergangenen Königs vorwendend, in den 
Niederlanden den Wohlſtand, das Evangelium und die Rechte des Landes zu 
vernichten ſuchten. Von den Rechten des Landes ſagte er dann: es ſind nicht 
bloß freie Gewährungen des Fürſten, ſondern zum größten Teil auf Verträgen 
zwiſchen Fürſt und Unterthanen beruhend. !) Er dachte hierbei an die ihm fo 
wohl bekannte Joyeuse Entrée von Brabant (S. 39). Eben die Brabanter 
Verfaſſung mit ihrem Widerſtandsrechte, mit der daraus abgeleiteten Anſicht vom 
Vertragsverhältniſſe zwiſchen Fürſt und Ständen, mit der weiteſten Auslegung 
der darin gewährten Rechte zu Gunſten der Stände war ſein Vorbild. Dieſe 
Rechte den Provinzen gleichmäßig zuzuwenden, die Lande zu einer Föderativ— 
republik mit monarchiſcher Spitze umzugeſtalten und dann neben der katholiſchen 
Kirche den proteſtantiſchen Gemeinden einen weiten und freien Raum zu 
ſchaffen — das waren die Gedanken, welche als nächſtes Ziel ſeine Beſtrebungen 
beherrſchten.!) 

Indes wir müſſen hier in der Verfolgung der niederländiſchen Wirren inne 
halten. Nachdem wir geſehen, wie die Dinge zum offenen Kriege gediehen waren, 
iſt es Zeit, daß wir unſere Aufmerkſamkeit wieder dem Hauptkörper des Reiches 
zuwenden. Die Frage, welche ſich vom Standpunkt der deutſchen Geſchichte 
nunmehr in den Vordergrund drängt, ijt: wie verhielten ſich der Kaiſer und 
die Reichsſtände gegenüber dem in den Grenzlanden des Reiches entbrannten 
Kriege? 

Das erſte, worauf man in Deutſchland bei den kriegeriſchen Vorbereitungen 
Oraniens geſpannt ſein mußte, war die Haltung der proteſtantiſchen Fürſten, ob 
ſie von ihrer Teilnahme für die niederländiſchen Glaubensgenoſſen zu wirklicher 


) Entwurf einer Erklärung bei Groen v. P. 1 3 S. 206. 
) Ich komme darauf zurück bei der Geſchichte des Jahres 1576. 
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Unterſtützung derſelben fortſchritten. Ein ſolcher Fortſchritt lag trotz der bis— 
herigen Unthätigkeit ziemlich nahe. Als in dem erſten franzöſiſchen Religions— 
krieg einige unter den proteſtantiſchen Fürſten den Hugenotten Hülfe leiſteten, 
waren ſie von der Anſicht geleitet, daß die Unterdrückung ihrer Glaubensbrüder 
in der Nachbarſchaft auf ihr eigenes Geſchick verderblich zurückwirken müſſe. 
Dieſe Anſchauung von der großen Gemeinſamkeit der proteſtantiſchen Sache lebte 
unter den Gewaltthaten Philipps gegen die Niederländer mit doppelter Stärke 
auf. Denn Spanien war ein zuverläſſigerer Vorſtreiter der katholiſchen Reaktion 
als Frankreich; nach ſeinem Siege über die niederländiſchen Proteſtanten hätte 
es nicht an den Grenzen, ſondern innerhalb des Reiches geſtanden; hier konnte 
dann nach dem Beiſpiel der noch in ſo friſcher und haßerfüllter Erinnerung ſtehen— 
den katholiſchen Reſtauration Karls V. der Sohn dieſes Kaiſers ſeine weiteren 
Schritte einrichten. Wie ſolche Betrachtungen in der That auf den Kurfürſten 
Auguſt zu wirken begannen, iſt ſchon vorher erwähnt. Mit denſelben rechnend, 
wandte ſich denn auch Oranien mit ſeinen Geſuchen um Unterſtützung an prote— 
ſtantiſche Fürſten, vor allem an das ihm ſo nahſtehende Haus Heſſen. 

Hier war der alte Landgraf Philipp am 31. März 1567 geſtorben, und 
ſeine Lande, die nur ein Fürſtentum zweiten Ranges bildeten, waren nach An— 
ordnung ſeines Teſtamentes unter ſeine Söhne Wilhelm, Ludwig, Philipp und 
Georg in einen Kaſſeler, Marburger, Rheinfelſer und Darmſtädtiſchen Anteil ge— 
ſchieden. Der älteſte der Brüder, Landgraf Wilhelm, ſtand mit Oranien ſeit ſeiner 
ſächſiſchen Heirat in freundſchaftlichen Beziehungen, er war es denn auch, mit dem 
der bedrängte Fürſt, indem er ihn im Januar zu Dillenburg bei Gelegenheit 
der Taufe ſeines Sohnes Moritz empfing, in nähere Beratungen eintrat. Neben 
der Verfolgung der niederländiſchen Proteſtanten im allgemeinen, konnte er ihm 
mit beſonderem Nachdruck ſein eigenes Unglück, ſeine Flucht und die bevorſtehende 
Konfiskation ſeiner ganzen niederländiſchen Erbſchaft zu Gemüte führen. Aber 
gleich hier zeigte fic) wieder der tiefe Unterſchied zwiſchen den allgemeinen Be⸗ 
fürchtungen und den wirklichen Entſchlüſſen deutſcher Fürſten. Landgraf Wilhelm 
war ein in mancher Beziehung ausgezeichneter Fürſt. Ein ſorgfältiger Jugend— 
unterricht hatte in ihm die Liebe zu wiſſenſchaftlichen Studien, die er auf dem 
Gebiete der Aſtronomie geradezu als Fachmann trieb, erweckt; die allgemeine 
Richtung des damaligen Fürſtentums führte ihn zu peinlicher Sorgfalt in Ver— 
waltung ſeiner Kammergüter und der landesherrlichen Polizei; die Anſchauung 
der auswärtigen Verhältniſſe, wie fie ſich beſonders ſeit dem erſten Hugenotten— 
krieg entwickelten, erfüllte ihn mit wachſender Furcht vor der vom Papſt gelei— 
teten kirchlichen Reaktion: er ſah in derſelben eine Bewegung, die auf die 
Vereinigung aller katholiſchen Mächte und den allgemeinen Vertilgungskrieg 
gegen die Proteſtanten ausgehe, und je ſtärker und in je zahlreicheren Gebieten 
ſich die katholiſche Reſtauration geltend machte, um ſo näher ſchien ihm der 
Tag, da jene Vereinigung ſich vollziehen, und der Vernichtungskrieg auch gegen 
die deutſchen Proteſtanten angehen werde. Eben bei dieſer letzteren Richtung 
ſeiner Gedanken hätte nun der Landgraf für die Eingebungen Oraniens zugäng— 
lich ſein müſſen, — wenn ihm nicht, ſobald man einen Entſchluß zur That von ihm 
forderte, regelmäßig der Mut entfallen wäre. Sein Leben lang horchte er auf 
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alle abenteuerlichen Gerüchte von großen papiſtiſchen Bündniſſen und mühte ſich 
in Verhandlungen ab, um eine Vereinigung aller proteſtantiſchen Reichsſtände 
zu ihrem Schutz und weitere ſchützende Verbindungen derſelben mit auswärtigen 
Mächten zu erzielen, — nur daß dieſe Einigungen ſo ausfallen ſollten, daß 
man dabei nichts aufs Spiel ſetze und den gehofften auswärtigen Schutz ohne 
Uebervorteilung finde. Da jedoch bei der mangelnden Einigkeit und Thatkraft 
der deutſchen Proteſtanten, bei den abweichenden Intereſſen der fremden Mächte 
dieſe Bedingungen nicht zu erfüllen waren, ſo blieb ihm regelmäßig nichts übrig, 
als ſich, nachdem er ſich in ſeinen Verhandlungen einigermaßen vorgewagt hatte, 
jammernd und unter allſeitigen Entſchuldigungen zurückzuziehen. Seine Aengſt⸗ 
lichkeit war um ſo größer, da ſein eigenes Land ihm ſehr geringe Mittel bot, 
und die Hand der großen katholiſchen Mächte in Frankreich und den Nieder— 
landen durch die rheiniſch-geiſtlichen Gebiete hindurch faſt unmittelbar an ſeine 
Grenzen heranreichen konnte. Er war in ſeiner Betriebſamkeit und Ohnmacht 
das Muſterbild einer großen Zahl deutſcher Fürſten, wie ſie damals im Genuß 
des Friedens und unter den Sorgen kommender Kriege heranwuchſen. 

Als an dieſen Mann der Fürſt von Oranien herantrat, ließ der Landgraf 
es in der ihm eigenen überſchwenglichen Weiſe an herzhafter Beiſtimmung zu den 
Ausführungen von der Gemeingefährlichkeit des ſpaniſchen Regiments, an eifriger 
Beteuerung ſeiner Hülfe zur Reſtitution des verjagten Fürſten nicht fehlen; 
allein als Mittel zu dieſer Reſtitution wußte er nichts weiter als die Verwen— 
dung des Kaiſers und anderer Freunde des Fürſten zu empfehlen: vor dem 
Gedanken eines Krieges gegen den mächtigen Philipp ſchrak er zurück und wollte 
dazu weder raten noch helfen.) Und wie er, jo hielten ſich andere. Der 
mächtigſte unter Oraniens Verwandten, der Kurfürſt Auguſt, ſchwankte wohl 
zeitweilig, im Hinblick auf die Greuel in den Niederlanden und die Beraubung 
des Gemahls ſeiner Nichte, ſchließlich aber verharrte auch er in den Grenzen 
ſeiner konſervativen Politik. Der einzige, der den Wünſchen Oraniens entgegen— 
kam, war wieder Kurfürſt Friedrich III. von der Pfalz. Dieſer befürwortete bei 
den proteſtantiſchen Fürſten die offene kriegeriſche Unterſtützung Oraniens, 
gewährte dann, da er taube Ohren fand, ihm wenigſtens aus ſeinen eignen 
Mitteln ein Darlehen von 100 000 Thalern und 10000 Gulden und erwirkte durch 
ſeine Verwendungen wenigſtens ſo viel, daß die heſſiſchen Landgrafen hinterher 
doch auch 30000 Gulden zuſchoſſen.?) Das war aber auch die ganze direkte 
Unterſtützung, welche Oranien im Jahre 1568 von proteſtantiſchen Reichsfürſten 
empfing. 

Indes wenn die Erwartung des Eintretens der proteſtantiſchen Reichsſtände 
ſich als trügeriſch erwies, ſo ſchien ſich zeitweilig die viel größere Ausſicht auf 


) Die Ausſagen des Villers (Granvelle, corresp. III S. 614 fg.) gehen allerdings 
weiter, werden aber widerlegt durch des Landgrafen an Oranien ſelbſt gerichtete Angaben in 
dem Schreiben vom 28. Juli und 27. Auguſt. (Groen v. Pr. 1 3 S. 273, 286.) 

) Ueber das pfälziſche Darlehen Kluckhohn II S. 276, über das heſſiſche Groen v. P. 
I 3 S. 375 Anm. 1. Vgl. die Bemerkung Friedrichs über des Landgr. Wilhelm Erbieten bei 
Kluckhohn II S. 232. Weiteres in meiner Abhandlung im Archiv für ſächſ. Geſchichte 1879 
S. 334 Anm. 112. 
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ein Eingreifen des geſamten Reiches zu eröffnen. Von vornherein lag ja, 
wenn man das Reich als ein lebenskräftiges Staatsweſen anſah, am Tage, daß 
ein ſo ſchwerer Krieg wie der niederländiſche, aufgegangen in einem zu Deutſchland 
gehörigen Gebiete und verderblich für den zwiſchen den Reichsſtänden herrſchen— 
den Frieden, ein Einſchreiten des geſamten Reiches zur Herſtellung von Frieden 
und Ordnung erforderte. Hier handelte es ſich, um ein derartiges Einſchreiten zu 
rechtfertigen, nicht um einzelne Geſetzesbeſtimmungen, ſondern um die Frage, ob 
das Reich als ſtaatlicher Organismus noch fähig ſei, die Grundbedingungen 
friedlichen Daſeins für die Geſamtheit und die Glieder zu behaupten. Hatten 
doch die Reichsſtände ſchon unmittelbar die Rückwirkungen des Krieges gefühlt, 
indem derſelbe gleich bei den erſten Waffengängen mit der Verletzung neutraler 
Gebiete, von ſeiten der rebelliſchen wie der ſpaniſchen Truppen, angefangen hatte. 
In der That begannen denn auch die erſten Anregungen zum Eingreifen des 
Reiches mit den erſten Anfängen des offenen Krieges, bei dem im Januar 1568 
gehaltenen Kurfürſtentag zu Fulda. Für die Richtung dieſes Eingreifens war 
es beſonders wichtig, daß die Brüſſeler Regierung es fertig gebracht hatte, auch 
ihre katholiſchen Nachbarn zu reizen. In den jülich-kleviſchen Landen z. B. 
hatte der Herzog Wilhelm die Unzufriedenheit Margaretas und Albas erregt, weil 
er ſeine Lande von niederländiſchen Emigranten überſchwemmen ließ. Wie nun 
kraft der Verträge von Venlo (1543) und Brüſſel (1544) neben der Verpflich- 
tung des Jülicher Herzogs zur Erhaltung der Alleinherrſchaft der katholiſchen 
Kirche auch eine Schutzverbindung zwiſchen den Jülicher und burgundiſchen Landen 
beſtand, ſo wußte man hieraus in Brüſſel eine Pflicht der Ausweiſung der 
Flüchtigen, der Auslieferung von Rebellen und Kirchenſtürmern abzuleiten. Und 
da der Herzog den entſprechenden Anforderungen nicht nachkam, ſo drohte Alba 
erſt mit Selbſthülfe, ließ dann einen ſpaniſchen Hauptmann aus der Stadt 
Nijmegen in das kleviſche Amt Cranenburg eindringen und eine Anzahl ſowohl 
fremder als anſäſſiger Perſonen wegführen.!) In Trier hatte fic) an den 
Kampf des Erzbiſchofs Johann gegen die dortigen Proteſtanten (S. 220) ein 
Streit desſelben Kirchenfürſten mit der Stadt über die Landeshoheit und die 
Rechte derſelben angeſchloſſen, der dann unter ihm und vollends unter ſeinem 
im Jahre 1567 eintretenden Nachfolger Jakob von Elz zu Gewaltmaßregeln 
führte. Da ein altes Schutzbündnis zwiſchen der Stadt und dem Herzogtum 
Luxemburg beſtand, ſo wollte Alba auch hier ſchlichtend eingreifen, verſuchte es 
aber wiederum in herriſcher und gewaltthätiger Weiſe. Durch ſolche Vorgänge 
wurde es auch den katholiſchen Fürſten klar, daß die Erſtarkung ſpaniſcher Herr— 
ſchaft in den Niederlanden ihre Selbſtändigkeit bedrohte. Und am Ende konnte 
das ſpaniſche Syſtem der Ketzerverbrennung auch nur den katholiſchen Reichs— 
ſtänden gefallen? Man befand ſich in Deutſchland bei der durch den Religions— 
frieden verbürgten Ruhe wohl, und das mildere Syſtem der bloßen Aus— 
weiſung der Proteſtanten that auch den eifrigen Herſtellern der katholiſchen 
Ordnungen genug. Die Verfolgungen in den Niederlanden ſchienen ihnen nur 
dazu zu dienen, um dort den Aufſtand und im Reich das Wiederaufleben der 


1) Keller, Gegenreformation in Weſtfalen J n. 56, 64, 66. 
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offenen Feindſchaft zwiſchen katholiſchen und proteſtantiſchen Reichsſtänden zu 
bewirken. 

So geſchah es, daß das Wüten Albas unter den katholiſchen, beſonders 
den zunächſt bedrohten rheiniſchen Ständen eine ähnliche Erregung, gemiſcht aus 
Abſcheu und Furcht, hervorrief, wie unter den proteſtantiſchen. Dieſer Stimmung 
bemächtigten ſich die kurpfälziſchen Staatsmänner. Auf ihr Betreiben kamen im 
Juli des Jahres 1568 die rheiniſchen Kurfürſten zur Beſprechung der nieder— 
ländiſchen Unruhen in Bacharach zuſammen, und da wurde unter eifriger Be— 
fürwortung der Pfälzer der Entſchluß gefaßt: es ſollten die Kurfürſten insge— 
ſamt das Haupt des Reiches auffordern, in dieſen Wirren Ordnung zu ſtiften. 
In welchem Sinn man ſich die Ordnung dachte, wurde natürlich beſprochen. 
Vor allem erwartete man, daß die Reichsgeſetze des Religions- und Landfriedens 
wie anderwärts ſo auch in den Niederlanden geachtet würden: erſterer mit ſeinem 
Verbot der grauſamen Beſtrafung der Proteſtanten, letzterer mit ſeinen WAn- 
ordnungen gegen die Verletzung friedlicher Nachbarſtände. Daß freilich das 
betreffende Verbot des Religionsfriedens für die Niederlande nicht zutreffe (S. 81), 
und daß der Landfriede für dieſelben Gebiete ein Geſetz ohne Handhabe ſei 
(S. 26), wurde damals, in der Erregung der Zeiten, vergeſſen. Eben zur 
Sicherung des Landfriedens wünſchten die Kurfürſten weiter, es möchten die 
fremden Truppen abgeführt, die Rechte der Niederlande geachtet, die ſchwebenden 
Streitigkeiten einem Ausgleichsverfahren unterworfen werden. 

Solche Forderungen, ſo meinten die rheiniſchen Kurfürſten, ſolle der Kaiſer 
durch ernſte Vorſtellungen bei dem König von Spanien zur Geltung bringen. 
Aber konnten bloße Vorſtellungen bei Philipp II. helfen? Dieſe Frage blieb 
nicht unberührt, und ihr gegenüber zeigte ſich gleich im Keime der Zwieſpalt 
der Parteien. Nach Anſicht der Kurpfälzer nämlich hätte man von vornherein 
die Ausſicht auf ein gewaltſames Eingreifen eröffnen ſollen, die geiſtlichen Kur— 
fürſten dagegen ſchraken vor einer derartigen Ankündigung zurück; und, wie ſie 
es wollten, wurde ſchließlich das betreffende Geſuch an den Kaiſer ohne jene 
Spitze abgefaßt und den beiden in Bacharach nicht vertretenen Kurfürſten von 
Sachſen und Brandenburg zur gemeinſamen Vertretung vorgelegt. 

Wie jedoch die Sache an den Kurfürſten Auguſt kam, trat auch für dieſen 
die von den Pfälzern angeregte Frage der Gewaltmaßregeln in den Vorder— 
grund. Von Anfang an hatte der ſächſiſche Kurfürſt ja die niederländiſchen 
Dinge weniger kühl angeſehen als den erſten franzöſiſchen Religionskrieg, und 
unter den Vorgängen des Jahres 1568 nahm ſeine Erregung ſtetig zu: er 
glaubte nachgerade auch an ein papiſtiſches Bündnis, aus dem die niederländiſchen 
und die franzöſiſchen Religionsverfolgungen hervorgegangen ſeien, er ſah voraus, 
daß die Knechtung der Niederlande durch die Spanier den weiteren Verſuch 
derſelben zur kirchlichen und politiſchen Knechtung des Reichs zur Folge haben 
werde; eine kräftige Abwehr dieſer Anſchläge hielt er ebenſo wie die Kurpfälzer 
für notwendig. Wenn aber die Pfälzer die Abwehr durch eigenmächtiges Ein— 
ſchreiten der proteſtantiſchen Fürſten bewirken wollten, ſo brachte ſein konſervativer 
Standpunkt es mit ſich, daß er vielmehr das geeinte Reich für berufen und 
fähig hielt, der Mißhandlung eines ihm angehörigen Landes, der drohenden 
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Zerrüttung ſeiner geſamten Ordnungen mit gebietender Macht entgegenzutreten. 
Natürlich kam ihm bei ſolcher Auffaſſung das Geſuch der rheiniſchen Kurfürſten 
an den Kaiſer viel zu matt vor. Er ſchloß ſich alſo von demſelben nicht eben 
aus, verſtändigte ſich aber zugleich mit dem Kurfürſten von Brandenburg über 
einen beſonderen Vortrag, welchen ihre beiderſeitigen Geſandten dem Kaiſer zu 
halten hatten. Hier wurde Maximilian aufgefordert, dem König Philipp die 
oben bezeichneten Forderungen nicht bloß vorzulegen, ſondern mit ſolchem Nach— 
druck vorzulegen, daß der Entſchluß des Reiches, auf ihrer Erfüllung zu beſtehen, 
deutlich angekündigt werde. Wenn dann, ſo wurde dem Kaiſer weiter geſagt, 
die Verwirklichung der Forderungen ernſte Maßregeln erheiſche, ſo werden die 
Fürſten und Stände bereit ſein, hierfür Gut und Blut bei ihrem Kaiſer aufzu— 
ſetzen und alſo für Vaterland und Religion männlich zu ſtreiten. 

So, mit einem gemeinſamen und einem beſondern Auftrag, fanden ſich die 
Geſandten der Kurfürſten im September des Jahres 1568 in Wien ein, unter— 
ſtützt von noch einigen proteſtantiſchen Fürſten, die ſich ihnen anſchloſſen. 

Maximilian ſelber befand ſich damals in einer für Philipp nicht gün— 
ſtigeren Stimmung als die ihn angehenden Fürſten. In erſter Linie hatte er 
der niederländiſchen Politik desſelben vorzuwerfen, daß ſie den Frieden des 
Reiches gefährde. Nachdem er die Mühen des Türkenkrieges und die Sorgen 
der Grumbachſchen Umtriebe überſtanden, ſehnte er ſich dringend nach Ruhe 
und betrachtete es als die erſte Bedingung derſelben, daß unter den religiöſen 
Parteien im Reich nicht die alten Leidenſchaften geweckt, und daß jene revolu— 
tionären Elemente, die er aus den erbeuteten Papieren Grumbachs kennen gelernt 
hatte, und deren dort angedeutete Beziehungen zu den Niederlanden (S. 293) 
ſeinem ängſtlichen Gemüte viel umfaſſender erſchienen, als ſie es waren, nicht 
von neuem gereizt würden. Gerade dieſes, was er vermeiden wollte, ſah er 
nun als die Folge der niederländiſchen Gewaltherrſchaft und des durch dieſelbe 
hervorgerufenen inneren Krieges voraus. Noch viel tiefer indes als durch ſolche 
Rückſichten auf die allgemeine Lage des Reichs wurde gleichzeitig der Gegenſatz 
zwiſchen den beiden Häuptern des Hauſes Habsburg durch Vorgänge im Innern 
ihrer beiderſeitigen Erbreiche erregt: eben damals ſchlug Maximilian in der 
Regierung ſeiner Erblande eine Richtung ein, welche das vollkommene Gegenteil 
der inneren Politik Philipps in den Niederlanden wie in Spanien bedeutete. 
Wollen wir die Stellung des Kaiſers verſtehen, in der er ſich in jenem be— 
deutenden Zeitpunkt befand, da die Kurfürſten ihn als Schiedsrichter zwiſchen 
Philipp und den Niederlanden aufriefen, ſo müſſen wir von den niederländiſchen 
Dingen zeitweilig abſehen und das Verhältnis Maximilians zu der den nieder— 
ländiſchen Parteien ſo verwandten ſtändiſchen Oppoſition in ſeinen Landen, zu— 
nächſt in den beiden öſterreichiſchen Herzogtümern, betrachten. 

Unter Ferdinand I. hatte die Mehrzahl der weltlichen Stände in Ober— 
und Unteröſterreich ſich als eine Partei zuſammengethan, welche Religionsfreiheit 
auf dem Grunde der Augsburger Konfeſſion verlangte. Der Andrang dieſer 
Partei gewann ſeit der Thronbeſteigung Maximilians erhöhte Kraft. War doch 
thatſächlich die proteſtantiſche Religion jetzt ſchon ſo lange eingedrungen, daß 
die Stände erklären konnten, ſie hätten meiſtenteils von Jugend auf nach der 
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Augsburger Konfeſſion gelebt, begannen doch die chaotiſchen Verhältniſſe ſich 
einigermaßen dadurch zu klären, daß proteſtantiſch gebildete Geiſtliche ſtatt ab— 
trünniger Mönche und Pfarrer in größerer Zahl ins Land kamen, und war 
endlich die proteſtantiſche Geſinnung Maximilians nicht unbekannt. Die Bur 
verſicht der Stände zeigte ſich denn auch in der Kühnheit der Forderungen, 
welche die Unteröſterreicher bei den drei folgenden Landtagen von 1564— 1566 
erhoben: nicht nur Freigabe der Augsburger Konfeſſion für ſich und ihre Unter— 
thanen verlangten ſie, ſondern weiter, daß der Kaiſer alles, was der wahren 
Religion im Wege ſei, abſtellen, „und alſo eine, reine, beſtändige Religion im 
Lande anrichten möge.“ !) Erſtaunt bemerkte Maximilian, daß man auf nichts 
weniger als die gänzliche Abſchaffung einer, d. h. der katholiſchen Religion 
ausgehe.?) 

Daß der vorſichtig lavierende Kaiſer nicht entfernt daran dachte, ſeine Erb— 
lande in proteſtantiſche Gebiete, wie etwa Sachſen oder Württemberg, umzu— 
wandeln, braucht kaum geſagt zu werden. Aber auch dem Entſchluß einer be— 
ſchränkten Freigabe der Augsburger Konfeſſion ſtand er damals noch ferne. Im 
Anſchluß an die Beſtrebungen ſeines Vaters hatte er, wie oben erzählt iſt 
(S. 288/89), von Caſſander und Wizel die verlangten, im Sinn der Verſtändigung 
gehaltenen Darlegungen der katholiſchen und proteſtantiſchen Unterſcheidungs— 
lehren erhalten, nicht um ſie zur Seite zu legen, ſondern in der Abſicht, wie 
er ſeinen Ständen noch am 17. Dezember 1566 erklärte, eine Ordnung auf— 
zurichten, an die man ſich in der Lehre, der Spendung der Sakramente und 
anderen Zeremonien in ſeinen Erblanden gleichmäßig zu halten habe. In dieſem 
Sinne verhandelte er auf der einen Seite — beſonders im Jahre 1565 — mit 
Papſt Pius IV. um eine beſchränkte Gewährung der Ehe für die Pfarrgeiſtlichkeit 
ſowohl ſeiner Erblande als derjenigen des Erzherzogs Karl,?) während er auf 
der anderen Seite ſeine proteſtantiſch geſinnten Unterthanen und Geiſtlichen unter 
der biſchöflichen Jurisdiktion feſtzuhalten und zu dieſem Zweck in den Jahren 
1565 und 1566 zuſammen mit den biſchöflichen Behörden von Wien und Paſſau 
die nicht biſchöflich ordinierten Geiſtlichen in den Kammergütern, Städten und 
den Herrſchaften der Prälaten zur Unterwerfung oder Aufgebung ihrer Stellen 
zu nötigen ſuchte.) Er erwarte, fo erklärte er den Ständen am 17. Dezember 
1566, daß ſie ſeinem Willen und Befehl, vornehmlich in Bezug auf die biſchöfliche 


) Supplik der Herren und Ritter vom Dezember 1566. (München R. A. Religions⸗ 
ſachen III.) Vgl. die gleichartigen Stellen in der Eingabe von 1565 bei Raupach, Cont. I Beil. 
S W539), ee 

) Wörtlich: es ſtehe den Ständen nicht zu, dem Landesherrn mit ſolchen Anträgen wegen 
„der gänzlichen aufhebung oder abſchaffung einer und der andern religion oder confeſſion gleich— 
ſam maß und ordnung fürzuſchreiben“. (Beſcheid vom 17. Dezember 1566. München, R. A. 
A. u. O.) Die im Text vorgenommene Umſtellung dieſer Worte iſt Ueberſetzung aus der unbe— 
ſtimmten in die beſtimmte Faſſung. 

) Letzteres hervorgehoben in dem Schreiben an den Papſt, 1565 Juli 27. (Granvelle, 
papiers IX S. 422.) 

) Dekrete vom 8. und 21. Auguſt 1566. (München R. A. Oeſterr. Religionsſachen III.) 


Vgl. die Aeußerungen der Stände in der Supplik von 1565. (Raupach, Cont. I Beil. 
S. 139 — 40, 142, 148.) 
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Ordination und Jurisdiktion, nachleben. Mit ſolchen Vermittlungsverſuchen 
erlebte er indes in ſeinen Erblanden dasſelbe, was er im Reich erfahren hatte: 
der Papſt Pius IV. lehnte ſeine Geſuche ab, und die proteſtantiſchen Herren, 
Ritter und Städte erklärten im Jahre 1565 inden: wir können die biſchöf— 
lichen Behörden nicht als die Ordinarien unſerer Pfarrherren und Kirchendiener 
erkennen. Dieſe Stände fuhren fort, die Freiheit der Augsburger Konfeſſion 
zu verlangen. Ihre Anträge zogen aber neue Kräfte aus der unter dem Türken— 
krieg geſtiegenen Finanznot des Kaiſers und ſeiner zunehmenden Abhängigkeit 
von der ſtändiſchen Steuerbewilligung. 

Das Eigentümliche in dem Verfahren der öſterreichiſchen Stände war, daß 
ſie jener ſteuerverweigernden Oppoſition ihrer niederländiſchen Standesgenoſſen 
ſich durchaus enthielten. Mit derſelben Bereitwilligkeit, wie wir es bei den 
bairiſchen Ständen bemerkt haben, gewährten die Oeſterreicher jahraus jahr— 
ein direkte und indirekte Steuern, deren für den Wohlſtand gefährliche Höhe 
man an den wachſenden Rückſtänden ) beobachten konnte. Für das Jahr 1565 
z. B. wurde von dem kleinen Unteröſterreich eine direkte Steuer von 138 000 
Gulden, ein Zuſchuß für die Befeſtigung Raabs von 32000 Gulden, eine periodiſch 
neubewilligte Trankſteuer mit dem Jahresertrag von 40000 Gulden, dazu noch 
von Prälaten und Adel auf je 100 Gulden ihrer baren Geldgefälle ein gerüſteter 
Reiter, — vermutlich auf einen, vielleicht auch auf drei Monate — bewilligt.?) 
Noch höher ſtiegen die Forderungen und Gewährungen im Jahre 1568, als die 
Rechnung des eben beendigten Türkenkriegs zu begleichen war. Auf dem in 
den Monaten Auguſt und September verſammelten unteröſterreichiſchen Landtag 
bewilligten die Stände zur Tilgung einer Schuld von zwei Millionen Gulden 
auf zehn Jahre je 200 000 Gulden, weiter für die Zinſen, die ſich von ſechs 
bis auf zehn Prozent beliefen, einen Jahreszuſchuß von 50000 Gulden, außer— 
dem zur Sammlung eines für den Türkenkrieg beſtimmten, unter Verwaltung 
der Stände bleibenden Vorrats eine, ſei es einmalige ſei es mehrjährige, Kopf— 
ſteuer von zwölf Kreuzern auf adeliche, von ſechs Kreuzern auf bürgerliche und 
bäuerliche Perſonen.) Am Schluß desſelben Jahres übernahm das ärmere 
Oberöſterreich auf zehn Jahre eine Schuldentilgungsſumme von je 120000 Gulden 
und zahlte zur Grenzverteidigung auf, ich weiß nicht wie lange jährlich, 60 000 
Gulden.“) 

Aber dieſer Höhepunkt ſtändiſcher Willfährigkeit bezeichnete zugleich die Grenze 
des kaiſerlichen Widerſtandes gegen die proteſtantiſchen Forderungen. Als der 
Zeitpunkt des unteröſterreichiſchen Landtags von 1568 herankam, war Maximilian 


1) Rückſtände im Jahr 1563: Bucholtz VIII S. 299, im Jahr 1577: Oberleitner im 
Archiv für öſterr. Geſchichtskunde XXX I S. 14. 

) Ueber den Landtag vom Dezember 1564 und die Zuſatzbewilligung desjenigen von Juni 
bis Juli 1565 vgl. Zaſius an Baiern. 1564 Dezember 16, 20, 23. 1565 Juli 4. München 
St. A. Bair. Abt. 228/8,9. Vgl. Bucholtz VIII S. 299. 

3) Berichte von Michiel vom 26. Auguſt und 23. September. (Wien St. A. Dispacej 
Veneti II.) 

4) Zaſius an Baiern. 1568 Dezember 19. (München St. A. Bair. Abt. 229/1.) Vgl. 
Oberleitner, die evang. Stände im Land ob der Enns S. 21. 
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darüber im klaren, daß etwas Entſcheidendes zur Beilegung der kirchlichen Ver— 
wirrung geſchehen müſſe. Noch ſchwankte er jedoch zwiſchen ſeinem Lieblings⸗ 
gedanken einer die katholiſch wie proteſtantiſch Geſinnten vereinigenden Faſſung 
der Lehre und des Gottesdienſtes und dem einfacheren Wege der Freigabe der 
Augsburger Konfeſſion. Der Reichsvizekanzler Johann Ulrich Zaſius, der zu— 
ſammen mit Dr. Weber der Kanzlei vorſtand und ähnlich wie der im Jahr 
1565 verſtorbene Dr. Seld an der katholiſchen Kirche feſthielt, ohne ſeinen ſcharfen 
Gegenſatz gegen die römiſch⸗kurialiſtiſchen Grundſätze aufzugeben, ſchrieb am 
7. Auguſt an den Herzog Albrecht von Baiern in einem ſeiner Briefe, die er 
im Ton und im katholiſchen Eifer nach dem Geſchmack ſeines Gönners ein— 
richtete: „ich für meinen Teil kann mich nicht gut darin finden, daß Ihre Majeſtät 
ſich in die beſondere Aufſtellung einer Art der Lehre einlaſſe, wodurch auch nur 
im geringſten vom Katholizismus abgewichen, und etwas wie ein Schisma ein— 
geführt würde; eher wollte ich die Teufelsköpfe mit ihrer Augsburger Konfeſſion 
freilaſſen, wohin ſie ohne das ſtreben. Jedoch ſind Ihre Majeſtät noch nicht 
entſchloſſen.“ 

Fürs erſte ſchien der Kaiſer mehr zu der kirchlichen Vereinigung zu neigen. 
Er ließ ſeit Ende 1567 an dem Entwurf einer ſolchen arbeiten, der dann vor 
dem 19. Auguſt 1568 fertig wurde und dem Herzog Albrecht in die Hände 
kam. ) Unmittelbar vor dem Landtag, um auf alle Fälle mit theologiſchem Rat 
gefaßt zu ſein, berief er ferner von katholiſcher Seite den bairiſchen Propſt 
Eiſengrein, von proteſtantiſcher Seite den Freund Melanchthons, Joachim Ca— 
merarius aus Leipzig.?) Indes derartigen Plänen wurde ein raſches Ende 
gemacht. Aus dem katholiſchen Lager kam Eiſengrein an den Hof mit der feſten 
Abſicht, ſich nur in ſolche „Religionstraktationen, fo unſerer allerheiligſten fatho- 
liſchen Religion und dem allgemeinen Konzilio zu Trient nicht zuwider ſeien“, 
einzulaſſen, und Herzog Albrecht richtete nach Einſicht jenes Vereinigungsent— 
wurfes einen heftigen Brief über ſolche Eingriffe in die Rechte der Kirche an 
Zaſius, ) den dann der Kanzler ſeinem Kaiſer mitten in Feiner Ratsſitzung vor⸗ 
legte. Gleichzeitig kam der proteſtantiſche Camerarius mit der ausgeſprochenen 
Abſicht nach Wien, nicht für eine neue Auflage des Interim zu arbeiten, und 
vollends am Landtag, ſobald er eröffnet war, thaten ſich die proteſtantiſchen 
Adelichen zuſammen und überreichten nun dem Kaiſer ein neues feſtes Geſuch 
um das Recht öffentlicher Religionsübung nach der Augsburger Konfeſſion. Nicht 
einfach als Geſamtheit, ſondern Mann für Mann unterzeichneten ſie dieſe Schrift.“) 


) H. Albrecht an Zaſius. 1567 Dezember 20, 1568 Auguſt 19. Zaſius an den Herzog. 
1568 Januar 10. (A. a. O. 228/12, 229/1.) Maximilian an Erzh. Ferdinand. 1568 Sept. 6: 
„concept einer ausführlichen generalordnung, ſowol auch einer kurtzen ſummariſchen toleranz“, 
verfaßt von „leutten geiſtlichs und weltlichs ſtands“. (München R. A. Oeſterr. Religionsſachen III.) 

Eiſengrein an H. Albrecht. 1568 Juli 30. (München R. A. Oeſterr. Religionsſachen III.) 
Des Camerarius Berufung, die dieſem am 8. Auguſt zukam, iſt bekannt. Falſch iſt aber die 
gewöhnliche Annahme, daß dieſelbe mit den ſchon erfolgten Gewährungen an die proteſtantiſchen 
Stände zuſammenhänge. Richtig ſchreibt Urſinus: vocaverat imperator Camerarium ad nova 
consilia de concilianda religione. (Gillet, Crato II S. 35 Anm.) 

) Zaſius an Baiern. 1568 Auguſt 30. (A. a. O.) 

) Bemerkt von Michiel. 1568 Auguſt 26. (Wien St. A. Dispacej Veneti II.) 
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Indem wir hier zu dem Vorgang kommen, der den Kaiſer unwiderruflich 
von ſeinem Vereinigungsplan abdrängte, müſſen wir einen Augenblick inne— 
halten, um die Frage einzuwerfen: wie kam es, daß bei jenem Geſuch neben 
dem Adel die Städte fehlten, die doch noch im Sommer des Jahres 1565 neben 
den Herren und Rittern die Freigabe der Augsburger Konfeſſion beantragt 
hatten? Der Grund ihrer Beſeitigung liegt in der Abhängigkeit der ſtädtiſchen 
Magiſtrate von der Regierung. Maximilian, der trotz ſeiner perſönlichen Glaubens— 
meinung die proteſtantiſche Ständeoppoſition fürchtete und bekämpfte, hatte es 
durch Drohungen und andere Einwirkungen auf die ſtädtiſchen Abgeordneten 
durchgeſetzt, daß zuerſt im Dezember 1566, wiederum im Dezember 1567 die 
beiden Adelsſtände allein die Sache des Proteſtantismus vertraten. Und bei 
dieſer Ausſcheidung der Städte blieb es auch bei der gegenwärtigen Verhandlung. 

Obgleich es nun zu gewaltſam ausſehenden Streitigkeiten zwiſchen dem 
Landesfürſten und ſeinen Ständen noch keineswegs gekommen war, ſo glaubte 
doch Maximilian, wenn er ſtatt mit der Abdrängung der Städte ſich zufrieden 
zu geben, auch dem Adel länger widerſtand, ähnliche Erfahrungen wie in den 
Niederlanden gewärtigen zu müſſen. Einer ſolchen Ausſicht ſtellte er die Aerm— 
lichkeit der öſterreichiſchen Machtmittel gegenüber. „Wenn,“ ſagte er dem päpſt— 
lichen Nuntius, „eine Empörung erfolgte, wer würde dann Ordnung ſchaffen oder 
mich verteidigen? Habe ich Streitkräfte wie die Spanier oder andere, um ſie 
den Ständen entgegenzuwerfen?“ Und dann fügte er mit einer für ſeine dyna— 
ſtiſche Anſchauungsweiſe charakteriſtiſchen Wendung hinzu: „ich habe ſechs Söhne 
und keine andere Erbſchaft für ſie als dieſe paar Erblande. Wenn die zu 
Grunde gerichtet würden, wovon follten fie leben?“ 1) Er fürchtete ſich alfo vor 
der proteſtantiſchen Oppoſition. Nicht minder jedoch trugen auch ſeine perſönlichen 
Glaubensmeinungen, ſo wenig ſie ihn zu einer eigentlichen Begünſtigung dieſer 
Partei beſtimmten, doch dazu bei, ihm einen gewaltſamen Kampf für die Allein— 
geltung der katholiſchen Kirche noch widerwärtiger zu machen, als alle gewalt— 
ſamen Kämpfe ihm von vornherein ſchon waren. Und ſo entſchloß er ſich 
zur Nachgiebigkeit. Dienſtag den 17. Auguſt, als der Landtag noch in ſeinen 
erſten Anfängen ſtand, erſchien er in einer allgemeinen Verſammlung der vier 
Stände, ließ dann Prälaten und Städte abtreten, und begann mit dem Adel 
perſönliche Verhandlungen über den Religionspunkt. Das Ergebnis derſelben 
war eine am folgenden Tage (18. Auguſt) erteilte Entſchließung des Kaiſers. 

In dieſer Erklärung wurde für Unteröſterreich eine Ordnung der Dinge 
aufgeſtellt, welche den franzöſiſchen Religionsfriedensſchlüſſen verwandt war: die 
Herren und Ritter ſollten die Freiheit erhalten, nicht nur in ihren Schlöſſern, 
ſondern auch in ihren Gutsherrſchaften die Religion nach Maßgabe der Augs— 
burger Konfeſſion ausüben zu laſſen. Zugleich wurde jedoch die eigentliche Durch— 
führung dieſes Rechtes noch an weit ausſehende Bedingungen geknüpft. Nicht 
nur daß die Adelichen zur Ausſchließung jeder von der urſprünglichen Form 
der Konfeſſion abweichenden Sekte verpflichtet wurden, es ſollte auch vor allem 
eine feſte Norm für Gottesdienſt, kirchliche Verfaſſung und Unterricht aufgeſtellt 


) Michiel. 1568 September 16. (A. a. O.) 
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werden. Zur Vereinbarung ſolcher Normen ſollten die Verhandlungen zwiſchen 
je ſechs Verordneten des Kaiſers und der Adelichen geführt werden. Im ſtillen 
hielt Maximilian dabei die Hoffnung feſt, eine Anordnung der Verfaſſung durch— 
zuſetzen, durch welche die öſterreichiſchen Proteſtanten in dem Umkreis der alten 
Kirche feſtgehalten würden. 

Dieſe Verhandlungen nun waren im Zug, als die kurfürſtliche Geſandt⸗ 
ſchaft in Wien eintraf mit ihren Anträgen auf das Einſchreiten des Kaiſers 
für die bedrängten Niederländer. Erſt jetzt können wir die Tiefe des grund— 
ſätzlichen Gegenſatzes zwiſchen Philipp und Maximilian ermeſſen: in der Zeit, 
da der erſtere in ſeinen deutſch-niederländiſchen Herrſchaften gegen den Prote— 
ſtantismus den Vernichtungskampf aufgenommen hatte, machte ſich der letztere 
ans Werk, in ſeinen deutſch-öſterreichiſchen Erblanden demſelben eine ſichere 
Stätte zu bereiten. Die unmittelbaren Urſachen, welche den Kaiſer bei dieſem 
Vorgehen beſtimmten, ſind oben bezeichnet. Allein überſehen wir nicht, daß im 
tiefſten Grunde ihn noch eine allgemeinere und bedeutendere Auffaſſung leitete, 
die er unter den wachſenden Stürmen der Zeit mit zunehmendem Eifer aus— 
führte, die Ueberzeugung nämlich, daß man es gegenüber dem Streit der beiden 
getrennten Kirchen nicht zum offenen Krieg kommen laſſen dürfe. Der Religions— 
krieg, ſagte er, ſchadet der Religion, verwüſtet das Land und bricht nach zeitweiligen 
Siegen einer katholiſchen Regierung, bei der internationalen Verbindung der 
Parteien, wie ſie beſonders durch Frankreich, Deutſchland und die Niederlande 
hindurchgeht, immer von neuem aus. Daß darum auch in den Niederlanden 
das rechte Heilmittel in der Freigabe der proteſtantiſchen Religion beſtehe, er— 
klärte er dem venetianiſchen Geſandten ſchon ſeit dem Ende des Jahres 1566: 
die Niederländer, ſagte er, verlangen weiter nichts, als nach ihrem Gewiſſen 
leben zu können, wie man es in Deutſchland und in Frankreich thut; der König 
von Spanien aber mit ſeinen Gewaltmaßregeln wird nichts weiter erzielen, als 
daß er ſein Geld verſchwendet, das Land zu Grunde richtet und ſchließlich das 
Meſſer gegen die eigene Kehle wendet. !) 

Alſo die Grundſätze, welche Maximilian in der Regierung des Reiches 
ſowohl wie ſeiner Erblande befolgte, drängten ihn gleichmäßig in Gegenſatz gegen 
den ſpaniſchen König. Aber auch hiermit ſind die Urſachen des Auseinander— 
gehens beider Monarchen noch nicht erſchöpft. Für Maximilians Entſchlüſſe gaben, 
wie ſchon früher hervorgehoben, neben oder gelegentlich auch trotz der allgemeinen 
Intereſſen ſeiner Reiche die dynaſtiſchen Vorteile ſeines Hauſes den Ausſchlag; 
und eben ſolche dynaſtiſche Berechnungen traten auch jetzt wieder ſcharf in den 
Vordergrund. 

Maximilian war aufgewachſen in der Eiferſucht gegen Philipp II. Daß 
dieſer Eiferſucht nicht bloß der Verſuch Karls V., ſeinem Sohne die Nachfolge 
Ferdinands in der Kaiſerwürde zu verſchaffen, zu Grunde lag, ſondern auch die 
Ungleichheit der Teilung der habsburgiſchen Reiche zwiſchen dem ſpaniſchen und 
deutſchen Zweig des Hauſes, daß beſonders die Niederlande die begehrlichen 
Augen Maximilians auf ſich zogen, iſt eine Vermutung, die ſich nicht ſtreng bez 


) Michiel. 1566 November 28, 1567 März 8. (Dispaccj Veneti Ib.) 
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weiſen läßt, die ſich aber erfahrenen Beobachtern bei und nach dem Rücktritte 
Karls aufdrängte. Wie nun die Verwirrung in den Niederlanden wuchs, ſcheint 
der Gedanke der Begründung deutſch-öſterreichiſchen Einfluſſes daſelbſt in dem 
Kaiſer wieder aufgegangen zu ſein. In der Zeit nämlich, da Philipp II. aller 
Welt und vielleicht auch ſich ſelber die Abſicht vorſpiegelte, perſönlich in den 
Niederlanden Ordnung zu ſtiften, ließ Maximilian am 31. Auguſt 1566 ein 
Gutachten über dieſen Plan für den König verfertigen. Zwei Sätze legte er 
ſeinen Ausführungen zu Grunde: einmal daß alles zu vermeiden ſei, was „nur 
im geringſten nach Härte und Strenge ausſehe“, ſodann daß allerdings die Gegen— 
wart des Königs zur Herſtellung der Ordnung nötig ſei. Aber dem perſönlichen Er— 
ſcheinen des Königs ſah er einſtweilen unüberwindliche Schwierigkeiten im Wege 
ſtehen: die Sicherheit ſeiner Perſon erfordere einerſeits ein ſtarkes bewaffnetes 
Gefolge, anderſeits werde jedes Heranziehen mit Streitkräften, die das Ausſehen 
eines Heeres hätten, einen gewaltigen Aufſtand der oppoſitionellen Niederländer 
nebſt ihren zahlreichen Freunden im Reich und in Frankreich zur Folge haben. 
Solchen Verlegenheiten gegenüber fand Maximilian den Ausweg in einem über— 
raſchenden Vorſchlag: der König möge die Verhandlung zur Beruhigung der 
Niederlande unverzüglich in ſeine, des Kaiſers, Hand legen und dabei verſprechen, 
die Anordnungen des Vermittlers, beſonders auch ſeine Zuſicherungen der Straf— 
loſigkeit, genehm zu halten. Während dann der Kaiſer die Unterhandlung vor— 
nehme, möge Philipp ſich nach Italien begeben und von dort, nach dem Ab— 
ſchluß des Friedenswerkes, in den Niederlanden erſcheinen.“) 

Das Gutachten wurde ausgeſtellt, als eben die Nachrichten vom Bilder— 
ſturm einliefen, und der Kaiſer auf Schrecken und Gefügigkeit von ſeiten Philipps 
rechnen mochte. Daß es auch wirklich abgegangen iſt, darf man wohl annehmen. 
Denn gegen Ende des Monats November ſagte Maximilian dem venetianiſchen 
Geſandten: vor ſechs Wochen habe er dem König Philipp in ausführlichem Gut— 
achten den Weg gezeigt, wie die niederländiſchen Unruhen ohne Waffengewalt 
beizulegen ſeien.?) Ja es ſcheint ſogar, daß er ſich noch weiter vorwagte. 
Denn ungefähr gleichzeitig mit dem Gutachten an Philipp ſchickte er ein zweites, 
ebenfalls über Beruhigung der Niederlande handelndes, an die Herzogin Mar— 
gareta und legte gleich einige Schreiben an vornehme niederländiſche Herren, 
die den Orden vom goldenen Vließ trugen, ſowie an den Adelsbund zur etwaigen 
Ueberreichung bei.?) Welchen Eindruck jedoch dieſe Ratſchläge auf die ſpaniſche 
Regierung machten, können wir aus kurzen Worten der Beteiligten entnehmen. 
Im März 1567 ſagte Maximilian dem venetianiſchen Geſandten: als er dem 
König ſein Bedenken über Beruhigung der Niederlande überſandt, habe dieſer 
ihn vier Monate lang auf die Antwort warten laſſen: ſeine Vorſtellungen haben 
nicht gefallen.“) Und ſchon am 17. November 1566 ſchrieb Margareta an Philipp: 


1) St. A. Wien. Hiſpanica 1566. (Spanien C. 3.) 

2) Michiel. 1566 November 28. (Dispaccj Veneti Ib.) 

3) Philipp an Margareta. 1566 November 5. (Gachard, corresp. de Marguerite II 
Borr. S. LXXX.) 

4) Michiel. 1567 März 8. Derſelbe berichtet am 19. Dezember 1566 über den Verdruß 
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die Vorſchläge Maximilians ſeien gegen des Königs Würde. ) Die von dem— 
ſelben beigelegten Briefe an niederländiſche Herren wurden nicht befördert. 

Hiernach iſt wohl deutlich, daß Maximilian, wenn er im Namen des Friedens 
des Reiches und der Wohlfahrt der Niederlande die harte Politik Philipps be⸗ 
kämpfte, nebenbei den Vorteil ſeines Hauſes im Auge behielt. Nicht minder 
deutlich iſt, daß Philipp, wenn er die Ratſchläge des deutſchen Vetters ablehnte, 
das in früheren Zeiten aufgekeimte Mißtrauen gegen die Abſichten desſelben auf 
die Niederlande von neuem empfand. Bei dieſer Spannung der beiden Habs— 
burger erſchienen nun dem Kaiſer die Anträge der kurfürſtlichen Geſandtſchaft wie 
das Angebot einer Bundesgenoſſenſchaft. Maximilian wünſchte Konzeſſionen an 
die Niederländer: die Kurfürſten verlangten deutlicher Beobachtung des Religions- 
friedens daſelbſt, Achtung der Landesrechte und Entfernung der fremden Truppen. 
Maximilian hatte die Rolle und den Einfluß des Vermittlers in den nieder— 
ländiſchen Wirren erſtrebt: die Kurfürſten riefen ihn gleichfalls als Vermittler 
zwiſchen den bedrängten Landen und dem Könige an. Was endlich die Kur— 
fürſten, und dazu noch einige Fürſten dem Kaiſer vortrugen, konnte dieſer als 
die Forderungen der vornehmſten Vertreter des Reiches dem König Philipp vor— 
legen und dabei auf die Drohung eines gewaltſamen Einſchreitens des Reiches 
hinweiſen. Und ſo ſäumte denn auch der Kaiſer nicht, die Anträge der Kur— 
fürſten dem König Philipp in nachdrücklicher Weiſe vorzutragen und zu empfehlen. 

Schon mehrere Wochen vorher, zu Anfang Auguſt, hatte er den Beſchluß 
gefaßt, ſeinen eigenen Bruder, den Erzherzog Karl, nach Spanien zu ſenden, 
einmal um für den gefangenen Prinzen Don Carlos, deſſen Ableben noch nicht 
gemeldet war, Fürſprache zu thun, ſodann um Vorſtellungen in den nieder— 
ländiſchen Angelegenheiten zu erheben.“) Der erſte Antrag wurde durch den 
inzwiſchen kundgewordenen Tod des Prinzen hinfällig, für die zweite Aufgabe 
wurde der Erzherzog jetzt abgejandt. Am 21. Oktober wurde ſeine Inſtruktion 
ausgefertigt, und darin der früher ſo übel aufgenommene Vorſchlag des Kaiſers, 
es möge ihm die Unterhandlung über den Ausgleich der niederländiſchen Wirren 
anvertraut werden, ausdrücklich wiederholt. Im Dezember langte der Erzherzog 
am Hofe Philipps an. 

Die Werbung des Erzherzogs enthielt für den ſpaniſchen König nichts 
eigentlich Neues. Seine niederländiſche Politik hatte ja von Anfang an eine 
ununterbrochene Reihe von Zurückweiſungen ſowohl demütiger als drohender 
Mahnungen zur Nachgiebigkeit aufzuweiſen. War aber dieſe vom Reich aus— 
gehende Demonſtration an ſich geeignet, den König nachgiebig zu ſtimmen? 
Philipp empfand derartige Regungen um ſo weniger, da er ſeinerſeits Gegen— 
forderungen aufzuſtellen hatte. Von Granvella belehrt, daß der Religionsfriede 
vergeblich gegen ihn angerufen werde, daß dagegen kraft des burgundiſchen Ver— 
trages (S. 25) die Niederlande unter dem Schutze des Reiches ſtehen, verlangte 


des Kaiſers wegen noch nicht erfolgter Beantwortung des vor vierzehn Wochen abgeſandten Gut⸗ 
achtens. (Dispacej Veneti Ib.) 

) Gachard, corresp. de Philippe I n. 496. 
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er umgekehrt die Hülfe des Kaiſers und der Stände gegen ſeine Rebellen. Was 
aber war in dieſer Hinſicht geſchehen? Richtig war es wohl, daß der Kaiſer 
ſchon im Herbſt 1566 die Truppenwerbungen Philipps in Deutſchland aus— 
drücklich erlaubt!) und die gegen den König gerichteten verboten hatte,?) daß 
er beſonders noch am 12. Mai 1568 dem Fürſten von Oranien ſeine Kriegs- 
werbungen bei Strafe der Reichsacht unterſagt hatte. Aber ſtatt nun, wie der 
ſpaniſche Geſandte aufs dringendſte verlangte, gegen Oranien, der ja nicht ge— 
horchte, vorzugehen, wie man gegen Grumbach und den Herzog Johann Friedrich 
vorgegangen war, behandelten der Kaiſer und die Kurfürſten den König Philipp 
auf der einen, die Niederländer auf der anderen Seite als Parteien, deren Streit 
ſie ſchlichten wollten; und bei der angetragenen gütlichen Vermittelung dachten 
ſie vor allem an die Befriedigung Oraniens, der eben gegen Philipp die 
Waffen führte. Unter ſolchen Umſtänden war Philipps Geſinnung alles eher 
als nachgiebig. Freilich, wenn er neben den Vorſtellungen kriegeriſche Vor— 
bereitungen des Kaiſers und der deutſchen Reichsſtände geſehen hätte — ſei es 
auch nur in Geſtalt von kaiſerlichen Mandaten, welche die deutſchen Söldner aus 
dem Dienſte Albas abriefen, und von wirkſamen Anſtalten, welche die Werbe— 
plätze und Durchzüge in Deutſchland für Alba ſchloſſen — fo würde er vielleicht 
bedenklich geworden ſein. Da man aber im Reich auf die Wirkung der kräftigen 
Reden wartete und ſich im übrigen ſtille hielt, ſo beſchloß Philipp, die Stände 
einfach abzuweiſen, den Kaiſer aber von ſeiner ihm unbequemen Haltung geradezu 
abzuführen. Hierzu bot ſich ihm ein doppelter Weg: einmal eine ſchroffe Ab— 
weiſung der Anträge des Erzherzogs in allen ihren Teilen, ſodann die Erwiderung 
des Angriffes, den der Kaiſer auf ſeine Politik richtete, mit einem gleichen An— 
griff gegen die Politik des Kaiſers. Beide Mittel ergriff der König, das letztere, 
indem auch er die öſterreichiſchen Vorgänge mit den niederländiſchen in Ver— 
bindung brachte. Eben dieſe eigentümliche Verflechtung müſſen wir vor allem 
wieder ins Auge faſſen. 

Das Zugeſtändnis Maximilians an die unteröſterreichiſchen Adelichen hatte 
die Vorkämpfer der katholiſchen Kirche in große Aufregung geſetzt. Zuerſt war 
es Papſt Pius V., der, nicht zufrieden mit den eifrigen Gegenwirkungen des 
Nuntius Bilia, einen außerordentlichen Legaten, den Kardinal Commendone, ab— 
ſandte, um den Kaiſer von ſeinem Vornehmen abzubringen. „Das iſt toller 
Mönchseifer,“ rief der Kaiſer auf die Meldung dieſer unbequemen Geſandtſchaft 
aus.?) Aber ſeine Verſuche, den Kardinal zurückzuhalten, waren vergeblich; er 
erſchien im November und beſtürmte nun den Kaiſer mit Vorſtellungen, die ſich 
um die hierarchiſche Theorie drehten, daß die ſtaatliche Gewalt gar nicht die 
Befugnis habe, die Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche einzuſchränken. Maxi— 
milian meinte nun wohl: „der Papſt würde einen guten Inquiſitor und einen 
guten Abt für ein Mönchskloſter abgeben; in der Welt zu regieren, das ſei eine 


1) Zuerſt vor 1566 Oktober 13. (Groen v. Pr. I 2 S. 384.) 
2) Zuerſt vor 1566 September 27. (Gachard, corresp. de Philippe I n. 476 S. 466/67.) 
3) H furia fratesca. Michiel. 1568 Oktober 4. Dispaccj II.) 
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andere Aufgabe.“ ) Allein alsbald trat auch der mächtigſte Regent der Welt 
auf des Papſtes Seite; in eigenhändigen Briefen, am 17. Oktober und 22. No⸗ 
vember, beſchwor Philipp II. den Kaiſer, von ſeinem Vorgehen gegen Gott und 
die Religion abzuſtehen. Und als eifriger Nachbar ſäumte auch der Herzog Albert 
von Baiern nicht, dem Kardinal Commendone ein ſcharfes Schreiben an Maxi⸗ 
milian mitzugeben. 

So ſah ſich der Kaiſer einem Angriff vereinter Kräfte in demſelben Augen⸗ 
blick ausgeſetzt, in dem er Philipp durch ſeine Verbindung mit den Kurfürſten 
zu ſchrecken unternahm. Die Entſcheidung in dieſem ſeltſamen Kampf brachten 
die fremdartigen dynaſtiſchen Intereſſen. 

Jener Gedanke, die Teilung der öſterreichiſchen mit der ſpaniſchen Linie 
zu revidieren, war nicht der einzige, der Maximilians Vergrößerungspläne be- 
herrſchte. Von der Zeit, da ſich ſein Haus mit Kindern — ſechs Söhnen und 
drei Töchtern — füllte, trug er ſich mit der noch viel kühneren Rechnung, daß 
ſeinen Nachkommen vielleicht die Erbſchaft des verkümmernden ſpaniſchen Königs- 
hauſes zugewandt werden könne. In ſolchen Berechnungen hatte er im Jahre 1563, 
als die Nachfolge Philipps auf dem einen geiſtig und körperlich verwahrloſten 
Don Carlos beruhte, ſeine beiden älteſten Söhne, Rudolf und Ernſt, zur Cr- 
ziehung an den Hof Philipps geſandt. Als dann aus Philipps dritter Ehe mit 
der franzöſiſchen Eliſabeth zwei Töchter hervorgingen (1566 und 1567), dafür 
aber Don Carlos im Juli 1568 ſein trauriges Ende erreichte, trat alsbald der 
Gedanke hervor, zwiſchen jenen Erbinnen und den kaiſerlichen Söhnen eine Heirat 
zu ſtiften. Endlich als am 3. Oktober desſelben Jahres Philipps Gemahlin ſtarb, 
ergab ſich für den Kaiſer wieder ein neuer Plan, deſſen Verwirklichung im 
Gegenſatz gegen die anderen Entwürfe ſofortige und ernſte Bemühungen ver— 
langte. Ueberzeugt, daß Philipp ſich zum viertenmal verehelichen werde, wünſchte 
der Kaiſer ſeine älteſte Tochter Anna, die er urſprünglich dem Don Carlos zu— 
gedacht, zur Königin von Spanien zu machen und ſo die Verbindung der beiden 
Linien wieder aufs engſte zu ſchließen. So eigentümlich traf dieſer neue Ge— 
danke mit jenen niederländiſchen Verhandlungen zuſammen, daß der Erzherzog 
Karl eben abgereiſt war, als die Todesnachricht eintraf, und der Heiratsplan 
gefaßt wurde. Mit einer faſt unanſtändigen Eile wurde dem fürſtlichen Geſandten 
der Auftrag, dem König Philipp die öſterreichiſche Prinzeſſin Anna anzubieten, 
nachgeſchickt. 

Hiermit bekam Philipp ein Mittel in die Hand, um den Kaiſer gefügig zu 
machen. Indem er bei den Verhandlungen mit Erzherzog Karl die Einmiſchung 
in die niederländiſchen Dinge in ſcharfer Weiſe zurückwies, zeigte er ſich ander— 
ſeits zu der gewünſchten Verbindung geneigt — aber mit einer Vorbedingung, 
daß nämlich der Kaiſer aufhören müſſe, ſich der Niederländer gegen ihn anzu⸗ 
nehmen und die Proteſtanten in Oeſterreich zu begünſtigen. Des gleichen Ueber⸗ 
redungsgrundes bemächtigte ſich alsbald der nach Wien geſchickte päpſtliche Legat. 
Auf ſein Antreiben mußte der ſpaniſche Geſandte den Kaiſer darauf hinweiſen, 
daß die beabſichtigte Heirat eine päpſtliche Dispenſe wegen des verbotenen Ver⸗ 


) Michiel. 1568 November 25. 
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wandtſchaftsgrades erfordere; dieſe werde Pius nicht erteilen, wenn Maximilian 
ſich zum Schutzherrn der öſterreichiſchen Proteſtanten mache. 

Sich für die Durchführung großer, dem gemeinen Weſen dienender Ent— 
würfe gegen entſchloſſene Gegner in offenen Kampf zu werfen, war niemals die 
Sache Maximilians, am wenigſten, wenn ſeine dynaſtiſchen Abſichten dabei 
Schaden litten. Und ſo ergriff er auch dieſen neuen Schwierigkeiten gegenüber 
ſeine Stellung mit derſelben unvermittelten Geſchwindigkeit, mit der er einſt vor 
der Ausſicht auf die römiſche Königswahl ſeiner proteſtantiſchen Haltung entſagt 
hatte. Er unterwarf ſich mit Verleugnung ſeiner Würde in der niederländiſchen 
und öſterreichiſchen Angelegenheit, nur freilich mit dem Unterſchied, daß er ſich 
in der erſten Frage wirklich, in der anderen zum Schein fügte. 

zin Zurückweichen des Kaiſers in der niederländiſchen Sache wäre nach der 
ſchroffen Abweiſung, die König Philipp dem Erzherzog Karl erteilt hatte, an ſich 
nicht auffallend geweſen. Denn das einzige, was jetzt noch vorwärts helfen 
konnte, wäre ein bewaffnetes Einſchreiten des Reiches geweſen. Daß aber eine 
Einigung der katholiſchen und proteſtantiſchen Reichsſtände über ein ſolches Unter— 
nehmen zu erzielen ſei, war mehr als zweifelhaft. In denſelben Tagen, da die 
kurfürſtliche Geſandtſchaft vor dem Kaiſer einen ſo feindlichen Ton gegen Spanien 
anſchlug, wurde der Erzbiſchof Jakob von Trier bereits von Sorgen vor ſeinem 
furchtbaren Nachbar erfaßt; er ſuchte Alba zu verſöhnen durch die vertrauliche 
Eröffnung, daß der einzige Feind des ſpaniſchen Königs doch nur der Kurfürſt 
von der Pfalz ſei, und er machte Vorſchläge, wie dieſe Feindſchaft unſchädlich zu 
machen ſei. Mit Genugthuung konnte Alba ſeinem König berichten, daß eben 
der Prälat, den man als den von der ſpaniſchen Regierung vorzugsweiſe Be— 
leidigten und Erbitterten anführe, ſich zuerſt als wohlgeſinnten Diener Philipps 
bekenne. !) Zu dieſem Lob des Erzbiſchofs hätte Alba den Preis der noch zu— 
verläſſigeren Geſinnung des eigentlichen Vertreters der katholiſchen Gegenbewegung 
in Deutſchland, des Herzogs Albert von Baiern, hinzufügen können; denn auch 
der ließ ſich's angelegen ſein, mit dem ſpaniſchen Herzog in gute Korreſpondenz 
zu treten. Solche Vorgänge waren gewiß ebenſo ungünſtige Vorzeichen für den 
Erfolg einer Reichsexekution, wie es anderſeits die Parteinahme proteſtantiſcher 
Fürſten für Oranien war. Und am Ende wie ſtand es mit den innerſten Ge— 
danken des Kaiſers? Es iſt kein Zweifel, daß Maximilian alles, was der Erz— 
herzog Karl forderte, wirklich und dringend wünſchte. Allein nicht minder ſicher 
dürfte es ſein, daß er über die Grenze der bloßen Vorſtellungen hinauszugehen 
im Ernſte niemals beabſichtigt hat. 

Alſo eine geduldige Hinnahme der Abweiſung Philipps wäre erklärlich ge— 
weſen. Aber Maximilian that mehr. Noch ehe er die Antwort des Königs 
erfuhr, richtete er ein Schreiben an ihn, in dem er im voraus ſeine Zufrieden— 
heit mit jeder Antwort desſelben, wie ſie auch ausfallen möchte, erklärte; und 
als die ſchnöde Antwort ihm vorlag, ſchrieb er abermals, er ſtimme mit den 
meiſten Punkten überein. 


1) An Philpp. 1568 Oktober 12, 1569 Mai 10. (Documentos inéditos XXXVII 
S. 433, XXXVIII S. 66.) 
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Dies war eine Unterwerfung im eigentlichen Sinn. Nicht minder voll— 
ſtändig ſchien aber auch ſeine Unterwerfung in der öſterreichiſchen Sache zu ſein. 
Als der unteröſterreichiſche Landtag im September auseinanderging, wurde die 
zwiſchen kaiſerlichen und ſtändiſchen Verordneten zu führende Verhandlung über 
die Formen des Gottesdienſtes und der Verfaſſung auf den 11. November an- 
beraumt. Einen gedeihlichen Anfang konnte man indes zu dieſer Friſt nicht 
machen, da der von den Ständen als theologiſcher Beirat erſehene David Chyträus 
von Roſtock, wo er an der Univerſität wirkte, noch nicht angelangt war. In 
dieſer Zeit der Ungewißheit war es nun, wo Commendone den Kaiſer gewonnen 
zu haben glaubte. Er ſelber erzählt: ) als letzte Bitte habe er es dem Kaiſer 
ans Herz gelegt, er möge über dieſe der Menſchenwillkür entrückte Angelegenheit 
den Rat von Gott erflehen. Da, am 18. November, habe der Kaiſer ihm erklärt, 
er ſei ſeiner Ermahnung gefolgt und habe ſeinen früheren Entſchluß, da er 
Gottes Weiſung erkannt habe, geändert. — In der That faßte Maximilian eben 
an jenem Tage eine Entſchließung, kraft deren die Verhandlung über Agende 
und Verfaſſung mit Rückſicht auf den bevorſtehenden oberöſterreichiſchen Landtag 
ſuſpendiert wurde. Triumphierend berichtete der Vizekanzler Zaſius darüber an 
den Herzog von Baiern:?) „ich bin der einzige Urheber dieſer Wendung; jetzt gehe 
ich mit dem Gedanken um, dieſe Suſpenſion zu einer ewigen zu machen.“ Zur 
noch größeren Befriedigung des Legaten fügte der Kaiſer auch hinſichtlich des 
oberöſterreichiſchen Landtages, zu dem er ſich nach Linz begab, die Erklärung hinzu, 
es ſolle dort von der Religion keine Rede ſein.?) Und auch dieſe Zuſage ſchien 
er, nach den Mitteilungen ſeines Vizekanzlers, gehalten zu haben. Die Ober— 
ennſer, ſo ſchrieb Zaſius nach dem Landtag an den Herzog von Baiern, haben 
ſich in der Religion „fein tugendlich ſtillen und abweiſen laſſen“.“) 

Aber dieſe Unterwerfung war eine ſcheinbare. Daß der Aufſchub der 
Religionsverhandlungen weder ein ewiger ſein, noch die Stände um das ihnen 
Gewährte betrügen konnte, dafür hatte Maximilian im ſtillen geſorgt, indem er 
vor Auflöſung des Landtages den Adelichen die Zuſage gab: es ſolle in der 
Zwiſchenzeit, bis zur Erledigung jener Verhandlungen, die Ausübung der Wugs- 
burger Konfeſſion auf ihren Gutsherrſchaften nicht geſtört werden. An jenem 
oberöſterreichiſchen Landtag ferner hatten ſich die Herren und Ritter „fein ſtillen“ 
laſſen, weil Maximilian ihnen am 7. Dezember die Zuſage gab, daß die in 
Unteröſterreich feſtzuſtellende Religionsfreiheit auch ihnen zukommen, und daß 
einſtweilen auch ſie, wenn ſie nicht über die urſprüngliche Augsburger Konfeſſion 
hinausgingen, nicht bedrängt werden ſollten. Und was endlich würde Commen— 
done geſagt haben, wenn er gewußt hätte, daß Chyträus im Januar 1569 wirklich 
anlangte, auf Weiſung des Kaiſers aber ſich vor dem Legaten verbergen mußte 
und die von den Ständen verordnete ihm aufgetragene Ausarbeitung einer Agende 
und einer kirchlichen Verfaſſung in der Stille des Städtchens Spitz vornahm! 


) An Heſius. 1568 November 20. (Cyprianus, tabellarium S. 485 fg.) 
) 1568 November 20. (München St. A. 229/1.) 


) Commendone an Baiern. 1565 November 20. (München R. A. Oeſterreichiſche Religions: 
ſachen III.) 


) 1568 Dezember 19. (St. A. München 229/1.) 
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Die wirkliche Sachlage war die, daß die Verhandlungen über Ausführung 
der Zuſage von 1568 infolge des Einſpruches der katholiſchen Mächte geheimer 
und freilich auch langſamer geführt wurden. Immerhin war Chyträus am 1. März 
1569 ſo weit, daß er den Entwurf einer Agende dem Kaiſer überreichen konnte, 
auf welchen dann nachher der Grundriß einer Kirchenverfaſſung nebſt zugehörigen 
Beſtimmungen über Disziplin und Unterricht folgte. Die Verhandlungen über 
dieſe Entwürfe wurden teils zwiſchen den kaiſerlichen und ſtändiſchen Deputierten, 
teils auch direkt mit dem Kaiſer geführt. Was dieſelben vor allem aufhielt, 
waren die Vereinigungsgedanken Maximilians, die in letzter Stunde wieder her— 
vortraten. Die zähe feſtgehaltene Hoffnung, daß man bei einer möglichſt katho— 
liſchen Auslegung der Augsburger Konfeſſion, wie ſie Caſſander gegeben hatte, 
und bei möglichſter Annäherung des Gottesdienſtes der Proteſtanten an katholiſche 
Formen, ſowohl die Proteſtanten wie die katholiſche Hierarchie beſtimmen könne, 
in einem kirchlichen Gemeinweſen zuſammen zu bleiben, gab ihm den Vorſchlag 
ein: die öſterreichiſchen Proteſtanten ſollten ihre Geiſtlichen dem Ordinationsrecht 
und der Jurisdiktion der Biſchöfe unterſtellen, wogegen dieſe die Eigenart ihrer 
Lehre und ihres Gottesdienſtes zu dulden hätten. Dieſe Anforderung wieſen nun 
freilich die Stände zurück; ſie gingen mit Chyträus auf eine eigene, nach dem 
Muſter der deutſchen Landeskirchen angelegte Kirchenordnung aus, mit einem 
Konſiſtorium und einem Superintendenten an der Spitze. Aber da erhob ſich 
die weitere Frage, von wem dieſe oberſte Behörde und das ganze unter ihr 
zentraliſierte Kirchenweſen abhängen ſollte. Nach der damaligen Lage der Dinge 
hätte man ſie nur den proteſtantiſchen Ständen unterſtellen können, die alsdann 
ihre in der Landesregierung ſchon ſo bedeutende Gewaltfülle zu einer dem Fürſten 
vollends überlegenen Macht ausgebildet hätten. Dieſer Ausſicht gegenüber waren 
es nicht mehr bloß ireniſche, ſondern auch politiſche Erwägungen, welche den 
Kaiſer bewogen, eine ſolche Kirchenordnung abzulehnen. Das Ende war, daß 
nur über die Agende ein Einverſtändnis erzielt wurde. 

Dies Einvernehmen kam am 13. Auguſt zu ſtande. Nunmehr handelte es 
ſich darum, die vorher bedingungsweiſe erteilte Religionsfreiheit definitiv zu ge— 
währen, oder, wie man ſich ausdrückte, die Konzeſſion durch eine Aſſekuration zu 
ſichern. Langſam und geheim ging auch dieſer letzte Akt von ſtatten. Am 
30. Mai 1570 wurde die Urkunde darüber abgefaßt, dann aber, wegen der 
Abreiſe des Kaiſers zum Speirer Reichstag, nochmals beiſeite gelegt und endlich 
am 14. Januar 1571 ausgefertigt. Der Kaiſer gewährt darin den unteröſter— 
reichiſchen Adelsſtänden für ihre Perſon, ihre Angehörigen und Unterthanen das 
Recht, in ihren Häuſern, Gutsherrſchaften und „zugehörigen“ Kirchen die Religion 
nach der urſprünglichen Faſſung der Augsburger Konfeſſion und der jüngſt ge— 
nehmigten Agende auszuüben und ausüben zu laſſen. Ausdrücklich ausgenommen 
von dieſem Recht wurden die königlichen Städte und Märkte mitſamt den inner— 
halb derſelben befindlichen adelichen Häuſern. Auch mußten die Adelichen eine 
ſchriftliche Gegen verpflichtung ausſtellen, kraft deren fie keine von den beiden auf— 
geſtellten Normen abweichenden Lehren und Gebräuche dulden, noch die Katholiken, 
beſonders auch die Geiſtlichen, in ihrer Religionsübung, ihren Einkünften oder 
anderen Rechten beeinträchtigen durften. Der Kaiſer hingegen erklärte, daß dieſe 
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Bewilligung während ſeiner und ſeiner Nachfolger Regierung beſtehen ſolle, bis 
zu „einer gottſeligen Vergleichung der heiligen Religion in deutſcher Nation“. — 
Unmittelbar wurde dieſe Urkunde für die unteröſterreichiſchen Adelichen gewährt; 
ſeinem früheren Verſprechen gemäß erließ Maximilian aber hinterher ein Dekret, 
nach dem der Inhalt desſelben unter Vorbehalt der gleichen ſchriftlichen Gegen— 
verpflichtung, wie fie die Unteröſterreicher ausgeſtellt hatten, auch für die ober⸗ 
öſterreichiſchen Herren und Ritter gelten ſollte. 

So hatte Maximilian, indem er dem König Philipp in den Niederlanden 
freie Hand ließ, in den eigenen Erblanden das Muſter einer entgegengeſetzten 
kirchlichen Politik aufgeſtellt. Allerdings nicht, ohne dieſes fein Werk mit ver— 
hängnisvollen Halbheiten zu behaften. Er hatte ſeine Furcht vor dem Wider— 
ſtand der katholiſchen Mächte gezeigt, indem er ſie nicht zurückwies, ſondern betrog; 
er hatte den Städten, in denen doch die proteſtantiſche Geſinnung meiſtens vor— 
waltete, und proteſtantiſcher Gottesdienſt thatſächlich ausgeübt wurde, die ihren 
Mitſtänden erteilten Rechte vorenthalten; er hatte es endlich mit ſeinem Widerſtand 
gegen eine einheitliche Kirchenordnung bewirkt, daß der öſterreichiſche Proteſtan— 
tismus fortfuhr, unter dem Fluche der Anarchie zu leben. Der letzte Grund 
dieſer Haltung, die weder die Anſprüche der Katholiken noch der Proteſtanten 
befriedigte, war die immer noch feſtgehaltene Vorliebe für einen kirchlichen Aus— 
gleich. So oft er auf dieſes Ziel ſeiner Wünſche kam, wurde er ſchwunghaft 
und ernſt. Eine ſeiner ſalbungsreichen Wendungen lautete: wenn er die religiöſe 
Eintracht ſtiften könne, dann wolle er mit Simeon ſagen: „nun, Herr, läſſeſt du 
deinen Diener im Frieden fahren.“) Als Eiſengrein einmal den fanatiſchen Wunſch 
ausſprach, Gott möge unter die zur Vereinbarung der Agende beſtellten Prote— 
ſtanten den Geiſt der Verwirrung ſchicken, fiel der Kaiſer raſch und ernſt ein: 
„ich aber wollte, daß ſie ſich vergleichen.“?) Leider war dies nur ein Stand— 
punkt, über den die vorwaltenden Mächte der Zeit ungehemmt hinweggingen. 
Dem Kaiſer blieb dann nichts übrig, als reſigniert zu klagen: „der Lauf der 
Welt geht gegen alle Vernunft.“ 3) 

Und in der That, wenn wir uns an dieſer Stelle noch einmal nach den 
alle anderen Intereſſen beherrſchenden niederländiſchen Wirren umſehen, ſo ſpringt 
in die Augen, daß, vom Standpunkt des Kaiſers und des Reiches angeſehen, 
beſonders dieſe Verhältniſſe ſich gegen alle Vernunft entwickelten. Als die Ver- 
treter des Reiches bei dem Verſuch, den in den Niederlanden aufgehenden Krieg 
zu ſchlichten, ſchnöde abgewieſen wurden, und das Reich ſich nun beſchied, dem 
Fortgang des ihm ſelber Verderben drohenden Krieges unthätig zuzuſehen, war 
thatſächlich die volle Selbſtändigkeit der Niederlande gegenüber dem Reich aus- 
geſprochen. Zu dieſer Loslöſung der Niederlande hatte in ſtaatsrechtlicher Form 
der burgundiſche Vertrag den Anfang gemacht (S. 26), jetzt wurde ſie zwar noch 
nicht auf rechtlichem Wege, wohl aber auf demjenigen der Thatſachen vollendet. 


) So gegen Eiſengrein, nach deſſen Bericht vom 17. September 1568. (München R. A. 
Oeſterreichiſche Religionsſachen III.) 


) Angeführter Bericht Eiſengreins. 
) II mondo procede fuori d'ogni ragione. (Michiel. 1567 Dezember 17.) 
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Das war ein ungeheurer Verluſt des Reiches. Noch bitterer wurde derſelbe 
empfunden, da der niederländiſche Krieg, ähnlich wie der erſte Hugenottenkrieg, 
doch unaufhörlich das Reich in Mitleidenſchaft zog. Da gab es Stände, welche 
eine ehrliche Neutralität, verbürgt durch das gegen beide Parteien gerichtete 
Verbot von Werbungen und Durchzügen, zu erhalten ſtrebten; es gab andere, 
welche aus Schwäche beide oder aus Parteinahme eine der kriegenden Mächte 
durch Geſtattung der Werbungen und andere Dienſte unter der Hand begün— 
ſtigten; es gab einen, nämlich den Kurfürſten von der Pfalz, welcher eine 
ſelbſtändige Teilnahme an dieſen Verwickelungen verſuchte und bei den Ständen 
ſeiner kirchlichen Partei befürwortete. Die kriegenden Mächte ihrerſeits fuhren 
fort, die Neutralität des Reiches mit verwüſtenden Einfällen und anderen 
Eingriffen zu verletzen und der Neigung der einzelnen Fürſten und Parteien zu 
ſelbſtändiger Politik durch die Bewerbung um Bündniſſe entgegenzukommen. 
Maßgebend war bei allen Beſtrebungen der Reichsſtände, der einen oder anderen 
Macht ſich näher anzuſchließen, der kirchliche Gegenſatz: er wies die Katholiken 
auf die Seite Spaniens, die Proteſtanten auf die Seite Oraniens. Und bald 
ſollten dieſe Fragen auswärtiger Verbindungen noch brennender werden, da die 
franzöſiſchen Religionskämpfe wieder ausbrachen und ſich mit den niederländiſchen 
verflochten. 

Die Aufgabe der weiteren Darſtellung wird es ſein, nicht etwa dem Ver— 
lauf des niederländiſchen Krieges im einzelnen zu folgen — denn der war nun— 
mehr für das Reich ein fremder geworden — wohl aber die Rückwirkung, welche 
er in Verbindung mit den franzöſiſchen Wirren in Deutſchland ausübte, dar— 
zulegen. 


Dritter Abſchnitt. 


Zunahme der inneren Hpannung und der 
auswärtigen Perwickelungen. 


ir treten mit dieſem Kapitel in einen Zeitraum, für den ſich bei der 
§ verwirrenden Mannigfaltigkeit und Kleinlichkeit der Ereigniſſe nur ſchwer 

„ Verſtändnis und Teilnahme gewinnen läßt. Was in den voraus— 
gehenden Abſchnitten behandelt iſt — die Bildung der proteſtantiſchen Partei 
und die Ziele und Mittel derſelben, der Plan der katholiſchen Reſtauration und 
die erſten Erfolge derſelben in Deutſchland, der unter dem Streit der katholiſchen 
und proteſtantiſchen Parteien fortſchreitende Niedergang des Anſehens der Reichs— 
gewalten und die Eröffnung des Reiches gegen die Einwirkungen der auswärtigen 
Religionskriege —, dies alles ſind große Erſcheinungen, welche die geſchichtliche 
Betrachtung von ſelber auf ſich lenken. Aber nun folgt eine Zeit, in der die 
Parteien der deutſchen Reichsſtände ſich berufen ſehen, mit der That für die Er— 
reichung ihrer Ziele einzutreten und in hartem Kampf die Beſtrebungen der 
Widerſacher zu vereiteln. Dieſen Anforderungen gegenüber zeigen ſie ſtatt der 
Thatkraft Schwäche, ſtatt der harten Konſequenz Unentſchloſſenheit; ſtatt ihre 
Kräfte zu vereinigen, zerſplittern ſie dieſelben unter zahlreichen Streitigkeiten. 
Und ſo kommt es, daß in dem neuen Zeitraum mehr von Entwürfen als von 
Thaten die Rede iſt, daß die wirklichen Thaten als kleine, meiſtens hinterhaltig 
vorbereitete Eingriffe ins Leben treten, bedeutend nur durch ihre Geſamtheit, in— 
ſofern nämlich das Machtverhältnis der Parteien verſchoben und die Feindſchaft 
derſelben verſchärft wird. 

Indem wir das Wichtigſte aus dieſen Vorgängen ins Auge faſſen, müſſen 
wir davon ausgehen, daß die Gegenſätze der großen kirchlichen Parteien, beruhend 
auf dem Beſtreben der Proteſtanten, die Errungenſchaften ihrer Macht und ihres 
Bekenntniſſes zu behaupten und weiter auszudehnen, und auf dem Gegenſtreben 
der Katholiken, dem Vordringen ihrer Widerſacher zu wehren und das an ſie 
verlorene Gebiet zurückzugewinnen, ſich im Innern des Reiches gebildet, dann 
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aber mit verwandten Streitigkeiten im Auslande verflochten hatten. Im Innern 
des Reiches hatte die zunehmende Schärfung der Feindſeligkeiten und die wach— 
ſende Ueberzeugung von der Ohnmacht des Reiches den Parteien ſchließlich den 
Gedanken nahe gelegt, daß eine ſelbſtändige Vereinigung ihrer Kräfte zur ſelb— 
ſtändigen Vertretung ihrer Anſprüche notwendig ſei; zugleich jedoch hatte die 
Achtung vor dem gemeinſamen Staatsweſen, deſſen loſes Gefüge man nicht 
vollends zerrütten wollte, das Bedürfnis nach Frieden, deſſen Wohlthaten man 
nicht durch Zurüſtungen zum Krieg aufs Spiel ſetzen wollte, dieſen Gedanken 
in ſeiner Entwickelung zurückgehalten. Im Ausland war es zunächſt der erſte 
franzöſiſche Religionskrieg, der neue Beſtrebungen und neue Befürchtungen wach 
rief. Die deutſchen Parteien ſtanden dieſem Kriege mit dem Verlangen gegenüber, 
ihr Bekenntnis in dem Nachbarland obſiegen zu ſehen; in beiden erhob ſich, noch 
ſtärker und unmittelbarer wirkend, die Sorge, daß eine internationale Ver— 
bindung ihre kirchlichen Widerſacher umſpanne, und daß ein Sieg derſelben in 
Frankreich die Eröffnung des Krieges in Deutſchland zur Folge haben müſſe. 
Dieſe Empfindungen hatten innerhalb der proteſtantiſchen Stände, als der that— 
kräftigeren Partei, einen Verſuch zur Unterſtützung der franzöſiſchen Reformierten 
hervorgerufen. Die beſcheidene Geldhülfe, zu der einige proteſtantiſche Fürſten 
ſich damals zuſammenthaten, bildete den Anfang zur Verflechtung der deutſchen 
mit den außerdeutſchen kirchlichen Kämpfen, zugleich aber auch den erſten Ver— 
ſuch einer der großen Parteien zu ſelbſtändig eingreifender Politik. 

Den Fortgang dieſer Beziehungen der auswärtigen zu den deutſchen Ver— 
wickelungen und zwar zunächſt des Einfluſſes der fremden Kämpfe auf die Ver— 
ſuche der Proteſtanten zu ſelbſtändiger Organiſation und ſelbſtändiger Politik, 
hat unſere Darſtellung vor allem ins Auge zu faſſen. Wie das vorausgehende 
Kapitel gelehrt hat, treten dabei zeitweilig nicht die franzöſiſchen, ſondern die 
niederländiſchen Religionskämpfe, die ja für das Reich zu auswärtigen Händeln 
wurden, beſtimmend hervor. Erſt nachträglich verbinden ſich mit ihnen die neu 
ausbrechenden Hugenottenkriege, um mit verdoppelter Macht auf die Geſchicke 
Deutſchlands zurückzuwirken. 

Im Hinblick auf die Niederlande müſſen wir noch einmal auf die letzten 
Monate des Jahres 1566 zurückgreifen, als der Bilderſturm ausgebrochen war, 
und Philipp nun in den Niederlanden und Deutſchland, in Spanien und Italien 
große Kriegsrüſtungen zur Niederwerfung der Oppoſition ins Werk ſetzte. Daß 
der Gedanke des Schutzes und der Fortpflanzung des proteſtantiſchen Bekenntniſſes 
damals unter den proteſtantiſchen Fürſten mancherlei Verwendungen für ihre 
niederländiſchen Glaubensgenoſſen hervorrief, iſt bereits erzählt. Aber ſtärker 
wirkte auch jetzt wieder die Furcht auf die Reichsſtände ein. Jene Sorge vor 
einem großen, deutſche wie fremde Mächte umfaſſenden Bündnis zur Vernichtung 
der Proteſtanten, welche früher ſeit dem Frieden zwiſchen Frankreich und Spanien 
(1559) und den Vorbereitungen des Trienter Konzils bis zu dem erſten Hu— 
genottenkrieg die deutſchen Proteſtanten verfolgt und eine Wolke von Gerüchten 
und angeblichen Enthüllungen hervorgerufen hatte, erhob ſich von neuem und 
mit verſtärkter Kraft. Wieder liefen Nachrichten und gefälſchte Aktenſtücke um, 
nach denen die Rüſtungen Philipps nur das erſte Zeichen eines großen, viele 
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katholiſche Mächte bis ins deutſche Reich hinein umſpannenden Offenſivbündniſſes 
waren. Der Eindruck ſolcher Gerüchte war um ſo größer, da ja unter den 
Gegenſätzen im Innern des Reiches die Sorge vor einem herannahenden offenen 
Kampfe gewachſen war, und da von außen her die Wirren in den Niederlanden 
das Reich noch näher berühren mußten, als der frühere Zuſammenſtoß in Frank⸗ 
reich. Die ſtärkſte Erregung entſtand aber jetzt wieder wie früher unter den 
der Weſtgrenze des Reiches benachbarten Ständen, während die im Nordoſten 
wohnenden die Sache verhältnismäßig kühler nahmen. 
ſterkwürdig war es nun, daß zuerſt eine katholiſche Macht ſich dieſer 
Stimmungen bemächtigte, um die proteſtantiſchen Stände zu einer ſelbſtändigen 
Politik zuſammenzuführen. Die Regierung der Königin Katharina von Frank⸗ 
reich war durch die Kriſis, die ſich in den Niederlanden unter den Rüſtungen 
Philipps ankündigte, gleichfalls zu den ernſteſten Erwägungen angeregt. Als 
große Macht, mit den Ueberlieferungen einer großen Politik, konnte ſie der 
bevorſtehenden Umwälzung gegenüber nicht unthätig bleiben. Sollte ſie nun die 
Verlegenheiten Philipps benutzen, um die Politik Franz' I. wieder aufzunehmen 
und, vereint mit den proteſtantiſchen Mächten, dem ſpaniſch⸗öſterreichiſchen Hauſe, 
als dem alten Gegner, Verluſte zuzufügen, oder ſollte ſie dem Beiſpiel Philipps 
folgen, um von ihm unterſtützt den Proteſtantismus auch in dem eigenen Reiche 
niederzuwerfen? In ihrer perfiden, von einer zur anderen Richtung abſpringenden 
Weiſe verſuchte die Königin es zunächſt mit dem erſten Wege, und ſie wandte 
ſich in dieſer Abſicht an die proteſtantiſchen Reichsſtände. Erinnern wir uns, 
daß die alten Beziehungen Frankreichs zu den Ständen der Augsburger Kon— 
feſſion ſeit dem Religionsfrieden mehr und mehr gelöſt und durch den erſten 
Hugenottenkrieg vollends geſtört waren. Jetzt aber, in den Monaten Januar 
bis Mai des Jahres 1567, erſchienen Agenten der franzöſiſchen Regierung an 
den Höfen von Württemberg, Kurpfalz und Heſſen; “) durch geheimnisvolle Mit— 
teilungen ſuchten dieſe die Angſt vor dem katholiſchen Angriffsbündnis, das auch 
um Frankreichs Zutritt werbe, zu ſteigern, dann aber ſchloſſen ſie mit dem 
überraſchenden Vorſchlag, es ſolle ein Schutzbündnis zwiſchen Frankreich und den 
proteſtantiſchen Reichsfürſten aufgerichtet werden. Dieſer Vorſchlag ſetzte natür— 
lich voraus, daß die proteſtantiſchen Fürſten ſich erſt untereinander vereinigten, 
ehe ſie das weitere Bündnis mit Frankreich abſchloſſen. Und damit wurde denn 
ein Gedanke angeregt, der zuerſt im Jahre 1562 aufgetaucht war (S. 229) und 
von nun ab unaufhörlich die Verhandlungen proteſtantiſcher Reichsſtände durch— 
ziehen ſollte, der Gedanke nämlich ihres Zuſammenſchluſſes in einem feſten 
Bündnis, zum Schutz ihrer Rechte, beſonders der auf Grund des Religionsfriedens 
in Anſpruch genommenen und von den Katholiken beſtrittenen Rechte. 
Ueber den Grund dieſes für die weitere Entwickelung der deutſchen Dinge 


) Ueber La Saleine Kluckhohn II n. 399, 400. Ueber Bar (de Loux) vgl. n. 49 S. 49/50 
und n. 403. Reiffenberg, der nach Kluckhohn II n. 443 S. 87 den Landgrafen Wilhelm anging, 
erſchien zuerſt bei demſelben vor dem 10. Februar. (Neudecker, Neue Beiträge II S. 115) Seine 
a. a. O. S. 88 erwähnten Verrichtungen in Darmſtadt und Rheinfels müſſen etwas ſpäter 
fallen. Im Mai übergab Ramboulet das angebliche Schreiben des Kardinals von Lothringen 
über das papiſtiſche Bündnis n. 414 S. 47. Vgl. S. 51 A. 1. 
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ſo folgenſchweren Gedankens iſt bei Gelegenheit ſeines erſten Hervortretens ge⸗ 
handelt; er lag in der Ueberzeugung, daß die proteſtantiſchen Stände bedroht 
ſeien, und daß das Reich zu ſchwach und zu tief in ſich geſpalten ſei, um ihnen 
den erforderlichen Schutz zu gewähren. Als Widerſacher, von denen die Be— 
drohung ausgehe, hatte man bei dem erſten Hervortreten des Bundesgedankens 
im Jahre 1562 die katholiſchen Stände im Reich und die katholiſchen Mächte 
im Auslande betrachtet, jedoch ſo, daß die Furcht vor den Anſchlägen der fremden 
Mächte die ſtärkſte Anregung gab. Dieſe ſelbe Auffaſſung waltete auch jetzt vor. 
Mit ihr ſtellte ſich aber jetzt noch eine andere tief eingreifende Erwägung ein. 
Wenn das deutſch-proteſtantiſche Bündnis ſich nicht nur mit einheimiſchen Gegnern, 
ſondern auch mit auswärtigen Staaten zu meſſen hatte, ſo konnten die beſchei— 
denen Mittel der proteſtantiſchen Reichsſtände für die Aufgaben des Bundes in 
keiner Weiſe genügen; es trat alſo die Frage an die letzteren heran, ob ſie ſich 
durch die Verbindung mit fremden Mächten verſtärken und alſo zu dem ſchweren 
Wagnis der Gründung eines proteſtantiſchen Gemeinweſens innerhalb des Reiches 
den noch ſchwereren Entſchluß der Verbindung ihrer Politik mit derjenigen des 
Auslandes hinzufügen wollten. Da es ſich nach den franzöſiſchen Vorſchlägen 
von vornherein um ein zwiſchen Frankreich und den proteſtantiſchen Ständen 
abzuſchließendes Bündnis handelte, ſo erheiſchte dieſe neue Frage eine ſofortige 
Entſcheidung. Die Entſchließung darüber war ſchwer, und ſie wurde noch ſchwerer, 
wenn man die eigentlichen Abſichten der Macht, die ſich als Bundesgenoſſe anbot, 
bedachte. Daß die franzöſiſche Regierung das proteſtantiſche Bekenntnis an 
ſich nicht ſchützen wollte, wußte ja jedermann; ſie wollte lediglich gemeinſam mit 
den Proteſtanten die Macht Spaniens und in zweiter Linie die vornehmlich auf 
dem Kaiſertum beruhende Macht des deutſchen Hauſes Oeſterreich bekämpfen. 
Die deutſchen Proteſtanten dagegen wollten ihr Bekenntnis ſchützen, und zwar 
in erſter Linie gegen ihre katholiſchen Mitſtände, in zweiter Linie gegen den 
Papſt und Spanien; gegen den Kaiſer hätten ſie im allgemeinen ſich nur dann 
wenden mögen, wenn er beſtimmt auf die Seite der katholiſchen Partei getreten 
wäre. Das Einzige, was alſo Frankreich und die proteſtantiſchen Reichsſtände 
unzweideutig verband, war der gemeinſame Gegenſatz gegen Spanien. 

Trotz ſolcher Bedenken wirkte die Anregung Frankreichs mit ganz anderem 
Nachdrucke, als vor fünf Jahren die Ratſchläge des Landgrafen Philipp gewirkt 
hatten. Bereits im Mai des Jahres 1567 kamen Kurpfalz, Württemberg, die 
drei Landgrafen Philipp, Ludwig und Georg von Heſſen, die inzwiſchen ihrem 
Vater in der Regierung gefolgt waren, nebſt dem Markgrafen Karl von Baden— 
Durlach zu einer Beſprechung in Heidelberg zuſammen. Als eifriger Befür— 
worter des franzöſiſchen Bündniſſes trat hier wie bei den nächſtfolgenden Ver- 
handlungen der Landgraf Wilhelm hervor. Der betriebſame Fürſt, der ſeine 
Glaubensgenoſſen gar ſo gern zu einer ſtarken Stellung und ſelbſtändigen Politik 
zuſammengeführt hätte, vorausgeſetzt daß man ſich dabei keine ſchweren Gefahren 
und Opfer auflade, glaubte eben in der Verbindung mit dem großen franzöſi— 
ſchen Staate beide Forderungen zugleich erfüllt zu ſehen. Außerdem wirkte auf 
ſeine Haltung ein Verhältnis ein, welches unter den damaligen Fürſten, die ihre 
Souveränitätsgelüſte mit mannigfacher Dienſtbarkeit, hohe Ziele mit niederem 
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Eigennutz aufs unbedenklichſte zu verbinden wußten, ebenſo weit verbreitet, wie 
politiſch bedeutſam war: er bezog von der franzöſiſchen Regierung ein Dienſt⸗ 
geld von 10000 Livres jährlich, welches ihm noch bei Lebzeiten ſeines Vaters 
bewilligt war und von ihm durch alle Wechſelfälle der franzöſiſch-deutſchen Be— 
ziehungen bis zu der Zeit der Ligue ſtandhaft erhoben wurde.“) 

Aber neben Wilhelm waren auch die anderen Fürſten den franzöſiſchen 
Anträgen nicht abgeneigt. Vor allem den Kurfürſten Friedrich III. hatte die 
herausfordernde Politik, die er in den letzten Jahren geführt, und das Gewirre 
von Feindſeligkeiten, in welches er dabei geraten war, von ſeiner Abneigung 
gegen Bündniſſe und gewaffnete Gegenwehr abgebracht. Und ſo kam man in 
Heidelberg und bei einer weiteren im Juli zu Maulbronn gehaltenen Verſamm— 
lung über zwei wichtige Pläne überein: einmal, es ſollte ein Bündnis prote— 
ſtantiſcher Reichsſtände geſchloſſen werden zur gemeinſamen Abwehr von Angriffen, 
die gegen die Verbündeten unter Verletzung des Land- und Religionsfriedens 
gerichtet würden; ſodann, es ſollte dieſe Vereinigung einen weiteren, aber mög— 
lichſt ungefährlichen Bund mit Frankreich abſchließen, etwa ſo, daß Frankreich 
den verbündeten Ständen im Fall der bezeichneten Angriffe zur Hülfe verpflichtet 
würde, ſie ſelber aber der franzöſiſchen Krone bei deren Bedrängniſſen nur 
Truppenwerbungen in ihren Landen zu geſtatten hätten, und auch dieſes nicht 
etwa im Fall eines Hugenottenkrieges, ſondern nur wenn Frankreich von aus— 
wärtigen Mächten angegriffen würde.?) Gleich bei dieſen Erwägungen trat ein 
weiteres Bedenken hervor, welches fortan die Bundesverhandlungen unabläſſig 
begleiten ſollte: war es thunlich, das engere, unter den proteſtantiſchen Ständen 
zu gründende Bündnis auch dann zu ſchließen, wenn nur ein Teil derſelben 
beitrat, oder durfte es nur im Fall der Beteiligung aller gewagt werden? Bei 
den in Heidelberg und Maulbronn geführten Verhandlungen ergriff man den 
Ausweg, das eine zu verſuchen, ohne das andere aus der Hand zu laſſen. Man 
beſchloß für die Vereinigung aller proteſtantiſchen Stände zu arbeiten, im Not⸗ 
fall aber ſich auch mit dem Beitritt der im weſtlichen Gebiete des Reiches woh— 
nenden Fürſten zu begnügen.?) 

Die Verhandlungen, wie ſie alſo zwiſchen den vier Fürſtenhäuſern von 
Kurpfalz und Heſſen, Württemberg und Baden-Durlach geführt wurden, be— 
zeichnen einen bedeutenden Abſchnitt in der Geſchichte der deutſchen Proteſtanten. 
Zum erſtenmal ſeit dem Religionsfrieden griff nicht ein einzelner, ſondern eine 
Gruppe von proteſtantiſchen Fürſten den Plan eines Sonderbündniſſes mit wirk— 
lichem Ernſte auf. Aber freilich, wie es noch ſo oft geſchehen ſollte, über den 
bloßen Plan reichte die Bedeutung des Vorganges nicht hinaus. Sowie man 
den Gedanken des Bündniſſes durch Gewinnung anderer Fürſten zu verwirk 


) v. Bezold, Johann Kaſimir 1 S. 45 A. 3. Das dort angeführte Verzeichnis franzö—⸗ 
ſiſcher Penſionäre iſt nach S. 4 A. 1 aus den Jahren 1564—66. 

2) Ueber die Heidelberger Tagſatzung und die dort verhandelte Verbindung mit Frank⸗ 
reich vgl. Kluckhohn II n. 443 (dazu n. 416). 

) Maulbronner Abſchied. (Kluckhohn II n. 429.) Die „hie außen geſeſſenen Fürſten“ 


(Art. 8) ſtehen im Gegenſatz zu den im Nordoſten wohnenden, wie Braunſchweig, Kurbranden- 
burg, Kurſachſen. 
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lichen ſuchte, verſtrickte man ſich in weitſchichtige und wenig verſprechende 
Verhandlungen. Dann brach vollends eine jähe Wendung der franzöſiſchen 
Dinge herein, welche dem ganzen Unternehmen den Boden entzog. Während 
nämlich die auswärtige Politik der Königin Katharina Anknüpfungen bei den 
deutſchen Proteſtanten ſuchte, erregte ihre innere Politik in ſo hohem Maß die 
Eiferſucht und das Mißtrauen der Hugenottenpartei, daß die Führer derſelben 
im September des Jahres 1567 den zweiten Religionskrieg eröffneten. Von 
dieſem Zeitpunkt ab ſtanden für die proteſtantiſchen Fürſten die Angelegenheiten 
der Nachbarſchaft ſo: in den Niederlanden war Alba eingezogen und im Be— 
griff, die Gegner ſeines Königs und ſeiner Kirche zu vernichten; in Frankreich 
hatten die Reformierten den Kampf um ihr Daſein von neuem durchzukämpfen. 

Das war ein Wechſel der Dinge, der die Freunde des franzöſiſchen Bünd— 
niſſes förmlich verwirrte. Der eifrigſte Befürworter desſelben, Landgraf Wil— 
helm, wollte anfangs gar nicht glauben, daß ſeine Hoffnung auf den Schutz 
der franzöſiſchen Krone eitel geweſen ſei; er wandte ſeinen Unwillen gegen die 
Hugenotten und meinte, daß nicht die Sache der Religion, ſondern weltlicher 
Ehrgeiz ſie in den Krieg geführt habe. Nicht viel günſtiger für die franzöſiſchen 
Reformierten war die Auffaſſung des Herzogs Chriſtoph von Württemberg und 
anderer Fürſten. Und ſo geſchah es, daß, während im erſten Hugenottenkrieg 
mehrere Fürſten — im weſentlichen dieſelben, die wir eben in Heidelberg und 
Maulbronn beiſammen fanden — ihren Glaubensgenoſſen eine Unterſtützung 
bewilligten, jetzt alle mit Ausnahme von Kurpfalz ſich ihnen fernhielten: gewiß 
kein unverächtlicher Nutzen der von der franzöſiſchen Regierung verſuchten An— 
näherung. 

Aber einen Fürſten gab es, der auf dem Wege einer ſelbſtändigen Politik 
entſchloſſen, wenn auch in anderer Richtung, voranging, das war Kurfürſt 
Friedrich III. von der Pfalz. Der zog ſich aus dem Hugenottenkrieg alsbald 
die Lehre, daß die franzöſiſche Regierung der großen papiſtiſchen Verſchwörung 
beigetreten ſei: eine Anſicht, welche ihm dann auch die Hugenottenführer durch 
Enthüllungen über ein angebliches, bei einer Zuſammenkunft der Königin Katharina 
und ihres Sohnes Karl IX. mit der ſpaniſchen Königin und den Geſandten 
Philipps II. zu Bayonne, im Jahre 1565 geſchloſſenes Bündnis zur Gewißheit 
erhoben. Mehr als je ſchien es ihm alſo an der Zeit zu ſein, daß die prote— 
ſtantiſchen Stände den katholiſchen Widerſachern entgegenträten und zu dem 
Zweck ihre Kräfte mit den gleichmäßig bedrohten auswärtigen Mächten verbänden, 
nur daß er unter den letzteren in erſter Linie jetzt anſtatt der franzöſiſchen Re— 
gierung die franzöſiſchen Hugenotten verſtand. Dieſen zur Seite zu treten, 
war er bald entſchloſſen. Aber wie ſollte er, da alle ſeine Mitſtände ſich zurück— 
hielten, einen ſo gefährlichen Schritt auf eigene Fauſt unternehmen? Er glaubte 
es wagen zu dürfen, wenn er zu den erprobten Künſten der Verſtellung greife. 

Der Mann, der ſich hier dem Kurfürſten als der geeignete Helfer bot, war 
ſein zweitgeborener Sohn Johann Kaſimir. Dieſer in ſeinem 25. Lebensjahr ſtehende 
Prinz war das Gegenbild ſeines älteren, zu dem Vater in tiefem Gegenſatz 
befindlichen, hartnäckigen und thatenſcheuen Bruders Ludwig. Er hatte in ſeiner 
frühen Jugend an den Höfen König Heinrichs von Frankreich und Herzog Karls 
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von Lothringen gelebt und dort zwar wenig gelernt, aber ſich in den Künſten 
des Reitens und Fechtens, der franzöſiſchen Sprache und den Umgangsformen 
franzöſiſcher Höfe geübt. Wie er dann als jüngerer Sohn am Hofe ſeines Vaters 
aufwuchs, war es ſein Ehrgeiz, ein Söldneroberſt zu werden, wie einſt ſein Onkel, 
der wilde Markgraf Albrecht von Kulmbach. Er ſuchte eine Kriegsbeſtallung; 
und da er ſich dem calviniſchen Bekenntnis ſeines Vaters ohne viel Bedenken 
anſchloß und den Gegenſatz gegen die katholiſchen Mächte als ſelbſtverſtändliche 
Folge hinnahm, ſo wollte er ſeinen Arm den Feinden der Papiſten leihen. Aber 
bei allem herzhaften Grimm, mit dem er ſich im Lauf ſeines ſtürmiſchen Lebens 
gegen die katholiſche Partei durchdrang, trat als der eigentliche Beweggrund 
ſeines Strebens doch das Verlangen nach einer mächtigen Stellung hervor: in 
Deutſchland, in Frankreich oder in den Niederlanden, wo es eben gehen mochte, 
hoffte er eine fürſtliche Macht zu erwerben, mit deren Mitteln er dann ſelbſtändig 
in die immer wilder ſich verwickelnden Gegenſätze der konfeſſionellen Politik ein— 
greifen konnte. Ein unbändiger Ehrgeiz trieb ihn vorwärts. Aber es war ein Ehr— 
geiz, der weder auf außerordentlichen Fähigkeiten beruhte, noch durch den Schwung 
großer Gedanken getragen war. Im Feld bewährte er perſönlichen Mut ohne 
höhere kriegeriſche Gaben; in der Politik bildete er die Hinterliſt, die der Re— 
gierung ſeines Vaters eigen war, zur Kunſt des berechneten Betrugs und der heim— 
tückiſchen Ränke aus; im perſönlichen Verkehr war er ein lebensluſtiger Geſell, 
aber auch ein maßloſer, händelſüchtiger Zecher: was ihm fehlte, war die ehrliche 
Hingabe an allgemeine Zwecke und die Feſtigkeit in deren Verfolgung. 

Dieſer junge Fürſt nun, wie er ſchon ſeit einiger Zeit nach Gelegenheiten 
zum Kriegsdienſt ausgeſchaut hatte, trat in den Tagen, da die proteſtantiſchen 
Fürſten noch über das Bündnis mit der franzöſiſchen Krone hin und her ſtritten, 
mit dem Prinzen von Condé, der ja ſeit dem erſten Hugenottenkrieg ſeine Ver- 
bindung mit dem kurpfälziſchen Hofe erhalten hatte, in Beziehungen; das Er— 
gebnis derſelben war ſein Verſprechen, den Hugenotten im Fall eines neuen 
Religionskrieges deutſche Söldner zuzuführen. Als der Krieg gleich nachher aus— 
brach, wurde das Verſprechen eingelöſt. Johann Kaſimir gab Werbepatente aus, 
ſammelte in den pfälziſchen und anderen Landen an die 8000 Reiter und ein 
Regiment Infanterie und brach im Dezember 1567 an der Spitze derſelben auf, 
um in Lothringen, bei Pont⸗a-Mouſſon, ſeine Vereinigung mit dem Heere Condés 
zu vollziehen. Aeußerlich angeſehen, war das ein Kriegsdienſt auf fremde Be— 
ſtallung. Wie bald nachher der Herzog Johann Wilhelm von Sachſen kraft 
ſeines alten Dienſtverhältniſſes (S. 100) dem Könige von Frankreich eine Söldner— 
ſchar zuführte, ſo zog Johann Kaſimir als Kriegsoberſter im Solde des Prinzen 
Condé und ſeiner Genoſſen ins Feld. Aber in Wirklichkeit ſtand doch hinter 
Johann Kaſimir die kurpfälziſche Regierung mit ihren weitreichenden Plänen 
und ihrem rückſichtsloſen Vorgehen, und die Hülfeleiſtung mit deutſchen Berufs⸗ 
ſoldaten war ſo ſtark, daß ſie dem ungeordneten Heer der Aufſtändiſchen erſt 
einen feſteren Halt gewährte. 

Als Beteiligung am Kriege gegen den König von Frankreich wurde denn 
auch das Verhalten des pfälziſchen Kurfürſten angeſehen. Der Herzog von 
Württemberg wie der Landgraf Wilhelm waren entſetzt und erzürnt über dieſe 
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Herausforderung des mächtigen Nachbars, der Kaiſer ſchickte einen eigenen Ge— 
ſandten an den Kurfürſten mit dem Befehl, dieſe Unterſtützung rebelliſcher Unter— 
thanen, welche eine Verletzung des Landfriedens in ſich ſchließe, rückgängig zu 
machen. Aber wer war jetzt wieder harmloſer als der fromme Kurfürſt! Von 
den Verhandlungen, die ſein Sohn vor dem Krieg mit Condé geführt, wollte 
er nichts gewußt haben; erſt als das Verſprechen Johann Kaſimirs eingelöſt 
werden mußte, ſei er um ſeine väterliche Zuſtimmung angegangen, die er dann 
nicht habe verweigern können; im übrigen habe er mit dem Unternehmen nichts 
zu thun, weder mit der Werbung noch mit der Bezahlung. Was von der 
Wahrheit dieſer Beteuerungen zu halten iſt, lehrt die Thatſache, daß Friedrich III. 
ſchon einige Wochen nach Johann Kaſimirs Abmarſch ſeine für das Unternehmen 
gemachten Ausgaben auf ungefähr 70000 Gulden veranſchlagte, mehr als das 
Doppelte von dem, was er bei dem erſten Hugenottenkrieg beigeſteuert hatte, 
und doch erſt ein kleiner Teil von dem, was er im weiteren Verlauf des Feld— 
zugs auszulegen hatte.) Geglaubt wurden dann auch ſeine Entſchuldigungen 
ſchwerlich, aber ſein Vorgehen gewaltſam zu hindern, wagte man im Reich 
ebenſowenig. 

Der wichtige Schritt war alſo gethan. Nach der kleinen, möglichſt ver— 
hüllten Unterſtützung, welche einige weſtdeutſche Fürſten vor fünf Jahren gewährt 
hatten, wagte jetzt der Kurfürſt von der Pfalz, ſich in wirklich eingreifender 
Weiſe an den franzöſiſchen Religionskriegen zu beteiligen. Halten wir bei dieſem 
bedeutſamen Abſchnitt einen Augenblick inne, um die Regierung etwas näher zu 
betrachten, die ſich der Kurfürſt zur Verfolgung ſeiner eigenartigen inneren und 
auswärtigen Politik gebildet hatte. Charakteriſtiſch für die Zuſammenſetzung 
derſelben war neben dem Verſchwinden des lutheriſchen das Zurücktreten des 
adelichen Elementes. Als der vornehmſte Würdenträger des Hofes, der Groß— 
hofmeiſter Graf Eberhard von Erbach, im Jahre 1564 ſtarb, blieb ſein dem Adel 
vorbehaltenes Amt jahrelang unbeſetzt; als der Kanzler Erasmus von Minkwitz 
wegen ſeiner lutheriſchen Oppoſition im Jahr 1561 entlaſſen ward, erhielt der 
bürgerliche Dr. Chriſtoph Probus ſeine Stelle; der einzige vornehme adeliche 
Würdenträger, der jetzt noch übrig blieb, der Marſchall Pleikhard Landſchad von 
Steinach, hatte wenig zu bedeuten. Die große Mehrzahl der Stellen in dem 
Kollegium des kurfürſtlichen Rates war mit Bürgerlichen beſetzt, und unter dieſen 
hatten ein Juriſt und ein Theologe, Dr. Chriſtoph Ehem und der zugleich den 
Kirchenrat dirigierende Wenzel Zuleger, den leitenden Einfluß gewonnen. Es 
war eine Regierung, wie man fie als Doktorenregiment bezeichnete, der ſich der 
eingeſeſſene Adel grollend gegenüberſtellte. 

In dieſer Regierung nun bildeten vor allem Dr. Ehem und Zuleger Grund— 
ſätze der auswärtigen Politik aus, die von jener Einfachheit waren, wie ſie der 
Fanatismus liebt. Die Stände des Reiches wie die Mächte der Nachbarſchaft 
zerfielen für die beiden calviniſtiſchen Staatsmänner in ſolche, die das reine 


1) Kluckhohn II S. 211 Anm. Die Beiſteuern unter Einrechnung der beim erſten 
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Evangelium bekannten, und andere, die deſſen Feinde waren: letztere, unter der 
Führung des ſcheußlichen Antichriſtes zu Rom, waren unausgeſetzt mit Ver⸗ 
ſchwörungen beſchäftigt zur Ausrottung der rechtgläubigen Chriſten; ſie zu be— 
kämpfen, gebot den Evangeliſchen die doppelte Pflicht der Ausbreitung des gött— 
lichen Wortes und der Selbſterhaltung. Die Bedenken, welche hiergegen andere, 
beſonders die konſervativ Geſinnten unter ihren Glaubensgenoſſen, erhoben, 
machten auf die beiden Pfälzer keinen Eindruck. Was lag ihnen daran, wenn 
man im Kampf gegen das katholiſche Oeſterreich zugleich dem Kaiſertum den 
Reſt ſeiner Kraft nahm, wenn man durch die harte Feindſeligkeit gegen die 
katholiſchen Reichsſtände die ſtaatliche Einheit des alten Reiches völlig auflöſte, 
oder wenn man, um die katholiſchen Regierungen in Frankreich und Spanien 
empfindlich zu treffen, ſich mit den Rebellen derſelben verbinden mußte! Dem 
Rechte des Wortes Gottes mußten alle anderen Rechte weichen. Mit allgegen— 
wärtiger Betriebſamkeit ſuchten Ehem und Zuleger jede Verlegenheit der katho— 
liſchen Mächte, jeden Widerſtand, der auf proteſtantiſcher Seite ſich gegen ſie 
erhob, durch ihre Einmiſchung zu vergrößern und zu verallgemeinern. Ihre Mittel 
freilich waren klein; beſonders empfindlich war es, daß ihrem Kurfürſten, ſo 
eifrig er auf ihre Gedanken einging, doch jede kriegeriſche Ader fehlte; aber um 
ſo freudiger begrüßten ſie als den gottgeſandten Vorkämpfer ihrer Sache den 
wüſten Johann Kaſimir. 

Das war die kurpfälziſche Politik, zu welcher der erſte Grund gleich nach 
dem Religionsfrieden gelegt war, die jetzt, im Jahre 1567, beſtimmtere Formen 
angenommen hatte und in den nächſten Jahren ſich vollends ausgeſtaltete. Folgen 
wir den Stürmen, unter denen ſie groß gezogen wurde. 

Das Hülfskorps, welches Johann Kaſimir den Hugenotten zuführte, gab 
denſelben, trotz kläglichen Mangels an Geld und Disziplin, den königlichen Streit— 
kräften gegenüber doch eine ſo ſtarke Stellung, daß die Regierung daran ver— 
zweifelte, ihr zuerſt im Feld gewonnenes Uebergewicht auszubeuten. Das Gleich— 
gewicht der Kräfte führte ſchon im März 1568 zu dem Frieden von Lonjumeau, 
in dem die, fünf Jahre vorher, den Reformierten gewährten Rechte beſtätigt und 
einſchränkende Erklärungen verboten wurden. Auf kriegeriſchen Ruhm konnte 
beim Abſchluß dieſes Friedens Johann Kaſimir nicht zurückblicken; er war ja 
auch ganz der Leitung Condés und Colignys unterſtellt geweſen. Die einzige 
Schwierigkeit, die er durchmachte, war eine ſolche, wie fie damals jeder Söldner— 
führer, im vollſten Maße aber derjenige, der keiner geſetzlichen Regierung diente, 
beſtehen mußte, die Aufgabe nämlich, ſeine Truppen zuſammenzuhalten, obgleich 
die franzöſiſchen Führer von dem verſprochenen Solde nur kleine Abſchlags— 
zahlungen leiſteten, ſie zurückzuführen und abzudanken, obgleich die nach dem 
Friedensſchluß teils von der franzöſiſchen Regierung, teils von den Hugenotten— 
führern zu leiſtende Nachzahlung der Rückſtände nur unter lang hinausgeſchobenen 
Terminen und niemals vollſtändig erfolgte. 

Der erſte kriegeriſche Gang der pfälziſchen Politik war damit beendet. Aber 
faſt in denſelben Tagen, in denen der Sturm in Frankreich ſich legte, kündigte 
ſich ein neuer in der Nachbarſchaft an: Wilhelm von Oranien trat, wie an 
andere Fürſten, fo auch an Kurpfalz, mit der Bitte heran, ihm bei dem bevor- 
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ſtehenden großen Angriff gegen die Niederlande Hülfe zu leiſten. Daß Friedrich III. 
auf dieſe Bitte einging und alſo nach dem erſten Entſchluß zur Unterſtützung 
des Aufſtandes in Frankreich nunmehr den zweiten faßte zur Förderung des 
Kriegs in den Niederlanden, iſt in anderem Zuſammenhang bereits erzählt (S. 390). 
Aber auch mit dieſem neuen Krieg war es noch nicht genug. Gerade ein Jahr 
nach Ausbruch des zweiten Hugenottenkrieges rief die franzöſiſche Regierung 
den dritten hervor, indem ſie die den Reformierten zugeſtandene Religionsfreiheit 
zurücknahm; und endlich geſchah es, daß ſich die beiden Kriege in Frankreich 
und den Niederlanden zuſammenſchloſſen: Alba ſchickte, wie ſchon in dem 
vorausgehenden, ſo auch in dem neuen Hugenottenkrieg der franzöſiſchen Re— 
gierung Hülfstruppen; Wilhelm von Oranien, als er mit ſeinem nach den Nieder— 
landen geführten Heer durch Albas überlegene Streitkräfte und vorſichtige Taktik 
über die franzöſiſche Grenze zurückgedrängt wurde, ſuchte ſeine Sache weiter zu 
verfechten, indem er in Frankreich eine Verbindung mit den hugenottiſchen 
Heerhaufen anſtrebte. 

Das waren Erſchütterungen, welche die vorausgehenden Bewegungen weit 
überboten; ihre Einwirkung auf das proteſtantiſche Deutſchland, verſtärkt durch 
neue Gerüchte über internationale katholiſche Bündniſſe und deren Verzweigung 
nach dem Reich, war daher auch tiefer als die der früheren Kämpfe. Eine der 
erſten Folgen, der indes bei dem Charakter des Mannes, der dabei im Vorder— 
grund ſtand, keine hohe allgemeine Bedeutung zukam, beſtand darin, daß die 
deutſchen Streitkräfte wieder in Bewegung kamen. Jener Pfalzgraf Wolfgang 
Wilhelm von Zweibrücken-Neuburg, der die Haltung eines lutheriſchen Eiferers 
mit den Gelüſten eines Freibeuters vereinigte, von dem wir ſahen, wie er von 
der Abſicht, im Dienſt der franzöſiſchen Calviniſten Metz zu erobern, zu dem 
Plane, im Dienſt des Kaiſers den calviniſchen Kurpfälzer zu berauben, überging, 
um ſchließlich eine Beſtallung Philipps II. anzunehmen (S. 271 fg.), hatte noch 
zu Anfang des Jahres 1567 dem ſpaniſchen König ſeine Kriegsdienſte gegen die 
proteſtantiſchen Niederländer angetragen, ohne dabei Erhörung zu finden.!) Wie 
nun der dritte franzöſiſche Religionskrieg ausbrach, nahm er plötzlich die Ent— 
würfe, die er beim erſten verfolgt hatte, wieder auf. In Heidelberg ſchloß er 
im Oktober des Jahres 1568 mit dem Geſandten von Condé, Coligny und 
Andelot einen Vertrag, in dem er ſich verpflichtete, in ihrem Dienſt und auf 
ihre Koſten eine Söldnertruppe von 22000 Mann nach Frankreich zu führen. 
In dem ſiebenten Artikel dieſes Vertrages hieß es: da der Pfalzgraf einen 
erſten Monatsſold ſeiner Truppen ſelber bezahlen will, ſo ſteht im erſten Monat 
die Armee nur in ſeiner Pflicht; wenn er dann etwas erobert, was dem König 
von Frankreich nicht unmittelbar gehört, ſo wird ihm dies ſo lange verbleiben, 
bis er ſich mit dem vorigen Beſitzer verglichen hat. Es iſt kaum zu bezweifeln, 
daß unter dieſen dunkeln Worten entweder die Stadt Metz, ſei es für ſich, ſei 
es mit Toul und Verdun zuſammen, zu verſtehen iſt, oder aber die gleichnamigen 
Stifter. Von beiden konnte man ja ſagen, daß ſie der franzöſiſchen Krone nicht 
unmittelbar gehörten, da die Städte im Vertrag zu Chambord von 1552 dem 
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König von Frankreich nur unter dem Titel des Reichsvikariats, mit Vorbehalt 
der Rechte des Reichs, abgetreten waren und die Bistümer vollends nur unter 
der thatſächlichen Gewalt (S. 94) Frankreichs fic) befanden.“) 

Der Vertrag wurde, wie bemerkt, in der Hauptſtadt des Kurfürſten 
Friedrich III. geſchloſſen, nachdem der Pfalzgraf ſeine frühere Feindſchaft gegen 
denſelben plötzlich in vertraute Beziehungen umgewandelt hatte. Daß die Heidel— 
berger ſelbſt bei dem neuen Kriegsunternehmen im Hintergrund blieben, mochte 
an ihrer Erſchöpfung von dem letzten Zug und an der Berechnung liegen, daß 
man die Gegner nicht unausgeſetzt herausfordern dürfe. Eine Geldhülfe in Ge— 
ſtalt eines wohlverſicherten Darlehens wurde aber auch diesmal vom Kurfürſten 
gewährt, der dann öffentlich in gewohnter Weiſe jede Teilnahme an Wolfgangs 
Unternehmen ableugnete.“) 

Die Truppen, welche nunmehr dem Pfalzgrafen ſeit den erſten Tagen des 
Jahres 1569 zuzogen, ſtiegen allmählich auf etwa 17000 Mann; unter ihnen 
befanden ſich ungefähr 2000 Soldaten, welche ihm von Wilhelm von Oranien und 
dem Grafen Ludwig von Naſſau zugeführt wurden. Die beiden Brüder waren 
nämlich, wie erſt von Alba aus den Niederlanden, jo durch die franzöſiſch— 
katholiſchen Streitkräfte aus Frankreich nach Lothringen, dann nach dem Elſaß 
gegen Straßburg hin zurückgedrängt. Jene Schar bildete den Reſt ihres Heeres; 
ſie zog dem Pfalzgrafen zu, als er im Februar 1569 vom Zweibrückener Gebiet 
ins Elſaß vorrückte. Weiter haben wir nun nicht zu erzählen, wie Wolfgang 
ſeine urſprüngliche Abſicht, gegen Metz, Toul und Verdun vorzudringen, fallen 
laſſen und bei ſeiner militäriſchen Unkunde die eigentliche Führung des Heeres 
den erfahrenern Kriegsoberſten, darunter den Naſſauer Brüdern, überlaſſen 
mußte; wie dieſe in einem kühnen Zug das Heer mitten durch Frankreich auf 
Limoges, wo Coligny ſie erwartete, führten, den Pfalzgrafen aber kurz vor dem 
Ziel eine Krankheit hinwegraffte (Juni 1569): genug, daß abermals ein prote- 
ſtantiſch-deutſches Heer den Hugenotten zugeführt wurde, und daß die Naſſauer 
Brüder jetzt ihre enge Kampfesgenoſſenſchaft mit den franzöſiſchen Reformierten 
abſchloſſen. 

Das ganze Unternehmen machte indes in Deutſchland keineswegs ſo tiefen 
Eindruck, wie der vorausgehende Zug Johann Kaſimirs. Denn Wolfgang ſelber 
war ja nichts weiter als ein Abenteurer, eine ſtetige Politik mit weit ausſehenden 
Zielen konnte er nicht vertreten. Viel wichtiger für die Entwickelung der deutſchen 
Dinge war es, daß um dieſelbe Zeit, im Angeſicht der benachbarten Glaubens— 
kämpfe, der Gedanke eines proteſtantiſchen Bündniſſes ſich mit verſtärkter Macht 
wieder erhob. Es war im Auguſt?) 1568, zu einer Zeit, da der Angriff Oraniens 
auf die Niederlande und der Neuausbruch des franzöſiſchen Religionskrieges un— 
mittelbar bevorſtand, als Landgraf Wilhelm ſeinem Lieblingsgedanken der An— 
lehnung an Frankreich entſagte: die franzöſiſche Regierung erſchien endlich auch 


Ein direktes Zeugnis, daß Wolfgang Wilhelm Verſprechen in Bezug auf die Städte 
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ihm auf derſelben Seite, wo er den Papſt und Spanien erblickte, und dringender 
als vor einem Jahre ſchien ihm für ſeine Glaubensgenoſſen die Notwendigkeit 
zu ſein, in einem großen Schutzbündnis zuſammenzutreten. Seine Pläne waren 
ſtreng defenſiver Natur: bloß gegen Angriffe auswärtiger Mächte ſollte man ſich 
verbünden, und die Führung des Bündniſſes ſollte der Vertreter der konſer— 
vativen Grundſätze, Kurfürſt Auguſt von Sachſen, übernehmen. Eben durch 
maßvolle Haltung hoffte er den allmählichen Beitritt ſämtlicher proteſtantiſchen 
Reichsſtände zu erlangen; ſelbſt daß der Kaiſer und einige geiſtliche Stände ihre 
Mitwirkung leihen könnten, ſchien ihm nicht außerhalb aller Berechnung zu 
liegen, während er anderſeits es ſich auch nicht verſagen konnte, die Unter— 
ſtützung Englands und der proteſtantiſchen Schweizer ins Auge zu faſſen. 

Im Monat Auguſt richtete der Landgraf dieſe ſeine Vorſchläge ſowohl an 
den Kurfürſten von Sachſen, wie an den Kurfürſten von der Pfalz. Sehen wir 
vor allem, zu welchen Entwürfen ſie den letzteren anregten. Was die Pfälzer 
von vornherein beſonders aufmerken ließ, war ein Gedanke, den der Landgraf 
nur nebenbei angedeutet hatte, nämlich der Plan der Verbindung mit Eng— 
land. An und für ſich lag dieſer Gedanke ſehr nahe. Denn der Grund, welcher 
für die Verbindung mit Frankreich ſprach, daß nämlich hier keine Rebellen, 
ſondern eine ſtarke und geſetzliche Regierung als Bundesgenoſſe zu gewinnen 
war, galt nicht minder für England; die Schwierigkeit dagegen, welche von 
Frankreich abſchreckte, nämlich die Verſchiedenheit des Bekenntniſſes, ſtand in 
England nicht im Wege. Auch hatte die Königin ſelber ſchon einmal, und zwar 
im März des Jahres 1559, eine Annäherung an die proteſtantiſchen Fürſten 
verſucht. Auf ſolche Erwägungen und Vorgänge hin hatte nun die pfälziſche 
Politik gerade jetzt den Verſuch einer Anknüpfung mit England ſelbſtändig 
und eifrig aufgenommen. Zu Anfang des Jahres 1568 war ein Geſandter 
Friedrichs III. am engliſchen Hofe erſchienen, um Geldhülfe für Johann Kaſimir 
zu beantragen und zugleich ein Verteidigungsbündnis zwiſchen England und 
proteſtantiſchen Fürſten vorzuſchlagen. 

Soweit es auf die Königin Eliſabeth ankam, wirkten auch bei ihr be— 
ſondere Anläſſe zuſammen, um ſie damals dem Gedanken einer offenen Ver— 
bindung mit den Feinden Spaniens und der katholiſchen Mächte zugänglich zu 
machen. Einmal, im Mai des Jahres 1568 war ihre katholiſche Neben— 
buhlerin, die Königin Maria Stuart, in ihre Gewalt geraten, und je mehr nun 
die Abſicht hervortrat, ſie nicht wieder freizugeben, um ſo ſchärfer wurde der 
Gegenſatz, in den Eliſabeth zu den katholiſchen Mächten geriet. Sodann 
aber, neben dem kirchlichen Streite, war in der engliſchen Politik noch ein 
ganz anderes Motiv beſtimmend und den pfälziſchen Abſichten günſtig: das 
waren die Intereſſen des kräftig emporſtrebenden engliſchen Handels und der 
engliſchen Schiffahrt. Dieſe Intereſſen hatten zu einem ſcharfen Gegenſatz gegen 
Spanien geführt. Zum Teil entſprang derſelbe aus dem von der Regierung 
nur läſſig bekämpften Seeraub, der von den Küſten Englands getrieben ward 
und ſich unter der zunehmenden kirchlichen und nationalen Verfeindung be— 
ſonders gegen ſpaniſche Schiffe richtete. Geſchärft wurde er dann durch die 
Verſuche des Schleichhandels mit den ſpaniſchen Kolonien in Weſtindien und 
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Mexiko, und auf die Höhe wurde er getrieben durch den ſtillen und ſtetig fort— 
wirkenden Handelskrieg zwiſchen England und den ſpaniſchen Niederlanden. Die 
Niederlande waren für die engliſche Ausfuhr, in welcher der von der Geſellſchaft 
der Merchant Adventurers nach Antwerpen betriebene Tuchexport wieder den erſten 
Rang einnahm, das empfänglichſte Gebiet; aber gerade in dieſem Einſtrömen 
engliſcher Waren, in den zunehmenden Schutzmaßregeln Englands gegen fremde 
Schiffe und fremde Einfuhr erblickte eine Partei von ſpaniſchen Staatsmännern, 
zu der Granvella gehörte, eine ſchwere Schädigung des niederländiſchen Handels 
und Gewerbfleißes. Zoll- und Handelsſtreitigkeiten zwiſchen beiden Ländern waren 
an der Tagesordnung. Und wie nun mit ſolchen Konflikten die fortwährend 
ſteigende kirchliche Feindſchaft ſich verband, ſo drang bei den engliſchen Kauf— 
leuten ſeit dem Jahr 1563 der Gedanke durch, daß die Tage des niederländiſchen 
Handels gezählt ſeien. Die Merchant Adventurers richteten unter dieſen drohenden 
Ausſichten ihre Blicke auf Deutſchland. Eben nach Deutſchland gingen die eng— 
liſchen Tücher bereits maſſenhaft ein, und von dort bewarb ſich der Magiſtrat 
der Stadt Hamburg ſchon im Jahr 1564 um die Niederlaſſung der mächtigen 
Geſellſchaft. Drei Jahre nach jener Bewerbung, im Juli 1567, kam in der 
That eine Vereinbarung mit den Kaufleuten zuſtande, durch welche der Stapel 
der Merchant Adventurers von Antwerpen nach Hamburg verlegt wurde: auf zehn 
Jahre gewährte die Stadt die erforderlichen Privilegien. 

Solche Wechſelfälle des engliſchen Handels vollzogen ſich unter den auf— 
merkſamen Blicken der Regierung Eliſabeths. Es beſtand zwiſchen dem empor— 
kommenden Handelsſtand und der Königin eine auf gemeinſamen Intereſſen und 
Beſtrebungen erwachſene Verbindung. Wenn die Regierung in ihrer Finanz— 
verwaltung unausgeſetzt der Darlehen bedurfte und dieſe vorhin bei Antwerpener 
und anderen fremden Kaufleuten geſucht hatte, ſo wurden nunmehr die City— 
kaufleute kapitalmächtig genug, um die Gelder vorzuſtrecken, allerdings nicht gern 
unter 12 Prozent.) Wenn die Regierung bei den ländlichen Klaſſen eine zähe 
Anhänglichkeit an die alte Kirche vorfand, fo waren es die Kaufleute und See- 
fahrer, die der proteſtantiſchen Richtung ihrer innern und beſonders ihrer aus— 
wärtigen Politik mit vollem Eifer entgegenkamen. Kein Wunder, wenn da die 
Königin die Ausbreitung des engliſchen Seehandels unmittelbar zu fördern ſuchte. 
Nun ſah ſie denſelben aus den Niederlanden nach dem Oſten zurückweichen: war 
es da nicht möglich, zur Vergeltung den Handel der ſpaniſch-niederländiſchen 
Kaufleute wenigſtens aus den öſtlichen Gewäſſern zu verdrängen? Um den Ver- 
kehr mit Dänemark, Schweden und den preußiſchen Häfen wetteiferten längſt die 
Hanſeaten, die Niederländer, die Engländer. Wenn es nun gelang, die damals 
noch im Krieg befindlichen Dänen und Schweden (S. 245) zu verſöhnen, dann 
unter ihnen und den norddeutſchen Seeſtädten die Gemeinſamkeit der prote— 
ſtantiſchen Sache zur Geltung zu bringen, ſo konnte man mit vereinten Kräften 
die Unterthanen des ſpaniſchen Königs aus der Oſtſee verdrängen. 

Das waren die weit abwärts führenden Berechnungen, welche die engliſche 
Regierung nach anfänglicher Zurückhaltung den Anträgen der Pfälzer im Laufe 
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des Jahres 1568 mehr und mehr entgegenkommen ließen. Die Hoffnung auf 
dieſes Entgegenkommen war es aber wieder, welche die Pfälzer den vom Land— 
grafen Wilhelm arglos hingeworfenen Gedanken, daß man die Verbindung auch 
auf England ausdehnen könne, mit beſonderem Eifer aufnehmen ließ. 

Und ganz vergeblich war dieſe Hoffnung nicht. Während die Anregung 
des Landgrafen unter den deutſchen Fürſten langwierige Verhandlungen nach ſich 
zog, erſchien im April 1569 der engliſche Geſandte Heinrich Killigrew am kur— 
pfälziſchen Hofe. Er kam von Hamburg, wo er die Verſtändigung zwiſchen der 
Stadt und den engliſchen Kaufleuten im Namen ſeiner Regierung befeſtigt hatte; 
in Heidelberg entwickelte er als Antwort auf die pfälziſchen Anträge den Vor— 
ſchlag eines großen proteſtantiſchen Bündniſſes: mit England ſollten ſich alle 
mächtigeren proteſtantiſchen Fürſten des Reichs verbünden, dazu etliche Städte, 
beſonders die nördlichen Küſtenſtädte, weiter Dänemark, Holſtein und Schweden. 
Der Zweck des Bundes wurde als ein ſtreng defenſiver angegeben; er ſollte nur 
gegen Angriffe dienen, welche der Religion wegen unternommen würden. Allein 
bei jener Betonung des Beitrittes der Oſtſeemächte und bei der ganzen Richtung 
der engliſchen Handelspolitik traf der pfälziſche Rat Ehem gewiß das Geheimnis 
der Gedanken Eliſabeths, wenn er es als eine der Aufgaben des Bündniſſes 
bezeichnete, daß England und Dänemark vereint den Spaniern und ſpaniſchen 
Niederlanden die öſtlichen Gewäſſer ſperren follten. +) 

So trafen im Frühjahr 1569 die in Deutſchland wieder rege gewordenen 
Bundesbeſtrebungen und die engliſchen Aufforderungen zuſammen. Da meinten 
Friedrich III., Johann Kaſimir und ihre Räte, daß die Zeit für eine große 
proteſtantiſche Politik gekommen ſei. Das Bündnis der Reichsſtände unter ſich 
und mit England und den anderen Reichen, zu denen ſie gleich noch Schottland 
hinzufügten, erſchien ihnen ſo dringend, daß ſie bereit waren, es abzuſchließen, 
wenn in Deutſchland fürs erſte auch nur vier bis fünf der vornehmſten prote— 
ſtantiſchen Fürſten beiträten.?) Von einer Beſchränkung dieſes Bündniſſes auf 
die Defenſive wollten ſie gar nichts wiſſen: die nächſte Aufgabe der Verbündeten, 
meinte Ehem, werde darin beſtehen, daß ſie den Hugenotten einen guten Frieden 
erwirkten; dann hätten ſie gemeinſam mit den franzöſiſchen Streitkräften ſich 
auf die Niederlande zu werfen, um Alba zu verjagen. Erſt in weiterer Folge 
zog er die Verteidigung der deutſchen Proteſtanten gegen die Anſchläge der katho— 
liſchen Mächte und den Schutz reichsſtändiſcher Freiheit gegen monarchiſche Be— 
ſtrebungen in Betracht.?) Und ganz in dieſem Sinn einer umfaſſenden Offenſive 
hatten Friedrich III. und Johann Kaſimir neben dem Plan des engliſchen Bünd— 
niſſes ſchon im Sommer 1568 ein beſonderes Unternehmen angeregt, über welches 
jetzt mit Killigrew beſonders verhandelt wurde: Eliſabeth ſollte dem Pfalzgrafen 
Johann Kaſimir die nötigen Summen zur Aufbringung eines Truppenhaufens 
darreichen; dann wollte derſelbe dem Herzog Wolfgang nachziehen, mit ihm und 
Condé zuſammen die Religionsfreiheit erkämpfen und nach dieſem erſten Sieg 
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in Frankreich ſich nach den Niederlanden wenden, um dort die Spanier zu ver⸗ 
jagen. Nicht vergeſſen waren dabei die Vorteile der Glaubenskämpfer: England 
ſollte Calais, die Deutſchen, das heißt Johann Kaſimir, Metz, Toul und Verdun 
gewinnen.!) 

Bei ihren hitzigen Entwürfen ließen ſich die Kurpfälzer durch keine aus 
der Einheit des Reiches entnommenen Bedenken aufhalten. Wies man ſie auf 
den Schutz, den das Reich ſeinen Gliedern angedeihen laſſe, ſo gaben ſie die 
ſchneidende Antwort: die Schutzverfaſſung des Reiches ſei ohnmächtig und nichtig. 
Führte man gegen die kriegeriſchen Bündniſſe der einzelnen Reichsſtände mit 
auswärtigen Mächten die Verfaſſung und Staatseinheit des Reiches ins Feld, 
ſo entgegneten ſie, daß nach Ausweis der heiligen Schrift alle wahren Chriſten 
Glieder eines Leibes ſeien. Sahen andere den Frieden im Reich noch nicht er— 
heblich bedroht, ſo erwiderten ſie: die Abſicht der katholiſchen Stände, ſich zur 
gelegenen Zeit mit der auswärtigen papiſtiſchen Verſchwörung zur Vertilgung 
der Proteſtanten zu verbünden, ſei unzweifelhaft. Ehem ſcheute vor dem den 
letzten Reſt einträchtiger Geſinnung zerſtörenden Ausſpruche nicht zurück, daß der 
Religionsfriede keine Bürgſchaft des Friedens, ſondern ein Blendwerk ſei, von 
den Katholiken benutzt, um für ihre Anſchläge gegen die Proteſtanten Zeit zu 
gewinnen. Da erſchien denn der pfälziſchen Politik das Verhalten der Huge— 
notten als das rechte Vorbild: gleich ihnen ſollten ſich die proteſtantiſchen Fürſten 
untereinander verbünden und auswärtige Hülfe hinzunehmen, um gegen die 
papiſtiſche Verſchwörung männlich und ritterlich zu ftreiten.2) Kurz, es gab 
kein Bedenken, welches die Heidelberger Staatsmänner abhielt, das Ihrige zur 
Entzündung eines ungeheuren Religionskrieges zu thun. 

Indes neben den Pfälzern gab es noch einen anderen Fürſten, von dem 
die Entſchlüſſe der proteſtantiſchen Reichsſtände vornehmlich abhingen: das war 
Kurfürſt Auguſt von Sachſen. Und deſſen Haltung war keineswegs ſo einfach 
und klar. Nach den Grundſätzen, mit denen Auguſt früher ſeine Politik be— 
ſtimmt umſchrieben hatte, hätte man erwarten ſollen, daß er den Gedanken 
eines konfeſſionellen Sonderbundes, vollends wenn derſelbe auch nach dem Aus— 
lande reichen ſollte, ſchroff abweiſen würde. Allein zu ſeiner Politik, wie er ſie 
beim Augsburger Reichstag ſo erfolgreich geführt hatte, gehörte es auch, die 
entgegengeſetzten Parteien auf ſich hoffen zu laſſen und ſich keiner ganz zu er— 
geben. Diesmal wollte er um ſo weniger die proteſtantiſche Aktionspartei aus 
der Hand laſſen, da in dieſen erregten Zeiten, wie ſchon bemerkt iſt (S. 392), 
der Glaubenskrieg in Frankreich und den Niederlanden auch in ihm die wachſende 
Sorge vor einer allgemeinen Gefährdung der Proteſtanten wach rief. Außerdem 
war die Feindſchaft, welche in der benachbarten herzoglich-ſächſiſchen Linie gegen 
ihn, als den glücklicheren Verwandten, fortlebte, ſeit dem Sturze Johann Friedrichs 
durch deſſen Bruder Johann Wilhelm wieder angefacht: daß nun dieſer ſein 
Gegner der franzöſiſchen Regierung im zweiten Hugenottenkrieg Truppen zu— 
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führte und im dritten Krieg zu einer neuen Dienſtleiſtung ſich gefaßt machte, 
daß außerdem ein paar geächtete Kriegsgeſellen Grumbachs im Schutz und Dienſt 
der franzöſiſchen Krone ſtanden und ſomit leicht wieder Truppen anwerben und 
befehligen konnten,“) dieſe bedrohlichen Vorgänge gaben einen Grund mehr für 
Kurfürſt Auguſt ab, ſeine konſervativen Grundſätze, wenn nicht zu verleugnen, 
ſo doch einigermaßen zu verhüllen, und ſeinen Anſchluß an die pfälziſchen Be— 
ſtrebungen, wenn nicht zu vollziehen, ſo doch in Ausſicht zu nehmen. 

So geſchah es, daß der Kurfürſt ſchon bei dem Zuge Johann Kaſimirs 
ſich keineswegs dem verdammenden Urteil Württembergs und Heſſens anſchloß; 
er zeigte vielmehr ein gewiſſes Gefallen an dem Prinzen und ſeinem Unter— 
nehmen. Teils dieſer Umſtand, teils das wohlwollende Verhalten, welches Auguſt 
bei den Streitigkeiten des Augsburger Reichstags gegen Friedrich III. beobachtet 
hatte, ermutigte die Pfälzer zu einer kühnen Werbung. Im Juni 1568 erſchien 
Ehem in Dresden und bat im Auftrage Friedrichs für deſſen Sohn Johann 
Kaſimir um die Hand der Herzogin Eliſabeth, der älteſten Tochter des Kurfürſten 
Auguſt. Zum Erſtaunen der lutheriſchen Eiferer fand die Werbung des Calvi— 
niſten bereitwillige Aufnahme. Schon im November desſelben Jahres konnte 
Kaſimir in Dresden ſeine Verlobung feiern. Und wie einſt bei Vermählung 
ſeiner Nichte mit dem damals noch katholiſchen Wilhelm von Oranien der Kur— 
fürſt Auguſt ſich mit dürftigen Zuſagen zu Gunſten der proteſtantiſchen Religions— 
übung der Braut beruhigt hatte, ſo beſchwichtigte er auch jetzt ſein lutheriſches 
Gewiſſen mit einem zweideutigen Bekenntnis des Prinzen über die Abendmahls— 
lehre und dem Vorbehalt, daß der künftigen Gemahlin desſelben ein ſächſiſcher 
Hausgeiſtlicher beigegeben werden ſolle. Dieſe Nachgiebigkeit zeigte den Wert, 
den Auguſt auf die Verbindung mit dem pfälziſchen Hauſe legte: eine Verbindung, 
welche eine Annäherung der beiderſeitigen Politik nach ſich zu ziehen verſprach, 
zumal da in dem eigenwilligen Kopf des ſächſiſchen Kurfürſten ſich ſtets politiſche 
und perſönliche Motive vereinigten. 

In der That lieh denn auch Auguſt ſowohl dem Landgrafen Wilhelm, als 
derſelbe ihm im Herbſt 1568 ſeine Bündnispläne vortrug, wie den Pfälzern, als 
ſie im Sommer des folgenden Jahres mit dem deutſch-engliſchen Projekte kamen, 
ein aufmerkſames Ohr. Nicht daß er ſeine alten Bedenken verhehlt hätte, aber 
einer Verſtändigung aller proteſtantiſchen Stände unter loſen Formen, ſelbſt 
einer Verſtändigung mit England, die nur kein förmliches Bündnis ſein dürfe, 
ſchien er nicht abgeneigt zu ſein. Das Ende aller Verhandlungen war, daß der 
ſächſiſche Kurfürſt ſich mit ſeinen Kollegen von der Pfalz und Brandenburg zu— 
ſammenthat und, wie vor acht Jahren in Naumburg, ſo jetzt in Erfurt eine Ver— 
ſammlung veranſtaltete, zu der ſich die Vertreter faſt ſämtlicher proteſtantiſchen 
Fürſten einfanden. Am 8. September wurde dieſelbe eröffnet. Den Vorſitz 
und damit zugleich die Verantwortung für die zur Beratung geſtellten Vorſchläge 
überließ Auguſt bereitwillig den Kurpfälzern. 

Nacheinander ließen dieſe nun verhandeln über das Schutzbündnis mit 
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England, über ein Hülfegeſuch der Hugenotten, über das engere Bündnis der 
proteſtantiſchen Reichsſtände unter ſich. Aber welch eine Enttäuſchung wurde 
ihnen bereitet, da nun das geſamte proteſtantiſche Fürſtentum zu ihrer kühnen 
Politik Stellung zu nehmen hatte! Die Geſandten von Kurbrandenburg, welche 
die konſervativen Grundſätze jetzt am entſchiedenſten vertraten, erklärten ſich gegen 
das auswärtige wie das innere Bündnis: erſteres ſei gar nicht ſtatthaft ohne Vor— 
wiſſen des Kaiſers, letzteres ſei nicht notwendig, weil die Reichsverfaſſung genüge. 
Dann, um die Verbindung mit England und mit Kurpfalz vollends unmöglich 
zu machen, fügten ſie zum Schluß noch ein Bedenken hinzu, welches ſchon in 
den Vorverhandlungen vom Herzog von Württemberg betont war und fortan 
den proteſtantiſchen Bundesbeſtrebungen als eine der größten Schwierigkeiten im 
Wege liegen ſollte: ihr Kurfürſt, ſagten ſie, könne ſich nicht mit den Calvi— 
niſten und Zwinglianern, ſondern nur mit wirklichen Anhängern der Augsburger 
Konfeſſion zum Schutze der Religion vereinigen. 

Aehnlich wie Brandenburg wieſen faſt ſämtliche Fürſten die Vorſchläge 
der Pfälzer zurück. Beſonders merkwürdig war es, daß derſelbe Landgraf 
Wilhelm, welcher doch den Gedanken des Bündniſſes angeregt hatte, über der 
verwegenen Entwickelung, welche die Pfälzer ſeinen Gedanken gegeben hatten, 
in ſeine gewöhnliche Angſt geraten war. Er gab ſeinen Geſandten die uner— 
gründliche Weiſung mit: ein Verteidigungsbündnis ſei ſehr wünſchenswert, aber 
auch ſehr bedenklich; denn es vermehre das Mißtrauen und führe leicht zur 
Offenſive. Worauf denn die Geſandten ſich der Abſtimmung gegen das engliſche 
Bündnis anſchloſſen und hinſichtlich des inneren Bündniſſes ohne Inſtruktion zu 
ſein erklärten.“) Folgenreicher noch als des gelehrten Landgrafen Haltung war 
diejenige des Kurfürſten von Sachſen, weil dieſer den mächtigſten Einfluß auf 
die norddeutſchen Fürſten beſaß. Und auch die kurſächſiſchen Geſandten, wenngleich 
ſie ihre Worte milder faßten als Brandenburg und den kirchlichen Zwieſpalt der 
Proteſtanten unberührt ließen, ſchloſſen ſich im weſentlichen der Verwerfung der 
kurpfälziſchen Politik an. 

Der Ausgang des Erfurter Tages lehrte alſo, daß, ſo unentwirrbar die 
Streitigkeiten zwiſchen den katholiſchen und proteſtantiſchen Reichsſtänden ſich 
verwickelten, fo gewaltſam die auswärtigen Religionskriege die deutſchen Prote— 
ſtanten, beſonders die nach Weſten geſeſſenen erregten, dennoch bei den prote— 
ſtantiſchen Ständen zu einer Verbindung der Kräfte und zu einer ſelbſtändigen 
Politik der Entſchluß und die Einigkeit fehlten. Die Stimmung der Kurpfälzer 
war nach dieſer Erfahrung ſehr bedrückt; aber ihren Unwillen dem Kurfürſten 
Auguſt zu zeigen, durften ſie nicht wagen. Denn nicht nur daß Johann Kaſi— 
mirs Hochzeit in nächſter Ausſicht ſtand, es hatte ſich auch gegenüber dem Ver— 
ſuche Brandenburgs, den Streit über den Calvinismus zu erneuern, dem ſich 
alsbald die Braunſchweiger Fürſten von Wolfenbüttel und Lüneburg nebſt dem 
Hauſe Mecklenburg voller Eifer angeſchloſſen hatten, der mäßigende Einfluß Kur⸗ 
ſachſens wieder bewährt. Man wußte in Heidelberg, daß man vom Kurfürſten 
Auguſt ebenſoviel zu hoffen wie zu fürchten habe. 


) Kluckhohn II S. 352 Anm. 2. Protokoll bei Neudecker, neue Beiträge II S. 178, 179, 181. 
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Und nicht viel anders war die Stimmung, welche Auguſt unter den Katho— 
liken erweckte. Mit Sorgen hatten der kaiſerliche Hof, die ſpaniſche Regierung, 
die katholiſchen Stände den Erfurter Verhandlungen entgegengeſehen. In ihren 
Augen war es ein und derſelbe Mann, deſſen Zurückhaltung ſie verhindert haben 
würde, und deſſen Teilnahme ſie ermöglichte: der ſächſiſche Kurfürſt. Wie nun 
dieſer Fürſt der Tagſatzung Raum gab, zugleich aber durch ſeinen mäßigenden 
Einfluß alle ſcharfen Beſchlüſſe verhinderte, gewannen ſie den Eindruck, daß er 
die Wage in der Hand halte zwiſchen der kampfluſtigen und der friedebedürftigen 
Partei unter ihren Widerſachern. 

Um dieſelbe Zeit jedoch, da in ſolcher Weiſe der Verſuch der Prote— 
ſtanten, ſich zu einer ſelbſtändigen antikatholiſchen Politik zu vereinigen, von 
innen heraus durchkreuzt wurde, ließ die allgemeine Bewegung auch die katho— 
liſchen Stände nicht ruhen. In merkwürdigem Zuſammentreffen erwuchſen auch 
unter ihnen Beſtrebungen und Gegenſtrebungen, deren Verlauf den proteſtanti— 
ſchen Verſuchen entſprach. 

Noch beſtand in Oberdeutſchland jenes Landsberger Bündnis: eine Macht 
zur Erhaltung überkommener Verhältniſſe, nicht unmittelbar für katholiſche 
Zwecke gegründet, aber doch vorzugsweiſe katholiſche Mitglieder umſchließend und 
von dem Herzog von Baiern, dem nunmehrigen Vorkämpfer der katholiſchen 
Sache, geleitet. Daß in dieſem Bunde eine ausſchließend katholiſche und eine 
paritätiſche Richtung aufeinanderſtießen, lag in der Natur der Dinge. Der erſte 
tiefer greifende Konflikt erfolgte bei Gelegenheit der kriegeriſchen Wirren, welche 
ſeit Ende 1568 die deutſch-franzöſiſchen Grenzen erfüllten, als durch den Rück— 
zug Oraniens nach dem Elſaß, die Rüſtungen Wolfgangs in Zweibrücken und 
den Anzug eines franzöſiſch-katholiſchen Heeres unter dem Herzog von Aumale 
bis in die Gegend von Zabern die weſtlichen Lande Deutſchlands, beſonders 
auch die unter dem Schutz des Bundes ſtehenden vorderöſterreichiſchen Gebiete 
im Elſaß, bedroht waren. Damals empfand der Bund die Notwendigkeit, ſeine 
Kräfte durch Aufnahme neuer Mitglieder zu verſtärken. Und einige Zeit nach— 
her, im Juni 1569, als das Bündnis auf ſieben Jahre verlängert wurde, faßte 
man den Beſchluß, gleichmäßig proteſtantiſche und katholiſche Stände zum Bei— 
tritt einzuladen: man dachte beſonders an die geiſtlichen Kurfürſten am Rhein, 
an die proteſtantiſchen Fürſten von Kurſachſen, Anſpach, Württemberg, an die 
proteſtantiſchen Reichsſtädte Ulm und Straßburg. Scheinbar hatte alſo die Partei, 
welche den paritätiſchen Charakter des Bundes ſtärken wollte, entſchieden die Ober— 
hand behalten. Allein neben jenen gemeinſamen Beratungen waren ſchon vorher 
geheime Sonderverhandlungen in Gang gekommen. 

Es war in den Monaten Januar und Februar 1569, in der Zeit, da 
Oranien mit ſeinen verhungerten und verwilderten Truppen von Lothringen nach 
dem Elſaß marſchierte, als Herzog Albrecht von Baiern ein Geſuch an den 
Herzog von Alba richtete um Hülfeleiſtung im Falle der Not; er ſtellte dieſe 
Bitte nicht mit Rückſicht auf das wohlgedeckte bairiſche Gebiet, ſondern in ſeiner 
Eigenſchaft als Haupt des Landsberger Bundes.) Um dieſelbe Zeit, am 


1) Aretin, Maximilian B. 1 S. 206 Anm. 13. Vgl. Documentos B. 38 S. 80. 
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20. Februar, erſchien ein Geſandter des Erzbiſchofs Jakob von Trier am Hofe 
des Herzogs von Alba und legte den Plan eines Defenſivbündniſſes zwiſchen der 
ſpaniſch-niederländiſchen Regierung und den benachbarten katholiſchen Fürſten von 
Mainz bis herab nach Jülich und Münſter vor, eines Bündniſſes, welches neben 
der Landsberger Einigung ſtehen ſollte. !“) Von zwei Seiten alſo wurde der vor 
zehn Jahren ſchon hervorgetretene Gedanke (S. 228) einer Verbindung deutſcher 
Fürſten mit den Niederlanden wieder aufgenommen. Während nun Alba zu— 
nächſt mit dem Kanzler des Trierer Erzbiſchofs über das Bündnis mit den 
rheiniſchen Fürſten, welches dann mit dem Landsberger Bund in eine weitere 
Einigung treten ſollte, eine Korreſpondenz anknüpfte, ging auch der bairiſche 
Herzog mit ängſtlicher Vorſicht weiter. Im Monat Juni?) ſchlug ein Abgeord— 
neter desſelben, der aber den Auftrag ſeines Herrn verſchweigen und die Er— 
öffnungen für ſeine eigenen Gedanken ausgeben mußte, dem Herzog von Alba 
den Eintritt der ſpaniſchen Niederlande in die Landsberger Einigung vor. Und 
als Alba hierauf den bairiſchen Herzog um die Aufnahme in den Bund offen 
anging, erſchien im Oktober?) derſelbe Gefandte — es war der Würzburger 
Domherr Balthaſar Hellu — in Brüſſel und ſchlug, um die Aufnahme zu 
bewirken, einen merkwürdig krummen Weg vor: der ſpaniſche Geſandte ſollte 
den Kaiſer dazu beſtimmen, daß er ſich bei den Landsberger Verbündeten, 
mindeſtens beim Herzog von Baiern, um die Aufnahme der Niederlande ver— 
wende. Alsdann hoffte Herzog Albrecht, bei dem im Dezember 1569 zu hal— 
tenden Bundestag, wenn dort der Beitritt der inzwiſchen neu gewonnenen 
Stände zunächſt erfolgt ſei, hinterher die Zuſtimmung zum Eintritt der Nieder— 
lande durchzuſetzen. 

Indem alſo der Herzog Albrecht die ſpaniſch-niederländiſche Regierung in 
den Landsberger Bund zu ziehen unternahm, handelte er hinter dem Rücken 
ſeiner Verbündeten und ſuchte die Spuren ſeiner Initiative ſorgfältig zu ver- 
wiſchen. Die guten Gründe dieſer Vorſicht erkennt man, ſobald man die Ab— 
ſichten Albas und ſeines Monarchen ins Auge faßt. Beide griffen den Vor— 
ſchlag ihres Eintrittes in den Bund mit Eifer auf: erſterer, weil er mittelſt der 
Verbündeten den niederländiſchen Rebellen den Zuzug deutſcher Söldner, die 
Sammlung ihrer Streitkräfte auf deutſchem Boden abzuſchneiden hoffte, letzterer, 
weil ſeine Gedanken einer Organiſation der katholiſchen Streitkräfte in demſelben 
Maße umfaſſender und gewaltſamer wurden, wie die Macht der Proteſtanten 
anwuchs. Er meinte, wenn das Bündnis geſchloſſen ſei, und um dieſelbe Zeit 
die franzöſiſche Regierung, wie er bereits mit Recht fürchtete, den Hugenotten 
einen dritten Religionsfrieden bewillige, ſo könne man als weitere Verbündete 


) Alba an Philipp. 1569 März 11. (Documentos 38 S. 9.) Vermutlich geht die 
Anregung dieſes Bündniſſes noch weiter zurück, da die über ein ſolches von Philipp II., am 
12. Januar, an Alba und Granvella geſtellte Anfrage Doc. 37 S. 350) ſchwerlich aus dem 
Kopf des Monarchen entſprungen iſt. 

) Albas Antwort iſt vom 23. Juni. (Loſſen, Kölner Krieg 1 S. 94.) Ein Gutachten 
von Eck und Perbinger darüber erfolgt am 8. Juli. (von Aretin, Maximilian J. S. 207 Anm. 14.) 

) Vgl. Albrechts Schreiben an Alba vom 31. Oktober. (Sugenheim, Baierns Zuſtände 
S. 575 Anm. 15.) 
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die Partei der franzöſiſchen und der engliſchen Katholiken zuziehen.!) Alſo für 
die ſpaniſche Politik handelte es ſich darum, den Landsberger Bund zur Er— 
ſtickung des niederländiſchen Aufſtandes, ja für die Entwürfe eines allgemeinen 
Kampfes gegen die Proteſtanten und die Proteſtanten beſchützende Regierungen 
zu verwenden. Daß ſolchen Beſtrebungen gegenüber die Aufnahme der Nieder— 
lande in den Bund nur durch Täuſchung und Ueberraſchung der . ge⸗ 
ſinnten Partei bewirkt werden konnte, lag auf der Hand. 

Aber der liſtige Anſchlag des Baiernherzogs wurde durch denſelben Mann 
durchkreuzt, dem er die Ausführung desſelben zugedacht hatte, durch den Kaiſer 
Maximilian. Dieſer hatte ja freilich dem Gedanken, in die niederländiſche Po— 
litik Philipps umgeſtaltend einzugreifen, entſagen müſſen; von dieſem Verzicht 
jedoch weiter zu gehen bis zur förmlichen Unterſtützung von Albas Gewaltherr— 
ſchaft, ja bis zur Umwandlung eines bisher paritätiſchen Bündniſſes zu einer 
Streitmacht für einſeitig katholiſche und ſpaniſche Intereſſen, das widerſprach 
ſeinen tiefſten Grundſätzen, an denen er feſtzuhalten entſchloſſen war. Er weigerte 
ſich alſo, die von Baiern ihm zugedachte und dem bairiſchen Rate gemäß von 
Spanien ihm angetragene Initiative zu übernehmen, — allerdings nicht ohne ſeinen 
Widerſtand mit Hülfe der gewohnten Kniffe zu verſtecken. Als zu Anfang des 
Jahres 1570 der Herzog von Baiern und Kurfürſt Auguſt von Sachſen ſich zu einem 
Beſuch beim Kaiſer in Prag zuſammenfanden, und dort über den Eintritt des 
ſächſiſchen Kurfürſten in den Landsberger Bund gehandelt ward, erklärte der 
Kaiſer: auf das Geſuch Albas um Aufnahme der Niederlande werde er nicht 
eingehen.?) Bald darauf ließ Maximilian dem König Philipp durch ſeinen Ge— 
ſandten Eröffnungen machen, aus denen der König entnahm, daß Kurſachſen 
und Kurköln durch den Kaiſer zur Bewilligung ihres Beitrittes gewonnen ſeien, 
und daß demnächſt die Aufnahme der Niederlande durch den Kaiſer werde be— 
trieben werden.“) Hinterher aber fuhr der Kaiſer ungeſtört fort, dem Andringen 
Baierns und Spaniens einen ſtillen und wirkſamen Widerſtand entgegenzuſetzen. 
Das ganze Ergebnis, welches endlich aus dieſen Bundesverhandungen heraus— 
kam, war, daß die beiden Kurfürſten von Mainz und Trier der Landsberger 
Einigung beitraten. 

So wurde die Umwandlung des paritätiſchen Bundes in eine ſtreitbare 
katholiſche Macht durch den mäßigenden Einfluß des Kaiſers abgewandt, ebenſo 
wie die Gründung eines proteſtantiſchen Bundes durch Kurſachſen gehindert war. 
Merkwürdig aber war auch bei dieſen Verhandlungen wieder die Haltung des 
Kurfürſten Auguſt. Als er dem Beſchluß des Landsberger Bundestages gemäß 


) Alba, 1569 Dezember 11. Philipp, 1569 November 18. (Documentos 38 S. 256, 
233 fg.) 

2) Kluckhohn II S. 377. 

5) Bericht Dietrichſteins. 1570 Juli 8. (Wiener Staatsarchiv. Hiſpania 1570.) Es 
heißt u. a.: der König ſcheine die Grundloſigkeit ſeines gegen den Kaiſer gefaßten Verdachtes 
eingeſehen zu haben, „ſeint auch mit allem was e. Kai. M. gethan, zum hochſten wol zufrieden“. 
Er laſſe dem Kaiſer für die brüderliche Mitteilung ſeiner Abſichten danken, „ſei auch der gantz— 
lichen Zuverſicht, e. Kai. M. werde es durch derſelben gutherzigen befürderung dahin bringen“, 
daß die vom König längſt gewünſchte Aufnahme der Niederlande erfolge. 
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zum Beitritt eingeladen wurde, gab er keine bejahende Erklärung, ließ ſich aber 
herbei, mit ſeinen vornehmſten Glaubensgenoſſen zu verhandeln, ob ſie neben 
ihm zum Beitritte bereit ſeien. In dieſem Sinn einer Anfrage brachte er die 
Sache auch an Kurpfalz, nicht jedoch, ohne für den Eintritt proteſtantiſcher Fürſten 
drei Gründe anzuführen: es werde dadurch die Eintracht zwiſchen katholiſchen 
und proteſtantiſchen Reichsſtänden befeſtigt, man werde die katholiſchen Stände 
beruhigen, indem man ſie in dem Beſitz der ihnen noch übrigen Stifter fichere, 1) 
man werde das Reich gegen das Ausland ſchließen, indem man den Zuzug ſo— 
wohl zu den katholiſchen wie den proteſtantiſchen Heeren in Frankreich und den 
Niederlanden ſperre. War eine ſolche Empfehlung etwas anderes als ein 
drohender Einſpruch gegen die geſamte pfälziſche Politik? gegen die in Heidel— 
berg feſtſtehenden Grundſätze, daß der ſtille Kriegszuſtand zwiſchen den deutſchen 
Katholiken und Proteſtanten unverſöhnlich ſei, daß die Freiſtellung die dringendſte 
Forderung der inneren, die Unterſtützung der franzöſiſchen und niederländiſchen 
Glaubensgenoſſen die ernſteſte Aufgabe der auswärtigen Politik der proteſtan— 
tiſchen Reichsſtände ſei? Mit Entſetzen rief denn auch Kurfürſt Friedrich III. 
aus: man wolle die Glieder Chriſti auseinanderreißen; man ſetze ihm das Meſſer 
an die Kehle.?) So ſchlimm indes, wie der erregte Fürſt glaubte, war die 
Sache nicht gemeint. Wie von ſeiten des Landsberger Bundes die Einladung 
der Proteſtanten ſich nicht ſehr ernſthaft ausnahm, ſo bethätigte auch Kurfürſt 
Auguſt für die Gewinnung ſeiner Glaubensgenoſſen wenig Eifer. Bei dem 
Widerwillen, den nicht nur Kurpfalz, ſondern auch andere proteſtantiſche Fürſten 
dem Bundesplan entgegenſetzten, ließ er ihn allmählich einſchlafen. Aber be— 
ſtimmter noch als vorher ſtand er als der Mann da, welcher von beiden Par— 
teien umworben wurde. 

Das Ergebnis der durch die proteſtantiſchen wie die katholiſchen Reichs— 
ſtände hindurchgegangenen Bewegung war alſo ein im weſentlichen negatives: 
durch den mäßigenden Einfluß des Kaiſers und des ſächſiſchen Kurfürſten war 
ein feindliches Auseinandertreten beider Parteien und die Verbindung derſelben 
mit den Fremden verhütet. Aber vergeſſen wir nicht, die auswärtigen Kriege 
hatten auch im Reich eine Art von Kriegszuſtand hervorgerufen. Bei dem im 
Innern desſelben abermals verſchärften Zwieſpalt und bei ſeiner Bedrohung von 
außen her konnte eine konſervative Politik, wie die kaiſerliche und kurſächſiſche, 
erſt dann ſich eines wirklichen Erfolges rühmen, wenn es ihr gelang, durch po— 
ſitive Maßregeln die Stärke des Reiches nach außen und ſeine Einigkeit im Innern 
herzuſtellen. Gerade zu einem derartigen Verſuch forderten aber damals die 
kriegeriſchen Verhältniſſe dringend auf. Jene ſchwächliche Neutralität nämlich, 
welche das Reich den franzöſiſchen und niederländiſchen Religionskriegen gegen⸗ 
über in ſeiner Geſamtheit einnahm, und jene fortlaufenden Verletzungen der 
Neutralität, welche ſeine einzelnen Mitglieder ſich zu ſchulden kommen ließen, 
gaben Anlaß zu Beſchädigungen der Grenzgebiete, welche in den folgenden 
Jahrzehnten zu einer kaum erträglichen Fülle von Mißhandlungen führen ſollten. 


) v. Bezold I S. 65 Anm. 4. 
) Kluckhohn II S. 380. 
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Die erſten und ſchreiendſten dieſer Unthaten entſprangen aus den Durchzügen 
und Einbrüchen der Truppen. Erwähnt iſt bereits, wie ein großer Teil der 
proteſtantiſchen Streitkräfte, die in Frankreich und den Niederlanden kämpften, 
aus dem deutſchen Reiche gezogen wurde, und wie in der Begünſtigung ſolcher 
Zuzüge ſich zugleich die Verſuche einer ſelbſtändigen Politik proteſtantiſcher Reichs— 
ſtände bethätigten. Daneben erfolgten unausgeſetzt Werbungen und Zuzüge im 
Auftrag der franzöſiſchen und der ſpaniſch-niederländiſchen Regierung, welche ohne 
beſondere politiſche Berechnung hauptſächlich des Soldes und der kriegeriſchen 
Beſchäftigung wegen unternommen wurden: ſo im zweiten franzöſiſchen Religions— 
krieg die Dienſtleiſtung des Herzogs Johann Wilhelm von Sachſen, im dritten 
ein Zug des Markgrafen Philibert von Baden. In der Regel waren dieſe 
Heerhaufen beider Parteien von Anfang an ſchlecht bezahlt, bei ihrer Rückkehr 
waren ſie vielfach, beſonders die von Oranien aus ſeinem Feldzug von 1568 
zurückgeführten Truppen durch Soldrückſtände, Hunger und Blöße zu wahrer 
Wildheit gebracht, und wenn gar die Streitkräfte Albas oder der katholiſch-fran— 
zöſiſchen Generale in Verfolgung ihrer von Deutſchland aus eingedrungenen 
Feinde auch ihrerſeits den Reichsboden betraten, ſo kamen ſie erfüllt von Ueber— 
mut und Rachgier. Welch eine Geißel unter ſolchen Verhältniſſen aber die Sol— 
daten für die Bevölkerung, die feindliche wie die befreundete, werden mußten, 
lehrt ein Blick auf die unfertigen Zuſtände des damaligen Kriegsweſens. 

Die Heeresverwaltungen erkannten es nicht als ihre Pflicht an, den Sol— 
daten zu bewaffnen, zu kleiden und zu beköſtigen; ſie begnügten ſich damit, ihm 
Geld zu zahlen: bei dem Eintritt das Lauf- oder Anrittgeld, während des Dienſtes 
den Monatsſold, bei der Entlaſſung das Abzugsgeld; dafür hatte der Soldat 
ſich das, was er brauchte, ſelber zu kaufen, beſonders auch die Nahrungsmittel, 
welche er im Lager von den Marketendern, bei der Einquartierung vom Haus— 
wirte bezog. Die Folge war aber, daß, ſo oft die bare Soldzahlung ſtockte, 
dem Soldaten die Unterhaltsmittel ausgingen, und er ſich zum Raub geradezu 
genötigt ſah. Und dieſe Folge trat bei den damaligen franzöſiſch-niederländiſchen 
Kriegen gleich im Anfange hervor, weil keiner der kriegführenden Teile zu regel— 
mäßiger Soldzahlung imſtande war; ſie machte ſich im Fortgang um ſo ſchreck— 
licher geltend, je mehr die Geldnot anwuchs, und mit ihr die Verwilderung der 
Söldner fortſchritt und jede Ausſchreitung raſch zum unmenſchlichen Frevel 
ſteigerte. Es kam, um ſolche Uebelſtände zu entwickeln, zu der ungenügenden 
Soldzahlung der Umſtand hinzu, daß der Kriegsdienſt vor allem als Geldgeſchäft 
betrieben ward, vom Gemeinen, der ſich für Sold und Beute vermietete, bis 
aufwärts zu den Hauptleuten, Rittmeiſtern und Regimentsoberſten, welche die 
Anwerbung und Bezahlung der Truppenteile, die ſie befehligten, zugleich in Accord 
nahmen. In einem ſolchen Syſtem war wohl Raum für den ſittlichen Gedanken 
der Berufsehre, nur in geringem Maße aber für die Hingabe an die Sache, 
für die man focht; und da zugleich die Anſtalten für Disziplin und vollends für 
die Seelſorge höchſt mangelhaft waren, da bei der primitiven Einrichtung der 
geſamten Verpflegung und der Grauſamkeit des Beute- und Plünderungsrechtes 
die Lage des Soldaten zwiſchen übermenſchlichen Entbehrungen und wüſtem Ueber— 
fluſſe wechſelte, ſo bildete ſich in ihm ein Hang nach geſetzloſer Gewaltthätigkeit 
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und roher Sinnlichkeit aus, der, wenn er recht geweckt und losgelaſſen ward, zu 
wahrhaft beſtialiſchen Ausbrüchen führte. 

Einen guten Teil ſolcher Ausbrüche hatte ſchon ſeit 1567 das weſtliche 
Deutſchland zu koſten. Als Wilhelm von Oranien im Jahr 1568 durch das 
Gebiet von Kurköln, Kurtrier, Jülich und Aachen gegen die Niederlande zog, 
war ſein Weg allerwärts durch Plünderungen, die ſeine Soldaten, Brand— 
ſchatzungen, die er ſelber verhängte, bezeichnet. In langen Reihen ſah man in 
der Stadt Köln die geflüchteten Umwohner mit ihrem Vieh und ihrer Habe ein— 
ziehen, während die Bürger ihre Harniſche anlegten und die Stadtthore be— 
wachten, wie gegen einen heranziehenden Feind.“) 

Als zu Anfang des Jahres 1569 der Herzog von Aumale mit einem fran— 
zöſiſchen Heer in das nördliche Elſaß eindrang, um den Pfalzgrafen Wolfgang 
im Schach zu halten, verübten ſeine Truppen unter anderem in dem Gebiet von 
Lützelſtein neben gründlicher Plünderung, z. B. dem Raub von 80 Pferden und 
600 Stück Vieh aus einem einzigen Dorf, die ſcheußlichſten Greuel von Unzucht 
und Totſchlag. Und nicht viel beſſer trieben es die von deutſchen Fürſten ge— 
führten Heerhaufen. Die Sammlung der Truppen Johann Kaſimirs im Jahr 1567 
brachte über das Herzogtum Zweibrücken, der Anzug von Wolfgangs Truppen 
im Jahre 1568—69 über die Stifter Worms und Speier die empörendſten 
Verwüſtungen. 

Zu den Gewaltthaten der Soldaten geſellten ſich dann als zweite Mißhandlung 
des Reiches die Verkehrsſtörungen. Bei jenem Zug von 1568 ließ Oranien die von 
den Niederlanden rheinaufwärtsfahrenden Schiffe der Frankfurter anhalten, um 
ſpaniſche und italieniſche Waren zu konfiszieren; ?) zwei Jahre darauf hatte Alba 
den Rheinhandel mit neuen Weinzöllen, die bei Nijmegen und Arnheim erhoben 
wurden, befchwert,*) und wieder zwei Jahre ſpäter, als der Aufſtand in Holland 
und Seeland emporſchwoll, ſperrten ſeine Streitkräfte die ganze Rheinfahrt nach 
den Niederlanden.“) Es war das der Anfang zu einer fortgehenden Reihe von 
Gewaltthaten, welche ſchließlich den großen Verkehr am Niederrhein nahezu 
erſtickten. 

So erſchollen denn von den weſtlichen Gebieten Deutſchlands immer lauter 
die ergreifenden Klagen einer mißhandelten Bevölkerung; an das Reich trat die 
primitivſte Aufgabe jedes Staatsweſens heran, ſeine Angehörigen vor Gewalt 
und Unrecht zu ſchützen. War aber die Verfaſſung des Reiches für ſolche Auf— 
gaben geeignet? Die geſetzliche Grundlage für die Maßregeln gegen widerrecht— 
liche Gewalt bot der Landfriede und die Exekutionsordnung von 1555, mit 
mancherlei Nachträgen, welche bei den Reichstagen von 1559 und 1566 und dem 
Deputationstag von 1564, guten Teils unter den Einwirkungen der Grumbach— 
ſchen Umtriebe, beſchloſſen waren. Zum Verſtändnis des Folgenden iſt es nötig, 
dieſe Beſtimmungen mit Rückſicht auf die bei Abführung deutſcher Truppen in 
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fremde Kriegsdienſte und bei den Einbrüchen fremder Truppen über die Reichs— 
grenze vorkommenden Schändlichkeiten etwas genauer zu betrachten (vergl. S. 97). 
Wenn der Landfriede von 1555 die Anſammlung von Söldnern von der Er— 
laubnis des Landesherrn abhängig machte, ſo lag darin die Folge, daß die An— 
werbung und Vereinigung von Truppen für fremde Dienſte nur unter der Ge— 
ſtattung eines oder mehrerer Reichsſtände vor ſich gehen durfte. Räumte nun 
aber ein Fürſt ſeine Lande zu dieſen Zwecken ein, und übernahm er gar ſelber 
den Oberbefehl, ſo mußten die nach den angegebenen Orten zuſammenſtrömenden 
Söldner, es mußte vollends die ganze nach dem Ausland abgeführte Maſſe ihren 
Durchzug durch die Lande unbeteiligter Reichsſtände nehmen. Solche Durchzüge 
zu regeln, war eine beſonders ſchwierige Aufgabe. Der Reichsabſchied von 1555. 
verfügte kurzer Hand, daß nur Truppen, welche entweder für den Dienſt des 
Kaiſers oder römiſchen Königs, oder, wenn für einen anderen Kriegsherrn, doch 
mit beſonderer Erlaubnis des Kaiſers beſtallt waren, durchzulaſſen ſeien.) Da 
aber die Reichsſtände das Recht, in fremde Dienſte zu ziehen, von ſolch einer 
Erlaubnis nicht abhängig machten, ſo fielen die Nachtragsbeſtimmungen anders 
aus. Wer Truppen wirbt, ſo verordnet der Deputationsabſchied von 1564, be— 
darf nicht nur der Erlaubnis des Landesherrn, ſondern auch des Kreisoberſten. 
Letztere wird erteilt auf Vorlage der Beſtallung oder Angabe der Beſtimmung 
der Truppen und auf Leiſtung einer Kaution wider etwaige Ausſchreitungen 
gegen den Kaiſer, die Reichsſtände und deren Unterthanen. Mit dieſer Ge— 
nehmigung in der Hand mag dann der Anführer ſeine Soldaten durch das 
Kreisgebiet durchführen, nur mit dem Vorbehalt, daß ſie, wenn für fremden 
Dienſt beſtimmt, bei Anzug und Rückkehr nicht in geſchloſſener Maſſe, ſondern 
rottenweiſe durchziehen, und daß der Muſterplatz außerhalb des Reiches ge— 
nommen werde. 

Dies waren die Beſtimmungen, welche die Angehörigen des Reiches bei 
ihren Kriegsunternehmungen im Zaum halten ſollten. Wie es mit der Befolgung 
derſelben ausſah, beſagt der kurze Ausſpruch des Kaiſers, daß es keine unter 
ihnen gebe, die nicht in den letzten Jahren verachtet ſei. Welche Mittel bot nun 
aber die Verfaſſung des Reiches weiter, wenn die deutſchen Söldner eine fried— 
liche Bevölkerung ausraubten, oder vollends die fremden Kriegsſcharen ins Reich 
einbrachen? Man hatte jene ſchwerfällige Exekutionsordnung, die auf dem Auf— 
gebot der bewaffneten Kontingente der einzelnen Kreisſtände und, im Falle 
größerer Not, auf dem Zuſammenwirken der verſchiedenen Kreiſe beruhte. Auch 
an ihr war einiges gebeſſert; beſonders war das höchſte Maß der Truppenhülfe, 
welche Kreisoberſter und Zugeordnete einfordern durften, vom einfachen Anſchlage 
des Reichsheers auf den dreifachen erhöht. Aber wie unbrauchbar dieſe Ver— 
faſſung für ein wirkliches kriegeriſches Eingreifen war, hatte man bei den 
Grumbachſchen Wirren erfahren (S. 293), und mußte man ſtets von neuem er— 
fahren. Die plündernden Scharen brachen ein und verſchwanden, ehe die Kreis— 
behörden mit ihren Beratungen, was zu thun ſei, ans Ende gekommen waren. 
Der Anblick dieſer kläglichen Wehrloſigkeit des Reiches war es nun, welcher 
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den Kaiſer zu dem Verſuche wirkſamerer Vorkehrungen beſtimmte. Im April 
1569, als nach dem vorgeſchriebenen Stufengang der Verſammlung erſt eines, 
dann von dreien, dann von fünf Kreiſen ſchließlich ein Deputationstag in Frank— 
furt zuſammentrat, wurde unter Mapimilians lebhafter Befürwortung beſchloſſen, 
daß mit Rückſicht auf die von Frankreich drohenden neuen Einfälle, beſonders auch 
im Hinblick auf den ſpäteren Rückzug der dorthin gezogenen deutſchen Heerhaufen, 
die fünf nächſt benachbarten Kreiſe ſich zur eventuellen Stellung ihres dop— 
pelten Matrikularanſchlags an Reitern, des einfachen an Fußſoldaten bereit 
halten, und das geſamte Reich für die Koſten der etwaigen Verwendung dieſer 
Kriegsmacht die beſcheidene Summe von zwei Römermonaten erlegen ſollte. 
Hierbei kamen zwei weitere Vorſchläge zur Sprache: einmal, daß ſofort ein 
Generaloberſter zu ernennen ſei, mit Vollmacht, jene Streitkräfte, ſobald es 
nötig ſei, einzufordern und zu befehligen, ſodann, ob nicht die Annahme fremder 
Kriegsdienſte im Reich zu verbieten, und ſo die ſtete Herausforderung der Nach— 
barmächte einzuſtellen ſei. Der erſte Vorſchlag wurde angenommen, und das 
Amt dem Kaiſer ſelber übertragen, der dann den Freiherrn Lazarus von Schwendi 
zu ſeinem Stellvertreter ernannte. Der zweite Punkt, von den kaiſerlichen Kom— 
miſſarien ſelber angeregt, ſcheint damals nicht eingehend beraten zu ſein. Beide 
Vorſchläge erſchienen aber dem Kaiſer ſo wichtig, daß er es unternahm, dieſelben 
auf einem Reichstag nachdrücklicher zu befürworten. 

Ueber die Veranſtaltung eines Reichstages unterhandelte der Kaiſer feit 
Anfang des Jahres 1569, erſt ſchriftlich, dann durch Geſandte, mit den Kur— 
fürſten; die Bewilligung desſelben erlangte er bei dem im Juni 1569 ge— 
ſchloſſenen Frankfurter Deputationstag;*) am 13. Juli 1570 konnte er ihn zu 
Speier, wo er ſich perſönlich eingefunden hatte, eröffnen. Bei jenen Vorverhand— 
lungen mit den Kurfürſten ſtellte Maximilian als erſten Beratungspunkt den 
Zwieſpalt in der Religion auf; er ſchien alſo geneigt zu ſein, die in Augsburg 
geführten Streithändel zwiſchen Proteſtanten und Katholiken, und beſonders den 
nicht ausgetragenen, ſondern nur auf die Seite geſchobenen Streit über den 
pfälziſchen Calvinismus (S. 286), zu erneuern. Aber in dem öffentlichen Aus— 
ſchreiben des Reichstags und vollends in der kaiſerlichen Propoſition war dieſer 
Gegenſtand verſchwunden, ohne Zweifel zur Befriedigung aller Parteien: denn 
die Katholiken hatten ſich die kirchlichen Ausgleichsverhandlungen ſchon beim letzten 
Reichstag verbeten, und die proteſtantiſchen Stände ſchraken bei aller Abneigung 
gegen den Calvinismus doch vor den Folgen eines neuen Streites mit Friedrich III. 
zurück.?) 

Die Abſetzung der kirchlichen Fragen von der Reichstagspropoſition, welche, 
ſoweit es ſich um die katholiſch-proteſtantiſchen Gegenſätze handelte, ſchon in 
Augsburg erfolgt war (S. 277), wurde alſo jetzt völlig entſchieden. Fortan 
kamen die kirchlichen Irrungen nur noch auf dem Wege der Religionsbeſchwerden 
zur Sprache. Auch dieſe jedoch wurden bei dem Speirer Reichstag nur in ge— 
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ringem Umfang und mit geringer Schärfe vorgebracht. Vor allem der Haupt— 
ſtreitpunkt, der geiſtliche Vorbehalt, blieb diesmal unberührt.!) Der Reichstag 
von 1570 war in Bezug auf die kirchlichen Fragen der friedlichſte, der in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts gehalten iſt: eine Folge des bei dem Augs— 
burger Reichstag von 1566 ausgebrochenen Zwieſpaltes unter den Proteſtanten 
und der vor dem emporſteigenden Anſehen von Kurſachſen erfolgten Verminde— 
rung des pfälziſchen Einfluſſes. 

Auch der andere Gegenſtand, der nächſt den kirchlichen Angelegenheiten der 
wichtigſte zu ſein pflegte, die Frage der Türkenhülfe, trat damals in den Hinter— 
grund, da der Krieg ſeit 1568 ruhte, und eine Beiſteuer nur für die Grenz— 
befeſtigung verlangt wurde. Als das Hauptanliegen, wegen deſſen der Reichs— 
tag berufen war, erſchien alſo die Frage, wie das Reich gegen die Rückwirkungen 
der nachbarlichen Kriege nachdrücklicher zu ſchützen ſei. 

Mit großem Ernſt ſtellte hier der Kaiſer ſeine zwei längſt bedachten Vor— 
ſchläge: einmal, zur Hebung der kriegeriſchen Bereitſchaft ſollten in den Kreiſen 
Zeughäuſer angelegt, Geld deponiert, und an die Spitze ſämtlicher Kreiſe ein 
Generaloberſter geſtellt werden. Sodann, die im Auftrag fremder Mächte vor— 
gehenden Werbungen im Reich ſollten fortan einer beſonderen kaiſerlichen Er— 
laubnis bedürfen. Der Grundgedanke dieſer Anträge war Zentraliſation der 
Kriegsverfaſſung, und zwar — da Maximilian das vorgeſchlagene Generalat 
über ſämtliche Kreiſe doch wahrſcheinlich ſich ſelber zudachte, ebenſo wie er die 
Geſtattung fremder Kriegsdienſte ſich vorbehielt, — Zentraliſation unter dem 
Kaiſer. Gerade dieſer Umſtand, daß die neuen Anordnungen in die Hände des 
Kaiſers gelegt werden ſollten, war es aber auch, was den Plan vornehmlich zu 
Fall brachte. 

Den geringſten Beifall fanden die Vorſchläge über die neuen kriegeriſchen 
Einrichtungen. Die damit verbundenen Geldanforderungen verſtießen gegen die 
Sparſamkeit der Stände; die Frage, ob das Generalat oder, wenn der un— 
kriegeriſche Kaiſer gewählt wurde, die Vertretung des Generals einem Katholiken 
oder Proteſtanten zufallen ſolle, regte die Gegenſätze der kirchlichen Parteien 
auf, — das Ende war, daß dieſer Antrag ohne beſondere Schwierigkeiten be— 
ſeitigt ward. Beſſere Ausſichten hatte der Gedanke einer Einſchränkung der 
fremden Kriegsdienſte. Erſt vor einigen Monaten hatte ja Kurfürſt Auguſt die 
Erweiterung des Landsberger Bundes damit empfohlen, daß alsdann der Zuzug 
nach Frankreich und den Niederlanden für beide Parteien, die katholiſche wie die 
proteſtantiſche, abgeſchnitten werden könne (S. 428), und in demſelben Sinn 
meinte jetzt Landgraf Wilhelm in ſeiner Reichstagsinſtruktion,?) man könne auf 
eine beſtimmte Zeit die franzöſiſchen Kriegswerbungen, ſowohl die für die Regierung 
wie die für die Hugenotten beſtimmten, unterſagen. Hätte alſo der Vorſchlag 
Maximilians ſich gegen die kriegenden Parteien ohne Unterſchied gerichtet, ſo 
wäre ihm wahrſcheinlich die Unterſtützung der konſervativen proteſtantiſchen Stände 

zu teil geworden. Aber was der Kaiſer verlangte, war freie Entſcheidung über 
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die Erlaubnis oder das Verbot fremder Werbungen. Nun hatte Maximilian 
zwar die Rüſtungen, welche Oranien und die Hugenotten bisher auf dem Reichs⸗ 
boden angeſtellt, zwar nicht thatſächlich gehindert, aber in zahlreichen Erlaſſen als 
Zurüſtungen zur Empörung, als Verletzungen des Landfriedens bezeichnet. Wenn 
man mit dieſer abwehrenden Haltung ſeine noch kürzlich ſo unverhüllt gezeigte 
Abhängigkeit von Spanien verglich (S. 403), und dazu noch ſah, wie gerade 
während des Reichstags die ſo lange erſtrebte Vermählung ſeiner Töchter Anna 
und Eliſabeth mit den Königen von Spanien und Frankreich vollzogen wurde, 
wie hätte man da etwas anderes gewärtigen können, als daß er die Truppen— 
werbungen Spaniens und vielleicht auch der franzöſiſchen Regierung begünſtigen, 
die Werbungen für die Gegner beider Monarchen aber verbieten werde? 

Dieſes Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des Kaiſers war es, was die 
konſervativ proteſtantiſchen Stände auf die Seite der Pfälzer trieb. Die letzteren 
ſahen ſelbverſtändlich in dem ganzen Plan weiter nichts als einen heimtückiſchen 
Anſchlag zur Vernichtung des Evangeliums. Aber mit ihnen gaben nun auch 
die kurſächſiſchen und die kurbrandenburgiſchen Geſandten die Erklärung ab, es 
müſſe beim alten bleiben; und vor der Entſchiedenheit der drei weltlichen Kur— 
fürſten wagten ihre geiſtlichen Kollegen keinen Widerſpruch. Wenn dagegen im 
Fürſtenrat die katholiſchen Mitglieder, an ihrer Spitze Oeſterreich und Baiern, 
den kaiſerlichen Vorſchlag zuerſt unterſtützten, ſo mußten auch ſie ſchließlich ihren 
proteſtantiſchen Genoſſen und dem Kurfürſtenrat ſich fügen. In den Reichs⸗ 
abſchied kam nur die nichtsſagende Anordnung, daß fremde Mächte, bevor ſie 
Werbungen im Reich anſtellen laſſen durften, dies dem Kaiſer vorher anzuzeigen 
hätten. An das Vorwiſſen, nicht an die Erlaubnis des Kaiſers wurde die Auf— 
bringung deutſcher Truppen für fremde Kriege gebunden. 

Hiermit war der Verſuch, das Reich gegenüber den auswärtigen Kriegen 
in eine ſtarke und ſelbſtändige Stellung zu rücken, mißlungen. Er mißlang 
vornehmlich deshalb, weil der Kaiſer in den kriegeriſchen Verwickelungen ſich nicht 
neutral, ſondern als Partei benahm. Eben dieſe Parteinahme für und wider 
hatte aber auch einen großen Teil der Reichsſtände geſpalten. Katholiſche wie 
proteſtantiſche Fürſten beſchuldigten ſich gegenſeitig, daß es an ihrem üblen 
Willen liege, wenn die Kreishülfe gegen die auswärtigen Bedränger nicht ins 
Werk geſetzt werde; handelte es ſich aber um wirkliche Beſchlüſſe über das Ein— 
treten der Kreiſe, ſo wollten die Kurpfälzer und ihre Geſinnungsgenoſſen nur 
ſolche Maßregeln zugeben, die ſich einſeitig gegen die katholiſchen Mächte gekehrt 
hätten, während ein Teil der katholiſchen Fürſten allen Ernſtes die Frage auf— 
warf, ob man einem Stande, der, wie Kurpfalz, den Angriff einer auswärtigen 
Macht durch Unterſtützung der Feinde derſelben verſchuldet habe, die verfaſſungs— 
mäßige Hülfe zu leiſten habe. Gegenſeitig beſchuldigten ſich die Stände, daß ſie 
durch Unterſtützung ihrer auswärtigen Glaubensgenoſſen den Krieg ins Reich 
zögen; aber wenn dann an die Kurpfälzer der Vorſchlag erging, dieſe Unter⸗ 
ſtützung von beiden Seiten einzuſtellen, ſo erwiderten ſie: durch unſere den 
Hugenotten und Niederländern gewährte Hülfe werden die blutdürſtigen An⸗ 
ſchläge des Papſtes und ſeines Anhangs vom Reiche fern gehalten, — während um⸗ 
gekehrt der katholiſche Herzog von Baiern im Jahr 1569 dem Statthalter Alba 
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ſchrieb: wenn der zur Zeit verſammelte Deputationstag die Truppenwerbungen 
für Spanien verbiete, ſo werde er dennoch dafür ſorgen, daß ſein Land nebſt 
den Nachbargebieten für dieſelben geöffnet bleibe.“) 

Man ſieht, unter dem Hader der Parteien wurde nicht nur die Reform 
der Reichsverfaſſung durchkreuzt, es wurde auch die Wirkſamkeit der vorhandenen 
Anſtalten gelähmt. Das Reich vermochte weder die Nachbarn gegen die Ver— 
letzungen der Neutralität von ſeiten ſeiner Angehörigen zu ſichern, noch ſeine 
Angehörigen gegen die Feindſeligkeiten der Nachbarn zu ſchützen. Die Folge 
war, daß nunmehr die einzelnen Stände ſich erſt recht auf ihre eigenen Ent— 
ſchlüſſe angewieſen ſahen: die einen ſuchten durch ängſtliche Neutralität ſich gegen 
den Zorn der Nachbarmächte zu ſichern, die anderen gedachten in engerem An— 
ſchluß an eine der kriegführenden Parteien den Weg zu einer ſelbſtändigen Politik 
zu finden. Auf dem letzteren Weg gingen unbeirrt die Pfälzer voran. 

Sollte aber eine eingehende Darſtellung des Fortgangs der pfälziſchen 
Politik in den Bereich dieſer Geſchichte gehören? In den ſechs Jahren nach 1570 
erſcheint das Vorgehen der Pfälzer im weſentlichen nur als eine verſtärkte 
Wiederholung der in dem Zeitraum von 1567 bis 1569 verfolgten Entwürfe, 
um ſchließlich zu keinem höheren Ergebnis zu führen als zu einer neuen Hülfe— 
leiſtung Johann Kaſimirs für die Hugenotten. Vor der reichen Fülle von 
ebenſo verwickelten wie unfruchtbaren Verhandlungen wird es jetzt noch ent— 
ſchiedener als vorher genügen, wenn nur ſo viel hervorgehoben wird, wie zur 
Kennzeichnung der Geſinnung der deutſchen Parteien und der Entwickelung ihrer 
Gegenſätze erforderlich iſt. 

Im Auguſt des Jahres 1570 wurde dem dritten Hugenottenkrieg, der 
den Pfälzern ſo ſchwere Sorge erregt hatte, durch die Bewilligung neuer kirch— 
licher und bürgerlicher Rechte an die Reformierten ein Ende gemacht. Von da 
folgte ein zweijähriger Zeitraum, in welchem die franzöſiſche Regierung, das heißt 
der geiſtig noch immer unmündige Karl IX. unter der Leitung ſeiner königlichen 
Mutter Katharina, ſich viel nachdrücklicher noch, als zu Anfang des Jahres 1567, 
jener anderen von den beiden Richtungen der franzöſiſchen Politik zuwandte, 
welche ſtatt des Krieges gegen die Proteſtanten auf die Bekämpfung des ſpaniſch— 
öſterreichiſchen Uebergewichtes und auf die Verbindung mit proteſtantiſchen Mächten 
hinwies. Mit Erſtaunen bemerkte man, wie damals plötzlich proteſtantiſche 
Staatsmänner und Parteihäupter von König Karl IX. zu vertrauten Beſprechungen 
zugezogen wurden, und wie als einer der erſten und einflußreichſten unter dieſen 
neuen Ratgebern der Bruder des Fürſten von Oranien, jener in Krieg und Ver— 
handlung gleich unermüdliche, ſtets von verwegenen Entwürfen und freudigem 
Selbſtvertrauen gehobene Graf Ludwig von Naſſau hervortrat. Der hatte ſich 
als einer der Oberſten, welche dem Pfalzgrafen Wolfgang nach Frankreich ge— 
folgt waren, nach dem Tode dieſes Fürſten den Streitkräften Colignys an— 


1) Ueber den Deputationstag vgl. Ehems Bemerkung bei Kluckhohn II S. 348, über 
den Reichstag die Aeußerung des Kurf. Friedrich a. a. O. S. 558. Vgl. auch Koch, Quellen 
zur Geſchichte Maximilians Bd. II S. 60 fg. — Albrechts Schreiben an Alba, 1569 Mai 16., bei 
Sugenheim, Baierns Kirchen- und Volkszuſtände S. 567 Anm. 10. 
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geſchloſen und dem Befehl desſelben ſich unterſtellt; das Ende des Krieges fand 
ihn unter den Verteidigern von La Rochelle, jener Vorburg des franzöſiſchen 
Proteſtantismus, in deren Hafen er die Sammlung von franzöſiſchen, engliſchen 
und niederländiſchen Korſaren, welche den ſpaniſchen und ſpaniſch-niederländiſchen 
Schiffen nachſtellten, beaufſichtigen konnte. 

Noch ehe ein Jahr nach dem Friedensſchluß vergangen war, gegen Ende 
des Monats Juli 1571, erſchien dieſer Todfeind des Königs Philipp II. in Paris 
zu geheimen Beratungen mit Karl IX. und ſeiner Mutter, die dann fortgeſetzt 
wurden, als im September der König in Blois erſchien und dort den Admiral 
Coligny in ſeine Gnade und ſein Vertrauen aufnahm. 

Im Mittelpunkt der Vorſchläge Ludwigs ſtand der Gedanke einer Ver— 
bindung Frankreichs mit den niederländiſchen Empörern, nicht mehr zum Zweck 
bloßer Einſchränkung, ſondern zur Vernichtung der ſpaniſchen Herrſchaft in den 
Niederlanden. Als Preis eines ſolchen Eingreifens ſetzte er das eine Mal dem 
König den Plan einer Teilung der Niederlande zwiſchen England, Frankreich 
und dem deutſchen Reich auseinander, bei welcher für Frankreich Artois und 
Flandern zu gewinnen ſeien; ) ein anderes Mal reizte er ihn mit der Ausſicht 
auf die Unterwerfung der geſamten Niederlande unter ſeine Herrſchaft.) Der 
König und die Königin Mutter gingen auf die Erörterung ſolcher Entwürfe ein; 
indem ſie aber den Vorbehalt machten, daß eine erſte Bedingung ihrer Durch— 
führung in der Verbindung Englands und deutſcher Fürſten mit Frankreich be— 
ſtehe, kam Ludwig ihnen ſofort mit einem zweiten ſchimmernden Projekt entgegen. 
Im deutſchen Reich war noch nichts darüber entſchieden, wer Maximilians Nach— 
folger in der Kaiſerwürde fein ſolle. Wenn nun unter Ferdinand J., bei der 
Wahl Maximilians, die vorwaltende Stimmung der Fürſten für das Haus Oeſter— 
reich geweſen war, ſo lag zwiſchen damals und jetzt eine lange Reihe von 
Kämpfen und neuen Erfahrungen; im Hinblick auf dieſelben ſtand Ludwig nicht 
an, zu verſichern, im Fall der Wahl eines römiſchen Königs würden die prote— 
ſtantiſchen Reichsfürſten ihre Abſichten auf Karl IX. richten, den Herrſcher, der 
ſeinen reformierten Unterthanen einen Religionsfrieden bewilligt habe und den— 
ſelben zu halten entſchloſſen ſei.“) 

Alſo Verbindung des franzöſiſchen Königs mit den proteſtantiſchen Reichs— 
fürſten zu dem doppelten Zweck: um Spanien aus den Niederlanden zu ver— 
drängen und dem Hauſe Oeſterreich die Kaiſerkrone zu entreißen. Keineswegs 
war es nun der Sinn der franzöſiſchen Regierung, ſich unwiderruflich an ſolche 
Pläne zu binden. Einſtweilen jedoch trat ſie wie mit England, ſo auch mit 
Deutſchland in lebhafte Verhandlungen ein, die als Vorbereitung zur Ausführung 
jener Vorſchläge dienen konnten. In Deutſchland ließ fie ſeit dem Herbſt +) des 


1 


) Walſingham. 1571 Auguſt 12. (Digges, The compleat ambassador S. 123, 127.) 
) Bemerkt in der Denkſchrift Ludwigs von 1573. (Groen I 4 S. 84 *.) 

) Vgl. die angeführte Denkſchrift des Grafen Ludwig S. 83 fg. 

) Nach Kluckhohn II n. 642 S. 428 erfolgte die erſte Werbung Schönbergs bei Kur— 
ſachſen 3—4 Monate vor dem 12. Dezember 1571, alſo im Auguſt oder September. Hierauf 
Rückkehr Sch.s nach Frankreich und zweite Geſandtſchaftsreiſe zu Kurſachſen, Kurbrandenburg 
und Braunſchweig (a. a. O. S. 429, 430). Aus dieſer zweiten Geſandtſchaft ſtammen die Berichte 
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Jahres 1571 zuerſt mit Kurfürſt Auguſt, dann mit allen drei proteſtantiſchen 
Kurfürſten, ſowie mit dem Herzog Julius von Braunſchweig-Wolfenbüttel und 
dem Landgrafen Wilhelm von Heſſen-Kaſſel unterhandeln. Ihr Geſandter — 
es war der ſächſiſche Edelmann Kaſpar von Schönberg, der mit den Werbe— 
truppen des Markgrafen Philibert von Baden Ende 1568 in franzöſiſche Dienſte 
gegangen war — beſchränkte ſich mit vorſichtiger Zurückhaltung zunächſt auf den 
Vorſchlag eines Defenſivbündniſſes mit den vornehmſten proteſtantiſchen Fürſten, 
während er den Plan der Unterſtützung der Niederländer gar nicht, den der 
römiſchen Königswahl nur dunkel angeregt zu haben ſcheint.!) Wie dieſe Ver— 
handlungen dann vorangingen, zeigten ſich — ähnlich wie im Jahr 1567 — 
die genannten Fürſten, und unter ihnen ſogar die Kurfürſten von Sachſen und 
Brandenburg, dem Gedanken einer defenſiven Vereinigung mit Frankreich nicht 
abgeneigt, vorausgeſetzt, daß dabei nur die Leiſtungen der Fürſten enge ein— 
geſchränkt würden, und die Politik Frankreichs nach innen und außen ſich von 
dem Gedanken katholiſchen Glaubenszwanges freihalte. Völlig in der Schwebe 
blieben jedoch vorläufig die beiden höheren Ziele, das niederländiſche und das 
Wahlprojekt. 

Anfangs, wie bemerkt, hielt in dieſen Fragen die franzöſiſche Regierung 
zurück; erſt allmählich ließ ſie ſich durch den großen Gang der Ereigniſſe voran— 
treiben. Entſcheidend waren da vor allem die neuen Kataſtrophen in den Nieder— 
landen. Während bei der erſten Invaſion Oraniens vom Jahr 1568 lediglich 
Deutſchland als Ausrüſtungsplatz gedient hatte, ſtanden ſeit der zweiten Hälfte 
des Jahres 1571 die Sachen bereits ſo, daß für den Fürſten von Oranien das 
deutſche Reich, für den Grafen Ludwig Frankreich die Werbeplätze hergaben, und 
daß die Schiffe der Seegeuſen in franzöſiſchen und engliſchen Häfen ſich ſammeln 
konnten. Die Folgen davon traten im Frühjahr 1572 an den Tag. Am 1. April 
nahm der Geuſenadmiral Wilhelm von der Mark das Hafenſtädtchen Brielle ein, 
worauf ein unwiderſtehlich um ſich greifender Aufſtand die meiſten Plätze von 
Holland und Seeland ergriff, ſo daß jetzt der Krieg gegen die ſpaniſche Herr— 
ſchaft im Innern der Niederlande eine feſte Grundlage gewann. Am 24. Mai 
bemächtigte ſich Graf Ludwig der Feſtung Mons, der Hauptſtadt des Hennegaus, 
worauf ſeine hugenottiſchen Freunde ihre Rüſtungen in der Picardie voran— 


Sch.s vom 19. Oktober bis 27. November bei Groen v. Pr. 1 4 S. 1* fg. — Capefigue (Hist. 
de la réforme etc. III S. 32 fg., Brüſſel 1834) läßt den Schönberg zu ſeiner zweiten Reiſe 
bereits am 28. Auguſt beauftragt werden. Die erſte müßte alſo nach ihm weſentlich früher fallen, 
obgleich er weder für fie noch für die Inſtruktion zu derſelben (es tft dasſelbe undatierte 
Bruchſtück, welches Groen v. Pr. a. a. O. S. 1* Anm. mitteilt) ein Monatsdatum anzugeben 
weiß. Vermutlich hat er hier, wie ſo oft, die Zeitbeſtimmungen durcheinander geworfen. Der 
Auftrag vom 28. Auguſt und das undatierte Fragment der Inſtruktion ſcheinen zuſammen⸗ 
zugehören, wie denn auch ihr Inhalt zu dem, was das eitierte Kluckhohnſche Aktenſtück über die 
Werbung Sd. fagt, ſtimmt. Was Capefique über den Erfolg von Sch.s erſter Werbung ſagt, 
über eine assemblée des princes qui devait avoir lieu au mois de septembre prochain, muß 
ebenfalls auf Mißverſtändnis beruhen. 

1) Die certaine affaire, welche Schönberg nicht wagt communiquer a la plume, in 
dem Bericht vom 19. Oktober 1571 (Groen v. Pr. I 4 S. 1, kann doch nur die Angelegen— 
heit der römiſchen Königswürde ſein. 
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trieben, um die ſüdlichen Provinzen ebenſo von der ſpaniſchen Herrſchaft loszu— 
reißen wie die beiden nördlichen. Im Juli erſchien in der holländiſchen Stadt 
Delft als Bevollmächtigter Oraniens Marnix von St. Aldegonde und ließ von 
den dort verſammelten holländiſchen Ständen den Fürſten Wilhelm als Statt— 
halter von Holland, Seeland, Weſtfriesland und Utrecht, ja als Beſchirmer und 
Haupt der geſamten Niederlande für die Zeit der Abweſenheit des Königs an- 
erkennen, während Oranien ſelber mit einer Armee von 16— 17000 Mann über 
Geldern in Brabant und Flandern einbrach, in der Abſicht, den Streitkräften 
ſeines Bruders und der Hugenotten die Hand zu bieten. 

Solche Ereigniſſe verſtärkten in dem leicht erregten König Karl IX. und 
in geringerem Maße auch in ſeiner bedächtigeren Mutter die Neigung, auf den 
von Ludwig, von Coligny und anderen Hugenottenhäuptern jetzt immer dringender 
verlangten Eroberungskrieg gegen die Niederlande einzugehen. 

Hierzu trat eine zweite nicht minder verführeriſche Ausſicht. Es wird 
ſpäter noch davon die Rede ſein, wie im Hinblick auf das mit dem Tode 
des polniſchen Königs Siegmund Auguſt bevorſtehende Erlöſchen des Mannes— 
ſtammes der Jagellonen der Wettbewerb des öſterreichiſchen und des franzöſiſchen 
Herrſcherhauſes um die polniſche Krone begann. Einſtweilen ſei nur bemerkt, 
daß die Königin Katharina ſeit dem Oktober des Jahres 1571 die Hoffnung 
faßte, ihrem zweiten Sohn, dem Herzog Heinrich von Anjou, dieſe Krone zu 
gewinnnen. Wie nun die kriegeriſchen Ereigniſſe die auf die Niederlande ge— 
richteten Vorſchläge des Grafen Ludwig begünſtigten, ſo kamen die polniſchen 
Ausſichten ſeinem deutſchen Projekt zu ſtatten. Der Gedanke, die römiſche Königs— 
krone von dem Hauſe Habsburg auf das der Valois zu übertragen, erhielt jetzt 
die beſtimmte Faſſung, daß es der Herzog von Anjou ſein ſolle, für den die 
polniſche wie die römiſche Krone zu erſtreben ſei. 

Aber irren würde man doch, wenn man glaubte, daß die franzöſiſche 
Regierung mit wirklicher Entſchloſſenheit für die kühnen Pläne eingetreten wäre. 
Auf die niederländiſchen Angelegenheiten ging ſie jetzt wohl ein, kam jedoch nach 
fortgeſetzten Verhandlungen, bis zum Auguſt 1572, nicht über die Erklärung 
hinaus, daß die erſte Entſchließung über den Beiſtand für Oranien von den 
deutſchen Fürſten kommen müſſe: was dieſe thun würden, wolle ſie gleichfalls 
thun.) In der Nachfolgefrage war bis zu demſelben Zeitpunkt noch kein Kur— 
fürſt deutlich angegangen, die franzöſiſchen Wünſche wurden allein dem Land— 
grafen Wilhelm anvertraut. Wie wäre bei ſo zaghaftem Vorgehen in Deutſch— 
land etwas zu erreichen geweſen! Für die Unterſtützung Oraniens, und zwar in 
der beſcheidenen Form einer Geldhülfe, verwandte ſich allein wieder Kurfürſt 
Friedrich, der aber ſchon deshalb keinen Eindruck machen konnte, weil er ſelber 
zu erſchöpft war, um mit gutem Beiſpiel voranzugehen. Auf die Eröffnungen 
hinſichtlich der Nachfolge des Kaiſers ſuchte Landgraf Wilhelm ſeine franzöſiſchen 
Jahrgelder zu verdienen, indem er allerhand gute Ratſchläge erteilte, z. B. daß 
man dem kleinen Fürſten Joachim Ernſt von Anhalt eine Penſion ausſetzen ſolle 


8 By Inſtruktion für Schönberg. 1572 Auguſt 10. (Noailles, Henri de Valois III 
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wegen ſeines mächtigen Anſehens bei Kurſachſen und Kurbrandenburg.!) Kurz, 
mit allem Verhandeln kam man nicht von der Stelle, bis dann abermals, wie 
im Jahr 1567, ein Rückſchlag in der franzöſiſchen Politik erfolgte, — diesmal 
nur in der unerwartetſten und gräßlichſten Geſtalt. 

In Frankreich hatte die von der Regierung ſeit 1570 eingenommene 
Haltung bei den Hugenotten die kühnſten Hoffnungen erweckt; man erwartete 
eine Politik, welche im Innern der reformierten Religion freien Raum gewähren, 
nach außen die Kriege Franz’ I. und Heinrichs II. gegen die ſpaniſch-öſterreichiſche 
Uebermacht wieder aufnehmen werde. Als dann aber trotz des Dranges der 
Ereigniſſe der Entſchluß zum ſpaniſch-niederländiſchen Krieg nicht gewagt wurde, 
trat eine jener Spannungen ein, welche in dem vom Parteienkampf durchwühlten 
Lande auf neuen Bürgerkrieg deuteten. Coligny, an der Spitze der ſchlagfertigen 
Hugenottenpartei, hoffte den Krieg durchzuzwingen, die Königin-Mutter dagegen kam 
immer entſchiedener auf den Gedanken des Friedens mit Spanien zurück: beide 
ſtritten ſich um die Herrſchaft über das Gemüt des elenden Karls IX. Wie nun 
der Streit dahin führte, daß Katharinas bisher beſeſſene Alleinherrſchaft gefährdet 
ward, gab es für ſie keine Rückſichten mehr. Sie verſuchte ſich des Admirals 
durch einen Mordanſchlag zu entledigen. Der Anſchlag ging fehl, die nächſte 
Folge desſelben war nur, daß man ſich jetzt erſt recht vor der Ausſicht auf einen 
neuen Aufſtand der Hugenotten befand. Da wollte Katharina ihren Gegnern 
den Vorſtreich nicht überlaſſen; ſie wollte auch die günſtige Gelegenheit, welche 
auf Anlaß der Hochzeit zwiſchen ihrer Tochter Margareta und König Heinrich 
von Navarra die Blüte des reformierten Adels nach Paris geführt hatte, nicht 
aus der Hand geben. Und ſo erfolgte auf ihre Anſtiftung, unter eifriger Teil— 
nahme des Herzogs von Anjou, unter Zuſtimmung des in letzter Stunde fort— 
geriſſenen Königs, in der Bartholomäusnacht vom 23. zum 24. Auguſt jener 
entſetzliche Verſuch, durch Entfeſſelung des blutgierigen Glaubenshaſſes der Pariſer, 
dann der Volksmaſſen in anderen katholiſchen Städten die reformierte Partei in 
einem Maſſenmord zu vernichten. Gehaßt hatte die Königin dieſe Partei mit 
ihrer ſtarken kirchlich-politiſchen Organiſation von jeher. Wenn ſie ſich zwei Jahre 
lang zu einem Zuſammenwirken mit ihr hatte verſtehen müſſen, ſo war das 
immer mit dem Vorbehalt geſchehen, daß das ketzeriſche Gemeinweſen auf die 
Dauer nicht beſtehen dürfe, daß man wie im Krieg, ſo auch im Frieden die 
Mittel ſuchen müſſe, es aufzulöſen. Nicht ſchwer fiel es daher ihr und ihren 
Geſinnungsgenoſſen, hinterher auf frühere dunkle Aeußerungen hinzuweiſen, welche 
den gräßlichen Ueberfall als längſt berechnetes Ziel, die freundliche Annäherung 
an die Hugenotten als Mittel zur Täuſchung derſelben erweiſen ſollten. 

Die Bartholomäusnacht bedeutete nicht nur einen Rückfall Frankreichs in 
den Religionskrieg, ſondern eine Steigerung der Feindſchaften, welche dieſen 
Kriegen im allgemeinen zu Grunde lagen. Daß ein Regent die Feinde der be— 
ſtehenden Rechtsordnung oder der allein berechtigten Kirche, wenn er ihnen auf 
dem Wege der gewöhnlichen Juſtiz nicht beikommen könne, durch Meuchelmord 


) Anfragen Schönbergs und königl. Reſolutionen darauf. 1572 Auguſt 9. (Noailles 
III S. 285.) 
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aus dem Weg räumen dürfe, war eine Lehre, welche Philipp II. und ſeine 
Staatamaniter gleich anderen Zeitgenoſſen bekannten; wie nun jetzt dieſe Lehre 
gegen die ganze Partei der franzöſiſchen Reformierten angewandt wurde und 
ſomit der Meuchelmord zum Maſſenmorde anwuchs, nahmen die Führer der 
katholiſchen Reaktion auch dieſe Konſequenz an: die Bartholomäusnacht fand bei 
den ſpaniſchen Staatsmännern, bei den italieniſchen Regierungen, vor allem auch 
am päpſtlichen Hofe lauten oder ſtillen Beifall. Welche Empfindungen mußte 
aber dieſer Beifall bei den Hugenotten und ihren Geſinnungsgenoſſen erwecken! 
Die Sage von der Bayonner Liga (S. 413) wurde in dieſen Kreiſen mit der 
Bartholomäusnacht verbunden: damals ſollte das Verbrechen zwiſchen Frankreich 
und Spanien, natürlich unter der Oberleitung des Papſtes, verabredet ſein, und 
nunmehr nach ſiebenjährigen Bemühungen war es gelungen, die Opfer in den 
wohlgeſtellten Hinterhalt zu locken. Mit dem Glauben an die ununterbrochen 
fortwirkende Verſchwörung katholiſcher Mächte verband ſich die Vorſtellung, daß 
der Proteſtant jeglichen Treubruch und jegliche Grauſamkeit von dieſen Ver— 
ſchworenen zu gewärtigen habe. Kein Wunder, wenn alſo in Frankreich die 
Hugenotten, obgleich furchtbar geſchwächt und fortan unzweifelhaft zu dem 
Schickſal einer Minorität innerhalb der franzöſiſchen Nation verurteilt, ſich zum 
vierten Religionskrieg erhoben, wenn zugleich der Aufſtand in den Niederlanden 
mit verſtärkter Erbitterung voranging. 

Als ſelbſtverſtändlich hätte man es erwarten können, daß nun auch in 
Deutſchland alle mit den Proteſtanten angeknüpften Verbindungen der fran— 
zöſiſchen Regierung abgebrochen worden wären. Aber merkwürdigerweiſe ſtellten 
ſich gerade in Deutſchland die ſcheinbar ſelbverſtändlichen Folgen fürs erſte 
nicht ein. 

Das Hauptgeheimnis der unergründlichen Staatskunſt Katharinas beſtand 
eben darin, daß ſie entgegengeſetzte Intereſſen zu verbinden und in Schach zu 
halten pflegte. So vermeinte ſie auch gerade damals, als ſie dem franzöſiſchen 
Proteſtantismus den ſchwerſten Schlag beibrachte, eine mittlere Linie der Politik 
einhalten zu können. Sie und mit ihr der wieder ganz unter ihrer Leitung 
ſtehende König wünſchten vor allem, die Beziehungen zu den proteſtantiſchen 
Reichsfürſten nicht zu löſen; ihnen gegenüber wußten ſie alſo ihren Abſichten 
eine ganz beſondere Faſſung zu geben. Das eigene kirchlich-politiſche Gemein⸗ 
weſen der Reformierten, ſo lautete ihre Darſtellung, habe man angegriffen: die 
Gewiſſensfreiheit der Einzelnen, wenn ſie auf die Religionsübung verzichteten, ſolle 
nicht angetaſtet werden; den offenen Krieg gegen Spanien habe man verworfen: 
zur verdeckten Unterſtützung der Gegner dieſer Macht, beſonders der nieder— 
ländiſchen Empörer, ſei man geneigt. Und mit dieſem Hinweis auf eine fort— 
geſetzt antiſpaniſche Richtung gewann die franzöſiſche Regierung alsbald einen 
gerade für die deutſchen Angelegenheiten höchſt wertvollen Bundesgenoſſen, jenen 
ſelben Grafen Ludwig von Naſſau, der bei der vorigen Wendung der franzö⸗ 
ſiſchen Politik ſo bedeutſam hervorgetreten war. 

Der Angriff der beiden naſſauiſchen Brüder gegen die ſüdlichen Provinzen 
der Niederlande war bei dem Ausbleiben franzöſiſcher Hülfe geſcheitert. In 
demſelben Monat September, der der Bartholomäusnacht folgte, mußte Wilhelm 
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von Oranien mit ſeinem Heere nach dem Rhein zurückweichen, und mußte Graf 
Ludwig die Stadt Mons übergeben. Aber der Krieg hörte darum nicht auf. 
Oranien begab ſich nach Holland, wo der Widerſtand gegen Spanien einen feſten 
Grund gefunden hatte, Graf Ludwig begab ſich nach Deutſchland, um ſeinerſeits 
den Kampf durch politiſche Verhandlungen fortzuſetzen. Und hier war es, wo 
er ſeit November 1572) ſich mit den Agenten der franzöſiſchen Regierung zu— 
ſammenfand und bald zu gemeinſamem Wirken verband. Für den Grafen 
mußte eben der Grimm über die gemordeten Freunde vor der harten Thatſache 
zurücktreten, daß Oranien und die holländiſchen Stände den ungeheuren Kampf 
gegen Spanien ohne Unterſtützung nicht führen konnten. Eine ſolche Unterſtützung 
war Frankreich geneigt, ſelber zu leiſten und bei den deutſchen Fürſten zu be— 
treiben. Da bedachte ſich Graf Ludwig nicht weiter, mit den Agenten dieſer 
tückiſchen Regierung über die Bedingungen ihres Beiſtandes in Unterhandlung 
einzutreten und ihre neuen Anträge an die proteſtantiſchen Reichsfürſten zu be— 
fürworten. 

Die neuen Anträge, mit welchen alſo vom September 1572 bis ins Früh— 
jahr 1574 die franzöſiſchen Agenten Deutſchland durchſchwärmten, entſprachen 
im weſentlichen den früheren Anregungen: gemeinſame Unterſtützung der aufſtän— 
diſchen Niederländer, Defenſivbündnis zwiſchen Frankreich und den proteſtantiſchen 
Fürſten, Gewinnung der Kaiſerkrone für das Haus Valois, ſei es für Karl IX., 
ſei es für einen Bruder desſelben. Da inzwiſchen auch in Polen der König 
Siegmund Auguſt geſtorben war (7. Juli 1572), und die lang umſtrittene Königs— 
wahl am 9. Mai 1573 auf den Herzog von Anjou fiel, ſo wurden die Ent— 
würfe noch dahin vergrößert, daß dieſelben Verträge, die mit Frankreich in Aus— 
ſicht geſtellt wurden, zugleich mit dem König von Polen geſchloſſen werden ſollten. 
Widerwärtig würde nun aber die Darlegung dieſer Umtriebe im einzelnen ſein. 
Genug, daß es nur ein Fürſtenhof war, der ſich geneigt zeigte, auf das Bündnis 
ſowohl, wie das Projekt hinſichtlich der Kaiſerwürde einzugehen, der Hof nämlich 
des frommen Friedrich III., daß aber als wirkliches Ergebnis der mit Kurpfalz 
gepflogenen Verhandlungen nur eine nicht unverächtliche Geldhülfe für Oranien 
herauskam: im Jahre 1573 nämlich zahlte Frankreich 100000 Kronen, zu denen 
Kurpfalz ein Darlehen von 50000 Gulden hinzufügte. Die übrigen Verhand— 
lungen ſcheiterten vor allem deshalb, weil Pfalz auf die Unterſtützung der Huge— 
notten zur Verfechtung ihrer Religionsfreiheit nicht verzichten wollte, während 
Frankreich gerade den geheimen Nebenzweck verfolgte, den Hugenotten die Unter— 
ſtützung ihrer deutſchen Glaubensgenoſſen abzuſchneiden. Man machte abermals 
die Erfahrung, daß die Vorbedingung einer Vereinigung Frankreichs mit den 
proteſtantiſchen Fürſten die Gewährung umfaſſender Religionsfreiheit an die 
Hugenotten fet. 

Von dem Augenblick aber, wo die Ausſicht auf eine Verſtändigung mit der 
franzöſiſchen Regierung verſchwand, traten auch in Heidelberg die Eindrücke der 


) Damals erſte Beſprechung mit Fregoſo. (De la Huguerie 1 S. 153 Anm. 2.) 
Im März 1573 weitere Beſprechungen von Schönberg und Fregoſo mit Ludwig in Frankfurt 
und Kaſſel. 
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Bartholomäusnacht in ihre Rechte. Und der weitere Gang, den die inneren An⸗ 
gelegenheiten Frankreichs nahmen, half dazu, um dieſe Eindrücke zur offenen 
Feindſchaft gegen die katholiſche Regierung zu ſteigern. 

In raſchem Wechſel war in Frankreich auf den neuen Religionskrieg im 
Juli 1573 ein beſchränkter und unſicherer Religionsfriede, dann am 30. Mai 
1574 der Tod des jungen Königs Karl IX. gefolgt, worauf deſſen Bruder und 
Nachfolger, Heinrich III., aus ſeinem eben gewonnenen polniſchen Königreich deſer— 
tierte, um in Frankreich ſofort mit einer neuen Waffenerhebung der Hugenotten 
empfangen zu werden: denn mit ihm, dem Mitanſtifter der Bartholomäusnacht, 
konnten die Reformierten noch weniger in Frieden leben wie mit ſeinem er- 
bärmlichen Vorgänger. Mit dem wieder ausgebrochenen Religionskriege verband 
ſich ſodann ein Zwiſt unter dem katholiſchen Adel. Eiferſüchtig auf die empor— 
ſteigende Macht der Guiſen, hatten ſich die Montmorencys mit ihrem Anhang 
erhoben: nicht nur gegen den Einfluß jenes Geſchlechtes, ſondern auch gegen 
das deſpotiſche Regiment und den Glaubenszwang der Königin Katharina. Dieſe 
oppoſitionelle Partei betrachtete als ihr vorbeſtimmtes Haupt den Herzog Franz 
von WAlencon, den jüngſten Sohn Katharinas; zu ſtärken ſuchte fie fic) durch 
die Verbindung mit den Hugenotten. Einige Zeit, nachdem dieſe Verbindung 
eingeleitet war, gewannen auch die ſeit Colignys Ermordung einer feſten 
Führung entbehrenden Hugenotten ein neues Haupt an dem Prinzen Heinrich 
von Condé, dem Sohn des in der Schlacht von Jarnac (1569) gefallenen 
Prinzen Ludwig. Der noch jugendliche Prinz war in der Bartholomäusnacht 
gleich ſeinem Vetter, dem König Heinrich von Navarra, in die Gewalt 
Katharinas gekommen, im April 1574 hatte er ſich derſelben durch die Flucht 
entzogen und ſuchte nun in Deutſchland, meiſtens von Straßburg aus, die 
Verbindung ſeiner Partei mit der Schweiz, den Niederlanden und dem Reich 
zu unterhalten. 

Dieſer Mann war es, der die Wendung der Pfälzer von der franzöſiſchen 
Regierung zu den Hugenotten vermittelte. Als die handelnde Perſönlichkeit trat 
dabei von ſeiten der Pfälzer wider Johann Kaſimir hervor. Der hatte, als im 
Jahr 1573 jene franzöſiſchen Subſidien für die Niederlande gezahlt wurden, zeit— 
weilig an ein Kriegsunternehmen gegen Alba gedacht; aber ein damals geworbener 
Heerhaufen wurde nicht von ihm, ſondern vom Grafen Ludwig und dem jüngſten, 
eben der Schule entwachſenen Sohn Friedrichs III., dem Pfalzgrafen Chriſtoph, 
nach den Niederlanden geführt. Es war das Heer, dem der ſpaniſche Oberſt 
Sancho d'Avila die Niederlage auf der Mooker Heide (14. April 1574) bei⸗ 
brachte, bei welcher Graf Ludwig ſein kampferfülltes Leben endete, und zugleich 
mit ihm der Pfalzgraf Chriſtoph einen frühen Soldatentod fand. Nachdem fo 
der Verſuch, die ſpaniſche Herrſchaft durch Invaſion in die ihr unterworfenen 
Provinzen zu erſchüttern, abermals mißlungen war, wandte Johann Kaſimir ſich 
den in Frankreich kämpfenden Hugenotten zu. Im Sommer 1574 finden wir 
ihn in Verhandlung mit Condé und einigen Häuptern der montmorencyſchen 
Faktion, während ſein Vater die unterbrochenen Beziehungen zu England wieder 
aufnahm und die Hülfsgeſuche der Hugenotten bei der Königin Eliſabeth unter— 
ſtützte. Im folgenden Jahr zahlte Eliſabeth an den Kurfürſten Friedrich zur 
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Verwendung für die Hugenotten 50000 Thaler, worauf Johann Kaſimir mit 
Condé und den Vertretern jener katholiſchen Faktion, den „Politikern“, wie 
man ſie nannte, am 27. September 1575 einen Vertrag abſchloß über die 
Zuführung von 16000 deutſchen und ſchweizeriſchen Söldnern. Die Bezahlung 
derſelben übernahmen die Hugenotten und ihre katholiſchen Verbündeten, das 
Kommando fiel, unter Vorbehalt von Condés militäriſcher Oberleitung, dem 
Pfalzgrafen zu. 

Erſt nach ſchwierigen Verhandlungen kam dieſer Vertrag zuſtande, nachdem 
man nämlich vorher mit dem Eigennutz des pfälziſchen Glaubenshelden ſich aus— 
einandergeſetzt hatte. Wie früher Pfalzgraf Wolfgang, ſo wollte jetzt auch Jo— 
hann Kaſimir ſeine guten Dienſte fürſtlich belohnt ſehen, und gleich jenem richtete 
er ſein Verlangen auf Metz, Toul und Verdun, nur daß er jetzt gleichmäßig 
die Städte und die kleinen Fürſtentümer der dortigen Biſchöfe ins Auge faßte. 
In den Städten wollte er zum Gouverneur der franzöſiſchen Krone ernannt 
werden, die Biſchöfe ſollten zur Abtretung ihrer weltlichen Herrſchaften an ihn 
genötigt werden. Beide Erwerbungen ſollten die Parteien der Hugenotten und 
Politiker im Kampfe mit dem franzöſiſchen König ihm erringen und Hach dem 
Friedensſchluß ihn darin ſchützen. 

Daß Johann Kaſimir bei dieſen Forderungen durch keine Rückſichten auf 
das Recht und die Ehre des deutſchen Reiches beſtimmt wurde, braucht kaum 
bemerkt zu werden: er verlangte ja nicht die Rückgabe der Städte ans Reich, 
ſondern ſeine Ernennung zum Statthalter des franzöſiſchen Königs. Soweit er 
neben ſeinem beſonderen Vorteil ein allgemeines Intereſſe im Auge hatte, war 
es dasjenige der Hugenotten und der dauernden Verbindung derſelben mit der 
Kurpfalz. In dieſem Sinn wurde in dem endlich zuſtande kommenden Vertrag 
feſtgeſtellt, daß in den Städten und Stiftern die reformierte Religionsübung 
einzuführen ſei; und wenn Johann Kaſimir ſein Kommando in den drei Städten 
unter der Hoheit des franzöſiſchen Königs führen ſollte, ſo wurde doch zugleich 
beſtimmt, daß die Beſatzung derſelben nur aus franzöſiſchen Soldaten refor— 
mierten Bekenntniſſes, welche auf den der franzöſiſchen Krone abzuringenden 
Religionsfrieden eidlich zu verpflichten ſeien, beſtehen dürfe. Als Sicherheits— 
plätze für die Reformierten ſollten eben die drei Städte dienen; ſie ſollten ferner 
bei ihrer Lage an der Oſtgrenze Frankreichs ein Verbindungsglied zwiſchen Kur— 
pfalz und den Hugenotten abgeben. 

Trotz ſolcher Ausſichten ſetzten jedoch die Franzoſen den Forderungen Jo— 
hann Kaſimirs hartnäckigen Widerſtand entgegen. Es war ja nicht abzuſehen, 
wie die franzöſiſche Regierung ſich einen ſolchen Statthalter in den drei Städten 
gefallen laſſen ſollte; auf die Bistümer aber hatte Herzog Karl von Lothringen 
ſeine Augen gerichtet: ſchon im Jahr 1573 hatte er für ſeinen jüngeren Sohn Karl 
eine päpſtliche Verfügung ausgebracht, die demſelben die Nachfolge in Metz 
zuſicherte, “) und in Bezug auf Toul erwarb er, vermutlich einige Jahre ſpäter,“) 
eine gleichartige Reſervation für ſeinen Vetter Karl von Vaudemont. Durch 


1) Meurisse, Hist. des évéques de Metz S. 641. Ueber Verdun vgl. Häberlin X S. 395 fg. 
2) Jedenfalls vor Januar 1580. (Thiéry, Hist. de Toul II S. 134 Anm.) 
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die von Johann Kaſimir verlangte Einräumung mußten die Hugenotten alſo 
an dem Herzog von Lothringen einen neuen Feind gewinnen. ) Indes all 
dieſen Erwägungen gegenüber wußte der Pfalzgraf die Notlage ſeiner franzöſi⸗ 
ſchen Freunde ſo gut auszunutzen, daß ſie ſchließlich in einen Vertrag einwilligten, 
der ihm wenigſtens auf Lebenszeit?) den Erwerb der Städte und Stifter in der 
angegebenen Form verbürgte. 

Durch andere Beſtimmungen des Vertrags ſorgte der Pfalzgraf dafür, daß 
er nicht wieder eine untergeordnete Rolle ſpielen möchte, wie bei dem Feldzug 
von 1567. Vor allem ſollten die Verhandlungen mit der franzöſiſchen Regierung, 
die ja in dieſen Religionskriegen mit den Feldzügen ſtets Hand in Hand gingen, 
nur mit ſeinem Wiſſen und ſeiner Zuſtimmung vor ſich gehen. Eine letzte Ab— 
rede ging endlich auf nichts Geringeres als ein dauerndes Bündnis zwiſchen der 
Kurpfalz und den Hugenotten: wenn, ſo lautete ſie, der Kurfürſt von der Pfalz 
nach dem gegenwärtigen Feldzug bedrängt werden wird, jo haben Condé und 
ſeine Verbündeten oder deren Erben ihm drei Monate lang mit 8000 Mann 
Hülfe zu leiſten; wenn dagegen Condé, ſeine Verbündeten und die reformierten 
Kirchen Frankreichs nach geſchloſſenem Frieden neuerdings angefeindet werden, 
ſo ſchickt der Kurfürſt ihnen Johann Kaſimir mit 6000 Reitern auf einen Monat 
zur Hülfe. Dieſe beſondere Abmachung wurde von Friedrich III. am 27. No⸗ 
vember ratifiziert; ſie bezeichnet den Höhepunkt in des Kurfürſten Beziehungen 
zu den aufſtändiſchen Parteien in Frankreich. 

Unter eifriger Teilnahme Friedrichs III. gingen nun die Rüſtungen Johann 
Kaſimirs vor ſich. Zu dem Gelde, welches Eliſabeth vorgeſtreckt hatte, legte der 
Kurfürſt mehr als das Doppelte hinzu,?) was ihn freilich abermals nicht ab— 
hielt, dem erzürnten Kaiſer gegenüber mit ſeiner wohleingeübten Harmloſigkeit 
zu verſichern: er habe mit ſeines Sohnes Unternehmen nichts zu ſchaffen. Im 
Dezember 1575 konnte Johann Kaſimir den Zug nach Frankreich antreten. Wenn 
aber kurz vor demſelben einer der Agenten Condes mit richtiger Wertſchätzung 
der im Jahr 1567 geernteten Lorbeeren ſagen konnte, Johann Kaſimir habe in 
ernſthaftem Krieg noch kein Piſtol abgefeuert,“) fo vermochte der Pfalzgraf auch 
in dem zweiten Unternehmen zu einer kriegeriſchen That keine Gelegenheit zu 
finden oder zu ergreifen. Jetzt wie damals wirkte ſein Heer allerdings auf 
die Entſchlüſſe der königlichen Regierung ein, aber lediglich deshalb, weil es als 
eine kompakte Macht auf franzöſiſchem Boden ſtand gegenüber einem an Geld 
und zuverläſſigen Streitkräften armen Gegner. Nicht durch Feldzüge und Schlachten, 
ſondern durch Unterhandlungen wurde dieſer fünfte Religionskrieg im Mai 1576 
beendet. Die Hugenotten errangen damals den vorteilhafteſten Religionsfrieden, 


) Hervorgehoben von De la Huguerie 1 S. 320. 

) In dem erſten Vertragsentwurf vom 1. Juni 1574 (Kluckhohn II n. 777 S. 721) 
iſt der erbliche Beſitz der Stifter bedungen, dagegen der Erwerb der Städte nicht ausgemacht 
Daß bei dieſen Verhandlungen die Städte und die Bistümer auseinander zu halten ſind hat 
v. Bezold (Briefe Johann Kaſimirs I S. 164) überſehen. Wie hätte von einem 8 
des Königreichs Frankreich in den biſchöflichen Herrſchaften die Rede ſein können? 

*) v. Bezold 1 S. 163 Anm. 

) De la Huguerie I S. 346/47. 


Zunahme der inneren Spannung und der auswärtigen Verwickelungen. 445 


den ſie noch erworben hatten; Johann Kaſimir aber, der mit ſeiner Habgier 
und der Wildheit ſeiner Söldner, denen er die greulichſten Plünderungen und 
Brandſtiftungen erlaubte, die Regierung jetzt ebenſo in die Enge trieb wie vor— 
her ſeine Verbündeten, mußte mit ungeheuren Opfern abgekauft werden. Neben 
dem Sold für ſeine Truppen, der zugeſagt und dann wenigſtens zum guten Teil 
wirklich gezahlt wurde, mußte ihm der König, um ihn nur von Metz, Toul und 
Verdun abſtehen zu laſſen, eine Kriegsbeſtallung mit hohen Jahrgeldern, eine 
ganze Reihe von Herrſchaften im Innern Frankreichs mit ſtattlichen Einkünften 
gewähren: Einräumungen, die der Krone nur dadurch erträglich wurden, daß ſie 
bei dem neuen, vor Ablauf des Jahres ausbrechenden Bürgerkrieg zurückgenommen 
werden konnten. 

Mit dem Abſchluſſe dieſes zweiten Unternehmens Johann Kaſimirs können 
wir in der Betrachtung der auswärtigen, durch die kirchlichen Gegenſätze be— 
herrſchten Politik innehalten. Es hat ſich gezeigt, daß die Verſuche zu einer 
ſelbſtändigen Politik mehr von den proteſtantiſchen als den katholiſchen Ständen 
ausgingen, und daß es unter den Proteſtanten doch nur die Pfälzer waren, 
welche von Umtrieben und Anſchlägen zu wirklichen Thaten fortſchritten. In 
derſelben Zeit hatten auch im Innern des Reiches die großen kirchlichen Gegen— 
ſätze nicht geruht. Unter dem Lärm der auswärtigen Händel hatte hier eine 
Reihe von Veränderungen begonnen, welche, einzeln genommen, geringfügig er— 
ſcheinen mochten, in ihrer Geſamtheit aber höchſt bedeutſam waren; denn ſie be— 
reiteten eine Verſchiebung des Machtverhältniſſes zwiſchen den kirchlichen Parteien 
vor und hatten dann Konflikte unter ihnen zur Folge, unter den ſich immer 
unerbittlicher die Frage erhob, ob man den alten Reichsverband behaupten, 
oder in feſter Verbindung unter ſich und mit auswärtigen Glaubensgenoſſen 
eine ſelbſtändige Macht gründen wollte. Es ſind einerſeits die Fortſchritte 
der katholiſchen Reſtauration, anderſeits die Erweiterung des dogmatiſchen 
Zwieſpaltes unter den Proteſtanten, auf welche wir unſere Aufmerkſamkeit richten 
müſſen. 

Als von den Anfängen einer katholiſchen Gegenbewegung die Rede war, 
fanden wir ein weltliches Fürſtenhaus, das von Baiern, an der Spitze der neuen 
Beſtrebungen; unter den geiſtlichen Fürſten dagegen waren nur zaghafte und 
wenig ernſt gemeinte Anſätze zu bemerken. Dies wurde anders ſeit Beginn der 
ſiebziger Jahre. Unverſehens ſprang die Bewegung auf ein geiſtliches Gebiet 
in Norddeutſchland über, um von dort aus weiter zu wirken und allmählich zu 
einem Kampfe zu führen, der die geiſtlichen Fürſtentümer immer tiefer und 
weiter in ſeine Kreiſe zog. 

Zu den geiſtlichen Landen, welche vermöge ihrer Lage und ihrer inneren 
Zuſtände zum Uebergang unter die Herrſchaft proteſtantiſcher Fürſtenhäuſer be— 
ſtimmt zu ſein ſchienen, gehörten die altberühmten gefürſteten Abteien von Hers— 
feld und Fulda. Beide waren einbezogen in den Machtkreis der ſächſiſchen und 
heſſiſchen Gebiete, in beiden war der Proteſtantismus bis in die Kloſterkonvente 
ſelber eingedrungen. Aber ein Unterſchied dem Grade nach war inſofern vor— 
handen, als das neue Kirchenweſen in Fulda weniger feſt gegründet war wie 
in Hersfeld. In der Hauptſtadt des Fuldaer Abtes herrſchte, nachdem im Jahr 
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1542 das Abendmahl unter beiden Geſtalten erlaubt) und im Jahr 1548 das 
Interim eingeführt war, ein unklarer Mittelzuſtand: im Gottesdienſt hielt ſich 
der Pfarrer an das Interim, im Unterricht legte er Luthers Katechismus zu 
Grunde. In dem auf vier Mitglieder zurückgegangenen Kapitel des Hauptkloſters 
herrſchte kein eigentlich katholiſcher Geiſt; aber die Oppoſition richtete ſich haupt— 
ſächlich nur gegen die Strenge der Ordensregel, beſonders gegen die Feſſeln des 
Cölibats. Wirklich herrſchend war das proteſtantiſche Bekenntnis unter dem Adel, 
der zugleich die Pfarreien ſeines Patronats mit proteſtantiſchen Geiſtlichen zu 
beſetzen ſuchte. Nachdem mehrere Aebte dieſer Entwickelung zugeſehen hatten, 
erfolgte plötzlich im letzten Viertel des Jahrhunderts ein Umſchlag. Im Januar 
1570 wurde der noch nicht 30jährige ?) Balthaſar von Dernbach zum Abt gee 
wählt. Er war Sprößling einer proteſtantiſchen Familie, hatte aber ſelber bei 
ſeiner Erziehung im Fuldaer Kloſter?) den Geiſt des Standes, für den er be— 
ſtimmt war, in ſich aufgenommen. Ob er vom erſten Anfang ſeiner Regierung 
entſchloſſen war, ſeine Untergebenen zur katholiſchen Kirche zurückzuführen, mag 
dahingeſtellt ſein; jedenfalls ſah er ſich bald vor der Wahl, entweder ſein Stift 
wirklich proteſtantiſch zu machen oder gegen den vordringenden Proteſtantismus 
anzukämpfen. Seine Hauptſtadt Fulda begrüßte ſeinen Regierungsantritt mit 
dem Antrag, ihr einen eigentlich proteſtantiſchen Pfarrer zu gewähren; die 
Ritterſchaft ſtellte an ihn das Verlangen, ein verödetes Franziskanerkloſter zur 
Einrichtung einer proteſtantiſchen Landesſchule einzuräumen. Dieſen Forderungen. 
gegenüber faßte nun Balthaſar einen Entſchluß, an dem man erkannte, daß er 
mit der bisherigen Konnivenz gegen den Proteſtantismus brechen wollte. Er 
dachte auch ſeinerſeits an die Gründung einer Schule, aber einer Schule, die im 
Dienſt der katholiſchen Kirche wirken und vor allem taugliche Geiſtliche heran— 
bilden ſollte. Ein paar katholiſche Beamte, die er herangezogen hatte, empfahlen 
ihm für dieſen ſeinen Zweck die Jeſuiten.“) Und ſo eifrig nahm der Abt dieſen 
Rat auf, daß ſchon im November des Jahres 1571 fünf vom niederrheiniſchen 
Jeſuitenprovinzial geſandte Brüder, darunter zwei eigentliche Ordensprieſter, >) 
in Fulda Wohnung nehmen konnten. Ein Jahr nachher wurden in der ſofort 
begonnenen Schule bereits vier Klaſſen eingerichtet, und neben derſelben vom 
Abte ein Alumnat gegründet; im Jahr 1573 ſtiftete Balthaſar Wohngebäude 
und Einkünfte für ein vollſtändiges Jeſuitenkollegium. Die Jeſuiten warfen ſich 


) Die Verordnung bei Schannat, Dioecesis Fuldensis S. 343. Nach derſelben follte 
im übrigen das Wort Gottes nach der Bibel und „katholiſchen Schrift und Lehr“ gepredigt 
werden, woraus Heppe (Die Reſtauration des Katholizismus in Fulda S. 20) „apoſtoliſche 
Schrift und Lehre“ macht. Es wird in derſelben u. a. eingeſchärft, daß Kraft und Wirkung 
„eines jeden Sakraments“ gelehrt werden; wogegen Heppe behauptet, von anderen Sakramenten 
als Taufe und Abendmahl ſei nicht die Rede. 


) Elgard ſagt im Jahr 1574: vix triginta annorum esse creditur. (Theiner, An- 
nales I S. 213.) 

*) A puero educatus in coenobio. (Reiffenberg, Historia societatis Jesu ad Rhenum 
inf. 1 S. 133.) Vgl. Hiſtoriſch-politiſche Blätter Bd. 56 S. 5. 

5) Hiſtoriſch-politiſche Blätter Bd. 26 S. 10. Die Ermunterungen der Biſchöfe von 
Würzburg und Mainz ſcheinen erſt nachträglich gekommen zu ſein. a D252 14.) 

5) Reiffenberg I S. 133. 
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ſofort neben dem Unterricht auf die Predigt: bald konnte man an drei Orten 
in der Stadt Fulda, desgleichen bald hier, bald da in den benachbarten Ort— 
ſchaften ihren Ruf zur Rückkehr unter das Geſetz der alten Kirche vernehmen.“) 
Eine der erſten Folgen ihrer Wirkſamkeit war, daß ſich in Fulda ein kleiner, 
aber ſtreitfertiger Anhang um ſie bildete; vor allem ging Balthaſar ſelber auf den 
Geiſt ihrer Lehren ein: er ließ ſich von ihnen in die geiſtlichen Uebungen ihres 
Ordensſtifters einführen?) und wählte einen der Ihrigen zu ſeinem Beichtvater. 

Es ſcheint, daß dieſe Verbindung mit den Jeſuiten für die Eröffnung einer 
eigentlichen Gegenreformation in Fulda entſcheidend geworden iſt. Denn nach 
ihrer Feſtſetzung, ſeit Anfang 1573, brach bei dem Abte ein beinahe ſtürmi— 
ſcher Reformeifer aus. Er wollte die Aergerniſſe in ſeinem Kloſter abſtellen, 
wollte die vom Trienter Konzil an den Beſitz eines geiſtlichen Amtes geknüpften 
Vorbedingungen unter den Geiſtlichen ſeines Gebietes zur Durchführung bringen, 
er wollte vor allem in ſeiner Hauptſtadt ſowohl mit dem Proteſtantismus, wie 
mit den Ueberlieferungen des Interim aufräumen. Eben gegen ſeine Hauptſtadt 
erging die einſchneidendſte ſeiner Verfügungen, indem er hier in der öſterlichen 
Zeit 1573 die Ausſpendung des Abendmahls unter nur einer Geſtalt verord— 
nete. Er hoffte mit ſeinem Befehl um ſo eher durchzudringen, da damals der 
Stadtpfarrer zum vollen Anſchluß an die römiſch-katholiſchen Ordnungen ge— 
wonnen war. Allein bei dieſem raſchen Vorgehen gegen die faſt durchweg prote— 
ſtantiſch geſinnte Bürgerſchaft erfuhr er doch gleich, daß er mit einem wachſamen 
und ſelbſtbewußten Gegner zu thun habe. Die beiden führenden Stände des 
Landes, das Kloſterkapitel und die Ritterſchaft, vereinigten ſich, um die dringen— 
den Geſuche der Stadt Fulda um Freiheit der proteſtantiſchen Religionsübung 
zu befürworten; in der Nachbarſchaft thaten ſich der Kurfürſt von Sachſen, die 
Landgrafen Wilhelm und Ludwig von Heſſen und der Markgraf von Anſpach 
zuſammen, um den Rückgang des Proteſtantismus in einem Stift, welches man 
faſt ſchon als gewonnen anſah, zu verhüten. Eine Geſandtſchaft dieſer Fürſten 
erſchien im Oktober 1573 und forderte den Abt in drohendem Ton zur Ab— 
ſtellung der kirchlichen Neuerungen und zur Entfernung der Jeſuiten auf; zu— 
gleich hatte dieſelbe bei Ritterſchaft und Kapitel zu ſondieren, ob ſie nicht nach 
den Beiſpielen früherer Jahrhunderte den Abt von der Regierung entfernen und 
ſtatt ſeiner einen pfälziſchen Prinzen, einen jüngeren Sohn des Pfalzgrafen Wolf— 
gang, erwählen möchten. 

So ſchien der erſte Verſuch, dem Proteſtantismus in einem geiſtlichen 
Fürſtentum entgegenzutreten, ſofort zu einem heftigen Zuſammenſtoß zu führen. 
Der jugendliche Abt jedoch ließ ſich nicht ſchrecken, zumal es auch ihm an Be— 
ſchützern nicht fehlte. Seine Hauptratgeber waren neben dem in jener Zeit mit 
Tod abgehenden Biſchof Friedrich von Würzburg der Meiſter des deutſchen 
Ordens, Heinrich von Bobenhauſen, und der auch hier wieder eingreifende Herzog 
Albrecht von Batern;?) der letzte unterließ nicht, ihn über die Drohungen der 


1) Sacchino a. 1573 n. 88 fg. 
2) Bemerkt von Sacchino a. 1572 n. 89. Vgl. Hiſtoriſch-politiſche Blätter Bd. 56 S. 13. 
) Mitteilung des v. d. Tann bei Heppe S. 5758. 
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proteſtantiſchen Fürſten zu beruhigen und ihm gegen Aufſtandsverſuche der 
Unterthanen ſeine Hülfe in Ausſicht zu ſtellen. Was dem Abte aber vor allem 
zu ſtatten kam, das war die Unentſchloſſenheit ſeines Kapitels, welches bei allem 
Unwillen über die beginnende kirchliche Umwandelung doch auf die Verſuchungen 
zur Auflehnung nicht einzugehen wagte. So konnte Balthaſar alle Einſprache 
unentwegt zurückweiſen. Bald gelang es ihm ſogar, die höchſten Autoritäten 
für fic) ins Feld zu führen. Der Kaiſer erließ am J. März 1574 Mandate 
an die Ritterſchaft, das Kapitel und die Stadt Fulda, desgleichen an Kurſachſen 
und die Landgrafen von Heſſen: allen unterſagte er gewaltſame Maßregeln 
gegen den Abt und gegen die von ihm zur Verwaltung von Kirche und Schule 
Angeſtellten. Von ſeiten des Papſtes erſchien im Sommer desſelben Jahres ein 
Beauftragter bei dem Kapitel und wußte demſelben ſo nachdrücklich zuzuſprechen, 
daß es noch unter ſeinen Augen einen Brief an die Ritterſchaft ſchrieb, in 
welchem es dieſer die Verbindung gegen den Abt aufkündigte. !) Der Erzbiſchof 
von Mainz endlich hielt in demſelben Sommer eine Zuſammenkunft mit Kur— 
fürſt Auguſt in Mühlhauſen, bei welcher — wir kommen nachher darauf zu— 
rück — in den großen Angelegenheiten des Reiches die konſervativen Geſichts— 
punkte zur vollen Anerkennung gelangten; und wie da der Erzbiſchof dem 
Kurfürſten vorſtellte, daß zur Erhaltung der Eintracht jeder Reichsſtand die 
Selbſtherrlichkeit des anderen in ſeiner Landesregierung achten müſſe, erlangte er 
auch von ihm die für den Abt beruhigendſten Erklärungen.“) 

Die für Balthaſar ſo gefährlich ausſehende Vereinigung war damit ge— 
ſprengt. Um fo unabläſſiger ließ der Abt in den Jahren 1574 — 1576 ſeine 
reformatoriſchen Verfügungen ergehen. Im März 1574 drohte er bereits der 
Bürgerſchaft von Fulda mit der Ausweiſung aller derjenigen, welche den katho— 
liſchen Glauben nicht annehmen wollten. Gegen die Ritterſchaft ging er vor, 
indem er das Verbot des Abendmahls unter beiden Geſtalten auf ſeine ganze 
Stiftsherrſchaft ausdehnte, ſodann einige proteſtantiſche Geiſtliche aus den Gütern 
der adelichen Herren entfernte, und ſelbſt die Drohung wagte, daß die Aus— 
weiſung lutheriſcher Unterthanen ſich auch gegen die Ritter wenden könne. Noch 
unmittelbarer traf er die Intereſſen der Adelichen, indem er die Aemter der 
Hof- und Landesverwaltung aus proteſtantiſchen in katholiſche Hände übertrug. 
Selbverſtändlich blieb auch das Kapitel von ſeinem Eifer nicht verſchont. Nach— 
dem er den geiſtlichen Herren ihre Weiber genommen, wollte er ſie nötigen, ihre 
ſelbſtändigen Haushaltungen zu verlaſſen und nach Art wirklicher Mönche ein 
gemeinſames Schlafhaus zu beziehen. 

Aber dieſes Fortſchreiten des Reformwerkes von den Bürgern der Stadt 
Fulda zu den bevorrechteten Ständen führte zu neuen Verwickelungen. Kapitel 
und Ritterſchaft, eben voneinander getrennt, ſtellten unter dem Eindruck dieſer 
unmittelbaren Kränkungen ihr früheres Einvernehmen wieder her, und der Ge— 
danke eines Aufſtandes gegen den Abt, den fie im Jahr 1573 abgewieſen, ge— 


) Bericht Groppers bei Theiner 1 S. 213. Das Schreiben des Kapitels vom 18. Juni 
bei Heppe S. 66. 


) Bericht Groppers. (A. a. O. S. 212.) 
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wann bei ihren nunmehrigen Beratungen einen ſtärkeren Anreiz. Balthaſar frei: 
lich glaubte den neuen Umtrieben trotzen zu können. Stets beraten und be— 
gleitet von ſeinen Jeſuiten, griff er perſönlich in die Maßregeln zur Hebung des 
kirchlichen Lebens ein: in ſeinem Kloſter und der ſtädtiſchen Pfarrkirche erſchien 
er bei Prozeſſionen und Predigten als der andächtigſte Teilnehmer. Daß er in 
ſeinem ſittlichen Lebenswandel keinen Anſtoß gab, darf man aus dem Schweigen 
ſeiner Gegner ſchließen, daß er in ſeiner Regierung gleich anderen reformierenden 
Landesherren wohl herriſch in hergebrachte Sonderrechte eingriff, aber weder will— 
kürlich noch drückend waltete, darf man aus dem Inhalt der gegen ihn erhobenen 
Beſchwerden entnehmen. Erfüllt von ſeinem Werke, bewegte er ſich heiter unter 
den ihn umdrängenden Schwierigkeiten. Was er aber nicht ahnen konnte, war, 
daß ein Verderben bringender Schlag von einem ſeiner nächſten Geſinnungs- und 
Standesgenoſſen geführt werden ſollte. 

In dem benachbarten Stift Würzburg war, nach dem Tode des Biſchofs 
Friedrich von Wirßberg, im Dezember 1573 Julius Echter von Mespelbrunn er— 
wählt. Gleich dem Fuldaer Abt hatte er bei ſeiner Wahl das dreißigſte Jahr noch 
nicht erreicht (geb. 18. März 1545), gleich ihm gehörte er zu den Prälaten, auf 
welche die Verfechter der katholiſchen Reſtauration ihre beſten Hoffnungen ſetzten: er 
war thatkräftig in der Verwaltung und hochſtrebend in ſeinen Entwürfen. Einer 
der erſten Pläne, welche er verfolgte, bezweckte die Kräftigung des auf der 
Grenzſcheide zwiſchen dem katholiſchen Süden und dem proteſtantiſchen Norddeutſch— 
land ſchwer bedrohten und doch noch widerſtandsfähigen geiſtlichen Fürſtentums. 
Er ſchlug dem Abte Balthaſar einen Handel vor, nach welchem ſie ſich gegen— 
ſeitig die Nachfolge in der Art ſichern ſollten, daß der Ueberlebende die Stifter 
von Würzburg und Fulda unter ſeiner Herrſchaft vereinigen, und die ſo vereinigten 
Gebiete fortan nicht mehr getrennt werden ſollten. Da der Abt den Vorſchlag 
zurückwies, ſo entſtand eine Spannung zwiſchen beiden Prälaten; und dieſe gab 
nun den Kapitularen und Rittern in Fulda den Gedanken ein, mit dem Biſchof 
zum gewaltſamen Sturz ihres Abtes gemeinſame Sache zu machen.!) Glaubte nun 
Julius Echter wirklich, daß, wenn er den Verſchwörern die Hand nicht biete, 
alsdann ein proteſtantiſcher Fürſt es thun, und die Abtei für die katholiſche 
Kirche unrettbar verloren gehen werde, oder ergriff er dieſen für ſeinen Ehrgeiz 
willkommenen Vorwand? — genug, er wurde mit den beiden Ständen über 
einen heimtückiſchen Ueberfall des Abtes, der ihm die Verwaltung des Stiftes 
unter dem Titel eines Koadjutors einbringen ſollte, handelseinig. 

Im Juni des Jahres 1576 befand ſich Balthaſar in dem Städtchen Hammel— 
burg, mitten in einer gewaltſam erregten Bürgerſchaft, unter welcher er den katholi— 
ſchen Gottesdienſt wieder herſtellen wollte. Arglos hatte er eben dort mit dem Biſchof 
Julius eine perſönliche Beſprechung zu beiderſeitiger Verſtändigung vereinbart. 
Am 21. Juni kam der Biſchof wirklich an, aber begleitet von einer Schar berittener 
Soldaten; und einen Tag vor ihm trafen bereits Kapitel und Ritterſchaft ein, 
nachdem ſie vorher eigenmächtig einen Landtag in Fulda gehalten und dort 


1) Sacchino 1676 n. 101 fg. Hiſtor.⸗polit. Blätter Bd. 56 S. 111, 129. Näheres über 
den Unionsplan und ſeine Vorwände (verwirrte Jurisdiktionsverhältniſſe) bei Theiner II S. 74, 77. 
Ritter, Deutſche Geſchichte 15551648. 29 


450 Drittes Buch. Dritter Abſchnitt. 


ihren Beſchluß, die Regierung an Biſchof Julius zu übertragen, den Städte⸗ 
verordneten angezeigt hatten; auch ſie waren von bewaffneter Mannſchaft um⸗ 
geben. Und nun thaten Ueberraſchung und Schrecken ihr Werk. Der wehrloſe 
Abt wurde von den Verſchworenen bedrängt und bedroht, bis er in ſeine Ab— 
dankung und in die Uebertragung der Adminiſtration des Stiftes auf den Würz— 
burger Biſchof einwilligte. Dieſer ſelbſt hatte natürlich vorher — wir wiſſen 
freilich nicht, in welcher Form und mit welchen Hintergedanken — die Herſtellung 
der früheren Zuſtände in Ausſicht geſtellt. 

Scheinbar war hiermit der erſte eingreifende Verſuch, in einem geiſtlichen 
Fürſtentum die katholiſchen Ordnungen aufzurichten, vereitelt. Indes näher be- 
trachtet, zeigte ſchon der Gang der Empörung — daß die proteſtantiſche Ritter— 
ſchaft ſich der Hülfe eines geſinnungsloſen Kapitels und eines katholiſchen 
Biſchofs bedienen mußte — die Schwäche der proteſtantiſchen Streitkräfte. Dem 
entſprach denn auch der weitere Verlauf. Der Kaiſer, an den der betrogene 
Abt ſich wandte, zog den Streit zwiſchen ihm und ſeinen Gegnern an das 
kaiſerliche Gericht, übertrug aber ſofort die Verwaltung des Stiftes an den 
Deutſchmeiſter, den Freund und Geſinnungsgenoſſen Balthaſars. Schon im März 
1577 mußte der Würzburger Biſchof dieſem neuen Regenten weichen. Unter 
deſſen und ſeines Nachfolgers, des Erzherzogs Maximilian, Verwaltung, vollends 
ſeit 1602, als Balthaſar reſtituiert wurde, gelang es aber, die eingeführten 
katholiſchen Neuerungen zu behaupten und allmählich weiter zu führen, ſo daß 
endlich unter Balthaſars Nachfolgern nur die Ritterſchaft und einige Dorfpfarren 
die proteſtantiſche Religionsübung zu wahren vermochten. Der Zwiſchenfall der 
Würzburger Einmiſchung hatte nur gezeigt, daß der Fortgang der Gegen— 
reformation in den geiſtlichen Gebieten durch die ungeiſtlichen Beſtrebungen der 
Reichsprälaten ſelbſt gefährdet wurde. 

Kehren wir aber zurück zu der Zeit, da unter Balthaſar der Kampf ſich noch 
in ſeinem erſten vollen Gange befand. Für das geſamte Reich war derſelbe des— 
halb ſo folgenſchwer, weil durch ihn für alle geiſtlichen Fürſtentümer ein Muſter 
zur Nacheiferung aufgeſtellt wurde. Allerdings, erſtarrt wie das kirchliche Leben in 
dieſen Gebieten war, dauerte es noch einige Zeit, bis eine entſchloſſene Nachfolge 
ſich einſtellte. Fürs erſte war es nur einer, der Erzbiſchof von Mainz, der in 
der Nachbarſchaft des Abtes von Fulda einen ähnlichen Verſuch unternahm. Erz⸗ 
biſchof Daniel Brendel von Homburg (S. 113) zeigte ſich, wie er in die Reife 
des Mannesalters eintrat, als einen Prälaten, der, wenn er gegen den Verfall 
ſeiner Kirche nicht einſchritt, doch für ſeine Perſon von dem Geiſte der kirchlichen 
Erneuerung berührt war. Sei es nun, daß das Beiſpiel des Fuldaer Abtes ihn 
anregte, ſei es, daß die Jeſuiten, denen er in Mainz ein Kollegium gegründet 
hatte, und aus deren Orden er ſeinen Beichtvater entnahm, ihn aneiferten, kurz, 
im Jahre 1574 unternahm er es, die Landſchaft des Eichsfeldes, ein vom Haupt⸗ 
körper ſeiner Stiftslande abgetrenntes, von heſſiſchen, ſächſiſchen und braun⸗ 
ſchweigiſchen Landen umgebenes Gebiet, perſönlich zu beſuchen. Den nächſten 
Anlaß zu ſeinem Entſchluß mochten weltliche Unordnungen und Verbrechen in 
einem Lande, das ſeit dreißig Jahren ſeine geiſtlichen Herren nicht erblickt hatte, 
gegeben haben; aber er kam nicht bloß mit dem Gefolge eines weltlichen Fürſten, 
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ſondern auch begleitet von zwei Jeſuiten, nicht bloß um gerichtliche und finan— 
zielle Geſchäfte zu beſorgen, ſondern auch um eine kirchliche Viſitation vorzu— 
nehmen. Und hier, wo der Proteſtantismus in den Städten, auf dem Land 
und unter dem Adel doch noch allgemeiner vorherrſchte als in des Erzbiſchofs 
rheiniſchen Stiftslanden, wagte er einen gewaltſamen Angriff gegen denſelben. 

Die Bürgerſchaft von Duderſtadt befand ſich ſeit ſechzehn Jahren im Genuß 
eines wirklich proteſtantiſchen Gottesdienſtes, unter einem Pfarrer von der Augs⸗ 
burger Konfeſſion: jetzt wurde der Prediger verjagt, und ein katholiſcher Geift- 
licher in die Pfarrkirche eingeführt. In Heiligenſtadt, dem Hauptorte der Land— 
ſchaft, mußten nicht nur die Prädikanten weichen, es wurden ſofort Jeſuiten 
inftalliert, deren Niederlaſſung ſich im folgenden Jahr bereits zu einem Gym— 
naſium, mehrere Jahre ſpäter zu einem Kollegium entwickelte. Als dann der 
Erzbiſchof das Land verließ, ernannte er zum Oberamtmann desſelben Leopold 
von Stralendorf, einen mecklenburgiſchen Konvertiten, der ſich bald nachher mit 
einer Schweſter des Abtes Balthaſar vermählte; denſelben machte er zum Mit— 
glied einer Kommiſſion, die, mit der geiſtlichen und landesherrlichen Vollmacht 
des Erzbiſchofs ausgerüſtet, die begonnene Herſtellung der katholiſchen Ordnungen 
fortzuführen hatte. Bei dem langſam und unerbittlich voranſchreitenden Ver— 
fahren dieſer Kommiſſarien war es Grundſatz, vor allem den Städten den prote— 
ſtantiſchen Gottesdienſt zu legen, dann dem Adel zwar die freie Religionsübung 
in ſeinen Häuſern zu laſſen, aber die in den Pfarreien ſeines Patronates an— 
geſtellten lutheriſchen Prediger zu entfernen und alſo der proteſtantiſchen Re— 
ligionsübung auf dem Lande den Boden allmählich zu entziehen. 

Verglich man die einzelnen Maßregeln dieſer Eichsfelder Gegenreformation 
mit denen der Fuldaer Neuordnung, ſo ſprang die Gleichmäßigkeit des Ver— 
fahrens in die Augen. Das Vorgehen beider Prälaten war, wenn nicht aus 
gemeinſchaftlichem Plan, ſo doch aus einem und demſelben Geiſte entſtanden. 
Um ſo größeren Eindruck machte es, als um dieſelbe Zeit von der oberſten 
Leitung der katholiſchen Kirche Maßregeln ergingen, deren innere Verwandtſchaft 
mit jenen Anfängen der Gegenreformation abermals unverkennbar war. 

Auf dem päpſtlichen Stuhl war im Jahr 1572 nach Pius V. Papſt 
Gregor XIII. gefolgt. Dieſer Papſt brachte den Angelegenheiten der deutſchen 
Kirche eine beſſere Kenntnis und wohl auch größere Teilnahme entgegen, als 
ſein Vorgänger beſeſſen hatte. Und wie bei allen Fragen der inneren Reform 
ſtets die Heranbildung einer beſſeren Prieſterſchaft im Vordergrunde ſtand, ſo 
wandte er ſeine Aufmerkſamkeit jener von den Jeſuiten für Deutſchland ge— 
ſtifteten Zentralanſtalt, dem Collegium Germanicum (S. 189) zu. Wegen 
Mangels einer finanziellen Grundlage war dasſelbe nach hoffnungsvollen An— 
fängen zu keinem rechten Gedeihen gekommen. Jetzt, im Juli des Jahres 1574, 
ſchuf Gregor dieſe Grundlage, indem er der Anſtalt einen Jahreszuſchuß von 
10000 Goldgulden gewährte und die Zahl der aufzunehmenden Schüler auf 
hundert Jünglinge aus Deutſchland und den anſtoßenden Gebieten ſetzte. Und nicht 
nur Geld ſpendete der Papſt. Als er im Juni des Jahres 1573 den Dr. Kaſpar 
Gropper als Legaten nach Deutſchland abfertigte, gab er ihm unter anderem 
den Auftrag, von den einzelnen Biſchöfen die als Zöglinge aufzunehmenden 
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Jünglinge auswählen und vorſchlagen zu laſſen. Welche Abſichten bei dieſer 
Auswahl zur römiſchen Erziehung vorwalteten, erhellt aus den Aeußerungen des 
Abtes von Fulda. Er hoffe, ſagte er, aus ſeinem Fuldaer Gymnaſium einige 
Geiſtliche mit Durchſchnittsbefähigung ) zu erhalten; zum Zweck höherer Ausbildung 
für den Eintritt in ſein Kapitel ſchlage er dem Papſt zwei adeliche Jünglinge 
zur Aufnahme ins Collegium Germanicum vor. In dieſem Sinn der Erziehung 
für die höheren Kirchenämter hatte denn auch Gropper die Anweiſung empfangen, 
daß bei der Auswahl vornehmlich auf Söhne adelicher Familien Rückſicht zu 
nehmen ſei,?) und hiernach ſtellte er eine Liſte von Vorgeſchlagenen auf ſeiner 
Rundreiſe zuſammen. Niemand vielleicht kam ihm eifriger entgegen als der 
Biſchof Johann von Augsburg, der Nachfolger des kürzlich verſtorbenen Kardinals 
Otto Truchſeß. Mußte derſelbe doch aufmerkſam gemacht werden, daß mehr 
als zwölf Jünglinge aus ſeiner einen Diözeſe nicht aufgenommen werden könnten.“) 

Die Leitung des Collegium Germanicum war demſelben Orden anvertraut, 
der den katholiſchen Fürſten in Deutſchland bei der beginnenden Gegenreformation 
antreibend und ausführend zur Seite ſtand. In den Händen der Jeſuiten liefen 
die von oben und von unten ergriffenen Maßregeln zur Herſtellung des deutſchen 
Katholizismus zum größten Teil zuſammen. Mit noch jugendlichem Eifer ließ 
denn auch der Orden es ſich angelegen ſein, den Erwartungen auf Belebung des 
kirchlich-religiöſen Lebens mit immer neuen Mitteln zu entſprechen. Eben jener 
Gropper fand im Dezember 1575 Gelegenheit, für den Umfang ſeiner Legation 
eine Einrichtung zu genehmigen, welche die Jeſuiten in anderen Provinzen ſchon 
begründet hatten und damals in Deutſchland einzuführen begannen: es waren 
die marianiſchen Sodalitäten, Vereine, welche unter der Leitung einer Jeſuiten⸗ 
anſtalt unter den Schülern derſelben geſchloſſen wurden und bald durch zahl— 
reichen Beitritt von Laien und Geiſtlichen aller Stände ſich nach außen hin ver— 
zweigten. Der Zweck derſelben war die Pflege des religiöſen Lebens in der von 
den Jeſuiten befolgten, dem Proteſtantismus aufs ſchärfſte entgegengeſetzten Rich— 
tung: die Mitglieder ſollten jede Woche zur Beichte gehen und wurden beim 
Eintritt zu einer Generalbeichte eingeladen; im Mittelpunkt ihrer ſchwunghaften 
Andachtsübungen ſtand die Verehrung der heiligen Jungfrau; die Zuverſicht 
jedes Angehörigen wurde durch den Glauben belebt, daß die Früchte der guten 
Werke und Gebete der Geſamtheit jedem einzelnen zugewandt würden. Ver⸗ 
möge der ſtarken Erregung religiöſer Empfindungen und der Hingabe an die 
geiſtlichen Führer wurden dieſe Sodalitäten ein geeignetes Mittel, um den Geiſt 
des Jeſuitenordens in weite Kreiſe hinüberzuleiten. 

So begannen in dem katholiſchen Deutſchland die erſtarrten Kräfte wieder 
zu erwachen; ſie wurden geſammelt zur Rückgewinnung verlorener Gebiete. Die 
große Frage für die Zukunft war nun, ob dieſer neuen Erhebung gegenüber die 
proteſtantiſchen Stände es bei der wirkungsloſen Einrede in die Fuldaer Refor⸗ 


) Mediocres aliquos sacerdotes. (Bericht Groppers bei Theiner J S. 213.) 
) Bericht Groppers vom 22. Dezember 1573. (Theiner I S. 98.) 


) Der Kardinal von Como an den Biſchof. 1573 November 27. (Theiner [ S. 95.) 
Derſelbe an denſelben. 1574 Februar 27. (A. a. O. S. 244.) 
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mation bewenden laſſen wollten, oder ob ſie die Einheit und Kraft finden würden, 
den Fortſchritten ihrer Gegner gemeinſam zu widerſtehen. In demſelben Augen— 
blicke, da der Lauf der Zeit dieſe Frage aufwarf, wurde ihre Beantwortung zum 
Teil vorweg genommen, indem eben damals die beſtehende Trennung unter den 
Proteſtanten, die von dogmatiſchen Streitigkeiten ausging und ihr politiſches Ver— 
halten ergriff, um ein bedeutendes erweitert wurde. Wir müſſen, um den neuen 
Ausbruch dieſes kirchlichen Streites und die politiſchen Folgen desſelben zu ver— 
ſtehen, uns den Wandelungen der Politik des Kurfürſten von Sachſen zuwenden. 

Es iſt erzählt, wie Kurfürſt Auguſt in den erſten ſechs Jahren, welche 
dem Augsburger Reichstag folgten, die Beſtrebungen der Pfälzer mehrfach be— 
günſtigte: er verhinderte die Erneuerung des Streites gegen den pfälziſchen 
Calvinismus, er bezeigte ein gewiſſes Wohlgefallen an dem franzöſiſchen Kriegs— 
zug Johann Kaſimirs und wies ſogar die Vorſchläge eines Bündniſſes nicht 
ohne weiteres ab. In dieſer Haltung bemerkte man nun aber ſeit der Zeit 
der Bartholomäusnacht eine ſcharfe Wendung. Nicht nur daß er jetzt den Ge— 
danken eines Bündniſſes proteſtantiſcher Stände unter dem Schutz der blutbe— 
fleckten franzöſiſchen Regierung mit Abſcheu zurückwies, er kehrte auch gegenüber 
den Anregungen eines rein proteſtantiſchen Bündniſſes und der Unterſtützung 
der franzöſiſchen und niederländiſchen Glaubensbrüder auf einen ſchroff ablehnen— 
den Standpunkt zurück. Wenn ihn die Pfälzer mit ihren Reden von den blut— 
dürſtigen Anſchlägen des Papſtes beſtürmten, ſo bemerkte er kühl: dem Papſt 
fehle die Macht zur Ausführung. Wenn ſie ihm Frankreich und Spanien als 
des Papſtes bewaffnete Verbündete zeigten, ſo antwortete er: aus bloßem Eifer 
für die Religion würden dieſe Mächte wohl ſchwerlich die proteſtantiſchen Reichs— 
ſtände angreifen, wollten ſie es gleichwohl thun, ſo vermöchten ſie doch nichts, 
wenn ſie nicht vorher den Kaiſer und die katholiſchen Stände gewonnen hätten. 
Bezeichneten dann die Kurpfälzer ihre katholiſchen Landsleute unbedenklich als 
im Grunde ſchon vom Feinde gewonnen, ſo entgegnete er: noch jüngſt hätten 
katholiſche Kurfürſten und Fürſten ihm geſchrieben, daß ſie mit ihm zuſammen 
für des Reiches Einigkeit und Würde mit allem Ernſte einſtehen wollten. Stand— 
haftes Feſthalten an den Reichsgeſetzen, Enthaltung von allen Sonderbündniſſen 
und von aller Einmiſchung in fremde Kriege ſei dasjenige, was den Reichs— 
ſtänden zum Gedeihen des Vaterlandes obliege. “) 

Das bedeutete Rückkehr zur vollen Strenge der konſervativen Grundſätze. 
Daß dieſe Wendung gerade in einer Zeit erfolgte, da die Bartholomäusnacht 
die Feindſchaft und den Argwohn der kirchlichen Parteien ſo gewaltſam verſtärkt 
hatte, iſt überraſchend; man ſucht, um ſie zu erklären, nach beſonderen Einflüſſen. 
So verſchiedenartig dieſe nun bei der Verflechtung der allgemeinen Angelegen— 
heiten mit den beſonderen Intereſſen des Kurfürſten geweſen ſein mögen, die 
Hauptſache wird doch ſein, daß vielleicht ſchon auf den Anfang, jedenfalls auf 
den Fortgang dieſer neuen Richtung die theologiſchen Streitigkeiten innerhalb 
des deutſchen Proteſtantismus aufs ſtärkſte eingewirkt haben. 


) Kluckhohn II n. 682, 689. Kurſachſen an Landgraf Wilhelm. 1572 November 21. 
(St. A. Dresden 9308. Landgrafenbuch den niederländiſchen Krieg betreffend.) 
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Es iſt ſchon öfter bemerkt, daß Kurfürſt Auguſt in den theologiſchen 
Kämpfen ſeiner Glaubensgenoſſen, beſonders in dem alle andern übertönenden 
Streit über die Abendmahlslehre, in den Jahren vor 1571 eine mittlere Stel: 
lung einnahm. Der letzte Grund dieſer Haltung lag in jener zwieſpältigen 
Ueberlieferung der ſächſiſchen Kirche, welche an die großen Namen von Luther 
und Melanchthon anknüpfte. Neben anderen Abweichungen von Luther hatte 
ſich Melanchthon vor allem in der Abendmahlslehre im ſtillen der Meinung 
Calvins angeſchloſſen und doch äußerlich den Schein der Uebereinſtimmung mit 
dem deutſchen Reformator zu wahren geſucht (S. 117 fg.). Um die äußere 
Eintracht zu erhalten und zugleich ſeiner Auffaſſung neben derjenigen des Meiſters 
Raum zu ſchaffen, hatte er die Methode der doppelſinnigen Formeln aufgebracht: 
ein Verfahren, welches ſich dann an den kurſächſiſchen Univerſitäten von Leipzig 
und Wittenberg forterbte. Trotz aller Schärfung des Abendmahlsſtreites be— 
harrte man an dieſen wiſſenſchaftlichen Anſtalten dabei, jeder Feſtſetzung im 
unbedingt lutheriſchen Sinne auszuweichen; und der Autorität beider Univer— 
ſitäten war es wieder guten Teils zuzuſchreiben, wenn Kurfürſt Auguſt in 
der Abendmahlsfrage — und in ähnlicher Weiſe auch in einigen anderen Lehr⸗ 
ſtreitigkeiten — eine wenig beſtimmte Haltung einnahm. 

Aber dieſe mittlere Stellung war auf die Dauer nicht fate weder 
von ſeiten des Kurfürſten noch von ſeiten ſeiner Theologen. Was die letzteren 
anging, ſo erſtrebten Melanchthon und ſeine geiſtigen Erben ja keineswegs die 
Freiheit beider Auffaſſungen, ſie hofften vielmehr auf die Zeit, da ihre Meinung 
die Alleinherrſchaft erringen und in unzweideutigen Sätzen verkündet werden 
ſolle. Und da nun im Fortgang der Jahre die melanchthoniſche Partei in den 
theologiſchen Fakultäten und unter den übrigen mit Theologie ſich befaſſenden 
Profeſſoren der kurſächſiſchen Univerſitäten das volle Uebergewicht gewann, ſo 
wurden dieſe Hoffnungen auf den Sieg der calviniſchen Abendmahlslehre zu 
ungeduldigen Wünſchen; man war dem erſtrebten Ziel ja ſichtlich näher ge— 
kommen, und die wirkliche Erreichung desſelben hing jetzt noch davon ab, ob 
die Regierung und die Geiſtlichkeit des Landes dem Beiſpiel der Univerſi⸗ 
täten nachfolgen würden. Aber dort ſtanden die Verhältniſſe noch ganz anders. 
Die Abneigung gegen unzweideutig calviniſche Lehren war in Deutſchland 
unleugbar vorherrſchend. Schon in der Pfalz waren es vorzugsweiſe nur 
die Univerſitätslehrer und der Kurfürſt mit ſeinen guten Teils nicht im Lande 
geborenen Räten, welche für die Lehren der Genfer Kirche einſtanden. Geiſt⸗ 
lichkeit und Gemeinden fügten ſich in der Rheinpfalz mehr paſſiv, während 
ſie in der Oberpfalz erbitterten Widerſtand leiſteten. In ähnlichem Sinne wies 
auch in Kurſachſen die große Maſſe der Geiſtlichkeit jede Gemeinſchaft mit den 
Calviniſten voll Widerwillen von ſich. Die Hoffnung, ſie hinüberzuziehen, be— 
ruhte hauptſächlich nur auf ihrer Zuſtimmung zu den melanchthoniſchen Abend— 
mahlsformeln; aber dieſe Zuſtimmung entſprang nicht aus der Annahme der 
eigentlichen Auffaſſung Melanchthons, ſie hatte vielmehr ihren Grund teils in 
der Ehrfurcht vor dem Anſehen des großen Lehrers, teils in dem Widerſpruch 
gegen anderweitige Dogmen, z. B. dasjenige von der Allgegenwart der Menſch— 
heit Chriſti, welche man aus ſtreng lutheriſchen Abendmahlsformeln abzuleiten 
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unternahm. Außerdem, je mehr aus den unbeſtimmten Faſſungen die Gegen- 
ſätze der Meinungen heraustraten, um ſo mehr erhob ſich auch innerhalb der 
kurſächſiſchen Kirche eine Partei von lutheriſchen Eiferern, welche verlangte, daß 
der Zweideutigkeit ein Ende gemacht werde. Dieſe Partei fand ſtarke und nach— 
gerade immer wachſamere Bundesgenoſſen in den Kirchen, den Fürſten, den 
ſtädtiſchen Magiſtraten des geſamten ober- und niederſächſichen Kreiſes. Hier 
war als Nachwirkung der dogmatiſchen Ausgleichsverhandlungen des Jakob 
Andreä (S. 298 fg.) ein verſtärkter, von dem württembergiſchen Theologen eifrig 
geſchürter Verdacht zurückgeblieben, daß die Wittenberger verdeckte Calviniſten 
ſeien, ein Verdacht, der die Kampfesluſt für das reine Luthertum von neuem 
belebte. 

So konnte es denn nicht ausbleiben, daß auch in Kurſachſen der Streit 
über die rechte Abendmahlslehre ausbrach und zunächſt in der Form von Ver- 
dächtigungen der Univerſitätstheologen zum Kurfürſten emporſcholl. Wie aber 
war die Stellung des kurfürſtlichen Hofes? Allmählich machte ſich auch hier eine 
noch verdeckte, aber immer tiefer greifende Spaltung geltend. Einem lutheriſchen 
Hofprediger wirkte ein melanchthoniſcher entgegen, in der oberſten Regierungs— 
behörde, dem Hof- und geheimen Rat, wurde der Einfluß einzelner ſtreng luthe— 
riſcher Räte, wie Peifer und Lindemann, durch das vorwaltende Anſehen des 
Dr. Georg Craco zurückgedrängt; in der kurfürſtlichen Familie ſelber war die 
Gemahlin Auguſts von lutheriſchem Eifer und von Mißtrauen gegen die doppel- 
ſinnigen Formeln erfüllt, während der Kurfürſt feſt an dem Glauben hielt, daß 
die Abweichung Melanchthons von Luther eine eingebildete ſei. Ihn beherrſchte 
noch immer die Feindſchaft gegen die flacianiſchen Theologen, die unter dem 
Schutz des ſächſiſchen Herzogs Johann Wilhelm die Ehre ſeiner Kirche anzu— 
greifen nicht müde wurden (S. 298); um ihnen nicht zu weichen, ſtand er feſt 
bei den Formeln ſeiner Theologen, überzeugt, daß der Sinn der lutheriſchen 
Abendmahlslehre unverfälſcht in ihnen überliefert ſei. 

Die Haltung des kurſächſiſchen Landes und Hofes war alſo der melanch— 
thoniſchen Partei nur inſofern günſtig, als ſie einſtweilen noch unklar war. 
Eben darauf bauten aber die calviniſierenden Univerſitätstheologen ihren Plan. 
Im Einvernehmen mit einigen Gleichgeſinnten am Hof, beſonders mit Craco, 
dem geheimen Rat, mit Dr. Peucer, dem Leibarzt des Kurfürſten, und mit 
Chriſtian Schütz, ſeinem Hofprediger, gedachten ſie die ſtudierende Jugend an 
Univerſität und Schulen durch Lehrbücher und Vorträge, die Mitglieder des 
Hofes in Predigten und Andachtsübungen mit dem calviniſchen Sinn ihrer 
doppeldeutigen Formeln allmählich zu durchdringen. „Der Kurfürſt“, ſo war die 
Meinung dieſer Männer, „verſteht ſich auf die Sache nicht.“) „Aber“, jo hieß 
es ein andermal, „wenn wir die Mutter Anna (die Kurfürſtin) erſt hätten, ſo 
wollten wir den Herrn auch bald kriegen.“ ?) Gewiß, geradſinnig war dies Ver— 


1) Urſinus, nach den Mitteilungen der Wittenberger Theologen: princeps causam non 
intelligit. 1572 Auguſt 14. (Heppe, Geſchichte des deutſchen Proteſtantismus II Beil. S. 138.) 
2) Die Aeußerung fand ſich nach Gleich, kurfürſtlich ſächſiſche Hofpredigerhiſtorie (er ſchöpft 
aus Bismarci vitae praecipuorum theologorum, 1614) in einem Briefe Peucers an Schütz. 
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fahren nicht; es kennzeichnet ſich durch dieſelbe Hinterhaltigkeit, welche auch der. 
Frömmigkeit des pfälziſchen Kurfürſten einen unerfreulichen Beigeſchmack gibt. 

Es war das Jahr 1571, in welchem die Wittenberger Theologen, zunächſt 
mittelſt eines für die lateiniſchen Schulen beſtimmten Katechismus, die verdeckte 
Agitation nachhaltig eröffneten. Bezeichnend iſt es, daß ſie bald auch in ver— 
trauten Briefwechſel mit Heidelberger Theologen eintraten, und daß dieſe wieder 
die bedeutſamen Vorgänge in der kurſächſiſchen Kirche den Schweizer Theologen 
meldeten: eben im Bewußtſein ihres Zuſammenhanges mit den Vorkämpfern 
des Calvinismus gingen die Wittenberger voran. Aber von derſelben Zeit ab 
erwachte auch im Kurfürſten das Mißtrauen gegen die Rechtgläubigkeit ſeiner 
Theologen. Der neue Katechismus rief neue Streitſchriften der Lutheraner her- 
vor, und, was die Hauptſache war, in der unmittelbaren Umgebung des Kur— 
fürſten erhoben ſich deutlicher und eindringlicher die Warnungen lutheriſcher 
Eiferer vor dem einſchleichenden Gift des Calvinismus; die von Auguſt ſo hoch 
geachtete Kurfürſtin ſelber ſtand hart und feſt auf der Seite dieſer Eiferer. So 
geſchah es denn bereits im Herbſt 1571, daß, als der Kurfürſt ſich infolge der 
Angriffe gegen den Katechismus von den Theologen und Superintendenten ſeines 
Landes einmal wieder eine Formulierung der mit dem Abendmahl zuſammen— 
hängenden Lehren aufſtellen ließ, er die Anweiſung gab: es ſolle ein gut luthe— 
riſches Bekenntnis ſein. Alſo auch der Kurfürſt begann auf Beſtimmtheit zu 
dringen, aber auf Beſtimmtheit in dem Sinn, den er ſtets feſtgehalten, daß näm— 
lich die lutheriſche Anſicht herrſchen müſſe. Von dieſer Zeit ab wurde das Spiel 
der Wittenberger ein höchſt gefährliches. Denn Auguſt wollte herrſchen in ſeinem 
Land wie in ſeiner Kirche. 

Bald ſchloſſen ſich, um den Kurfürſten noch weiter von der melanchthoniſchen 
Partei abzudrängen, mit den kirchlichen rein politiſche Beweggründe zuſammen. 
Als Auguſt ſich unter den Eindrücken der Bartholomäusnacht den Verſuchungen 
der franzöſiſchen Staatskunſt entzog, faßte er den raſchen Entſchluß, ſein ge— 
lockertes Verhältnis zum Kaiſer wieder inniger zu geſtalten. Im Februar 1573 
überraſchte er denſelben mit einem Beſuche in Wien, um in vertrauten Be— 
ſprechungen ſowohl über die allgemeinen politiſchen Fragen, wie über die be— 
ſonderen Anliegen ſeiner fürſtlichen Machtpolitik eine Verſtändigung mit ihm zu 
erzielen. Es iſt wahrſcheinlich, daß Maximilian, welcher die Calviniſten als eine 
ſowohl kirchliche wie politiſche Partei haßte, ihn damals in ſeinem Argwohn 
und Widerwillen gegen calviniſche Umtriebe beſtärkte. Kaum war er dann von 
der Reiſe zurück, ſo erhielt er die Nachricht, daß ſein feindlicher Verwandter, 
der Herzog Johann Wilhelm von Sachſen, geſtorben ſei, mit Hinterlaſſung von 
zwei unmündigen Söhnen (2. März 1573). Noch kurze Zeit vor dem Tode 
hatte der Verſtorbene ſeiner Feindſchaft gegen den ſächſiſchen Kurfürſten Ausdruck 


Nach den begleitenden Umſtänden jedoch, die er angibt (irrtümliche Abgabe des Briefes in des 
Liſtenius Haus; vgl. Kluckhohn in Sybels hiſtoriſcher Zeitſchrift XVIII S. 103 fg.), müßte es 
ſich um einen Brief Stößels an Schütz (ogl. Kluckhohn a. a. O.) handeln. — Ueber die Ein⸗ 
eet einer „calviniſchen“ Bibel in die Hofkirche durch Schütz vgl. Weck, Chronik Dres⸗ 
ens S. 202. 5 5 
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gegeben, indem er in ſeinem Teſtament die Vormundſchaft nicht ihm, ſondern 
dem Herzog Johann Albert von Mecklenburg und dem Herzog Ludwig, dem 
älteſten Sohn des Kurfürſten von der Pfalz, übertrug. Aber jetzt griff Auguſt 
mit der ſchnellen Gewaltſamkeit zu, welche er in den entſcheidenden Augenblicken 
ſeiner fürſtlichen Machtpolitik zu bethätigen liebte. Unter der Angabe, daß Vor— 
mundſchaft und Adminiſtration ihm als dem nächſten Agnaten zuſtehe, riß er 
beides an ſich und wußte den Landtag des Herzogtums zur Unterwerfung zu 
bewegen. Eine ſeiner erſten Regentenhandlungen war dann eine kirchliche Viſi— 
tation, bei welcher die Anerkennung der Lehrnormen der kurſächſiſchen Kirche ver— 
langt, und 111 flacianiſch gefinnte Geiſtliche, Superintendenten und Univerſitäts⸗ 
lehrer abgeſetzt wurden. Der Kurfürſt ſchaffte ſich hiermit die theologiſchen 
Gegner, die ihn ſo lange aus der nächſten Nachbarſchaft beunruhigt hatten, vom 
Halſe, zugleich fiel aber auch die Rückſicht, daß er der Flacianer wegen die 
Melanchthonianer ſchonen mußte, hinweg. 

Nach ſolchen Vorbereitungen kam im März des Jahres 1574 die Kriſis heran. 
Der Superintendent Stößel, einer der eifrigſten Melanchthonianer, richtete an 
den Hofprediger Schütz einen Brief mit unverhohlenen Aeußerungen über die 
Abſichten und die leitenden Perſonen der calviniſierenden Partei. Dieſer Brief 
gelangte irrtümlich in die Hände des lutheriſchen Kollegen von Schütz, des Georg 
Liſtenius, und wurde von ihm dem Kurfürſten vorgelegt. Hierauf Unterſuchung 
der Briefſchaften von Schütz und Stößel, Craco und Peuzer, wobei ſich eine 
ganze Anzahl ähnlicher Schriftſtücke fand, und der Plan, die kurſächſiſche Kirche 
unvermerkt zur calviniſchen Abendmahlslehre hinüberzuziehen, an den Tag kam. 

Im Sinne des Kurfürſten Auguſt war der Verſuch, das Bekenntnis ſeiner 
Landeskirche zu verändern, ein verbrecheriſcher; daß ſich die Teilnehmer im ge— 
heimen dazu geeinigt hatten, gab ihm den Charakter der Konſpiration; daß ſie 
vollends den Landesfürſten unverſehens umſtricken und ihren Abſichten dienſtbar 
machen wollten, daß ſie in ihren vertrauten Ergüſſen manch unehrerbietiges Wort 
über ihn und beſonders ſeine Gemahlin hatten fallen laſſen, erregte in dem 
herriſchen und jähzornigen Fürſten einen maßloſen Grimm. Am unmittelbarſten 
kehrte ſich die Wucht ſeines Zornes gegen Craco. Zwar lauteten die vertrauten 
Aeußerungen desſelben in eigentlich theologiſchen Fragen zurückhaltend, aber er 
billigte und beförderte ſichtlich die Abſichten der drei anderen, und wie er das 
Vertrauen des Kurfürſten genoß und als einer ſeiner hervorragendſten Räte 
einen großen Teil der inneren und auswärtigen Geſchäfte der Regierung in der 
Hand hatte, ſo erfüllte ſich Auguſt mit dem Verdacht, daß Craco ſein Anſehen 
im Lande, ſeine Beziehungen zu pfälziſchen und anderen auswärtigen Calviniſten 
zu benutzen ſuche, um an der Spitze eines mächtigen Anhanges eine Umwälzung 
in der ſächſiſchen Kirche und in der ſächſiſchen Politik zu bewirken. Seine Mit— 
ſchuldigen, ſagte Auguſt, haben mehr auf ihn als auf ihren Landesfürſten geſehen; 
er will keinen Kurfürſten neben ſich im Regiment dulden.!) In dieſer Stim— 
mung beeilte ſich der Kurfürſt, die Schrecken einer von ihm völlig abhängigen 
Strafjuſtiz gegen die vier Angeſchuldigten zu wenden. 


1) Kluckhohn in Sybels hiſtoriſcher Zeitſchrift XVIII S. 105. 
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Zunächſt, im April 1574, ſtellte er ſie vor das Gericht ſeiner Hofräte. 
Deren vorläufiges Urteil lautete auf Gewahrſam ohne Kerkerhaft. Hierauf, im 
Mai, forderte er den in Torgau verſammelten großen Ausſchuß der Landſtände 
zu einem Gutachten über die zu verhängenden definitiven Strafen auf. Die 
Landſtände antworteten: es genüge, wenn die Beſchränkung des Aufenthaltes 
auf einen beſtimmten Wohnort fortgeſetzt werde. Das war jedoch eine Maß— 
haltung im Strafen, welche in keiner Weiſe den Abſichten des Kurfürſten ent— 
ſprach. Schon im Juli ließ er das Verfahren gegen Craco und Peuzer vor 
einer Kommiſſion von vier Hofräten von neuem eröffnen. Als dieſe nach einer 
harten Inquiſition gegen Craco im Januar 1875 abermals zu dem Schluſſe 
kamen, daß der Beweis eines todeswürdigen Verbrechens nicht vorliege, daß auch 
die bloßen Anzeichen eines ſolchen nicht genügend ermittelt ſeien, um die An⸗ 
wendung der Tortur zu rechtfertigen, da brauſte Auguſt gegen ſeine Räte mit 
jenem Zorn auf, vor dem ſie zu zittern gewohnt waren: das Recht, welches man 
zum Guten und Böſen biegen könne, fechte ihn nicht an; er wolle dem Befehl 
Gottes folgen, der ihm ein ſchneidendes Schwert gegeben habe, um das Böſe ohne 
alle Barmherzigkeit zu ſtrafen. Nach dem Willen des Tyrannen mußte Craco 
auf die Folter geſpannt werden. Als die vierſtündige Marter ohne weſentliches 
Ergebnis an ihm vollzogen wurde, war er bereits durch Krankheit und Auf— 
regung, durch den Schmutz des Gefängniſſes und die elende Koſt zu Grunde 
gerichtet; ſieben Wochen nachher erlöſte ihn unter unmenſchlicher Verwahrloſung, 
nachdem man den Sterbenden noch mit neuen Verhören gequält hatte, der Tod. 
Ueber all dieſen erſchütternden Vorgängen empfand Auguſt gegen den vieljährigen 
Genoſſen ſeiner Arbeiten, den er bis zur Entdeckung ſeiner angeblichen Untreue 
mit herzlichem Vertrauen beehrt hatte, nichts als Haß und Argwohn. Schnöde 
Schimpfworte miſchte er in die Schriftſtücke und Briefe, die über den Prozeß 
und das Ende des Unglücklichen handelten. 

Nächſt Craco galt der heftigſte Grimm des Kurfürſten dem Dr. Peuzer, 
weil auch dieſer als Leibarzt in einer perſönlichen Vertrauensſtellung ſich befunden 
hatte. Wie könne er, ſagte Auguſt, ihm treu ſein, da er in dem Abendmahls⸗ 
dogma anderer Meinung fet! Gleich Craco wurde Peuzer neuerdings in Unter⸗ 
ſuchung gezogen. Im Herbſt 1576 wurde ihm ein von ſeinem Landesfürſten 
unterzeichnetes Todesurteil verleſen, das dann in lebenslängliche Kerkerhaft um⸗ 
gewandelt wurde. Faſt zehn Jahre lang ertrug Peuzer mit unverwüſtlicher 
Widerſtandskraft des Körpers und des Geiſtes ſowohl die Entbehrungen und den 
Schmutz einer barbariſchen Gefangenſchaft, als die wiederholten Verſuchungen, 
durch Annahme der lutheriſchen Abendmahlslehre und durch Abbitte für ſeine 
angebliche Konſpiration ſich Gnade zu erkaufen. Endlich, im Februar 1586, 
erlangte er weniger infolge einer freien Entſchließung, als einer im günſtigen 
Moment erfolgten Beeinfluſſung des Kurfürſten ſeine Befreiung. 

Die beiden anderen Angeklagten, Schütz und Stößel, wurden ebenfalls aus 
dem Hausarreſt in den Kerker geführt. Der letztere ſtarb bereits im Jahre 1576; 
Schütz erkaufte ſich ſpäter durch Unterwerfung unter die lutheriſche Lehre die 
Milderung ſeiner Haft, bis ihm die folgende Regierung die Freiheit brachte. 

Dieſe Handlungen der Rache waren aber keineswegs die einzigen Maßregeln, 
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welche der Kurfürſt ergriff. Plötzlich überzeugt, daß das Gift des Calvinismus 
wirklich in ſeinem Lande eingedrungen ſei, ließ er im Mai 1574, als er in 
Torgau den großen Ausſchuß der Landſtände verſammelte, dort gleichzeitig fünf— 
zehn der angeſehenſten Geiſtlichen zuſammentreten, und von dieſen eine Lehr⸗ 
formel über das Abendmahl aufſtellen, welche der Zweideutigkeit ein Ende 
machen ſollte. In der That wurden jetzt in ausführlicher Darlegung die beiden 
die calviniſche Auffaſſung ausſchließenden Lehren von der Anweſenheit des Leibes 
Chriſti im ſtrengen Sinne des Wortes und von dem Empfang desſelben auch 
von ſeiten der Ungläubigen aufgeſtellt, zugleich aber an dem Widerſpruch gegen 
die württembergiſche Lehre von der Allgegenwart der Menſchheit Chriſti feſt— 
gehalten. Zur Unterzeichnung dieſer Formel wurden die am meiſten Verdächtigen, 
beſonders die Wittenberger und Leipziger Theologen, nach Torgau beſchieden; 
dann wurden im Lande Superintendenten und Pfarrer zu Gleichem angehalten. 
Ernſten Widerſtand leiſteten nur wenige, vor allem die vier Profeſſoren der 
Theologie, welche in Wittenberg für die calviniſche Abendmahlslehre gearbeitet 
hatten. Ueber dieſe wurde vierzehntägige Gefangenſchaft verhängt; dann fand 
man den Ausweg, daß ſie ihre Unterſchrift unter einem mündlichen Proteſt ge— 
währen durften, der im Grunde genommen beſagte, daß ſie genau das Gegenteil 
von den in der Formel aufgeſtellten Unterſcheidungslehren glaubten. Hierdurch 
befreiten ſie ſich wenigſtens aus dem Kerker; ſie wurden noch eine Zeit lang in 
Hausarreſt gehalten, um dann aus ihren Aemtern und dem Land verwieſen zu 
werden. Außer den vier Theologen widerſtanden noch einige andere. Die Ge— 
ſamtzahl der Ausgewieſenen belief ſich jedoch noch auf kein volles Dutzend, 
während im Herzogtum Sachſen über 100 Flacianer ihre Stellen geopfert 
hatten: ein Beweis, wie wenig die calviniſche Abendmahlslehre in die kurſächſiſche 
Kirche eingedrungen war. 

Die Torgauer Glaubensformel und das Strafgericht gegen die vier an— 
geblichen Verſchwörer waren Kataſtrophen, die nicht bloß aus vorübergehender 
Leidenſchaft entſprangen; ſie bildeten den Ausgang für eingreifende Wandelungen 
in der inneren und auswärtigen Politik Kurſachſens. Bis dahin hatte Auguſt 
den Beſtrebungen, die proteſtantiſchen Reichsſtände und ihre Theologen zu ge— 
nauerer Beſtimmung der Glaubenslehren zu vereinigen, abwehrend gegenüber 
geſtanden: jetzt ließ er ſich in eine Bahn drängen, auf der alsbald immer neue 
Anforderungen zur Ausſonderung der melanchthoniſchen von den lutheriſchen 
Elementen in dem Bekenntnis ſeiner Landeskirche an ihn herantraten. Bisher 
hatte er den Ruhm ſeiner Theologen und Geiſtlichen als der unmittelbaren 
Erben der Reformatoren als ſelbſtverſtändlich angenommen: jetzt fühlte er das 
Bedürfnis eines engeren Anſchluſſes an die ſtrenger lutheriſchen Landeskirchen, 
z. B. an die von Braunſchweig⸗Wolfenbüttel und Württemberg. Es nahte die 
Zeit, da die fehlgeſchlagenen Konkordienverhandlungen Andreäs unter Führung 
des ſächſiſchen Kurfürſten mit beſſeren Erfolgen wieder aufgenommen wurden. 
Zugleich wirkte der zunehmende Haß gegen den Calvinismus auf des Kurfürſten 
auswärtige Politik. Jener alte Vorwurf, daß die calviniſtiſchen Anſchauungen den 
Geiſt des Aufſtandes und Religionskrieges in ſich trügen (S. 216), wurde jetzt 
von Auguſt mit allem Eifer ergriffen. Er diente dazu, um ihn nicht nur 
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den Hugenotten und Niederländern noch gründlicher zu entfremden, ſondern 
auch den pfälziſchen Kurfürſten und deſſen Politik ihm geradezu widerwärtig zu 
machen. 

Ein eigentümliches Zuſammentreffen fügte es, daß zunächſt und vor 
allem dieſe letztere Entzweiung mit dem Kurfürſten von der Pfalz durch per⸗ 
ſönliche Kränkungen, die bei dem eigenwilligen Sachſen ja ebenſo mächtig 
wirkten wie öffentliche Intereſſen, aufs äußerſte geſchärft wurde. Eine erſte Reihe 
ſolcher Kränkungen entſprang aus jener Ehe, die in den Tagen der freundlichen 
Annäherung zwiſchen Johann Kaſimir und Auguſts Tochter Eliſabeth abgeredet 
und dann im Jahr 1570 geſchloſſen war. Dieſe Verbindung war keine glück— 
liche. Die ſächſiſche Prinzeſſin, ähnlich ihrer an Oranien verheirateten Couſine, 
war ein Weib von engem Geiſt und hartem Sinn, leidenſchaftlich und unauf— 
richtig. In ihrer Heimat hatte man ſie mit dem Gedanken von der Abſcheulich— 
keit der calviniſchen Abendmahlslehre durchdrungen, und wie ihr nun am pfälzi— 
ſchen Hof die Ueberzeugung von der Alleinberechtigung derſelben Lehre nicht 
minder ſchroff, und oft genug aufdringlich und bekehrungsſüchtig entgegen— 
trat, ſo erfüllte der kirchliche Gegenſatz mit zunehmender Bitterkeit ihr leiden— 
ſchaftliches Gemüt. Beſonders gegen den alternden Kurfürſten, mit ſeinen gott— 
ſeligen Reden, in denen ſie nur das calviniſche Gift ſpürte, mit ſeinem 
ſalbungsvoll gefaßten Weſen, das ihre Ungeduld erft recht aufregte, faßte fie 
bald einen tiefen Widerwillen. Aber auch ihr Verhältnis zu dem Gemahl be— 
gann nach dreijährigem Zuſammenſein durch dieſe dogmatiſchen Gegenſätze ge— 
trübt zu werden. Und eben ſeit dem Sommer des Jahres 1573, um dieſelbe 
Zeit, da Auguſt von Sorgen über calviniſche Umtriebe in ſeinem Lande geplagt 
wurde und ſeinen Argwohn gegen die Heidelberger Theologen als Verführer 
ſeiner Kirche richtete, teilte ſich die Stimmung Eliſabeths ihren Eltern mit. Als 
dann im November Johann Kaſimir in Sachſen erſchien und den Winter über 
am Hof ſeines Schwiegervaters verweilte, kam es zwiſchen beiden über die 
Kränkung der religiöſen Ueberzeugungen der Prinzeſſin zu offenen Ausſprachen, die 
aber bei der jähen Heftigkeit beider Männer, und zumal da die entſcheidende 
Auseinanderſetzung nach einem gewaltigen Abſchiedstrunk, bei halber Zurechnungs— 
fähigkeit erfolgte, den Zwieſpalt nur offenbar machten und erweiterten. 

Zu dieſem einen Streit geſellte ſich ein zweiter, der ebenfalls aus einer 
unter politiſchen Berechnungen geſchloſſenen Ehe hervorging, aus der Heirat näm— 
lich, welche Wilhelm von Oranien beim Beginn ſeiner politiſchen Laufbahn mit 
Anna von Sachſen, der Tochter des Kurfürſten Moritz, geſchloſſen hatte (S. 333). 
Mit ihrer Couſine Eliſabeth teilte dieſe Prinzeſſin, wie eben bemerkt, dieſelben 
harten Charakterzüge, nur daß ſie bei ihr noch um vieles abſchreckender hervor— 
traten, da ihre Sitten und Neigungen roh, ihre Laune und Heftigkeit faſt wabn- 
witzig war. Ihre Vorliebe hatte ſich nicht den kirchlichen Lehren zugewandt, 
ſondern den Genüſſen der Tafel und dem Glanz des Hoflebens; wie ſie aber 
äußerlich und innerlich aller Eigenſchaften entbehrte, welche feinere Naturen an— 
ziehen, ſo machte ſie ſich bald unerträglich durch maßloſen Hochmut, verſchwen— 
deriſche Eitelkeit und Vorliebe für leichtfertige, niedere Geſellſchaft; zuchtlos und 
unbefriedigt, kehrte ſie einen wahren Haß gegen ihren eigenen Gemahl. Als 
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dieſer in ein Leben der Kämpfe und Entbehrungen eintrat, machte ſie ſich that— 
ſächlich von ihm los, um dann immer tiefer zu ſinken. Im Jahre 1571 kam 
man einem ehebrecheriſchen Verhältnis auf die Spur, welches ſie in Köln 
angeknüpft hatte; ſie wurde darauf als Gefangene in das naſſauiſche Schloß 
Beilſtein geführt. Von dieſer Zeit ab betrachtete ſich Wilhelm als that— 
ſächlich von ihr geſchieden. Da er jedoch keineswegs zu der Entſagung des 
Witwers geneigt war, ſo wurden bald Verhandlungen über ſeine dritte Ver— 
mählung angeknüpft, und der Mittelpunkt dieſer Verhandlungen war der Heidel— 
berger Hof. 

Im Frühjahr 1572 war die junge Charlotte von Bourbon, einem Seiten— 
zweig des bourboniſchen Hauſes angehörig, als Flüchtling am Hofe Friedrichs III. 
erſchienen. Jener kirchliche Zwieſpalt, der durch das bourboniſche Haus ging, 
hatte die Eltern der Prinzeſſin geteilt: ihr Vater Herzog Ludwig von Mont— 
penſier, hielt ſich zur katholiſchen Partei, ihre Mutter hatte ihr die Lehren 
Calvins eingeflößt; und ſo war es gekommen, daß ſie dem Kloſter zu Jouarre, 
zu deſſen Aebtiſſin ſie beſtimmt war, entrann und in Heidelberg Aufnahme fand. 
Dieſe Prinzeſſin nun, die Verwandte jenes Prinzen von Condé, der im Jahre 
1574 gleichfalls in Deutſchland erſchien, um von dort aus den Widerſtand gegen 
die franzöſiſche Regierung in Gang zu bringen, wurde zur Gemahlin Oraniens 
auserſehen. Von wem der Gedanke zuerſt ausging, iſt zweifelhaft; ſicher iſt, 
daß im Januar 1575 Wilhelm von Oranien um die Hand der Prinzeſſin an— 
hielt, daß dieſe den pfälziſchen Kurfürſten als ihren Vater, von deſſen Zuſtim— 
mung ſie ihren Entſchluß abhängig mache, zu betrachten erklärte, daß dann der 
Kurfürſt ſich nach Frankreich wandte, um die Beiſtimmung des Königs Heinrich III., 
des Herzogs von Alengon und des Königs von Navarra zu erlangen,!) und daß 
endlich die Prinzeſſin auf des Kurfürſten Rat die Werbung annahm. Sobald 
man ſo weit war, trieb Oranien zur raſchen Entſcheidung. Im Mai erſchien 
ſein Vertrauter, Marnix von St. Aldegonde, in Heidelberg, um die Braut nach 
Holland zu führen; am 11. Juni ſtellten fünf Prediger, darunter vier von der 
Provinzialſynode beſonders verordnet,?) das Gutachten aus, daß durch den klar 
bewieſenen Ehebruch Annas das eheliche Band auch ohne förmliches gerichtliches 
Erkenntnis gelöſt ſei, am folgenden Tag fand die Trauung ſtatt. 

Fürſt Wilhelm hatte zu ſeiner Eile guten Grund. Die nächſten Ver— 
wandten Annas, Kurfürſt Auguſt und Landgraf Wilhelm, ſahen in der Geheim— 
haltung der Schande ihrer Nichte eine Ehrenfrage ihrer fürſtlichen Häuſer. Gegen 
einen gerichtlichen Scheidungsprozeß wie gegen die neue Verheiratung Oraniens 
war von ihnen der nachhaltigſte Widerſtand zu gewärtigen. Eben deshalb um— 
ging Wilhelm den Prozeß und ließ ihnen von ſeiner beabſichtigten Vermählung 
erſt Kunde geben, als alles vereinbart, und ein Widerſpruch unnütz war. Wenn aber 


1) Groen v. Pr. 1 5 n. 549 (S. 165). Der dort erwähnte Geſandte, seigneur Mine, 
handelt ſichtlich mindeſtens ebenſoſehr im Auftrag Friedrichs, wie in dem der Prinzeſſin. Jeden⸗ 
falls bat der Kurfürſt den Herzog von Alencon und den König von Navarra in einem direkten 
Schreiben (S. 167) um ihre Zuſtimmung. 

2) Groen v. Pr. I 5 n. 562 S. 220/21. 
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dies Vorgehen Oraniens begreiflich war, ſo war die Haltung des pfälziſchen Kurfürſten 
ſchwer verſtändlich. Er wußte, daß die Heirat den Kurfürſten Auguſt aufs heftigſte 
aufbringen werde; deshalb verhehlte er ihm die unter ſeiner Teilnahme geführten 
Verhandlungen und ſuchte, als die Beſchuldigungen ausbrachen, ſich ſelber mit 
der gewohnten Unſchuldsmiene als unbeteiligt hinzuſtellen: er hatte gar nichts 
von den Vorverhandlungen gewußt; erſt als beide Teile ſich geeinigt hatten, war 
ſeine Zuſtimmung geſucht und nur deshalb erteilt, weil die Verweigerung noch 
üblere Folgen gehabt haben würde. Daß dieſe Heuchelei auf den ſächſiſchen 
Kurfürſten Eindruck machen werde, hat Friedrich ſelber ſchwerlich geglaubt, daß 
eine Schärfung der pfälziſch-ſächſiſchen Feindſchaft aber der Sache der deutſchen 
Proteſtanten neuen Schaden zufügen mußte, war ihm wohl bewußt. Warum 
alſo miſchte er ſich in dieſen gefährlichen Handel? Vielleicht erwartete er bei 
ſeinen verwickelten Beziehungen zu der franzöſiſchen Krone, zu den franzöſiſchen 
Reformierten und den niederländiſchen Freiheitskämpfern von dem durch ihn 
vermittelten Anſchluß Oraniens an ein Haus, das nach der einen Seite der 
königlichen Familie, nach der anderen den Hugenotten zugewandt war, irgend 
einen Vorteil für internationale proteſtantiſche Sache; vielleicht auch wollte 
er die erneuten Angriffe gegen ſeinen Calvinismus, die jetzt unter dem Schutze 
Kurſachſens erfolgten, durch einen aus dem Hinterhalt geführten Streich 
vergelten. 

Jedenfalls die eine Folge, daß Kurfürſt Auguſt durch dieſe Heirat mit den 
Pfälzern und den Niederländern noch heftiger verfeindet wurde, ſtellte ſich un— 
verzüglich ein. Es war kaum mehr Zorn, ſondern Wut, die ihn bei den Nach— 
richten von der Heirat erfaßte: in pöbelhaften Schmähungen und ſchmutzigen 
Verdächtigungen des Lebenswandels der Vermählten machte er ſich Luft. Dies 
hinderte nun freilich nicht, daß dasjenige, was dem Fürſten Wilhelm in ſeiner 
erſten Ehe durch eigene Schuld, in der zweiten durch die ſeiner Gemahlin ver— 
ſagt geblieben war, ihm nunmehr zu teil wurde, das Glück des Familienlebens. 
Ueberhaupt, ſoweit es bei dieſen Stimmungen auf die Niederlande ankam, mochte 
Oranien ſich am Ende über die Feindſchaft eines Fürſten, der als Freund ihm 
ſo wenig geholfen hatte, tröſten. Wahrhaft folgenſchwer war dagegen der gegen 
die kurpfälziſchen Staatsmänner gerichtete Grimm des Kurfürſten. Wie er in 
dieſen ſich überall einſchleichende und überall Unheil ſtiftende Intriganten erblickte, 
Jo war es ihm fortan unmöglich, ſich mit ihnen über die gemeinſamen prote- 
ſtantiſchen Angelegenheiten zu verſtändigen. Die Pfälzer, wegen ihrer in den 
Angelegenheiten des Reichs und der Nachbarſchaft befolgten Politik vom Kaiſer 
und den katholiſchen Ständen als verdeckte Feinde angeſehen, wurden nunmehr 
auch von demjenigen, der unter den proteſtantiſchen Fürſten nächſt Friedrich III. 
der erſte war, verurteilt. 

Das war alſo die Lage der proteſtantiſchen Partei, als aus den Vorgängen 
in Fulda und dem Eichsfeld ſich die Frage ergab, ob ſie mit vereinten Kräften 
der in dem geiſtlichen Fürſtentum ſich erhebenden katholiſchen Reaktion entgegen⸗ 
treten wolle. Es iſt wohl nicht zu viel geſagt, wenn man behauptet: die prote⸗ 
ſtantiſchen Stände in ihrer Geſamtheit waren jetzt noch weniger kampffähig als 
im Jahre 1566. Und dennoch waren es jetzt abermals die Pfälzer, welche 
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keinen Augenblick zögerten, für ihren Teil ein furcht- und rückſichtsloſes Vorgehen 
zu befürworten. Bei ihrer Auffaſſung des Gegenſatzes der Bekenntniſſe, für 
welche nicht eigentlich das im Reich geltende Recht, ſondern der Gedanke maf- 
gebend war, daß das proteſtantiſche Bekenntnis ausgebreitet, und das katholiſche 
verdrängt werden müſſe, war die Unterdrückung ihres Glaubens in irgend einem 
Gebiet des Reiches ein Akt der ſchändlichen, vom römiſchen Antichriſt geleiteten 
Verfolgung des Gotteswortes, dem ſämtliche proteſtantiſche Stände mit geeinter 
Macht zu widerſtehen hatten; und ſoweit dabei rechtliche Argumente erforderlich 
waren, gewährte ihre in den Religionsfrieden hinein erklärte Theorie von der 
allgemeinen Freiſtellung des proteſtantiſchen Bekenntniſſes (S. 129, 138) ſolche 
Gründe für jeden beliebigen Fall. Auch eine Gelegenheit, den gemeinſamen Wn- 
griff gegen die Verſuche der Gegenreformation mit einiger Ausſicht auf Erfolg 
zu eröffnen, ließ nicht auf ſich warten. Eben damals wurden nämlich die Reichs— 
ſtände, an erſter Stelle die Kurfürſten, einmal wieder zur Mitwirkung in einer 
wichtigen Angelegenheit des Reichs berufen. Es handelte ſich um die Feſtſetzung 
der Nachfolge im Kaiſertum, eine Frage, vor deren Löſung die proteſtantiſchen 
Kurfürſten ihre Forderungen und Bedingungen ſtellen und bei dem Kaiſer und 
ihren katholiſchen Kollegen auf Gefügigkeit rechnen konnten. 

Die Beſtrebungen zur Sicherung der Nachfolge traten im zehnten Jahr 
von Maximilians Regierung nachdrücklich hervor. Daß damals, bei der zu— 
nehmenden Spannung im Reich und den gefährlichen Kriegen in der Nachbar— 
ſchaft, die Rückſichten, welche in dieſer Beziehung einſt auf Ferdinand eingewirkt 
hatten (S. 252), für Maximilian noch eindringlicher erſchienen, und daß ſein 
Wunſch, die Nachfolge dem eigenen Hauſe zu ſichern, jetzt wie früher, von den 
katholiſchen Reichsſtänden geteilt wurde, verſteht ſich wohl von ſelbſt. Die 
Schwierigkeit aber, die der Erreichung ſolcher Abſichten entgegenſtand, lag jetzt 
wie früher in den Beſtrebungen der proteſtantiſchen Fürſten. Schon bemerkt iſt, 
wie die Kurpfälzer dem Projekte, die Kaiſerkrone dem franzöſiſchen Königshauſe 
zuzuwenden, ſich nicht abgeneigt zeigten, und mindeſtens konnte man von ihnen 
gegen eine bei Lebzeiten des Kaiſers zu vollziehende Wahl, wenn die Ausſichten 
derſelben zu Gunſten des Hauſes Oeſterreich ſtanden, den gleichen Widerſtand 
vorausſehen, wie bei der letzten römiſchen Königswahl. Auch der Kurfürſt Auguſt 
ſcheint zeitweilig den pfälziſchen Abſichten ſich genähert zu haben. Am Schluß 
jener Periode, da ſeine Politik ſich gleichſam zwiſchen dem Kaiſer und der pfäl— 
ziſchen Oppoſition, bald nach der einen, bald nach der anderen Seite Hoffnungen 
erweckend, bewegte, ſoll er dem Vorſchlag Friedrichs III., daß eine Wahl bei 
Lebzeiten des Kaiſers zu verhindern ſei, daß man es alſo auf die Stürme eines 
Interregnum ankommen laſſen ſolle, ſeine Zuſtimmung gegeben haben.“ 

Indes gerade der Kurfürſt Auguſt war es, der nicht nur ſolcher Abſichten, 
die den Grundlagen ſeiner konſervativen Politik widerſprachen, ſich entſchlug, 
ſondern, ſoweit man zur Zeit ſehen kann, die eigentlichen Verhandlungen zur 


1) Aufzeichnung Johann Kaſimirs. (Quellen und Erörterungen zur bairiſchen und deut⸗ 
ſchen Geſchichte VIII S. 394.) Die Sache ſoll ins Jahr 1572 fallen, alſo vermutlich in die 
Zeit der Kaſſeler Konferenzen vom Juni. (Bezold I S. 83.) 
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Regelung der Nachfolge im öſterreichiſchen Sinne in Gang brachte.!) Bei jenem 
Beſuch, den er im Februar 1573 dem Kaiſer machte, und der ſeine Abkehr von 
den pfälziſchen Beſtrebungen an den Tag legte, bekundete er ſeine Bereitwillig⸗ 
keit, die Wahl eines römiſchen Königs, natürlich nach den Wünſchen Maximilians, 
zu befördern.?) Der Kaiſer hatte damals die Höhe des Mannesalters noch nicht 
überſchritten; aber da ſeine Konſtitution ſchwächlich und heftigen Krankheits— 
anfällen unterworfen war, ſo erſchien die Angelegenheit dringlich. Ein Jahr 
darauf, in den erſten Monaten des Jahres 1574, finden wir denn auch den 
ſächſiſchen Kurfürſten mit dem Erzbiſchof von Mainz in Unterhandlungen über 
den zweckmäßigſten Weg zur Einleitung einer römiſchen Königswahl, und der— 
jenige Kurfürſt, den ſie dabei zunächſt ins Einvernehmen zu ziehen gedenken, 
iſt Johann Georg von Brandenburg, ſeit 1571 Nachfolger ſeines Vaters 
Joachim II.; als Kandidaten der Wahl nehmen fie, ohne ihn zu nennen, deut- 
lich genug den älteſten Sohn des Kaiſers, den im Jahr 1572 ſchon zum König 
von Ungarn gekrönten Rudolf in Ausſicht. Das erſte Ergebnis dieſer Verhand— 
lungen war, daß im Mai Kurſachſen und Kurbrandenburg, im Juni, nach der 
ſchon erwähnten Zuſammenkunft in Mühlhauſen (S. 448), Kurſachſen und 
Kurmainz in einem Geſamtſchreiben den Kaiſer erſuchten, er möge die Ver— 
handlungen über die Veranſtaltung einer römiſchen Königswahl in die Hand 
nehmen.“) 

Zwei proteſtantiſche und ein katholiſcher Kurfürſt traten alſo zuerſt für die 
Feſtſetzung der Nachfolge zu Gunſten des Hauſes Oeſterreich ein. Derjenige, vor 
dem ſie ihre Verſtändigungsverſuche ſorgfältig verbargen, den ſie erſt fortzu— 
reißen hofften, wenn ſie mit ihren anderen Kollegen einig ſeien, war der Kur— 
fürſt von der Pfalz. Und in der That, ſobald der Kaiſer ſeine Abſicht an— 
kündigte, den Kurfürſten von Mainz um die Berufung des Wahltages, die ſämt— 
lichen Kurfürſten um die perſönliche Beſuchung desſelben anzugehen, ſuchte 
Friedrich durch Vorſtellungen bei Mainz, bei Sachſen und Brandenburg erſt den 
Tag ſelber, dann die Vornahme der Wahl zu durchkreuzen; aber da inzwiſchen 
auch Köln und Trier für die kaiſerlichen Abſichten gewonnen waren, fand er 
im Fortgang der Verhandlungen ſich völlig iſoliert. Er mußte ſich's gefallen 
laſſen, daß Mainz den Wahltag auf den 29. Juli nach Frankfurt berief, und 
indem er ſich ſelber in die Beteiligung an demſelben ergab, gedachte er ſich 
dort nur noch ſtufenweiſe zu bemühen: zunächſt um die Hintertreibung der Wahl, 
dann aber um die Vereinbarung neuer Beſtimmungen, welche teils durch die 
Aufnahme in die Wahlkapitulation, teils als Beſchlüſſe des Kaiſers und der 
Kurfürſten den künftigen Regenten binden ſollten. 

Vor allem auf ſeine Vorſchläge hinſichtlich dieſer Beſtimmungen kommt es 
an. Er zog dabei die Fuldaer und Eichsfelder Vorgänge ſcharf in Betracht, 


) Aeußerung Roſenbergs, daß Kurſachſen „dieſen ſachen ein Anfenger ſei“. (Vieheuſer 
an den Kaiſer. 1574 Dezember 11. Schneidt, Königswahl Rudolfs II S. 130.) 

) v. Bezold 1 S. 187 Anm. 2. Ueber den Irrtum, daß mit Kurpfalz ſchon im Früh⸗ 
jahr 1573 über die Nachfolgefrage vom Kaiſer verhandelt ſei, ſ. S. 106 Anm. 2. 

) Ueber dieſe Verhandlungen vgl. beſonders den Bericht von Karlowitz. 1574 Juni 27. 
(Scheidt, Königswahl Rudolfs II S. 25.) 
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faßte aber zugleich all ſeine Anliegen in Bezug auf die Sicherung und Ausbreitung 
ſeines Bekenntniſſes zuſammen und ſprach als ein Mann, dem die Bevorrechtung 
des Proteſtantismus, die Pflicht des Kaiſers und der katholiſchen Kurfürſten, dieſe 
Bevorrechtung anzuerkennen, außer Zweifel ſteht. An erſter Stelle erneuerte er 
die alte Forderung der Freiſtellung der proteſtantiſchen Religion, wobei er über 
die Tragweite ſeiner Anſprüche mit wünſchenswerter Genauigkeit ſich ausließ: 
Freiſtellung, ſagte er, bedeutet für die geiſtlichen Fürſten das Recht der Annahme 
der Augsburger Konfeſſion ohne Verluſt ihrer Regalien und Obrigkeiten, ihrer 
Einkünfte und Beſitzungen, für die Unterthanen katholiſcher Reichsſtände enthält 
ſie, wenn es Städte, Gemeinden und Adeliche ſind, die Befugnis zur Annahme 
des proteſtantiſchen Bekenntniſſes und zur Einrichtung des entſprechenden Gottes— 
dienſtes, wenn es Privatperſonen ſind, das Recht desſelben Bekenntniſſes und 
des Beſuches des proteſtantiſchen Gottesdienſtes in den nächſtgelegenen Orten. 
Und dieſe Freiſtellung wollte er nicht nur im Reich, ſondern auch in Frankreich 
und in den Niederlanden durchgeſetzt wiſſen: eine Geſandtſchaft des Kaiſers und 
der Kurfürſten ſollte ſie den Königen von Frankreich und Spanien auferlegen, 
und wenn dieſe ſich weigerten, ſo ſollte man ihnen einfach dadurch die Wider— 
ſtandskraft brechen, daß man ihre Truppenwerbungen im Reich verhinderte. 

Letzteren Vorſchlag machte Friedrich in derſelben Zeit, da er unausgeſetzt 
bemüht war, für die Gegner der beiden Könige große Truppenwerbungen in 
Deutſchland zuſtande zu bringen, wie denn auch anderſeits jene Forderung 
der proteſtantiſchen Freiſtellung ihn keineswegs hinderte, nicht nur für ein ent— 
ſprechendes Recht der Katholiken unbedingt unzugänglich zu bleiben, ſondern auch 
fernerhin ſeinen lutheriſchen Ambergern calviniſtiſche Prediger aufzunötigen. An— 
geſichts der Bedrängung der Amberger meinte der weniger glaubensſtarke Land— 
graf Wilhelm: wenn ein Fürſt ſolche Macht gegen ſeine Unterthanen hat, ſo 
thun auch Mainz, Fulda und andere nicht Unrecht, indem ſie ihre Untergebenen 
zur Verleugnung der Augsburger Konfeſſion und zur Annahme ihres jeſuitiſchen 
Glaubens nötigen. Der fromme Kurfürſt dagegen ſagte: wir können den Am— 
bergern die Entfernung jener Prediger nicht bewilligen, wir wollten denn die 
erkannte Wahrheit unter die Bank ſchieben und unſere Unterthanen zu ihrem 
Verderben in der Finſternis laſſen. ) 

Mit der Freiſtellung in und außer dem Reich waren übrigens die pfälziſchen 
Forderungen noch nicht erſchöpft. Es ſollte weiter den Bekennern der calvinifti- 
ſchen Abendmahlslehre der Genuß des Religionsfriedens ausdrücklich geſichert 
werden, es ſollte die Verpflichtung des Kaiſers zum Schutz des römiſchen Stuhls 
(S. 255) aus der Kapitulation geſtrichen werden, die Annaten und Pallien— 
gelder ſollten nicht mehr an den Papſt, ſondern für die Erforderniſſe des Reichs 
und Kaiſers gezahlt werden. Dann kamen politiſche Artikel: der neu Gewählte 
ſollte ſich verpflichten, nicht wieder, wie es Ferdinand und Maximilian gethan, 
die Wahl ſeines Nachfolgers bei ſeinen Lebzeiten zu betreiben; die Kurfürſten 
ſollten demſelben einen Rat zur Führung der Reichsregierung zuordnen, beſtehend 
aus je einem Abgeordneten der ſechs Kurfürſten und aus zwei Grafen als 


1) Kluckhohn II n. 814 S. 818, n. 806 S. 795/6. 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555 1648. 30 
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Vorſitzenden, deren einen die geiſtlichen, den anderen die weltlichen Kurfürſten 
zu ernennen hatten. 

Man ſieht, während die Stellung der Pfälzer im Reich vereinſamt und 
bedroht war, fühlten ſie erſt recht den Mut, ihren Gegenſatz gegen den Kaiſer, 
die katholiſchen Kurfürſten und die katholiſchen Nachbarmächte zum ſchärfſten 
Ausdruck zu bringen. Um ſo eigentümlicher hob ſich der gemäßigte Stand— 
punkt ab, den der ſächſiſche Kurfürſt einnahm. Auch ihn hatte die Erregung, 
welche die fortſchreitende Gegenreformation hervorgerufen hatte, ſo weit berührt, 
daß er bei dem Wahltag für eine beſondere Verſicherung ſeiner Glaubensgenoſſen 
einzutreten bereit war. Allein der Plan ſeines Vorgehens war ſorgfältig ab— 
gemeſſen. Was ihm beſonderen Eindruck gemacht hatte, das war die Behaup— 
tung, daß mit der Gegenreformation in Fulda und Mainz die mit dem Re— 
ligionsfrieden im engſten Zuſammenhang ſtehende Ferdinandeiſche Deklaration 
(S. 84) verletzt werde, jene Anordnung, welche in den Gebieten geiſtlicher Reichs— 
ſtände dem Adel, den Städten, den Gemeinden das Bekenntnis der Augsburger 
Konfeſſion und die ihr entſprechenden kirchlichen und gottesdienſtlichen Ordnungen 
zuſicherte, vorausgeſetzt daß ſie ſich zur Zeit des Religionsfriedens ſchon ſeit 
lange in öffentlicher Uebung dieſes Bekenntniſſes und dieſer Ordnungen befanden. 
Allerdings bei genauerem Zuſehen traf dieſe Deklaration auf die in Fulda oder 
im Eichsfeld bedrängten Proteſtanten gar nicht oder nur in ſehr geringem Maße 
zu. Denn wer hätte von Städten wie Fulda oder Duderſtadt nachweiſen können, 
daß dort ſchon lange vor dem Religionsfrieden ein geordnetes proteſtantiſches 
Kirchenweſen beſtand? Ueberhaupt, die Vorausſetzungen der Deklaration waren 
in umfaſſenderem Maße nur in norddeutſchen Stiftern des ober- und nieder— 
ſächſiſchen Kreiſes verwirklicht; in den geiſtlichen Fürſtentümern Weſtdeutſchlands 
war zur Zeit des Religionsfriedens der katholiſche Glaube zum guten Teil zer— 
ſetzt und aufgelöſt, aber proteſtantiſch kirchliche Ordnungen in aller Form, in 
größerem Umfang und mit feſter Stetigkeit waren damals noch nicht eingeführt. 
Indes ſolche Einwände, die eine umſtändliche und unbefangene Prüfung der 
Thatſachen erforderten, fanden auf proteſtantiſcher Seite nicht viel Beachtung; 
klar war doch, daß dem Proteſtantismus in den geiſtlichen Fürſtentümern eine 
günſtigere Stellung eingeräumt war als in den katholiſch-weltlichen Gebieten, 
und daß die Deklaration einer Gegenreformation in den erſten Landen wenig— 
ſtens in vielen Fällen im Wege ſtand. Und ſo faßte Kurfürſt Auguſt den Ent— 
ſchluß, es ſolle die Ferdinandeiſche Deklaration bekräftigt werden durch Aufnahme 
in die kaiſerliche Wahlkapitulation. 

Das waren die Forderungen, welche die beiden Häupter der proteſtantiſchen 
Reichsſtände aufſtellten. Inzwiſchen wurde die wirkliche Wahlhandlung noch durch 
eine Veränderung des Ortes und der Zeit verzögert. Der Kränklichkeit des 
Kaiſers wegen mußte die herkömmliche Wahlſtätte Frankfurt mit dem von den 
öſterreichiſchen Landen her leichter zu erreichenden Regensburg vertauſcht werden; 
die Abſicht ſodann, den zum römiſchen König erſehenen älteſten Sohn Maxi⸗ 
milians nicht eher den Kurfürſten vorzustellen, als bis er zur ungariſchen Krone 
auch die böhmiſche gewonnen habe und folglich bei der Wahl ſelber die böhmiſche 
Kurſtimme führen könne, zog eine Verſchiebung des Termines um mehrere 
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Monate nach ſich. Erſt am 11. Oktober 1575 konnten die eigentlichen Verhand— 
lungen eröffnet werden. Ehe wir ſie in Betracht ziehen, gedenken wir mit einigen 
Worten der Vorgänge in Böhmen. 

Wie in Oeſterreich ſo hatte Maximilian auch in Böhmen mit einem Land— 
tag zu rechnen, der mit der Bereitwilligkeit in der Gewährung ausgiebiger 

Steuern eine ſcharfe proteſtantiſche Oppoſition verband. Anders als in Oeſter— 
reich waren aber in Böhmen noch ältere Ueberlieferungen lebendig, welche die 
proteſtantiſche Bewegung einerſeits kräftigten, anderſeits teilten. Unter den 
huſitiſchen Stürmen war hier der Stand der Prälaten aus den Landtagen ver— 
ſchwunden, und ſomit der katholiſchen Sache die einzige verhältnismäßig zuver— 
läſſige Stütze in dieſer Verſammlung entzogen. Auf Grund der Baſeler 
Kompaktaten von 1433 beſtand hier neben den römiſch Katholiſchen die utra— 
quiſtiſch-katholiſche Gemeinſchaft, auf welche die lutheriſche Lehre noch raſcher 
und leichter ihre Anziehungskraft ausübte als auf die erſteren. Neben beiden 
endlich hatte ſich in geiſtiger Verwandtſchaft mit Taboriten und Waldenſern 
in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts die ernſte und ſtille Sekte der böh— 
miſchen Brüder gebildet, eine Gemeinſchaft, welche die Verwandtſchaft ihres 
Glaubens mit den Lehren Luthers alsbald erkannte und in einem Bekenntnis 
von 1535 im Sinne engen Anſchluſſes zum Ausdruck brachte. Auf ſo vor— 
bereitetem Boden hatten die ganz oder halb proteſtantiſch Geſinnten noch 
raſcher als in Oeſterreich die Majorität unter dem Adel und den Städten ge— 
wonnen; zugleich aber blieben ſie getrennt durch die überkommenen Unterſchiede. 
Wohl die mächtigſte Partei in der Ständeverſammlung bildeten unter Maximilian 
diejenigen, welche in der Augsburger Konfeſſion die Regel ihres Glaubens er— 
blickten. Neben ihnen behauptete ſich aber ein Bruchteil von Utraquiſten im 
alten Sinne, die ſich unter ihrem Konſiſtorium ebenſowenig mit dem ſeit 1561 
reſtituirten Erzbiſchof, wie mit den Lutheranern zu verſtändigen vermochten. Die 
Brüder endlich waren nicht geneigt, gewiſſe Eigentümlichkeiten ihres Bekenntniſſes 
und den Vorteil einer beſſeren kirchlichen Organiſation um den Preis ihrer Ver— 
ſchmelzung mit den Lutheranern aufzugeben. 

Seit 1571, demſelben Jahr, in dem die Oeſterreicher ihre Aſſekuration er— 
langten, drängten in Böhmen die lutheriſch geſinnten Stände offen und ſcharf auf 
die Freigabe der Augsburger Konfeſſion. Maximilian wich aus. Aber nun, Ende 
Februar 1575, wurde jener Landtag eröffnet, an dem Maximilian neben einer 
ſehr bedeutenden Steuerforderung die Annahme ſeines Sohnes Rudolf zum 
böhmiſchen König durchſetzen mußte, und zwar raſch durchſetzen mußte, um nicht 
unter unleidlichen Verzögerungen oder gar nach einer vor ſeinen Ständen erlit— 
tenen Niederlage in der Verſammlung der deutſchen Kurfürſten zu erſcheinen. 
Da erfaßten die Lutheraner den günſtigen Augenblick. Um die volle Mitwirkung 
der böhmiſchen Brüder zu gewinnen, vereinbarten ſie ein beſonderes Bekenntnis, 
in welchem man die Augsburger Konfeſſion mit derjenigen der Brüder in Ueber— 
einſtimmung zu bringen ſuchte. Ihre Meinung war nun, daß auch die Brüder 
dieſe Formulierung anerkennen und auf Grund derſelben mit ihnen die freie 
Religionsübung beantragen ſollten. Ganz ſo weit ließ es nun freilich die gegen 
den augenblicklichen Vorteil gleichgültige Feſtigkeit der Brüder nicht kommen. 
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Aber am 18. Mai vereinigten ſie ſich doch mit den lutheriſchen Ständen zu 
einem gemeinſamen Antrag an den Kaiſer. Hier wurde die neu verfaßte „böh⸗ 
miſche Konfeſſion“ als Bekenntnis der lutheriſchen Stände übergeben, zugleich 
aber deren Uebereinſtimmung mit der Brüderkonfeſſion in den Hauptpunkten 
erklärt, und für beide Teile die freie Religionsübung erbeten. 

Auch jetzt noch widerſtand Maximilian, und zwar aus denſelben Gründen, 
die ihn auch in Oeſterreich hatten widerſtehen laſſen: vornehmlich um dem Papſt 
und den katholiſchen Fürſten keinen Anlaß zu neuer Unzufriedenheit zu geben. 
Aber als nach zweimaliger Vertagung der Landtag am 16. Auguſt zum dritten— 
mal zuſammentrat, und damals unter den unzufriedenen Ständen die Neigung 
ſich geltend machte, das Erbrecht der Habsburger zu beſtreiten und ſtatt der 
verlangten Zuſtimmung zum Eintritt Rudolfs in die böhmiſche Königswürde ein 
freies Wahlrecht in Anſpruch zu nehmen, ) da ergriff Maximilian einen Aus— 
weg, auf dem er in ſeiner gewohnten Weiſe zugleich den Papſt zu beruhigen?) 
und die drängenden Stände zu befriedigen wußte. Nachdem er am 22. Auguſt 
auf den Antrag vom 18. Mai eine abſchlägige Antwort in aller Form erteilt 
hatte, lud er am 25. Auguſt die zur lutheriſchen und Brüderpartei gehörigen 
Stände — Herren, Ritter und ſtädtiſche Abgeordnete — vor und gab ihnen 
mündlich bei ſeiner Treue und ſeinem kaiſerlichen Worte die Zuſicherung, daß 
weder er noch ſein Nachfolger ſie in ihrem Glauben bedrücken oder hindern 
würden. Der Erfolg dieſer Erklärung zeigte ſich, indem wenige Tage nachher 
des Kaiſers Sohn, ohne daß die Stände ein freies Wahlrecht in Anſpruch 
nahmen, zum böhmiſchen Könige erklärt wurde. Auch dieſer gab dann am 
18. September die Zuſage, daß er das Verſprechen ſeines Vaters halten wolle. 

Maximilians Gewährung an die Böhmen war der zweite und letzte große 
Akt, durch welchen er dem in ſeine Erblande eingedrungenen Proteſtantismus 
den landesherrlichen Schutz zuſicherte. Sie ging über die öſterreichiſche Kon— 
zeſſion hinaus, inſofern ſie nicht nur Adelichen, ſondern auch Städtegeſandten 
erteilt wurde, ſie blieb hinter derſelben zurück infolge der Unbeſtimmtheit ihres 
Inhaltes und der Ungewißheit ihrer Rechtskraft. Eben dieſe Unklarheit hielt 
den Weg für eine künftige Reaktion offen. Unaufgehoben blieb das in die Land— 
tafel eingetragene Geſetz von 1508, welches den Glauben, die Verſammlungen, 
den Gottesdienſt der Pikarden, d. h. der böhmiſchen Brüder, bei ſchweren Strafen 
verbot und beſonders ihre Geiſtlichkeit der Verfolgung preisgab. Ungebrochen 
blieb die Jurisdiktion des Erzbiſchofs und des utraquiſtiſchen Konſiſtoriums, welche 
gegen die Anſtellung jedes ketzeriſchen Geiſtlichen in den Pfarren der Städte und 
adelichen Herrſchaften einzuſchreiten und die Hülfe des weltlichen Arms zu be— 
anſpruchen hatte. Woran ſollte nun die Landesregierung ſich halten: an die 
Geſetze oder eine vieldeutige einſeitige Erklärung des Kaiſers? Für die erſten 
dreißig Jahre trat ein Zuſtand ein, in dem gelegentlich Verfügungen der geiſtlichen 


) Langueti epl. I (2) n. 45 S. 109. Kluckhohn II n. 832 S. 848. 

*) Nihil novi introductum esse, meldet der Erzbiſchof von Prag dem Papſt am 19. Sept. 
(Theiner II S. 20). Zeugnis des Nuntius, Sept. 5, daß nach Anſicht des ſpaniſchen Geſandten, 
des Prager Erzbiſchofs, der katholiſchen Herrn der Kaiſer non poteva pigliar resoluzione piu 
accommodata al tempo. (A. a. O. S. 461.) 
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und weltlichen Behörden ergingen: gegen die Brüder wegen kirchlicher Verſamm— 
lungen, gegen königliche Städte und adeliche Herren wegen der Anſtellung prote— 
ſtantiſcher Geiſtlicher oder wegen des Baues proteſtantiſcher Kirchen, ohne daß 
man jedoch dem Fortgang all dieſer verbotenen Handlungen mit wirklichem Nach— 
druck und in umfaſſendem Maße entgegengetreten wäre: ein ſchwankender Zu— 
ſtand, welcher Klärung nach der einen oder anderen Seite erforderte. 

Für dasjenige, was damals dem Kaiſer am meiſten am Herzen lag, für 
die bevorſtehende römiſche Königswahl, ſchloſſen jedenfalls dieſe böhmiſchen Vor— 
gänge einen Vorteil in ſich: ſie gaben den proteſtantiſchen Kurfürſten ein neues 
Zeugnis von der freundlichen Geſinnung des Kaiſers und ſeines Nachfolgers. 
Allerdings war es auch Zeit, dieſe günſtige Stimmung zu benutzen, denn ſchon 
einige Wochen nachher war der Eröffnungstermin des Regensburger Kurfürſten— 
tages herangekommen. Perſönlich erſchienen bei demſelben neben Maximilian 
und Rudolf ſämtliche Kurfürſten außer Friedrich III. Dürfen wir dem letztern 
Glauben ſchenken, ſo hatte er ſeinen Entſchluß, ſich perſönlich einzufinden, erſt in 
letzter Stunde wegen des bedenklichen Zuſtandes ſeiner abnehmenden Kräfte ge— 
ändert.!) Indes, jo wenig an ſeiner Bereitwilligkeit, für ſeine Ueberzeugung 
perſönlich einzuſtehen gezweifelt werden kann, ſo hätte doch ein Mut ganz be— 
ſonderer Art dazu gehört, um die unterirdiſche Arbeit für die Heirat Oraniens 
und für den eben damals betriebenen Zug Johann Kaſimirs gegenüber dem 
Unwillen des Kaiſers, dem Mißtrauen der geiſtlichen Kurfürſten und dem Jäh— 
zorn des Kurfürſten Auguſt zu vertreten. Vermutlich beſtimmte den pfälziſchen 
Kurfürſten unter ſolchen Verhältniſſen doch auch die Empfindung, daß er durch 
ſeine Gegenwart nur aufreizen und nichts ausrichten werde.?) Er ließ ſich alſo 
durch eine Geſandtſchaft vertreten, an deren Spitze er ſeinen älteſten Sohn 
Ludwig ſtellte, jenen Fürſten, der vermöge des Abſcheus gegen den Calvinismus 
ſeines Vaters allerdings den anderen proteſtantiſchen Kurfürſten ſich empfahl, 
aber zu einer thatkräftigen Vertretung der pfälziſchen Politik wenig geeignet war. 

Bei den nun beginnenden Verhandlungen wurden die Hoffnungen der 
Pfälzer auf eine mögliche Verſchleppung der Wahl raſch vereitelt. Nachdem 
die vorbereitenden Beſprechungen durch ein paar beſchimpfende Ausfälle des Kur— 
fürſten Auguſt gegen Friedrich III. und ſeinen Kanzler Ehem belebt waren, 
faßte man am 12. Oktober nach einer einzigen Sitzung den Beſchluß, in die 
Wahlgeſchäfte einzutreten. Die erſte Aufgabe war die Feſtſetzung der Kapitu— 
lation. Bei der Beratung derſelben wurde dem Herkommen gemäß der König 
von Böhmen nicht zugezogen: erſt zu der fertigen Wahlkapitulation hatte er 
ſeine Zuſtimmung zu geben und hiernach mit ſeinen ſechs Kollegen zur eigent— 
lichen Wahl zu ſchreiten. Wie nun die drei geiſtlichen und die drei proteſtan— 
tiſchen Kurfürſten die Verhandlungen begannen, traten die Pfälzer mit der Liſte 
ihrer Forderungen hervor, allerdings nicht ohne die Aufträge ihres Kurfürſten 
mehrfach einzuſchränken. Vor allem hielten ſie mit dem Anſinnen, daß der 


) Kluckhohn II n. 838 S. 873. 
2) Daß er trotz ſeiner Zuſagen nicht kommen werde, ſagt der kaiſerliche Geſandte ſchon 
am 7. Juni 1575 voraus. (Schneidt S. 340.) 
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Einſchluß der Calviniſten in den Religionsfrieden anerkannt werde, zurück; denn 
bei der Stimmung der Verſammlung mußten ſie zufrieden ſein, daß nicht ein 
entgegengeſetzter Vorſchlag hervorkam. Statt der allgemeinen Freiſtellung ver— 
langten ſie Aufhebung des geiſtlichen Vorbehaltes und Beſtätigung der Ferdi— 
nandeiſchen Deklaration; daran ſchloſſen ſich ihre gegen den römiſchen Stuhl ge⸗ 
richteten Anträge und der Vorſchlag des dem Kaiſer beizuordnenden Rates. l) 
Wie viel einfacher lautete dem gegenüber das Votum des Kurfürſten von Sachſen, 
welchem nach längſt genommenem Einvernehmen Brandenburg ſich anſchloß! 
„Unter Hintanſetzung der anderen Punkte,“ bemerkt ein vom pfälziſchen Groß— 
hofmeiſter geführtes Protokoll, „urgiert er nur die Deklaration.“ ?) 

Wirklich zu berückſichtigen brauchten da die katholiſchen Kurfürſten nur 
das Anſinnen bezüglich der Deklaration. Nun iſt ſchon bemerkt (S. 84), 
daß dieſe Anordnung ohne Zuſtimmung der Reichsſtände erlaſſen, daß ſie auch 
dem Reichskammergericht nicht zur Nachachtung mitgeteilt war. Sehr nahe— 
liegend war alſo die Einrede gegen die geſetzliche Verbindlichkeit derſelben. Aber 
die geiſtlichen Kurfürſten, nach dem ſchon vom Abte von Fulda gegebenen Beiſpiel, 
fügten einen zweiten weitergehenden Einwand hinzu: ſie erklärten von dem Vor— 
handenſein dieſes Aktenſtückes bisher nichts gewußt zu haben; ſie gaben ihren 
Zweifel kund, ob es authentiſch ſei. Daß in Wirklichkeit die Deklaration Ferdi— 
nands, deren Erlaß der König doch bei den Verhandlungen über den Religions— 
frieden den katholiſchen wie den proteſtantiſchen Ständen vorher angezeigt hatte, 
ſchon zwanzig Jahre nachher bei den katholiſchen Ständen vergeſſen ſein ſollte, 
iſt ſchwer zu glauben. Und dennoch ſcheint es ſo zu ſein. Denn auch Maximilian II. 
erkundigte ſich vergeblich nach dem Aktenſtück in ſeiner Kanzlei; er ſprach über 
dasſelbe dem päpſtlichen Nuntius in Worten, aus denen dieſer den Zweifel an 
der Echtheit heraushörte.?) Offenbar hatten auch die Proteſtanten, denen Ferdi— 
nand ſeine Deklaration — ſie hatte die Form eines Patentes — zuſtellte, es 
verſäumt, für die gehörige Verbreitung derſelben zu ſorgen. 

Auf welche Spitze war nun aber der in Fulda und dem Eichsfeld aus— 
gebrochene Streit getrieben! Die proteſtantiſche Partei hatte denſelben verall— 
gemeinert, indem ſie die Beſtätigung der Ferdinandeiſchen Deklaration verlangte. 
Die katholiſche Partei, indem ſie die Geltung dieſer Anordnung ausnahmelos 
in Abrede ſtellte, ſuchte, im Hinblick auf alle in den geiſtlichen Fürſtentümern 
noch bevorſtehenden Gegenreformationen, ihren Widerſachern das Recht zum Ein— 
ſpruch aus der Hand zu nehmen. Sehr begreiflich iſt es, daß da die Verhand— 
lungen einen erregten Ton annahmen. Am 19. Oktober erſchienen die Kur— 
fürſten von Sachſen und Brandenburg nebſt dem Pfalzgrafen Ludwig vor dem 
Kaiſer und gaben die Erklärung ab: er möge gegenüber dem Widerſpruch der 
geiſtlichen Kurfürſten die Anordnung treffen, daß die Deklaration in Kraft bleibe 
und thatſächlich befolgt werde. Sollte dies nicht geſchehen, fo werde kaiſerliche 
Majeſtät es nicht ungnädig aufnehmen, wenn die weltlichen Kurfürſten und 


) Das Protokoll bei Schneidt S. 499. 
WE Cy Oi. IL 


) Bericht des Biſchofs Torcello, 1575 Oktober 28. (Theiner, Annales eccl. II S. 466.) 
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ihre Geſandten, ohne ſich in weitere Verhandlungen einzulaſſen, wieder nach 
Hauſe zögen. 

Die geiſtlichen Kurfürſten gaben nicht nach, und ſo ſchien der Wunſch der 
Pfälzer, daß die Wahl hintertrieben werde, ſich doch noch erfüllen zu wollen. 
Aber für den Kurfürſten Auguſt hatte die Lage der Dinge ein anderes Ausſehen 
als für die Pfälzer. Ungewißheit der Nachfolge und Ausſicht auf die Verdrängung 
des Hauſes Oeſterreich von derſelben bedeutete für ihn die Zerſtörung der Fun— 
damente, auf denen das Reich mit dem Reſt ſeiner ſtaatlichen Ordnungen und 
ſeines inneren Friedens beruhte, ſie bedeutete Vorbereitung eines offenen Kampfes 
zwiſchen den beiden kirchlichen Parteien, in welchem auf proteſtantiſcher Seite die 
Führung wohl den gehaßten Pfälzern zufallen mußte. Sollte er dieſe Gefahren 
hinnehmen, um einen allerdings hochwichtigen Anſpruch ſeiner Partei zu retten? 
In der Entwickelung der konſervativen Politik des Kurfürſten Auguſt und für die 
Geſchichte der proteſtantiſchen Partei überhaupt war es eine folgenſchwere Entſchei— 
dung, daß er dieſe Frage in verneinendem Sinne löſte. Vielleicht hatten ſchon 
ſeine in Mühlhauſen mit Kurmainz geführten Beſprechungen ihn dazu vorbereitet 
(S. 418 Anm. 2); jetzt bot ihm den äußeren Anlaß zum Zurückweichen ein Vor— 
ſchlag, den der Kaiſer am 21. Oktober machte: man möge bei der Unnachgiebigkeit 
beider Parteien die Sache dem nächſten Reichstag zur Erledigung zuweiſen. 

Noch am Abend des 21. Oktobers entnahmen die Pfälzer aus den Er— 
klärungen der Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg, daß ſie auf der Zurück— 
weiſung dieſes Vorſchlages beſtehen würden. Dann aber, am Vormittag des 22., 
als die zur pfälziſchen Geſandtſchaft gehörigen Räte!) zu einer Sitzung des Kur— 
fürſtenrats erſchienen, wurden ſie durch die Mitteilung überraſcht, daß inzwiſchen 
die beiden Kurfürſten ſich mit dem Kaiſer und ihren geiſtlichen Kollegen über 
die Annahme des Vermittelungsvorſchlags geeinigt hätten. Vor dieſem plötz— 
lich hergeſtellten Einvernehmen der ihnen ſo unfreundlich geſinnten Majorität 
mußten ſie ſich abermals fügen, und Mainz eröffnete die Sitzung mit den Worten: 
da man nunmehr in der Frage der Deklaration einig geworden, könne man zu 
den noch übrigen Punkten fortſchreiten. Friedrich III., als er dieſe Vorgänge 
hörte, bemerkte in unwilliger Enttäuſchung: was man am Kurfürſtentag — bei der 
Stimmengleichheit beider Partien und dem Zwangsmittel der Wahlverweigerung 
— nicht erreicht habe, das werde man am Reichstag wohl noch weniger erreichen. 
Hinterher mußte er zu ſeiner noch größeren Enttäuſchung vernehmen, daß jene 
plötzliche Abmachung mit dem Kaiſer wohl hinter dem Rücken ſeiner Räte, nicht aber 
ohne Wiſſen des Hauptes ſeiner Geſandtſchaft, des Pfalzgrafen Ludwig, erfolgt 
war: der hatte vielmehr ſich von den Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg 
gewinnen laſſen und mit ihnen zuſammen die ihm widerwärtigen calviniſtiſchen 
Räte ſeines Vaters hintergangen.?) Von ſeinem Verhalten im allgemeinen bemerkte 
der pfälziſche Großhofmeiſter: er ſchien mehr mit den Widerſachern zuſammen— 
zuhalten und uns und unſere Maßnahmen zu hindern. 


1) Die Räte ohne Ludwig. Vgl. Kluckhohn 1 S. 896 Anm. 1. 

2) Er geſteht dieſes ſelber in dem Bericht vom 28. Oktober. (Kluckhohn II n. 850 
S. 898), und die kurpfälziſchen Räte beſtätigen es (n. 856 S. 911). Kluckhohn in der Anm. 1 
S. 911 irrt, wenn er aus Ludwigs Bericht dieſe Thatſache nicht hervorgehen ſieht. 
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Ohne Schwierigkeiten wurden nun die übrigen Geſchäfte erledigt. Am 
27. Oktober ward Rudolf einhellig zum römiſchen König erwählt, und am 
1. November wurde die Krönung vollzogen. Auch die Abhaltung eines Reichs— 
tags wurde dem Kaiſer ohne Anſtand bewilligt, wie denn das Ausſchreiben des— 
ſelben bereits am 10. November ausging, und die Eröffnung der Verſammlung 
auf den 15. Februar 1576 in der Stadt Regensburg anberaumt wurde. 

An dieſem Reichstag ſollte der Streit über die Ferdinandeiſche Deklaration, 
wie wir ſahen, wieder aufgenommen werden; er ſchien überhaupt beſtimmt zu 
ſein, die Gegenſätze zwiſchen den kirchlichen Parteien, welche jetzt doch wieder in 
ſtärkere Bewegung geraten waren, zu einem neuen und heftigern Ausbruch zu 
bringen. Denn ſchon war bei den Verhandlungen des Kurfürſtentages neben 
jener einen Streitfrage noch eine zweite, von der bisher nicht die Rede geweſen 
iſt, angeregt worden, eine Frage, die ganz geeignet war, am tiefſten in die Be— 
ziehungen der beiden großen Parteien einzugreifen: ſie bezog ſich auf den alten 
Streit über den geiſtlichen Vorbehalt und wies zugleich als nächſtes Ziel für einen 
thatſächlichen Austrag des Streites auf das Erzſtift Köln. 

Die früheren Angriffe gegen den geiſtlichen Vorbehalt bei den Reichstagen 
von 1557, 1559 und 1566 waren von den proteſtantiſchen Fürſten oder auch 
der Geſamtheit der proteſtantiſchen Stände ausgegangen. An demſelben Reichs— 
tag von 1566 aber, an dem die Spaltung der proteſtantiſchen Fürſten ausbrach 
und die Folge hatte, daß jene Angriffe für die nächſten Jahre eingeſtellt wurden, 
trat ein engerer Kreis als beſonderer Feind des Vorbehaltes hervor und ſorgte 
dafür, daß der Kampf nicht erloſch. 

Der Verband der Wetterauer Grafen, wie er im November 1565 durch 
ein neues zehnjähriges Bündnis befeſtigt war, umfaßte eine Gruppe von kleinen 
proteſtantiſchen Landesherren, deren Gebiete ſich vom unteren Main bis über 
den Weſterwald hinaus erſtreckten und mit den Grafſchaften von Wied und 
Sayn ) an den Rheinſtrom und in den niederrheiniſch-weſtfäliſchen Kreis hinein— 
reichten. Es gehörten zu ihnen auch die verſchiedenen Teilherren des Hauſes 
Naſſau, darunter der Graf Johann von Naſſau-Dillenburg, der älteſte Bruder 
Wilhelms von Oranien. Für die herkömmliche Verſorgung ihrer jüngeren Söhne 
waren dieſe Wetterauer Grafen vornehmlich auf die Kapitel der rheiniſchen Bis— 
tümer angewieſen; ſie hatten aber ſeit der Reformation dort mit einer doppelten 
Gegnerſchaft zu kämpfen. Auf der einen Seite ſuchte der niedere ritterbürtige 
Adel ſich gewiſſe Stifter ausſchließlich zu ſichern, und es gelang ihm, in Mainz 
und Trier eine beinahe vollſtändige Ausſchließung des höheren Adels durchzu— 
ſetzen.) Um ſo eifriger ſuchten die Grafen den Vorrang, den ſie in den Ka— 
piteln von Straßburg und Köln beſaßen, zu behaupten. Hier jedoch trat ihnen 
als zweiter Widerſacher die katholiſche Partei entgegen, welche durch Geſetz und 
Statuten die proteſtantiſchen Bewerber auszuſchließen unternahm. Das Geſetz, 
welches die Katholiken anriefen, war der geiſtliche Vorbehalt. Allerdings bezog 


1) Schneidt I S. 540. 
Ueber deren nachträglichen Beitritt zur Einigung: Loſſen, Kölner Krieg LS. 213. 
5) Loſſen 1 S. 392. 
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fic) der geiſtliche Vorbehalt in erſter Linie auf Biſchöfe und Reichsäbte (S. 83), 
aber die wörtliche Faſſung desſelben war eine ſo weite, daß er zugleich auf jeden 
Geiſtlichen, folglich auch auf die Domherren angewandt werden konnte. Allerdings 
richtete ſich ferner der geiſtliche Vorbehalt nur gegen den Uebertritt des Inhabers 
einer geiſtlichen Würde zum Proteſtantismus, nicht gegen den Eintritt eines Prote— 
ſtanten in eine geiſtliche Würde; allein wie man von katholiſcher Seite in Bezug auf 
Biſchöfe und Reichsäbte das ältere Reichskirchenrecht, welches den Eintritt in dieſe 
Aemter von der päpſtlichen Beſtätigung abhängig machte, ergänzend hinzuzog 
(S. 310), ſo nahm man in den Kapiteln überkommene oder auch neu geſchärfte 
Statuten zur Hülfe. Es waren dies Beſtimmungen, welche von den eintreten— 
den Kapitularen eine Verpflichtung im Sinne des katholiſchen Bekenntniſſes ver— 
langten. Aufs ſchärfſte wurde dieſe Verpflichtung formuliert, wenn man, wie es 
durch die Provinzialſynoden von Augsburg und Salzburg (S. 299, 300) ge— 
ſchehen war, das den Beſchlüſſen des Trienter Konzils entſprechende Glaubens— 
bekenntnis in den Kapiteln einführte. Dies ſcheint jedoch in den rheiniſchen 
Bistümern damals noch nicht geſchehen zu ſein.!) Aber auch hier müſſen wenig— 
ſtens teilweiſe, z. B. in Köln,?) Verpflichtungen abgenommen fein, welche von 
der Zeit ab, da die Bekenntniſſe ſich ſchärfer ſchieden, und es ſich in den Kapiteln 
nicht mehr um die Freiheit proteſtantiſcher Sympathien, ſondern um den Eintritt 
eigentlicher Proteſtanten handelte, für die letzteren unerträglich waren. 

Solche Fragen des Glaubens und der Intereſſen waren es, welche die 
Wetterauer Grafen bald nach dem Religionsfrieden in Bewegung ſetzten, um ſie 
dann, in der Zeit, da der Kölner Erzbiſchof Friedrich von Wied wegen Ver— 
weigerung des Trienter Glaubensbekenntniſſes mit dem Papſte ſtritt (S. 267), 
zu reger Thätigkeit und zu kühnen Hoffnungen anzuſpornen; ſie meinten damals, 
es werde vielleicht die Reformation der hohen Stifter, mindeſtens aber die Frei— 
ſtellung der proteſtantiſchen Religion in den Domkapiteln mittelſt der Abſchaffung 
der im Wege ſtehenden Verpflichtungen zu erwirken ſein. Bei einem Grafen— 
tag, den ſie zu Butzbach um dieſelbe Zeit, da ſie ihr Bündnis erneuerten, ab— 
hielten, beſchloſſen ſie, durch eine doppelte Geſandtſchaft, die eine an den Kölner 
Erzbiſchof und ſein Kapitel, die andere an den Kaiſer bei Gelegenheit des Augs— 
burger Reichstags (1566), in dieſem Sinne zu wirken. Beide Geſandtſchaften 
gingen ab, allein fie ſchlugen fehl. Als dann in Köln Erzbiſchof Friedrich ab— 
dankte, und ein neuer Artikel der Wahlkapitulation ſeinen Nachfolger verpflich— 
tete, auf Verlangen des Papſtes das Trienter Glaubensbekenntnis abzulegen,“) 
ſchien vielmehr eine katholiſche Reaktion angebahnt zu ſein, welche von der 
Stellung des Erzbiſchofs zu derjenigen der Kapitularen voranzuſchreiten drohte. 


) Die Trierer Verordnung von 1569 z. B. handelt nur von der professio fidei bei 
Uebernahme ſeelſorgerlicher Stellen. (Harzheim VII S. 605.) In Straßburg fand der Biſchof 
im Jahr 1576 den Gedanken d'introdurre la professione della fede nella confirmatione de’ 
canonici undurchführbar. (Bericht Porzias, 1576 Februar 23. Theiner II S. 5385/6.) 

2) Loſſen I S. 300. 

5) S. 290, nach Loſſen 1 S. 27. Daß mit der „auf Erfordern des Papſtes“ zu leiſten⸗ 
den professio fidei eben nur die nach dem Tridentinum aufgeſtellte gemeint ſein kann, muß wohl 
angenommen werden. 


474 Drittes Buch. Dritter Abſchnitt. 


Dieſe Rechnung wurde jedoch wieder durchkreuzt durch die Haltung des 
neu Erwählten. Erzbiſchof Salentin war kurz vor ſeiner Wahl infolge des. 
Todes ſeines Bruders Erbe der Grafſchaft Iſenburg-Grenzau geworden. Wenn 
er nun als 35jähriger Mann die Regierung des Erzſtiftes übernahm, fo geſchah 
es, um ſeine Kraft in der Führung großer Geſchäfte zu bewähren, vielleicht auch, 
um mächtige Verbindungen zu ſchließen und eigene Geldmittel zu ſammeln, zu— 
gleich aber mit dem, wie es ſcheint, von vornherein gefaßten Vorſatz, nach einiger 
Zeit die kurfürſtliche Würde niederzulegen, zu heiraten und in ſeine Grafſchaft 
zurückzukehren. Er hütete ſich deshalb, zu ſeinem Subdiakonat eine höhere Weihe 
zu empfangen, und blieb gleich ſo vielen Standesgenoſſen bloß „erwählter“ Erz⸗ 
biſchof. Seine Neigungen galten der Verwaltung der zerrütteten Kammergüter 
und den kriegeriſchen Beſchäftigungen. So erlebte man es z. B. im Jahre 
1572, daß er, der Erwählte der zweitvornehmſten Kirche des Deutſchen Reichs, 
als bezahlter Oberſter Philipps II. in den niederländiſchen Krieg zog; mit Wohl— 
gefallen berichtete Alba über die ſtattliche kriegeriſche Erſcheinung des geiſtlichen 
Herrn, wie er in ſeinem Harniſch mit den großen Piſtolen zur Seite an der 
Spitze ſeiner Reiter aufgezogen ſei, ganz wie ein gewöhnlicher Soldat. Soldatiſche 
Rauheit, oder gelegentlich auch Rohheit liebte er im Verkehr und in den Ge— 
ſchäften, beſonders wenn ſein jähes Temperament ihn überkam, oder wenn er 
bei einem maſſiven Zechgelage ſeinen Mann geſtanden hatte; im übrigen aber 
barg er unter groben Formen ein tüchtiges Verwaltungstalent und eine ſchwer 
ergründliche Verſchlagenheit. 

Zu einem Streiter für die katholiſche Religion war ein Mann von ſolchen 
Neigungen ſchwer zu gebrauchen. Bald verwickelte ihn vielmehr der Eigenwille, 
mit dem er ſeine eigenen Wege verfolgte, in gefährliche Zwiſtigkeiten ſowohl 
mit ſeinem Kapitel, gegen deſſen Einkünfte und Forderungen er die Rechte der 
erzbiſchöflichen Finanzen mit Genauigkeit wahrte, wie mit dem Papſte, weil er 
ſich nicht zum Prieſter weihen laſſen wollte und ſelbſt gegen die Ablegung des 
Trienter Glaubensbekenntniſſes wieder Ausflüchte fand. Erſt im Dezember 1573 
erlangte er von Gregor XIII. die Beſtätigung, indem von jenen beiden Be— 
dingungen die erſte erlaſſen, die zweite erfüllt wurde. Dieſe Streitigkeiten nun, 
und daneben die an die Oeffentlichkeit dringende Abſicht Salentins, die erz— 
biſchöfliche Regierung nur auf beſchränkte Zeit zu führen, waren es, welche die 
Beſtrebungen der fürſtlichen Hauspolitik, der großen kirchlichen Parteien und 
nicht minder der benachbarten Mächte auf die Frage richteten, wem das Erz— 
ſtift nach Salentin zufallen ſolle. Zuerſt trat dabei die katholiſche Partei auf 
den Kampfplatz, und innerhalb derſelben das Haus Baiern. 

Wir ſahen, wie in der Beförderung des jungen Prinzen Ernſt ſich die 
Intereſſen der Macht des bairiſchen Hauſes und der Befeſtigung der katholiſchen 
Kirche verbanden, wir ſahen auch (S. 309, 311), wie ſchon ſeit Ende 1566 
jene folgenſchwere Wendung begann, welche die auf Erwerb geiſtlicher Stifter 
für das Haus Baiern gerichteten Beſtrebungen von Süddeutſchland nach Nord— 
deutſchland hinüberführte. Eben in der Zeit nun, da der Vater des Herzogs 
Ernſt nur zögernd auf den Plan der Erwerbung von Hildesheim einging, 
im Sommer 1567, kurz vor der Abdankung des Erzbiſchofs Friedrich, waren 
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bereits die Gedanken des bairiſchen Herzogs Albrecht auf das allerdings viel 
verlockendere Erzbistum Köln gerichtet: nicht gleich, aber mit der Zeit hoffte er 
ſeinen Sohn dort an die Spitze zu bringen. Dieſe Gedanken gewannen raſch 
unter der Gunſt der Ereigniſſe feſtere Geſtalt. Zu Anfang des Jahres 1569 
gaben Salentins Zerwürfniſſe mit dem Papſt dem in Rom lebenden Kardinal— 
biſchof Otto von Augsburg den Plan ein: Pius V. ſolle Salentin abſetzen und 
den Prinzen Ernſt an deſſen Stelle ernennen. Ein ſo gewaltſames Verfahren 
war allerdings nicht im Sinne des Herzogs Albrecht; aber unterrichtet über 
Salentins Abdankungspläne, ergriff er doch die Gelegenheit, um in vorſichtigen 
Verhandlungen mit dem Herzog Alba, mit dem Kaiſer, mit dem Kölner Erzbiſchof 
ſelber ſeinen Sohn als deſſen Nachfolger zu empfehlen. Den eifrigſten Beifall 
fand er bei dem Herzog von Alba. Dieſer rechnete, daß es für den Gang des 
ſpaniſch⸗niederländiſchen Krieges von höchſter Wichtigkeit war, ob die beiden 
Nachbarfürſten, der von Jülich-Kleve und der von Köln, deren Gebiete zuſammen 
mit demjenigen des Biſchofs von Lüttich ſich feſt an die Niederlande, zwiſchen 
die ſüdlichen und nördlichen Provinzen, anlegten und zum Teil hineinſchoben, 
es mit Philipp II. oder mit den Aufſtändiſchen hielten. Daß Spanien auf 
Baiern zählen könne, hatte Alba eben damals erfahren (S. 434/5), und jo war 
er es, und auf ſeinen Rat Philipp II. und dann Papſt Pius V., welche den 
Plan der bairiſchen Nachfolge in Köln genehmigten. 

Dieſes Eingreifen der vereinigten Intereſſen des bairiſchen Hauſes, der 
ſpaniſchen Politik und der katholiſchen Kirche in die Angelegenheiten des Erz— 
ſtiftes Köln regte nun aber die entgegengeſetzten Beſtrebungen auf. Die Zeit, 
da die Gegenwirkung hervortrat, war die Epoche, welche der Bartholomäusnacht 
folgte, und die Urheber derſelben waren Graf Ludwig von Naſſau und deſſen 
Bruder Johann, den wir von dieſer Zeit ab in die Kreiſe der großen oraniſchen 
Politik eintreten ſehen. In ſehr natürlichem Anſchluß an die früheren Be— 
ſtrebungen der Wetterauer Grafen erkannten die Brüder in den Neigungen des 
wunderlichen Erzbiſchofs eine Gelegenheit, den Zutritt der Proteſtanten zum 
Kölner Erzſtift zu erringen. Salentin wollte abdanken, um heiraten zu können: 
ſtatt deſſen ſollten ihm die Mittel geboten werden, um zugleich eine fürſtliche 
Braut zu gewinnen und das Stift zu behaupten, vorausgeſetzt daß er zur prote— 
ſtantiſchen Religion übertreten und den Proteſtanten den Eintritt ins Kapitel 
verſchaffen wolle. Um jene Mittel in Geſtalt der Hülfe einer ſtarken Bundes— 
genoſſenſchaft dem Erzbiſchof zu bieten, waren die Brüder im Jahre 1573 in 
lebhafter Verhandlung mit den Wetterauer Grafen, mit Frankreich und mit 
Kurpfalz. Unter erſteren ſuchten ſie die im Jahre 1575 ablaufende Einigung 
nicht nur zu erneuern, ſondern auch durch Zuziehung anderer Stände zu einem 
größeren proteſtantiſchen Bunde zu erweitern; von Frankreich erwirkten ſie die 
Bewilligung einer dem Erzbiſchof ſehr willkommenen Penſion; der Kurfürſt von 
der Pfalz endlich zeigte ſich bereit, nicht nur den Erzbiſchof im Fall des Ueber— 
trittes mit ſtarker Hand zu unterſtützen, ſondern ihm auch eine ſeiner Töchter 
zur Gemahlin zu geben. 

Mit ſolchen Angeboten unternahm es Graf Johann, auf den Kölner Erz— 
biſchof in direkten, ſeit Oktober 1573 geführten Verhandlungen einzuwirken. 
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Und Salentin fand es zweckmäßig, wie mit Baiern, ſo auch mit Naſſau und 
Pfalz ſich einzulaſſen. Nicht daß er ernſtlich an den Uebertritt zum proteſtan— 
tiſchen Bekenntnis gedacht hätte. Denn wenn er auch keineswegs den Eifer 
eines Jeſuitenjüngers beſaß und die Trienter Kirchenverſammlung in ſeinen 
lärmenden Ergüſſen wohl als Winkelkonzil verhöhnte, ſo wollte er doch katholiſch 
bleiben. Seine Abſicht war bloß, zwiſchen den ſich bekämpfenden Mächten und 
Parteien ſeinen Vorteil ſelbſtändig wahrzunehmen. 

Die Windungen und Wendungen dieſer Umtriebe im einzelnen zu ver— 
folgen, würde viel zu weit führen. Genug, daß ſie noch im Gange waren, als 
der Regensburger Wahltag abgehalten ward. Da nun traten neben Graf Johann 
von Naſſau auch die ſämtlichen Wetterauer Grafen wieder auf den Kampfplatz. 
Angeregt durch die neuen Ausſichten und Streitigkeiten in Köln, nahmen ſie die 
Bemühungen vom Jahr 1566 wieder auf und verſtändigten ſich unter einander 
und mit einer Anzahl von Standesgenoſſen in den Gegenden des Rheins, 
Frankens, Thüringens und des Harzes über einen neuen dem Kurfürſtentag ein— 
zureichenden Antrag auf Freiſtellung der proteſtantiſchen Religion in den Stiftern. 
Sie forderten in einer faſt drohend gehaltenen ſchriftlichen Eingabe die Beſeiti— 
gung der Pflichten und Eide, welche dem Eintritt der Proteſtanten in die Dom— 
kapitel im Wege ſtanden, ſie nahmen als natürliche Folge ſolcher Reformen den 
freien Uebertritt der Biſchöfe zur Augsburger Konfeſſion in Ausſicht. Unmittel— 
baren Erfolg hatte dieſer neue Anſturm gegen den geiſtlichen Vorbehalt aller— 
dings nicht; wir ſahen ja, wie Brandenburg und Sachſen ſich von dem Angriff 
gegen dieſes Geſetz zurückzogen. Allein der alte Streit war damit in erregter 
und kampfluſtiger Zeit wieder angefacht, und es konnte nicht ausbleiben, daß 
er am nächſten Reichstag mit verſtärkter Heftigkeit wieder ausbrach. Die Fuldaer 
Gegenreformation hatte den Streit über die Deklaration Ferdinands erregt, die 
Kölner Verwickelungen erneuerten den Kampf um den geiſtlichen Vorbehalt, einen 
Kampf, der in der nächſten Zukunft zum erſtenmal große und gewaltſame Kon— 
flikte heraufbeſchwören ſollte. Es waren alſo von jetzt ab die Verhältniſſe der 
geiſtlichen Fürſtentümer, und zwar ebenſowohl die kirchlichen Zuſtände im Innern 
derſelben, wie der Anſpruch der Proteſtanten auf die Stifter ſelbſt, in den 
Mittelpunkt des großes Parteienkampfes im Reich gerückt. 

Der Parteienkampf im Reich, ſoweit es ſich nicht bloß um die Aufſtellung 
der Ziele und um die Beſtrebungen zu feſterer Verbindung der Parteigenoſſen 
handelte, ſondern um den wirklichen Austrag der entgegengeſetzten Forderungen, 
war bisher durch höchſt mannigfaltige Ein- und Uebergriffe im einzelnen ge⸗ 
führt, ohne eigentlichen Mittelpunkt und ohne größere Zuſammenſtöße; es war 
dahin gekommen, daß ſchließlich, in der Zeit von 1567 75, die Kämpfe in der 
Nachbarſchaft auf das gegenſeitige Verhältnis der Parteien im Reich faſt ſtärker 
einwirkten als ihre eigenen inneren Streithändel (S. 312, 425 fg., 408 fg.). Jetzt 
begannen ſich die Intereſſen im Reich um einen Mittelpunkt, um die Verhält⸗ 
niſſe des geiſtlichen Fürſtentums, zu ſammeln. Es treten damit die inneren 
Vorgänge des Reichs wieder in den Vordergrund der Betrachtung, allerdings 
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Sy] us den Verhandlungen des Regensburger Wahltages ging, wie oben 
erzählt iſt, die Berufung eines Reichstages hervor. Am 25. Juni 1576 
wurde derſelbe, nachdem der Termin wiederholt verſchoben war, in 
Regensburg eröffnet. Es war der letzte, den Maximilian II. hielt, der erſte, 
an deſſen Leitung ſich Rudolf II. beteiligte. Gleich dem Reichstag von 1566 
kam ihm inſofern eine hervorragende Bedeutung zu, als alle wichtigen Fragen 
des Reichs, die inneren wie die auswärtigen, zwar nicht durch ihn gelöſt wurden, 
aber doch ſeine Verhandlungen erfüllten. Man kann daher ſeine Geſchichte nicht 
erzählen, ohne den geſamten Zuſtand des Reichs ins Auge gefaßt zu haben. 
Nun iſt über die neu aufgegangenen Streitigkeiten, welche das innere Leben des 
Reichs beherrſchten, desgleichen über die Beziehungen der deutſchen Proteſtanten 
zu den Religionskämpfen der benachbarten Weſtmächte im vorigen Kapitel ge— 
handelt; die geſamten Beziehungen des ganzen Reichs aber zu den im Norden, 
Oſten und Weſten angrenzenden Mächten ſind im Zuſammenhang zuletzt bei Ge— 
legenheit des Ausganges Ferdinands 1. beſprochen. Wir dürfen nicht weiter 
gehen, ohne die Veränderungen dieſer auswärtigen Verhältniſſe uns vergegen— 
wärtigt zu haben. 

An ſeiner Oſtgrenze war das Deutſche Reich von zwei Seiten her teils un— 
mittelbar geſchädigt, teils ſchwer bedroht: durch die Feindſeligkeit der Türken und 
durch die Kriege um Livland. Der Türkenkrieg war im Jahr 1568 durch einen 
achtjährigen Waffenſtillſtand beendet, welcher, als Selim II. Ende 1574 ſtarb, 
durch Murad III. beſtätigt ward, und dann nach ſeinem Ablauf erneuert wurde. 
Unausgeſetzt war jedoch dieſer Friede bedroht durch die ungariſch-türkiſchen Grenz— 
ſtreitigkeiten und beſonders durch die fortgehenden Konflikte zwiſchen dem Kaiſer 
und dem Fürſtentum Siebenbürgen, in welchem nach dem Tode des Johann 
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Szapolya (1571) wieder ein Gegner des Hauſes Oeſterreich, Stephan Bathory, 
zum Fürſten erwählt war. In den livländiſchen Verwickelungen war eine Ver— 
einfachung eingetreten, indem der Krieg zwiſchen Polen und Schweden bald ein— 
ſchlief, und der zwiſchen Dänemark und Schweden durch den Frieden von Stettin 
(1570) beendet wurde, ſo daß nunmehr bloß der ruſſiſch-polniſche und der 
ruſſiſch⸗ſchwediſche Krieg fortging. Das für Deutſchland wichtige Ergebnis dieſer 
Vereinfachung war, daß zugleich mit Dänemark auch deſſen Bundesgenoſſe, die 
Stadt Lübeck (S. 245), mittelſt eines, wie es ſchien, nicht unvorteilhaften Ver— 
trags aus dem verluſtreichen Krieg mit Schweden heraustrat. Der direkte Ver— 
kehr mit den Ruſſen in Narwa wurde damals den Lübeckern, mit Ausſchluß des 
Kriegsbedarfs, zugeſtanden, und ihre Handelsrechte in Schweden wurden, aller— 
dings in einer neuen und eingeſchränkten Faſſung, ihnen endlich beſtätigt. In— 
des dieſe Zugeſtändniſſe waren bloßer Schein. Bereits im folgenden Jahr verbot 
der König von Schweden den Lübeckern wieder allen Handel mit Rußland und 
begann einen wahren Raubkrieg gegen die dieſem Handel nachgehenden Kauf— 
fahrer. Im Jahr 1574 z. B. griffen ſeine Kriegsſchiffe mit einemmal achtzehn 
lübiſche Schiffe an, töteten die Mannſchaft, die ſich zur Wehr ſetzte, und konfis— 
zierten die reiche Ladung.!) Es ſchien, daß Schweden nur darum den Frieden 
mit Dänemark geſchloſſen hatte, um den Kampf gegen den deutſchen Oſtſeehandel 
deſto gewaltſamer fortzuſetzen. 

Mitten in dieſe für das Reich ſo ungünſtigen Verhältniſſe trat nun eine 
politiſche Kombination ein, welche, je nach ihrer Löſung, die Stellung des Kaiſers 
ſowohl zu den türkiſchen, wie den livländiſchen Verwickelungen ſehr verändern 
konnte. Es war dies der Gedanke der Uebertragung der polniſchen Krone an 
das Haus Oeſterreich. 

Im Juli 1572 erloſch in den vereinigten Reichen Polen-Litauen mit 
König Sigmund Auguſt der Mannesſtamm der Jagellonen. Der hierdurch in 
der regelmäßigen Erbfolge eintretende Riß war verhängnisvoll für die innere 
Entwickelung des polniſchen Staates; denn jetzt wurde bei Vergebung der Krone 
das unbeſchränkte Wahlrecht eingeführt, und zur Teilnahme an der Wahl wurden 
nicht bloß die Senatoren, ſondern auch der niedere Adel berufen, und nicht etwa 
die Deputierten, ſondern ſämtliche Mitglieder des Adels, an die 200 000 waffen— 
fähige Männer; die Mitwirkung einer Anzahl von Städten kam neben dieſem 
adelichen Wahlrecht kaum in Betracht. Nicht minder folgenſchwer wie für die 
inneren Verhältniſſe konnte die Erledigung des Thrones auch für die auswärtigen 
Beziehungen werden. Polen befand ſich damals in einem ſehr unſicheren Frieden 
mit den Osmanen; die Grenzkriege, mit den vom Sultan abhängigen, den Nord— 
rand des Schwarzen Meeres bewohnenden Tataren, daneben die Anſprüche der 
polniſchen Krone auf Oberhoheit über den dem Sultan unterworfenen Fürſten 
der Moldau drohten unaufhörlich zu einem Türkenkriege zu führen. Nach der 
anderen Seite hin hatten die polniſchen Anſprüche auf Livland einen ſchweren 
Krieg mit dem Zaren von Rußland veranlaßt, und indem man von Polen 
ebenſo wie von Schweden her den Handel nach dem ruſſiſchen Narwa unterſagte 
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und lübiſche Schiffe wegen Uebertretung des Verbots wegnahm !) — nicht ohne 
zugleich die ſtolze Behauptung von der polniſchen Herrſchaft über die Oſtſee auf— 
zuſtellen?) — fügte man zu den anderen Schwierigkeiten noch Verwickelungen 
mit den deutſchen Oſtſeeſtädten hinzu. Bei der Neubeſetzung des polniſchen 
Thrones war alſo die große Frage, ob die Krone einem Fürſten zufallen werde, 
der mit den Türken Frieden halten oder Krieg führen, der die Intereſſen des 
Königreichs in Livland und in der Oſtſee vertreten oder preisgeben werde. 

Mit Rückſicht auf das Verhältnis zu den Türken wurde denn auch die 
Angelegenheit der polniſchen Nachfolge zuerſt ernſtlich angeregt. Im Jahr 1569 
riet der türkiſche Veſir dem franzöſiſchen Geſandten, der Herzog Heinrich von 
Anjou ſolle ſich mit der Schweſter des Königs Sigmund Auguſt vermählen und 
alſo die polniſche Krone erwerben.?) Was dem osmaniſchen Staatsmann dieſen 
Rat eingab, war gewiß die Sorge vor den Abſichten Oeſterreichs. Denn wie 
Kaiſer Ferdinand hintereinander zwei ſeiner Töchter dem König Sigmund Auguſt 
als Gemahlinnen gegeben hatte, ſo war es auch kein Geheimnis, daß er und 
nach ihm Maximilian II., bei der Kinderloſigkeit jener Ehen, die Herrſchaft über 
Polen für das Haus Oeſterreich zu gewinnen trachtete.) Und offenbar, für 
eine glücklichere Führung des Türkenkrieges konnte es kein beſſeres Mittel geben, 
als wenn ſich Polen mit Oeſterreich-Ungarn verband, und das Fürſtentum Sieben— 
bürgen, welchem ja zunächſt der Wettſtreit öſterreichiſcher und osmaniſcher Herr— 
ſchaftsanſprüche galt, von den neu verbündeten Mächten in die Mitte genommen 
wurde. Solchen Abſichten ſollte die Thronbewerbung einer türkenfreundlichen 
Macht entgegengeſetzt werden. Und die Anregung war nicht vergeblich. Noch 
kurz vor dem Tode des Königs Sigmund Auguſt langte ein Agent des Herzogs 
von Anjou, der für deſſen Wahl zu wirken hatte, in Polen an. Als endlich der 
Thron wirklich erledigt wurde, traten aus der Zahl der Bewerber zwei als die 
vornehmſten hervor: der Kaiſer für einen ſeiner Söhne, und zwar vorzugsweiſe 
für den zweitälteſten, den Erzherzog Ernſt, auf der anderen Seite der Herzog 
Heinrich von Anjou. 

Was indes den Kaiſer bei ſeiner Bewerbung vorantrieb, und was ihm die 
eifrige Unterſtützung des Papſtes verſchafft hatte, die Hoffnung nämlich auf eine 
ſtarke Bundesgenoſſenſchaft gegen die Türken, das war es, was die Mehrzahl 
der Polen zurückſchreckte. Als im Mai 1573 die Königswahl vor ſich ging, war 
ſchon eine erdrückende Mehrheit für den franzöſiſchen Prinzen gewonnen. Die 
erſte Bewerbung Oeſterreichs um die polniſche Krone endete mit einer unzweifel— 
haften Niederlage. 

Sehr bald jedoch ſah ſich der Kaiſer veranlaßt, ſein Glück von neuem zu 
verſuchen. Gerade ein Jahr nach Heinrichs Wahl zum polniſchen König ſah 
dieſer Fürſt ſich durch den Tod Karls IX. zum franzöſiſchen Thron berufen, 
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worauf er mit fluchtartiger Eile in ſeine Heimat zurückkehrte, die Polen aber, 
nachdem ſie ein Jahr lang geſtritten hatten, ob der Thron erledigt ſei oder nicht, 
im Dezember 1575 zu einer neuen Königswahl zuſammentraten. 

Bei den Vorverhandlungen dieſer Wahl ſchien es eine Zeit lang, als ob das 
Haus Oeſterreich den Sieg über ſeine Mitbewerber davontragen ſolle. Unter der 
Zahl der letzteren trat allmählich als der am beſten unterſtützte der Fürſt Stephan 
Bathory hervor. Aber was ihm, abgeſehen von der Dürftigkeit ſeiner Mittel und 
dem Makel der türkiſchen Vaſallenſchaft, noch beſonders im Wege ſtand, das war 
die Rückſicht auf die Religion. An dem auch in Polen ſtürmiſch eingedrungenen 
Proteſtantismus hatte auf die Dauer doch nur eine Minorität des Adels feſt— 
gehalten, auf die katholiſche Majorität desſelben wirkte jetzt wieder der nach 
kirchlichen Zwecken geleitete Einfluß des päpſtlichen Nuntius und des Hauptes der 
einheimiſchen Geiſtlichkeit, des Erzbiſchofs Uchansky von Gneſen. Für deren Ent— 
ſchlüſſe aber war es maßgebend, daß die katholiſche Haltung des Hauſes Oeſter— 
reich geſichert, die des ſiebenbürgiſchen Fürſten dagegen ungewiß ) erſchien. Die 
Ausſichten auf die Wahl eines öſterreichiſchen Fürſten geſtalteten ſich denn auch 
ſo beſtimmt, daß die türkiſche Regierung einen ſtärkeren Druck auf die Verhand— 
lungen für nötig hielt; ſeit Anfang 1575 erklärte fie den Polen mit aller Deut- 
lichkeit, daß eine öſterreichiſche Wahl den Bruch des Friedens zwiſchen Polen 
und dem Türkenreich zur Folge haben werde. 

Dieſe abermals heraufbeſchworene Furcht vor einem neuen Türkenkrieg 
war es, welche am Ende doch wieder die Rechnungen des Kaiſers durchkreuzte. 
Als der Tag der Wahl gekommen, war der Anhang des Siebenbürgeners ſchon 
ſo ſtark, zugleich aber die Gegnerſchaft der Parteien ſo heftig, daß es zu einer 
zwieſpältigen Wahl kam: die einen, unter Führung des Gneſener Erzbiſchofs, 
wählten öſterreichiſch, aber nicht den Erzherzog Ernſt, wie Maximilian II. 
wünſchte, ſondern den Kaiſer ſelbſt, die anderen, deren Partei beſonders im 
niederen Adel ſtark war, wählten Stephan Bathory, unter der Bedingung, daß 
er ſich mit Anna Jagellonica, der Schweſter des Königs Sigmund Auguſt, 
vermähle. 

Die Entſcheidung hing jetzt von raſchem Zugreifen und offener Gewalt ab. 
Allein während Bathory am 8. Februar 1576 ſeine Annahme der Wahl erklärte, 
dann nach Polen aufbrach, um ſeine fünfzigjährige Gemahlin heimzuführen und 
ſeine Gegner niederzuwerfen, lehnte Maximilian erſt die Krone ab, nahm ſie 
darauf (23. März) an, faßte aber weder über ſein perſönliches Erſcheinen, noch 
über die Sendung von Truppen einen Entſchluß. Selbſtverſtändlich begann ſich 
ſein Anhang unter zahlreichen Uebertritten zum Siebenbürgener raſch zu lichten. 
Darüber nahm Maximilian die Geſandtſchaft ſeiner polniſchen Wähler zum 
Regensburger Reichstag mit ſich, und während hier ſein Widerwille gegen einen 
Krieg und ſeine Neigung zu einem friedlichen Ausgleich, d. h. zu einem anſtän⸗ 
digen Verzicht, deutlich hervortrat, ſchob er doch ſeine letzte Entſchließung hinaus, 
bis er die Reichsſtände über ihre Meinung und ihre etwa zu bewilligende Hülfe 


) Morone, 1576 Juni 19: non sapendosi di che religione egli sia. (Theiner II 
S. 523.) 
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vernommen habe. In die unabſehbaren Weiten reichstäglicher Verhandlung 
führte er ſomit die polniſche Frage ein. 

An denſelben Reichstag drängten ſich zugleich die anderen Streitigkeiten und 
Streitenden im Oſten. Abgeordnete der Stadt Lübeck übergaben eine Denkſchrift 
über die Gewaltthaten Schwedens gegen ihre Kaufleute, mit der Bitte um die 
Hülfe des Reichs. Eine neugierig angeſtaunte Geſandtſchaft des Zaren von 
Rußland erſchien, um die Rechte ihres Herrn auf Livland zu verfechten und 
zugleich dem Kaiſer ein Bündnis zu bieten zur Erwerbung von Polen-Litthauen 
für ſein Haus, oder lieber noch zur Teilung beider Lande zwiſchen Oeſterreich und 
Rußland. Auch Bathory blieb nicht zurück und forderte den Kaiſer durch eine 
Geſandtſchaft auf, ihm die polniſche Krone zu laſſen. Man ſieht, alle Ver— 
wickelungen an der Oſtgrenze des Reiches gingen in die Verhandlungen des 
Reichstags ein. 

So wichtig indes dieſe Angelegenheiten des Oſtens waren, ſie wurden 
überboten durch einen anderen Streit, der vom Weſten her an den Reichstag 
herantrat. Es war das die eben jetzt erfolgte Kriſis in den niederländiſchen 
Dingen. Möge es geſtattet ſein, nicht gleich von den Rückwirkungen dieſer Kriſis 
auf die deutſchen Angelegenheiten zu handeln, ſondern in kurzer Auseinander- 
ſetzung auf den Urſprung derſelben zurückzugehen. Denn wenn auch das Einzelne 
der niederländiſchen Kämpfe ſeit dem Jahr 1568 nicht mehr in den Zuſammen— 
hang der deutſchen Reichsgeſchichte gehört, ſo darf dieſe doch an den entſcheidenden 
Wendungen, unter denen ſich die Bildung eines niederländiſchen Freiſtaates voll— 
zog, und die Löſung desſelben vom Reich bekräftigt wurde, nicht achtlos vor— 
übergehen. 

Während der drei Jahre, welche auf die Abweiſung der erſten Angriffe 
Oraniens (1568) folgten, war die Herrſchaft Albas gegen innere und äußere 
Anfechtungen leidlich geſichert geweſen. Dieſe Zeit ſeines ungeſtörten Waltens 
benutzte der Statthalter, um die inneren Verhältniſſe der Lande nach den Ab— 
ſichten ſeines Königs zu ordnen. Da wurde die Geltung der Religionsedikte, 
die unter den früheren Schwankungen zweifelhaft geworden, durch einen ſtrengen 
Erlaß!) des Regenten über jeden Zweifel erhoben. Die Ingquiſition, welche 
zeitweilig eingeſtellt war (S. 362), nahm ihre alte Thätigkeit wieder auf. Die 
neue Diözeſaneinteilung wurde zum letzten Ende geführt, indem die den Brabanter 
Ständen gemachten Einräumungen (S. 327) widerrufen wurden: die Stadt 
Antwerpen mußte ſich einen Biſchof, und die drei als Opfer auserſehenen Abteien 
mußten ſich die Union mit den benachbarten Bistümern gefallen laſſen. Während 
unter ſolchen Neuordnungen die kirchliche Schreckensherrſchaft wieder auflebte, 
meinte Alba den erſten Teil ſeiner Aufgaben einer raſchen Löſung entgegen— 
gehen zu ſehen. Mit nicht geringerem Eifer warf ſich der Statthalter zugleich 
auf den zweiten Teil ſeiner Aufträge, der auf dem finanziellen Gebiete lag. 
Da die Herrſchaft Philipps über die Niederlande, von ſeiten der materiellen 
. Sntereffen angeſehen, der Monarchie und dem Volke Spaniens wenig einbrachte, 
dagegen ungeheure Opfer an Geld und ſtreitbarer Mannſchaft erforderte, ſo galt 


1) Erlaß vom 13. Auguſt 1571. (Gachard, Corresp. de Philippe II S. 687.) 
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es, ein Steuerſyſtem herzuſtellen, aus deſſen Erträgen nicht nur die Verwaltung 
und Verteidigung der Niederlande beſtritten, ſondern auch ein Ueberſchuß zu 
gunſten des ſpaniſchen Königs erzielt werden konnte. Zu ſolchen Neuerungen 
war die Zuſtimmung der Stände erforderlich, und dieſe hoffte Alba unter dem 
Schrecken der Siege und der Exekutionen von 1568 zu erzielen. 

Am 21. März 1569 legte er den Generalſtaaten, d. h. den Ausſchüſſen 
von dreizehn unter den zwanzig Provinzialſtänden, 1) die Forderung einer doppelten 
Steuer vor: einer einmaligen von einem Prozent aller Vermögenswerte, einer 
dauernden von einem Zwanzigſtel des Wertes, welches bei jeglichem Verkauf 
unbeweglicher, und von einem Zehntel, welches bei jeder Veräußerung beweg— 
licher Güter zu entrichten ſei. Die erſte Steuer wurde von den Staaten der 
einzelnen Provinzen, an welche die Sache zur eigentlichen Beſchlußfaſſung in 
gewohnter Weiſe zurückging, bewilligt; fie brachte 3 300 000 Gulden ein.) Die 
zweite Steuerforderung dagegen führte zu einem verwickelten, ebenſo gewaltſamen 
wie hinterliſtigen Verfahren. Daß die Abgabe nach dem maßloſen Anſatz, den 
man aufgeſtellt hatte, unmöglich eingebracht werden konnte, wurde wohl von 
keiner Seite bezweifelt; trotzdem ließ Alba mit ſeinem Drängen nicht ab, bis 
unter dem Schrecken vor den Einlagerungen ſpaniſcher Truppen und vor neuen 
Prozeſſen des Blutrats, unter den Vorſpiegelungen der Provinzialſtatthalter, 
daß die Steuer hinterher umgewandelt werden ſolle, ſchließlich ſämtliche in 
den Generalſtaaten vertretenen Provinzen, mit Ausnahme von Utrecht, ſich her— 
beiließen, den Antrag im allgemeinen zu genehmigen. Hierauf wurde allerdings 
eine erſte Umwandlung der Steuer in Geſtalt einer runden Abfindungsſumme 
für die erſten zwei Jahre zugeſtanden. Aber zugleich überſah Alba alle die 
Konſequenzen, welche aus der erteilten Genehmigung zu ziehen waren. Er hatte 
die Zuſtimmung der Stände zu einer Steuer, die der Zeit nach unbegrenzt, dem 
Inhalte nach ohne Maß war; ohne weitere Befragung der Stände konnte er 
nun die an und für ſich unerſchwingliche Abgabe zu einer erſchwinglichen machen, 
indem er den Anſatz ermäßigte; er konnte ſie einfordern, indem er den Zeit— 
punkt und die Dauer der Erhebung nach Willkür beſtimmte. Und dieſe Folge— 
rungen wurden durch Erlaſſe vom 31. Juli 1571 gezogen. Neben der auf den 
Verkauf von Immobilien geſetzten Steuer beſtimmte jetzt Alba für die zwölf 
Provinzen,) die ihre Bewilligung gegeben hatten, die Abgabe des Zehnten in 
ſolcher Weiſe, daß ſie im inneren Verkehr diejenigen Verkäufe traf, welche aus 
letzter Hand, zum unmittelbaren Verbrauch und Verzehr, vorgenommen wurden, 
und daß ſie im Außenhandel auf der Ausfuhr laſtete. Frei war alſo der Ver— 
kauf landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe und der Rohſtoffe für die Induſtrie, frei 


) Bgl. S. 314 Anm. 3, 317 Anm. 1. Utrecht ſuchte ſich aus der Zahl der dreizehn 
herauszuziehen (Viglius in den analecta Belgica I 1 S. 292), wie es denn auch trotz Albas 
Zwangsmaßregeln hier nicht zur Erhebung des zehnten Pfennigs kam. (Gachard, Corresp. de 
Philippe t. II n. 1395 S. 152.) 

*) Alba, 1571 Februar 21. (Gachard II n. 1012 S. 170.) 

) Brabant, Flandern, Artois, Hennegau, Holland, Seeland, Namur, Lille-Douay⸗Orchies, 
Tournai, Tournaiſis, Mecheln, Valenciennes. (Analecta Belgica I 1 S. 303.) Aufzählung 
der Provinzen, die frei blieben: Gachard, Corresp. de Philippe t. III u. 1395 S. 152. 
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war in der Hauptſache der den Konſumenten nicht berührende Großhandel, 
ſowohl im inneren Verkehr, wie in der Ein- und Durchfuhr; feſtgehalten wurde 
die Abgabe auf die Ausfuhr, weil ſie gar zu lohnend erſchien, aber gerade dieſe 
wurde nachträglich von zehn auf drei ein drittel Prozent ermäßigt.!) Ueberhaupt 
wurden weitere Ermäßigungen, wo die Intereſſen des Verkehrs ſie erforderten, 
vorbehalten. Die Hauptſache, über die Alba nicht weiter ſtreiten laſſen wollte, 
war: Einführung einer höchſt einträglichen Verbrauchsabgabe, deren Minderung 
oder Mehrung innerhalb der ſo weit gezogenen Grenzen der urſprünglichen Be— 
willigung für alle Zeit in der Entſcheidung des Königs lag. 

Mit dieſer Neuordnung des ſpaniſchen Statthalters ging es jedoch weniger 
einfach als mit ſeinen kirchlichen Geboten. Die geforderte Steuer, indem ſie die 
unmittelbaren Bedürfniſſe des Lebens ohne Ausnahme und in erſchreckender 
Höhe belaſtete, griff tagtäglich in den geſamten Kleinverkehr ein; nicht einzelne, 
wenn auch noch ſo ſtarke Kreiſe, ſondern die geſamte Bevölkerung wurde von 
ihr gefaßt, und am empfindlichſten traf ſie die unteren Klaſſen. Da geſchah 
denn, was in Folge der kirchlichen Reaktion noch nicht geſchehen war: es ſchwoll 
eine mächtige Aufregung offen empor. Und was dieſe Aufregung doppelt ge— 
fährlich machte, das war die ihr zu Grunde liegende Verbindung der ſtaatlichen 
mit den bloß wirtſchaftlichen Intereſſen. Wenn es dem Herzog von Alba gelang, 
ſein neues Steuerſyſtem zu befeſtigen, ſo waren die Niederlande der ſpaniſchen 
Krone dauernd ſteuerpflichtig; letztere hatte es dann in der Hand, ihre Herrſchaft 
über die Lande mit den Geldmitteln derſelben ſicherzuſtellen. Was aber im 
Sinn der damaligen Niederländer die Befeſtigung ſpaniſcher Herrſchaft bedeutete, 
wird uns klar werden, wenn wir die Verwaltung Albas noch etwas beſtimmter 
ins Auge faſſen. f . 

Zu den Einrichtungen der ſpaniſchen Regierung, welche ſchon früher den 
Widerſtand der Niederländer hervorgerufen, hatte Alba vornehmlich zwei neue 
Schöpfungen hinzugefügt: den Rat der Unruhen und die Söldnerarmee. Der 
erſtere hatte nicht nur mit namenloſer Grauſamkeit unter den unbotmäßigen 
Niederländern aufgeräumt, er hatte auch durch ſeine Konfiskationen einen erkleck— 
lichen Teil des Grundeigentums in ſeine Hand genommen. Indem nun die 
Verwaltung dieſer Reichtümer der einheimiſchen Behörde des Finanzrates ſorg— 
fältig vorenthalten und dem Ausnahmegericht ſelber mit ſeinen 330 Unterbeamten 
übertragen wurde, ſtellte ſich bald neben den Maſſenhinrichtungen und der un— 
geheuren Umwälzung der Beſitzverhältniſſe eine ſchamloſe Beraubung von un— 
beteiligten Perſonen heraus. An die konfiszierten Güter nämlich meldeten alsbald 
zahlloſe Gläubiger ihre Forderungen an; aber ſechs Jahre waren ſeit der Grün— 
dung des Ausnahmegerichtes verfloſſen, als die große Mehrzahl dieſer Anſprüche, 
deren Entſcheidung demſelben Gerichte vorbehalten war, — an die 12—15 000 
Prozeſſe — noch unerledigt ſchwebten; die kleinere Zahl der Forderungen, die 


1) Erwähnt in Albas Antwort an die holländiſchen Staaten. (Bor 1 S. 347.) Nur auf 
die Ausfuhr wird ſich auch die bei Gachard, Philippe t. II n. 1095 S. 232, erwähnte Er— 
mäßigung auf 3 ⅛ Prozent beziehen. Vgl. n. 1063 S. 208: produits manufacturés destinés 
a l' exportation. 
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als berechtigt anerkannt waren, wurde nicht befriedigt. Die Regierung übernahm 
alſo die Güter und betrog die Gläubiger um Zins und Kapital. 

doch ſchlimmer bewährte ſich die ſpaniſche Verwaltung im Heerweſen. Die 
Stärke der vornehmlich aus ſpaniſchen, deutſchen und walloniſchen Söldnern 
beſtehenden Feldarmee ſtieg von etwa 11000 Mann, die Alba mitgebracht hatte 
(S. 379), bis zum Januar 1575 auf nahezu 40 000 Mann, zu denen dann 
noch die walloniſchen Beſatzungen der Grenzfeſtungen und die Ordonnanzbanden, 
beide zu etwa 3000 Mann, hinzukamen.!) Zur Beſoldung dieſer Truppen 
waren die Mittel der Regierung trotz aller Gewaltſamkeiten bei weitem nicht 
ausreichend. Soldrückſtände von einigen Monatsbeträgen bis zu ganzen, ja 
mehreren Jahresbeträgen?) wurden bei den einzelnen Truppenteilen um ſo 
gewöhnlicher, je langwieriger und heftiger ſich der Krieg geſtaltete. So griff 
man denn von Anfang an zu den Mitteln der Erpreſſung. Die monatliche 
Umlage auf die Einwohner von einem Dukaten für jeden Soldaten, die bei 
der erſten Einquartierung der eingeführten Truppen vorgenommen war, hatte 
Alba in den verſchiedenen Provinzen verallgemeinert;*) die Soldaten ſelbſt 
verſchafften ſich ihre weiteren Bedürfniſſe, indem ſie je nach Gelegenheit ſich 
freie Verpflegung erzwangen oder ſich auf Diebſtahl und Raub verlegten. 
Noch lohnender wurde für ſie, ſeitdem der Aufſtand im Inneren der Nieder— 
lande um ſich gegriffen hatte, die grauenhafte Plünderung unterworfener Städte. 
Und da alles das noch nicht reichte, ſo machte der Nachfolger Albas bereits den 
Verſuch, die Beſoldungskoſten der eingelagerten Truppen in einzelnen Land— 
ſchaften auf Stadt und Land zu verteilen.“) 
. Daß bet folder Ergänzung der geſetzlichen Zahlungen durch ungeſetzlichen 
Raub die Deckung oft genug überreichlich ausfiel, lag in der Natur der damaligen 
Verhältniſſe im allgemeinen und der ſpaniſchen Verwaltung im beſonderen. Wie 
das Söldnerweſen eingerichtet war, trieben ja die Soldaten, beſonders die Be— 
fehlshaber, ihren Beruf ebenſoſehr als Spekulanten wie als Krieger. Das Rech— 
nungsweſen vollends, welches Alba ſowohl in der Armee, wie in ſeinem Rat der 
Unruhen angeordnet hatte, war des räuberiſchen Charakters dieſer ganzen Ver— 
waltung würdig. Neun Jahre nach Albas Ankunft in den Niederlanden ſuchte 
man vergeblich nach einer Abrechnung des oberſten Zahlmeiſters der Armee.) 
In dem Rat der Unruhen vergaß man, über die auf die konfiszierten Güter 
gegebenen Zahlungsanweiſungen Buch zu führen. Als im Jahr 1574 einige 
Tauſend unbezahlter Truppen eine furchtbare Meuterei erhoben, fand der Statt— 
halter es unmöglich, feſtzuſtellen, was ihnen denn eigentlich ſeit acht Jahren 


) Gachard III n. 1442 S. 245 — 247. Bei Albas Abgang hat ſich die Ziffer noch 
weſentlich höher geſtellt, wenn die Angaben a. a. O. II n. 1288 die wirkliche Stärke bezeichnen. 

) Fünfjähriger Rückſtand (soixante payes) der deutſchen Regimenter im Jahr 1577. 
(Gachard V n. 2004 S. 378. Vgl. n. 1843 S. 151.) 

) Siehe oben S. 380 Anm. 1. Gachard III n. 1541 S. 436. 

) Ueber dieſe cotisation vgl. Morillon 1575 Auguſt 8, September 4. (Granvelle, Corresp. 
V GS. 359, 378.) Gachard III n. 1370 S. 119, n. 1378 S. 130. 

) Gachard IV n. 1648 S. 225. Morillon, 1577 April 22. (Granvelle, Corresp. VI 
S. 210 Anm. I.) 
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gezahlt und nicht gezahlt ſei.!) Da war denn Bereicherung und Unterſchleif die 
allgemeine Loſung, und niemand verſtand ſich beſſer darauf als die ſtolzen und 
glaubenseifrigen Spanier. Drei Spanier — Vargas, del Rio und der zwei Jahre 
nachher ihnen beigeſellte Roda — hatten die Leitung der Geſchäfte im Blutrat; 
ſpaniſche Obriſten, wie Julian Romero, Sancho d' Avila und Mondragon hatten die 
wichtigſten Kommandos in der Armee; in der Provinz Brabant, deren Privilegien 
die Landesämter mit beſonderer Strenge den Einheimiſchen vorbehielten, ſtieg die 
Zahl der fremden Beamten auf neunzehn. ?) Ueberall jay man dieſe furchtbaren 
Unterdrücker, vom einfachen Hauptmann bis hinauf zum Herzog von Alba, Schätze 
ſammeln, Geld und edle Metalle ſowohl, wie Möbel und koſtbare Stoffe.) 

Das alſo waren die Segnungen der ſpaniſchen Herrſchaft, die man un— 
mittelbar vor ſich ſah: für Proteſtanten und Widerſetzliche Hinrichtungen und Kon— 
fiskationen, die nach vielen Tauſenden zählten, für die Unterthanen insgeſamt 
Ausbeutung des Landes zu gunſten ſeiner Unterdrücker, dazu Krieg und kriegeriſche 
Verwickelungen, die den Handel zu zerſtören drohten. Alba meinte durch ſolche 
Grauſamkeiten den Mut zum Widerſtand zu brechen. In Wahrheit jedoch erzielte 
er nicht mehr als eine zeitweilige Lähmung der Kräfte. Unter der Stille, die 
im Lande herrſchte, ſammelte ſich allmählich ein verdeckter Widerſtand gegen das 
ſpaniſche Regiment, der immer zäher, ein Groll gegen die Spanier, der immer 
bitterer ward. Da wurde denn der Proteſtantismus wohl in den Gebieten von 
Hennegau und Artois, oder in den wenig von ihm berührten Provinzen Luxem— 
burg und Namur beſeitigt, allein in Flandern und Brabant, in Holland und 
Seeland erhielt ſich die proteſtantiſche Geſinnung eines ſtarken Teils der Bevölke— 
rung und ſogar eine Anzahl geheimer Gemeinden. Die Katholiken, beſonders die 
Adelshäupter, welche Philipp durch gewinn- und einflußreiche Stellen heranzuziehen 
gemeint hatte, waren ebenfalls nichts weniger als gefügig; ihr Groll befaßte 
ſich in der anfangs zurückgehaltenen, dann lauter und lauter vordringenden 
Forderung: Verteidigung und Verwaltung der Niederlande durch die Niederländer 
allein. Selbſt die neu eingeführten Biſchöfe, deren Stellung doch ſo eng mit 
der Herrſchaft Philipps II. zuſammenhing, ſahen mit Schrecken die Verteidigung 
ihrer Religion durch eine Armee, die der Seelſorge faſt entbehrte, deren ſcheuß— 
liche Ausſchreitungen ein Hohn auf alle Religion waren. Die Unterſtützung der 
Regierung, die ſie nach Granvellas Berechnungen beſonders in den Ständever— 
ſammlungen leiſten ſollten, blieb aus, während die Aebte, doppelt gereizt durch 
die gegen eine Anzahl Klöſter durchgeführten Unionen, fortfuhren, die Oppoſition 
gegen Philipps Regiment zu verſtärken.“) 


1) Gachard III n. 1341 S. 62 fg. 

2) Gachard III n. 1444 S 250. 

e) Vgl. z. B. die Bemerkungen Morillons über Romero, Davila, Mondragon, Roda 
Granvelle, Corresp. IV S. 410, 493 V S. 44/5. Granvella über Davila, Roda und ihres 
Gleichen, 1577 September 29 (a. a. O. VI S. 265.) Ueber Alba und Vargas: Mémoires 
anonymes des troubles des P. B. I S. 148. Ueber die allgemeine Räuberei: Gachard II 
n. 1294 S. 457. 

4) Ueber die Biſchöfe vgl. Granvella, 1576 Mai 12. (Granvelle, Corresp. VI S. 74 fg.) 
Ueber die Aebte Gachard III n. 1370 S. 120. Die Eingabe zweier Biſchöfe gegen die Truppen 
bei Gachard II n. 1232 S. 357. Mangelhafte Seelſorge: III n. 1297 S. 7, n. 1538 S. 428. 
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Mitten in dieſe Stimmung hinein trat nun noch die Forderung an die 
Niederländer heran, unter Verzicht auf ihr Steuerbewilligungsrecht, unter neuer 
Gefährdung ihres Wohlſtandes der verhaßten Regierung die Mittel zur dauernden 
Befeſtigung zu gewähren. Damit wurde das Maß deſſen, was ſelbſt Alba dem 
Volke zu bieten vermochte, überſchritten. Es erfolgte erſt an den verſchiedenſten 
Orten der Widerſtand gegen die Eintreibung der Steuer, hierauf, ſeit dem Früh—⸗ 
jahr 1572, die offene Empörung zahlreicher Städte (S. 437), zuletzt die dauernde 
Organiſation des Aufſtandes in Holland und Seeland. Die Lage der nieder— 
ländiſchen Dinge wurde ſeitdem völlig verändert. Der ſpaniſche Statthalter 
hatte nicht mehr vereinzelte Invaſionen zurückzuweiſen, er hatte jetzt im Innern 
der Niederlande mit den von Oranien geleiteten Staaten zweier Provinzen einen 
unabſehbaren Krieg zu führen, einen Krieg, in welchem es ſich darum handelte, 
in verzweifeltem Kampf um jede Stadt und jede feſte Stellung das Gebiet des 
Aufſtandes einzuengen oder zu erweitern. Und dieſen Krieg führte er in einem 
Lande, in dem auch die gehorſam gebliebenen Provinzen ſeine Herrſchaft nur 
mit wachſendem Widerwillen ertrugen. 

Auch in dieſem zweiten Abſchnitte des Kampfes trug Alba kein Bedenken, 
das Syſtem der Ausrottung, welches er bisher durch Richter und Henker ver— 
wirklicht hatte, nunmehr durch ſeine Soldaten gegen die Garniſonen und Bürger— 
ſchaften eroberter Städte zur Ausführung zu bringen. Aber darüber wurde die 
Erbitterung des Volkes erſt recht auf den Höhepunkt getrieben. Der Thatkräftigen 
bemächtigte ſich eine Stimmung, in der ſie den Wert des Lebens vergaßen, wenn 
ſie nur dem Willen des fremden Tyrannen widerſtehen oder auch die Gelegen— 
heit zur Rache ergreifen konnten. Rache und Steigerung der Feindſchaft zur 
Unverſöhnlichkeit wurden die Loſung des fortgehenden Kampfes. Erſtere übten 
die Waſſergeuſen und manche aufſtändiſche Befehlshaber, oft genug in unmenſch— 
licher Weiſe; letztere ließen ſich die empörten Provinzen insgeſamt angelegen 
ſein, und zwar vor allem auf dem Gebiet der Religion. Da geſchah es, daß 
im Juni des Jahres 1574 in derſelben Stadt Dortrecht, in der Oranien zwei 
Jahre vorher als Haupt der empörten Provinzen angenommen war, eine Synode 
der in raſchem Zug, nicht ohne wilde Gewaltſamkeit, in Holland und Seeland 
wieder aufgerichteten calviniſchen Kirchen zuſammentrat; dieſe Verſammlung ſetzte 
eine Kirchenverfaſſung mit Konſiſtorien, Klaſſen- und Provinzialſynoden nebſt 
herber calviniſcher Sittenzucht feſt und nahm als Norm für Glauben und Unter— 
richt die niederländiſche Konfeſſion (S. 322) nebſt dem Heidelberger Katechismus 
an; ſie löſte das bei der Weſeler Synode von 1568 verpfändete Wort der kirch— 
lichen Bewegungsmänner (S. 386) ein und feſtigte zugleich die alten Beziehungen 
zwiſchen der niederländiſchen und pfälziſchen Kirche (S. 323). Sofort aber ſtellte 
ſich mit der Freiheit der calviniſchen Kirche auch die Alleinherrſchaft derſelben 
ein. Noch bei dem Dortrechter Landtag von 1572 hatte Oranien die Beſtimmung 
durchgeſetzt, daß Katholiken und Reformierte gleiche Religionsfreiheit genießen 
ſollten. Als im Jahr 1576 die beiden aufſtändiſchen Provinzen ihr Bündnis 
durch eingehende Verfaſſungsbeſtimmungen feſtigten, war bereits in ſo vielen 
Städten die katholiſche Religionsübung unter dem Druck der Volksbewegungen 
und der Beihülfe der Magiſtrate eingeſtellt, daß nunmehr feſtgeſetzt wurde: der 
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Fürſt von Oranien hat die Uebung der reformierten Religion aufrecht zu halten, 
unter Einſtellung der dem Evangelium widerſprechenden Religionsübung. Aller— 
dings wurde zugleich als Errungenſchaft des Kampfes gegen die Inquiſition das 
Recht der individuellen Gewiſſensfreiheit feſtgehalten. Dieſe ergänzende, nicht 
minder grundlegende Beſtimmung lautete: niemand darf ſeines Glaubens wegen 
ausgeforſcht oder bedrängt werden. 

Das wichtigſte Recht alſo, welches von jetzt ab die aufſtändiſchen Provinzen 
verfochten, und welches Philipp niemals zuzugeben entſchloſſen war, ging auf 
die Herrſchaft der calviniſchen Kirche. Gleichzeitig richteten ſie eine zweite 
Schranke gegen die ſpaniſche Herrſchaft auf dem rein politiſchen Gebiete auf. 
Sie hatten Wilhelm von Oranien dem Namen nach als königlichen Statthalter 
angenommen. Wie ſich aber in Wirklichkeit die Dinge bis zu einer im April 
1576 errichteten holländiſch-ſeeländiſchen Bundesverfaſſung geſtalteten, regierte 
Oranien nicht unter der höheren Autorität des Königs Philipp, ſondern unter 
derjenigen der holländiſch-ſeeländiſchen Staaten. Mochte man dem Fürſten in 
der Aufſtellung und Befehligung der Streitkräfte zu Land und Waſſer ziemlich 
freie Hand laſſen, die großen Fragen, ob Krieg, ob Friede, überhaupt die Leitung 
der auswärtigen Politik lag in der Hand Oraniens und der Staaten zuſammen. 
Mochte man ihm die Verwaltung des Kammergutes überlaſſen, die eigentlichen 
Mittel der Regierung und Kriegführung kamen aus den periodiſchen Steuer— 
bewilligungen der Staaten, und dieſe übergaben die Leitung der Erhebung und 
die Aufſicht über die Verwendung derſelben ihren beſonderen Deputierten. Seine 
geſamte Gewalt hatte Wilhelm durch Uebertragung der Stände empfangen; die 
Stellen in der oberſten Behörde für Juſtiz und Verwaltung beſetzte er auf Vor— 
ſchlag der Staaten. 

So wurde die Verfaſſung des aufſtändiſchen Gemeinweſens eine im weſent— 
lichen republikaniſche. Und dieſem Charakter entſprachen auch die politiſchen 
Theorien der führenden Männer. Unter den Einwirkungen der Bartholomäus— 
nacht war im franzöſiſch-proteſtantiſchen Lager eine Litteratur aufgegangen, deren 
Geiſt am ſchärfſten durch zwei in den nächſten ſieben Jahren nach jener Kata— 
ſtrophe erſchienene Schriften, die Francogallia von Hotmann und die anonymen 
Vindiciae contra tyrannos, bezeichnet wird. Eigentümlich war dieſen Schriften 
die Verbindung der Lehren von dem urſprünglichen Sitz aller ſtaatlichen Gewalt 
im Volk und von den Rechten der Reichsſtände: das Volk überträgt in wohl— 
geordneten Staaten dem Monarchen eine durch Vertrag, Geſetze und den Zweck 
der öffentlichen Wohlfahrt beſtimmte und beſchränkte Gewalt, nicht ohne ſich 
ſelber das Recht des Beſchluſſes in den am tiefſten greifenden Fragen, ferner 
das Recht der Aufſicht über die Ausübung der monarchiſchen Gewalt und das— 
jenige des Widerſtandes im Fall der Ueberſchreitung dieſer Gewalt zu wahren; 
der Vertreter des Volkes aber in der Handhabung dieſer ihm vorbehaltenen 
Rechte iſt die Körperſchaft der Reichsſtände.) Dies waren die Grundzüge der 


) Auf die ähnlichen den officiarii regni und den franzöſiſchen Parlamenten vindizierten 
Rechte gehe ich nicht weiter ein. Die Anſicht von den Reichsſtänden als Vertretern des ſouve— 
ränen Volks kann man übrigens rückwärts verfolgen zu der von Thuanus analyſierten Schrift 
gegen die Guiſen und Katharina (XXIII 9. Londoner Ausg. I S. 775). 
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franzöſiſchen Lehren, wie fie alsbald auch den Niederländern zukamen. Da nun 
Wilhelm von Oranien vom Anfang des Aufſtandes an die Macht des Monarchen 
nach den Rechten der Brabanter Stände eingeſchränkt ſehen wollte und dieſe 
Rechte aus dem Geſichtspunkte eines Vertrages zwiſchen Fürſt und Ständen, bei 
deſſen Verletzung die Befugnis des Widerſtandes eintrete, aufgefaßt hatte (S. 388), 
ſo hieß er jene Theorien, als eine Vertiefung ſeiner eigenen Auffaſſung, will⸗ 
kommen. Angewandt auf die niederländiſchen Verhältniſſe wurden dieſelben 
ſchon im Jahr 1574 von einem ſeiner bedeutenderen Anhänger, dem Statthalter 
von Veere, Johannes Junius. Die Staaten, ſagte dieſer in einer politiſchen 
Flugſchrift, ſind unter wohlgeordneter Regierung die Häupter des Volkes, deſſen 
Maſſe fie vertreten ). Zurückgeführt auf ihre Grundlagen wurde dieſelbe Theorie, 
wenn Oranien bei den Verhandlungen über die holländiſch-ſeeländiſche Bundes— 
verfaſſung von 1576 das Anſinnen ſtellte, daß deren Beſtimmungen nicht nur 
den Staaten, ſondern allen Bürgergemeinden zur beſonderen Genehmigung vor— 
gelegt werden ſollten. Dieſe letztere demokratiſche Folgerung war denn freilich 
den Staaten von Holland-Seeland, unter denen die Vertreter der ariſtokratiſchen 
Stadträte und Stadtmagiſtrate die Herrſchaft übten, keineswegs genehm; aber 
vorwaltend wurde auch unter ihnen die Anſchauung von der Vertretung der 
Rechte des dem Monarchen übergeordneten Volkes durch die Staaten, von der 
Unterſtellung der wichtigſten Entſcheidungen, beſonders auch der Beſchlüſſe über 
Krieg oder Frieden, unter die Zuſtimmung der Staaten, von der Ausübung 
endlich des Rechtes des Widerſtandes durch dieſelben Staaten. 

Das waren Grundſätze und Forderungen, welche den Ausgleich mit Philipp II. 
auf dem politiſchen Gebiet ebenſo unmöglich machten, wie die calviniſche Kirchen— 
ordnung ihn auf dem kirchlichen Gebiet abſchnitt. Und im Bewußtſein dieſer 
Entfremdung ſchritten dann auch die Staaten der beiden Provinzen ſchon gegen 
Ende des Jahres 1575 zu dem ſchwer wiegenden Beſchluſſe fort, ſich von Philipp II. 
förmlich loszuſagen. Allerdings mußte dann die Ausführung dieſes Beſchluſſes 
vorläufig vertagt werden, denn noch fühlten ſich die beiden Provinzen zu ſchwach, 
um ſich einfach als Republik hinzuſtellen; einen fremden Monarchen aber, der 
ſie zugleich hätte regieren und beſchützen können, vermochten ſie nicht zu gewinnen: 
die Verhandlungen, die ſie hierüber erſt mit England, dann mit dem franzöſiſchen 
Prinzen von Alengçon, jenem ehrgeizigen Bruder Heinrichs III. (S. 442), an⸗ 
knüpften, führten zu keinem Ergebnis. Darüber ſtellte ſich, noch kurz bevor die 
Anträge an Wlencon abgingen, ein neues Ereignis ein, deſſen Folgen die geſamten 
niederländiſchen Dinge abermals veränderten und andere Hoffnungen und andere 
Pläne in den Vordergrund rückten. 

In den gehorſam gebliebenen Provinzen hatte Alba, deſſen Verwaltung 
von vornherein nicht als eine dauernde, ſondern als eine außerordentliche, zur 
raſchen Herſtellung der Ordnung beſtimmte gedacht war, im Dezember 1573 ſeine 
Statthalterſchaft niedergelegt, indem er ſtatt der Ordnung die tiefſte Entfremdung 
zwiſchen Unterthanen und Herrſcher zurückließ. Sein Nachfolger, Luis von Re— 
queſens, vermochte weder den Unterthanen noch den Rebellen gegenüber die 


Bor 1 S. 540 b. 
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ſpaniſche Herrſchaft annehmlicher zu machen. Die Ueberlegenheit der Empörer 
zur See, des Statthalters andauernde Geldnot und die mit der Geldnot wachſende 
Zuchtloſigkeit ſeiner Truppen machten ihm eine kräftige und erfolgreiche Krieg— 
führung unmöglich. Der ſchlimmſte Dienſt aber, den Requeſens ſeinem König 
erwies, war der, daß er am 5. März 1576, ehe ein Beſchluß über ſeinen Nach— 
folger gefaßt war, eines plötzlichen Todes ſtarb. Mit einemmal war damit 
die tödlich gehaßte ſpaniſche Regierung vom Lande hinweggenommen — wenigſtens 
einſtweilen hinweggenommen, denn die vorläufige Regierung kam jetzt, auf Philipps 
förmliche Autoriſation, an den niederländiſchen Staatsrat, unter deſſen ſieben 
Mitgliedern nur einer, Geronimo Roda, von ſpaniſcher Abkunft war, während 
das vermöge ſeines Reichtums und vornehmen Geſchlechtes einflußreichſte Mit— 
glied, der Herzog von Arſchot, zu den bitterſten Gegnern des ſpaniſchen Regiments 
gehörte, doppelt gefährlich in unruhigen Zeiten durch ſeine Leidenſchaft, ſeinen 
Ehrgeiz und ſeine Unſelbſtändigkeit. 

Daß unter einer ſolchen Zwiſchenregierung eine Reaktion gegen die 
Spanier und die ſpaniſche Regierungsart ausbrechen mußte, war leicht vorher— 
zuſehen, daß ſie aber mit dem Nachdruck und der Gewalt auftrat, die ſie kenn— 
zeichnen, lag zunächſt an Philipp II. ſelber. Angeſichts der immer deutlicher 
ſich ankündigenden Unmöglichkeit, die aufgelaufenen Koſten der niederländiſchen 
Kriegsrüſtung zu decken und die ferneren Erforderniſſe zu beſtreiten, begann 
Philipp an der Zweckmäßigkeit der Schreckensjuſtiz, des zehnten Pfennigs und 
der Truppeneinlagerung zu verzweifeln. Er faßte jetzt definitiv den längſt er— 
wogenen Beſchluß, es mit einem entgegengeſetzten Syſtem zu verſuchen: mit 
einem Statthalter, deſſen Perſönlichkeit die Niederländer gewinnen ſollte, mit 
Zugeſtändniſſen, welche den Druck der fremden Gewalt, die Verletzung der Landes— 
rechte beſeitigen ſollten — allerdings mit der einen unverbrüchlichen Bedingung, 
daß die katholiſche Kirche allein und unbedingt herrſchen müſſe. Schwerfällig 
und langſam in gewöhnlichen Geſchäften, ging er nun aber noch langſamer in 
der Ausführung dieſer außerordentlichen Entſchließung voran; es dauerte bis 
zum 1. September, ehe die Ernennung des neuen Statthalters definitiv erfolgte, 
und zwei weitere Monate gingen dahin, ehe der neu Ernannte in Luxemburg 
wirklich eintraf. In dieſer langen Zeit der Anarchie brach die Not und der 
Grimm, die das ſpaniſche Regiment hervorgerufen hatte, in meiſterloſer Selbſt— 
hülfe aus, und zwar zunächſt innerhalb der Vorkämpfer ſpaniſcher Herrſchaft 
ſelbſt, innerhalb der unbezahlten und darbenden Soldaten. 

Am 30. Juni 1576 kam mit der Uebergabe von Zierikſee das einzige er— 
folgreiche Unternehmen, welches den Anſtalten des Requeſens zu verdanken war, 
zum Abſchluß. Eben dieſer Sieg, indem er die Hoffnung der Truppen auf 
Plünderung oder Berichtigung ihrer maßlos aufgelaufenen Soldrückſtände uner— 
füllt ließ, gab denn Anſtoß zu einer verzweifelten Meuterei der den Kern des 
Belagerungsheeres bildenden ſpaniſchen Soldaten. Nach Verjagung ihrer Be— 
fehlshaber, mit einem ſelbſt gewählten Anführer an der Spitze, zogen ſie von 
der Inſel Schouwen nach Brabant, von Brabant nach Flandern und bemächtigten 
ſich hier am 25. Juli 1576 der Stadt Aloſt, um alsbald die Stadt und die 
Gemeinden in weitem Umkreis einer regelmäßigen Kontribution zu unterwerfen. 
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Die Zahl der aufſtändiſchen Soldaten belief ſich nicht höher als 1400 Mann; !) 
aber ſie gehörten zu den beſten Truppen, und da ihr Beiſpiel zu allgemeiner 
Nachfolge anreizte, ſo ſah ſich das Land vor der Gefahr, von den verabſcheuten 
Bedrängern wie ein erobertes Gebiet geplündert und mißhandelt zu werden. In 
dieſer Not hätte der Staatsrat eingreifen ſollen; aber dem fehlten zur Befriedi⸗ 
gung der Meuterer die Mittel, zu einem anderen Beſchluß die Einigkeit, ſeine 
Mitglieder ſchwankten zwiſchen der Treue gegen den König und den Intereſſen 
des Landes. Da geſchah denn, was dem weiteren Verlauf der Ereigniſſe ſeinen 
gewaltſamen Gang anwies: die Macht glitt in die Hände der Staaten und der 
großen Städte. 

Am 27. Juli erwiderten die Brabanter Stände die Einlagerung der Spanier 
in Aloſt mit der Anzeige an den Staatsrat, daß ſie, da er ſelber keinen Schutz 
gegen die Mißhandlung gewähre, die Aufſtellung von Soldtruppen zur Verteidi— 
gung der Provinz gegen die Meuterer beſchloſſen habe.?) Der Staatsrat ſah 
dieſer Entſcheidung gegenüber keinen anderen Ausweg, als den eigenmächtigen 
Schritt zu genehmigen, worauf die Stände zur Anwerbung von 10 Fähnlein 
Infanterie zu je 2— 300 Mann und von einigen Reiterkompagnien, ſämtlich aus 
den Landesangehörigen genommen, vorſchritten. Noch vor dieſer Ständearmee 
war in Brüſſel eine Bürgermiliz entſtanden. In den Tagen, da die meuternden 
Spanier gegen die Hauptſtadt heranzogen, hatte ſich die ergrimmte Bürgerſchaft 
bewaffnet und zur Verteidigung der Stadt zuſammengerottet, an die 8000 bis 
9000 Mann. Auch ihnen gegenüber wußte der Staatsrat keinen anderen Aus— 
weg, als die Maſſen in 42 Fähnlein zu ordnen und den Grafen von Mansfeld 
als Befehlshaber an ihre Spitze zu ſtellen. Das Beiſpiel der Stadt und der 
Stände fand dann in anderen Städten und Provinzen, beſonders in Flandern, 
eifrige Nachfolge. 

Sobald aber die Stände einmal die Waffen in der Hand hatten, erhielten 
die Forderungen, die ſie gegen Philipps Regierung erhoben, einen ganz anderen 
Nachdruck. Vermittelungs- und Begütigungsverſuche, welche Requeſens unter— 
nommen, hatten ſie daran gewöhnt, dieſe Forderungen zu formulieren; ſie gingen 
vor allem auf Herſtellung der Landesrechte, Entfernung der ausländiſchen Truppen 
und Beamten, gütlichen Ausgleich mit den aufſtändiſchen Provinzen. Daß dem 
Ausgleich mit den beiden aufſtändiſchen Provinzen der Anſpruch derſelben auf 
proteſtantiſche Religionsfreiheit im Wege ſtehe, verhehlten ſich dabei die gehorſam 
gebliebenen Stände um ſo weniger, da unter ihnen ſelber der Gedanke der zu 
erhaltenden Herrſchaft der katholiſchen Kirche vorwaltete. Aber man hoffte, auch 
dieſe Schwierigkeit auf irgend einem Wege zu überwinden, wenn man ſich nur 
an die Selbſtbeſtimmung des Landes wende. Generalſtaaten, nicht nur aus den 
gewöhnlich in ihnen vertretenen dreizehn Landen (S. 317), ſondern allen Pro— 
vinzen ohne Ausnahme!) verſammelt, ſollten, jo meinte man, das Werk der 


) Nach dem Schreiben des Staatsrats vom 27. Juli. (Gachard IV S. 259.) 

) Gachard, Corresp. de Philippe t. IV S. 262 Anm. Erſte Anregung ſtändiſcher 
Rüſtungen von ſeiten der Brabanter Staaten März 17 und 21 (a. a. O. S. 492, 495). — 
Antwort des Staatsrats vom 28. Juli: Granvelle, Corresp. VI S. 423. 

) Dieſen Unterſchied hat man im Auge, wenn man Generalſtaaten wie bei Gelegenheit 
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Friedensſtiftung und der Neuordnung des zerrütteten Landes mit unwiderſprech— 
licher Autorität durchführen. In dem Rufe nach konſtituierenden Generalſtaaten 
faßten ſich abermals die Forderungen der gegen Philipps Tyrannei erſtarkten 
Oppoſition zuſammen. Mit wachſendem Ungeſtüm brach dieſer Ruf aus dem 
Kreis der Staaten und Bürgerſchaften hervor. 

Konnte bei ſolcher Stimmung die Gewalt, wenn einmal in den Händen 
der Staaten, auf die Bekämpfung der Meuterei beſchränkt werden? Die ſpaniſchen 
Oberſten und Beamten ſahen voraus, daß ſich der Angriff ſehr bald gegen ſie 
ſelber, als die eigentlichen Landesfeinde, kehren werde; noch aber waren ſie von 
dem Gefühl ihrer Uebermacht und den Gewohnheiten brutaler Unterdrückung 
durchdrungen. Eine ihrer feſteſten und wertvollſten Stellungen nahmen ſie in dem 
zur Niederhaltung Antwerpens von Alba errichteten Kaſtell ein. Hier befehligte die 
ſpaniſche Beſatzung der Oberſt Sancho d' Avila. Hierhin nahmen von Brüſſel 
aus vor dem Grimm der Bürger und vor den Rüſtungen der Stände der 
Staatsrat Roda und der ſpaniſche Oberſt Romero ihre Zuflucht. Indem dann 
durch d' Avila verſchiedene Abteilungen der königlichen Armee nach Antwerpen 
gezogen wurden, entſtand hier ein feſtes Lager der eigentlichen Vorkämpfer von 
Philipps Autorität. Schon im Auguſt erklärte ſich d' Avila gegen die Stände 
und ſtändiſchen Truppen mit unzweideutiger Feindſchaft. 

So entwickelten ſich die Dinge, ſobald das ſpaniſche Joch nur einigermaßen 
erleichtert wurde, in der Richtung auf offenen Krieg zwiſchen den Spaniern und 
den Ständen. Nichts war da natürlicher, als daß die letzteren den von ihnen 
geforderten Ausgleich mit den rebelliſchen Provinzen jetzt nicht bloß im Sinne 
des Friedensſchluſſes, ſondern eines förmlichen Bündniſſes gegen den gemein— 
ſamen Feind betrieben. Eine Anknüpfung für derartige Verſuche boten Friedens— 
verhandlungen, welche im Jahr 1575 zwiſchen ſpaniſchen Bevollmächtigten und 
den holländiſch-ſeeländiſchen Provinzen geführt waren, deren Wiederaufnahme 
von Staatsrat und Ständen gleichmäßig gewünſcht und ſeit dem Fall von 
Zierikſee durch einflußreiche Männer beider Parteien in freiem Meinungsaustauſch 
betrieben war. Jetzt, bei der wachſenden Erbitterung gegen die Spanier, brach 
das Verlangen, mit dieſen Beſtrebungen endlich Ernſt zu machen, mit ſolchem 
Nachdruck hervor, daß der Staatsrat, trotz eines Verbotes Philipps II., wieder 
keinen anderen Ausweg ſah, als mit Beginn des Monates September zwei 
Männer!) zu vorläufigen Friedensbeſprechungen zu ermächtigen. Die holländi— 
ſchen Staaten erwiderten darauf, indem ſie am 12. September auch ihrerſeits 
vier Bevollmächtigte ernannten, welche nach Befinden Oraniens und gemeinſam 
mit deſſen Verordneten in Verhandlung mit den gehorſam gebliebenen Staaten 
eintreten ſollten. Beachten wir hier aber wohl: nicht an den Staatsrat wieſen 
die Holländer ihre Abgeordneten, ſondern, einfach über ihn hinweggehend, wandten 
ſie ſich an die Staaten.?) Der Grund war, daß inzwiſchen eine Reihe geheimer 


der Abdankung Karls V. verlangt. (Vgl. z. B. Requeſens, 1575 Juni 29. Gachard III on. 
1487 S. 533.) 

) Backere und Seroskercke. (Groen v. Pr. I 5 n. 607 S. 401.) 

2) Bal. Dorps Schreiben a. a. O. S. 411. 
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Verhandlungen zu ihrem Ziel geführt hatte, daß mit einem raſchen Gewaltſtreich 
der immer ohnmächtiger gewordene Staatsrat auf die Seite geſchoben und die 
Macht in die Hände derjenigen gelegt war, welche allein die Verbindung mit 
den nördlichen Provinzen entſchloſſen durchführen konnten, nämlich der Stände. 

Zum Verſtändnis dieſer plötzlichen Wendung müſſen wir unſere Aufmerk⸗ 
ſamkeit vor allem wieder auf Wilhelm von Oranien richten. Sobald nach dem 
Tode des Requeſens die ſchwankende Zwiſchenregierung eingetreten war, faßte 
dieſer weitrechnende Staatsmann die Möglichkeit ins Auge, die gehorſamen 
Provinzen auf die Seite der Aufſtändiſchen zu ziehen zum gemeinſamen Kampf 
gegen die Spanier. Seit dem Frühjahr 1576, während er noch die Verteidigung 
von Zierikſee überwachte, ſuchte er mittelſt eines kühnen und gewandten Agenten, 
des ſüdfranzöſiſchen Edelmannes Theron, 1) ſeine alten Beziehungen in Brabant 
und Flandern wieder zu beleben und neue anzuknüpfen. Im Auguſt und Sep— 
tember gelang es ihm, ſich mit Männern, die auf raſche Thaten drängten, zu 
verſtändigen, ſo mit Wilhelm van Heſe, dem Befehlshaber der von den Bra— 
banter Ständen geworbenen Fußtruppen, mit dem Brüſſeler Volksmann Bloyere, 
mit dem Brabanter Ständeadvokaten Liesfelt. Unwiderleglich war für dieſe Partei— 
führer die Vorſtellung des Fürſten, daß ihre Anſprüche auf Umgeſtaltung der 
Regierung mit gütlichen Mitteln bei Philipp nicht durchzuſetzen ſeien, daß aber 
anderſeits die Leiter der eigenmächtigen Kriegsrüſtungen der Staaten und der 
Städte vor dem Tyrannen bereits ebenſoſehr belaſtet ſeien, wie einſt Egmont 
und Hoorne: nur die offene Verbindung der gehorjamen mit den rebelliſchen 
Provinzen könne alſo für das, was man begonnen, ein gedeihliches Ende ſichern. 
Dieſer Verbindung ſtand im Wege der unter den Ständen der gehorſamen Pro— 
vinzen vorwaltende Katholizismus und deren Abſicht, die Herrſchaft Philipps II. 
zu erhalten. Auch hier jedoch wußte Oranien zu helfen. Es ſei, ſo erklärte er 
mit dreiſter Lüge, niemals ſeine Abſicht geweſen, die Lande von der Herrſchaft 
Philipps loszureißen;?) ebenſowenig gedenke er in den Gebieten, wo die katho— 
liſche Religion herrſche, das proteſtantiſche Bekenntnis einzuführen. Herſtellung 
der Landesrechte im Kampfe gegen die ſpaniſche Tyrannei, Neuordnung der 
zerrütteten Verhältniſſe und Löſung ſo ſchwieriger Fragen, wie derjenigen der 
Religion, durch Generalſtaaten, — das war die Formel der Verbindung, die er 
aufſtellte und die von Heſe und den anderen Vertrauten angenommen ward. 

Nicht allein Vertraute des Fürſten von Oranien waren es aber, die ſich 
alſo zuſammenfanden. Es gab Männer unter den Brabanter Ständen — darunter 
die zu der Zahl der Aebte gehörigen Brüder Van der Linden,?) — welche ähnliche 
Anſchauungen, wie jener oraniſche Kreis, ſelbſtändig in ſich entwickelt hatten. 
Dieſe verbanden ſich jetzt mit Heſe und ſeinen Genoſſen, nicht weil ſie von 


) Nach Brüſſel geſandt durch Marnix während deſſen engliſcher Geſandtſchaft, alſo zwiſchen 
Weihnachten 1575 und 19. April 1576. (Marnix, Correspondance S. 209.) 

) So in dem Schreiben vom 3. Oktober 1576. (Gachard, Guillaume le Taciturne 
WINE Se, ib) 

) Daß Oranien bis zum 16. Oktober 1576 mit dem Abt von St. Gertrud in keiner 
direkten Beziehung ſtand, erſieht man aus ſeiner Erklärung von jenem Datum an den Herzog 
Arſchot bei De Jonghe, Etats généraux I S. 264. 
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oraniſchen Agenten bearbeitet waren, ſondern weil ſie ein gewaltthätiges Vorgehen 
für nötig hielten. Zwiſchen ihnen und dem oraniſchen Kreis wurden die Maß— 
regeln, welche den Gang der Dinge entſcheiden ſollten, vereinbart. Die nächſte 
gemeinſame Abſicht war, eine Politik, welche die Wünſche des Landes befriedigen 
und doch zugleich nur mit Philipps Genehmigung vorgehen wollte, unmöglich zu 
machen. Und den Weg dazu eröffnete ihnen ein Zwiſt unter den Brabanter 
Ständen und dem ſchwankenden Staatsrat. 

Nachdem die Brabanter Stände durch ihr eigenmächtiges Zugreifen ſich eine 
kleine Armee geſchaffen, ſuchten ſie durch eine zweite Eigenmächtigkeit die Be— 
rufung von Generalſtaaten zu erzwingen; ſie traten im Lauf des Monats Auguſt 
mit anderen Provinzialſtänden über Entſendung ihrer Deputierten nach Brüſſel 
in Unterhandlung. Hier aber gelang es ihnen nicht, den Staatsrat nach ſich 
zu ziehen; gebunden durch die Anordnungen Philipps, welcher ſeine ferneren 
Entſchließungen und den neuen Statthalter abzuwarten gebot, verweigerte die 
regierende Behörde zum Zuſammentritt von Generalſtaaten ihre Zuſtimmung, ) 
was nun einen Zuſtand von peinlicher Ungewißheit und Spannung erzeugte. 
Da geſchah es plötzlich am 4. September, daß der Befehlshaber von zwei Fähn— 
lein ſtändiſcher Truppen, welche in Brüſſel zum Schutz der Stadt aufgenommen 
waren, auf Anordnung des Herrn van Heſe in den Palaſt des Staatsrates ein— 
drang und drei wegen ſpaniſcher Geſinnung verhaßte Mitglieder dieſer Behörde, 
dazu den Grafen von Mansfeld und hinterher noch drei ähnlich gekennzeichnete 
Mitglieder des geheimen Rates gefangen nahm. Förmlich erteilt hatte den Bez 
fehl hiezu lediglich Heſe, aber hinter ihm ſtanden ſeine Genoſſen aus den Ständen 
und der Stadt, ſowie die große in Erregung geratene Maſſe der Bürgerſchaft. 
Der Anſchlag war beſchloſſen in Verhandlungen, die vermittelſt des Agenten 
Theron zwiſchen Oranien und holländiſch-ſeeländiſchen Deputierten einerſeits und 
den Brüſſeler Freunden des Fürſten anderſeits geführt waren.?) Von ſo mäch— 
tigen Geſinnungsgenoſſen geſchützt, konnte Heſe die Ergriffenen in Gefangen— 
ſchaft halten. 

Die erſte Folge dieſer Gewaltthat war, daß die Autorität der freigebliebenen 
Staatsräte jetzt noch geringer wurde als vorher und daß die Provinzialſtaaten, 
vor allem die von Brabant, jetzt noch vollſtändiger die Leitung der Bewegung 
erhielten. Eine zweite Folge war es aber auch, daß der Kriegszuſtand zwiſchen 
den ſpaniſchen und niederländiſchen Vertretern der Staatsgewalt nunmehr ein 
offener wurde. Von Antwerpen aus erklärte ſich Roda, da er das einzige dem 
Zwang der Rebellen entzogene Mitglied des Staatsrates ſei, zum Haupte der 
Regierung; unter ſeiner Leitung wurde die Vereinigung königlicher Truppen 
fortgeſetzt, und der Angriff gegen die Streitkräfte der Stände jetzt förmlich be— 
ſchloſſen. Hierdurch ſahen ſich die Brabanter Stände vor die Wahl geſtellt, ent— 
weder mit Heſe und Genoſſen voranzugehen oder ſich einem neuen ſpaniſchen 
Gewaltregiment zu unterwerfen. Sie wählten das erſtere, und ihrem Willen 


1) Sitzung des Staatsrats vom 22. Auguſt. (Gachard IV S. 521.) 
2) Ausſage der Brüſſeler Geſandten in ihrer Werbung an die holländiſchen Staaten, 1584. 
(Bor II S. 477.) 
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folgte der gereinigte, durch Zuziehung von drei Mitgliedern verſtärkte Staatsrat. 
Am 20. September berief der letztere die Deputierten ſämtlicher Provinzialſtände 
nach Brüſſel, nachdem bereits auf eine eigenmächtige Einladung der Brabanter 
Stände vom 7. September ſich eine Anzahl ſolcher Verordneter in der Haupt— 
ſtadt zuſammengefunden hatte. Die erſehnte Verſammlung von Generalſtaaten 
wurde alſo ins Werk geſetzt, und die ſelbſtverſtändlichen Beratungsgegenſtände 
waren der Friedensſchluß mit Holland-Seeland, die Organiſation der Verteidigung 
des Landes gegen die königlichen Truppen, die Sicherung ſeiner Rechte — der 
wirklichen wie der beanſpruchten — gegenüber dem Könige. 

Bereits am 27. September erklärten die bis dahin erſchienenen Stände 
von Brabant, Flandern und Hennegau dem Fürſten von Oranien ihre Bereit— 
willigkeit, in Friedensverhandlungen einzutreten; am 19. Oktober wurden die 
Verhandlungen zwiſchen Abgeordneten der Generalſtaaten einerſeits und Oraniens 
und der holländiſch-ſeeländiſchen Stände anderſeits in Gent eröffnet; am 8. November 
konnte eine Friedensurkunde, die zugleich eine Bundesacte war, von beiderſeitigen 
Bevollmächtigten, nachdem der Staatsrat ſeine Genehmigung ebenfalls erteilt 
hatte, unterzeichnet werden. Die Stände vereinigen ſich kraft dieſer Urkunde 
zu gegenſeitigem Beiſtande gegen ihre Feinde, beſonders zur Vertreibung der 
ſpaniſchen und fremden Soldaten, mit der Pflicht, ihre äußerſten Kräfte aufzu— 
ſetzen. Sobald das Land gegen die Spanier und ſonſtige Bedränger geſichert 
iſt, ſollen Generalſtaaten aus allen niederländiſchen Provinzen — nicht bloß den 
regelmäßig in dieſer Verſammlung vertretenen — zuſammenkommen, um die 
Ordnung des zerrütteten Landes in allgemeinen wie in beſonderen Angelegen— 
heiten vorzunehmen, beſonders auch um über die Religionsübung in Holland— 
Seeland zu entſcheiden. Bis zu dieſer Entſcheidung bleibt die Alleinherrſchaft 
der reformierten Kirche in jenen Provinzen beſtehen; umgekehrt wird die Allein— 
herrſchaft der katholiſchen Kirche in den übrigen Provinzen als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt. Suſpendiert werden jedoch bis zu weiterer Anordnung der General— 
ſtaaten die Religionsedikte, und umgeſtürzt wird das ganze Werk des Blutrates, 
indem alle ſeit 1566 wegen Religionsvergehen und Friedensbruch verhängten 
Strafen und gerichtlichen Verfolgungen vernichtet, alle eingezogenen und noch 
nicht verkauften oder vergabten Güter zurückerſtattet werden. 

Die Zahl der in den Brüſſeler Generalſtaaten vertretenen Provinzen war 
inzwiſchen, bis zum Abſchluß dieſes Friedens, auf elf geſtiegen, mit Holland und 
Seeland zuſammen machten ſie die dreizehn Provinzen aus, welche herkömmlich 
in den Generalſtaaten ſich zuſammenfanden. Nicht vergeſſen hatte die ſo ſtattlich 
anwachſende Brüſſeler Verſammlung neben den Verhandlungen mit den beiden 
nördlichen Provinzen die Zurüſtungen zum Krieg. Die Streitkräfte, welche die 
einzelnen Provinzen nach dem Vorgang von Brabant geworben hatten, wurden 
den Generalſtaaten und dem Staatsrat zuſammen unterſtellt; zur Leitung des 
geſamten Kriegsweſens wurde von beiden Körperſchaften der Herzog von Arſchot 
berufen. Eine getrennte Stellung von dieſer Armee der Generalſtaaten behielten 
jedoch die Streitkräfte der beiden nördlichen Provinzen unter Führung des Fürſten 
von Oranien, wie denn überhaupt die errungene Selbſtändigkeit dieſer zwei Lande 
in ihrer geſamten Regierung vorläufig, bis zu den Anordnungen der konſtituieren— 
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den Generalſtaaten, fortbeſtehen ſollte. Nicht einmal der Brüſſeler Staaten— 
verſammlung wurden die Abgeordneten der beiden Provinzen einverleibt. 

Der Genter Vertrag war alſo nur ein Bündnis, nicht eine ſtaatliche 
Wiedervereinigung der getrennten Lande. Im Drange gemeinſamer Not ent— 
ſtanden, verdeckte er tief greifende Gegenſätze kirchlicher und politiſcher Art. Ob 
dieſelben ſich ausgleichen oder erweitern ſollten, hing zum Teil von den raſch 
folgenden Ereigniſſen ab. Ein erſtes war ganz dazu angethan, die Verbindung 
zu ſtärken. Am 4. November, als der letzte Abſchluß in Gent noch ausſtand, 
kam die Feindſchaft zwiſchen Sancho d'Avila, der im Kaſtell von Antwerpen 
befehligte, und der bewaffneten Bürgerſchaft und den ſtändiſchen Truppen, welche 
die Stadt verteidigen ſollten, zum offenen Ausbruch. Vor dem entſcheidenden 
Kampfe waren die Meuterer von Aloſt zu ihren früheren Genoſſen herbeigeeilt 
und im Bewußtſein der gemeinſamen Gefahr, der Hoffnung auf gemeinſame 
Beute mit Freuden aufgenommen. Dann wurde nach kurzem Ringen die über— 
reiche Stadt eingenommen und nun mit ihren gefüllten Warenlagern, mit den 
reich ausgeſtatteten Wohnungen der fremden wie der einheimiſchen Handelsherren 
der ſeit Monaten geſtachelten Habſucht und Grauſamkeit der Söldner preis— 
gegeben. Es erfolgte die Niedermetzelung von vielen Tauſenden, Soldaten 
wie Bürgern, vor allem aber eine Plünderung, welche die reichſte Stadt im 
nördlichen Europa zu einer Stätte der Verwüſtung machte und im Zuſammen— 
hang mit weiteren Schlägen, welche die folgenden Jahre brachten, den Welt— 
handel von dieſem Mittelpunkte hinwegtrieb. Wie die Kunde von dieſem 
äußerſten aller ſpaniſchen Greuel durch das Land ging, ſchien jeder Ausgleich 
mit Philipp, ſolange die fremden Raubbanden auf niederländiſchem Boden waren, 
unmöglich. 

Und doch gerade die Frage des Ausgleichs wurde durch ein zweites Er— 
eignis unmittelbar zur Entſcheidung geſtellt. Einen Tag vor dem Angriff auf 
Antwerpen traf der von Philipp ernannte Generalſtatthalter in Luxemburg, der 
Hauptſtadt einer Provinz, die in Brüſſel und Gent unvertreten war, ein. Der 
Ernannte war Don Juan von Oeſterreich. Seine Perſon und die Aufträge, die 
er mitbrachte, offenbarten den in Philipps niederländiſcher Politik eingetretenen 
Wechſel. Ein illegitimer Sohn Karls V., ſtrahlend in dem Ruhme ſeiner Siege 
über die Morisken in Granada und die Türken bei Lepanto, ſollte Don Juan 
den Wünſchen der Niederländer nach einem Regenten aus der königlichen Familie 
entgegenkommen. Beauftragt zu weitgehenden politiſchen Einräumungen, ſollte 
er den erbitterten Landen ein Regiment des Friedens, der Achtung der Landes— 
rechte, des Vertrauens gegen die Landesangehörigen bieten. Gleich am folgenden 
Tage nach ſeiner Ankunft erſuchte Don Juan jene ſelben Staatsräte, die Roda 
als Feinde des Königs behandelte, um Zuſendung von Abgeordneten, da er ſich 
zunächſt mit ihnen, dann mit den empörten Ländern ausgleichen wollte. 

Dieſes Anerbieten ſtellte das eben geſchloſſene Genter Bündnis auf die 
ſchwerſte Probe. Die Brüſſeler Generalſtaaten, welche das königliche Recht 
Philipps achteten und die Herrſchaft der katholiſchen Kirche erhalten wollten, 
konnten nicht anders, als dem Stellvertreter des Königs, der ſich bereitwillig 
zeigte, ihre Forderungen zu gewähren, entgegenkommen. Sie antworteten ihm 
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alſo mit der Aufforderung, er möge nach Brüſſel kommen, um hier über die 
Zugeſtändniſſe, an welche ſie ſeine Anerkennung zu binden gedachten, mit ihnen 
zu unterhandeln. Aber anders als die Generalſtaaten dachten die aufſtändiſchen 
Provinzen, vor allem das Haupt derſelben, Fürſt Wilhelm von Oranien! 

Nach einem achtjährigen Krieg gegen einen Feind, deſſen Ueberlegenheit 
im offenen Feld unzweifelhaft und erdrückend war, hatte ſich Fürſt Wilhelm 
plötzlich auf den Höhepunkt ſeiner Hoffnungen und Entwürfe geführt geſehen. 
Es ſchienen ja infolge des nach Requeſens' Tode eingetretenen Umſchwungs der 
Dinge die geſamten Niederlande unter ſeine Führung gedrängt zu werden; es 
ſchien die Zeit zu einem Unabhängigkeitskampf mit geſammelten Kräften ge— 
kommen zu ſein. Dieſen Kampf konnte er ſich nicht mehr, wie im Jahre 1568, 
im bloßen Gegenſatz gegen die Ausſchreitungen der Macht Philipps II. denken; 
ſeine Anſchauungen und Abſichten, wie ſie ſich inzwiſchen entwickelt hatten, waren 
unerträglich geworden mit der Herrſchaft des ſpaniſchen Königs überhaupt. 
Vor allem ſein kirchlicher Standpunkt war klar geworden. Nachdem er das 
proteſtantiſche Bekenntnis zuerſt, als er im Jahre 1567 in Deutſchland weilte, 
in der Melanchthonſchen Faſſung angenommen, dann bei ſeinem Feldzug von 1568 
einen Schüler der Genfer Kirche, den Franz Junius, zu ſeinem Prediger ge— 
wählt hatte, ) war er im Jahre 1573 der reformierten Gemeinde zu Dortrecht 
förmlich beigetreten. Allerdings den vollen Beifall der calviniſchen Lehrer erwarb 
er ſich darum noch nicht, denn er war keineswegs geneigt, zum Umſturz der 
katholiſchen Religionsübung die Loſung zu erteilen, wenn er auch denſelben, nach— 
dem er einmal geſchehen war, genehmigte: ſeiner eigenen Geſinnung nach würde 
er die Erteilung gleicher Rechte an katholiſche und proteſtantiſche Gemeinden vor— 
gezogen haben. Auch dieſe Geſinnung genügte indes, um ſeine Verſtändigung 
mit Philipp II. unmöglich zu machen. Und unmöglich wurde dieſe Verſtändi— 
gung zugleich durch die unter dem Krieg wachſende Feindſchaft, durch das immer 
klarer hervortretende Bewußtſein von der Unvereinbarkeit der in den aufſtändi— 
ſchen Provinzen erſtrebten und der von den Spaniern verfochtenen Staats— 
ordnung. So war es denn dazu gekommen, daß Oranien nebſt den beiden 
Provinzen ſich ſeit Ende 1575 zuerſt an die Königin von England, dann an 
den Herzog Franz von Alençon, oder, wie er feit dem Hugenottenfrieden vom 
Mai 1576 betitelt wurde, den Herzog von Anjou, wegen Annahme der Herr— 
ſchaft zu wenden beſchloſſen hatte. 

Der letztere Beſchluß kam Ende April und Anfang Mai 1576 zuſtande. 2) 
Nun war derſelbe freilich noch nicht lange gefaßt, als die Ausſicht auf die Ver— 
einigung ſämtlicher Provinzen hervortrat und dem Fürſten Wilhelm, wie wir 
ſahen, die Verläugnung ſeiner auf dem Wechſel der Herrſchaft fußenden Pläne 
auferlegte. Aber er rechnete darauf, dem Kampfe für das Recht der Lande 
eine ſolche Richtung geben zu können, daß die Herrſchaft Philipps entweder 
abgeworfen oder in einen wertloſen Titel umgewandelt werde. 


) Junius' Selbſtbiographie im scrinium antiquarium I S. 260. 
) Groen v. Pr. I 5 S. 341. Kervyn de Lettenhove, les Huguenots et le Gueux 
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Nichts konnte ihm bei ſolchen Plänen ungelegener kommen, als das end— 
liche Eintreffen Don Juans in Luxemburg und die Neigung der Generalſtaaten 
zur Unterhandlung mit ihm. Er war ſofort im klaren, daß dieſer Verſuch des 
Ausgleichs durchkreuzt werden müſſe, und ein naheliegendes Mittel dazu bot ihm 
die Anknüpfung mit dem Herzog Franz von Anjou. Dieſem machtgierigen und 
gewiſſenloſen Prinzen hatte er ſeine Bitten um bewaffneten Zuzug unter locken— 
dem Hinweis auf die zu gewinnende Herrſchaft über Holland-Seeland gleich 
nach dem erwähnten Beſchluß der beiden Provinzen vorgebracht. Als dann die 
Ausſicht auf Erhebung der geſamten Provinzen näher trat, und als es vollends 
zu den Genter Abmachungen kam, brach er dieſe Verhandlungen keineswegs 
ab, ſondern ſuchte ſie ſo zu leiten, daß die Geſamtheit der Lande den franzö— 
ſiſchen Herzog um Zuzug und Hülfe gegen die Truppen Philipps II. angehen 
ſollte. Der Herzog war damals — in der Zeit zwiſchen dem Hugenottenfrieden 
vom Mai 1576 bis zum abermaligen Ausbruch des Religionskrieges im Januar 
1577 — nicht abgeneigt, ſich zum Protektor der niederländiſchen Staaten er— 
nennen zu laſſen und franzöſiſche Truppen ins Land zu führen. Wenn es nun 
gelang, hierüber ein Verſtändnis herbeizuführen und die franzöſiſchen Truppen 
mit denen der Generalſtaaten unter Anjous Führung zu verbinden, ſo wurde 
Don Juan wohl gezwungen, ſich an die Spitze der verhaßten ſpaniſchen Truppen 
zu ſetzen, und alsdann hatte man ſtatt des Ausgleichs unerbittlichen Krieg mit 
Philipp und ſeinem Statthalter. 

Ob es gelang, hing vor allem davon ab, daß ſich die Generalſtaaten zu 
den gewünſchten Anträgen an Anjou entſchloſſen. Harte Kämpfe wurden über 
dieſen Plan, der durch Anjous Anerbietungen den Generalſtaaten unmittelbar 
vorgebracht wurde (Anfang November), im Schoß der ſtaatiſchen Verſamm— 
lung geführt. Für denſelben trat eine Gruppe von Anhängern des Fürſten von 
Oranien ein, die ſeit dem 4. September an Zahl und Zuverſicht gewonnen hatte. 
In gleichem Sinne wirkte Heſe nebſt anderen dem Fürſten Wilhelm ergebenen 
Truppenführern. Endlich für dieſe wie für all ſeine anderen Anſichten hatte 
Oranien ſeinen ſtets wachſenden Einfluß auf die Volksmaſſen in den flandriſchen 
und brabantiſchen Städten, vornehmlich in den beiden Hauptſtädten Gent und 
Brüſſel, einzuſetzen. In dem volkstümlichen Anhang des Fürſten begannen ſchon 
die im ſtillen feſtgehaltenen proteſtantiſchen Geſinnungen ihre Kraft geltend zu 
machen; hätte es von dieſen ſtürmiſch bewegten Maſſen abgehangen, ſo wäre 
Oranien, von den Staaten herbeigerufen, in Brüſſel erſchienen, um die politiſche 
und militäriſche Leitung zu übernehmen. — Ein mit Spanien kämpfendes Gemein— 
weſen, in dem die Generalſtaaten die höchſte Macht, Fürſt Wilhelm die eigentliche 
Führung, der Herzog von Anjou den äußeren Glanz des Hauptes beſeſſen hätte, 
das war damals das eigentliche Ziel Oraniens und ſeines populären Anhangs. 

Aber trotz aller Agitation und Einſchüchterung vermochte die oraniſche 
Partei die Generalſtaaten nicht fortzureißen. Am entſchiedenſten trat ihr hier 
die Provinz Hennegau mit ihrem ſcharf katholiſchen Adel entgegen.!) Und jo 


) Morillon, 1576 November 3. (Granvelle, Corresp. VI S. 162.) Derſ., Oktober 26. 
(a. a. O. S. 148.) 
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kam es in den Beziehungen zu Anjou nur zu halben Beſchlüſſen, die keine wirk— 
lichen Folgen nach ſich zogen, mit Don Juan dagegen nahm man die angebotenen 
Verhandlungen an. Allerdings über das Ziel, zu welchem dieſelben hinführen 
ſollten, war auch die Majorität noch keineswegs im klaren. Jener Don Juan, 
den Philipp ihnen geſandt hatte, war mit dem Gegenteil derjenigen Eigenſchaften 
ausgeſtattet, die zur Beruhigung der Niederlande erforderlich ſchienen: ein 
ſtürmiſcher und gewaltſamer Kriegsmann, haßte er die Niederländer als Rebellen 
gegen die Kirche und den König; von einem abenteuerlichen Ehrgeiz getrieben, 
trug er ſich mit Entwürfen, die ihn von ſeiner Aufgabe weit abzogen; unter 
Ausſchweifungen, Leidenſchaft und Ueberanſtrengung hatte ihn eine faſt bis zum 
Wahnwitz geſteigerte Reizbarkeit ergriffen. An einen ſolchen Regenten hatten die— 
jenigen, welche ein Mitglied des königlichen Hauſes wünſchten, nicht gedacht. 
Ueber ihn hinweg wandten ſich daher die Wünſche vieler Niederländer nach der 
deutſchen Linie des Hauſes Oeſterreich, unter deren Mitgliedern ihnen vor allem 
des Kaiſers dritter Sohn, der Erzherzog Matthias, der eine friedliche Erziehung 
fern vom ſpaniſchen Hofe genoſſen hatte, als Statthalter annehmlich zu ſein 
ſchien.!) Auf alle Fälle wünſchten fie eine Teilnahme des Hauptes der deut— 
ſchen Linie und des deutſches Reiches an den weiteren Beſtimmungen über ihr 
Geſchick. 

Hiermit kommen wir auf den Punkt, wo die niederländiſchen Unruhen in 
die Angelegenheiten des deutſchen Reiches eingreifen. Unterbrechen wir daher 
den großen Gang jener Verwickelungen, um der beſonderen Richtung zu folgen, 
welche nach Deutſchland hinüberführt. 

Es gehörte zu den erſten und unverfänglichen Schritten der in Brüſſel 
zuſammenkommenden Generalſtaaten, daß ſie einen Abgeordneten an Kaiſer und 
Reichsſtände ſchickten. In einem demſelben mitgegebenen Schreiben rechtfertigten 
ſie ihr Vorgehen und ſchloſſen mit der Bitte an den Kaiſer, er möge die deut— 
ſchen Truppen in Philipps niederländiſcher Armee von Feindſeligkeiten gegen 
die Staaten, und alle Reichsangehörigen vom Zuzug zu den ſpaniſchen Truppen 
durch Strafmandate abhalten. Das Schreiben war vom 2. Oktober. Der Ueber— 
bringer begab ſich damit zu dem in Regensburg verſammelten Reichstag und 
erſchien dort am 13. Oktober, eben als die Verſammlung auseinandergehen 
ſollte. Noch gerade fand er die Zeit, vor dem neu eintretenden Kaiſer Rudolf 
ſeine Aufträge auszurichten und ſomit die niederländiſchen Wirren ebenſo vor 
Kaiſer und Reich zu bringen, wie damals die polniſchen, türkiſchen und nordi— 
ſchen Streitigkeiten ihm vorgebracht wurden. 

Erſt jetzt können wir die Fülle der Geſchäfte überſehen, die ſich an den 
Regensburger Reichstag herandrängte: zugleich mit den an der Oſtgrenze des 
Reichs entbrannten Kämpfen die im Weſten zur Entſcheidung drängende Frage, 
ob die Niederlande — ſei es zu Gunſten Frankreichs oder Deutſchlands, oder 
der republikaniſchen Unabhängigkeit — ihren Herrſcher wechſeln ſollten, und 
mitten unter dieſen auswärtigen Verwickelungen die zunehmenden Streitigkeiten 
der Religionsparteien im Innern, die bei dieſer Verſammlung, nach der Waffen⸗ 


) Morillon, 1576 November 3. (A. a. O.) 


Der Regensburger Reichstag und der Regierungsantritt Rudolfs II. 1576. 501 


ruhe des Reichstags von 1570, mit verſtärkter Heftigkeit auszubrechen drohten. 
Sehen wir nunmehr, wie die Verſammlung dieſes ganze Gewirre zu löſen unter— 
nahm. Von den verſchiedenartigen Angelegenheiten war es zunächſt diejenige 
der Türkenhülfe, der fie ihre Thätigkeit zuwandte. Mit den Verhandlungen 
darüber verband ſich dann aber ſofort der polniſche Thronſtreit und der innere 
Zwiſt der Religionsparteien. 

Wenn Maximilian die letzte Entſchließung über Ergreifung oder Nicht— 
ergreifung der polniſchen Herrſchaft auf den Reichstag verſchob, ſo geſchah das 
in der Hoffnung, daß die Reichsſtände das polniſche Abenteuer vielleicht noch 
billigen und zu dem im Fall der Beſitzergreifung Polens drohenden Türkenkrieg 
eine nachdrückliche Beiſteuer bewilligen würden, es geſchah mit der noch weiter 
führenden Berechnung, daß, wenn das Reich ſich zum Türkenkrieg erhebe, ein 
großes europäiſches Bündnis nach Art der im Jahre 1571 geſchloſſenen und 
bald wieder zergangenen päpſtlich-ſpaniſch-venezianiſchen Allianz gegen die Os— 
manen zuſammenzubringen ſein möchte. Mit Hinweis auf die Unſicherheit des 
Türkenfriedens und die Uebergriffe des Erbfeindes an den ungariſchen Grenzen 
verlangte er alſo eine ſtetige Hülfe, ausgiebig genug, um nicht nur die Grenzen 
beſſer zu befeſtigen und zu beſetzen, ſondern auch einen etwaigen, mit voller 
Heeresgewalt geführten Angriff der Türken abwehren zu können. ) Daneben bat 
er um Rat, was er zur Behauptung der ihm übertragenen polniſchen Königs— 
würde zu thun habe. Sofort zeigte es ſich aber, daß die Stände, auch die gut 
kaiſerlich geſinnten, vor der Einmiſchung des Reichs in einen Kampf um Polen, 
wie vor jeglicher Herausforderung der Türken gleichmäßig zurückſchraken. Fried— 
lich geſinnt wie immer, rieten ſie ihm, in Polen keine Gewalt zu brauchen,?) 
und nahmen die Verhandlungen über die Türkenhülfe im Sinne eines Beitrags zur 
Bewachung der ungariſchen Grenze auf, unter Empfehlung und Vorausſetzung der 
Erhaltung des beſtehenden Friedens. Daß von da ab der Kaiſer auf die pol— 
niſche Krone verzichten mußte, verſtand ſich von ſelbſt. 

Aber auch für den beſcheidenen Zweck der Sicherung der Grenze würde ihm 
die Beihülfe des Reichs verſagt worden ſein, wenn die Gewährung derſelben vom 
pfälziſchen Kurfürſten abgehangen hätte. Für den kam es nicht ſo ſehr auf den 
Krieg gegen die Türken als auf die Abwehr der in den geiſtlichen Gebieten begon— 
nenen Gegenreformation an. Nachdem der erſte Verſuch, dieſer Bewegung Einhalt 
zu thun, beim Regensburger Wahltag mißlungen war, harrte er nur auf den 
Reichstag, um den Kampf im Verein mit ſämtlichen proteſtantiſchen Reichsſtänden 
wieder aufzunehmen. So kühn freilich und ſo umfaſſend wie bei dem Wahltag 
wagte er nach den damals gemachten Erfahrungen ſeine Forderungen nicht mehr 
hinzuſtellen; in den Vordergrund rückte er jetzt nur noch zwei Punkte: die geſetz— 
liche Beſtätigung der Deklaration Kaiſer Ferdinands und die Aufhebung des 
geiſtlichen Vorbehaltes. Dieſe Forderungen gedachte er aber, ſoweit es an ihm 


1) Kaiſerliche Propoſition. 1576 Juni 25. (München. St. A. Bair. Abt. 162/7. Mit⸗ 
geteilt von Dr. Loſſen.) Ungenau Häberlin X S. 18. 

2) Vorlage des Kaiſers betr. Polen: Häberlin X S. 216. Ueber die Zeit: Kluckhohn II 
n. 890 S. 977/8. Die Antwort der Stände wird erwähnt in dem kurpfälziſchen Gutachten bei 
Häberlin X S. 50. 
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lag, dem Gegner abzuzwingen. In früherer Zeit, bei den Reichstagen von 1556 
und 1559, hatten er und ſein Vorgänger als Mittel, die Katholiken und den 
Kaiſer zu bezwingen, in erſter Linie die Ablehnung aller anderen Verhandlungen 
vor befriedigender Erledigung der proteſtantiſchen Anträge, an zweiter Stelle die 
Verweigerung der Türkenhülfe im Fall der Abweiſung der proteſtantiſchen 
Forderungen vorgeſchlagen. Wenn er damals mit ſolchen Vorſchlägen nicht 
durchgedrungen war, wenn dieſelben bei der veränderten Stellung der Parteien 
bei dem Reichstag von 1566 zwar wiederholt wurden, aber noch weniger Ein— 
druck machten, um dann im Jahre 1570 überhaupt zu ruhen, ſo meinte er ſie 
jetzt, bei der unter ſeinen Glaubensgenoſſen wieder ſtärker emporgehenden Be— 
wegung, neuerdings aufnehmen zu dürfen: vielleicht konnte das ſchärfſte Vor— 
gehen den Beifall der geſamten proteſtantiſchen Partei finden, vielleicht, wenn 
die proteſtantiſchen Stände ſich nicht abhalten ließen, in die Reichstagsverhand— 
lungen einzutreten, waren ſie dafür zu gewinnen, daß die Bewilligung der 
Türkenhülfe an die Gewährung der angegebenen Forderungen und an die Er— 
ledigung der noch ſonſt erhobenen Religionsbeſchwerden geknüpft werde, zum 
mindeſten ſollte die Beſtätigung der Deklaration als Bedingung der Türkenhülfe 
feſtgehalten werden. 

Mit ſolchen Aufträgen verſehen, hatten die pfälziſchen Geſandten einen 
ſchärferen Zug in die von ihnen geleiteten Sonderberatungen der proteſtantiſchen 
Stände zu bringen. Allerdings ſehr hoffnungsfroh ſah der Kurfürſt dieſen Ver— 
handlungen nicht entgegen. In der früheren Zeit, bis zum Jahre 1566, hatten 
die auf Erweiterung des Religionsfriedens zielenden Anträge der proteſtantiſchen 
Stände den Zweck, den thatſächlichen Machtfortſchritten der Proteſtanten die ge— 
ſetzliche Beſtätigung zu verſchaffen; jetzt, ſeit der jüngſt begonnenen Erhebung 
der katholiſchen Partei, waren dieſelben faſt mehr auf die Verteidigung als den 
Angriff gerichtet; wurden ſie abgelehnt, ſo konnten die Katholiken um ſo unge— 
hinderter voranſchreiten zur Ausrottung des Proteſtantismus in den geiſtlichen 
Gebieten, zur Verdrängung der Proteſtanten aus den Domkapiteln und von den 
Biſchofsſitzen, zur Wiedergewinnung des Machtgebietes, welches ſie in den letzten 
zwanzig Jahren verloren hatten. Die vorſtehende Verhandlung über die prote— 
ſtantiſchen Forderungen bedeutete alſo eine Kriſis in dem Machtverhältnis zwiſchen 
der katholiſchen und proteſtantiſchen Partei. Die Hoffnung aber, daß dieſe Kriſis 
günſtig verlaufen werde, wurde von vornherein beeinträchtigt durch die Haltung 
des Kurfürſten von Sachſen. 

Wir haben geſehen, wie Kurfürſt Auguſt in derſelben Zeit, da der Gegen— 
ſatz der Pfälzer gegen den Kaiſer und ihre katholiſchen Mitſtände wieder ſchärfer 
hervortrat, ſeinerſeits das Zuſammengehen der kirchlich getrennten Parteien unter 
ſich und mit dem Kaiſer nachdrücklicher verfocht. Die Urſachen, die ihn hierzu 
beim Wahltag beſtimmt hatten, wirkten nicht minder auf ihn ein beim Herannahen 
des Reichstags. Sein dogmatiſcher Gegenſatz gegen die Calviniſten war, wie 
noch in anderem Zuſammenhang zu erzählen ſein wird, in fortgehender Schärfung 
begriffen. Dem Kaiſer, dem er eben die Nachfolge ſeines Sohnes geſichert, 
fühlte er ſich zu fortgeſetztem Beiſtand zur Befeſtigung ſeiner wankenden Macht 
verpflichtet, die Vorſtellungen endlich, daß der Friede mit den Türken nur durch 
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einen achtunggebietenden Schutz der Grenzen zu ſichern ſei, regten ſein altes Ver— 
langen nach einer nachdrücklicheren Zuſammenfaſſung der Kräfte des Reiches 
gegen den Erbfeind, ſeinen alten Gedanken, daß in Ungarn das Reich ſelber 
verteidigt werde, zu neuem Eifer an. Bei dieſer ſeiner Geſinnung, beſonders 
bei der kirchlichen Feindſchaft gegen die Pfälzer hätte man ſich kaum wundern 
können, wenn er jedes Zuſammengehen mit den letzteren abgelehnt hätte. Aber 
unberechenbar wie immer, begann er, indem er diesmal dasjenige zugab, was 
er vor zehn Jahren bei dem Augsburger Reichstag den Kurpfälzern entzogen 
hatte (S. 278, 279): den Vorſitz derſelben bei den Sonderberatungen der Pro— 
teftanten.') Erſt in den Aufträgen, die er ſeinen Geſandten zu dieſen Sonder— 
beratungen erteilte, zeigte ſich der große und ſeit 1572 fortwährend erweiterte 
Zwieſpalt zwiſchen ſeiner und der pfälziſchen Politik. 

Als bei dem jüngſten Wahltag die Frage an ihn herangetreten war, ob 
er die Nachfolge Oeſterreichs im Kaiſertum durch eine Konzeſſion an die ſich 
kräftigende katholiſche Partei erkaufen oder durch Beharren auf den proteſtan— 
tiſchen Machtintereſſen die Wahl und die friedliche Nachfolge aufs Spiel ſetzen 
wollte, hat er ſich für das erſtere entſchieden. Jetzt ſah er abermals voraus, 
daß die pfälziſchen Forderungen, wenn unnachgiebig verfochten, zur Sprengung 
des Reichstags oder doch mindeſtens zur Verweigerung der Türkenhülfe führen 
konnten. Und abermals entſchloß er ſich, die durch freies Zuſammenwirken der 
katholiſchen und proteſtantiſchen Stände bedingte Erhaltung des Reichstags, ſowie 
die Unterſtützung des Kaiſers gegen den Erbfeind höher zu ſtellen als das Macht— 
intereſſe der proteſtantiſchen Partei. In dieſem Sinn ſollten ſeine Geſandten 
vor allem die Erneuerung des Streites über die Abſchaffung des geiſtlichen Vor— 
behalts abwenden. Wenn er früher halb widerwillig dem Proteſt ſeiner Glaubens— 
genoſſen, daß für ſie der Vorbehalt nicht verbindlich ſei, ſich angeſchloſſen hatte 
(S. 130, 133), ſo hob er jetzt deſſen geſetzliche Verbindlichkeit wenigſtens für die 
katholiſchen Stände hervor.?) Er wünſchte, daß man aufhöre, die entgegen— 
geſetzten Anſchauungen über Beſtand und Tragweite dieſes Geſetzes gegeneinander 
ins Feld zu führen: man ſolle ſich proteſtantiſcherſeits begnügen mit dem Verlangen 
der Anerkennung der Deklaration Ferdinands. In dem Fall, daß aber auch 
dieſe Forderung vom Kaiſer und den Katholiken abgewieſen wurde, ſollte, das 


) Allerdings mit der Modifikation, daß vor Berufung des allgemeinen Konvents die 
Geſandten der drei Kurfürſten ſich über die zu machende Vorlage verſtändigten. 

) Vgl. meine Ausführungen im Archiv für ſächſiſche Geſchichte 1879 S. 359. Zu be— 
merken iſt dazu, daß die Anerkennung des geiſtlichen Vorbehaltes von ſeiten des ſächſiſchen Kur— 
fürſten gewiß nicht identiſch war mit der Anerkennung, welche die Katholiken dieſem Geſetz 
zollten. Nach katholiſcher Auffaſſung verbot dasſelbe nicht nur den Uebertritt katholiſcher Prä— 
laten zum Proteſtantismus, ſondern auch indirekt die Wahl von Proteſtanten zu Prälaturen 
(S. 473). Letzteres wollte Auguſt gewiß nicht einräumen. Nach katholiſcher Auffaſſung waren 
ferner alle Stände zur Aufrechterhaltung des geiſtlichen Vorbehaltes verpflichtet. Eine ſolche 
Pflicht, gegen Verletzungen des geiſtlichen Vorbehaltes gemeinſam mit dem Kaiſer und den 
Katholiken einzutreten, hat dagegen Auguſt für die proteſtantiſchen Stände jetzt vermutlich ebenſo— 
wenig anerkannt wie früher (vgl. S. 83). Sein Standpunkt wird beſtimmter beim Kölner Krieg 
zum Ausdruck kommen. 


504 Viertes Buch. Erſter Abſchnitt. 


war ſeine weitere Meinung, die Erledigung der anderen Geſchäfte, beſonders der 
Türkenhülfe, deshalb nicht verweigert werden. 

Einem ſo vermittelnden Standpunkt entſprach es, daß der Kurfürſt ſeine 
perſönlichen Beziehungen und Verſtändigungsverſuche mit katholiſchen Fürſten 
eifrig fortſetzte. Wie er beim Augsburger Reichstag von 1566 die bedeutſame 
Freundſchaft mit dem Herzog von Baiern geſchloſſen und vor den jüngſten Wahl— 
verhandlungen mit dem Erzbiſchof von Mainz in perſönlichen Verkehr getreten 
war, ſo empfing er beim Beginn des gegenwärtigen Reichstags den Beſuch des 
baieriſchen Herzogs in ſeiner eigenen Hauptſtadt. Albrecht war gekommen, um 
im Hinblick auf die von der pfälziſchen Partei drohenden Anträge ſeinen prote— 
ſtantiſchen Freund zum perſönlichen Erſcheinen zu beſtimmen. Dieſem Geſuch 
ſelber willfahrte nun Auguſt nicht; aber was der Herzog eigentlich wünſchte, 
gewährte ihm der Kurfürſt durch die offenherzige Erklärung, daß ſeine Geſandten 
die Forderungen der Proteſtanten, beſonders die auf die Deklaration bezüglichen, 
anfangs unterſtützen, dann aber fallen laſſen ſollten. Als den zu erſtrebenden 
Ausgang dieſer Verhandlung nahm er die abermalige Verſchiebung der Ent— 
ſcheidung auf einen folgenden Reichstag in Ausſicht.“) 

Das alſo war die Antwort, welche Kurſachſen auf das pfälziſche Beſtreben 
nach Verſchärfung des Religionsſtreites erteilte; die konſervative Anſicht, daß die 
Proteſtanten ſich in ihren beſonderen Forderungen zu beſcheiden und dieſelben 
ſchließlich den gemeinſamen Anliegen von Kaiſer und Reich unterzuordnen hätten, 
wurde mit einer Beſtimmtheit aufgeſtellt, wie es bisher noch nicht geſchehen war. 
Und dieſer Fortſchritt auf dem Wege der nachgiebigen Politik erfolgte gerade 
in der Zeit, da die katholiſche Partei ſich aufmachte, um die Folgen ihrer eigenen 
Nachgiebigkeit rückgängig zu machen! Leicht iſt da die Spannung zu ermeſſen, 
mit welcher die Kurpfälzer die Entſcheidung darüber erwarteten, ob am Reichs— 
tag die übrigen proteſtantiſchen Stände den von Heidelberg ausgehenden Auf— 
reizungen oder den ſächſiſchen Warnungen folgen würden. 

Zunächſt zeigte ſich's doch, daß die große Maſſe der proteſtantiſchen Stände 
die Intereſſen ihres Bekenntniſſes weniger kühl auffaßten als die Sachſen. Bis 
zum 29. Juni, dem vierten Tag nach der kaiſerlichen Propoſition, hatten es die 
Pfälzer ſo weit gebracht, daß eine von ſämtlichen proteſtantiſchen Ständen 
vereinbarte Schrift dem Kaiſer überreicht werden konnte. Gefordert wurde in 
derſelben vor allem die Beſtätigung der Deklaration Ferdinands durch den 
Reichsabſchied. Das Anſinnen auf Beſeitigung des geiſtlichen Vorbehalts war 
wegen des Widerſtandes der Sachſen?) nicht unmittelbar aufgeſtellt; aber da 
die Wetterauer und andere proteſtantiſche Grafen ſich geeinigt hatten, ihre beim 
Wahltag gegen den Vorbehalt eingereichten Anträge weiter und dringender zu 
verfolgen, ſo wurde ihre im vorigen Jahre gemachte Eingabe nunmehr durch die 
geſamten Proteſtanten neuerdings überreicht und befürwortet. Den übrigen In— 


) v. Bezold I S. 199. 
) Die kurſächſiſchen Geſandten berichten am 17. Juli, daß ſie bei Abfaſſung der Replik 
der Proteſtanten (überg. 17. Juli) darauf hingewirkt haben, „daß die Freiſtellung itzo, wie auch 


zuvor, nicht namhaft gemacht“ fei. (Dresdener Archiv 10 199 R. T. Sachen zu Regensburg 
1576 nm. 1.) 
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halt der Schrift bildeten ſonſtige, wirkliche oder angebliche Kränkungen von 
Proteſtanten, wobei denn abermals der Satz einfloß, daß die gewaltſame Aus— 
weiſung proteſtantiſcher Unterthanen durch die katholiſche Obrigkeit eine Rechts— 
verletzung fei. — Was nun den Kurpfälzern am liebſten geweſen wäre, daß ihre 
Glaubensgenoſſen vor befriedigendem Beſcheid ſich in gar keine andere Verhand— 
lung eingelaſſen hätten, fand bei der großen Mehrzahl keinen Anklang. Aber 
nicht wenig erſtaunten die kurſächſiſchen Geſandten, als außer ihnen und den 
Neuburgern ) ſich die Proteſtanten durchweg inſtruiert zeigten, die Türkenhülfe 
nur unter der Bedingung der Erledigung ihrer Anträge, mindeſtens der Be— 
ſtätigung der Deklaration, zu bewilligen. 

Bei ſolcher Stimmung der Proteſtanten nahmen die Verhandlungen über 
die Türkenhülfe bald einen erregten Ton an. Noch erregter wurde derſelbe 
infolge der Haltung der Katholiken. Daß unter letzteren Männer, wie der Erz— 
biſchof Daniel von Mainz, Herzog Albrecht von Baiern, oder Erzbiſchof Jakob 
von Trier unter dem Eindruck der jüngſten Kämpfe und Erfolge durchaus nicht 
geneigt waren, vor den Proteſtanten zurückzuweichen, iſt leicht begreiflich. Auch 
Papſt Gregor XIII. hatte, nach dem bei dem Augsburger Reichstag von ſeinem 
Vorgänger gegebenen Beiſpiel, einen beſonderen Legaten nach Regensburg ab— 
geſandt, um den Eifer der Katholiken zu beleben; es war der alte Kardinal 
Giovanni Morone, der nunmehr ſeit vierzig Jahren?) in den ſchwierigſten deutſch— 
kirchlichen Angelegenheiten verwandt war und beim Kaiſer und den katholiſchen 
Reichsſtänden in ſo hohem Anſehen ſtand, wie kein anderes Mitglied der römi— 
ſchen Kurie. Der fand ſich auf dem Platz, noch ehe der Reichstag eröffnet war, 
und eine Woche vor der kaiſerlichen Propoſition hatte er bereits von den Ge— 
ſandten von Mainz, Trier und anderen Biſchöfen die Zuſage, daß ſie in Sachen 
der Religion nichts ohne Einvernehmen mit ihm thun würden. Am 7. Juli 
fand ſich dann der Erzbiſchof Salentin von Köln perſönlich ein; und wie em— 
pfindlich mußte nicht die Enttäuſchung der proteſtantiſchen Freunde desſelben 
ſein, als auch er den Katholiken im Widerſpruch gegen die proteſtantiſchen Forde— 
rungen unumwunden zuſtimmte! „Alle Katholiken,“ berichtet Morone dem Papſt, 
„erkennen ihn als ihren Führer an.” *) 

So geſchah es, daß am 14. Juli die katholiſchen Stände und Geſandten 
vor dem Kaiſer erſchienen, um in Bezug auf die ihnen mitgeteilte Eingabe der 
Proteſtanten die Erklärung abzugeben: die Aufhebung des geiſtlichen Vorbehaltes 
und die geſetzliche Beſtätigung der Deklaration Ferdinands werde von ihnen 
nicht bewilligt, und jede Verhandlung mit der anderen Partei über dieſe Punkte 
werde von ihnen abgelehnt. Dann, im weiteren Verlauf des Reichstags, thaten 
ſie ſich zuſammen und vereinbarten auch ihrerſeits eine ausführliche Beſchwerde— 
ſchrift, ähnlich der am Reichstag von 1559 übergebenen (S. 226), nur noch 
umfaſſender und einſchneidender. Wie damals führten ſie faſt alle nach dem 
Religionsfrieden gemachten Fortſchritte ihrer Gegner auf Verletzungen dieſes 


1) Bericht der Sachſen vom 9. Auguſt (a. a. O.). Vgl. Kluckhohn II n. 888 S. 974. 
2) Im Oktober 1536 an König Ferdinand als Nuntius geſchickt. (Pallavicino IV 1 § 4.) 
3) Si é fatto capo a lui da tutti li catholici. (Theiner, annales II S. 525 b.) 
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Reichsgeſetzes zurück; ſie wagten es jetzt auch, den Beſitz von Bistümern und 
Prälaturen durch Männer, die zum Proteſtantismus übergegangen ſeien, als 
Geſetzesverletzung offen zu bezeichnen. Selbſt in der Androhung von Bwangs- 
mitteln zur Behauptung ihrer Forderungen blieben fie nicht gar zu weit hinter 
ihren Widerſachern zurück, denn noch vor jener Erklärung vom 14. Juli ließen 
ſie den Kaiſer wiſſen, ſie würden eher vom Reichstag abziehen, als ſich zu Unter— 
handlungen mit den Proteſtanten über deren Anſinnen bezüglich der Deklaration 
und des geiſtlichen Vorbehaltes bringen laſſen.“) 

Maximilian, für den die Bewilligung einer Türkenhülfe, wie bemerkt, ein 
dringendes Bedürfnis war, geriet nun in eine bedrängte Lage. Von den beiden 
Hauptforderungen der Proteſtanten hatte er die eine, die ſich auf die Deklaration 
bezog, beim vorigen Wahltag ſelber auf den gegenwärtigen Reichstag gewieſen; 
jetzt aber lehnten ihm die Katholiken ſogar das bloße Verhandeln über die eine 
wie die andere Forderung ab, während die Proteſtanten in den Reichstags— 
ſitzungen erklärten, daß ihre Bewilligung der Türkenhülfe nur unter der Be— 
dingung der Annahme ihrer Sonderanträge, mindeſtens desjenigen über Ferdinands 
Deklaration, gelte. Dem letzteren Vorbehalt ſchloſſen ſich einſtweilen, dem all— 
gemeinen Strom folgend, ſelbſt die kurſächſiſchen Geſandten an. Und wenn ſie 
ſtandgehalten hätten, ſo wäre vielleicht geſchehen, was Kurpfalz im weiteren 
Verlauf dieſer Streitigkeiten einmal ins Auge faßte: der Abzug der Proteſtanten 
und die Sprengung des Reichstags. 

Indes von Anfang an war der Anſchluß der Sachſen nur ſcheinbar. So— 
bald Kurfürſt Auguſt von der Gefahr der Steuerverweigerung hörte, ſchickte er 
ſeinen Geſandten am 30. Juli eine entſchiedene Vorſtellung gegen dieſe Ver— 
bindung der Religionsbeſchwerden mit der Türkenhülfe ein. Geſetzt, ſagte er, der 
ganze Religionsfriede würde aufgehoben, ſollten darum die Stände der kaiſer— 
lichen Majeſtät auch wider die Türken nicht helfen und es geſchehen laſſen, daß 
einer nach dem anderen gefreſſen würde? 2) Noch ehe dieſe Worte geſchrieben 
waren, hatten bereits die ſächſiſchen Geſandten, als der Kaiſer am 14. Juli den 
Proteſtanten eine aufzügliche Antwort erteilte und dieſe in einer am 17. Juli 
übergebenen Schrift ihre Forderungen erneuerten und dabei an die nur be— 
dingungsweiſe erfolgte Bewilligung der Türkenhülfe erinnerten, es zugleich mit 
den Neuburgern durchgeſetzt, daß geſagt wurde: die „Mehrzahl“ der proteftanti- 
ſchen Stände — alſo nicht alle — hätten nur bedingungsweiſe bewilligt. Von 
da ab wollten ſie ſelber von keiner Bedingung mehr hören, auch da nicht, 
als der Kaiſer am 25. Auguſt ſeine Hauptantwort erteilte, und dieſe im wefent: 
lichen abſchlägig ausfiel. Eine Antwort auf den kaiſerlichen Beſcheid vereinbarten 
die Proteſtanten am 8. September; weil nun darin abermals auf die Bedingung 
der Bewilligung hingewieſen ward, ſagten ſich die Sachſen von derſelben los. 
Das war der Anfang zu der beim Reichstag von 1594 vollzogenen Trennung 
Sachſens von der Partei der Kurpfälzer. 


) Loſſen I S. 400. 
) Dresdener Archiv 10200. Resolutiones electoris... auf dem R. T. 1576. Vgl. das 
Schreiben Auguſts an die Koburger Herzöge bei Häberlin X S. 330. 
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Mit dem Rücktritt Sachſens verlor die eventuelle Steuerverweigerung 
ihren Ernſt. Schon in jener Verſammlung vom 8. September ſprachen auch 
einige andere Stände gegen den erneuten Hinweis auf die geſtellte Bedingung. 
Als dann am 20. September die Steuerverhandlung im Kurfürſtenrat zum 
Schluß gedieh, ließ der kurbrandenburgiſche Geſandte die Bedingung aus ſeinem 
Votum aus.) Inzwiſchen wurden die Relationen an den Kaiſer, endlich der 
Reichsabſchied ſelber im Sinne einer bedingungsloſen Bewilligung abgefaßt. Eine 
Proteſtation gegen den vorbehaltloſen Abſchied, welche Kurpfalz anriet, wurde 
von der Mehrzahl der proteſtantiſchen Geſandten verworfen; ſie begnügten ſich, 
in einem beſonderen Denkzettel zu erklären, daß es ihren Herrſchaften anheim 
geſtellt ſei, wie ſie hinſichtlich ihrer Bedingungen ſich verhalten wollten, und daß 
zur Vereinbarung einer gemeinſamen Entſchließung an den Kaiſer eine Ver- 
ſammlung ratſam ſei. Dieſe Verſammlung iſt dann nicht zuſtande gekommen 
und die Pflicht zur Erlegung der Steuer nicht beſtritten.?) 

Die ſchwierige Verhandlung endete alſo mit einem Triumph der katholiſchen 
Partei und des Kaiſers. Für den letzteren wurde dieſer Triumph um ſo größer, 
da die viel beſtrittene Türkenhülfe am Ende auf eine unerhörte Höhe gebracht 
wurde. Die Verhandlungen darüber verliefen in der gewohnten Weiſe des 
Feilſchens zwiſchen hoher Forderung und niedrigem Angebot. Maximilian ver— 
langte nicht weniger als 132 Monate, nämlich 12 Monate im laufenden und 
je 24 Monate in den 5 folgenden Jahren. Der pfälziſche Kurfürſt ?) dagegen 
war nicht abgeneigt, eine Hülfe bis zum Geſamtbetrag von 8 Monaten zu be— 
willigen. Zwiſchen dieſen Extremen war es vor allem wieder der Eifer des 
Kurfürſten von Sachſen, der die Anerbietungen der Stände in die Höhe trieb. 
Man bewilligte am Ende 60 Monate, deren einzelne Zahltermine bis zum Früh— 
jahr 1582 liefen: eine Summe, welche die im Jahre 1566 für den offenen Krieg 
bewilligte bedeutend überſtieg und unter Abrechnung der ſtehenden Ausfälle ſich 
auf etwa 44/2 Millionen Gulden belief. 

Allerdings fehlte es auch hier nicht an Streit. Der Kurfürſt von der 
Pfalz ließ ſich nicht höher als auf die Summe von 24 Monaten drängen, und 
um ſich gegen die Verbindlichkeit des Majoritätsbeſchluſſes zu wahren, ſtellte er 
ſeine früher nur gelegentlich angedeuteten Grundſätze über die Türkenhülfe jetzt 
mit einer Beſtimmtheit auf, in der ſie fortan für die pfälziſche Politik maßgebend 
blieben. Die Türkenſteuern, ſagte er, dienen nicht zur Verteidigung des Reichs, 
ſondern des von ihm getrennten Königreichs Ungarn. Statt dem Reiche Nutzen 
zu bringen, bergen ſie eine ſchwere Gefahr in ſich, einmal weil ſie am kaiſer— 
lichen Hof die Neigung zu einem Offenſivkrieg befördern, zu deſſen Führung das 
Reich viel zu ſchwach iſt, ſodann weil ſie infolge ſtets wiederholter Bewilligung 
zu einer dauernden und pflichtmäßigen Steuer zu werden drohen, wodurch die 
Freiheit der Reichsſtände ſchwer getroffen würde. Als Heilmittel gegen ſolche 


) Kurſächſiſche Relation. September 20. (Dresdener Archiv 10 200. R. T. Sachen 1576.) 
Vgl. v. Bezold 1 S. 204 Anm. 1. 

2) Ueber Kurbrandenburg v. Bezold In. 13 Anm. Ueber Kurpfalz a. a. O. n. 310, 400. 

3) Kluckhohn II n. 883 S. 966. 
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Gefahren verlangte Friedrich zunächſt die ſorgfältige Vermeidung alles deſſen, 
was den Türken zum Krieg reizen könnte: der Friede mit dem Sultan, meinte 
er, iſt weniger bedroht durch die Angriffsluſt der Türken, als durch das Ver— 
langen des Kaiſers, das Gebiet ſeines Hauſes in Ungarn zu erweitern und die 
Kraft der Monarchie im deutſchen Reich zu verſtärken. Als zweites Mittel 
forderte er peinliche Sparſamkeit in der Gewährung der Reichshülfe zur Ver⸗ 
teidigung der ungariſchen Grenzen. Und um dieſe Sparſamkeit für ſeine Perſon 
auf jeden Fall durchzuſetzen, ſtellte er den letzten Satz auf, daß die Gewährung 
einer Beiſteuer für das fremde Land Ungarn in dem freien Willen der einzelnen 
Reichsſtände liege, und folglich jeder nur das zu zahlen brauche, was er be— 
willigt habe. 

Im weſentlichen entſprachen dieſe Grundſätze der Stellung, welche Fried— 
rich III. in der Frage der Türkenhülfe von jeher eingenommen hatte; ſie er— 
klären ſich aus ſeiner Abneigung gegen die Macht des Hauſes Oeſterreich und 
aus ſeiner Gleichgültigkeit gegen alle Aufgaben auswärtiger Reichspolitik, die 
nicht der Ausbreitung und dem Schutz des Proteſtantismus dienten. Diesmal 
hoffte er ſeine Meinung durchſetzen zu können. Er beharrte gegenüber den Be— 
ſchlüſſen der Majorität dabei, daß er nur 24 Monate bewillige und nur das 
Bewilligte entrichten wolle. Indes behaupten ließ ſich auch dieſe Stellung nicht. 
Nach dem Schluß des Reichstags verlangte der Kaiſer die volle Steuer des 
Reichsabſchiedes, und der Nachfolger Friedrichs ließ ſich ſchließlich zu einem Aus— 
gleich herbei, in welchem ihm bloß ein anſehnlicher Nachlaß bewilligt wurde.“ 
Nur die Rechtsfrage, die dem Streit zu Grunde lag, blieb dabei unausgetragen: 
eine Quelle für neue und heftigere Streitigkeiten in ſpäterer Zeit. 

Blicken wir nunmehr zurück auf die ganze Reihe der Verhandlungen, welche 
ſich alſo um den einen Punkt der Türkenhülfe bewegten, ſo ſpringt neben der 
maßgebenden Bedeutung der kirchlichen Gegenſätze vor allem ein Umſtand in 
die Augen: die Abneigung der Reichsſtände gegen kriegeriſche und opferreiche 
Unternehmungen nach außen. Dieſe Abneigung iſt denn auch der ſich gleich blei— 
bende Grundzug, der durch die übrigen auswärtigen Fragen, die ſich vor den 
Reichstag drängten, hindurchgeht. So vor allem durch die Verhandlungen über 
die Kriege der Oſtſeemächte. Die Klagen, welche Lübeck gegen Schweden ein— 
brachte, die Nachrichten über die grauſamen Kämpfe, welche Rußland, Polen 
und Schweden um die Unterwerfung Livlands führten, hatten weiter keine 
Folgen, als daß ſich der Reichstag zur Wahrung der Rechte des Reichs auf Liv— 
land mit einer Geſandtſchaft an den Zaren beſchäftigte, über die man ſeit dem 
Speirer Reichstag verhandelte, die aber ſchließlich wegen Nichterlegung der bei 
der gegenwärtigen Reichsverſammlung beſchloſſenen Koſten unterblieb; ferner daß 
der Kaiſer und die Reichsſtände an den König von Schweden wegen Freigabe 
des Handels nach Narwa und Rückgabe der den Lübeckern geraubten Güter 
kräftige Schreiben erließen, in denen mit Repreſſalien gedroht wurde, die aber 
gleichwohl in Schweden keine Befolgung fanden. Vor aller Augen lag bei ſolchen 
Verhandlungen die Unfähigkeit ſowohl des geſamten Reiches, wie der beſonders 
betroffenen Oſtſeeſtädte, die Achtung ihrer überkommenen Rechte bei den Nach— 
barmächten zu erzwingen. Dieſe Schwäche des Reichs und ſeiner Glieder zog 
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allmählich noch andere verderbliche Folgen nach ſich. Wie der in der Mitte 
des ſechzehnten Jahrhunderts noch unverkennbare Vorrang der Oſtſeeſtädte in dem 
Ein⸗ und Ausfuhrhandel der umliegenden Küſtenländer hauptſächlich auf er— 
erbten Vorteilen beruhte — auf der Macht ihrer Kapitalien und Handelsver— 
bindungen, auf den vor alters erwirkten Vorrechten in Bezug auf die Zollſätze 
und die Ordnung des Verkehrs — ſo ging er zurück, ſeitdem die Kraft, der— 
artige Vorzüge zu behaupten, entſchwand, ſeitdem den Städten die Mittel zum 
Schutz ihrer Kaufleute und ihrer Handelsvorrechte, den Kauffahrern der Antrieb 
zu neuen Wagniſſen und zur verwegenen Selbſthülfe verloren ging. Und dieſer 
Verfall deutſcher Handels- und Seemacht zeigte ſich jetzt nicht bloß in den 
Küſtenländern der Oſtſee, ſondern gleichzeitig in England und in den Häfen des 
Atlantiſchen Meeres, er kam nicht nur über die Oſtſeeſtädte, ſondern auch über 
die alten Handelsplätze an der Nordſee und dem Rheinſtrom. Wie im Oſten 
die Kriege um Livland, ſo war es im Weſten der Gang der niederländiſchen 
Wirren, der am unmittelbarſten auf dieſen Rückgang deutſchen Wohlſtandes ein— 
wirkte. 

Indes dieſe Verbindung von ſtaatlicher Macht und Handelsintereſſe wurde 
damals von den höheren Ständen und der kaiſerlichen Regierung wenig beachtet. 
Für ſie ſtand in erſter Reihe der Streit um Gebiet und Macht, und daneben 
die Frage des Schutzes und Fortſchrittes des einen oder anderen kirchlichen Be— 
kenntniſſes. Auch wir laſſen daher vorläufig die Entwickelung jener wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe außer acht und betrachten aus dem Geſichtspunkt des ſtaat— 
lichen und kirchlichen Machtintereſſes die letzte auswärtige Angelegenheit, die den 
Reichstag beſchäftigte, die Verwickelung der Dinge in den Niederlanden. 

Um ſich mit den niederländiſchen Wirren zu beſchäftigen, brauchte die 
Regensburger Verſammlung nicht erſt auf die Anträge der oben erwähnten Ge— 
ſandtſchaft der Brüſſeler Generalſtaaten zu warten. Jener Gedanke einer Ver— 
mittelung des Kaiſers zwiſchen Philipp II. und den Aufſtändiſchen, den im Jahre 
1568 Maximilian und die Kurfürſten ergriffen hatten, war nach dem gewaltigen 
Anwachſen des Aufſtandes im Jahre 1572 und unter den nachgerade unerträg— 
lichen Rückwirkungen des Krieges gegen die Sicherheit und Wohlfahrt der be— 
nachbarten Reichslande wie von ſelber wieder aufgelebt. Seit dem Frühjahr 
des Jahres 1573 hatte ſich der Kaiſer bei den Kurfürſten, bei dem ſpaniſchen 
König und den aufſtändiſchen Provinzen um eine, ſei es von ihm allein, ſei es 
von ihm mit den Kurfürſten und vornehmen Fürſten zuſammen zu führende 
Vergleichshandlung verwandt. Die Kurfürſten waren mit dieſem Plane einver— 
ſtanden, Oranien und die aufſtändiſchen Provinzen waren ihm geneigt, und auch 
Philipp wies ihn nicht mehr grundſätzlich zurück. Zu einem faßbaren Ergebnis 
hatte er freilich bisher nicht geführt,“) aber ſelbſtverſtändlich war es bereits, daß 
der Reichstag an einer ſo wichtigen Frage nach ſolchen Vorbereitungen nicht 
vorübergehen konnte. Nur ſtand auch hier wieder der Zwieſpalt der Parteien 


1) Der Gr. Schwarzburg wurde bei den Bredaer Friedensverhandlungen von Requeſens 
nur zum Aſſiſtieren, nicht als Mediator, zugelaſſen. (Gachard, Corresp. de Philippe t. III 
n. 1454 S. 278.) 
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und die Scheu vor ernſten Anſtrengungen im Weg. Der Kaiſer wünſchte den 
Ausgleich, um der Losreißung der Niederlande vom Geſamthaus Oeſterreich zu— 
vorzukommen, und die Katholiken betrieben ihn, um der Verwüſtung der Nach- 
barlande, den gefährlichen Verbindungen franzöſiſcher, niederländiſcher und deut⸗ 
ſcher Proteſtanten ein Ziel zu ſetzen. Ihnen gegenüber hoffte der pfälziſche 
Kurfürſt auf einen Frieden, durch den die Freiſtellung der proteſtantiſchen Reli⸗ 
gion in den Niederlanden und eine nachhaltige Schwächung der ſpaniſchen Macht 
bewirkt werde; und von ſeiten der aufſtändiſchen Provinzen vollends erſchien 
am Reichstag ein Abgeordneter, welcher die Unterwerfung der Streitfragen 
zwiſchen ihnen und Spanien unter das Erkenntnis von Kaiſer und Reichsſtän— 
den anbot, wenn dagegen das Reich die Provinzen in ſeinen Schutz nehmen, 
d. h. ſie im Krieg gegen Spanien vertreten wolle. Zwiſchen ſo entgegengeſetzten 
Beſtrebungen war weder vor noch bei dem Reichstag ein Ausgleich zu finden. 
Das Ende der zwiſchen Kaiſer und Ständen geführten Beſprechungen war die 
matte Auskunft, daß der Kaiſer die begonnenen Verhandlungen fortſetzen ſolle, 
ohne daß über Ziel und Mittel des erſtrebten Vergleichs ein Einvernehmen ge— 
funden wäre. Eine Geſandtſchaft des Kaiſers, ſo lautete der Beſchluß, ſollte 
nach den Niederlanden abgehen, um der ſpaniſchen Regierung ſeine Vermitte— 
lung anzutragen. Zum größeren Anſehen dieſes Beſchluſſes diente es dann ge— 
rade auch nicht, daß man, im Hinblick auf die niederländiſchen und franzöſiſchen 
Religionskriege, die am letzten Reichstag geführten Verhandlungen über die Be— 
ſchränkung fremder Kriegsdienſte (S. 434) wieder aufnahm und doch nur zu der 
damaligen lahmen Beſtimmung eine lahme Ergänzung hinzufügte: wie die fremde 
Macht, welche Truppen aus Deutſchland ziehe, ſo ſollte forthin auch der deutſche 
Kriegsoberſte, welcher ſie aufbringe und führe, ſein Vorhaben erſt dem Kaiſer 
anzeigen und dabei die Befolgung der bei ſolchen Zügen zu beobachtenden Reichs— 
geſetze (S. 431) verſprechen. Nicht Erlaubniserholung, ſondern bloße Anzeige 
wurde jetzt wie früher auferlegt. 

Soweit war man gekommen, als nun am 13. Oktober jener Geſandte der 
Generalſtaaten in Regensburg erſchien. Er kam, nachdem gerade eine erſchüt— 
ternde Veränderung vor ſich gegangen war. Maximilian II., obgleich erſt im 
fünfzigſten Jahre ſeines Lebens ſtehend, war ein Mann von erſchöpften Kräften. 
Daß die Dauer ſeiner Tage nicht mehr lange gemeſſen ſei, hatte man ſchon bei 
der Wahl ſeines Sohnes Rudolf gefürchtet. Leidend wie er damals zum Wahl— 
tag gekommen, war er auch jetzt in Regensburg erſchienen. Die Streitigkeiten 
und Erregungen dieſes Reichstages waren die letzten, die er nach ſo vielem 
Hader noch zu überſtehen hatte. Am 30. Auguſt befiel ihn eine ſich raſch ver— 
ſchlimmernde Krankheit, und am 12. Oktober, um die Zeit, da eben auf dem 
Rathaus der Reichsabſchied vorgeleſen wurde, verſchied er. Schleunigſt herbei— 
gerufen, war ſein älteſter Sohn wenige Tage vorher in Regensburg eingetroffen. 
Ihm, der nun als Kaiſer Rudolf II. dem Vater in den Erblanden und dem 
Reich nachfolgte, war es beſchieden, die letzten Handlungen der Reichsverſamm⸗ 
lung vorzunehmen. Zu dieſen gehörte aber vor allem die Beſcheidung des nieder— 
ländiſchen Abgeordneten. 


Aeußerlich angeſehen war die Erledigung dieſer Angelegenheit ſehr einfach. 
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Der junge Kaiſer wies auf die ſchon beſchloſſene Vermittlungshandlung und 
nahm die weiter gehenden Teile der Werbung zu fernerem Bedenken. Allein 
wenn ſo die Haltung des Reiches um keinen Grad entſchiedener wurde, ſo regte 
ſich jetzt im geheimen ein anderer viel weiter gehender Anſchlag. 

Zu den politiſchen Vermächtniſſen Maximilians gehörte die Hoffnung, bei 
Gelegenheit der niederländiſchen Wirren entweder die Niederlande ſelber oder 
doch die ſtatthalterliche Regierung derſelben für das deutſche Haus Oeſterreich 
zu gewinnen. Die Abſicht, dieſen Uebergang einzuleiten, hatte Philipp gleich 
beim Beginn des Krieges bei ſeinem kaiſerlichen Vetter geargwohnt, ſchwerlich 
ohne guten Grund. Was der König aber damals weit von ſich wies, drängte 
ſich unter den wachſenden Schwierigkeiten des Krieges von ſelber und immer 
nachdrücklicher auf. War es nicht das einfachſte und wirkſamſte Mittel, die Auf— 
ſtändiſchen zurückzuführen und die Unzufriedenen zu beruhigen, wenn der König 
an die Spitze der Landesverwaltung ſtatt eines ſpaniſchen Granden einen könig— 
lichen Prinzen, ſtatt der verhaßten Spanier einen deutſchen Erzherzog ſtellte? 
Dieſe Auskunft empfahl ſeit den Verhandlungen von 1573 neben den prote— 
ſtantiſchen Kurfürſten der Erzbiſchof von Mainz,!) es billigten fie die Grafen 
Ludwig und Johann von Naſſau, und vom kaiſerlichen Hof aus wagte ſie ſchon 
zu einem früheren Zeitpunkt — geraume Zeit vor dem Herbſt 1572 — ) die 
Kaiſerin ſelber, eine Schweſter Philipps II., an deren Vorliebe für Spanien 
kein Zweifel beſtand, ihrem königlichen Bruder anraten zu laſſen. Auch unter 
Philipps Staatsmännern wurde ſie zeitweilig befürwortet, z. B. von ſeinem Ge— 
ſandten am kaiſerlichen Hof und von Requeſens, dem Statthalter der Nieder— 
lande; ?) ſchließlich, kurz vor dem Tode des Requeſens, ward ſie im ſpaniſchen 
Staatsrat eingehend erwogen.“) Hier aber teilten ſich die Stimmen zwiſchen 
der Wahl eines öſterreichiſchen Erzherzogs und derjenigen des Don Juan, und 
Philipp traf, als die Ernennung eines Nachfolgers von Requeſens nötig wurde, 
die Entſcheidung, wie ſchon erwähnt, zu Gunſten ſeines illegitimen Bruders. 
Darüber waren jedoch die Ereigniſſe abermals vorangeſchritten. Auf den 1. Sep— 
tember, der die Ernennung Don Juans brachte, folgte der 4. September, der 
die Mehrzahl der niederländiſchen Provinzen in den Aufſtand gegen Philipp fort— 
riß, und drohend erhob ſich die Gefahr, daß, wenn nicht endlich das verſöhnende 
Eingreifen eines der erbitterten Bevölkerung genehmen Lenkers erfolgte, die Lande 
ſich einem franzöſiſchen Prinzen ergeben und dem Hauſe Oeſterreich auf immer 
verloren gehen möchten. Unabänderlich ſchien alſo der Lauf der Ereigniſſe auf 
den Entſchluß zu weiſen, gegen den Philipp ſich wehrte, auf die Uebertragung 
der Landesregierung an einen deutſchen Erzherzog. 

Trotz alledem hütete ſich der alte Kaiſer, ſeine Hoffnungen und Wünſche 
voreilig zu äußern, und auch von Rudolf II. war es nicht bekannt, daß er ſeine 


) Kluckhohn II n. 716 S. 591, 592/3. 
2) Brief Monteagudos vom 12. Oktober 1572. (Gachard, Corresp. de Philippe t. II. 
n. 1166.) 

3) Vgl. den angef. Brief Monteagudos und den Brief von Requeſens, 1574 Mai 15. 
(A. a. O. III n. 1350 S. 84.) 
4) A. a. O. III n. 1540 S. 429. 
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Hand nach den ſeinem Hauſe entgegengetragenen Vorteilen ausgeſtreckt hätte. 
Aber in der Umgebung des jungen Monarchen fand ſich ſein zweitälteſter Bruder 
Matthias. Dieſer in ſeinem zwanzigſten Lebensjahre ſtehende Erzherzog war auf— 
gewachſen zwiſchen den Gegenſätzen ſeiner ſtreng katholiſchen Mutter und ſeines 
von proteſtantiſchen Anſchauungen erfüllten Vaters, an einem Hof, wo der Ge— 
danke der Vermittelung zwiſchen den getrennten Bekenntniſſen noch immer vor— 
waltete, und offene oder heimliche Proteſtanten mit vielen lauen und wenigen 
eifrigen Katholiken ſich vermiſchten. Nur mit Mühe war er von ſeiner Mutter 
von der Abſicht, unter beiden Geſtalten zu kommunizieren, abgebracht, und fort— 
geſetzt hatten ſeine Seelenwächter damit zu thun, ihm ketzeriſche Bücher aus den 
Händen zu nehmen.!) Sowie dann ſein Vater aus dem Leben ſchied, trat er 
den öffentlichen Angelegenheiten näher, und zwar ſofort mit jener dynaſtiſchen 
Habſucht, die das Erbteil ſeiner Familie war, nur daß er, der Reich und Erb— 
lande ungeteilt an ſeinen älteſten Bruder übergehen ſah, die Unbefriedigtheit 
des Prätendenten, die Leichtfertigkeit eines unbedeutenden Kopfes und den aben— 
teuerlichen Sinn der Jugend hinzufügte. Und dieſe Triebe waren es, welche 
ihn jetzt veranlaßten, nach dem Gewinn zu greifen, der ſeinem Vater und ſeinem 
Bruder noch zu hoch erſchien. 

An dem Tage da der Abgeordnete der Generalſtaaten, Gauthier Vander⸗ 
gracht,?) in Regensburg erſchien, fand ſich ein Kammerherr des Erzherzogs, 
Namens Dannewitz, bei demſelben ein und machte ihm in einer geheimen an den 
beiden folgenden Tagen fortgeſetzten Unterredung Eröffnungen, welche Matthias 
ſelber in einer Audienz des Abgeordneten am 20. Auguſt beſtätigte. Die gerechte 
Forderung der Niederlande, ſo hieß es in denſelben, ſei Herſtellung des Friedens 
und ihrer hergebrachten Freiheiten unter Entfernung der Spanier aus Aemtern 
und Heer; die Aufgabe des Hauſes Oeſterreich ſei, zu hindern, daß ſich die Lande 
nicht aus Verzweiflung einem benachbarten Fürſten oder Staat ergäben. Beides 
könne erreicht werden, wenn die Generalſtaaten einen Fürſten aus dem deutſchen 
Haus Oeſterreich als ihren Statthalter annähmen. Als ſolchen trage er, Matthias, 
ſich ihnen an, in der Hoffnung, daß Philipp II. ſein eigenmächtiges Ergreifen 
der Regierung hinterher billigen werde, und mit dem Anerbieten, die Herrſchaft 
nach der Erfüllung ſeiner Aufgabe niederzulegen, ſobald er dazu aufgefordert 
werde. Da er für ſeinen jüngeren Bruder Maximilian zugleich das Erzſtift Köln 
zu erwerben hoffe, ſo könnten die beiden Erzherzoge von Köln und Brüſſel aus 
ſich gegenſeitig unterſtützen. Der Schluß der Eröffnungen des Erzherzogs lautete: 
ſobald die Staaten ihm die Annahme ſeines Angebotes anzeigen würden, wolle 
er zu ihnen eilen, ohne jemanden ſein Vornehmen mitzuteilen. 

Unmittelbare Folgen konnten dieſe Anträge des jungen Matthias nicht 
haben. Denn die Generalſtaaten hatten bei Abfertigung ihres Geſandten ja 
keineswegs auf ein ſo ſtürmiſches Entgegenkommen rechnen können; ſie waren 


) Cavalli, 1577 Oktober 13: Pimperatrice fu quella che ! contenne in officio (als 
er s. utr. kommunizieren wollte) . . .. Dipoi ogni tratto si trovava as. a. qualche libro 
heretico, del che ne era sempre ribuffato. (Wiener Archiv. Dispacci Veneti VI.) 


) Bericht desfelben, mitgeteilt von Gachard in den Bulletins de la commission d'histoire 
Mie On 2825 
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auch in ihrem Gegenſatz gegen Philipp II., die einen noch nicht weit genug, die 
anderen dagegen ſchon zu weit vorgeſchritten, um den Bund mit dem jungen 
Erzherzog zu ſchließen. Ihr Abgeordneter konnte alſo die Eröffnungen nur zur 
Berichterſtattung annehmen. Erſt ein Jahr ſpäter ſollten die Folgen des an— 
gebahnten Einvernehmens zu Tage treten. Für diesmal blieb es bei den Er— 
klärungen, über die der Kaiſer und die Reichsſtände ſich geeinigt hatten; und 
dieſe enthielten nichts, was dem König von Spanien oder den Generalſtaaten 
beſondere Sorge oder beſondere Hoffnungen hätte erregen können. 

Ueberhaupt konnte man jetzt, am Schluß des Reichstags, ſagen, daß die 
Verſammlung, die mit ſo viel Streit begonnen hatte, vornehmlich mit negativen 
Ergebniſſen abſchloß. Nachdrücklicher als je vorher war Kurfürſt Auguſt für ein 
Zuſammengehen der gemäßigten Stände beider Bekenntniſſe eingetreten, welches 
verhindern ſollte, daß der Streit der kirchlichen Parteien die noch übrigen ſtaat— 
lichen Einrichtungen des Reiches auflöſe und dem Kaiſer die Regierung unmöglich 
mache. Und in der That ſtatt der Sprengung des Reichstags war ein ohne 
Proteſt verkündeter Abſchied, ſtatt der Steuerverweigerung eine bedeutende Hülfe 
zur beſſeren Anordnung der ungariſchen Grenzverteidigung durchgeſetzt. Allein 
im Grunde hatte ſich die konſervative Partei da, wo es auf fruchtbares Schaffen 
ankam, wieder gerade ſo ohnmächtig, wie beim Speirer Reichstag von 1570 er— 
wieſen: ſie hatte es nicht vermocht, die Kräfte des Reiches zu einer achtung— 
gebietenden auswärtigen Politik zuſammenzufaſſen oder den inneren Einrich— 
tungen desſelben neue Kraft und neues Leben zuzuführen; ſie konnte es nicht 
hindern, daß der Streit der kirchlichen Parteien das öffentliche Leben nach wie 
vor beherrſchte; und wenn ſie eine geſetzliche Entſcheidung der ſchwebenden Streit— 
fragen im Intereſſe des Friedens vertagte, ſo konnte ſie es wieder nicht hindern, 
daß die Parteien fernerhin auf dem Wege des gewaltſamen Austrags ihrer 
Gegenſätze voranſchritten: die Katholiken mit dem Ziel der Rückgewinnung des 
Verlorenen, die Proteſtanten mit der Abſicht, die gewonnenen Erfolge zu be— 
haupten und zu erweitern — beide in ihren Hauptkämpfen auf das Gebiet des 
geiſtlichen Fürſtentums geführt. 

Ehe wir dem ſchwankenden Gang dieſer Kämpfe weiter folgen, faſſen wir 
nochmals den folgenreichen Wechſel in der Reichsregierung, das Abſcheiden Maxi— 
milians und die Perſönlichkeit ſeines Nachfolgers, ins Auge. An das Sterbe— 
bett des alten Kaiſers drängten ſich in den letzten Tagen ſeine Gemahlin und 
der Legat Morone, der ſpaniſche Geſandte und die Herzogin von Baiern, alle 
um ihn zur Beichte und Kommunion nach katholiſchem Ritus zu bereden. Aber 
alle wies er kurz und entſchieden ab; dem in letzter Stunde eintretenden Biſchof 
von Neuſtadt ſprach er ſeine Hoffnung auf Gottes Vergebung aus und ſeinen 
Glauben an dasjenige, was die Kirche ſeit den Tagen der Apoſtel bis heute 
lehre. „Der Unglückliche iſt geſtorben,“ ſchrieb der zelotiſche ſpaniſche Geſandte, 
„wie er gelebt hat.“ Wie ganz anders erſchien in dieſer Hinſicht Rudolf II.! 
Als Knaben von zwölf Jahren hatten ihn die dynaſtiſchen Berechnungen ſeines 
Vaters an den Hof Philipps II. geführt (S. 402), wo er nun ſechs Jahre lang 
(15641570) eine ſtreng katholiſche Erziehung genoß. Der Lehrer, der ſeine 
Studien leitete, bemerkte an ihm eine langſame Faſſungskraft; als er an den 

Ritter, Deutſche Geſchichte 1555-1648. 33 
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Hof ſeines Vaters zurückkehrte, erſchien er wortkarg und ſcheu, abſtoßend für 
die Deutſchen durch die hochfahrende Zurückhaltung ſpaniſcher Sitte; beſonderes 
Aufſehen machte er in Böhmen und Oeſterreich durch ſeine Abneigung gegen 
den Proteſtantismus und die Proteſtanten.) Und dieſe letztere Richtung war 
es, die nun auch ſofort nach ſeiner Uebernahme der Kaiſerwürde hervortrat. 
Maximilian hatte ſich mit Pagen umgeben, die ungeſtört proteſtantiſche Nei- 
gungen zeigen durften: Rudolf entließ ſie ſämtlich, weil ſeine eigenen Pagen 
ſtreng katholiſch erzogen wurden und von jenen anderen nicht angeſteckt werden 
ſollten.?) Maximilian hielt ſich fern von der Beichte und den Jeſuiten: Rudolf 
wählte Jeſuiten zu ſeinen Beichtvätern und machte einen Jeſuiten zu ſeinem 
Hofprediger.?) Sehr erklärlich war es da, wenn in den Erblanden, als er von 
den Ständen die Huldigung forderte, von den proteſtantiſch geſinnten ihm ſofort 
Schwierigkeiten erregt wurden, Streitigkeiten, in denen ſich die Konflikte, die 
ſeine ſpätere Regierung mit wachſender Heftigkeit durchziehen ſollten, ankündigten. 
Indes ich breche vorläufig vor dieſen Ereigniſſen ab. Klar iſt bereits, daß der 
neue Herrſcher geeignet war, einen anderen Geiſt in die Reichspolitik und in die 
öſterreichiſche Landesregierung einzuführen, als denjenigen, dem ſein Vater ge— 
folgt war. 


1) Bericht Dietrichſteins, 1564 Oktober 30, über Dr. Tonners Unterricht bei Rudolf und 
Ernſt. „So iſt auch in ingeniis eorum ain großer Unterſchit, und hat Hertzog Ernſt ain großen 
Phortel vor dem Printzen; posset (nämlich Ernſt) brevi tempore multum praestare, si solus 
esset; alſo muß er (nämlich Dr. Tonner) ſich baiden accommodiren, ne princeps (Rudolf) de— 
spondeat animum.” (Wiener Archiv. Spaniſche Relationen 1564. Entſtellter Auszug bei Koch, 
Quellen zur Geſch. Maximilians B. 1 S. 134.) Weiteres über Rudolf als Kronprinz: Fiedler, 
Relationen venezianiſcher Botſchafter im ſechzehnten Jahrhundert S. 284, 336. Bezold 1 S. 187 
Anm. 1. Gerüchte über Attentate gegen Proteſtanten in Oeſterreich und Böhmen: Raupach, 
Evang. Oeſterreich S. 153. Gindely, Böhmiſche Brüder II S. 202. Czerwenka, Evang. Kirche 
in Böhmen II S. 479/80. 

) Bericht des Nuntius, 1576 November 21. (Theiner I S. 532.) 

) Ueber die Beichtväter Magius und Bliſſenius: Sacchino 1576 n. 86, 1578 n. 80, 
1580 n. 166. Ueber den Hofprediger Mesquitius derſ. 1579 n. 122. 


Sweiter Abſchnitt. 


Die Ronkordienformel und die nahende Kriſis 
am Viederrhein. 


ie Gegenſätze der beiden kirchlichen Parteien waren durch den letzten 
87 Reichstag weder ausgeglichen noch gebändigt; ſie fuhren fort, in der 

Entwickelung der deutſchen Dinge die ſtärkſten Antriebe zu geben. Wenn 
aber dieſe Kämpfe ſchon vor und bei dem Reichstag eine für die proteſtantiſche 
Sache ungünſtige Wendung genommen hatten, ſo lag das zum Teil an der in 
Kurſachſen emporgegangenen lutheriſchen Reaktion. Sie hatte den Zwieſpalt 
zwiſchen Lutheranern und Calviniſten erweitert; im Zuſammenhang mit ihr hatte 
Kurfürſt Auguſt die Politik der Nachgiebigkeit und Selbſtbeſchränkung in den 
Beziehungen der Proteſtanten zu den Katholiken aufs nachdrücklichſte aufgeſtellt, 
und das zu einer Zeit, da die Katholiken nicht bloß nach der Sicherung ihres 
Beſitzes, ſondern nach der Wiedergerwinnung des Verlorenen trachteten. Auch 
in den nun folgenden Jahren kam die Bewegung des ſtrengen Luthertums noch 
keineswegs zur Ruhe. Wie ſie ſich erweiterte und vertiefte, zugleich aber die 
politiſche Kraft der deutſchen Proteſtanten noch ferner erſchütterte und ſchwächte — 
dies bildet den nächſten Abſchnitt im Fortgang der großen Auseinanderſetzung 
zwiſchen der proteſtantiſchen und katholiſchen Partei. 

Ein neuer großer Erfolg fiel dem voranſchreitenden Luthertum im Mutter— 
lande des deutſchen Calvinismus zu. In Heidelberg, wo die Ausbreitung des 
Proteſtantismus ſo furcht- und rückſichtslos betrieben war, wurde am 26. Oktober 
1576 die erſchütternde Kunde vom Tod Friedrichs III. laut. Er ſtarb noch vor 
dem vollendeten 62. Lebensjahr. Während ſeines kurzen Krankenlagers galten 
ſeine letzten Sorgen dem proteſtantiſchen Gemeinweſen im allgemeinen und ſeiner 
pfälziſchen Kirche im beſonderen. Für letztere zu bangen, hatte er guten Grund. 
Denn ſein älteſter Sohn Ludwig, der, ſelber durch Krankheit zurückgehalten, am 
Todesbett des Vaters fehlte, hatte mit unüberwindlicher Zähigkeit an der luthe— 
riſchen Lehre und dem Widerſpruch gegen die calviniſchen Neuerungen feſtgehalten. 
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Eine ſchwache Hoffnung, daß er als Nachfolger ſeines Vaters die beſtehenden kirchlichen 
Ordnungen nicht mit harter Gewalt umſtürzen werde, gründete ſich lediglich auf der 
dürftigen Ausſtattung ſeiner Natur. Er war ein Mann von ſchwankender Geſund— 
heit, trübſinnigem Gemüt und langſam in ſeinen Entſchlüſſen; obgleich erſt 37 Jahre 
zählend, hatte er die rechte Lebenskraft und Lebensluſt ſchon eingebüßt.“) Möglich 
alſo, daß ein ſolcher Fürſt vor den Kämpfen und Arbeiten einer kirchlichen Um— 
geſtaltung zurückſchrak. Indes die Liebe und der Haß dieſes ſtillen Mannes hatte 
ſich mit ganzer Kraft dem Streit zwiſchen Luthertum und Calvinismus zuge— 
wandt, und wo er ſelbſt im Kampfe gegen die Calviniſten ermüdete, da trieb 
den Widerwilligen ſeine Gemahlin Eliſabeth voran, eine Tochter des Landgrafen 
Philipp, deren Gemüt von dem einen Gedanken der Ausrottung calviniſcher 
Ketzerei beherrſcht wurde. So erfüllte ſich denn das Schlimmſte, was Friedrich III. 
und die Genoſſen ſeines Werkes fürchten mußten. 

Erſt wenige Tage waren ſeit der Leichenfeier Friedrichs verfloſſen, als der 
neue Kurfürſt ſich nach Württemberg, der großen Pflegeſtätte echt lutheriſcher 
Theologie, mit der Bitte um einen tüchtigen Theologen und Prediger wandte, 
der ihm in dem Werke der Zurückführung der Lehre auf den Fuß der Augs— 
burger Konfeſſion, des Gottesdienſtes auf die Norm der Kirchenordnung Ott’ 
Heinrichs an die Hand gehen ſollte. Man ſandte ihm den Stuttgarter Propſt 
Balthaſar Bidenbach, der alsbald in der Heidelberger Hauptkirche zum heil. Geiſt 
als Prediger inſtalliert wurde. Hierauf folgte in der Rheinpfalz für einige 
Monate noch eine unſichere Stille, da Ludwig nach der Oberpfalz zurückkehrte, 
um zunächſt hier mit den wenigen calviniſtiſchen Geiſtlichen, die fein Vater ein- 
gedrängt, und dem Pädagogium zu Amberg, das er errichtet hatte, aufzuräumen. 
Erſt ſeit dem 4. April 1577, da der Kurfürſt nach Heidelberg zurückkehrte, be— 
gann die lutheriſche Umgeſtaltung der Rheinpfalz, und zwar mit einer Gründlich— 
keit und Härte, welche das Verfahren des Kurfürſten Auguſt in Sachſen-Weimar 
(S. 457) noch überbot. Von Pfarre zu Pfarre, von Schule zu Schule wurden 
die calviniſchen Geiſtlichen und Lehrer abgeſetzt und ausgewieſen, dann aus den 
von Friedrich III. geſtifteten Schulen (S. 204) die Lehrer und Schüler, aus dem 
Kirchenrat und der theologiſchen Fakultät die Räte und Profeſſoren entfernt; 
ſelbſtverſtändlich mußten auch jene Staatsmänner, die im Rat Friedrichs III. die 
innere und auswärtige Politik geleitet hatten, das Los der calviniſchen Geiſt— 
lichen teilen. 

Merkwürdig war bei dieſem unerbittlichen Zufahren die Feſtigkeit der 
Geiſtlichen, Lehrer und Schüler und die Gleichgültigkeit der Gemeinden. Unter 
erſteren gab es nur wenige, die durch Unterwerfung ihr Amt oder ihr Stipendium 
retteten: an die 500 Geiſtliche und Lehrer nahmen Abſetzung und Landesver— 
weiſung, an die 400 Schüler die Verjagung aus ihrer Schule hin.?) Dagegen 
ſah der Adel, die Beamten im Land und der größere Teil des Volks die Ver— 
jagung der calviniſtiſchen Staats- und Kirchenmänner nicht ungern, und heftige 
Aufwallungen, gleich denen der oberpfälziſchen Lutheraner gegen die calviniſtiſche 
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Propaganda Friedrichs III., erfolgten in keinem Orte. ) Die Eigenart der cal— 
viniſchen Lehre hatte eben auch hier keinen rechten Boden gefunden; der Umſtand, 
daß die Leiter des Kirchen- und Staatsweſens von Friedrich III. zum großen 
Teil von auswärts, vielfach außerhalb der Grenzen deutſcher Zunge herbeigerufen 
waren, hatte die Eiferſucht der Pfälzer erregt, und eine der letzten Reformen 
Friedrichs III., die darauf ausging, nach dem Muſter der calviniſchen Kirchen 
von Genf, Frankreich und den Niederlanden in allen Gemeinden Presbyterien 
aus Geiſtlichen und Laien zuſammenzuſetzen und durch dieſe eine herbe Sitten— 
zucht handhaben zu laſſen, hatte vollends eine ſtarke Oppoſition und Unzufrieden— 
heit hervorgerufen. So ließ die Bevölkerung den Wechſel ihrer Geiſtlichen und 
Lehrer faſt lautlos über ſich ergehen. 

Nicht bloß die pfälziſche Kirche hatte aber die Folgen der abweichenden 
Ueberzeugung ihres neuen Regenten zu empfinden; ſie erſtreckten ſich, ſofort weiter 
wirkend, auf die geſamte, von Friedrich III. geführte Politik. Einen Grundzug 
der letzteren hatte die Unterſtützung der in Frankreich und den Niederlanden 
kämpfenden Glaubensgenoſſen gebildet. Dieſe Glaubensgenoſſen waren jedoch 
Calviniſten, und ſchon das genügte für Ludwig, um die Beziehungen zu ihnen 
abzubrechen. Im Innern des Reiches war die Politik Friedrichs von dem ſchärfſten 
Gegenſatz gegen den Kaiſer und die katholiſchn Stände, von den kühnſten Aus— 
legungen der Reichsverfaſſung und des Religionsfriedens ausgegangen. Dieſe 
Richtung wurde von Ludwig nicht ohne weiteres preisgegeben, aber ſeine Aengſt— 
lichkeit und ſein Bedürfnis eines engen Anſchluſſes an den hochgeachteten Kur— 
fürſten von Sachſen benahmen ſeinem Auftreten auch hier die frühere Schärfe 
und Feſtigkeit. In der Hauptſache wurde in Heidelberg die Politik Friedrichs III. 
ſowohl im Innern des Reiches wie nach außen hin aufgegeben. Gleichwohl geriet 
ſie darum nicht ganz und gar in Vergeſſenheit. Es gab einen kleinen Fürſten, 
der es wagte, die Erbſchaft derſelben anzutreten: das war Friedrichs jüngerer 
Sohn Johann Kaſimir. 

Durch das väterliche Teſtament waren als Erbteil Johann Kaſimirs einige 
rhein⸗ und oberpfälziſche Aemter ausgeſchieden. Nachdem mancherlei Streitigkeiten 
über Umfang und Gültigkeit dieſer letztwilligen Anordnung zwiſchen dem älteren 
und jüngeren Bruder verglichen waren (27. Januar 1578), konnte Johann 
Kaſimir aus den ihm zugewieſenen Gebieten ein kleines Fürſtentum bilden, deſſen 
Hauptſtädte Neuſtadt und Kaiſerslautern, deſſen vornehmſte Beſtandteile die drei 
rheinpfälziſchen Aemter Lautern, Neuſtadt und Böckelheim waren, während noch 
vier oberpfälziſche Aemter den ärmeren und geringeren Anteil ausmachten. Zu 
den erſten Sorgen des neuen Regenten gehörte es, daß er die angeſehenſten der 
vertriebenen Staats- und Kirchenmänner ſeines Vaters zur Leitung ſeiner Re— 
gierung und Kirche heranzog, ſo den Kanzler Ehem, der die gleiche Würde an 
ſeinem Hof empfing, den Präſidenten des Kirchenrats, Wenzel Zuleger, den Hof— 
prediger Daniel Toſſanus, die Theologen Zacharias Urſinus, Franz Junius und 
Hieronymus Zanchius. Mit dieſem theologiſchen Zuzug errichtete er, da an der 
Heidelberger Univerſität die reformierte Theologie verſtummte, zu Neuſtadt eine 
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reformierte Bildungsanſtalt, das Gymnasium illustre, oder nach dem Stifter 
Casimirianum genannt, welches raſch und kräftig emporkam. Mit ſeinen politiſchen 
Räten übernahm er die Verbindungen ſeines Vaters mit den glaubensverwandten 
Nachbarmächten auf und hielt unverrückt an dem kühnen Beſtreben feſt, ſowohl 
in wie außer dem Reich den katholiſchen Mächten nach Kräften in den Weg zu 
treten, die Streitkräfte der Proteſtanten gegen ſie zu vereinigen. Was ihm an 
wirklicher Macht abging, ſuchte er durch raſtloſe Betriebſamkeit, durch die Mannig— 
faltigkeit entgegengeſetzter Beziehungen zu erſetzen. Seine Gier nach dem Erwerb 
einer wahrhaft fürſtlichen Macht nahm jetzt, da er in Deutſchland vereinzelt und 
ganz auf die eigenen Füße geſtellt war, nicht ab, ſondern zu; ſeine Entwürfe 
wurden verwegener und ſeine Umtriebe zweideutiger. 

Indes ſo wenig Johann Kaſimir ſich einſchüchtern ließ, ſo lag es doch am 
Tage, daß jene Partei unter den deutſchen Proteſtanten, welche auf Neutralität 
gegenüber den auswärtigen Religionskriegen, auf Vertrauen und Verſöhnlichkeit 
gegenüber den katholiſchen Mitſtänden drang, durch die neuen Beſtrebungen des 
Kurfürſten Ludwig gewonnen, und daß die entgegengeſetzte Partei verloren hatte. 
Und noch nicht lange war Kurfürſt Ludwig auf ſeinen Wegen vorangegangen, 
ſo trat auch ſchon ein zweites, in ſeinen Folgen verwandtes, nur noch viel um— 
faſſenderes Unternehmen an ihn heran. Im Auguſt 1577 erſchien ein Geſandter 
der beiden Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg in der kurpfälziſchen 
Reſidenz und erſuchte den Kurfürſten um ſeinen Anſchluß an das von beiden 
Fürſten betriebene Werk der dogmatiſchen Einigung aller Anhänger der Augs— 
burger Konfeſſion. Nicht gerade zum erſtenmal, aber doch zuerſt, ſeitdem die 
Formel der Vereinigung im weſentlichen feſtgeſtellt war, kam damit an den 
pfälziſchen Kurfürſten die Anforderung heran, die lutheriſche Reaktion, die er in 
dem engeren Bereich der Pfalz begonnen hatte, in dem weiten Umkreis von 
ganz Deutſchland fortführen zu helfen. Faſſen wir dieſe zweite durch das pro— 
teſtantiſche Deutſchland hindurchgehende Bewegung etwas näher ins Auge. 

Es iſt früher erzählt (S. 298), wie der Verſuch, die im Innern des 
deutſchen Proteſtantismus hervorgetretenen Lehrſtreitigkeiten durch genauere dog— 
matiſche Beſtimmungen auszugleichen und die deutſchen Proteſtanten, unter Aus— 
ſcheidung der Calviniſten, inniger miteinander zu vereinigen, vor mehreren Jahren 
unternommen und fehlgeſchlagen war. Das damalige Mißlingen war vor allem 
durch die Abneigung der kurſächſiſchen Theologen und die Gleichgültigkeit des 
ſächſiſchen Kurfürſten herbeigeführt. Gerade in Kurſachſen waren dann aber die 
kirchlichen Verhältniſſe weſentlich verändert worden. Kurfürſt Auguſt war zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß die in ſeinen Landen herrſchende melanchthoniſche 
Schule zu Irrlehren neige: jedenfalls in dem Dogma vom Abendmahl, vielleicht 
auch in anderen Punkten, in denen die ſtrengen Lutheraner ihr widerſprachen. 
Dieſe Entdeckung benahm ihm ſeine bisherige Selbſtgenügſamkeit. Unter der 
gewaltſamen Reaktion des Jahres 1574 erfaßte ihn der Gedanke, daß es doch 
zur Ausprägung der reinen Lehre genauerer Beſtimmungen bedürfe, als ſein 
corpus doctrinae Misnicum (S. 119) ſie darbot, daß dieſe Beſtimmungen aber, 
unter dem Beiſtand anderer Kirchen, welche die Ueberlieferung Luthers beſſer 
bewahrt hätten, gefunden werden müßten. Einigung der deutſch-evangeliſchen 
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Kirchen unter ſcharfer Abgrenzung ihrer Lehre gegen die Calviniſten und unter 
genauer Entſcheidung der übrigen Lehrſtreitigkeiten, das war jetzt das Ziel, 
welches er in merkwürdigem Gegenſatz gegen ſeinen früheren Partikularismus 
mit allem Eifer ins Auge faßte. Daß die ſichere Formel der reinen Lehre ge— 
funden werden müſſe und könne, war ihm nicht zweifelhaft; das Hindernis, meinte 
er, liege in der Streitſucht und dem Ehrgeiz der Theologen. Darum müſſe die 
Leitung der Verhandlungen in die Hände der Fürſten und Reichsſtände gelegt 
werden: unter deren Aufſicht und von ihnen im Zaume gehalten, hätten die 
verſammelten Theologen die Formel der Eintracht zu finden; vereinigt hätten 
endlich die Landesherren dafür zu ſorgen, daß kein die neue Glaubensregel be— 
ſtreitender Geiſtlicher in ihren Landen geduldet werde. Mit einem Eifer, wie 
man ihn früher beim Herzog Chriſtoph von Württemberg oder dem Kurfürſten 
Friedrich III. erfahren hatte, redete er jetzt von der Pflicht der Landesobrigkeit, 
für die Uebereinſtimmung der Bekenner der wahren Religion zu ſorgen, von der 
Ausbreitung der wahren Religion inner- und außerhalb des Reiches, die nach 
ſolcher Uebereinſtimmung zu hoffen ſei. 

Mit ſolchen Gedanken kam der Kurfürſt einer Bewegung entgegen, welche, 
nachdem die Fürſten ihre Hand von jenen früheren Konkordienverſuchen abgezogen 
hatten, im Kreiſe der Theologen unausgeſetzt weiter gegangen war. Der Haupt— 
führer dieſer Bewegung war der unermüdliche Jakob Andreä. Zwiſchen ihm und 
niederſächſiſchen Theologen, unter denen jetzt beſonders Martin Chemnitz als der 
ſchärfſte und gelehrteſte lutheriſche Dogmatiker hervortrat, war es ſeit zwei Jahren 
zu neuen Verhandlungen über die Klärung der ſtreitigen Lehrmeinungen ge— 
kommen. Sobald nun dieſe Theologen und einige gleich geſinnte Fürſten, vor 
allem wieder die Herzöge von Württemberg und Braunſchweig-Wolfenbüttel, die 
Hoffnung aufgehen ſahen, daß einer der mächtigſten Fürſten die Einigungs— 
beſtrebungen unter ſeinen Schutz nehmen wollte, waren ſie raſch bereit, ihre 
Mitwirkung zu gewähren. 

Als das eigentliche Mittel zur Ausführung ſeiner Gedanken hatte nun 
Kurfürſt Auguſt, wie angedeutet, eine Verſammlung der proteſtantiſchen Reichs— 
ſtände und ihrer Theologen, alſo eine Generalſynode des proteſtantiſchen Deutſch— 
lands, zu der ſelbſt benachbarte Mächte, wie Dänemark, zugezogen werden konnten, 
während die Calviniſten ihr fern zu halten waren, ins Auge gefaßt. Aber klar 
war es ihm von vornherein, daß bei dem Zwieſpalt der Theologen das Einigungs— 
werk vorher in kleineren Kreiſen vorbereitet werden mußte, und eine ſolche Vor— 
bereitung ſetzte er in ſeinen ſächſiſchen Landen unter Beihülfe auswärtiger theo— 
logiſcher Kräfte alsbald ins Werk. Wie es nach der Niederlage der Melanch— 
thoniſchen Partei ſehr erklärlich war, wählte er ſeine theologiſchen Berater aus 
der Zahl der ſtrengeren Lutheraner und zwar, ſoweit es auf auswärtige Be— 
rufungen ankam, beſonders aus den Landen der eben genannten beiden Herzöge, 
als den Pflegeſtätten echt lutheriſcher Theologie. Aus Württemberg ließ er ſich 
den Univerſitätskanzler Andreä ſenden, aus Braunſchweig kam Martin Chemnitz; 
von der mecklenburgiſchen Univerſität Roſtock wurde ferner David Chyträus ge— 
holt, zu dem ſich endlich noch ein paar ſtreitbare Lutheraner aus Kurbranden— 
burg geſellten. Aus all dieſen Männern erſah er ſich aber als den vornehmſten 
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Arbeiter zur Ausführung ſeiner Pläne, ſowohl bei den dogmatiſchen Konferenzen, 
wie bei den folgenden Verhandlungen mit den Fürſten und ihren Theologen, 
den gewandten und energiſchen Leiter der früheren Einigungsverhandlungen, den 
Dr. Jakob Andreä, der, von ſeinem Herzog beurlaubt, fünf Jahre lang in 
des Kurfürſten Landen und Dienſten verblieb. Am 28. Mai 1576 traten die 
genannten Männer mit kurſächſiſchen Theologen in Torgau zuſammen. Das 
Ergebnis ihrer zehntägigen Arbeit war eine Schrift, welche, wenn man ſie mit 
den vor acht Jahren entworfenen fünf Artikeln verglich, ſofort zeigte, daß jetzt, 
nach den weiter geführten Kontroverſen und der Niederlage der Wittenberger, 
die lutheriſchen Theologen und ihre Herren die Aufſtellung der geltenden Lehre 
in viel umfaſſenderem Sinn und mit viel engerer Beſtimmung vorzunehmen ge— 
dachten. Unter zwölf Artikeln wurden die den deutſchen Proteſtantismus be— 
wegenden Streitfragen zuſammengeſtellt, die Lehre, welche gelten ſollte, formuliert 
und weitläufig erörtert, die entgegenſtehenden Meinungen hervorgehoben und 
verdammt. 

Die geringſte Schwierigkeit machte dabei die Aufſtellung der lutheriſchen 
und die Verwerfung der calviniſchen Abendmahlslehre; denn mit der Ausſcheidung 
der Calviniſten hatte ja die ganze Verhandlung begonnen. Um ſo größere Be— 
denken waren zu überwinden bei den vornehmſten unter den anderen Streit— 
fragen, in welchen die Autoritäten Luthers und Melanchthons gegenüberſtanden: 
ſo in dem Streit über Beteiligung des freien Willens bei der Rechtfertigung, 
über die Notwendigkeit guter Werke zur Seligkeit, und vor allem bei der von 
den Württembergern auf Luther zurückgeführten Lehre von der Mitteilung der 
göttlichen Eigenſchaften, beſonders der Allgegenwart, an die menſchliche Natur 
Chriſti. Wenn man in dieſen und anderen Lehrpunkten nicht zu vermitteln, 
ſondern nach einer Seite zu entſcheiden unternahm und Auffaſſungen, die in der 
Schule umſtritten, in der Kirche aber nebeneinander geduldet waren, als un— 
verträglich voneinander ſchied, ſo konnte leicht zu der Kirchenſpaltung zwiſchen 
Calviniſten und Lutheranern eine zweite zwiſchen Lutheranern im engeren Sinne 
und Melanchthonianern hinzukommen. Dieſe Gefahr nun nahm die Torgauer 
Verſammlung unbedenklich auf ſich. Ihre einflußreichſten Mitglieder beſtanden, 
wie bemerkt, aus ſtrengen Lutheranern, und unter deren Herrſchaft erfolgten jetzt 
die dogmatiſchen Entſcheidungen, welche, wenn auch noch immer nicht ohne alle 
Schwankungen und Zweideutigkeiten, doch im weſentlichen in ausſchließend 
lutheriſchem Sinn gehalten waren. Eben in dieſem Geiſte, um das melanch— 
thoniſche corpus doctrinae Misnicum völlig zu beſeitigen, ſtellten ſie auch im 
erſten Teil ihres Entwurfes einen Inbegriff der Schriften auf, in denen die 
evangeliſche Lehre rein ausgeprägt ſei: es waren nächſt den drei älteſten Glaubens— 
ſymbolen die „ungeänderte“ Augsburger Konfeſſion und ihre Apologie, daneben 
Luthers ſchmalkaldiſche Artikel von 1537 und ſeine beiden Katechismen. 

Nachdem ſo die Formel der dogmatiſchen Einigung entworfen war, hätte 
man erwarten können, daß nunmehr die proteſtantiſche Generalſynode zur Voll— 
endung des Werkes veranſtaltet wäre. Indes derſelbe Grund, der die Prote— 
ſtanten vor zwanzig Jahren von einer ſolchen Verſammlung abgeſchreckt hatte, 
die Vorausſicht nämlich, daß ſie nur zu ebenſo heftigen wie unlösbaren Streitig⸗ 
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keiten führen werde, bewirkte auch diesmal, daß man immer neue Vorbereitungen 
voranſchob, unter denen ſchließlich die Synode überflüſſig wurde. Die nächſte 
vorbereitende Maßregel beſtand in der von Kurfürſt Auguſt vorgenommenen 
Verſendung der Torgauer Schrift an die vornehmſten proteſtantiſchen Fürſten 
und Städte, mit der Bitte, ſie durch ihre Theologen begutachten zu laſſen. 

Eine ſtarke und lang andauernde Bewegung erhob ſich hierüber in dem 
proteſtantiſchen Deutſchland. Man ſah in der Schrift Beſtimmungen vor ſich, 
welche aus feinſter Zergliederung von Lehren, die über den zergliedernden Ver— 
ſtand hinausgehen, aus der Verbindung von Begriffen, die ſich gegenſeitig aus— 
ſchließen, hervorgegangen waren. Sollte dies feine Geſpinſt von Definitionen 
und Diſtinktionen der Kirche als unabänderliche Glaubensregel aufgelegt werden? 
Sollte die Autorität Melanchthons, die ſo viele Schulen und Kirchen beherrſcht 
hatte, zu Gunſten der ſchrofferen Lehren Luthers verworfen werden? Sollte be— 
ſonders die Lehre von der Allgegenwart Chriſti, welche — allerdings nicht ohne 
Einſchränkungen, die je nach dem Standpunkt des Erklärers wichtig oder nichts— 
ſagend erſcheinen konnten — in das Buch Eingang gefunden hatte, allgemein— 
gültiges Dogma werden? Das waren die Fragen, welche von den Geiſtlichen 
in Württemberg und Niederſachſen, die in die Schultheologie eines Andreä und 
Chemnitz eingegangen waren, mit herzhaftem Ja beantwortet wurden, die aber 
da, wo die Ueberlieferung Melanchthons vorherrſchte, Sorge und Betrübnis, oder 
häufiger noch Schrecken und Ingrimm hervorriefen. Neben zuſtimmenden Gut— 
achten erfolgten zahlreiche Einwendungen und Mißbilligungen. 

Noch zweimal traten hierauf, um auf Grund jener eingegangenen Beurtei— 
lungen das Torgauer Buch zu verbeſſern, die vornehmſten Urheber desſelben, in 
der erſten Hälfte des Jahres 1577 im Kloſter Berge auf erzbiſchöflich Magde— 
burger Gebiet, zuſammen. Aus den Händen Andreäs, Chemnitzens und Selnekkers, 
eines württembergiſchen, eines braunſchweigiſchen und eines kurſächſiſchen Theo— 
logen, erhielt dort am 28. Mai 1577 die Arbeit ihre letzte Geſtalt. Und jetzt 
handelte es ſich in allem Ernſte um die Annahme derſelben im proteſtantiſchen 
Deutſchland. Für dieſen Zweck wurde nach dem Rat der in Berge Verſammelten 
wiederum nicht die Generalſynode berufen, ſondern die proteſtantiſchen Reichs— 
ſtände einzeln angegangen. Im Auftrage der Kurfürſten von Sachſen und 
Brandenburg, die nun gemeinſam die Leitung übernahmen, erhielten Fürſten, 
Grafen und Städte des ſchon vielfach als „Formel der Konkordie“ bezeichnete 
Buch, mit dem doppelten Geſuch, es erſt ſelber zu genehmigen und dann ihre 
ſämtlichen Geiſtlichen und Lehrer zur Unterzeichnung desſelben anzuhalten. 

Selbſtverſtändlich erhob ſich bei den hierüber geführten Verhandlungen 
neuer Streit: Streit unter den Fürſten und Städten, mit welchen verhandelt 
wurde, Streit unter den Geiſtlichen und Lehrern, denen das Buch zur Unter— 
zeichnung vorgelegt ward. Alle Exzeſſe, welche ſich von Anfang an mit dem 
proteſtantiſchen Dogmenkampf verbunden hatten, traten bei dieſen Auseinander- 
ſetzungen mit erneuter Heftigkeit hervor: auf Seiten der Theologen perſönlicher 
Grimm gegen die Vertreter abweichender Meinungen und maßloſe Sucht der 
Schmähung und Denunziation, auf Seiten der Fürſten Gewaltſamkeit in der 
Unterwerfung ihrer Landeskirche unter die ihnen einleuchtende Glaubensformel. 
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Im Vordergrund all dieſer Anſtrengungen und Kämpfe ſtand natürlich die kur— 
ſächſiſche Landeskirche: hier hatte Kurfürſt Auguſt vor allen anderen ein Bei— 
ſpiel der Annahme ſeiner Formel aufzuſtellen. 

Als nun in Sachſen die theologiſchen Kommiſſarien des Kurfürſten von 
Pfarre zu Pfarre zogen, überall den verſammelten Geiſtlichen und Schullehrern 
das Konkordienbuch vorleſen ließen und die Unterzeichnung desſelben verlangten, 
ging fürs erſte die Sache ziemlich ruhig von ſtatten. Es gab viele mißliche 
Erinnerungen an die bisherige Unterwerfung der Geiſtlichkeit unter die melanch— 
thoniſchen Lehrformeln, manche Aeußerungen des Mißtrauens gegen die angeb⸗ 
liche Zuverläſſigkeit der neuen Glaubensnormen, aber der diktatoriſche Ernſt und 
die theologiſche Ueberlegenheit der kurfürſtlichen Bevollmächtigten ſchlug ſolche 
Bedenken nieder; mit kaum nennenswerten Ausnahmen ward die Formel in jenen 
unteren Kreiſen der Kirche und Schule angenommen. Größere Schwierigkeiten 
zeigten ſich erſt, als man nach dreijährigem Zaudern, im Winter 1581, die 
Profeſſoren der beiden Univerſitäten Leipzig und Wittenberg zur Unterſchrift 
vorlud. Trotz des Schreckens von 1574 ſträubte ſich hier ein anſehnlicher Teil 
der Lehrer gegen die neue und weiter gehende Verpflichtung; mehrere wurden 
erſt nach peinlichen Verhandlungen, nachdem ihnen Vorbehalte zur Umdeutung 
der geforderten Unterwerfung nachgeſehen waren, zur Unterzeichnung beſtimmt; 
andere — in Wittenberg nicht weniger als ſechs — wurden wegen hartnäckiger 
Weigerung abgeſetzt. Noch bedenklicher jedoch als dieſe Aeußerungen des offenen 
Widerſtandes war der geheime Widerſpruch gegen die antimelanchthoniſchen Lehren, 
welcher nach und trotz jenen Zwangsmaßregeln feſtgehalten wurde. Er lebte, 
zugleich mit einem bitteren Groll gegen die Verfertiger der Konkordienformel, 
vornehmlich in den Kreiſen wiſſenſchaftlich gebildeter Männer fort, und zwar 
nicht bloß an den Univerſitäten und Fürſtenſchulen, ſondern auch in des Kur— 
fürſten nächſter Umgebung, in einem Teil ſeiner Räte und Staatsmänner. Wohl 
hatte Auguſt in der Zeit, da er an Dr. Craco ein ſo furchtbares Exempel 
ſtatuierte, ſeinen Rat durch die Entlaſſung noch zweier anderer Mitglieder, des 
Kanzlers Kieſewetter und des Hofrichters Zeſchau, von calviniſierenden Elementen 
zu reinigen geſucht. Aber wenn nun auch einzelne Männer von zuverläſſig 
lutheriſcher Geſinnung, wie der rechtsgelehrte Dr. David Peifer, zu hervor— 
ragendem Anſehen gelangten, ſo hielten andere, wie Dr. Lorenz Lindemann 
unter den alten Räten, Andreas Paull und Nikolaus Crell unter den ſpäter ein— 
tretenden, mit ſtillem Trotz an den melanchthoniſchen Anſchauungen feſt. Der 
Kurfürſt, fo wenig ihm dieſe Abweichungen verborgen waren, ) vermochte weder die 
geiſtige Unabhängigkeit jener Männer zu brechen, noch ihre Dienſte zu entbehren. 

Ein empfindliches Bewußtſein von der Unzulänglichkeit ſeiner Mittel mußte 
dem eigenwilligen Herrſcher aus dieſen halben Erfolgen entſpringen. Es wurde 
noch verſchärft durch die Haltung der Theologen, welche er ſich als Diener und 
Mitarbeiter auserſehen hatte. Schlug doch die bis zur Servilität 2) geſteigerte 


) v. Bezold 1 S. 205 Anm. 4. Jahrbücher für deutſche Theologie, 1877 S. 18 Anm. 1. 
) Eine ſtarke Probe iſt das Gutachten Andreäs über die ſächſiſche Kur in den Jahr⸗ 
büchern für deutſche Theologie 1877 S. 216 fg. 
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Ergebenheit dieſer Männer in unbändigen Trotz um, ſobald der Kurfürſt oder 
ſeine Räte ihren kirchlichen Abſichten in den Weg traten, hörte doch ihre Ein— 
tracht faſt in demſelben Augenblicke auf, da ſie zu gemeinſamer Arbeit zuſammen— 
traten. Von den Theologen, welche der Kirche die Einhelligkeit in der reinen 
Lehre zurückgeben ſollten, ſah ſich der Kurfürſt bald mit Denunziationen um— 
drängt, in denen einer den anderen der falſchen Lehre und der Verlogenheit, der 
Herrſchſucht und des Intrigierens beſchuldigte. So hetzten die Hofprediger gegen 
Andreä, und Andreä gegen die Hofprediger, Chemnitz und Selnekker gegen Andreä, 
und Andreä gegen Chemnitz und Selnekker. In ſolchem Gewirre wußte der 
ſonſt ſo jähzornige Kurfürſt ſich nicht zu helfen; ja, als in dem unter ſeiner 
Verwaltung ſtehenden Herzogtum Sachſen-Weimar (S. 456 fg.) die früher von 
ihm unterdrückten ſtrengen Lutheraner ſich unter der Gunſt der neuen Zeit mit neuer 
Kraft erhoben, verſtand er ſich auf Antreiben Andreäs zu dem demütigenden Ent— 
ſchluß, eine Anzahl der früher von ihm verjagten Geiſtlichen wieder anzuſtellen. 

Bei all dieſen Schwierigkeiten und Verdrießlichkeiten ließ Auguſt nicht ab, 
das begonnene Werk, ſoweit es ſich durch äußere Einrichtungen thun ließ, in 
ſeinen Landen zu Ende zu führen. Auf die Einſammlung der Unterſchriften der 
Konkordienformel ließ er eine Viſitation ſeiner Landeskirche, und auf Grund der 
Ergebniſſe der Viſitation, im Januar 1580, eine neue Kirchenordnung ergehen: 
alles unter dem maßgebenden Einfluß Andreäs. In der Kirchenordnung wurde 
die Kenntnis und Annahme der Dogmen, wie ſie in der Konkordienformel und 
den von ihr gebilligten Lehrnormen gefaßt waren, als die vornehmſte Pflicht 
der Geiſtlichen und als das vornehmſte Ziel ihrer Wirkſamkeit überall voran— 
geſtellt. Die Unterſchrift der Konkordienformel wurde jedem Pfarrer, und bald 
nachher auch jedem Univerſitätsprofeſſor auferlegt. Zweimal im Jahre ſollte 
jeder Superintendent ſeine Pfarreien viſitieren und von einer Viſitation zur 
anderen ſeinen Pfarrern ein theologiſches Penſum — Studium eines Buches 
der heiligen Schrift und eines dogmatiſchen Satzes — aufgeben, über welches 
er ſie bei der nächſten Viſitation einem Examen unterwarf. 

Die Kämpfe, die ſo um die Durchführung der Konkordienformel in Kur— 
ſachſen geführt wurden, wiederholten ſich im geſamten proteſtantiſchen Deutſch— 
land: bei den Verhandlungen mit den Reichsſtänden über ihre Zuſtimmung, bei 
der Einholung der Unterſchriften der Geiſtlichen und Lehrer in den Gebieten 
der zuſtimmenden Fürſten und Stadtmagiſtrate. Als endlich am 25. Juni 1580 
das Konkordienbuch mit den Namen der beigetretenen Reichsſtände ſowohl, wie 
der zur Unterſchrift bewogenen Kirchen- und Schuldiener veröffentlicht wurde, 
ſah man die große Mehrzahl der deutſch-proteſtantiſchen Landeskirchen vereingt; 
voran ſtanden die Namen der drei weltlichen Kurfürſten — denn nach langen 
Bedenklichkeiten hatte der Kurfürſt Ludwig von der Pfalz ſeinen Beitritt gleich— 
falls vollzogen —; unter den norddeutſchen Fürſtentümern waren die braun— 
ſchweigiſchen, mecklenburgiſchen und ſächſiſchen, unter den ſüddeutſchen die von 
Ansbach und Württemberg, Pfalz-Neuburg und Baden vertreten; auch drei geiſt— 
liche Fürſten hatten ihre Zuſtimmung bekannt: die von Magdeburg, Lübeck und 
Meißen; die Zahl der unterzeichneten Reichsſtädte belief ſich auf fünfunddreißig, 
die der Grafen und Herren auf ſechsundzwanzig. 
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Unleugbar war das eine impoſante Einigung des ſtreng lutheriſchen Deutſch⸗ 
lands. Ob freilich dieſe Zuſammenfaſſung der Kräfte ſich gegen innere und 
äußere Erſchütterungen bewähren werde, mußte die Zukunft lehren. Einſtweilen 
wurde der Erfolg durch eine doch auch recht anſehnliche Zahl ſolcher Stände 
beeinträchtigt, welche ihren Beitritt verweigerten. Zu den angeſehenern unter 
ihnen gehörten, wenn wir von dem ſelbſtverſtändlichen Widerſpruch Johann 
Kaſimirs abſehen, in Norddeutſchland die Fürſtenhäuſer von Pommern, Holſtein, 
Anhalt und Heſſen, die Wetterauer Grafen und die Reichsſtadt Bremen, in Süd— 
deutſchland Pfalz-Zweibrücken und die Mehrzahl der großen Reichsſtädte. Die 
Beweggründe des Widerſpruches waren verſchiedenartig. Nebeneinander wirkte 
die Ehrfurcht vor der äußeren Autorität Melanchthons, die Zuſtimmung zu dem 
inneren Gehalt ſeiner Lehren, der doppelte Unwille endlich über die Aufſtellung 
einer Glaubensformel durch eine theologiſche Oligarchie und über die Vereitelung 
der urſprünglich verſprochenen Generalſynode. Von der größten Bedeutung für 
die Zukunft war es aber, daß unter der Schärfung der Gegenſätze die ent— 
ſchiedenern Anhänger Melanchthons ſich jetzt mehr und mehr zur calviniſchen 
Lehre hinübergedrängt ſahen. Zuerſt ließ Graf Johann von Naſſau-Dillenburg 
im Jahre 1578, alſo ein Jahr, nachdem in Berge die Konkordienformel zum 
Abſchluß gebracht war, zwei Synoden in ſeiner Hauptſtadt abhalten, auf welchen 
der allerdings durch die Verbindungen mit Wilhelm von Oranien, den nieder— 
ländiſchen und franzöſiſchen Proteſtanten ſchon lange vorbereitete Uebergang der 
Grafſchaft zum Calvinismus vollzogen ward. Annahme der calviniſchen Abend— 
mahlslehre, Beſeitigung der Bilder und Altäre, Einſetzung von Presbyterien zur 
Handhabung einer ſtrengen Kirchenzucht waren hier, wie früher in der Pfalz, 
die entſcheidenden Momente des Uebergangs. Auf die Grafſchaft Naſſau folgte 
die Reichsſtadt Bremen. Hier hatte ſeit Jahrzehnten, unter den heftigſten 
Streitigkeiten der Theologen, welche Bürgerſchaft und Rat in Mitleidenſchaft 
zogen, die melanchthoniſche Abendmahlslehre das Uebergewicht erlangt; als Vor— 
kämpfer der Konkordienformel ſuchte jetzt nur noch ein einziger Pfarrer den 
alten Streit zu erneuern. Indem dieſer vom Rat im Jahre 1580 entfernt 
wurde, und in der Perſon des ehemaligen Wittenberger Profeſſors Dr. Pezel 
ein offener Bekenner der calviniſchen Abendmahlslehre erſt zeitweilig als Ver— 
mittler des Streites, darauf, ſeit 1584, dauernd als Superintendent angeſtellt 
wurde, vollzog ſich wie von ſelbſt der Uebergang der Bremer Kirche zur calvi— 
niſchen Partei. 

Ob dieſe Errungenſchaften des Calvinismus vereinzelt, oder der Anfang 
eines ſtarken und ſtetigen Fortſchreitens waren, konnte auch erſt die Zukunft 
lehren. Einſtweilen jedoch ſtanden dieſe calviniſchen Kirchen da als die Ver— 
treter des ſchärfſten Gegenſatzes gegen die Konkordienformel. Die frühere Feind— 
ſchaft zwiſchen ihnen und den Lutheranern war unter den Verhandlungen über die 
neue Glaubensregel von beiden Seiten aufs eifrigſte geſchürt. Und wie ſchon 
früher, ſo blieb es auch jetzt keineswegs bei dem bloß dogmatiſchen Streit. Der 
alte Vorwurf, daß die Calviniſten die Feinde der ſtaatlichen Ordnung ſeien, 
war von Andreä mit neuem Eifer aufgenommen. In ſeinen Augen waren die 
Kämpfe der franzöſiſchen und niederländiſchen Proteſtanten gottloſe Empörung; 
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als das wahre Gotteswort ſtellte er dieſen Calviniſten das Verbot jedes aktiven 
Widerſtandes gegen die Staatsgewalt entgegen, welches ihm faſt ebenſo unzweifel— 
haft und wichtig erſchien, wie die Lehre von der Allgegenwart Chriſti. !) 

Wir kommen hier auf die politiſche Bedeutung der Konkordienformel. 
Jene friedſelige Staatslehre Andreäs wurde von den gleichgeſinnten Ständen, 
wenn nicht allgemein, ſo doch vielfach mit Beifall aufgenommen. Fürſten und 
Städte kehrten den Calviniſten gegenüber neben dem dogmatiſchen Gegen— 
ſatz den Unterſchied von reichstreuer und geſetzloſer, friedlicher und ſtreitſüch— 
tiger Politik immer ſchärfer hervor. Im Gefolge der Konkordienformel ſtellte 
fic) alſo eine Verſtärkung der fonfervativen Richtung bei den proteſtantiſchen 
Reichsſtänden ein. Und dies war nicht die einzige politiſche Folge. Waren die 
Proteſtanten bisher in zwei kirchliche Parteien geſchieden geweſen, ſo wurden ſie 
jetzt in drei ſich heftig bekämpfende Gruppen geteilt. Wie hätte es da aus— 
bleiben können, daß dieſe Zerſplitterung der Kräfte ſich auch in dem Verhalten 
der Proteſtanten als politiſche Partei geltend machte, und daß ſie bei den alles 
beherrſchenden und nie raſtenden Gegenſtrebungen der katholiſchen und prote— 
ſtantiſchen Partei ſich in ſehr eingreifender Weiſe geltend machte! Die Katho— 
liken durften die Konkordienformel in dieſelbe Reihe günſtiger Ereigniſſe eintragen, 
in welche die Fuldaer und Eichsfelder Gegenreformation, die Abweiſung der 
proteſtantiſchen Anträge beim letzten Wahl- und Reichstag und endlich die 
Thronbeſteigung Rudolfs II. gehörten. Mit erhöhtem Selbſtvertrauen konnten 
ſie der Wahrſcheinlichkeit neuer Konflikte entgegenſehen. Und in der That 
ein Zuſammenſtoß, bei dem es ſich in viel weiterem Umfang als bei den 
bisherigen Streitigkeiten darum handelte, ob die großen Erfolge, welche die 
Proteſtanten nach und trotz dem Religionsfrieden errungen hatten, noch ver— 
mehrt werden oder in ihr Gegenteil umſchlagen ſollten, bereitete ſich eben da— 
mals vor. Der Schauplatz dieſer neuen Entwickelung war das nördliche Weſt— 
deutſchland. 

Es iſt früher auseinandergeſetzt (S. 217), daß in den Gegenden des unteren 
Rheinſtroms ſich ein zuſammenhängendes katholiſches Gebiet erhalten hatte. 
Die Hauptbeſtandteile desſelben waren die drei geiſtlichen Kurfürſtentümer, die 
Reichsſtädte Köln und Aachen, die Lande des jülich-cleviſchen Herzogs, an welche 
weiterhin das große Stift Münſter ſich anſchloß. Den ſtärkſten Rückhalt gegen 
die auch hier nicht fehlenden Regungen des Proteſtantismus bot dieſen Landen 
die eiferſüchtig wachſame und gelegentlich ernſthaft eingreifende niederländiſche 
Regierung (S. 218 fg.). Eben infolge dieſer Abhängigkeit des niederrheiniſchen 
Katholizismus von der Brüſſeler Regierung mußten nun aber auch die Schwan— 
kungen und Wechſelfälle der ſpaniſch-niederländiſchen Herrſchaft auf die kirchlichen 
Verhältniſſe jener Lande ihre Rückwirkung ausüben. Die Erhebung von Holland 
und Seeland, vollends die Genter Vereinigung faſt aller Provinzen gegen die 
ſpaniſche Gewaltherrſchaft waren zugleich kritiſche Vorgänge für die benachbarten 
Rheinlande. Es blieb nicht aus, daß in ihnen ſich ähnliche Elemente zu regen 


1) Val. Andreas Gutachten vom 13. Februar 1578 bei Hutter, Concordia concors (1614) 
Fol. 151, und das S. 522 Anm. 2 citierte Gutachten desſelben. 
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begannen. — Ehe wir jedoch dieſen Erſchütterungen näher treten, müſſen wir, um 
den Hintergrund derſelben zu überſehen, vorher noch den oben unterbrochenen 
Verlauf der Kriſis der niederländiſchen Dinge bis zu dem Punkte, da eine 
relative Klärung der Wirren eintritt, verfolgen. 

Als Philipp II. ſeinem Bruder die Verwaltung der Niederlande übertrug, 
war es ſein feſter Wille, daß alle Zugeſtändniſſe, die ſich mit der Alleingeltung 
der katholiſchen Religion und der Fortdauer ſeiner königlichen Herrſchaft ver— 
trügen, für den Preis des Friedens gemacht werden ſollten. Als dagegen Don 
Juan dieſe Statthalterſchaft annahm, geſchah es mit einem nicht minder ent— 
ſchiedenen Widerwillen gegen die Geſchäfte des Friedens, und erſt auf Grund 
von zwei beſonderen Zuſagen, die er von ſeinem königlichen Bruder erwirkte. 
Die erſte betraf den Oberbefehl, den er über die ſpaniſche Seemacht führte: 
Philipp mußte verſprechen, ihm dieſe Stelle zu laſſen. Die zweite bezog ſich auf 
ein Unternehmen, deſſen Ausführung die Verfügung über eine Seemacht voraus— 
ſetzte: Philipp mußte ihm die Erlaubnis und die Streitkräfte zu einer Invaſion 
Englands verſprechen, welche der gefangenen Maria Stuart die Freiheit und 
die engliſche Krone, dem Don Juan die Hand der Befreiten und die Herrſchaft 
über England einbringen ſollte. Da der König die letztere Zuſage an die Be— 
dingung knüpfte, daß vor dem Unternehmen der Friede in den Niederlanden 
und die Neutralität Frankreichs geſichert ſein müſſe, “) fo ſchien er allerdings die 
Ausführung des Planes in unabſehbare Ferne zu rücken. Aber Don Juan 
ſcheint mit einer Alternative gerechnet zu haben, nach welcher entweder der Aus— 
gleich mit den Niederländern raſch zuſtande kommen und dann die frei ge— 
wordenen Truppen gegen England geführt werden könnten,?) oder umgekehrt 
der Friedensverſuch ſcheitern werde, worauf man den Krieg nach England zu 
ſpielen habe, um von dort aus die Niederlande deſto ſicherer zu bezwingen??) 
Gewiß dürfte es ſein, daß der abenteuerliche Entwurf ihm die Sendung nach 
den Niederlanden annehmlich machte, und daß er an die Ausführbarkeit des— 
ſelben glaubte.“) 

Aber mit welch hartem Zwang zogen alsbald die wirklichen Verhältniſſe 
den feurigen Krieger zu ſich herab! Es iſt erzählt, daß die Brüſſeler General— 
ſtaaten ihrer Mehrheit nach den Frieden wünſchten, daß ſie jedoch nicht minder 
entſchloſſen waren, die Notlage Philipps zu benutzen. So ſetzten ſie denn in 
ſtetem Kampf mit der von Oranien beeinflußten Minderheit, und trotz den 
lockenden Anerbietungen des Herzogs von Alengon, die Anknüpfung von Ver— 
handlungen mit Don Juan durch, zogen dann aber die Verhandlungen ſelbſt, 


) Philipps Inſtruktion vom 11. November 1576. (Stirling- Maxwell, Don John of 
Austria II S. 125.) 

) Ueber dieſe Ausſicht und die deshalb an den Papſt gerichteten Anträge vgl. Escovedo 
an Perez, 1577 Mai 29. (Gachard V. n. 2001 S. 375.) 

) Wenigſtens rückt er mit dieſem Gedanken vor, ſobald der geſchloſſene Friede ſich 
wieder zu zerſchlagen ſcheint. Vgl. ſeine Schreiben vom 26. Mai (Gachard Vn. 1994 S. 360), 
29, Maf (n. 1999 S. 373) u. f. w. 

) Dessein qui était si bien concerté. (Gachard V n. 1876 S. 201.) Lo de Ingla- 
terra con tau buena ocasion (n. 1996 S. 364.) 
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an denen ſich der Staatsrat beteiligte, durch drei Monate hin, während deren 
ſie Don Juan von Konzeſſion zu Konzeſſion drängten. Der Statthalter war bereit, 
die geſamten Behörden der zentralen wie der provinzialen Verwaltung ausſchließ— 
lich mit Landesangehörigen zu beſetzen und die fremden Truppen aus dem Land zu 
ziehen: die Niederländer nahmen das erſtere an und ſetzten hinſichtlich der Truppen 
durch, daß ſie unverzüglich, in kurzen Terminen abgeführt werden ſollten, und 
zwar zu Lande, wodurch ihre Verwendung gegen England unmöglich wurde. Der 
Statthalter verlangte eine eidliche Verpflichtung der Staaten zur Erhaltung der 
katholiſchen Religion und der königlichen Autorität: ſie waren bereit, dieſen Eid zu 
leiſten, aber gegen die Beſtätigung des Genter Friedens von ſeiten des Statthalters 
und Königs. Im Sinn der friedlichen Aufträge Philipps konnte Don Juan 
keine dieſer Forderungen abweiſen. Am 17. Februar 1577 wurde der über die 
beiderſeitigen Zugeſtändniſſe ausgefertigte Vertrag in der Form eines „ewigen 
Ediktes“ vom Statthalter verkündigt, am 1. Mai zog derſelbe in Brüſſel ein, 
am 4. wurde er von den Generalſtaaten als Statthalter anerkannt und legte 
ſeinerſeits den ausbedungenen Eid auf das ewige Edikt ab. Wieder einen Tag 
ſpäter legte er den Staaten die von Philipp II. überſandte Ratifikation des 
Ediktes vor. 

All dieſe friedlichen Bezeugungen mochten Philipp und manche vertrauens— 
volle Niederländer mit hoher Befriedigung erfüllen; in der Seele Don Juans, 
der ſeine Hoffnung auf Krieg und Eroberung enttäuſcht ſah, ließen ſie einen 
verzehrenden Ingrimm, einen tiefen Widerwillen gegen die Fortführung des 
Beruhigungswerkes zurück. Aber Philipp rief ihn nicht ab, und ſo mußte er 
ſich nun weiter mühen, um Geld zuſammen zu ſcharren, um mit den Soldaten 
über Abſchlagszahlungen zu feilſchen, um es endlich dahin zu bringen, daß 
die zuverläſſigſten Truppen, nämlich die Spanier, Italiener und Burgunder, 
auf dem Landweg nach Italien abzogen. Uebrig war alsdann noch die Be— 
friedigung und Abdankung der deutſchen und walloniſchen Truppen, ſowohl 
derjenigen, die in des Königs Dienſt, wie der anderen, die in der Staaten 
Beſtallung ſich befanden, übrig war vor allem die ſchwerſte der Aufgaben, 
nämlich die Gewinnung Oraniens und Holland-Seelands für den geſchloſſenen 
Frieden. 

Solange über den Frieden noch verhandelt wurde, hatte Oranien mit 
Hülfe ſeines Anhangs in den ſüdlichen Provinzen alle Mittel der Agitation auf— 
geboten, um ihn zu hintertreiben; als er abgeſchloſſen war, hatte er nebſt den 
beiden Provinzen förmlichen Widerſpruch erhoben. Selbſtverſtändlich wurde nun 
der ganze Ausgleich hinfällig, beſonders die ausbedungene Entwaffnung un— 
möglich, wenn die beiden Provinzen in der Empörung gegen Philipp II. be— 
harrten. War es aber möglich, daß ſie ſich dem ewigen Edikte fügten? Der 
in demſelben beſtätigte Genter Friede hatte die Entſcheidung über die Religions- 
übung, die in Holland-Seeland gelten ſollte, auf die künftigen Generalſtaaten 
verſchoben: in dem Ausgleich mit Don Juan hatten die vertragſchließenden Pro— 
vinzen ſich eidlich verpflichtet, die katholiſche Religion „in allem und überall“ 
aufrecht zu halten. Durch letztere Zuſage wurde offenbar jene der ſpäteren 
Verſammlung vorbehaltene Entſcheidung von ſeiten der Mehrheit voraus— 
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genommen, ) ganz abgeſehen alſo von dem bei Oranien und wohl auch der 
Mehrzahl der holländiſch-ſeeländiſchen Staaten feſtſtehenden Entſchluß, nicht mehr 
unter die ſpaniſche Herrſchaft zurückzukehren, machte ſie allein ſchon die Annahme 
des ewigen Ediktes unmöglich. Eine eingehende Verhandlung, welche die Ge— 
ſandten Don Juans und der Brüſſeler Generalſtaaten mit Oranien und den 
Abgeordneten beider Provinzen zu Gertruidenberg im Mai 1577 führten, brachte 
dieſe Unmöglichkeit zum offenen Ausdruck. 

Was ſollte Don Juan jetzt thun? Während er ſelber ſeine Armee auf— 
löſte und ſich faſt wehrlos den Generalſtaaten anvertraute, hatte er in Oranien 
einen wohlbewaffneten und rückſichtsloſen Feind ſich gegenüber. Eben war der— 
ſelbe im Begriff, die früher ſeiner Statthalterſchaft einverleibte Provinz Utrecht 
zum Uebertritt unter ſeine Regierung zu beſtimmen und die ſeinem Aufſtande 
fern gebliebene Stadt Amſterdam durch Zwangsmaßregeln zur Unterwerfung zu 
nötigen. Bei den übrigen nördlichen Provinzen drängte er, nicht ohne Beifall 
zu finden, auf engeren Anſchluß an Holland-Seeland. Innerhalb der General— 
ſtaaten ſelbſt und unter den Maſſen von Brüſſel, Gent und anderen Städten 
trachtete ſein Anhang, das Einvernehmen mit dem ſpaniſchen Regenten durch 
irgend eine gewaltſame Kataſtrophe zu zerreißen. Don Juan ſah dieſem Feinde 
gegenüber nur einen Ausweg: neuen, unter ſchrecklicher Vergeltung zu führenden 
Krieg. Aber wenn er ſich nun an den Staatsrat und die Staaten mit der 
Aufforderung wandte, den geſchloſſenen Frieden dadurch zu befeſtigen, daß ſie 
ihm die Mittel gewährten, den Widerſtand der beiden Provinzen zu brechen, ſo 
rief er bei dieſen Leuten unverhohlenes Entſetzen hervor. Ihnen war die ſpa— 
niſche Herrſchaft ja nur um den einen Preis wieder erträglich geworden, daß 
ſie den Greuel des Krieges von den Provinzen hinwegnahm; ſollte nun der 
Frieden durchaus das weitere Opfer der den widerſpenſtigen Provinzen zu ge— 
währenden Religionsfreiheit koſten, dann mochte der Regent auch dieſes noch 
bringen. Empört über dieſe letztere Zumutung, wandte ſich Don Juan an 
Philipp; er möge fic) bereit machen, ſeine und Gottes Ehre in einem „)höchſt 
grauſamen und ſchrecklichen Kriege“? zu verteidigen; er möge eine Flotte aus— 
rüſten, mit der man England oder Seeland erobern und von da aus das Joch 
auf die Niederlande legen könne. Aber der ſchwerfällige Monarch hüllte ſich in 
Schweigen. Da — in einem Zuſtande, in welchem maßloſer Ehrgeiz, Ingrimm 
über die äußeren Hemmniſſe und die reichlichen Demütigungen ſich zu ſinnloſer 
Aufregung ſteigerten — beſchloß Don Juan, eigenmächtig zu handeln. 

Am 23. Juni zeigte er dem Könige ſeine Abſicht an, ſich nach Luxemburg, 
der Provinz, die an keiner der vorausgegangenen Bewegungen ſich beteiligt 
hatte, zurückzuziehen, um für alle weiteren Vorkommniſſe eine militäriſch geſicherte 
Stellung zu gewinnen; am 24. berichtete er, daß er von dem Mailänder Statt— 
halter die Rückſendung der abgeführten ſpaniſchen Truppen verlange: „Feuer 


) So faßt es auch Don Juan. (Gachard V n. 1826 S. 123.) Bei den Verhandlungen 
zu Gertruidenberg erklärte Oranien: durch jene Verpflichtung ſeien „die gemaine Stende ... 
quodam praeiudicio ihren f. G. und den hieigen Stenden verdechtig“. (Dr. Gails Bericht. 
1577 Mai 21. Dresdener Archiv 9309. Niederländiſche Unruhen 1576, 77.) 

) Muy cruda y terrible guerra. (Gachard Vn. 2024 S. 423.) 
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und Blut, das iſt es, was die Niederländer verdienen.“ Dann hielt er noch 
einen Monat an ſich; am 24. Juli aber, als die Begrüßung der durchreiſenden 
Königin von Navarra ihm den Vorwand zur Reiſe nach Namur geboten, be— 
mächtigte er ſich mit einem bewaffneten Gefolge dieſes Platzes, indem er 
in einem plötzlichen Ueberfalle den zu den Staaten haltenden Kommandanten 
des Kaſtells zur Abtretung des Befehls nötigte. Und nun, die Maas aufwärts 
bis zur franzöſiſchen Grenze beherrſchend, im Rücken die mit deutſchen Truppen 
beſetzte, zuverläſſige Provinz Luxemburg, zur Seite das neutrale Gebiet von 
Lüttich, ſtellte er den Generalſtaaten die Wahl, entweder ſich mit ihm gegen 
Oranien zu verbinden, oder ſich als Rebellen behandeln zu laſſen. Die Staaten 
antworteten, indem ſie Wilhelm von Oranien aufforderten, zum gemeinſamen 
Kampf gegen die ſpaniſche Tyrannei ſich bei ihnen einzufinden. Am 23. Sep⸗ 
tember zog der Fürſt unter ungeheurer Aufwallung der Volksmaſſen in Brüſſel 
ein. Zwölf Tage vorher hatte aber auch Philipp ein Schreiben unterzeichnet, 
in dem er endlich die Rückſendung der ſpaniſchen Truppen aus Mailand nach 
den Niederlanden befahl.) Das ewige Edikt war damit zerriſſen und der 
Genter Vertrag, als ein Bündnis zwiſchen den längſt im Aufſtande begriffenen 
Provinzen, trat wieder in ſeine vollen Rechte. 

Angeſichts des großen Krieges, der nun wieder bevorſtand, gewann das 
Genter Bündnis im Laufe des Jahres 1577 an Umfang und innerer Kraft. 
Zu den dreizehn Provinzen, die es urſprünglich umfaßte, traten die Lande Gel— 
dern und Friesland, Overijſſel und die Groninger Ommelande ?) hinzu; die 
Deputierten dieſer ſiebzehn Provinzen wurden unter die Generalſtaaten aufge— 
nommen, und — nachdem die Erklärung der letzteren, daß Don Juan ein Feind 
des Vaterlandes ſei (7. Dezember), die Verſöhnung vollends abgeſchnitten hatte — 
ſchloß eine neue Bundesakte, vereinbart zu Brüſſel am 10. Dezember, die Ver— 
bündeten feſter zuſammen. Aber freilich, zugleich mit dieſem feſteren Zuſammen— 
ſchluß und den ſteigenden Bedrängniſſen lebte doch auch der alte Zwieſpalt 
zwiſchen den Anhängern und den Gegnern Oraniens fort; er kam gleich bei der 
Frage, wer die politiſche und militäriſche Leitung übernehmen ſolle, zum Aus— 
bruch. Die frühere, vor dem Ausgleich der Generalſtaaten mit Don Juan ver— 
folgte Abſicht des Fürſten Wilhelm war geweſen, den Schein der Herrſchaft 
dem Herzog von Anjou, die wirkliche Gewalt ſich ſelber zuzu wenden und dann 
die Niederlande in einen unverſöhnlichen Kampf gegen die Herrſchaft Philipps II. 
zu drängen. An dem weſentlichen Teil dieſer Gedanken, dem Vorſatze nämlich, 
die Leitung der Dinge in ſeine eigene Hand zu nehmen und die ſpaniſche Herr— 
ſchaft zu ſtürzen, hielt er auch jetzt ohne Wanken feſt. Aber auch jetzt war er 
noch weit entfernt vom Beſitze der Mehrheit innerhalb der Generalſtaaten. Vor— 
waltend war hier noch immer diejenige Partei, deren zuverſichtlichſte Vertreter 
die Adelshäupter der ſüdlichen Provinzen waren mit dem Herzog von Arſchot 


') Granvelle, Corresp. VI S. 264 Anm. 1. 

2) Die Stadt Groningen ſcheint erſt im Juli 1579 die Generalſtaaten beſchickt zu haben. 
Gachard, Actes des états généraux II n. 1910.) Außerhalb des Verbandes der ſiebzehn 
Provinzen blieben Luxemburg, Limburg und die Pais d'outre-Meuse. 

Ritter, Deutſche Geſchichte 1555 — 1648. 34 
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an ihrer Spitze: eine Partei, die nur die Regierungsweiſe Philipps II., nicht 
aber ſein Recht an die Regierung bekämpfen wollte. Was die Gegenſätze 
zwiſchen dieſen Männern und dem Fürſten von Oranien vollends ſchärfte, das 
war die immer beſtimmter in den Vordergrund tretende Frage des Bekenntniſſes. 
Oranien war das proteſtantiſche Haupt von zwei proteſtantiſchen Provinzen; die 
Befeſtigung ſeiner Macht in den übrigen Landen war gar nicht denkbar ohne 
gleichzeitige Befreiung des dort niedergehaltenen Proteſtantismus. Die konſer⸗ 
vative Mehrheit der Generalſtaaten dagegen war zugleich katholiſch; ſie wollte 
die Alleinherrſchaft ihrer Kirche behaupten. 

Wie nun unter ſolchen Gegenſätzen die Frage, wer die Niederlande nun— 
mehr regieren ſollte, entſchieden werden mußte, erinnerten ſich Arſchot und ſeine 
Genoſſen ihrer alten Vorliebe für den deutſchen Zweig des Hauſes Oeſter— 
reich. So manches, was ſeit ihrer Geſandtſchaft zum Regensburger Reichstag 
geſchehen war, hatte dazu gedient, dieſe Vorliebe zu beſtärken. Die Anerbietungen 
des Erzherzogs Matthias (S. 512) waren alsbald durch den zurückkehrenden Ge— 
ſandten dem Herzog von Arſchot berichtet.“) Der Kaiſer hatte ſeinen Eifer für 
den Frieden und die Befriedigung der Niederlande bethätigt, indem er zu den 
erſten Ausgleichsverhandlungen zwiſchen Don Juan und den Staaten eine Ge— 
ſandtſchaft abfertigte, deren vermittelnde Thätigkeit mehr den Dank der letzteren 
als des erſteren?) einerntete; auf die Nachricht von der Einnahme Namurs 
hatte er dann ſeine Mißbilligung des gewaltſamen Vorgehens Don Juans un— 
geſäumt und unverhohlen ausgeſprochen und abermals eine Abordnung zu neuen 
Vermittelungsverſuchen angeboten.?) Was Rudolf II. mehr und mehr mit einer 
wahren Ungeduld der Vermittelung erfüllte, das waren vor allem die ihm früh— 
zeitig zugekommenen, ziemlich genauen Nachrichten über die Verſuche einer Ab— 
machung zwiſchen Anjou und den Staaten:) ohne ſeine Vermittelung zwiſchen 
Don Juan und den Staaten, meinte er, wären vielleicht die Franzoſen mit ihrer 
Abſicht, ſich der Niederlande zu bemächtigen, ſchon zu Ende des Jahres 1576 
zum Ziel gekommen; jetzt könne die Verzweiflung die Generalſtaaten abermals 
dem Herzog von Anjou in die Arme treiben; einer ſolchen Gefahr aber ſei nicht 
nur Spanien, ſondern auch das deutſche Haus Oeſterreich und das Reich ſelbſt 
verpflichtet, entgegenzutreten. — Wie nahe lag da der Gedanke, daß der Kaiſer 
über die verblendete ſpaniſche Regierung hinweggehend, ſich direkt mit den 
Staaten über die Mittel zu ihrer Befriedigung und zur Rettung der Rechte 
des Hauſes Oeſterreich und des deutſchen Reiches verſtändigte! 

Aus ſolchen Gegenſätzen und Beſtrebungen ging nun ein Zwiſchenfall her— 
vor, durch welchen Deutſchland oder doch das kaiſerliche Haus in Deutſchland 
noch einmal in die niederländiſchen Wirren hineingezogen ward. Am 19. Auguſt 


) Don Juan, 1576 November 18. (Gachard V n. 1788 S. 42.) 

) Vgl. ſeine Aeußerung bet Gachard Vn. 1857 S. 168. 

) Bgl. ſeine Schreiben ſeit 1577 Auguſt 9 in Granvelle, Corresp. VI S. 545 fg. 

) „Was uns deshalben zum Teile vor jungſt getroffenem Niederlendiſchen Vertrag 
(ewigem Edikt), eines Teils aber ſeit jungſt erregten neuen Empörung .. .. einkommen.“ (In⸗ 


ſtruktion des Kaiſers für Gr. Hardegg an Kurſachſen. 1577 Dezember 23. St. A. Dresden 
9309. Niederländ. Sachen 1577/78.) 
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1577, demſelben Tage, da die Deputierten von Holland-Seeland ihren Platz 
unter den Generalſtaaten einnahmen,!) und die Berufung Oraniens nach Brüſſel 
vorbereitet wurde, trat eine Anzahl katholiſch und konſervativ geſinnter Adelicher 
und Prälaten, an ihrer Spitze der Herzog von Arſchot,?) zuſammen, um durch einen 
eigenmächtigen Griff der Ungewißheit über die Regentſchaft ein Ende zu machen: ſie 
beſchloſſen, den Erzherzog Matthias aufzufordern, daß er ſich der Regierung der 
Niederlande im Namen Philipps II. unterziehen möge. Wenige Tage nach dieſem 
Beſchluß ſchickten ſie denſelben Gauthier Vandergracht Herrn von Malſtede, der 
vor einem Jahre die Eröffnungen des Matthias entgegengenommen hatte, mit 
der entſprechenden Einladung nach Wien. Gewiß, das Unternehmen, zu welchem 
ſie den Erzherzog aufforderten — nach der einen Seite Oranien, nach der an— 
deren Philipp II. zur Fügſamkeit zu nötigen — war ebenſo verwegen, wie zweifel— 
haft in ſeinem Erfolg. Indes der junge Fürſt, durch keinerlei Erfahrung in 
Staatsgeſchäften behindert,?) verlangte weder Bedenkzeit, noch ſtellte er Bedin— 
gungen. In der Nacht vom 3. zum 4. Oktober erhob er ſich von ſeinem Lager, 
eröffnete ſeinem Bruder Maximilian, der das Zimmer mit ihm teilte und dem 
er urſprünglich in der Nachbarſchaft der Niederlande eine fürſtliche Verſorgung 
beſtimmt hatte, gegen Zuſage des Schweigens ſein abenteuerliches Vorhaben und 
gab ſich dann, ohne Wiſſen des Kaiſers oder eines anderen am kaiſerlichen Hofe, 
auf eine fluchtartige Reiſe, die ihn in jagender Eile bis nach Köln führte. Von 
dort ließ er durch den Herzog von Arſchot den Generalſtaaten ſeine Dienſte 
anbieten. 
Die Rechnung der Urheber dieſes Staatsſtreiches ging dahin, daß, wenn 
der Erzherzog einmal entſchloſſen nach der Statthalterſchaft greife, weder die 
Generalſtaaten noch der Kaiſer, weder Oranien noch Philipp II. ihre nachträg— 
liche Zuſtimmung würden verſagen können, daß alſo unter der Führung des 
deutſchen Oeſterreichers ein allſeitig befriedigender Ausgleich, ohne Losſagung 
vom ſpaniſchen König, zu erzielen ſei. Und ſoweit es ſich um die beiden erſten 
Parteien handelte, bewährte ſich dieſe Rechnung. Der Kaiſer beſchied bereits 
am 11. Oktober den Nuntius zu ſich und ſprach die Bitte aus, der Papſt möge 
ſich bei Philipp verwenden, daß er, um größeres Uebel — nämlich Krieg und 
Abfall der Niederlande an Frankreich — zu verhüten, den Erzherzog Matthias 
als ſeinen Statthalter beſtätige.“)) Die Generalſtaaten ſetzten an demſelben 
9. Oktober, an dem Arſchot die Ankunft des Erzherzogs ihnen anzeigte, eine 
Kommiſſion nieder, in welcher unter anderen Arſchot und Oranien nebeneinander 
ſaßen, mit dem Auftrage, die Bedingungen der Statthalterſchaft des Erzherzogs 
zuſammenzuſtellen. Aber anders als der Kaiſer und die Generalſtaaten dachten 


) Bor 1 S. 855. 

2) Die Liſte bei Gachard, Taciturne IV Vorr. S. 45 Anm. 1, enthält nur Namen 
von adelichen Herren, nach der Urkunde des Einladungsbeſchluſſes bei Gachard, Etats géné- 

raux I n. 730 waren auch Prälaten beteiligt. 

ö 3) La total inesperientia .. de’ negozij, che di cose di stato mai n’haveva parte. 
(Bericht Cavallis. 1577 Oktober 5. Wiener Archiv. Dispacci veneti. Weitere Berichte des- 
ſelben. Oktober 10, 13, 19.) 

4) Cavalli, Oktober 13, 19. 
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die beiden anderen Parteien. Philipp II., keinen Augenblick in Verſuchung, ſich 
einen Statthalter von ſeinen Rebellen aufdrängen zu laſſen, und den alten Arg— 
wohn, daß der Kaiſer und ſein Haus nach ſeinem niederländiſchen Erbteil trach— 
teten, wieder auffriſchend, hatte dem Erzherzog nur die Wahl zu ſtellen, entweder 
ſich ſchleunigſt zu entfernen, oder ſich als Feind behandeln zu laſſen. Wilhelm 
von Oranien vollends, der den gegen ſeine Perſon und ſeine Politik geführten 
Zug ſehr wohl würdigte, war alsbald entſchloſſen, in verdecktem Kampfe dem 
deſignierten Statthalter jede wirkliche Macht abzuſchneiden. Und gerade er 
brauchte die dienſtbaren Mächte, die in ſolch verdecktem Kampfe für ihn wirkten, 
nicht lange zu ſuchen. 

Seit dem Tode des Requeſens war neben und hinter den Staaten noch 
eine andere Macht in den Kampf gegen den Spanier eingetreten: das waren 
die militäriſch und politiſch (S. 316) organiſierten, an die Führung der Waffen 
wie an kommunale Verſammlungen gewöhnten Bürgerſchaften der brabantiſchen 
und flämiſchen Städte. Für dieſe Bürgerſchaften, beſonders die mittleren und 
niederen Klaſſen derſelben, galt die eingetretene ſturmerfüllte Zeit nicht nur der 
Abſchüttelung des ſpaniſchen Joches, ſondern auch der Erhebung gegen ihre 
oligarchiſchen Magiſtrate, beſonders da, wo der Herzog Alba ſtatt des jährlichen 
Wechſels lebenslängliche Dauer derſelben eingeführt hatte.!) Mit ihren Magi⸗ 
ſtraten und den von letzteren beſchickten Staaten fanden ſie ſich allerwärts in 
Widerſpruch. Waren Staaten und Magiſtrate vorſichtig und langſam, ſo waren 
dieſe Maſſen ſtürmiſch und gewaltſam; waren die Magiſtrate in kirchlicher Be— 
ziehung konſervativ, ſo regte ſich unter der Menge, Herrſchaft und Vergeltung 
fordernd, wieder der alte Geiſt des Calvinismus. Die Staaten ſuchten nach 
einem Regenten, der ſie nach Befriedigung ihrer Wünſche wieder unter Philipps 
Herrſchaft zurückführen ſollte: die Bürgerſchaften hatten als den Mann ihres 
Vertrauens den Fürſten von Oranien erſehen; von ihm wollten ſie geleitet wer— 
den, und er hatte diejenige Leitung, welche durch Agenten und Vertrauens— 
männer, durch Ratſchläge und vorſichtige Unterſtützung ausgeübt werden konnte, 
ſehr bald (S. 499) an ſich gezogen. Schon mehrmals hatte man denn auch 
in den jüngſten Verwickelungen den Einfluß der rückſichtslos zugreifenden ſtäd— 
tiſchen Menge empfunden; jetzt, da es ſich darum handelte, ob Oranien an die 
Spitze der Bewegung kommen oder auf die Seite geſchoben werden ſollte, machte 
ſich dieſer Einfluß mit voller Kraft geltend. 

Den Vortritt übernahm die Brüſſeler Bürgerſchaft. Neun Tage nach 
jener erſten Verhandlung der Generalſtaaten über Erzherzog Matthias, am 
18. Oktober, brachten die „drei Glieder“ von Brüſſel nebſt der Bürgerwehr bei 
den Brabanter Staaten den Antrag ein, Fürſt Wilhelm möge zum Statthalter 
von Brabant ernannt werden. Der Adel und die Prälaten widerſtrebten; aber 
wie nun die Deputierten der drei anderen Hauptſtädte ſich dem Drängen der 
Brüſſeler anſchloſſen, mußten erſt die Brabanter, dann die Generalſtaaten nach— 
geben und die Ernennung des Fürſten beſchließen. Um dieſelbe Zeit war in 
der Kommiſſion der Generalſtaaten, welche die Bedingungen von Matthias' 


) Languet, 1577 Dezember 22. (1 2 n. 128 S. 333.) 
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Statthalterſchaft aufzuſtellen hatte, und in der Oranien ſein gewichtiges Wort 
führte, ein Entwurf zuſtande gekommen, kraft deſſen dem Erzherzog ſtatt des 
Weſens der bloße Schein der Macht geboten wurde. Erzherzog Matthias als 
machtloſer Generalſtatthalter und neben ihm Fürſt Wilhelm als übermächtiger 
Provinzialſtatthalter, das war alſo das erſte Ziel, auf welches Oranien und 
ſeine Brüſſeler Verbündeten hinarbeiteten. Noch hoffte der Herzog von Arſchot 
beides zu durchkreuzen. Er war am 20. September zum Statthalter von Flandern 
ernannt. Und da nun ſowohl der Beſchluß der Generalſtaaten über Oraniens 
Brabanter Statthalterwürde, wie der Entwurf der Kapitulation mit Matthias 
zur Genehmigung an die Provinzialſtände ging, ſetzte er bei den Staaten ſeiner 
Provinz — und zwar bei Adel und Prälaten mit Erfolg — ſeinen Einfluß 
ein, um die Verwerfung des erſteren Beſchluſſes und eine Veränderung der 
Kapitulation im Sinne größerer Machtvollkommenheit des Regenten!) durchzu— 
ſetzen. Aber in dieſem neuen Abſchnitte des Kampfes griff nun die durch ſolche 
Vorgänge wild erregte Bürgerſchaft der flämiſchen Hauptſtadt Gent, in deren 
Mitte Arſchot eben weilte, ein. Am 28. Oktober veranſtalteten zwei Partei— 
gänger Oraniens, der Schöffe van Hembyze und der Edelmann Ryhove, einen 
Auflauf der Bürger; Arſchot und mehrere ſeiner Freunde wurden als Anhänger 
Spaniens und der Inquiſition gefangen genommen, ganz wie am 4. September 
des vorigen Jahres die unbequemen Staatsräte in Brüſſel. Dieſe Maßregel 
wirkte. Obgleich der Herzog vierzehn Tage nachher freigegeben wurde, war es 
jetzt mit dem Widerſtand gegen Oraniens Statthalterwürde und mit dem Ver— 
ſuch, dem Erzherzog wirkliche Macht zu verſchaffen, aus. 

Die oraniſche Partei ging aber noch weiter. Am 17. Dezember hatte 
Erzherzog Matthias, der inzwiſchen nach Antwerpen gekommen, die ihm geſtellten 
Bedingungen leichten Herzens angenommen. Sechzehn Tage darauf kamen die 
drei Glieder von Brüſſel mit einem neuen Antrage an die Generalſtaaten: der 
Fürſt von Oranien müſſe dem Regenten als Generallieutenant beigeordnet wer— 
den. Abermals widerſtrebten die Generalſtaaten, aber wiederum drängten die 
Brüſſeler ſo hartnäckig und drohend, daß am Ende beſchloſſen wurde, was ſie 
verlangten. 

Die Stellung des Matthias, wie ſie jetzt durch die von ihm angenommenen 
Bedingungen umſchrieben war und ſich dann im Gange der Geſchäfte weiter 
ausgeſtaltete, wäre eines Mannes von wahrhaft fürſtlichem Sinn höchſt unwürdig 
geweſen. Ferngehalten von aller tiefgreifenden Einwirkung auf die Kriegführung, 
hatte er ſeine Thätigkeit als Regent im weſentlichen auf die formelle Leitung 
der Verhandlungen des Staatsrates und die Ausfertigung der von der Mehr— 
heit desſelben beſchloſſenen Anordnungen zu beſchränken. Die Mitglieder dieſes 
Staatsrates wurden von den Generalſtaaten ernannt, vor ihn kamen alle An— 
gelegenheiten der gemeinſamen Regierung, die nicht den Generalſtaaten vorbe— 
halten waren. Vorbehalten blieb aber den Generalſtaaten nicht nur die Beſchluß— 


) Ueber das erſtere vgl. Gachard, Taciturne IV Vorr. S. 68 fg. Das zweite geht 
aus dem von v. d. Scheuren in den Briefen von A. v. Dorp (Historisch Genootschap. Werken 
n. 44) I S. 204 (die Stelle S. 206) gedruckten Aktenſtück hervor. 
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faſſung über Auflage von Steuern, über die Zahl der aufzubringenden Truppen, 
über die Verteilung von ſtädtiſchen Garniſonen, über Krieg und auswärtige 
Verträge — auch die Einnahme der allgemeinen Auflagen und die Auszahlung 
des Eingenommenen, desgleichen die wichtigeren Verhandlungen mit fremden 
Mächten wurden von den Verordneten der Generalſtaaten unmittelbar wahr— 
genommen. Die Ernennung der hohen militäriſchen Befehlshaber wurde an die 
Zuſtimmung der Generalſtaaten, die der Provinzialſtatthalter an die Zuſtimmung 
der Provinzialſtaaten gebunden. Alle Statthalter in Provinzen und Städten, 
alle Offiziere im Heere ſollten nicht nur dem König, ſondern auch den Staaten 
ſchwören und dabei beſonders auf die Rechte des Landes und dieſe Kapitulation 
mit Matthias verpflichtet werden. Der Zuſammentritt der allgemeinen provin— 
ziellen Staaten hing nicht vom Regenten, ſondern von ihrem eigenen Gutdünken 
ab. Endlich wurde der Erzherzog noch durch einen Treueid nicht nur dem 
König Philipp, ſondern auch den Generalſtaaten verpflichtet; er mußte zugeſtehen, 
daß die Gehorſamspflicht der letzteren gegen ihn aufhören ſollte, ſobald er die 
mit ihm vereinbarten Beſtimmungen ganz oder teilweiſe übertrete. 

Soweit eine allgemeine Regierung zuſtande kam, fiel ſie alſo nicht dem 
Erzherzog, ſondern den Generalſtaaten und dem von dieſen am 29. Dezember 
1577 neugebildeten Staatsrate zu. Den mächtigſten Einfluß auf beide Kollegien 
übte Wilhelm von Oranien aus, und zwar auf die Generalſtaaten perſönlich, 
auf den Staatsrat durch einige Mitglieder, die ihm ergeben waren, auf den 
Erzherzog ſelber in ſeiner Eigenſchaft als Generallieutenant. Indes, auch Oranien 
hatte noch keineswegs, was er wollte und zur Durchführung ſeiner Politik brauchte, 
nämlich den Vollbeſitz der leitenden Macht. Unter den Staaten und im Staats— 
rat hielt ihm jener Kreis, aus welchem die Berufung des Matthias hervor— 
gegangen war, und neben demſelben eine zweite Gruppe, welche die dem Erz— 
herzog gewordene Stellung lieber dem Herzog von Anjou zugewandt hätte, den 
Gegenpart. Beide Gruppen waren ausſchließend katholiſch und umfaßten die 
Prälaten und Adelshäupter der walloniſchen Provinzen; den größten Vorteil 
hatten ſie dadurch errungen, daß ſie drei ihrer thatkräftigſten Mitglieder, den 
Grafen Philipp von Lalaing, Statthalter des Hennegau, den Vicomte de Gand, 
Robert von Melun, Statthalter von Artois, und Pardieu de la Motte, Gouver— 
neur von Gravelingen, an die Spitze der nach dem Bruch mit Don Juan wie— 
der verſtärkten ſtaatiſchen Armee gebracht hatten: den einen als General der 
Infanterie, den anderen als Führer der Kavallerie, den dritten als Befehlshaber 
der Artillerie. Dieſer Partei konnte die ausſchließliche Herrſchaft Oraniens und 
der Triumph der von ihm vertretenen Politik nur durch weitere und heftigere 
Kämpfe abgerungen werden. Und die Anhänger des Fürſten Wilhelm ſäumten 
nicht, das begonnene Ringen fortzuſetzen. Aus dem Kreiſe der Generalſtaaten, 
die zur Bändigung der Parteien fich unfähig zeigten, verlegten fie den Kampf—⸗ 
platz in die einzelnen Provinzen. 

Die unangreifbare Feſtung oraniſcher Macht war nach wie vor die Provinz 
Holland-Seeland, zumal da jetzt (16. März 1578) der erſte Handelsplatz des 
Landes, die Stadt Amſterdam, als letzte noch widerſtrebende Stadt ſich dem 
Fürſten und den Provinzialſtaaten unterwarf. Als an dieſe Provinzen der 
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Beſchluß der allgemeinen Staaten, welcher den Erzherzog Matthias zum General— 
ſtatthalter machte, zur Erteilung ihrer Genehmigung abging, da verweigerten 
die Stände ihre Zuſtimmung; ) fie verweigerten auch längere Zeit ihren Bei— 
trag zu den von den Generalſtaaten aufgelegten Steuern; nur in freier Mit— 
wirkung ſtellten ſie den ſüdlichen Provinzen eine von ihnen unterhaltene Truppen— 
abteilung und ſorgten ſelbſtändig für die in ihrer Provinz gehaltenen Streitkräfte 
zu Lande und zur See.) Es bildete ſich alſo das wunderſame Verhältnis, daß 
Oranien in Holland-Seeland eine unbeſtrittene Herrſchaft ohne Anerkennung des 
Erzherzogs, in den übrigen Landen eine beſtrittene Autorität im Namen des 
Erzherzogs ausübte. Verſtärkt wurde die herrſchende Stellung des Fürſten im 
Norden durch die im vorigen Jahre hergeſtellte Verbindung Utrechts mit Holland— 
Seeland (S. 528) und beſonders dadurch, daß am 10. März 1578 die Stände 
von Geldern den Bruder des Fürſten, den Grafen Johann von Naſſau, der 
eben beſchäftigt war, in ſeiner Grafſchaft calviniſche Kirchenordnung einzuführen, 
zu ihrem Statthalter erwählten. Vom Norden her dehnte ſich dann das ora— 
niſche Machtgebiet nach Süden hin über Brabant aus und griff in die Provinz 
Flandern ein unter den Stürmen einer dort um ſich greifenden ſtädtiſchen 
Revolution. 

Es iſt erzählt, mit welch gewaltſamem Griff die Bürgerſchaft von Gent 
Oraniens Widerſacher niedergeworfen hatte. Unter dem Schrecken dieſer Gewalt— 
that war eine Neuwahl des ſtädtiſchen Magiſtrats erfolgt, bei welcher Hembyze 
als erſter Schöffe der Keure die Leitung der ſtädtiſchen Regierung erlangte, 
während Ryhove das Kommando der Bürgerwehr und der alsbald eigenmächtig 
aufgeſtellten Werbetruppen erhielt. Unter dieſer neuen Regierung begann nun 
die flämiſche Hauptſtadt, nachdem ſie den Herzog von Arſchot zwar freigelaſſen, 
aber von ſeiner ſtatthalterlichen Hoheit ſich förmlich losgeſagt,?) und die Frei— 
gabe einiger mit ihm gefangen geſetzter hoher Adelicher und Prälaten verweigert 
hatte, ihre eigene Politik zu treiben Die beiden Ziele, welche ſie aufſtellte, 
waren: Verdrängung der katholiſchen Adelshäupter und der lavierenden Magi— 
ſtrate von dem Sitze der Macht, Einführung calviniſcher Kirchenordnung unter 
Entfeſſelung des alten Fanatismus und der neuen Rachſucht gegen katholiſche 
Geiſtlichkeit und Kirche. Was ihr bei dieſem Beginnen beſonders zu ſtatten 
kam, das war das Unglück und wohl auch die an den Tag gelegte Unfähigkeit 
der adelichen Herren in der Führung des Krieges. Im Januar 1578 hatte Don 
Juan genügende Verſtärkungen herangezogen, um den Vormarſch von Namur 
in der Richtung gegen Brüſſel zu wagen. Wie er vorbrach, zog ſich die ſtaatiſche 
Armee zurück; aber bei Gembloux (31. Januar) gelang es ihm, den weichenden 
Feind zu faſſen und ihm eine ſchwere Niederlage beizubringen. Hierauf fielen 
mehrere brabantiſche Orte, vor allem die Stadt Löwen, von welcher jetzt Brüſſel 
unausgeſetzt bedroht wurde, in des Siegers Gewalt. Dieſes Unglück rief auf 


1) Groen v. Pr. 1 6 S. 415. 

2) A. a. O. Gachard, Actes des états généraux I n. 1120, II n. 1592, 1595. 
v. Scheuren, A. v. Dorp 1 S. 254. Entgegenkommender wird die Provinz ſeit 1579: Gachard 
II n. 1642, 1807, 1826. 

) Gachard, Etats généraux I n. 931. 
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der Seite der Aufſtändiſchen die bei den beſtehenden Zwiſtigkeiten natürliche 
Erbitterung hervor; mit doppelter Kraft erhob ſich gegen die katholiſchen, den 
Ausgleich mit Philipp II. ſtets im Auge behaltenden Herren die proteſtantiſche 
und mit Spanien unverſöhnlich verfeindete Partei, die dem Fürſten von Ora— 
nien folgte. 

Da geſchah es denn, daß durch Beſchluß der Generalſtaaten ein oberſter 
Befehlshaber, der Graf Bouſſu, den ſchlecht bewährten Führern übergeordnet, und 
zugleich die Leitung des geſamten Kriegsweſens — der militäriſchen Verwaltung, 
wie der Bewegungen der Truppenkörper — in Oraniens Hände gelegt wurde.“) 
In der Stadt Gent aber glaubte die neue Regierung jetzt den geeigneten Zeit— 
punkt gekommen zu ſehen, um die von ihr vertretene Politik in ganz Flandern 
mit Gewalt zur Herrſchaft zu bringen. Durch ausgeſandte Truppen, Bevoll— 
mächtigte und Agitatoren erzwang ſie (ſeit März 1578) in den benachbarten 
flämiſchen Städten — in Brügge, Courtray, Ypern, Audenaarden, Veurne, 
Dünkirchen u. a. — die Reinigung und Neubeſetzung der ſtädtiſchen Magiſtrate 
und ſtellte dann eine Verbindung mit den ſo umgeſtalteten Gemeinweſen her, 
welche mittelſt eines weiteren Bündniſſes zwiſchen Gent und Brüſſel nach Brabant 
hinüberreichte. Dieſer Verband flämiſcher Städte war bald das einzige aktions— 
fähige Gemeinweſen, das in der von Parteienkampf durchtobten Provinz auf— 
recht ſtand. Eben ein ſolches ſtädtiſches Sonderbündnis, durch welches der Adel 
lahm gelegt wurde, war es aber auch, welches Oranien ſeinen Anhängern in 
Gent und Brüſſel empfohlen hatte.) 

In engem Zuſammenhang mit dieſer politiſchen Umwälzung ſtellte ſich 
dann die kirchliche ein. Ganz wie im Jahre 1566 waren ſeit der Kriegserklärung 
gegen Don Juan die calviniſchen Geiſtlichen wieder in Brabant und Flandern 
eingedrungen, um die Gelegenheit zum Vernichtungskampf gegen das katholiſche 
Weſen zu ergreifen, unter ihnen ein Schwarm pfälziſcher und nach der Pfalz 
geflüchteter niederländiſcher Geiſtlicher, mit dem Flamländer Peter Dathenus an 
der Spitze, deſſen Kommen Gewaltthat und politiſche Umtriebe bedeutete.?) Wie 
vor zwölf Jahren, ſo gewannen auch jetzt wieder die geiſtlichen Demagogen die 
Oberhand unter den ſtädtiſchen Maſſen, und wie damals, ſo brach mit dem 
Glaubenseifer der Haß gegen Mönche und Geiſtliche, die Zerſtörungsluſt gegen 
die Gegenſtände katholiſcher Andacht hervor. Allen voran ging der Pöbel von 
Gent, deſſen Gewaltthaten hinterher von der Obrigkeit vollendet wurden. Am 
Pfingſttag (18. Mai) begann dort der Sturm gegen die Klöſter, am Bartholo— 
mäustag (24. Auguſt) war man bereits mit der Verwüſtung der Pfarrkirchen 
zu Ende gekommen; 120 Kommiſſare waren nun an der Arbeit, das Kirchen— 
und Kloſtergut, das unter ſtädtiſche Verwaltung kam, zu inventariſieren; ?) in 


) Gachard, Taciturne IV Vorr. S. 114 Anm. 1. Languet, 1578 Juli 28: belli ad- 
ministrandi cura a statibus demandata est Orangio. (I 2 n. 152 S. 753.) 

) Volghende den brieven van zyne Excellencie. (Gachard, Taciturne IV S. 39.) 

) Zuleger über die Prediger in Gent und Brüſſel (1578 Juli 15) „ſeind eitel pfalziſche 
Prädicanten“. (Bezold I n. 115.) Mißbilligende Aeußerung über Dathenus in Taffins Brief, 
1577 März 1. (Marnix Vereeniging, Werken III 5 S. 178.) 

*) Troubles de Gand S. 89. Vgl. Languet, 1578 September 24 (I 2 n. 154 S. 758.) 
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den verödeten Kirchen hatte man calviniſchen Gottesdienſt eingerichtet. Aehnlich 
ging es anderwärts. Am 28. Auguſt meldete Dathenus: von 28 flämiſchen 
Städten haben 24 das Evangelium angenommen) — natürlich unter Ein— 
ſtellung des papiſtiſchen Götzendienſtes.?) Etwas weniger gründlich war die 
Umgeſtaltung des Kirchenweſens in Brabant, aber doch ſo, daß z. B. in Ant— 
werpen den Reformierten bis zum Oktober ſechs Kirchen überwieſen wurden.!) 
Auf dem platten Land in Flandern waren die katholiſchen Adelichen in ihren 
Herrſchaften, die Prälaten in ihren Klöſtern und Stiftern fortwährend bedroht 
von den ſtreifenden Banden der Genter, die das Evangelium unter Kirchen- und 
Kloſterplünderung ausbreiteten. 

Zu welchen Ergebniſſen hatte aber nun der Kampf um die Vorherrſchaft 
Oraniens und der von ihm vertretenen Politik geführt! Man war im Zug, 
die Macht des katholiſchen Adels zu vernichten, innerhalb des niederländiſchen 
Gemeinweſens beſondere Verbindungen zu errichten und den Calvinismus zur 
Alleinherrſchaft zu erheben. Zu dieſer ganzen Bewegung hatte Oranien die 
Loſung gegeben; aber wie er den Lauf derſelben im einzelnen nicht zu beſtimmen 
vermochte, ſo war ſie unter der Führung ſeiner Anhänger weit über die Grenzen 
hinausgegangen, die er in ſeinen Entwürfen ihr geſetzt hatte. Er hatte gewollt, 
daß die Proteſtanten als ſeine zuverläſſigſten Verbündeten freie Religionsübung 
erhielten, jedoch nicht unter Umſturz des katholiſchen Gottesdienſtes, ſondern 
unter Teilung der Kirchen und des Kirchenguts mit den Katholiken: wegen 
ſolcher Gleichgültigkeit gegen die Alleinberechtigung des Evangeliums ſchrie der 
wilde Dathenus unter dem Beifall der Genter Kirchenſtürmer ihn als Atheiſten 
und falſchen Freund aus. Er hatte gewollt, daß die Provinzen und Städte, 
welche zu ſeiner Partei hielten, ſich gegen ſeine katholiſchen und konſervativen 
Gegner zuſammenſchlöſſen, aber nicht unter Mißachtung der Generalſtaaten und 
der gemeinſamen Regierung, ſondern unter eifriger Darbringung der von dieſem 
Mittelpunkte aus geforderten Opfer und Leiſtungen: ſtatt deſſen ließen die flämi— 
ſchen Gemeinden das Heer der Staaten unbezahlt verkommen und verwandten 
die für ſeine Unterhaltung umgelegten Steuern für eigene Truppenwerbungen 
und eigene Kriegs- und Raubzüge. Sie beſtärkten hierdurch aufs nachdrücklichſte 
den ohnehin durch die Lande gehenden Zug, der auf die Loslöſung der einzelnen 
autonomen Gewalten von dem Zwang einer einheitlichen Leitung ausging. Es 
kam dahin, daß die Generalſtaaten allerwärts nur ſo viel Gehorſam fanden, als 
es den einzelnen Provinzen, d. h. den provinzialen Staaten und Statthaltern, 
gut ſchien, während die Autorität der Provinzen wieder von dem guten Willen 
der in ſtreitende Parteien geſchiedenen Städte, Adelichen und Prälaten abhing. 

Sehr erklärlich war es unter ſolchen Verhältniſſen, wenn der allgemeine 
Drang nach ſelbſtändigem Zuſammenſchluß und eigenmächtiger Durchführung 
beſonderer Abſichten nicht nur die oraniſche, ſondern auch die ihr entgegengeſetzte 


1) v. Bezold I n. 115 Anm. 

2) Languet, September 24: in Flandria tota papatus est plane sublatus. (n. 154 
S. 758.) 

) Languet n. 154 S. 758, n. 155 S. 762. 


538 Viertes Buch. Zweiter Abſchnitt. 


Partei ergriff. Dieſe hatte ihre feſten Burgen in den Provinzen Hennegau, 
Artois und Lille-Douay-⸗Orchies. Da mußten denn die Generalſtaaten bereits 
im März des Jahres 1578 hören, wie die Stände von Artois ihre Nachbar⸗ 
provinzen zu einer Agitation für ernſt gemeinte Ausgleichsverſuche mit Spanien 
fortzureißen ſuchten; “) im Juli führte das gewaltſame Umſichgreifen von Gent 
bis hart an einen offenen Krieg zwiſchen dieſer Stadt und Lille; in demſelben 
Monat rief der von ſeiten der Generalſtaaten, unter dem Einfluß von Oranien 
gemachte Verſuch, durch einen Religionsfrieden zwiſchen Proteſtanten und Katho— 
liken gleiche Rechte zu verteilen, eine neue Aufwallung katholiſcher Gefühle hervor, 
während ſich zugleich die Statthalter von Hennegau und Artois über ihre Zurück— 
drängung von der Leitung der Armee mit zunehmender Erbitterung erfüllten. 
Unter ſolchem Hader kam es endlich im Oktober dahin, daß unter den drei 
Provinzen über ein Bündnis zum Schutze der katholiſchen Religion verhandelt 
wurde. 

Ueberboten ward dieſes Vorgehen der walloniſchen Provinzen wieder von 
Oranien und der oraniſchen Partei. Als Fürſt Wilhelm die im März 1578 
erfolgte Wahl ſeines Bruders Johann zum Statthalter von Geldern mit dem 
Gewichte ſeines Anſehens beförderte, geſchah das unter anderem in der Abſicht, 
durch dieſen Mann, der in ähnlicher Weiſe ihm ergeben und betriebſam war, 
wie ſein verſtorbener Bruder Ludwig, ein großes Sonderbündnis zwiſchen den 
ihm anhängenden Provinzen zu gegenſeitiger Unterſtützung und Aneiferung im 
unnachgiebigen Kampf gegen die ſpaniſche Herrſchaft unterhandeln zu laſſen. 
Bereits im Februar brachte Johann in dieſem Sinne die erſten Anträge an die 
Staaten von Holland-Seeland; im Juni hatte er ſchon die Staaten von Geldern, 
Utrecht und Overijſſel in die Verhandlung hineingezogen: ſeine Meinung war, 
daß ſich das Bündnis über die geſamten nördlichen Provinzen ausdehnen, von 
da nach Gent, Brüſſel und Antwerpen hinüberreichen und ſelbſt deutſche Grafen 
und Reichsſtädte umfaſſen ſollte. Ein Hauptzweck des Bundes ſollte Freiheit 
der proteſtantiſchen Religion ſein. In dieſem Geiſte erhob ſich denn auch, wie 
in Flandern, ſo im Norden — in der Provinz Geldern unter Johanns Be— 
günſtigung, in Utrecht unter Zulaſſung der Regierung — die proteſtantiſche 
Propaganda; es drangen calviniſche und lutheriſche Prediger ein, es bildeten 
ſich in den Städten proteſtantiſche Gemeinden, es wurden Kirchen von ihnen 
eingenommen, und die Einnahme von den eingeſchüchterten oder auch einver— 
ſtandenen Magiſtraten hinterher genehmigt. Sobald dann die proteſtantiſche Ge— 
meinde ſich eingerichtet und ausgerüſtet hatte, machte ſie ſich zum weiteren Kampf 
um die Alleingeltung ihres Kirchenweſens fertig. Das Merkwürdige war, daß 
hier wie in Brabant und Flandern die ſiegreiche Partei im Verhältnis zur 
geſamten Bürgerſchaft regelmäßig die Minderheit bildete. Was ihren Triumph 
ermöglichte, war der Umſtand, daß unter ihren Gegnern die Zahl derjenigen, 
die für ihren überlieferten Glauben Opfer und Gefahren auf ſich nehmen wollten, 
doch noch viel winziger war. 

Das Ende ſolcher entgegengeſetzter Bundesbeſtrebungen war leicht voraus— 
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zuſehen: es hieß Trennung der Niederlande in zwei Teile, von denen der eine, 
um die Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche zu wahren, ſeinen Schutz bei 
Philipp II. ſuchen mußte, während der andere dem Proteſtantismus freie Bahn 
machte und zur völligen Losſagung von Philipps Herrſchaft voranſchritt. Noch 
glaubte man freilich, um dieſen Ausgang zu verhüten, zwei Mittel vor ſich zu 
ſehen: das eine beſtand in erfolgreicher Kriegführung, durch welche Oraniens 
leitende Macht geſtärkt worden wäre, das andere in einem alle Teile befriedigen— 
den Ausgleich mit Spanien, von dem Erzherzog Matthias eine Befeſtigung ſeines 
Anſehens erwarten konnte. 

Indes, wie die Kriegführung von 1578 in ihrem Anfang durch die Nieder— 
lage von Gembloux bezeichnet war, ſo war ſie auch in ihrem Verlauf nicht 
glücklich. Die Armee der Staaten, jetzt unter die vorſichtige Führung des Grafen 
Bouſſu geſtellt, errang nur den negativen Erfolg, daß ſie weitere Fortſchritte 
der Spanier abwehrte; die kriegeriſche Hülfe vollends, die den Staaten gleich— 
zeitig von ihren auswärtigen Freunden zu teil wurde, brachte ihnen faſt mehr 
Verlegenheiten als Nutzen. Von Frankreich hatte ſich der Herzog von Anjou, 
nachdem er zeitweilig durch den im Januar 1577 wieder ausgebrochenen Huge— 
nottenkrieg von ſeinen niederländiſchen Plänen abgelenkt war, ſeit dem September 
desſelben Jahres den Generalſtaaten mit neuen Hülfsanerbietungen genähert, 
in der Hoffnung, die Herrſchaft über die Niederlande oder ein Stück derſelben 
zu erringen. Diesmal an erſter Stelle von den katholiſchen Parteihäuptern 
im Hennegau herbeigerufen, dann aber auch von Oranien, der einen gleich mäch— 
tigen und des Vertrauens würdigeren Helfer nicht fand, abermals unterſtützt, 
nötigte er die Generalſtaaten, ihn in einem am 13. Auguſt 1578 abgeſchloſſenen 
Bündnis als Verteidiger der Freiheit der Niederlande anzunehmen. In dieſer 
Eigenſchaft führte er einen ſchlecht bezahlten und zuchtloſen Heerhaufen aus 
Frankreich nach dem Hennegau, deſſen vornehmſte Waffenthat in der Einnahme des 
Städtchens Binche beſtand. Da ſich inzwiſchen aber die Hoffnung, daß in der 
weiteren Verflechtung der politiſchen und militäriſchen Verlegenheiten die Nieder— 
lande oder ein Teil derſelben ſich ihm als Herrſcher ergeben würden, nicht be— 
wahrheitete, und ſeine Mittel zu Ende gingen, ſo zog er ſich im Januar 1579 
nach ſeiner Heimat zurück, nicht eigentlich in offenem Zerwürfnis mit den Staaten, 
ſondern in der Abſicht, ſein ehrgeiziges Unternehmen bis auf beſſere Gelegenheit 
ruhen zu laſſen. 

Nicht beſſer erging es mit der engliſchen Hülfeleiſtung. Die Königin 
Eliſabeth gewährte Bürgſchaft für ein Darlehen von 100 000 Pfund Sterling, 
aber mit der Forderung, daß die Staaten den Pfalzgrafen Johann Kaſimir mit 
5000 Reitern und 6000 Schweizer Fußknechten in ihren Dienſt nähmen, zu 
deren Aufſtellung und Unterhaltung ſie weitere 40000 Pfund darzuleihen ver— 
ſprach. “) Hierdurch erhielt der pfälziſche Fürſt zum drittenmal die Gelegenheit, 


1) Bezold I n. 97. Gachard, Etats généraux I n. 1054, 1101. Ueber die Bezahlung 
der 40000 Pfund Gachard I n. 1125, 1154, 1146, 1194. II n. 1698. Ueber die Verſchieden⸗ 
heit dieſer Summe von der Bewilligung der Bürgſchaft für 100 000 Pfund a. a. O. n. 1081, 
1185, 1186 2c. 


540 Viertes Buch. Zweiter Abſchnitt. 


in die auswärtigen Religionskriege einzugreifen; zum drittenmal zeigte er aber 
auch, daß er nicht ſo ſehr zum Schlagen, als zu heimtückiſchen Intriguen geeignet 
war. Gegen Ende des Monats Juli muſterte er in Zütphen ein Heer von etwa 
12000 Mann und brauchte dann ſechs Wochen, bis er ſich mit den ſtaatiſchen 
Truppen, die inzwiſchen allein die Armee Don Juans aufgehalten und einen 
Angriff derſelben zurückgewieſen hatten, am 9. September bei Löwen verband. 
Bei dem nun folgenden langſamen Vormarſch gegen den auf Namur zurück— 
weichenden Feind gab es keine kriegeriſche Arbeit, dafür um ſo mehr lauten Hader 
und ſtille Ränke. Wie es ſcheint, kam dem berühmten Glaubenskämpfer und 
ſeinen Ratgebern die Aufgabe, mit Don Juan zu ſchlagen, nicht lohnend genug 
vor; ſie dachten, in dem ſchwankenden niederländiſchen Staatsweſen eine herr— 
ſchende Stellung zu gewinnen, vielleicht gar in der Weiſe, daß die Führung des 
ſtaatiſchen Heeres in Johann Kaſimirs Hände, diejenige der Truppen Anjous 
in die Hände des Prinzen von Condé geſpielt, und dann neben den Nieder— 
ländern zugleich die Hugenotten zum Kampf gegen die papiſtiſchen Mächte auf— 
gerufen würden.!) Wie gewöhnlich ſtanden zu derartigen Plänen die materiellen 
Mittel und die geiſtigen Fähigkeiten in kläglichem Widerſpruch. Die General— 
ſtaaten bezahlten Johann Kaſimirs Truppen vielleicht noch etwas beſſer als die 
eigenen,?) aber doch ſo mangelhaft, daß der von den unzufriedenen Söldnern 
bedrängte General am 3. Oktober unter dem Vorwand, daß er nur auf drei 
Monate beſtallt ſei, ſeinen Oberbefehl niederlegte. Statt dann von weiteren 
Ränken abzuſtehen, begab er ſich plötzlich zu den Gentern, deren Glaubenseifer 
und durchgreifende Art ihm behagte, um zu ſehen, ob nicht hier Geld und 
führende Macht herauszuſchlagen ſei. Nach anfänglichem Einvernehmen bemerkten 
jedoch die wilden Volksführer, daß ſeine Unentſchloſſenheit ebenſo groß war, wie 
ſeine Aufdringlichkeit; ſie ſchoben ihn beiſeite und bedrohten ſogar ſeine perſön— 
liche Sicherheit?). Im Januar 1579 machte er ſich endlich, von allen Parteien 
verwünſcht, aus dem Lande. 

Mit den kriegeriſchen Erfolgen der Staaten war es alſo nichts. Um fo 
dringender trat nun die andere Auskunft, die des friedlichen Ausgleichs, an ſie 
heran. Es war dies ein Ausweg, zu dem ſie während des Jahres 1578 wenig 
Bereitwilligkeit gezeigt hatten. Wenn ſie ſich jetzt zu demſelben hinwandten, ſo 


) Bgl. La Huguerie II S. 10 fg., deſſen Angaben über die Umtriebe im ſtaatiſchen 
Heer wenigſtens auf guter Kenntnis der Perſonalien beruhen. (Ueber die von ihm S. 12 ge⸗ 
nannten Regimentsoberſten vgl. Mémoires anonymes des troubles des P. B. III S. 43 
Anm. 2, 3. S. 44 Anm. 1.) Ueber die von ihm erwähnte Ueberführung des Regiments Ar— 
genlieu nach Flandern vgl. Gachard, Taciturne IV n. 1187. Auf die Verführungen der ſtaati⸗ 
ſchen Truppen (La Huguerie S. 13) ſcheint Oranien in ſeinem Rundſchreiben vom 1. Auguſt 
1579 hinzuweiſen. (Gachard, Taciturne IV S. 175.) Dazu die Aeußerung Zulegers (v. Bezold 
In. 121), daß die Lande „feil“ find (doch wohl Erinnerung an Salluſt, Jugurtha Kap. 35) 
und daß „man noch nicht weiß, was Gott i. f. G. noch beſcheren . .. will“. a 


) Bis zum 31. Auguſt waren die Koſten der Werbung und des erſten Monatsſoldes bis 
auf einen mäßigen Reſt bezahlt. (Gachard, Etats généraux II n. 1309.) Ueber die Bezahlung 
der ſtaatiſchen Truppen: Meteren (deutſche Ausgabe 1640) I S. 321/2. 

3) Languet I n. 159 S. 770. 


Die Konkordienformel und die nahende Kriſis am Niederrhein. 541 


bedeutete das eine Abwendung von den Beſtrebungen Oraniens und den Eintritt 
in die Kreiſe der friedlichen Politik des Kaiſers und des deutſchen Reichs. 

Mit dem Gedanken der Stiftung des Friedens in den Niederlanden war 
Rudolf II. in die Regierung eingetreten. Die Ueberzeugung, die ihn damals 
erfüllte, daß durch fortgeſetzten Krieg die Niederlande in die Arme Frankreichs 
getrieben würden, daß alſo nur ein zeitiger Ausgleich dieſe Provinzen für das 
Haus Oeſterreich retten könne, hatte ihn inzwiſchen nicht verlaſſen; hinzugetreten 
war aber ſeit dem Abenteuer des Erzherzogs Matthias der Wunſch, dem Bruder 
die gewonnene Stellung zu wahren, oder ihm doch einen ehrenvollen Abzug zu 
ermöglichen: ein Ziel, das wieder nur durch gütlichen Ausgleich zwiſchen Philipp 
und den aufſtändiſchen Provinzen zu erreichen war. So verdoppelte er denn 
ſeit Ende 1577 ſeine Bemühungen ſowohl bei den Staaten, wie bei Philipp II. 
um Geſtattung friedlicher Verhandlungen. Bei dem ſpaniſchen König kam ihm 
zu ſtatten, daß die Abwendung von der Regierungskunſt Albas und der Wunſch 
einer gütlichen Verſtändigung mit den Niederländern in deſſen Gedanken noch 
vorwaltete. Nur widerwillig hatte darum Philipp dem gewaltſamen Vorgehen 
Don Juans zugeſtimmt; jetzt, auf das Andringen des Kaiſers, ließ er ſich herbei, 
in einem am 24. Juli 1578 an Rudolf gerichteten Schreiben dieſem, in der 
Eigenſchaft eines Vermittlers, die Leitung der Friedensverhandlungen zwiſchen 
Spanien und den Niederlanden anzutragen. !) Nicht dieſe friedfertige Ent— 
ſchließung an ſich, wohl aber die dem Kaiſer darin zugedachte Aufgabe mußte 
nach den Erfahrungen der niederländiſchen Friedensverhandlung von 1575, bei 
welcher Spanien dem kaiſerlichen Geſandten die Stellung des Vermittlers ver— 
weigert und ihn nur als Aſſiſtenten zugelaſſen hatte (S. 509 Anm. ), Erſtaunen 
erregen. Hatte Philipp das alte Mißtrauen gegen die niederländiſche Politik 
ſeiner deutſchen Verwandten unter dem neuen Kaiſer plötzlich abgelegt? Es iſt 
wohl kein Zweifel, er hatte es wirklich inſofern gemildert, als Rudolfs Vorgehen 
gegen die Proteſtanten ſeiner Erblande — wir kommen ſpäter darauf zurück — 
dieſen gegen den Verdacht der Begünſtigung proteſtantiſcher Religionsfreiheit 
ſicherte. Darum glaubte Philipp ihm die Verhandlung mit den niederländiſchen 
Ketzern anvertrauen zu können. Ja er trat dem verwandten Hauſe noch um 
einen wichtigen Schritt näher. Als Preis des Ausgleichs, wenn er gelinge, war 
er bereit, ſich zwar nicht den Erzherzog Matthias, aber wohl des Kaiſers älteſten 
Bruder, den Erzherzog Ernſt, als Statthalter gefallen zu laſſen.?) 

Eben dieſe Annäherung Rudolfs an Philipp war aber anderſeits nicht 
geeignet, ihm ſeine Aufgabe bei den Staaten zu erleichtern. Schon im 
Februar 1578 antworteten letztere dem Kaiſer, als dieſer ganz im Sinne 
Philipps die beiden Grundforderungen der Erhaltung der königlichen Autorität 
und der alleingeltenden katholiſchen Religion eingeſchärft hatte: die Herſtellung 
der kirchlichen Verhältniſſe auf den Fuß der Regierung Karls V. ſei eine Un— 
möglichkeit.) Sie wieſen damit von Anfang an auf die Schwierigkeit hin, an 


1) Schwendi, 1578 Auguſt 18. (Chmel, Handſchriften der Wiener Hofbibliothek I S. 95.) 
) Khevenhüller 1 S. 41. Vgl. den eben angeführten Brief Schwendis. 
3) Gachard, Etats généraux I n. 1022. Vgl. n. 924, 977. 
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welcher alle Ausgleichsverſuche ſcheitern mußten. Trotzdem gingen auch ſie bei 
den wachſenden Verlegenheiten ihrer Kriegführung auf die kaiſerliche Vermitte— 
lung ein; am 25. Januar 1579 teilten ſie Rudolf II. ihre willfährige Ent— 
ſchließung mit. Noch größeres Anſehen ſchien dann dem Unternehmen des Kaiſers 
zuzuwachſen, da ein in den Monaten April und Mai zu Worms gehaltener 
Deputationstag dieſe Friedensverhandlungen ebenfalls billigte und dem Kaiſer 
die Ernennung von Kurfürſten und Fürſten zu ſeinen Bevollmächtigten an— 
heimſtellte. 

So kam im Mai 1579 ein ſtattlicher Friedenskongreß in der Stadt Köln 
zuſtande. Als Haupt der ſpaniſchen Geſandtſchaft erſchien der Herzog von 
Terranova; das vornehmſte Mitglied der ſtaatiſchen Abgeordneten war der Herzog 
von Arſchot; von ſeiten des Kaiſers erſchienen als Vermittler die beiden Kur— 
fürſten von Köln und Trier, ſowie der Biſchof von Würzburg in Perſon, ferner 
Bevollmächtigte des Herzogs von Jülich und der Graf Otto Heinrich von 
Schwarzenberg. Der Kaiſer mochte mit Befriedigung und Hoffnung auf den 
ſich ſo glänzend anlaſſenden Anfang ſeines Werkes ſehen. Aber anders als er 
dachten diejenigen Männer, die in den Niederlanden das Heft der Dinge in der 
Hand hatten, zunächſt der Statthalter Philipps II. Statthalter des Königs in 
den Niederlanden war nicht mehr der ungeſtüme Don Juan d'Auſtria; deſſen 
erſchöpfte Kräfte waren am 1. Oktober 1578 dem Uebermaß der Aufregungen, 
Anſtrengungen und Enttäuſchungen erlegen; ſein Nachfolger war der zweiund— 
dreißigjährige Herzog Aleſſandro Farneſe, Sohn der Herzogin Margareta von 
Parma. Dieſer große Feldherr und geſchmeidige Unterhändler begann ſeine 
Regentſchaft mit zwei entſcheidenden Unternehmungen: der Belagerung Maſtrichts 
und dem Ausgleich mit den walloniſchen Provinzen. Hinſichtlich der letzteren 
iſt ſchon erzählt, wie ſie unter den Zwiſtigkeiten, die in den Niederlanden um 
ſich griffen, ſeit Oktober 1578 über ein Sonderbündnis verhandelten; am 
7. Januar 1579 kam dasſelbe zuſtande, mit dem doppelten Zweck der Erhal— 
tung der katholiſchen Religion in der Alleinherrſchaft und der Verteidigung der 
Satzungen des Genter Friedens. Der wahre Feind, gegen welchen dieſes Bündnis 
geſchloſſen wurde, war die proteſtantiſche und oraniſche Partei. In unentrinn— 
barer Konſequenz ſahen ſich darum die Mitglieder desſelben auf die ſpaniſche 
Seite getrieben, und dieſen Zug wußte Aleſſandro zu benutzen. Schon im De— 
zember 1578 machten ſeine Abgeordneten den Staaten von Artois beſtimmte 
Friedensvorſchläge;) am 30. März entſchieden ſich die Staaten von Lille-Douay⸗ 
Orchies für die Annahme der vom Statthalter vorgeſchlagenen Bedingungen; 
am 17. Mai kam in Arras zwiſchen den Bevollmächtigten des Herzogs einer— 
ſeits und denjenigen der Provinzen anderſeits der Friedensvertrag zuſtande. 
Alleingeltung der katholiſchen Religion, auf die ſich alle Stände und Beamte, 
alle Bürger und Soldaten verpflichten ſollten, war eine von beiden Teilen mit 
gleichem Eifer angenommene Grundbeſtimmung dieſes Vertrags; im übrigen 
gewährte Aleſſandro mit freigebigen Händen die Beſtätigung des Genter Friedens 
und zahlreiche Erweiterungen der Sonderrechte der Lande und der Macht der 
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Provinzialſtaaten: er mußte ſich ſagen, daß die Not des Krieges ihn von der 
Befolgung vieler ſeiner Zugeſtändniſſe, z. B. von der Abführung der fremden 
Truppen, entbinden werde, und daß die Zwangslage, in der ſich die ausgeſöhnten 
Provinzen nunmehr zwiſchen Spanien und ihren feindlich gewordenen Lands— 
leuten befanden, ihnen den Mut zu neuen Aufſtänden benehmen werde. 

Wie ſeltſam geſtaltete ſich unter ſolchen Vorgängen gleich der Anfang der 
Kölner Friedensverhandlungen! Als die Generalſtaaten am 9. April die Voll— 
macht für ihre Geſandten ausſtellten, fanden ſich von den ſiebzehn Provinzen, 
die ſich bei und nach dem Genter Frieden unter dieſer Vertretung vereinigt 
hatten (S. 529), nur noch zwölf beiſammen. Es fehlten die drei eben damals 
auf den Ausgleich hinſteuernden walloniſchen Provinzen, es fehlte die zwiſchen 
ihnen und den Generalſtaaten noch ſchwankende Provinz Valenciennes, es fehlte 
endlich Namur, wo ſchon Don Juan Meiſter geworden war. Natürlich ließen 
es die Generalſtaaten nicht an Beſchwerden über die Sonderverhandlung mit 
den Wallonen, durch welche die Hauptverhandlung durchkreuzt werde, fehlen. 
Aber nicht nur, daß der Herzog von Parma ſich an dieſe Einwendungen nicht 
kehrte, er wies nicht minder die von den Staaten höchlich gebilligten Anträge 
des Kaiſers auf Waffenruhe während der Friedensverhandlungen ab und begann 
ſtatt deſſen im Monat März mit der Belagerung von Maſtricht, die er nach 
viermonatlichen unerhörten Anſtrengungen zum Ziel führte. Seine Meinung 
war, daß der Verſuch einer Verſtändigung mit den geſamten Niederlanden aus— 
ſichtslos ſei, daß darum der Ausgleich mit einzelnen Provinzen durch Sonder— 
verträge zu erzielen und durch ſchwere kriegeriſche Schläge zu beſchleunigen ſei. 

Noch weniger freundlich als der Herzog von Parma ſtellte ſich zu den 
kaiſerlichen Friedensbeſtrebungen der Fürſt von Oranien. Ihn beherrſchte un— 
wandelbar derſelbe Gedanke, der ihn einſt die Ausſöhnungsverhandlungen mit 
Don Juan hatte bekämpfen laſſen, daß nämlich jeder Ausgleich, der eine wirk— 
liche Herrſchaft Philipps II. herſtelle, verwerflich ſei. Offen dem ſo impoſant 
angelegten Friedenswerk zu widerſtehen, hielt er nicht für ratſam; aber die 
wahren Bürgſchaften einer beſſeren Zukunft erblickte auch er in energiſcher Krieg— 
führung und im raſchen und engen Zuſammenſchluß der Gleichgeſinnten. Eine 
kräftige Führung der Waffen, welche vor allem den Entſatz von Maſtricht hätte 
bewirken ſollen, konnte er nun freilich bei den uneinigen und machtloſen General— 
ſtaaten nicht durchſetzen; die zweite Forderung jedoch wurde eben damals, als 
die walloniſchen Provinzen noch mit Parma unterhandelten, durch die rückſichtslos 
durchgreifende Thatkraft ſeines Bruders Johann verwirklicht. Im Januar 1579 
waren deſſen Bemühungen um die Stiftung eines Sonderbündniſſes, welches 
im Gegenſatz gegen die Wallonen den Zwecken der oraniſchen Politik dienen 
ſollte, unter harten Kämpfen, nicht ohne Einſchüchterung und Vergewaltigung 
der konſervativen und katholiſchen Mitglieder der Stände, fo. weit gediehen, daß 
der Bund auf einer Tagſatzung zu Utrecht im Namen von fünf nördlichen Pro— 
vinzen, nämlich Holland, Seeland, Utrecht, Geldern und den Groninger Omme— 
landen, abgeſchloſſen werden konnte (23. Januar). Dieſes Utrechter Bündnis 
ſollte zu dem Geſamtverband der durch die Generalſtaaten vertretenen Nieder— 
lande in ähnlichem Verhältniſſe ſtehen, wie die Sonderbündniſſe deutſcher Reichs— 
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ſtände zu den allgemeinen Ordnungen des Reichs, nur daß es von vornherein 
viel feſter ſein ſollte, als die deutſchen Einungen, indem es, ähnlich wie die 
Schweizer Eidgenoſſenſchaft, nicht auf beſtimmte Jahre, ſondern auf ewige 
Zeiten galt, und indem ferner die vereinigten Provinzen einander zuſagten, ſich 
niemals mittelſt dynaſtiſcher Heiraten, Erbteilungen oder ſonſtiger Abmachungen 
von einander trennen zu laſſen. Zweck des Bundes war, gegenſeitige Verteidi— 
gung gegen widerrechtliche Gewalt, mochte ſie kommen, woher ſie wollte, vor 
allem Schutz der Landesrechte und der Beſtimmungen des Genter Friedens gegen 
Gewalt, die im Namen des Königs gegen die Provinzen ausgeübt werde. Indem 
man ſich zur Verfechtung des Genter Friedens vereinigte, gedachte man indes 
keineswegs für die von demſelben geſchützte Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche 
außerhalb Holland-Seelands einzutreten, im Gegenteil, man erklärte, den ſpani— 
ſchen Waffen auch dann widerſtehen zu wollen, wenn ſie unter dem Vorwand 
der Herſtellung der katholiſchen Religion geführt würden; man verbürgte den 
Provinzen von Holland und Seeland, wo die calviniſche Kirche allein herrſchte, 
das Recht, in Sachen der Religion nach eigenem Gutdünken zu verfahren; und 
den anderen Provinzen, in denen der Proteſtantismus ſich eben unter heftigen 
Kämpfen Raum machte, ſprach man die gleiche Befugnis zu, nur daß man ihnen 
den im Juli 1578 von den Generalſtaaten vereinbarten Religionsfrieden (S. 538) 
empfahl, welcher, neben allgemeiner Freiheit des Hausgottesdienſtes für Katholiken 
und Proteſtanten, das Recht der öffentlichen Religionsübung und die Zuweiſung 
von Kirchen an die eine oder die andere Partei von dem Beſtand einer erheblichen 
Anzahl von Angehörigen derſelben in den einzelnen Städten und Dörfern ab— 
hängig machte. 

Freiheit für den vordringenden Proteſtantismus war ſomit einer der Zwecke 
der Utrechter Union. Unzertrennlich von dieſem einen Gedanken war der zweite 
des unerbittlichen Kampfes gegen die ſpaniſche Herrſchaft. Der König Philipp 
und die Spanier, ſo ſagt eine bald nach Abſchluß des Bundes gefertigte Denk— 
ſchrift, welche die Anſchauungen ſeiner Urheber wiedergibt, werden nimmermehr 
einen Frieden in Religions- und anderen Sachen bewilligen, als lediglich in der 
Abſicht, wieder ihren Fuß in die Lande zu ſetzen und den Vertrag zur gelegenen 
Zeit zu brechen.“) — Ein drittes Motiv der Union war der Zwiſt ihrer Ange— 
hörigen mit den Wallonen, ihr Mißtrauen gegen die von verſchiedenen Parteien 
hin und her gezogenen und zur Ohnmacht verurteilten Generalſtaaten. Scharf 
machte fic) in dieſer Richtung auch der nationale Gegenſatz geltend, welcher erſt 
den Haß gegen die Spanier erzeugt hatte und ſich nun gegen das Innere der 
Niederlande ſelber kehrte. Die Verbündeten machten es den Wallonen zum Vor⸗ 
wurf, daß ſie das Franzöſiſche als Geſchäftsſprache der Generalſtaaten durch— 
geſetzt hatten; ſie erklärten, die Provinzen, die durch Gleichheit der Sprache und 
der Rechte auf einander angewieſen ſeien, in dem engeren Bunde vereinigen zu 
wollen.“) Gegen die Wallonen verbanden ſich alſo Niederrheinländer, Holländer 
und Frieſen. Deren Stammesgebiete wurden, ſeitdem im Laufe des Jahres 
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1579 der Beitritt von Friesland und Overijffel die Zahl der ſieben nördlichen 
Provinzen voll gemacht hatte, von der Union gänzlich umfaßt. Südlich von 
der Maas trat ſofort nur die Stadt Gent bei, allmählich, während der Jahre 
1579 und 1580, fanden ſich aus Brabant die Städte Antwerpen und Brüſſel, 
aus Flandern alle vier Hauptſtädte ein. Aber zu der geſchloſſenen Maſſe der 
nördlichen Provinzen blieb ihr Verhältnis ein loſeres.“ 

Die Utrechter Verbündeten gaben vor, daß ſie das Gemeinweſen der 
Generalſtaaten nicht ſchwächen, ſondern die Zwecke desſelben fördern wollten. 
Allein da ſie zugleich eine Verfaſſung annahmen, welche eine ſelbſtändige Be— 
ſteuerung und eigene Einnahmen, ſelbſtändige Kriegführung und eigene Truppen 
des Bundes ins Leben rief, da ſie eigene Tagſatzungen der Abgeordneten der 
verbündeten Provinzen und Städte veranſtalteten und bald noch einen ſtändigen 
Regierungsausſchuß, das ſogenannte Kollegium der engeren Union, niederſetzten, 
ſo erfolgte von ſelbſt, daß für den Bereich der nördlichen Provinzen die Auf— 
ſtellung und Unterhaltung, die Verwendung und Leitung der Streitkräfte faſt 
ausſchließlich an den Bund und ſeine Organe überging. Trotzdem war die 
Utrechter Union nicht in jedem Sinne eine Sonderbildung, die ſich von dem 
niederländiſchen Gemeinweſen loslöſte; ſie wirkte vielmehr zugleich auf dasſelbe 
mächtig zurück. Seitdem nämlich die Zahl der in den Generalſtaaten vertre— 
tenen Provinzen auf zwölf zurückgegangen war, erlangten die Mitglieder der 
Utrechter Union den Vorteil der Mehrheit. Damit war verwirklicht, was Oranien 
ſeit dem Jahre 1576 erſtrebt hatte: die Männer, welche ſeine Politik des Sturzes 
der ſpaniſchen Herrſchaft und der Freigabe des Proteſtantismus verfochten, hatten 
jetzt unter den Generalſtaaten das Uebergewicht. Das war ein Erfolg, den es 
auszubeuten galt, und der nun auch zunächſt ausgebeutet wurde in der Kölner 
Friedensverhandlung. 

Es iſt bemerkt, daß Oranien keinen Ausgleich wollte, der Philipp hätte 
befriedigen können. In dieſem Sinne wurden nun die Inſtruktionen verfaßt, 
welche für die zum Kölner Kongreß abgeordneten Geſandten der Staaten am 
8. und 9. April 1579 ausgefertigt wurden. Die Grundforderung, welche man 
hier in politiſcher Hinſicht ſtellte, lautete nach wie vor: Achtung der Sonderrechte 
der Lande und Fernhaltung der den Landen nicht Angehörigen von Heer und 
Aemtern. Als Bürgſchaften für die Verwirklichung dieſer Forderung ſtellte man 
aber eine Reihe von Verfaſſungsbeſtimmungen auf, zu deren Kennzeichnung das 
eine Verlangen genügt, daß alle künftigen Generalſtatthalter an die mit Erz⸗ 
herzog Matthias vereinbarten Bedingungen gebunden bleiben ſollten. Hiermit 
zeichnete man den Entwurf einer neuen Verfaſſung, deren Formel Wilhelm von 
Oranien ſchon am 30. November 1576 bei Gelegenheit der Verhandlungen mit 
Don Juan ausgeſprochen hatte in den Worten: Regierung der Lande durch die 
Staaten unter dem nach dem Landesrecht beſtimmten Gehorſam gegen den 


1) Ueber die Beitrittserklärungen und die vielen Mängel und Zweideutigkeiten derſelben 
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König.!) Zu dieſen politiſchen Forderungen geſellten ſich dann die kirchlichen. 
Man verlangte, daß da, wo die reformierte oder die lutheriſche Kirchenordnung 
aufgerichtet oder der Religionsfriede eingeführt ſei, der gegenwärtige Zuſtand 
erhalten bleibe. 

Von dem Augenblick, da dieſe Forderungen aufgeſtellt waren, und eine 
oraniſche Majorität ſich zuſammenſchloß mit der feſten Abſicht, wenigſtens das 
Weſentliche derſelben zu behaupten, war über die Kölner Friedensverhandlungen 
das Urteil geſprochen. Philipp war ja wohl bereit, in politiſcher Beziehung 
die Zugeſtändniſſe des ewigen Ediktes zu erneuern, aber auf die Grundbedin— 
gungen monarchiſcher Gewalt zu gunſten der Staaten zu verzichten, lag ihm ſo 
fern, wie nur irgend einem Fürſten ſeiner Zeit. In kirchlicher Beziehung wollte 
er im äußerſten Falle ſämtliche Einräumungen des ewigen Ediktes beſtätigen; 
aber proteſtantiſche Religionsübung oder auch nur individuelle proteſtantiſche 
Gewiſſensfreiheit den Provinzen außer Holland-Seeland zu gewähren, kam 
ihm als ganz unſtatthaft vor; allenfalls ſollte den Proteſtanten ein vierjähriger 
Termin zur Auswanderung und der Schutz ihrer Vermögensrechte bewilligt 
werden.?) 

Vergeblich war es, wenn nun bei ſolchen Gegenſätzen die kaiſerlichen 
Kommiſſarien in ſechsmonatlichen Verhandlungen ſich abmühten, die Parteien 
einander näher zu bringen. Ihre Bemühungen konnten um ſo weniger fruchten, 
da ſie von vornherein, entſprechend dem von Rudolf eingenommenen Stand— 
punkte, nicht ſo ſehr als Vermittler, denn als Befürworter der ſpaniſchen Frie— 
densvorſchläge auftraten, und da im weiteren Verlauf der Verhandlung ein 
von ihnen ſelbſt vorgelegter Vergleichsentwurf, welcher die ſpaniſchen Vorſchläge 
vielfach zu gunſten der Niederländer milderte, ohne doch die letzteren in der 
Hauptſache zu befriedigen, die bereitwillige Zuſtimmung der Spanier fand, ſo 
daß am Ende Spanier und Kaiſerliche vereint den Niederländern entgegenſtanden. 
Am 13. November erkannten die kaiſerlichen Kommiſſarien die Ausſichtsloſigkeit 
des Vermittlungswerkes an; durch einen an dieſem Tage veröffentlichten Ab— 
ſchied machten ſie der Hauptverhandlung ein Ende. Nachträgliche Unterhand— 
lungen, die ſich noch durch mehrere Wochen hinſchleppten, führten zu keinem 
beſſeren Ergebnis. Der Kaiſer mußte ſich ſagen, daß ſeine Hoffnung, in den 
Niederlanden den Frieden herzuſtellen und dann die Regierung derſelben einem 
ſeiner Brüder zuzuwenden, geſcheitert war. 5 

Geſcheitert war damit aber auch der letzte Verſuch, die Niederlande un— 
zerriſſen beiſammen zu halten; jene längſt begonnene Scheidung in zwei feind— 
liche Hälften, die eine unter ſpaniſcher Hoheit, die andere unwiderruflich von 
Philipps Herrſchaft losgeriſſen, mußte ſich nunmehr vollenden. Wie oben er— 
zählt, hatten bereits im Mai 1579 drei walloniſche Provinzen ihren Frieden 
mit Parma gemacht. Während nun im September, nach allſeitig erfolgter 
Ratifikation, dieſer Friede verkündigt ward, entſchloß ſich die bis dahin ſchwan— 


) Gachard, Analectes belges S. 302. 
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kende Stadt Valenciennes, dem Beiſpiele ihrer Stammesgenoſſen zu folgen: im 
Oktober 1579 ward zwiſchen ihr und dem Statthalter des Hennegau, als Be— 
vollmächtigten Philipps II., der Ausſöhnungsvertrag geſchloſſen.) Zwei Monate 
ſpäter traf in Brabant die Stadt Herzogenboſch ihr Abkommen mit Parma, fo 
daß von den vier Hauptſtädten dieſer Provinz nunmehr zwei, nämlich Löwen 
und Herzogenboſch, ſich wieder unter ſpaniſcher Herrſchaft befanden. Die Stadt 
Mecheln endlich unterwarf ſich bereits im Juli dem König Philipp, wurde aber 
im folgenden Jahre mit Gewalt noch einmal in den Verband der Generalſtaaten 
zurückgeführt. 

Dieſer Ausſcheidung der ſüdlichen Provinzen gegenüber bereiteten ſich die 
noch im Aufſtand verharrenden Lande zu dem äußerſten, durch Oraniens Politik 
von langer Hand vorbereiteten Schritte. Bereits im Auguſt des Jahres 1578, 
als die Generalſtaaten den Herzog von Anjou zum Beſchützer der niederländiſchen 
Freiheit erhoben, hatten ſie ihm zuſagen müſſen, daß, im Falle der Wahl eines 
neuen Herrſchers, ſie ihn allen anderen Bewerbern vorziehen wollten: ein Ab— 
kommen, in dem ebenſoſehr die wahre Abſicht des franzöſiſchen Herzogs, wie 
das Schwanken der Generalſtaaten zwiſchen Erhaltung und Sturz der Herrſchaft 
Philipps II. zum Ausdruck kam. Der Herzog hörte von da ab nicht auf, erſt 
während ſeiner Anweſenheit in den Niederlanden aus unmittelbarer Nähe, dann 
nach ſeinem Abzug durch einen bei den Staaten zurückgelaſſenen Geſandten auf 
die Verwirklichung dieſer Zuſage zu dringen, und die Staaten ſahen ſich bald 
zu der beſtimmteren Faſſung getrieben, daß entweder innerhalb eines feſten 
Termins ein Ausgleich mit Spanien zuſtande kommen, oder jener Wechſel des 
Herrſchers vorgenommen werden müſſe. In dieſem Sinne fertigten ſie am 
17. April 1579 für ihre Geſandten zum Kölner Kongreß eine zuſätzliche In— 
ſtruktion aus, des Inhalts: wenn in ſechs Wochen vom Beginn der Verhand— 
lungen ab der König von Spanien den Frieden nicht gewährt, ſo betrachten die 
Staaten ihn als ſeiner Herrſchaftsrechte verluſtig, ſich ſelber als befugt zur Wahl 
eines anderen Fürſten. Da nun der Friede in ſechs Wochen ebenſowenig zu— 
ſtande kam wie in ſechs Monaten, ſo trat die Forderung, jene Erklärung wahr 
zu machen, immer ernſter an die Staaten heran. Und wirklich warf jetzt, ſeit 
Auguſt 1579, der Fürſt von Oranien alle Rückſicht von fic): er ſprach — zu— 
nächſt gegenüber der Utrechter Union — offen für den Wechſel der Herrſchaft, 
und zwar zu gunſten des Herzogs von Anjou. 

Noch ſtanden dem entſcheidenden Entſchluß ſchwere Bedenken gegenüber: 
einmal der Zweifel an der Erlaubtheit desſelben, ſodann die beſonders in den 
nördlichen Provinzen vorherrſchende Abneigung gegen den franzöſiſchen Prinzen. 
Um die Rechtsbedenken zu beſchwichtigen, griff man auf die vor zehn Jahren 
vom Fürſten von Oranien verkündeten Lehren von dem Vertrag zwiſchen Fürſt 
und Ständen und von dem Widerſtandsrecht der letzteren (S. 388) zurück; 
man verband damit die ſeit der Bartholomäusnacht hervorgetretene hugenottiſche 
Staatslehre, welche das Volk als urſprünglichen Verleiher der monarchiſchen Ge— 
walt, als bleibenden Inhaber beſtimmter aktiver und paſſiver Rechte, die Reichs— 
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ſtände als Wächter der Volksrechte und berufene Vorkämpfer des Volkes gegen 
den ſeine übertragene Gewalt mißbrauchenden Tyrannen hinſtellte (S. 489). 
Unter den Schriften, welche dieſe Grundſätze einer lernbegierigen Menge in 
Frankreich, den Niederlanden und Schottland vortrugen, zeichnete ſich durch 
treffende Schärfe und beredte Invektive, durch ſyſtematiſchen Zuſammenhang 
und weiten Ueberblick über die Verhältniſſe der europäiſchen Monarchien ein 
Buch aus, welches unter dem Titel „Vindiciae contra tyrannos“ ſchon um das 
Jahr 1574 ausgearbeitet, aber noch längere Zeit ungedruckt geblieben war. Ihr 
Verfaſſer war entweder der Nordfranzoſe Philipp Mornai oder der Burgunder 
Hubert Languet. Beide befanden ſich im Jahre 1579 in nahen Beziehungen 
zu den niederländiſchen Staatsmännern und Staatshändeln, der eine in Ant— 
werpen und Gent, der andere in Frankfurt, Köln und Antwerpen ſich auf— 
haltend. Unter dem Eindruck der bei den Kölner Friedensverhandlungen neu 
erregten Streitigkeiten über die Rechte des Volkes gegen den Fürſten, unter der 
wiederholt ausgeſprochenen und in drohende Nähe gerückten Ausſicht auf den 
definitiven Abfall der Niederlande gab nun der eine oder der andere der ge— 
nannten Männer oder auch beide nach gemeinſamer Verabredung jenes Buch 
im Jahre 1579 in den Druck. Sofort fand es weite Verbreitung, und als im 
Winter 1579 auf 80 einer der ſtaatiſchen Geſandten in Köln, Aggäus Albada, 
die Akten des Kongreſſes begleitet von Anmerkungen, die zur Verteidigung der 
Staaten dienten, herausgab, berief er ſich unter anderem bereits auf die Dar— 
legungen des eben veröffentlichten Werkes.“) 

Schwieriger vielleicht, als ſolchen Theorien Eingang zu verſchaffen, war 
es, die Abneigung gegen den zweideutigen katholiſchen Prinzen zu überwinden. 
Indes, ein kräftiges Ueberredungsmittel, mit welchem bei dieſen Verhandlungen 
der Fürſt von Oranien ſich ſelber und die Provinzen überzeugte, war, daß man 
ja eine rein republikaniſche Verfaſſung einzuführen nicht wagen wollte, und 
einen irgendwie mächtigen Fürſten außer dem Herzog von Anjou zu gewinnen 
nicht hoffen durfte. Daneben hatte man das bei Matthias erprobte Mittel, 
dem neuen Souverän ſolche Bedingungen vorzuſchreiben, daß die wahren In— 
haber der Macht die Staaten blieben. Mit derartigen Vorſtellungen wußte 
Fürſt Wilhelm nach und nach die Zuſtimmung der General- und der Provinzial— 
ſtaaten zu ſeinem Plan zu erringen, während der Herzog von Anjou durch 
Benutzung der wachſenden Gegenſätze Frankreichs und Englands gegen Spanien 
und unter fortgeſetzten Verhandlungen mit den Generalſtaaten ſich die nötigen 
Grundlagen einer niederländiſchen Herrſchaft zu ſichern ſuchte. Immerhin 
dauerte es bis zum 19. September 1580, ehe zwiſchen ihm und den Geſandten 
der Generalſtaaten über die Bedingungen, unter denen er die Herrſchaft führen 
ſollte, ein Vertrag zuſtande kam; und von da gingen noch anderthalb Jahre da— 
hin, bis die übrigen vorbereitenden Maßregeln erledigt waren und nun, im 
Februar 1582, der neue Herrſcher in den Niederlanden erſchien. 

Den gewaltigſten Eindruck unter dieſen vorbereitenden Maßregeln machte 
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die am 26. Juli 1581 veröffentlichte Erklärung der Generalſtaaten, daß der 
König von Spanien ſeiner Herrſchaft über die vereinigten Niederlande verluſtig 
geworden ſei. In der Begründung ihres Beſchluſſes faßten die Staaten jene 
Anſchauungen, für welche Oranien die Waffen geführt, und der Verfaſſer der 
Vindiciae Propaganda gemacht hatte, in kürzeſtem Auszug zuſammen: wenn der 
Fürſt, ſo hieß es, die ſeiner Macht durch Recht und Vernunft geſetzten Normen 
mißachtet, um ſeine Unterthanen wie Knechte zu behandeln, ſo dürfen die Unter— 
thanen ſich von ihm losſagen, beſonders wenn dieſe Losſagung auf Beſchluß 
der Stände des Reiches erfolgt, und vollends, wenn, wie in dieſen Provinzen, 
der Fürſt nur angenommen wird gegen die eidliche Verpflichtung, die Privilegien 
und Herkommen des Landes zu beobachten, wenn endlich, wie in den meiſten dieſer 
Provinzen, auf dem Bruch dieſes Vertrags zwiſchen Fürſt und Land der Verluſt 
ſeiner Herrſchaft ſteht. So wurden die Stände als diejenigen, welche die Re— 
gierung verleihen, überwachen und in beſtimmten Fällen zurücknehmen können, 
dem Landesfürſten gegenübergeſtellt. Kann es da wunder nehmen, daß ſie ihrem 
neugewählten Landesherrn, deſſen Eintritt in demſelben Edikt verkündet wurde, 
in dem Philipps Abſetzung vollzogen ward, nur ſehr beſchränkte Rechte ein— 
räumten? Wie dem Erzherzog Matthias ein Staatsrat, ſo wurde dem Herzog 
von Anjou ein Landrat zur Seite geſetzt, deſſen Mitglieder nicht der Landes— 
fürſt zu ernennen, ſondern die Provinzialſtaaten zu verordnen hatten. Der einen 
von den beiden Abteilungen dieſes Landrats, welche in den nördlichen Provinzen 
waltete, fiel thatſächlich die beinahe völlig ſelbſtändige Leitung des Krieges und 
der gemeinſamen Angelegenheiten zu. Aehnlich wie der Erzherzog wurde ſodann 
auch Anjou bei Ernennung der Statthalter der Provinzen, der Städte und 
Feſtungen an den Vorſchlag der Provinzialſtaaten, bei Ernennung des oberſten 
Feldherrn an die Zuſtimmung der Generalſtaaten gebunden. Noch genauer als 
in der Abmachung mit dem Erzherzog wurde in dem Vergleiche mit Anjou be— 
ſtimmt, daß er den Generalſtaaten und weiter den einzelnen Provinzialſtaaten 
einen Eid ſchwören ſollte über die Beobachtung ihrer Rechte, und daß die Ver— 
letzung dieſes Eides die Befugnis der Stände nach ſich zog, von ihm abzufallen 
und einen anderen Landesfürſten zu erwählen. 

So erhielt das neue Staatsweſen zwar eine monarchiſche Spitze, aber 
eine in Wahrheit ſtändiſch-republikaniſche Verfaſſung. Ein anderer Charakterzug 
desſelben beruhte auf der Alleinherrſchaft der calviniſchen Kirchenordnungen. 
Jene dem Aufſtande gegen Spanien raſch folgenden Aufläufe in den Städten, 
unter denen die freie Religionsübung für die Proteſtanten erzwungen war, wie— 
derholten ſich während und nach 1579 in immer neuen Ausbrüchen, um von 
der Freiheit zur Alleinherrſchaft zu drängen. Ueberall gab der Widerſtand der 
katholiſchen Geiſtlichen gegen den völligen Bruch mit Spanien den proteſtan— 
tiſchen Maſſen Anlaß, ſie als Landesverräter zu verfolgen, und zugleich diente 
die Neubeſetzung der ſtädtiſchen Magiſtrate mit proteſtantiſchen oder dem Pro— 
teſtantismus günſtigen Mitgliedern dazu, um den glaubenseifrigen Haufen ihr 
Werk zu erleichtern. So kam es denn im Laufe weniger Jahre dahin, daß erſt 
in den Städten, dann auf dem platten Lande der katholiſche Gottesdienſt faſt 
allerwärts eingeſtellt, und ſchließlich das dauernde Verbot desſelben durch Beſchluß 
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der Provinzialſtaaten feſtgeſetzt wurde. Auch damit war die Umwälzung noch 
nicht beendet. Gemeinſam mit den Calvinijten hatten vielfach Lutheraner ge— 
kämpft und ihre Gemeinden gegründet. Sobald nun aber der gemeinſame Feind 
überwältigt war, mußten nach und nach auch die Lutheraner auf die Beſonder— 
heiten ihres Gottesdienſtes und ihrer Lehre zu gunſten des calviniſchen Kirchen— 
weſens meiſtens verzichten. 

Es war lediglich eine Minorität, die alſo kraft ihrer Energie und der 
Verbindung ihres Glaubens mit der unverſöhnlichen Feindſchaft gegen die ſpa⸗ 
niſche Herrſchaft alle abweichenden Kirchen niederzwang. Hatte aber der Geiſt 
dieſer Minderheit wenigſtens die Machthaber des jungen Staatsweſens durch— 
drungen? Die eigentlichen Machthaber waren innerhalb der Staaten die Ab— 
geordneten der Städte — denn die Kraft des Adels war infolge der Rückkehr 
der meiſten ſeiner Häupter, beſonders der walloniſchen Herren, unter die ſpaniſche 
Herrſchaft gebrochen — die ſtädtiſchen Abgeordneten aber gingen aus den Stadt— 
räten, Schöffenkollegien und ſtädtiſchen Beamten hervor, die regelmäßig aus 
einem engeren Kreiſe patriziſcher Familien genommen wurden. Kooptation und 
Ernennung von ſeiten des Provinzialſtatthalters wirkten bei ihrer Einſetzung 
zuſammen. Die Mehrzahl dieſer ſtädtiſchen Häupter nun, und gleich ihnen ſo 
manche aus den Reihen humaniſtiſch gebildeter Juriſten und ſtrebſamer Edel— 
leute emporgeſtiegenen Staatsmänner würden wohl, wenn die Ordnung der 
kirchlichen Verhältniſſe von ihrem Willen abgehangen hätte, die Verteilung gleicher 
Rechte zwiſchen Katholiken und Proteſtanten vorgezogen und vollends der Unter— 
drückung der Lutheraner durch die Calviniſten gewehrt haben. Ihrer perſönlichen 
Geſinnung nach waren ſie meiſtenteils nicht eigentlich katholiſch — denn die 
katholiſche Hierarchie war ihnen viel zu ſtreng und ihre Dogmatik viel zu weit— 
gehend — aber ſie waren auch nicht aus innerſtem Antrieb proteſtantiſch, denn 
ihren Anſchluß an ein beſtimmtes proteſtantiſches Kirchenweſen verſchoben ſie 
oder machten ihn abhängig von der ſittlichen Kraft, welche dasſelbe im öffent— 
lichen Leben bethätigte, von den Vorteilen, welche es für weltlich-politiſche Zwecke 
zu gewähren verſprach. Und ſo kam es, daß dieſe Staatsmänner die Herrſchaft 
der calviniſchen Kirche nicht hervorriefen, ſondern ſie nachträglich beſtätigten, 
nachdem nämlich die Anhänger derſelben ſich nicht nur als die thatkräftigſte und 
zur ſtraffen Organiſation fähigſte kirchliche Gemeinſchaft, ſondern auch als die 
nützlichſte Hülfstruppe im Kampfe gegen Philipps Herrſchaft erwieſen hatten. 
Es erfolgte weiter, daß ein tiefer Gegenſatz beſtehen blieb zwiſchen den Regie— 
renden, den Patriziern und humaniſtiſch Gebildeten einerſeits, denen das Be— 
kenntnis, an welches die Vorrechte der herrſchenden Kirche geknüpft waren, leicht 
zu eng, die Zucht der calviniſchen Kirche leicht zu herb wurde, und den glaubens— 
eifrigen Bürgerſchaften nebſt ihren geiſtlichen Führern anderſeits, welche nicht 
nur äußerliche, ſondern auch innerliche Unterwerfung unter die kirchliche Lehre 
und Zucht verlangten. 

Verſchärft wurde dieſer Gegenſatz durch die Selbſtändigkeit der nieder- 
ländiſchen Kirche. Ihre Verfaſſung war erwachſen auf Grund freier Synodal— 
beſchlüſſe ohne Beteiligung der ſtaatlichen Autorität. Wie Geiſtliche und Ge— 
meinden nach dem Aufſtande von 1572 als vorläufige oberſte Autorität in ihrem 
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Kirchenweſen die holländiſch-ſeeländiſche Synode aufgeſtellt hatten, ſo ſuchten 
ſie ſeit der allgemeinen Erhebung der Niederlande einen höheren Abſchluß in 
gelegentlich zuſammentretenden allgemeinen Synoden. Die in Dortrecht im 
Jahre 1578 zuſammentretende Kirchenverſammlung konnte bereits als nationale 
Synode bezeichnet werden. Aber in derſelben Zeit, da der kirchliche Organismus 
ſich alſo erweiterte und innerlich befeſtigte, begannen auch die Streitigkeiten über 
die Grenzen der kirchlichen Befugniſſe und über die dem Staate zukommenden 
Rechte in der Regierung und Geſetzgebung der Kirche. Wieder trafen hier die 
gegen die Macht der Kirche eiferſüchtigen Regenten und die unerbittlichen Kirchen— 
männer, welche zur vollen Durchführung der von ihnen verfochtenen göttlichen 
Ordnungen die Dienſte der Staatsgewalt beanſpruchten, gegeneinander. Eines 
jedoch wurde bei all derartigen Konflikten von der Regierung unverbrüchlich 
feſtgehalten und von der herrſchenden Kirche im weſentlichen, wenn auch nicht 
ohne mancherlei Einſchränkungen, zugegeben, daß nämlich die Verbote und Strafen 
gegen die abweichenden chriſtlichen Religionsparteien nicht der perſönlichen Ge— 
ſinnung, ſondern nur der öffentlichen Lehre und dem Gottesdienſte gelten dürften. 
Als Errungenſchaft des Kampfes gegen die Inquiſition und die Religionsedikte 
Karls V. blieb nach wie vor die Satzung zurück, daß niemand ſeines religiöſen 
Glaubens wegen ausgeforſcht und beſtraft werden dürfe. Sie war aufgeſtellt 
für Holland und Seeland im Jahre 1576 (S. 489), ausgedehnt auf die Mit— 
glieder der Utrechter Union im Jahre 1579, und beſtätigt für die Geſamtheit 
der befreiten Provinzen in dem Herrſchaftsvertrag mit Anjou. 

Nicht ungemiſcht war alſo der proteſtantiſche Charakter der ſtaatiſchen 
Niederlande. Aber er war ſtark genug, um in Verbindung mit den republi— 
kaniſchen Ordnungen einen unausgleichbaren Gegenſatz zwiſchen dem jungen 
Freiſtaat und den der Politik Philipps wieder dienſtbar gewordenen ſüdlichen 
Provinzen zu begründen: einen Gegenſatz, der fortan die innere Entwickelung 
ſowohl, wie die auswärtige Politik der feindlichen Staatsweſen beherrſchen mußte. 

Wie aber von dem nunmehr erreichten Zeitpunkt des Jahres 1581 an die 
Geſchichte der getrennten Niederlande weiter verlief, hat unſere Betrachtung 
nicht mehr zu verfolgen. Es war notwendig, aus den inneren Verhältniſſen 
dieſer Lande ihre Spaltung in zwei feindliche Gemeinweſen zu entwickeln. Denn 
erſt jetzt, nachdem wir den Verlauf der Spaltung und die Natur der geſpaltenen 
Staatsweſen überblicken, wird es möglich, die Einwirkung zu verſtehen, welche 
die Niederlande während und nach ihrer Trennung auf das deutſche Reich aus— 
geübt haben. — Wie oben bemerkt, handelt es ſich bei dieſen Einwirkungen vor— 
nehmlich um die Entwickelung der kirchlichen Machtverhältniſſe Deutſchlands. 
Allein neben den kirchlich-politiſchen Fragen, und mit ihnen im Zuſammenhange 
ſtehend, gab es noch manche andere Intereſſen materieller oder rein politiſcher 
Art, die gleichzeitig dem Einfluß der niederländiſchen Kämpfe unterſtanden. Es 
wird gut ſein, dieſen Zuſammenhang in ſeiner ganzen Weite zu nehmen und 
vor den kirchlichen Fragen einen flüchtigen Blick den Angelegenheiten weltlicher 
Natur zu gönnen. 

Eine der erſten Folgen der niederländiſchen Freiheitserklärung war die 
wachſende Abneigung Rudolfs II. gegen den jungen Freiſtaat. Der Kaiſer 
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zürnte den Generalſtaaten wegen des Scheiterns ſeiner Vermittelungsverſuche, 
welches er der Maßloſigkeit ihrer Forderungen zuſchrieb. Er zürnte noch heftiger 
über die Berufung des Herzogs von Anjou, in welcher er einen Verrat an den 
Rechten des Hauſes Oeſterreich und des deutſchen Reiches erblickte. Am un— 
mittelbarſten endlich ſah er ſich berührt durch die Behandlung ſeines Bruders 
Matthias, deſſen klägliche Regentſchaft eben damals, als die Unabhängigkeit der 
Niederlande erklärt wurde, ihr Ende nahm. Niemals hatte das Wort des 
kaiſerlichen Prinzen auf die Leitung der niederländiſchen Geſchicke beſonderen 
Einfluß ausgeübt; unter den zunehmenden Schwierigkeiten und den Verluſten 
des ſtaatiſchen Gemeinweſens hatte auch die allgemeine Mißachtung des Figu— 
ranten ihren immer deutlicheren Ausdruck gefunden. Noch hatten indes während 
der Kölner Verhandlungen manche Mitglieder der Staaten gehofft, der Einfluß 
des Erzherzogs auf den Kaiſer werde ihnen günſtige Bedingungen einbringen. 
Da auch dieſe Hoffnung ſcheiterte, wurde der junge Mann völlig beiſeite ge— 
ſchoben, und ſeiner Stellung durch die Vorbereitung der Unabhängigkeitserklärung 
und der Annahme eines neuen Herrſchers ihre Grundlage entzogen. Gleichwohl 
ließ ſeine Unentſchloſſenheit ihn noch bis zum Mai 1581 zögern, ehe er den 
Generalſtaaten ſeine Statthalterſchaft aufkündigte, und dann hielt ein Zwang 
anderer Art ihn noch bis Ende Oktober in Antwerpen feſt, ehe er die Nieder- 
lande verlaſſen konnte. Gleich allen, die ſich dem Dienſt der Generalſtaaten 
ergaben, hatte nämlich der Erzherzog von den ihm zugeſagten Jahrgeldern nur 
kümmerliche Abſchlagszahlungen !) erhalten und vornehmlich auf Borg, unter 
Demütigungen und Entbehrungen, leben müſſen. Jetzt wollten ſeine Gläubiger 
ihn nicht aus der Hand laſſen, und erſt nachdem er aus den Niederlanden von 
ſeinen rückſtändigen Jahrgeldern, aus dem Reich auf den Kredit des Kaiſers 
einiges Geld aufgetrieben, konnte er ſich frei machen. Sehr natürlich war es, 
wenn nach ſolchen Erlebniſſen den deutſchen Oeſterreichern die Neigung, ſich mit 
den Staaten einzulaſſen, vergangen war. 

Folgenſchwerer indes als dieſe Konflikte der Staaten mit dem Kaiſer und 
der kaiſerlichen Familie war es, daß die Störungen des Wohlſtandes, welche 
der niederländiſche Krieg von Anfang an durch Verkehrserſchwerungen und 
räuberiſche Einfälle über die deutſchen Nachbarlande gebracht hatte (S. 430), 
durch den Fortgang desſelben vervielfältigt und verewigt wurden. Zwei Vor— 
gänge wirkten in dieſer Hinſicht beſonders verderblich: einmal der Kampf zwiſchen 
Parma und den Generalſtaaten um die Beherrſchung der mittleren Maas, in 
deſſen Mittelpunkt die Belagerung von Maſtricht (März Juni 1599) ſtand, 
ſodann der im März 1580 erfolgte Uebergang des Grafen Georg Lalaing von 
Renneberg, Statthalters von Groningen, Friesland und Overijſſel, zur ſpaniſchen 
Partei, infolge deſſen die Stadt Groningen wieder unter ſpaniſche Herrſchaft 
kam, und ein heftiger Kampf um die Unterwerfung der Ommelande und 
Overijſſels erſt von Renneberg, dann von ſeinem ſpaniſchen Nachfolger Verdugo 
geführt wurde. 

Die Kämpfe um die Plätze an der Maas hatten fortgehende Streifzüge 
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der Belagerungstruppen und der Garniſonsſoldaten, ſowohl ſpaniſcher wie ſtaa— 
tiſcher, zur Folge. Das Jülicher, Kölner und beſonders das Lütticher Gebiet wurde 
mit Raub und Schrecken erfüllt, ſelbſt Rheinſchiffe wurden von den hungrigen 
Banden geplündert ). Der neue Kriegsſchauplatz ſodann, der ſich in Groningen 
aufthat, legte den Spaniern die Notwendigkeit auf, immer neue Truppen von 
den ſüdlichen Provinzen nach dieſen Stellungen im Norden zu werfen; das konnte 
aber wieder nicht anders geſchehen, als indem man den Weg durch Lütticher, 
Kölniſches und Jülich-cleviſches Gebiet nahm oder die Invaſionstruppen in dieſen 
Landen anwarb und ſammelte. Schon im Frühjahr 1580 ſahen ſich der Herzog 
von Jülich und der Kurfürſt von Köln genötigt, ſolche Banden, die von katho— 
liſchen Frieſen für die ſpaniſche Sache angeworben wurden und den Winter hin— 
durch ihr Gebiet nebſt demjenigen der Reichsſtadt Aachen verwüſtet hatten, aus— 
einanderzujagen. Im Herbſt desſelben Jahres trieben ſich aber wieder zehn bis 
zwölf Fähnlein, die in ſpaniſchem Dienſt nach Groningen beſtimmt waren, in 
den linksrheiniſchen Landen von Köln und Cleve, und dagegen ein Haufe ſtaa— 
tiſcher Truppen, die jenen den Uebergang zu wehren hatten, auf dem rechten 
Ufer umher. Raubanfälle in großem und kleinem Stil wurden bei dieſem 
Treiben ſo gewöhnlich, daß die kölniſchen und kleviſchen Behörden aufhörten, 
Unthaten gerichtlich zu verfolgen, die zu ſtrafen fie zu ſchwach waren.?) Am 
gewaltſamſten griff das wilde Weſen auf dem Rheinſtrom um ſich. Hier fuhren 
die ſtaatiſchen Kriegs- und Raubſchiffe aufwärts, um den ſpaniſchen Truppen 
den Uebergang nach den Nordprovinzen zu ſperren, und Hand in Hand mit 
ſolchen kriegeriſchen Vorkehrungen ging die Plünderung der Kaufmannsſchiffe. 
Noch führte ein bedeutender Warenzug von Italien her den Rhein abwärts nach 
den Niederlanden. Aber wenn nun im Winter 1580 auf 1581 im Angeſicht 
der friedlichen Stadt Emmerich ein italieniſches Handelsſchiff mit Waren von 
30—40 000 Dukaten gekapert wurde, ohne daß der Jülicher Herzog es zu hin— 
dern vermochte, ſo mußte die Handelsſtraße wohl nachgerade als unfahrbar er— 
ſcheinen. In der That berichtet im Februar 1581 dem Kurfürſten Auguſt ſein 
Agent aus Delft: der Rhein iſt unterhalb Kölns nicht mehr zu befahren.“) 
Rohe Gewaltthaten waren es jedoch nicht allein, welche den Verkehr Deutſch— 
lands mit den Niederlanden ſtörten und allmählich beinahe zerſtörten. Wie Alba 
ſeine Herrſchaft unter anderem dadurch bezeichnet hatte, daß er die Rheinzölle 
erhöhte (S. 430) und dann mit ſeinem zehnten Pfennig einen allgemeinen Aus— 
fuhrzoll einführte (S. 485), ſo ſahen ſich Holland-Seeland bald nach ihrer erſten 
Erhebung genötigt, die Koſten des Krieges durch eine raſch fortſchreitende Er— 
höhung und Verallgemeinerung der indirekten Steuern und durch eine noch 
ſtärkere Belaſtung des auswärtigen Handels zu beſtreiten. Auf den auswärtigen 
Handel wurden vor allem die ſogenannten Lizenten gelegt. Ihrer urſprünglichen 
Bedeutung nach waren dieſe Lizenten eine Abgabe auf die Warenausfuhr nach 
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den unter ſpaniſcher Herrſchaft ſtehenden Provinzen; wie ſie ſich aber raſch ent— 
wickelten und von den Generalſtaaten nach dem Bruch mit Don Juan über alle 
unter ihnen vereinigten Provinzen ausgedehnt wurden, waren ſie ein Aufſchlag, 
welcher auf die geſamte, nach dem Ausland gehende und von dorther kommende 
Ein⸗ und Ausfuhr zu den beſtehenden Zöllen hinzugefügt und an den für den 
auswärtigen Verkehr beſtimmten Zollſtätten, an den Land- und Flußſtraßen ſo— 
wohl, wie in den Seehäfen, erhoben wurde.!) Bald führte man in den An— 
ſätzen der Auflage Abſtufungen ein, mit dem Grundſatz, bei der Ausfuhr die— 
jenigen Waren beſonders hoch zu beſteuern, welche das Ausland von den Nieder— 
landen einkaufen mußte, und bei der Einfuhr ſolche Güter zu begünſtigen, welche 
der einheimiſche Verzehr und die einheimiſche Induſtrie nötig hatten, ſolche da— 
gegen ſchwer zu treffen, welche die Niederlande ſelber hervorbrachten. Die 
Folgen dieſer neuen Zollſätze empfand man ebenſowohl in Rheinland und 
Weſtfalen, wie in den Küſtenplätzen der Oſt- und Nordſee an der Steigerung 
der Preiſe und an der Abnahme des See- und Landhandels nach den Nieder— 
landen.?) Verſtärkt wurden dieſe Wirkungen noch, da mit ähnlichen Anfängen 
und unter gleicher Verallgemeinerung ſich zu den Lizenten noch für die Handels— 
ſchiffe auf den Strömen und dem Meer Convoigelder geſellten, eine Abgabe, 
durch welche ſich der fremde und einheimiſche Kaufmann nur ſehr unvollkommen 
gegen die niederländiſchen Kaperſchiffe ſicherte. 

Man ſieht, die niederländiſchen Kämpfe hatten für das neutrale Reich 
dieſelbe Folge wie die Kriege Schwedens und Polens um Livland: Einſchränkung 
und Beraubung des deutſchen Handels. Nur daß die Nachteile, welche die Nieder— 
lande dem deutſchen Kaufmann zufügten, um vieles gefährlicher waren als die 
von Schweden oder Polen ausgehenden, denn in den Niederlanden blühte ein 
großartiger, ſich mitten unter den Kriegsdrangſalen vergrößernder Handelsver— 
kehr, der ſofort bereit war, die Erbſchaft des niedergehenden deutſchen Handels 
zu übernehmen. Indes ſo ſchwer und drohend ſich dieſe Konflikte ausnahmen, 
es galt von ihnen doch abermals, was über die wirtſchaftlichen Verluſte Deutſch— 
lands im Nordoſten geſagt iſt (S. 509): die Aufmerkſamkeit der beteiligten Reichs— 
ſtände wandte ſich in erſter Linie nicht ihnen zu, ſondern dem Einfluß, den die 
niederländiſchen Kämpfe auf das Ringen der kirchlichen Parteien in Deutſchland 
ausübten. Auch wir haben dieſe Beziehungen fürs erſte in den Vordergrund 
zu ſtellen. 

Der ſchwere Druck, den die ſpaniſche Regierung von Brüſſel her gegen 
die benachbarten deutſchen Proteſtanten ausübte, war ſeit den Unruhen, welche 
die letzten Jahre von Margaretes Statthalterſchaft bezeichnen, allmählich leichter 
geworden. Es war jetzt eine Zeit gekommen, in welcher Margareta und der 
ihr folgende Herzog von Alba ihre Kräfte vornehmlich dem eigenen Lande zuzu— 
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wenden hatten, in welcher ſie, ſtatt den Nachbarn ihre Hülfe gegen die deutſchen 
Proteſtanten aufzudrängen, vielmehr des Beiſtandes der Nachbarn gegen die 
eigenen proteſtantiſchen Unterthanen bedurften. Die Folgen dieſes veränderten 
Machtverhältniſſes ließen bei der geſpannten Kraft proteſtantiſcher Bewegung 
nicht lange auf ſich warten. Wie in den Niederlanden, ſo erhoben ſich auch in 
der deutſchen Nachbarſchaft die Proteſtanten mit erneuter Zuverſicht; und indem 
die verwandten Elemente ſich einander näherten, erfolgte, was für die Erſtarkung 
des Proteſtantismus in Weſtdeutſchland das Entſcheidende war: es bildete ſich 
zwiſchen niederländiſchen und deutſchen Proteſtanten ein Verhältnis gegenſeitiger 
Einwirkung und Förderung, gegen welches die katholiſchen Machthaber ſich ohn— 
mächtig erwieſen. Auf Jahre hinaus dienten jetzt die von den Niederlanden 
kommenden Einflüſſe mehr der proteſtantiſchen als der katholiſchen Sache. 

Die erſten Träger dieſes Einfluſſes waren jene Emigranten, welche ſchon 
unter Karl V. die benachbarten Lande erfüllt hatten und vollends ſeit Anfang 1567 
ſich zu Tauſenden über die anſtoßenden deutſchen Lande ergoſſen. Ganz wie es 
die Art dieſer Calviniſten war, erſchienen ſie in den katholiſchen Gebieten nicht 
als anſpruchslos Schutzflehende, ſondern um alsbald die Ausbreitung ihrer Kirche, 
die Untergrabung des katholiſchen Weſens mit geheimer, hartnäckiger Arbeit auf 
dem fremden Boden fortzuſetzen. Drei große Mittelpunkte waren es, in denen 
ſie ſich vorzugsweiſe zu befeſtigen, und von denen aus ſie ihren Kampf nach 
allen Richtungen zu führen unternahmen: die Städte Weſel, Köln und Aachen. 
Die Stadt Weſel im Herzogtum Cleve gehörte, ähnlich wie die meiſten Städte 
in der benachbarten Grafſchaft Mark, zu denjenigen Gemeinweſen, in welchen 
unter dem katholiſchen Herzog von Jülich-Cleve teils vor, teils nach dem Interim 
einheimiſche proteſtantiſche Gemeinden erwachſen waren und nun unter dem Schutz 
eines proteſtantiſch geſinnten Stadtrates den größten Teil der Bürgerſchaft zu den 
Ihrigen zählten. Im Gegenſatz gegen die märkiſchen Städte, in welchen die 
lutheriſche Richtung vorwaltete, hatte in der Weſeler Gemeinde, unter harten 
Kämpfen zwiſchen Lutheranern und Geſinnungsgenoſſen Melanchthons, ſeit An— 
fang der ſechziger Jahre die zu den calviniſchen Lehren neigende Auffaſſung die 
Oberhand gewonnen, und dieſes diente nun dazu, um die Anziehungskraft, welche 
Weſel vermöge ſeiner Lage für die niederländiſchen Proteſtanten ohnehin beſaß, 
mächtig zu verſtärken. Bereits unter Karl V. hatten die eingewanderten Wallonen 
hier eine Kirche nach calviniſchen Grundſätzen, mit franzöſiſchem Gottesdienſt ein— 
gerichtet; unter dem Zufluß deutſch redender Niederländer, die vor Margareta 
und Alba wichen, entſtand eine zweite reformierte Fremdengemeinde mit nieder— 
ländiſch⸗deutſcher Sprache: zwei calviniſche Kirchen von Eingewanderten ſtanden 
alſo neben einem dritten zum Calvinismus neigenden Kirchenweſen von Ein— 
heimiſchen. 

Nicht ſo ungeſtört wie in Weſel entwickelte ſich der Proteſtantismus in 
Köln und in Aachen. Während er dort auf einer ſchon vor dem ſchmalkaldiſchen 
Krieg gelegten ſtarken Grundlage aufgebaut wurde, hatte er in letzteren Städten 
noch in der Zeit nach dem Religionsfrieden mit einem katholiſchen Magiſtrat, 
einer der großen Maſſe nach katholiſchen Bürgerſchaft und mit katholiſchen fürſt— 
lichen Nachbarn einen ungleichen Kampf zu beſtehen. Wir ſahen, wie nachteilig 
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dieſer Kampf im Jahr 1560 für die Aachener Proteſtanten ausſchlug (S. 221 fg.). 
Aber einige Jahre nach dieſer Zeit begannen ſich die Dinge zu wenden. In 
tiefem Geheimnis bildete ſich in Köln trotz der Straferlaſſe des Rats eine prote— 
ſtantiſche Gemeinde aus Eingeſeſſenen. War es der Einfluß der benachbarten 
kurpfälziſchen Geiftliden, 1) oder war es der Verkehr der Kölner mit den Nieder⸗ 
ländern, der den kirchlichen Charakter dieſer Gemeinde beſtimmte — genug, ſie 
entſprach den Anforderungen der niederländiſchen Calviniſten. Als dieſe ſeit 
dem Jahr 1567 in größerer Zahl einſtrömten, ſchloßen ſie ſich der Kölner 
Gemeinde ?) an. Einige Zeit ſpäter, im Auguſt 1571, fühlten ſich jedoch beide 
Teile, die Einheimiſchen und die Fremden, ſelbſtändig genug, um ſich als be— 
ſondere Kirche zu konſtituieren, zunächſt indem jede Gemeinde ihr eigenes Konſi— 
ſtorium von Aelteſten und Diakonen aufrichtete, während die beiden Geiſtlichen, 
Sibert Lohn und Heinrich Vellem, als gemeinſame behalten wurden. Neben 
ihnen war dann noch, ganz wie in Weſel, eine dritte reformierte Gemeinde 
franzöſiſcher Zunge erwachſen, die indes im Jahr 1571, in Folge zahlreicher 
vom Rat verhängten Ausweiſungen, eines Geiſtlichen und ſelbſt eines Konſiſtoriums 
zeitweilig entbehrte.) — Noch kräftiger als in Köln hatte ſich der Calvinismus 
in Aachen ſeit der Verfolgung von 1560 emporgearbeitet. Auch hier zählte er 
drei Gemeinden, eine einheimiſche, eine walloniſche und eine deutſch-nieder— 
ländiſche.“) Dieſe Gemeinden waren aber ſtärker, die Zahl der Geiſtlichen war 
größer, und der Rat ließ ſie, ſeitdem der von der Brüſſeler und Jülicher Re— 
gierung auf ihn ausgeübte Druck (S. 222 fg.) nachgelaſſen hatte, freier ge— 
währen, als es in Köln der Fall war. 

Aachen, Köln und Weſel waren keine vereinzelten Poſten, ſondern die 
Mittelpunkte eines großen Netzes calviniſtiſcher Gemeinden, welches über Städte 
und Dörfer des cleviſchen, jülicher und kurkölniſchen Gebietes ſich ausgebreitet 
hatte. Niederländer und Einheimiſche befanden ſich in dieſen Gemeinden teils 
neben einander, teils mit einander gemiſcht. Eine Anlehnung fand das ganze 
Syſtem im Nordoſten an die proteſtantiſche Grafſchaft Oſtfriesland, wo in der 
Stadt Emden wieder eine der größten niederländiſchen Gemeinden ſich fand, 
und im Süden an die Pfalz, wo die Niederländer ihre Kolonien in Heidelberg, 
Frankenthal und Schönau gründen konnten. 

Den Kern dieſer Gemeinden, welche von Ausländern ihren Charakter er— 


) Der Prädikant, der 1567 zu Rodenkirchen predigte, war „ein Kalviniſta aus Bacha— 
rach“. (Weinsberg II S. 162.) 

) Die voor hare (der Niederländer) koemste daer was (Marnix-Vereeniging, Werken 
i & ay 

) A. a. O. S. 7 (Sitzung des niederländ. Konſiſtoriums vom 20. Auguſt 1571), S. 10 
(Sitzung vom 8. Oktober). Sie waren ihnen benommen door de laeste verstroeynge (III 5 
S. 15 n. 22), womit wohl die Verfügungen von 1570 gemeint ſind. (Loſſen, Kölner Krieg 
I S. 180.) 

) Ueber die wälſche Gemeinde Marnix-Vereeniging, Werken II 2 S. 11 n. 2. Ueber 
die „bürgerliche“, d. h. einheimiſche Gemeinde II 2 S. 44 n. 11, vgl. S. 41. Die deutſch⸗ 
niederländiſche Gemeinde iſt diejenige, mit welcher die entſprechende Gemeinde in Köln in ſtetem 
Verkehr ſich befindet. Hiezu kommt noch die übergeſiedelte Maſtrichter Gemeinde. (II 2 S. 9 
n. 7, S. 44 n. 11, S. 45 n. 16.) 
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hielten, aber auch mit Einheimiſchen ſich verbanden und zum Teil verſchmolzen, 
bildeten arbeitſame und nüchterne Handwerker; zu den Angeſehenern gehörten 
Kaufleute und vertriebene Beamte. Der Regel nach waren es Männer von 
hingebendem Gemeinſinn, bereit zu Spenden und Opfern, wo es galt, den Armen, 
den Witwen und Waiſen der Gemeinde zu helfen, oder die Pflanzung und Aus— 
breitung der Kirche zu fördern, bereit, ihren Lebenswandel der Ueberwachung 
des Konſiſtoriums zu unterwerfen und für alle Ausgelaſſenheit in Trunk oder 
Feſtlichkeiten, für Nachläſſigkeit im Gottesdienſt oder Streit mit den Nächſten 
die Rüge desſelben hinzunehmen. Dieſelben Leute, die in der Zeit wilder Er— 
regung fic) zur Teilnahme am Kirchen- und Kloſterſturm hatten hinreißen laſſen, 
erklärten es in dem ruhiger geſtimmten Deutſchland für ſündhaft, Kirchen- oder 
Kloſtergüter, welche eine Obrigkeit eingezogen und zu andern als geiſtlichen 
Zwecken beſtimmt hatte, käuflich an ſich zu bringen oder als Kaufpreis anzu— 
nehmen.!) Dieſelben Gläubigen und Geiſtlichen, auf deren blind zugreifende 
Gewalt Wilhelm von Oranien bei der Schürung des niederländiſchen Aufſtands 
rechnen mußte, machten ſich in ihren ſtillen Zufluchtsorten Skrupel, als ſie auf 
Anregung des Fürſten ſich bereit erklärt hatten, das politiſche Werk der „Wieder— 
aufrichtung der Niederlande“ zu fördern: nur zur Wiederaufrichtung der nieder— 
ländiſchen Kirchen zu helfen, ſei ihr Beruf.?) Feindlich und unerbittlich waren 
dieſe ſchlichten Leute nur in den Beziehungen zu Andersgläubigen, beſonders zu 
den Katholiken. Der Kultus der letzteren war für ſie Götzendienſt, auf den ſie 
den ganzen Ernſt altteſtamentlicher Verbote anwandten. Sie unterſagten ihren 
Gläubigen, an dem Leichenbegängnis eines katholiſchen Verwandten teil zu 
nehmen,?) ſie verboten ihnen die Heirat mit einem Katholiken, wenn derſelbe 
nicht vorher den Uebertritt zu ihrer Gemeinde feierlich gelobt habe.“) Der 
Geiſtliche oder Aelteſte, der von früherer Zeit her mit einer katholiſchen Frau 
vermählt war und nicht alles that, um ſie zu konvertieren, verfiel der kirchlichen 
Rüge.) Mit ungeſelliger Strenge hatten die Rechtgläubigen den Hochzeits 
und Taufſchmäuſen der Papiſten, wo ſie der Verſuchung der ſchweren Trünke 
und leichtfertigen Reden ausgeſetzt waren, nach Möglichkeit auszuweichen. 

Einen wichtigen Abſchnitt in dem Emporkommen dieſer calviniſtiſchen Ge— 
meinden bildete das Jahr 1571. Damals fühlten die im Jülicher, Kölner und 
Aachener Gebiet zerſtreuten niederländiſchen Kirchen ſich ſchon ſo ſtark, daß ſie 
am 3. und 4. Juli in dem Städtchen Bedburg, unter dem Schutz des zu ihrem 
Bekenntnis ſich haltenden Grafen Hermann von Neuenar, eine Provinzialſynode 
abhielten. Und mit dem Drang nach Organiſation und Ausbreitung, der ſie 
belebte, faßten ſie hier gleich den weiteren Beſchluß, ohne Zögern, wo möglich 
noch für die ſommerliche Zeit, eine allgemeine Synode aller niederländiſchen 
Kirchen, ſowohl der in Deutſchland und in England zerſtreuten, wie der in den 


1) Marnix-Vereeniging II 2 S. 39/40. 
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) A. a O. II 2 S. 35. Mildernde Beſtimmung 1580. (A. a. O. S. 94 n. 5.) 
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bei Richter, Kirchenordnungen S. 345. 


558 Viertes Buch. Zweiter Abſchnitt. 


Niederlanden ſelbſt noch fortbeſtehenden (S. 487) zu veranſtalten.!) Bereits 
im Oktober waren ſie mit dieſen Bemühungen zum Ziel gekommen; am 4. des 
genannten Monats wurde in Emden die große Kirchenverſammlung eröffnet. 
Sie war beſucht von den Abgeordneten der niederländiſchen Kirchen in Deutſch— 
land; es beteiligten ſich an ihr, wenn nicht durch Abgeordnete, ſo doch durch 
ſchriftliche Anfragen und durch nachträgliche Annahme ihrer Beſchlüſſe jene Ge— 
meinden, die trotz Albas Blutrat und Inquiſition ſich in dem Mutterlande, be- 
ſonders auch in Gent und Antwerpen, erhalten hatten; in ähnlichem Sinne fügten 
ſich wenigſtens durch nachträgliche Annahme der Emdener Beſchlüſſe die ein— 
heimiſchen Calviniſtengemeinden von Weſtdeutſchland;?) nur die engliſchen Kirchen 
hielten ſich zurück. 

Die Bedeutung der Emdener Synode für die niederländiſche Kirche be— 
ſteht darin, daß ſie das Mittelglied bildete zwiſchen der Weſeler Verſammlung, 
deren Beſchlüſſe ſie im weſentlichen erneuerte, und der Dortrechter Synode 
(S. 488), durch welche wieder die Emdener Satzungen auf niederländiſchem Boden 
beſtätigt und erweitert wurden. Wichtiger noch wurde ſie für Weſtdeutſchland; 
denn hier führte ſie zuerſt und mit unmittelbarem Erfolg eine umfaſſende Organi— 
ſation ein. Aehnlich wie in Frankreich die calviniſtiſche Kirchenverfaſſung von 
der Gemeinde zum Colloque, von da zur Provinzialſynode führte, um in der 
Generalſynode zu gipfeln, ſo ſtellten auch die Emdener Beſchlüſſe als höchſte 
Autorität die von den Provinzen Deutſchland, England und Niederlanden zu 
beſchickende Generalſynode hin, welche alle zwei Jahre tagen ſollte, als nächſt— 
folgende Inſtanz die Provinzialſynode, welche jährlich zuſammentreten ſollte. Die 
Provinz teilten ſie in Quartiere oder Klaſſen, und zwar Deutſchland in vier 
derartige Bezirke. Zwei, nämlich das pfälziſche und oſtfrieſiſche Quartier,) 
fielen auf proteſtantiſchen Boden, zwei andere, nämlich das kölniſche Quartier, 
welches die Aachener, Jülicher und Kölner Gebiete umfaßte und ſich bis an die 
Maas — über das Limburgiſche nach Maſtricht — erſtrecken ſollte, ſodann das 
Weſeler Quartier, welches die Gemeinden im Herzogtum Cleve in ſich ſchloß, 
bildeten die geheime Organiſation unter katholiſcher Obrigkeit. Klaſſenſynoden, 
welche in jedem dieſer Quartiere mehrmals im Jahr zuſammentreten ſollten, 
waren als die erſte Inſtanz über den einzelnen Gemeinden gedacht. 

So großartig nun, wie die Emdener Verſammlung es wollte, trat die 
Verfaſſung nicht ins Leben. Weder die regelmäßigen General- noch die Pro— 
vinzialſynoden kamen zuſtande; aber die Klaſſenſynoden im Weſeler und Kölner 
Ouartier traten in regelmäßige Thätigkeit; dreimal im Jahr, ſo beſchloß man 
im letzteren ſchon im Dezember 1571, ſollten ſie zuſammenkommen. Hierdurch 
wurden die Gemeinden, an deren Spitze das Konſiſtorium waltete, — es beſtand 
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) Längeres Sträuben der Kölner: a. a. O. III 5 S. 32 n. 2, 3. II 2 S. 17 n. 2, 
S 28 is sh 
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Emdener Quartier geſchlagen werden, ſind Emigrantengemeinden zu verſtehen, da die einheimi⸗ 
ſchen Kirchen jener Lande an anderer Stelle (n. 11) behandelt werden. 
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aus den Aelteſten und Diakonen, wurde präſidiert von dem Prediger und er— 
wählt nach dem Grundſatze der Kooptation — mit einer höheren Behörde, welche 
aus Abgeordneten der einzelnen Konſiſtorien gebildet ward, in lebendige Be— 
ziehung geſetzt, es wurde die Bedingung der Einheit eines großen Kirchenweſens 
geſchaffen. Im Mittelpunkt der Thätigkeit des Predigers ſtand Gottesdienſt und 
Predigt, des Aelteſten die Handhabung der Zucht, des Diakon die Armenpflege; 
alle dieſe Angelegenheiten wurden jedoch in regelmäßigen Sitzungen des Konſi— 
ſtoriums gemeinſam beraten und beſchloſſen, und diejenigen Fragen und Streit— 
händel über Lehre, Gottesdienſt und Zucht, welche das Konſiſtorium nicht zu 
entſcheiden vermochte, gingen an die höhere Inſtanz der Klaſſenſynode. Die 
Klaſſenſynode examinierte zugleich die Prediger und wies ſie den Konſiſtorien, 
die um ſolche nachſuchten oder ſie vorſchlugen, zu. Ihre Aufgabe war es auch, 
ſolche Maßregeln anzuregen oder zu beſchließen, welche über die Kräfte der ein— 
zelnen Gemeinden hinausgingen. Zu derartigen Unternehmungen gehörte aber 
beſonders auch die Ausbreitung der rechtgläubigen Kirche. 

Ausdrücklich hatte die Emdener Synode die Gründung neuer Gemeinden 
der Sorge der Quartiere empfohlen.!) Und der Eifer der Propaganda, der 
vom Calvinismus unzertrennlich war, ließ dieſe Empfehlung nicht vergeblich ſein. 
Am 5. Juli 1573 z. B. rieten die Kölner zur Gründung einer reformierten Kirche 
in Düſſeldorf; ein Jahr darauf war in der Hauptſtadt des Jülicher Herzogs 
die Calviniſtengemeinde organiſiert.?) Immer enger wurde das Netz der ge— 
heimen Kirchen und immer näher rückten ſich eingewanderte und einheimiſche 
Reformierte. Daß die Kirchen beider Teile zur Klaſſenſynode gehörten, wurde nicht 
bezweifelt.“) 

Was geſchah nun gegen dieſen Andrang des Proteſtantismus von ſeiten 
der katholiſchen Machthaber? Zunächſt war es doch die niederländiſche Regierung, 
welche noch einmal eine Anſtrengung machte, ihren alten Einfluß auf die kirch— 
lichen Verhältniſſe der Nachbarſchaft zurückzugewinnen. Durch Vorſtellungen 
und Drohungen, durch offene und verdeckte Schädigungen ſuchte der Herzog von 
Alba in den erſten Jahren ſeiner Statthalterſchaft die benachbarten Reichsſtände 
zur Verjagung der niederländiſchen Flüchtlinge zu nötigen. Und gewiß, wenn 
es nur auf die geſetzlichen Erlaſſe angekommen wäre, welche infolge dieſer Mah— 
nungen ſeit 1567 in der Stadt Köln und in den Jülich-cleviſchen Landen er— 
gingen, ſo hätte dort kein Niederländer, der ſich zum Calvinismus bekannte oder 
ſich der gewaltſamen Auflehnung gegen die Geſetze ſchuldig gemacht hätte, ſich 
aufhalten können. Allein die harten Geſetze wurden in die Hand von Beamten 
und Magiſtraten gelegt, die wenig Neigung zur Durchführung derſelben beſaßen, 
und dann vollends kam das Jahr 1572, ſeit welchem der Herzog von Alba und 
ſeine Nachfolger mit dem im Innern der Niederlande ausgebrochenen Kriege ſo 
viel zu thun bekamen, daß ſie ihre Nachbarn wohl in Ruhe laſſen mußten. Von 
jetzt ab war es vornehmlich in den Willen der katholiſchen Reichsſtände gelegt, 
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ob ſie gegen die Calviniſten einſchreiten wollten. Was aber von dieſer Seite 
geſchah, war ohne rechte Kraft und Konſequenz. 

In der Reichsſtadt Köln wurde der Rat ſeit Beginn des Jahres 1570 von 
der Univerſität, dem Klerus und einem Teil des zünftigen Gewerbeſtandes zu 
ſchärferem Vorgehen gegen die Proteſtanten gedrängt. Erſt im November des 
Jahres 1571 entſchloß er ſich aber zu einem kräftigen Angriff gegen die ge— 
heimen gottesdienſtlichen Zuſammenkünfte. Am Vorabend des Martinstages 
drangen, von ihm ausgeſandt, zwei Gewaltrichter in das Haus zur weißen 
Pflaume ein und überraſchten dort mitten unter dem Gottesdienſt den Prediger 
Heinrich Vellem und etwa zwanzig Reformierte, meiſtens eingeborene Nieder— 
länder, die jedoch das Kölner Bürgerrecht erworben hatten.!) Nun begann aller— 
dings ein ernſthaftes Verfahren. Der größere Teil der Ueberfallenen wurde 
gefangen geſetzt; es folgte eine gerichtliche Unterſuchung, bei welcher gegen Ein— 
zelne ſelbſt die Folter?) in Anwendung gebracht wurde, und ſchließlich erging 
eine Reihe von Ausweiſungen, der zuerſt die beiden Geiſtlichen zum Opfer fielen. 
Der Schrecken, den dieſe Maßregeln verbreiteten, wirkte fürs erſte ſo ſtark, daß 
die einheimiſche reformierte Gemeinde zeitweilig in gänzliche Zerrüttung fiel: mit 
den Geiſtlichen ging ihr Konſiſtorium auseinander, und der um ſich greifende 
Abfall war um ſo ſchmerzlicher, da die Abtrünnigen ſich vielfach durch Läſterung 
der verlaſſenen Kirche wieder in Gunſt zu ſetzen ſuchten.?) Deſto tapferer hielt 
die viel ſtärker bedrohte deutſch-niederländiſche Gemeinde aus. Während ſie ihre 
Kölner Brüder mit mahnenden und ſtrafenden Worten aufzurichten ſuchte, ſchickte 
fie einen ihrer Aelteſten von Haus zu Haus, um den Gemeindemitgliedern die 
Gebete vorzuſprechen, ihnen ein Kapitel oder zwei aus der Bibel vorzuleſen und 
die Armen ihrer Wohlthätigkeit zu empfehlen.“) Eine Kollekte, welche ſie vor 
dem Schlag vom 10. November für die armen Glaubensgenoſſen in Weſel be— 
gonnen, führte ſie nach demſelben zu Ende und beklagte nur, daß unter der 
gegenwärtigen Not der Ertrag ſich auf ſechzehn Brabanter Gulden und einen 
Ring mit einem Edelſtein beſchränkte.?) Nur auf kurze Zeit wurde auch der 
Gottesdienſt eingeſtellt; denn aus der Nachbarſchaft, aus Aachen und Bedburg, 
erſchienen, mit kleinen Unterbrechungen einander folgend, die Geiſtlichen, welche 
die Gemüter tröſteten und erhoben mitten unter dem ſchweren Druck. — Der 
Druck freilich wurde ſobald nicht von ihnen genommen. Die Univerſität und 
der Klerus, deren Eifer wieder von einem Kölner Jeſuiten und dem Erzbiſchof 
Salentin angefeuert wurde,“) drängten weiter auf den Rat, und der Rat, der 
eine umfaſſende Zuſammenſtellung der Verdächtigen und der von ihnen bewohnten 
Häuſer in der Hand hatte, ſchien geneigt zu ſein, die ketzeriſchen Fremden ſamt 


) Loſſen I S. 181. Marnix-Vereeniging III 5 S. 19. 

) Gegen Vellem (Loſſen 1 S. 181, vgl. Marnix-Vereeniging III 5 S. 35: onlijdelijcke 
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und ſonders aus der Stadt zu verweiſen. Noch am 1. März 1573 hielt ſich 
die niederländiſche Gemeinde auf einen derartigen Schlag, gerichtet gegen alle 
von ihnen, die in der vorſtehenden öſterlichen Zeit keinen katholiſchen Kom— 
munionszettel bringen würden, gefaßt.!) Da aber erfolgte der Umſchlag. 

Der Stadtrat, obgleich ſeinem Bekenntniſſe nach katholiſch, hatte die Ver— 
folgung nur mit halbem Herzen betrieben. Einflußreich waren bei ihm noch 
einige Bürger, welche, von den Lehren Caſſanders erfüllt, an den Strafen gegen die 
Proteſtanten kein Gefallen trugen, entſcheidend war aber für ihn die Erwägung, 
daß das junge Staatsweſen von Holland-Seeland, welches die Rheinmündungen 
und damit einen der wichtigeren Auswege des Kölner Handels beherrſchte, er— 
ſtarken konnte, und daß es folglich gefährlich war, ſich als offenen Feind des— 
ſelben hinzuſtellen. So ſuchte denn der vorſichtige Rat, nachdem er den ſtrengen 
Katholiken zu Gefallen geweſen, nunmehr den Niederländern einen Dienſt zu 
erweiſen. Die gefürchtete Oſterverfügung blieb aus, und, was noch mehr ſagen will, 
die Ausweiſung einzelner, die ſtrenge Ueberwachung aller, die harten allgemeinen 
Verordnungen kamen wieder in Abgang. Bereits am 30. April 1573 konnte 
die niederländiſche Gemeinde melden: wider Erwarten ſeien ſie unbedrängt von 
der Obrigkeit geblieben; ihre Gemeinde und die der Einheimiſchen nehme derart 
zu, daß, ſtatt eines Geiſtlichen für beide, fortan jede ihren beſonderen Prediger 
nötig habe.?) So traten denn wieder an die Stelle des Abfalls und der Zurück— 
haltung Zuwanderungen und Beitrittserklärungen. Den Eintretenden nahm man 
das Gelöbnis ab, daß ſie die Namen der Prediger, Aelteſten und Diakonen 
niemanden außerhalb der Gemeinde vermelden und ſich ſelber untadelhaft, ohne 
Aergernis zu geben, betragen würden.?) Jede der drei Gemeinden, die wallo— 
niſche, niederländiſche und bürgerliche, hatte ihren beſonderen Prediger.“) Ja 
es taucht neben ihnen — für unſere Kenntnis zum erſtenmal im Jahre 1575 — 
auch eine lutheriſche Gemeinde mit geheimer Organiſation und mit geheimem 
Gottesdienſte auf.?) Der Magiſtrat wurde gegen all dieſe Sonderbildungen um 
ſo nachſichtiger, je mächtiger in den Niederlanden der Aufruhr emporſchwoll. 

Nicht viel eingreifender als die Maßregeln des Kölner Rates war das 
Vorgehen des mächtigſten katholiſchen Fürſten in dieſer Gegend, des Herzogs 
Wilhelm von Jülich-Cleve. Daß dieſer für ſeine Perſon in viel höherem Grade 
als der Magiſtrat von Köln eine vermittelnde Stellung zwiſchen den ſtreitenden 
Kirchen einnahm, daß er in ſeinem Lande die kirchlichen Dinge eigenmächtig 
ordnete und daß ſeine Ordnungen vielfach dem lutheriſchen Bekenntnis den Ein— 
gang erleichterten, iſt bereits erzählt (S. 217 fg., S. 109). Es war ein Mann, 
dem die religiöſe Frage Gewiſſensſache war, nur an Urteil und Willen viel zu 
ſchwach, um dauernde Ordnungen, die ſeinen vermittelnden Anſchauungen ent— 
ſprochen hätten, ins Leben zu rufen. Ein Leiden, das ihn ſeit 1566 quälte und 

1) Marnix-Vereeniging 1 3 S. 48. Vgl. Ennen IV S. 871. 

2) A. a. O. III 5 S. 75. 
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unter fortgehenden Anfällen apoplektiſcher oder epileptiſcher Natur ſeine geiſtigen 
und körperlichen Kräfte zerrüttete, machte ihn vollends unfähig, die Leitung der 
Dinge in der eigenen Hand zu behalten. Die Jülicher Politik bewegte ſich ſeit 
dieſer Zeit recht eigentlich in entgegengeſetzten Richtungen. 

Zunächſt, nach dem erſten Ausbruch der Krankheit des Herzogs, ſah es ſo 
aus, als ob eine Partei in ſeiner Umgebung, die auf den wirklichen Bruch mit 
der katholiſchen Kirche!) drang, die Oberhand behalten ſollte: die Feier der Meſſe 
wurde völlig eingeſtellt. Als aber der Herzog wieder zu Kräften kam, ſtellte er 
den früheren Brauch — Meſſe mit Abendmahl unter beiden Geſtalten — wieder 
her. Und dann ging er auswärtigen Verbindungen nach, durch welche, wenn nicht 
er ſelber, jo doch ſeine beiden Söhne mehr und mehr in eine katholiſche Richtung 
gedrängt wurden. Dem jüngeren, Johann Wilhelm, ſuchte er ſeit 1571 die 
Nachfolge im Bistum Münſter zuzuwenden, wie es ihm denn auch gelang, am 
28. April 1574, als der Biſchof Johann von Münſter, Osnabrück und Pader— 
born geſtorben war, die Stimmen der Münſterer Domherren auf den Namen 
des noch nicht völlig zwölfjährigen Knaben zu vereinigen. Um dies Ziel zu er— 
reichen, und um ferner die päpſtliche Beſtätigung der Poſtulation zu erwirken, 
verſtand er ſich dazu, dem jungen Prinzen eine kirchlich-katholiſche Erziehung 
geben zu laſſen und ſeinen älteſten Sohn, Karl Friedrich, zu dem großen 
Jubiläum des Jahres 1575 nach Rom zu ſenden, damit er perſönlich die 
Gunſt des Papſtes Gregor XIII. gewinne. Als dann Karl Friedrich zu Anfang 
des Jahres 1575, nachdem er am Weihnachtsfeſt die Kommunion aus der Hand 
des Papſtes unter einer Geſtalt empfangen, an den Blattern ſtarb, und nun das 
Recht der Nachfolge auf Johann Wilhelm überging, blieben die Einwirkungen 
der kirchlichen Erziehung des letzteren nicht nur haften, ſondern wurden auch in— 
folge eines neu hervortretenden Intereſſes noch befeftigt. Im Hinblick auf den 
bevorſtehenden Rücktritt des jungen Prinzen vom Stifte Münſter nämlich gedachte 
ſein Vater, die Wahl der Münſterer Domherren auf ſeinen Neffen, den Herzog 
Ernſt von Baiern, zu lenken. Da indes eine neugebildete Partei im Kapitel 
den Erzbiſchof Heinrich von Bremen als Gegenkandidaten aufſtellte, jo ergab 
ſich die Notwendigkeit, vorläufig jede Wahl zu verſchieben und die bisher dem 
Kapitel vorbehaltene Verwaltung der Temporalien des Stiftes in Johann Wil— 
helms Hände zu bringen. Dies gelang im Mai des Jahres 1580. Um nun wieder 
für dieſe Maßregel und für den ganzen Plan die Mitwirkung des Papſtes zu ge— 
winnen, mußte Johann Wilhelm vorher ein entſcheidendes Unterpfand ſeiner römiſch— 
katholiſchen Haltung geben; und dies geſchah, indem er am Weihnachtsfeſt 1578 
ſeine erſte Kommunion unter einer Geſtalt beging. 

Nicht ohne langes Zögern und harte Kämpfe hatte ſich der alte Herzog 
die Zuſtimmung zu dieſem Schritt entreißen laſſen. Wie wenig aber die 
ganze Reihe katholiſcher Bezeigungen einer folgerechten Geſinnung entſprang, 
zeigte ſein gleichzeitiges Verhalten gegen ſeine Töchter. Dieſe hatten in den 


0 „Etliche unfriedſame und unerfarne luid“ hätten die Einſtellung der Meſſe bewirkt, 
ſagt Gymnich. (Keller In. 89 S. 154.) Vgl. die Ausſage der Räte, mitgeteilt von Loſſen 
in der Zeitſchrift des berg. Geſchichtsvereins 1883 S. 16 Anm. 3. 
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Zeiten, da der Hof und ihr Vater ſchwankten, ſich dem proteſtantiſchen Bekennt— 
niſſe zugewandt. Wenn nun Wilhelm einerſeits es an Bekehrungsverſuchen 
nicht fehlen ließ, ſo ergriff er doch anderſeits mit Vergnügen die Gelegenheit 
zur Verheiratung ſeiner Töchter an proteſtantiſche Fürſten. So wurde die älteſte, 
Marie Leonore, im Jahre 1573 mit dem Herzog Albrecht Friedrich von Preußen 
vermählt, die zweite, Anna, heiratete im folgenden Jahre den Herzog Philipp 
Ludwig von Neuburg, die dritte, Magdalena, wurde im Jahre 1579 dem Herzog 
Johann von Zweibrücken angetraut. Es waren das Verbindungen, welche um 
ſo folgenreicher werden konnten, da ein Privileg Kaiſer Karls V. von 1546 für 
den Fall des Abganges der männlichen Nachkommenſchaft des Herzogs Wilhelm 
die Töchter desſelben und deren Erben ſucceſſionsfähig gemacht hatte. Die 
männliche Nachkommenſchaft Wilhelms beruhte auf dem allein übrig gebliebenen 
Herzog Johann Wilhelm. 

Widerſpruchsvoll war alſo die auswärtige Politik des Jülicher Herzogs. 
Nicht viel beſtimmter, jedenfalls nicht thatkräftig, war zugleich ſein inneres Re— 
giment, vor allem ſein Verhalten zu den ſtreitenden Kirchen. Aehnlich wie 
Kaiſer Maximilian hatte er von Anfang an mit ſeiner Hinneigung zu luthe— 
riſchen Lehren eine entſchiedene Abneigung gegen die Calviniſten, gegen ihre 
Abendmahlslehre und gegen ihre Gewaltſamkeiten verbunden. Strenge Edikte 
gegen ſie und gegen die niederländiſchen Emigranten erließ er ſeit Anfang des 
Jahres 1565. Aber es dauerte bis zu jener katholiſchen Wendung ſeiner aus— 
wärtigen Politik, ehe auf die Erlaſſe eingreifende Maßregeln folgten, und auch 
da richteten ſich dieſelben hauptſächlich gegen ſolche Geiſtliche und Gemeinden, 
welche in den Städten öffentlich proteſtantiſchen Gottesdienſt eingeführt hatten, 
d. h. gegen deutſche Lutheraner oder Melanchthonianer. Dieſe mußten nun frei— 
lich in den Landen Jülich, Cleve und Berg allerwärts, nur die Städte Wejel 
und Duisburg ausgenommen, zu den Normen der Kirchenordnung von 1533 
zurückkehren, während in der Mark und in Ravensburg ſich die lutheriſchen Ge— 
meinden beſſer behaupteten.) Merkwürdigerweiſe jedoch wurden gerade die am 
meiſten angefeindeten niederländiſch-calviniſtiſchen Gemeinden bei dieſem Vor— 
gehen am wenigſten getroffen, aus dem einfachen Grunde, weil ſie auf den 
öffentlichen Gottesdienſt meiſtens verzichteten, und eine ſcharfe Inquiſition der 
herzoglichen Regierung fern lag. Gelegentlich wurden dieſe „armen, ſtillen 
Chriſten“, wie ſie ſich in einer Eingabe an den Jülich-Bergiſchen Landtag nann— 
ten,?) von herzoglichen Amtleuten gepfändet, und wohl auch einzelne des Landes 
verwieſen; das feſte Gefüge ihrer geheimen Organiſation wurde nicht getrennt. 

Nur mit halber Kraft wurde alſo in Jülich und Köln die Abwehr des 
Proteſtantismus unternommen. Noch ungünſtiger als in dieſen Gebieten ge— 
ſtalteten ſich die Dinge für die Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche in dem 
dritten Standort der Calviniſten, in der Reichsſtadt Aachen. Es iſt erwähnt, 
daß hier der Boden für den Proteſtantismus ſeit alter Zeit vorbereitet, und 


1) Keller I n. 188. . 
2) 1577 November 5. (Redinghovenſche Sammlung XXVII f. 112. Bgl. Marnix- 
Vereeniging II 2 S. 58 n. 4, S. 102.) 
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das Wachstum der neuen Kirche nur zeitweilig geſtört war. Gegenwärtig hatte 
ſich neben den Calviniſten noch eine lutheriſche Gemeinde, ähnlich wie in Köln, 
gebildet. Lutheraner und Calviniſten waren dann innerhalb der Bürgerſchaft 
ſo zahlreich geworden, daß ſie in ganz anderem Umfang als in Köln eine Macht 
im ſtädtiſchen Weſen bildeten. Die Folge war, daß in Aachen nicht nur die 
kirchlichen Strafgeſetze einſchliefen, ſondern auch die erſte ſcharfe Wendung 
in den kirchlichen Machtverhältniſſen erfolgte: die Proteſtanten traten aus 
ihrer Verborgenheit hervor zum offenen Kampf um Berechtigung und politiſche 
Geltung. 

Die Aachener Bürgerſchaft war in vierzehn politiſche Zünfte oder Gaffeln, 
die zum größeren Teil ihren Namen und den Kern ihrer Mitglieder von den 
vornehmſten Handwerkerinnungen empfingen, eingeteilt. Je zwei Abgeordnete 
dieſer Zünfte ſaßen im kleinen, je ſechs im großen Rat; die achtundzwanzig 
Zunftdeputierten des kleinen Rats wuchſen durch Zurechnung der zwei abgetretenen 
und der zwei im Amt befindlichen Bürgermeiſter, ſowie der zwölf ſonſtigen 
ſtädtiſchen Amtsträger auf vierundvierzig Ratsherren; durch ihren Zutritt zu den 
vierundachtzig Zunftdeputierten des großen Rates verſtärkten ſie den letzteren 
auf die Zahl von hundertachtundzwanzig Mitgliedern. Alljährlich wurde das 
Kollegium der Zunftdeputierten im großen und kleinen Rat durch Ausſcheidung 
und Wahl zur Hälfte neu beſetzt: die Zünfte erwählten je zwei und ſechs Er— 
ſatzmänner, aus denen der fungierende große Rat der Hundertachtundzwanzig 
die Hälfte auswählte. Jährlich wurden auch die Bürgermeiſter und Amtsträger 
neu gewählt, indem der große Rat nach Aufnahme der Erſatzmänner in einem 
zweiten Wahlgang zur Ernennung des Magiſtrats voranſchritt.“) Nach dem 
Statut von 1560 (S. 223) hatte jeder neu eintretende Ratsherr eine Erklärung 
über ſeinen katholiſchen Glauben abzugeben. — Nun geſchah es im Jahre 1574, 
nachdem die Proteſtanten ihrer Macht bewußt geworden, daß gegen jenes die 
Herrſchaft der Katholiken ſichernde Statut ein ebenſo plötzlicher wie raſch durch— 
geführter Angriff erfolgte. Bei der Neubeſetzung des Rats bewirkte die prote— 
ſtantiſche Partei in den Zünften die Wahl mehrerer Proteſtanten. Dieſe, als 
ſie in den Rat eintreten ſollten, verweigerten die verlangte Glaubenserklärung. 
Wie nun aber der Rat mit ihrer Aufnahme zögerte, drangen die Gaffeln mit 
einem Antrag auf Beſeitigung jener Erklärung ſo nachdrücklich auf denſelben 
ein, daß er ſich zu dem Beſchluſſe verſtand: es ſeien fortan neben den Katho— 
liken auch Bekenner der Augsburger Konfeſſion zu Rat und Aemtern zuzulaſſen. 
Raſch und leicht war damit eine entſcheidende Verfaſſungsänderung durchgeſetzt. 
Lag dieſer ſchnelle Erfolg etwa daran, daß damals die proteſtantiſch Geſinnten 
geradezu die Mehrheit innerhalb der Zünfte gewonnen hatten? Unwahrſchein— 
lich iſt das nicht, wie denn im Rat die proteſtantiſchen Mitglieder in den ſechs 
nächſten Jahren mehr als die Hälfte der Sitze gewannen; ?) jedenfalls beſaßen 
die Proteſtanten die Macht, die aus Reichtum und geſchäftlichen Verbindungen 


) v. Fürth, Aachener Patrizierfamilien II 2 S. 40 Anm., 211 fg. Zeitſchrift des Aachener 
Geſchichtsvereins X S. 224 fg. 
) Aachener Geſchichtsverein X S. 228. 
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entſpringt: von ihrer Aufnahme in den Rat erwartete man eine günſtige Rück— 
wirkung auf die ſtädtiſchen Finanzen.“) 

Mußte nun aber dies erſte Zurückweichen vor dem Proteſtantismus nicht 
weitere Einräumungen nach ſich ziehen? Der Aachener Stadtrat vermeinte den— 
ſelben zuvorzukommen, indem er nunmehr den neu eintretenden Ratsherren das 
Gelöbnis abnahm, „in Religionsſachen keine Aenderung einzuführen oder durch 
andere einführen zu laſſen“. Indes nicht von den proteſtantiſchen Ratsherren 
war der Anſtoß zur Religionsänderung zu gewärtigen, ſondern von den in Be— 
wegung geratenen Maſſen. Unter deren wachſendem Selbſtgefühl wurde jetzt 
von dem proteſtantiſchen Gottesdienſt, den man in Privathäuſern abhielt, der 
Schleier des Geheimniſſes mehr und mehr hinweggezogen. Im April des 
Jahres 1580 traten die Calviniſten und die Lutheraner, jede Partei mit be— 
ſonderen Eingaben um Geſtattung der öffentlichen Religionsübung an den Rat 
heran. Damit war die Frage zur Entſcheidung geſtellt, ob dem proteſtantiſchen 
Kirchenweſen in der Stadt Aachen ein weiter und freier Raum gemacht werden 
ſolle, ob folglich das große katholiſche Syſtem im nördlichen Weſtdeutſchland an 
einer Stelle durchbrochen werden ſolle. 

Die ganze Bewegung, die ſich alſo am Niederrhein erhoben hatte und in 
Aachen konzentrierte, war vor allem von den niederländiſchen Emigranten an— 
geregt, mit denen ſich dann einheimiſche Elemente vereinigt hatten. Verſchieden 
von ihr, und doch wieder verwandt war eine in denſelben Tagen und in den— 
ſelben Gegenden angehende zweite Bewegung. Auch in ihr nämlich machte ſich 
die Einwirkung der Niederlande bemerkbar; aber ihr Urſprung lag nicht ſo ſehr 
in den Tiefen kirchlicher Gemeinden als in den Kreiſen von Fürſten und Grafen, 
hervorragenden Staats- und Kirchenmännern; auch in ihr handelte es ſich um 
die Durchbrechung des katholiſchen Syſtems am Niederrhein, aber nicht bloß in 
einer bloßen Reichsſtadt, ſondern in einem der erſten geiſtlichen Fürſtentümer 
Deutſchlands. Der Schauplatz dieſer neuen Kämpfe war das Erzſtift Köln. 

Es iſt oben (S. 474 fg.) von den ſchwankenden Verhältniſſen des Kölner 
Erzſtiftes die Rede geweſen. Erzbiſchof Salentin hatte eine mittlere Stellung 
zu gewinnen geſucht zwiſchen dem Herzog von Baiern, der als Vorkämpfer der 
katholiſchen Reſtauration ſeinen Sohn auf den Kölner Biſchofsſtuhl zu bringen 
wünſchte, und den Wetterauer Grafen, welche den Zutritt zum Kölner Dom— 
kapitel den Proteſtanten zu ſichern bemüht waren, zwiſchen der ſpaniſchen Re— 
gierung, welche die Bundesgenoſſenſchaft des Erzſtiftes in dem niederländiſchen 
Krieg brauchte, und der franzöſiſchen Monarchie, welche den Erzbiſchof für ihre 
der ſpaniſchen Macht feindſelige Politik zu gewinnen ſtrebte. Unter all dieſen 
Verwickelungen hatte ſeine Regierung doch zugleich nur einen proviſoriſchen 
Charakter getragen, da er ſtets ſeine demnächſtige Abdankung und Verheiratung 
im Auge behielt. Am 13. September 1577 wurde dieſe Abdankung endlich 
vollzogen. Wie nun das Erzbistum neu zu beſetzen war, konnte es nicht anders 


1) Tamquam qui vectigalibus et aerario publico maiore cum foenore . . viderentur 
consulturi. (Reiffenberg 1 S. 186/7.) Meine Darſtellung der Aachener Vorgänge beruht vor— 
nehmlich auf den S. 221 Anm. 3 citierten Akten des Wiener Archivs. 
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ſein, als daß die in der Schwebe gebliebenen Gegenſätze ſpaniſcher und anti— 
ſpaniſcher Politik, katholiſcher Reſtauration und proteſtantiſcher Freiſtellung ſcharf 
aufeinander ſtießen. Als Vertreter der ſpaniſch-katholiſchen Beſtrebungen erſchien 
der bairiſche Prinz Ernſt, der, wie er ſeit Jahren beſtrebt geweſen war, zu ſeinen 
Bistümern Freiſing und Hildesheim das Erzbistum Köln als drittes hinzu— 
zugewinnen, ſo auch jetzt unter den Bewerbern in den Vordergrund trat. Mit 
Empfehlungen ſeiner Perſon zogen gleich in den erſten Tagen vor dem Dom— 
kapitel auf: der Nuntius des Papſtes, der von dem bairiſchen Fürſten die För⸗ 
derung der katholiſchen Reſtauration erhoffte, die Geſandten Philipps II. und 
ſeines niederländiſchen Statthalters, welche in Ernſt einen zuverläſſigen Ver— 
bündeten erblickten, Kommiſſarien des Kaiſers, welcher ſich den bairiſchen Prinzen 
gerne gefallen laſſen wollte, falls einer ſeiner Brüder in der Wahl nicht durch— 
zubringen war, endlich Abgeordnete der Erzbiſchöfe von Mainz und Trier, welchen 
ein Nachbar mit ſo mächtigen Verbindungen und von ſo zuverläſſig katholiſcher 
Geſinnung erwünſcht war. 

Trotz ſo hoher Fürſprecher hatte indes der bairiſche Prinz in dem Dom— 
kapitel eine ſtarke Partei gegen ſich. In dieſer Körperſchaft war der Hader mit 
dem jeweiligen Biſchof ein Erbübel, und gerade unter Salentin war er heftiger 
als ſeit langer Zeit ausgebrochen. Nicht als ob man über die großen kirchlichen 
Fragen aneinander geraten wäre, der Zank drehte ſich um den beiderſeitigen 
Anteil an Zolleinnahmen, Stiftsgütern und Stiftsſchulden; er war aber auf 
eine ſolche Höhe der Erbitterung gediehen, daß ein großer Teil der Kapitularen 
vor einem Nachfolger, deſſen vornehmer Rang und mächtige Verbindungen ihn 
zur Nachahmung des herriſchen Auftretens Salentins aufforderten, zurückſchrak. 
Kirchliche Gründe waren bei dem Widerwillen der Kapitularen gegen den bairiſchen 
Bewerber nicht vorwaltend, aber ſie fehlten doch auch nicht. Der vornehmere 
Teil des Kapitels, die ſechzehn ſogenannten Edelherren, welche mindeſtens gräf— 
lichem oder freiherrlichem Stande angehören mußten, führten ein Leben, wie 
es regelmäßig in den reichsunmittelbaren Domſtiftern geführt wurde: je nach 
Zeit und Erfordernis den Schein des Prieſters oder des Kriegs- und Hofmannes 
erborgend, zugleich aber die Pflichten des erſteren in den Wind ſchlagend und zu 
den Arbeiten des anderen nicht tauglich, füllten ſie ihr Daſein vornehmlich mit 
groben Genüſſen aus. Der niedere Teil der Körperſchaft, die ſogenannten Prieſter— 
kanonichen, aus acht graduierten Geiſtlichen beſtehend, war guten Teils mit 
den Laſtern des damaligen mittleren Klerus behaftet, mit Habſucht, Ausſchweifung 
und Charakterloſigkeit. Für ſolche Männer mußte die Ausſicht auf einen Kirchen— 
fürſten, der, wenn nicht freiwillig, ſo doch auf Antrieb ſeiner Beſchützer, die 
kirchlichen Reformgeſetze ins Leben zu führen drohte, erſchreckend ſein. 

6 Dazu kam, daß unter der fortſchreitenden Klärung der Bekenntnisgegen— 
ſätze wenigſtens zwei eigentliche Proteſtanten im Kapitel hervorgetreten waren, 
der Graf Hermann Adolf von Solms und der Freiherr Johann von Winne— 
A zu denen als dritter der F vorſichtige Zurückhaltung bewahrende 
Aa dee e . Herzog Heinrich von Lauenburg, hinzu— 

; r waren ſelbſtverſtändlich die ſchärfſten Gegner der bairiſchen 
Bewerbung. Zugleich waren ſie aber auch die gegebenen Vermittler zwiſchen 
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den einheimiſchen Feinden Baierns und denjenigen, welche aus dem Kreiſe prote— 
ſtantiſcher Reichsſtände fic) gegen die Gefahr erhoben, daß das Kölner Erzſtift 
den Beſtrebungen Spaniens und der katholiſchen Reſtauration dienſtbar werden 
möchte. Zu letzteren gehörten vor allem die Wetterauer Grafen. Es iſt er— 
zählt (S. 472 fg.), wie ſich dieſelben ſchon lange in die Kölner Angelegenheiten 
und von da aus in die allgemeinere Frage des Zutrittes der Proteſtanten zu 
den geiſtlichen Stiftern eingemiſcht hatten. Unter der Leitung des unermüd— 
lichen Grafen Johann von Naſſau, des Bruders von Wilhelm von Oranien, 
und des Grafen Ludwig von Witgenſtein, des ehemaligen Großhofmeiſters 
Friedrichs III. von der Pfalz, wußten ſie auch jetzt mit dringenden Vorſtellungen 
auf die Kapitularen und auf die Landſtände einzuwirken. Daß die Wahl eines 
Proteſtanten zu erzielen ſei, hofften ſie ſelber nicht, aber ſie verlangten einen 
Kirchenfürſten, der die Proteſtanten nicht aus dem Kapitel vertreibe und ſich mit 
Spanien nicht gegen die Generalſtaaten verbinde. 

Der Gegenkandidat, über welchen die durch fo verſchiedene Rückſichten 
zuſammengeführten Widerſacher Baierns ſich endlich einigten, war der eben ſein 
dreißigſtes Lebensjahr vollendende Gebhard Truchſeß von Waldburg, Abkömm— 
ling eines ſchwäbiſchen Herrengeſchlechtes, bekannt als Neffe des ſtreng kirchlichen 
Biſchofs Otto von Augsburg. Wer die beiden alſo gegenübergeſtellten Bewerber 
vom perſönlichen Geſichtspunkte aus verglich, konnte ſich freilich erſtaunt fragen, 
inwiefern denn gerade dieſe Männer dazu kamen, ſo ſcharf entgegengeſetzte Be— 
ſtrebungen zu vertreten. Gleich dem Herzog Ernſt hatte auch Gebhard ſeine 
theologiſchen Studien unter Leitung unverdächtig katholiſcher Lehrer gemacht und 
keinen Anlaß zu berechtigten Zweifeln an ſeiner katholiſchen Geſinnung gegeben; 
wenn Ernſt ſich einige Monate vor der Kölner Wahl unwiderruflich an den 
geiſtlichen Stand feſſelte, indem er die Prieſterweihe nahm, ſo ließ ſich Gebhard 
dieſelbe einige Monate nach der Wahl erteilen. Beide kamen auch darin überein, 
daß ſie nicht aus innerem Antrieb, ſondern zum Zweck fürſtlicher Verſorgung 
den geiſtlichen Stand gewählt hatten: den Pflichten desſelben ſprachen ſie in 
wüſten Zechgelagen und ſittlichen Ausſchreitungen Hohn; der prieſterlichen Funk— 
tionen ſcheinen fie trotz der genommenen Weihe ſich enthalten zu haben.) — 
In Wahrheit lag denn auch der Unterſchied in der Bedeutung des bairiſchen 
und ſchwäbiſchen Prätendenten nicht in ihrer Perſönlichkeit, ſondern in den 
Mächten, nach denen ſie ſich richten mußten: der eine hatte auf Baiern, den 
Papſt und Spanien zu ſehen, der andere, ohne den Rückhalt einer mächtigen 
Familie, ohne Hingabe an höhere kirchliche Ziele, hing von denjenigen ab, welche 
ſeine Wahl betrieben, der Partei des Domkapitels nämlich, die keine katholiſchen 
Reformen wollte, und den Wetterauer Grafen, welche die Freiſtellung des prote— 
ſtantiſchen Bekenntniſſes betrieben. 

Wer von den beiden Bewerbern den Sieg gewinnen werde, blieb zweifel— 
haft bis zum Tage der Wahl. Von den zweiundzwanzig Stimmen, die, abge— 
ſehen von ihren eigenen, abgegeben wurden, konnte jeder auf zehn rechnen. Da 


1) Von Gebhard bemerkt dies Lippomano (v. Bezold JI n. 406 S. 540), über Eruſt vgl. 
Stieve, Politik Baierns 1 S. 327. 
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wurde einer von den Zweifelhaften, der einem Wetterauer Geſchlecht ange— 
hörige Graf Reinhard von Solms, am Vorabend der Wahl von ſeinem Bruder 
und einigen Freunden in einem nächtlichen Zechgelage ſo kräftig bearbeitet, daß 
er trotz gegenteiliger Zuſagen am folgenden Morgen (5. Dezember 1577) ſeine 
Stimme für Gebhard abgab; der andere, der Prieſterkanonikus Kuchoven, folgte 
der nunmehr ſtärkeren Partei; und ſo ſiegte Gebhard mit zwölf gegen zehn 
Stimmen. Einen letzten Verſuch, ihn aus dem Felde zu ſchlagen, machte Herzog 
Ernſt, indem er die Gültigkeit der Wahl in einer Berufung an den päpſtlichen 
Stuhl anfocht. Aber wie nun Gebhard ohne Anſtand den Eid auf das Trienter 
Glaubensbekenntnis ablegte, und in ſeiner Regierung nichts vornahm, was auf 
Abweichung vom katholiſchen Glauben ſchließen ließ, wie er vollends bei den im 
Jahr 1579 zu Köln geführten niederländiſchen Friedensverhandlungen ſich zum 
kaiſerlichen Bevollmächtigten hergab und von dem Unwillen, welchen die für 
Spanien ſo freundliche Haltung der kaiſerlichen Kommiſſion (S. 546) bei den 
Niederländern und ihren Freunden erregte, einen reichlichen Anteil auf ſich nahm, 
da empfand man am römiſchen Hof keine Neigung, wegen bloßer Befürchtungen 
einen weit ausſehenden Konflikt hervorzurufen. Am 19. März 1580 erhielt Geb— 
hard die päpſtliche Beſtätigung. 

Indes mochten nun Gebhards katholiſche Bezeugungen ehrlich gemeint ſein 
oder nicht, auf ſeine Wahl und nicht ohne Zuſammenhang mit derſelben folgte 
alsbald ein neues Anſchwellen der proteſtantiſchen Bewegung. Zuerſt regten 
ſich die Wetterauer Grafen. Ein beim letzten Reichstag geführter Streit, ob 
das Stimmrecht der Grafen und ihre Anweſenheit im Fürſtenrat ſtreng auf die 
beiden Verbände der ſchwäbiſchen und Wetterauer Grafen zu beſchränken ſei, 
bot ihnen den Anlaß, nicht nur ihren eigenen Verband zu befeſtigen, ſondern 
auch in Verhandlungen einzutreten über eine allgemeine Vereinigung der deut— 
ſchen Grafen zur Sicherung und Erweiterung ihrer reichsſtändiſchen Rechte 
(1578 fg.). Zwei Punkte waren es, welche ſolchen Beſtrebungen alsbald eine 
größere Tragweite gaben: einmal man gedachte, wenn man auch gegenüber 
katholiſchen Ständen und Grafen damit zurückhielt, die Forderung des freien 
Zutrittes der Proteſtanten zu den Reichsſtiftern mit vereinten Kräften zu be— 
treiben; ſodann neben den Grafen hoffte man, auch einzelne Fürſten, beſonders 
ſolche, die, wie der Erzbiſchof von Köln und der Biſchof von Straßburg, aus 
gräflichen oder freiherrlichen Häuſern hervorgegangen waren, in die Vereinigung 
zu ziehen. Ein noch weiteres Ausſehen gewannen dann die Verhandlungen in 
der Hand des Mannes, der in der Wetterauer Grafenpolitik vor allem die 
treibende Kraft war, des Grafen Johann von Naſſau. Derſelbe hatte zeitweilig 
einen größeren Kreis ſeiner Thätigkeit gewonnen, indem er ſich, wie erzählt, im 
Jahr 1578 als Statthalter der Generalſtaaten in die Provinz Geldern begab 
(S. 538 fg.), wo er die Utrechter Union betrieb und zwei Jahre lang den 
Niederlanden ſeine Dienſte leiſtete, allerdings um ſchließlich an der Möglichkeit 
einer ſtarken und geachteten Regierung gegenüber den unbotmäßigen Provinzial⸗ 
ſtänden zu verzweifeln und im Sommer 1580 wieder in die Heimat zurück⸗ 
zukehren. Noch von den Niederlanden aus nahm Johann die Wetterauer Be— 
ſtrebungen in den Plan eines allgemeinen proteſtantiſchen Bündniſſes auf: 
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die Utrechter Union ſollte ſich mit den Grafen, die Grafen mit den proteftan- 
tiſchen Schweizern verbünden.) Als er dann nach Deutſchland zurückgekehrt 
war, trat er mit dem zweideutigen Johann Caſimir, deſſen Schweſter er in 
zweiter Ehe heiratete, in perſönliche und politiſche Beziehungen. Unter den An— 
regungen pfälziſcher Staatskunſt half er nun die Verhandlungen über den Bei— 
tritt zur Grafeneinigung von den fränkiſchen und ſchwäbiſchen Grafen auf die 
Reichsritterſchaft in Franken ausdehnen; er hoffte, eine Anzahl Fürſten und 
Reichsſtädte zu gewinnen, und handelte zwiſchen Johann Caſimir und den 
Wetterauer Grafen über die Ernennung des erſteren zum Haupt des geplanten 
Bundes. Als bloßer Verband zur Erweiterung reichsſtändiſcher Rechte konnte 
natürlich in dieſen Entwürfen die Einigung nicht erſcheinen; ſie ſollte in Ver— 
bindung mit den Niederlanden und Hugenotten für die Erweiterung proteſtan— 
tiſcher Macht eintreten. 

Fürs erſte waren dies bloße Projekte. Aber wenn die erſtrebte Vereinigung 
gelang, ſo war wohl vorauszuſehen, daß ſie, nach den feſtſtehenden Abſichten der 
Wetterauer Grafen, ſich vor allem gegen die Herrſchaft des Katholizismus in 
dem Domkapitel und auf dem Biſchofsſtuhl von Köln wenden mußte. Auf das 
Erzbistum Köln waren die Blicke Johanns und ſeiner Parteigenoſſen gerichtet. 
Und noch nicht lange bewegten ſich die Grafen in dieſen neuen Verhandlungen, 
da erfolgte im Innern des Erzſtiftes eine Veränderung, welche ihren Plänen in 
überraſchender Weiſe entſprach und ihre kühnſten, an die Wahl Gebhards ge— 
knüpften Hoffnungen überbot. Um ſie zu verſtehen, müſſen wir zunächſt einige 
ſtaatliche und kirchliche Verhältniſſe des Kölner Kurfürſtentums ins Auge faſſen. 

Das Erzſtift Köln mit ſeinen in ein rheiniſches und ein weſtfäliſches Ge— 
biet getrennten Stiftslanden beſaß in jeder der beiden Provinzen eine kräftig 
entwickelte landſtändiſche Verfaſſung. Als das Haupt derſelben ſtand das Dom— 
kapitel ſowohl mit den weſtfäliſchen wie mit den rheiniſchen Ständen ſeit 1463 
in einer erblichen Vereinigung. Gleich anderen derartigen Bündniſſen der Land— 
ſtände enthielt dieſe Kölner „Erblandesvereinigung“ die Grundrechte des Landes 
und ſeiner Stände und für den Fall ihrer Verletzung ein ſtreng gefaßtes Wider— 
ſtandsrecht. Jeder Erzbiſchof, ſo hieß es, hat die Beſtimmungen der Einigung 
vor der Huldigung des Kapitels und der Stände zu beſchwören; wenn er ſie 
in ſeiner Regierung ganz oder teilweiſe verletzt, ſo beruft das Kapitel die Land— 
ſtände, und wenn dann die Verletzung nicht alsbald rückgängig gemacht wird, 
ſo haben die Stände und das Land fortan nicht dem Erzbiſchof, ſondern dem 
Kapitel ſo lange zu gehorchen, bis das gebrochene Recht hergeſtellt iſt. Zu den 
Rechten, die in fo nachdrücklicher Weiſe geſchützt wurden, hatte man im Jahre 
1550, als nach Vereitelung des Reformationsverſuches Hermanns von Wied die 
Einigung der rheiniſchen Stände eine neue Faſſung erhielt, ausdrücklich die be— 
ſtehenden Ordnungen der katholiſchen Kirche hinzugefügt. Verfaſſungsmäßig war 
alſo jetzt in den rheiniſchen Stiftslanden Kapitel und Landſchaft verpflichtet, 
allen gegen den Religionsſtand verſtoßenden Neuerungen gewaltſam zu widerſtehen. 

Indes die Feſtigkeit gerade dieſer neuen Satzung hing doch davon ab, daß 
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Kapitel und Landſtände ſich erſt ſelber gegen das Eindringen proteſtantiſchen 
Geiſtes abſchloſſen. In Wirklichkeit war dies nur teilweiſe der Fall. Am 
weiteſten waren lutheriſche Neigungen und Geſinnungen in den weſtfäliſchen 
Gebieten verbreitet, und zwar nicht nur unter dem Adel, ſondern auch in den 
Städten, beſonders in den nach der waldeckſchen und heſſiſchen Grenze gelegenen. 
Hier gab es Geiſtliche, welche es wagten, ſich zu verehelichen, nach proteftan- 
tiſchen Katechismen zu lehren und proteſtantiſche Aenderungen im Gottesdienſt 
einzuführen.!) In den rheiniſchen Landen hielten ſich die Städte, ſoweit es 
auf den Magiſtrat und die Mehrheit der Bürger ankam, katholiſch, aber in dem 
Adel gab es eine proteſtantiſche Partei, beſonders auch unter dem vornehmſten 
Teil des Adels, unter denjenigen rheiniſchen Grafen nämlich, welche als In— 
haber kölniſcher Lehen auf den kölniſchen Landtagen erſchienen. Damals ge— 
hörten zu dieſem Kreiſe vornehmlich die Grafen Hermann und Dietrich von 
Manderſcheid-Blankenheim und Manderſcheid-Schleiden, der Graf Hermann von 
Neuenar-Mörs, deſſen Herrſchaften im Jahr 1578 ſein Schwager Graf Adolf 
von Neuenar-WAlpen erbte, ferner Graf Werner von Salm Reifferſcheid und die 
verwitwete Gräfin von Arenberg. Die beiden letzteren hielten ſich katholiſch 
und ſuchten die Gunſt der ſpaniſch-niederländiſchen Regierung, wie wir denn 
kargaretas älteſten Sohn, den Grafen Karl, ſchon im Jahr 1582 im Kriegs— 
dienſt des Herzogs von Parma und als Geſandten der ſpaniſch-niederländiſchen 
Regierung am Reichstag finden. Dagegen bekannten ſich die Manderſcheider 
Grafen möglichſt geräuſchlos zur Augsburger Konfeſſion, während der Graf 
Hermann von Neuenar ſich zur calviniſtiſchen Lehre gewandt hatte: letzterer war 
Schwager Wilhelms von Oranien und der vornehmſte Schutzherr der nieder— 
ländiſch reformierten Gemeinden am Niederrhein; ganz in ſeine Geſinnung trat 
auch ſein Nachfolger Adolf ein. 

Rechnet man zu dieſen Männern die proteſtantiſche Minorität im Dom— 
kapitel und anderſeits jene geheimen Calviniſtengemeinden, die ſich auch im Köl— 
niſchen verbreiteten, ſo liegt am Tage, daß die Elemente einer proteſtantiſchen 
Bewegung im Erzſtifte nicht fehlten. Was eine ſolche aber wirklich hervorrief, 
das war der unerwartete Uebertritt Gebhards. Ein erſtes Vorzeichen desſelben 
trat hervor, als ein Jahr nach ſeiner Wahl der Gegenſatz zwiſchen katholiſchen 
und proteſtantiſchen Grafen in einem Streit zwiſchen Adolf von Neuenar und 
Werner von Salm-Reifferſcheid um die zur Hinterlaſſenſchaft Hermanns von Neuenar 
gehörige Herrſchaft Bedburg einen gewaltſamen Ausbruch fand. Damals trat 
Gebhard mit Entſchiedenheit für den proteſtantiſchen Prätendenten ein; der katho— 
liſche Graf Werner wurde im Jahr 1579 wegen thätlicher Eingriffe eine Zeit 
lang von ihm gefangen gehalten, und der Beſitz Bedburgs für Neuenar ge⸗ 
ſichert. War dieſe Hinneigung zu dem proteſtantiſchen Grafen ſchon auffällig, 
jo follte fie ſich bald nachher infolge eines erſtaunlichen Vorganges in ein vollends 
enges Verhältnis wandeln. Erzbiſchof Gebhard faßte im Jahr 1579 mitten in 


) Vgl. den Viſitationserlaß Gebhards von 1581 bei Isselt, De bello Coloniensi (Ausg. 
von 1620) S. 490. Pieler, Fürſtenberg S. 72: dreißigjähriges exercitium religionis in 
Marsberg. 
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ſeinem leichtfertigen Leben plötzlich eine ſtarke und dauernde Leidenſchaft für 
eine Stiftsdame des Kloſters Gerresheim, die Gräfin Agnes von Mansfeld, und 
im Herbſt desſelben Jahres fand er bei der Nonne Erhörung. Wie nun die 
beiden für ihren geheimen Verkehr der gefälligen Vermittler bedurften, ſo kam 
ihnen vor allem der Graf von Neuenar entgegen: in ſeinem Schloß zu Mörs nahm 
er Agnes zeitweilig auf, während der Erzbiſchof ſich in dem benachbarten Kaiſers— 
wert niederließ. Lag es nun in der weiteren Entwickelung des Verhältniſſes 
an der Gräfin Agnes und ihren Verwandten, die ſich über die unwürdige Rolle 
einer biſchöflichen Geliebten empörten, oder an dem in Gebhard ſelbſt aufſteigen— 
den Ekel an der großen Lüge ſeines Lebens, — genug, ſeit Beginn des Jahres 
1580 0 befreundete er ſich mit dem Gedanken, ſeine Geliebte zu ehelichen und 
zum proteſtantiſchen Bekenntniſſe überzutreten. Seine Vertrauten bei dieſen 
Plänen waren der Graf von Neuenar, der proteſtantiſche Kapitular Hermann 
Adolf von Solms und endlich, ſpäteſtens ſeit 1581, der Mann, der bei ſolchen 
Entwürfen nicht fehlen durfte, der Graf Johann von Naſſau. Die Abſicht 
Gebhards ging zunächſt dahin, die erzbiſchöfliche Regierung bei ſeiner Verheiratung 
niederzulegen. Aber gerade dieſes ſuchten ihm ſeine Ratgeber auszureden: die 
Gelegenheit ſollte benutzt werden, um den Zutritt von Proteſtanten zum Kölner 
Erzbistum durchzuzwingen. In dieſem Sinn begann Johann von Naſſau ſich 
ſeit Ende 1581 umzuthun, ob für ein derartiges Unternehmen die Hülfe prote— 
ſtantiſcher Reichsfürſten und der Niederländer zu haben ſei. 

Vier Jahre alſo nach der Wahl Gebhards waren die Dinge ſchon dahin 
gediehen, daß die Umwandelung Kölns in ein proteſtantiſches Kurfürſtentum auf 
dem Spiele ſtand: eine Ausſicht von unüberſehbaren Folgen; denn nicht nur 
wurde, wenn der Plan gelang, der katholiſche Charakter des niederrheiniſchen 
Länderſyſtems umgewandelt, es erhielten auch in dem Kollegium der Kurfürſten, 
das die deutſchen Kaiſer wählte und im ganzen Organismus der Reichsverfaſſung 
den vorwaltenden Einfluß ausübte, die Proteſtanten die Majorität. 

Mit Rückſicht auf die unter ſolchen Ausſichten in Köln und nebenbei in 
Aachen bevorſtehenden Kämpfe war es für die ſpaniſche und katholiſche Partei 
ein wichtiger Erfolg, daß ſie in dem benachbarten Bistum Lüttich eben damals 
ihre Stellung nicht nur zu behaupten, ſondern auch zu befeſtigen vermochte. Im 
Dezember 1580 ſtarb in dieſem Reichsſtift der Biſchof Gerhard von Groesbeek. 
Bei der Lage des Lütticher Gebiets, das nach Weſten und Süden von nieder— 
ländiſchen Provinzen umſchloſſen war und nach Oſten an das Herzogtum Jülich 
anſtieß, waren neben den Lüttichern ſelber vor allem die ſpaniſch-niederländiſche 
Regierung und der Herzog von Jülich bei der Neuwahl intereſſiert und einfluß— 
reich. Spanien verlangte einen ſeiner Politik ergebenen Kirchenfürſten, das 
Kapitel und die Stadt Lüttich wünſchten einen Biſchof, der ſich nicht zum willen— 
loſen Diener der ſpaniſchen Regierung hergab und doch bei derſelben das Wohl 
des Landes, beſonders gegenüber der Plage der Truppendurchzüge und Ein— 


1) p. Bezold II n. 1 Anm. 5. Aeußerung Neuenars im Frühjahr 1583, „daß er den 
loſen Pfaffen faſt ſchon drei Jahre lang gepfiffen, ehe er ſie habe zum Tanze bringen können“. 
(Kleinſorgen S. 128.) 
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lagerungen, mit Erfolg vertreten konnte, der Jülicher Herzog endlich, nachdem 
der Tod ihm nur einen Sohn übrig gelaſſen, verwandte ſich ſchon ſeit 1575 für 
ſeinen Neffen, den Herzog Ernſt von Baiern; für letzteren wandte natürlich auch 
der eigene Vater ſeinen am ſpaniſchen Hof gewonnenen Einfluß auf. Herzog 
Ernſt war denn auch der Glückliche, der den Wünſchen aller Parteien am beſten 
entſprach; am 30. Januar 1581 brachte ihm die einmütige Wahl des Lütticher 
Kapitels zu den zwei kleinen Bistümern von Freiſing und Hildesheim das erſte 
anſehnliche geiſtliche Fürſtentum ein. Als Biſchof von Lüttich war er nun in 
den Mittelpunkt der großen Gegenſätze geſtellt: nach den Niederlanden hin er— 
wartete Spanien von ihm Unterſtützung gegen ſeine Rebellen, nach dem Reiche 
hin war nächſt Jülich vor allem er zum Schutz der in Köln und Aachen ſo 
ſchwer bedrohten katholiſchen Sache berufen. Noch war er jedoch in den Ge— 
ſchäften der Regierung kaum erprobt. Er ſtand in ſeinem ſiebenundzwanzigſten 
Jahre; in den geiſtlichen Stand hatte ihn der Wille ſeines Vaters geführt, und 
die Strenge desſelben hatte ihn darin feſtgehalten; ſchwankend zwiſchen der Ab— 
neigung gegen das Prieſtertum und den Aufwallungen eines für die katholiſche 
Sache erregbaren Gemütes, hatte er die Sorge für den Gewinn kirchlicher 
Würden ſeinem Vater und ſeinen Freunden überlaſſen. Auch jetzt wünſchte er 
mehr, das Leben zu genießen, als ſtrenger Arbeit nachzugehen, mehr der Ruhe 
zu pflegen, als ſich in neue Kämpfe zu ſtürzen. Aber die Verhältniſſe und ſeine 
Partei trieben ihn vorwärts. In Aachen traten infolge der Vorgänge ſeit 1574 
eine katholiſche und eine proteſtantiſche Partei in bitterer Feindſchaft ausein— 
ander; ihr Hader erregte ſchon im Jahr 1575 die Aufmerkſamkeit des Papſtes 
und im Jahr 1577 die des Kaiſers.) In Köln hatte der bairiſche Herzog 
einen geſchickten Agenten an dem Niederländer Barvitius, der die dort heran— 
ziehende Kriſis zeitig ahnte. „Faſt allein,“ ſo bezeugte ihm ſpäter der Herzog, 
„ſcheint er die Tragödie vorausgeſehen und die Pläne der Schlechtgeſinnten durch— 
kreuzt zu haben.“?) Und wie Barvitius in Köln, ſo wachte in Rom Minuccio, 
der Sekretär des Kardinals von Trient: auch der ahnte nichts Gutes von der 
neuen erzbiſchöflichen Regierung und ſorgte dafür, daß ihm regelmäßige Berichte 
aus Köln zugingen. “) 

Die Augen der Machthaber am kaiſerlichen, päpſtlichen und bairiſchen 
Hofe waren alſo auf die Wetterzeichen am Niederrhein gerichtet, und für den 
Fall eines ausbrechenden Kampfes ſah ſich der junge Lütticher Biſchof in die 
vorderſten Reihen der katholiſchen Streitkräfte gedrängt. Konnte aber der ge— 
waltſame Kampf nicht dadurch verhindert werden, daß die Autoritäten des Reiches 
ſchlichtend eingriffen? An der Hand der alsbald folgenden Ereigniſſe werden 
wir ſehen, wie dieſe Autoritäten, nämlich der Kaiſer und der Reichstag, Ge— 
legenheit erhielten, gegenüber den in Köln und Aachen auftauchenden Streitfragen 
Stellung zu nehmen. 


) Gregor XIII. an Salentin. 1575 Januar 22. An Rudolf. 1577 Auguſt 10. 
(Theiner II S. 59, 263.) Erſte kaiſerliche Kommiſſion für Lüttich, Jülich und Dr. Gail in 
der Aachener Sache. 1577. (Wiener Akten.) 

) H. Wilhelm. 1583 Dezember 16. (Theiner III S. 402.) Vgl. v. Bezold I n. 326. 

) H. Wilhelm. 1584 Auguſt 14. (Theiner III S. 498.) 
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Der Kölner Krieg. 


Der Beginn von Kaiſer Rudolfs Regierung war mit dem Schluß des 
87 letzten von ſeinem Vater berufenen Reichstags zuſammengefallen. An 
dieſem Reichstag hatte noch Maximilian dasjenige erwirkt, was die Kaiſer 
dort vor allem zu ſuchen pflegten, nämlich eine Türkenhülfe, deren Termine bis 
zum Frühjahr 1582 liefen. Damit hing es zuſammen, daß, während die früheren 
Kaiſer ihren erſten Reichstag bald nach Antritt ihrer Regierung zu berufen 
pflegten, Rudolf II. beinahe ſechs Jahre hingehen ließ, bis er ſeine erſte Reichs— 
verſammlung eröffnete. In Augsburg wurde ſie gehalten, und am 3. Juli 1582 
wurde die kaiſerliche Propoſition vorgetragen. 

Wie bei den früheren Reichstagen, nur noch ſchärfer als vorher, offenbarte 
ſich gleich bei den erſten Verhandlungen die Verſchiedenheit in den Beſtrebungen 
des Kaiſers und der Reichsſtände: Rudolf II. wünſchte Zuſammenfaſſung der 
Kräfte für auswärtige Unternehmungen, während die Stände ihren kirchlichen 
Machtſtreit in den Vordergrund rückten. Von den auswärtigen Fragen waren 
es beſonders die türkiſche und die niederländiſche, welche den Kaiſer mit Sorgen 
erfüllten. Gegenüber den Türken mußte man ſich bei dem fortwährenden kleinen 
Grenzkrieg, bei der Ungewißheit, ob der achtjährige Waffenſtillſtand (S. 479) 
nach ſeinem Ablauf erneuert werden würde, auf den Ausbruch eines großen 
Krieges gefaßt halten; jedenfalls bedurfte der Kaiſer der Beiſteuer des Reichs, 
um auch nur die Grenzfeſtungen in ſtand zu halten. Eine durch mehrere Jahre 
hindurchgehende Geldhülfe zur Bewehrung der Grenzen in der Höhe der vom 
letzten Reichstag bewilligten, und eine eventuelle Hülfe für den Fall eines mit 
großer Heeresmacht unternommenen Angriffs der Türken, waren alſo die Leiſtungen, 
die der Kaiſer zunächſt von den Ständen verlangte. 

Faſt noch mehr als die türkiſchen Gefahren ſchienen ihm indes die nieder— 
ländiſchen Vorgänge am Herzen zu liegen. Es iſt erzählt, wie das Scheitern 
ſeiner pomphaften niederländiſchen Friedensverhandlung ihn mit Erbitterung er— 
füllt hatte, und wie dieſe Erbitterung geſtiegen war, als die Generalſtaaten den 
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Herzog von Anjou zu ihrem Landesherrn erhoben. Mit der Erhebung des 
franzöſiſchen Prinzen war ja dasjenige erfolgt, was Rudolf von Anfang an als 
den ſchlimmſten Ausgang der niederländiſchen Wirren gefürchtet hatte: die Los— 
reißung der nördlichen Niederlande vom Reich und vom Hauſe Oeſterreich, und 
zwar, da man am kaiſerlichen Hof den Herzog von Anjou als Werkzeug des 
Königs von Frankreich betrachtete, eine Losreißung zu Gunſten der franzöſiſchen 
Monarchie. Bei dem höchſt reizbaren dynaſtiſchen Selbſtgefühl des Kaiſers er— 
ſchien ihm dieſer Wechſel unerträglich. Allerdings konnte man gegenüber ſeiner 
ſteigenden Erregung fragen, ob und wie das Reich, das ſechzehn Jahre lang in 
die niederländiſchen Kämpfe niemals wirkſam eingegriffen hatte, auf einmal die 
Kraft finden ſollte, die letzte und entſcheidende Wendung der Dinge rückgängig 
zu machen. Aber unbeirrt durch ſolche Bedenken, hatte Rudolf ſchon während 
des Jahres 1580, als die Verhandlungen mit Anjou im Gange waren, ſich in 
Plänen und Erwägungen abgemüht, wie die Erhebung des Franzoſen zu durchkreuzen 
ſei: ob dadurch, daß Kaiſer und Reich die aufſtändiſchen Niederlande unter ihren 
unmittelbaren Schutz nähmen, oder dadurch, daß ſie die Vergleichsverhandlung 
noch einmal verſuchten.!“) Da weder er noch die von ihm befragten Fürſten ein 
Mittel wußten, um zu dem einen oder anderen die Zuſtimmung ſowohl der 
Spanier wie der Generalſtaaten zu erwirken, ſo wurde die Sache ſchließlich auf 
den Reichstag gewieſen. Hier begehrte nun der Kaiſer das Bedenken der Stände, 
wie der inzwiſchen vollzogene Abfall der nördlichen Niederlande vom Reich und 
dem Hauſe Oeſterreich rückgängig zu machen, wie ferner die Reichslande gegen 
die aus dem niederländiſchen Krieg entſpringenden Schädigungen zu ſichern, und 
den eigenmächtigen Verbindungen der in den Niederlanden und Frankreich 
kriegenden Parteien mit den Reichsſtänden zu ſteuern ſei. i 
Um ſeinen Worten Nachdruck zu geben, konnte der Kaiſer noch auf eine 
ganz beſondere Herausforderung des Reiches hinweiſen. Auf der Grenze zwiſchen 
den Niederlanden und Frankreich lag die Stadt Cambray. Dieſe Stadt, gleich 
dem ihrem Erzbiſchof angehörigen Gebiet, zählte trotz mancher der ſpaniſchen 
Regierung zuſtehenden Hoheitsrechte nicht zu den niederländiſchen Provinzen, 
ſondern bewahrte als Reichsſtadt — ähnlich wie ihr Biſchof als Reichsfürſt — 
ein unmittelbares Verhältnis zum Deutſchen Reich. Im Jahr 1579 nun, als 
die große Scheidung in den Niederlanden erfolgte, fand der in Cambray ange— 
ſtellte Gouverneur d'Inchy es vorteilhaft, weder unter den Staaten zu verbleiben, 
noch unter Spanien zurückzukehren: er ſchloß ein Abkommen mit dem Herzog 
von Anjou, infolge deſſen der franzöſiſche Prinz am 22. Auguſt 1580 2) die 
Herrſchaft über die Stadt in Beſitz nehmen konnte. Unter wechſelnden Schickſalen 
iſt Cambray dann ſechzehn Jahre ſpäter von den Spaniern zurückerobert, dem 
Reich aber fortan entzogen geblieben, ähnlich wie es ſeit dreißig Jahren die 
Städte Metz, Toul und Verdun waren. — Der Kaiſer hatte alſo Gelegenheit, 


) Korreſpondenz Rudolfs mit Kurf. Auguſt. 1580 Januar 24 bis 1581 Januar 14. 
(Dresden St. A. 9309. Auszug der kaiſerl. Schreiben . . . an Kurfürſt Auguſt 157781. Drei 
Proben bei Bezold I n. 247, 253, 265). 

) Kervyn de Lettenhove V S. 501. 
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die bittere Stimmung über dieſe älteren Verluſte zu beleben, indem er auf den 
neuen Raub der Franzoſen hinwies. 

Aber die patriotiſche Aufwallung, die auf ſolche Anregungen nicht auszu— 
bleiben pflegte, war nicht ſtark genug, um die Zwietracht oder Gleichgültigkeit 
der Stände gegenüber den auswärtigen Fragen zu überwinden. Im Grunde 
rief der Kaiſer mit ſeiner niederländiſchen Propoſition nur ein Nachſpiel der 
früheren Aufführungen, in denen die Ohnmacht des Reiches ſattſam dargethan 
war, hervor. Wenn eine Partei der Reichsſtände, nämlich die katholiſche Majorität 
des Fürſtenrates, ſich zu dem kräftig lautenden Vorſchlag verſtieg, man ſolle den 
Dienſt und Zuzug deutſcher Truppen zum Heere Anjous und der Staaten bei 
Strafe der Acht verbieten, ſo bedeutete dies, da ein gleiches Verbot gegen den 
ſpaniſchen Dienſt nicht in Ausſicht genommen war, Parteinahme des Reichs für 
Spanien gegen die Staaten. Deshalb widerſetzten ſich ſämtliche Proteſtanten 
dieſem Antrag: allerdings auch ſie nur einmütig in der Verwerfung desſelben, 
auseinander gehend in ihren eigenen poſitiven Beſtrebungen. Johann Caſimir 
wollte ſich das Recht wahren, ſeinen Glaubensgenoſſen in Frankreich und den 
Niederlanden kriegeriſche Hülfe zu leiſten; die konſervativ geſinnten Fürſten 
wollten dem Reich Ruhe ſchaffen gegenüber beiden kriegenden Parteien, wie denn 
die letzten Gedanken dieſer Stände der Herzog Julius von Braunſchweig in den 
ergebenen Worten ausſprach: die unter Frankreichs Schutz geſtellten Niederlande 
ſeien dem Reich verloren, und der Verluſt fet Gott zu befehlen.) Das Ende 
langer und erregter Beratungen war, daß man den drei gegen die Niederlande 
grenzenden Kreiſen, dem nieder-, kur- und oberrheiniſchen, auftrug, Maßregeln 
zu ihrem Schutz gegen die fortlaufenden Gewaltthaten der kriegenden Parteien 
zu beſchließen, und daß man für dieſen Zweck ihnen von Reichs wegen die lächer— 
liche Summe von zwei Römermonaten zur Verfügung ſtellte. 

Etwas bereitwilliger als zur Wahrung der Rechte des Reichs in den Nieder— 
landen waren die Stände zur Verteidigung Ungarns gegen die Türken. Hier 
wirkte doch das Herkommen einer beſchränkten Teilnahme des Reichs auf ihre 
Opferwilligkeit ein, hier kam vor allem auch in Betracht, daß Gewährung oder 
Verweigerung den Kaiſer in ſeinen nächſten Intereſſen berührten. Eben der 
letztere Umſtand hatte aber auch die Türkenhülfe in engen Zuſammenhang mit 
dem für die Reichsſtände, wie bemerkt, viel wichtigeren kirchlichen Machtſtreit im 
Innern des Reiches gebracht. Nach einem nachgerade ſich befeſtigenden Her— 
kommen waren es die Pfälzer nebſt ihrem Anhang, welche durch Erſchwerung 
der Türkenhülfe den Kaiſer ihren kirchlichen Forderungen zu unterwerfen ſuchten; 
ihnen gegenüber trachteten die Katholiken eher, ſoweit ihre Sparſamkeit es zuließ, 
den Kaiſer durch Entgegenkommen gegen ſeine Steuerforderungen zu gewinnen; 
zwiſchen beiden, die Anträge des Kaiſers unterſtützend und die Gegenſätze der 
Parteien abſtumpfend, bewegte ſich der Kurfürſt Auguſt mit ſeinen zahlreichen 
Anhängern. 

Was diesmal, wie bei dem vorigen Reichstag, von vornherein wahrſcheinlich 
machte, daß die Türkenhülfe dem Kaiſer nicht zu ſehr durch die inneren Streitig— 


1) Häberlin XIII Vorr. S. 47/48. 
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keiten erſchwert werden würde, war der Umſtand, daß Kurfürſt Auguſt in ſeiner 
dem Kaiſer und den katholiſchen Ständen entgegenkommenden Politik nicht nur 
beharrt, ſondern vorangeſchritten war. Die beiden großen Fragen, welche ſeit 
1575 den Streit zwiſchen Katholiken und Proteſtanten wieder heftiger entzündet 
hatten, bezogen ſich auf die Aufhebung des geiſtlichen Vorbehalts und die Be— 
ſtätigung der Deklaration Ferdinands. Schneidender nun als je ſtellte Auguſt 
in der Inſtruktion für ſeine Reichstagsgeſandten ) und in den Verhandlungen 
des Reichstags ſelber den Grundſatz auf, daß die Anſprüche der Proteſtanten, 
welche auf einer von den Katholiken beſtrittenen Auffaſſung des Religionsfriedens 
beruhten, alſo nur durch eine neue Verſtändigung über die Tragweite dieſes 
Geſetzes erledigt werden konnten, unberührt bleiben ſollten. Alſo nicht nur Ab— 
ſtand von den Angriffen gegen den geiſtlichen Vorbehalt, ſondern auch Abſtand 
von der Beſtätigung der Ferdinandeiſchen Deklaration. Im Hinblick ſodann auf 
das alte Verlangen der Pfälzer nach durchgehender Religionsfreiheit proteſtantiſcher 
Unterthanen, gab der Kurfürſt in ſeiner gegen die eigenen Untergebenen harten, 
gegen die katholiſchen Reichsſtände aber ungewöhnlich billigen Denkweiſe die auf— 
richtige Erklärung ab: dieſe Freiheit ſetze das gleiche Recht der katholiſchen 
Unterthanen proteſtantiſcher Reichsſtände voraus; die Neigung aber, die papi— 
ſtiſche Abgötterei im eigenen Lande zu dulden, fet weder bei ihm noch bei anderen 
ſeiner Glaubensgenoſſen vorhanden. 

Der Kurfürſt verzichtete alſo auf den Austrag der wichtigſten Forderungen 
der proteſtantiſchen Partei. Im Zuſammenhang damit gingen ſeine früheren 
Bemühungen um freundſchaftliche Verſtändigung mit den Häuptern der Katholiken 
ihren Gang weiter. Von den Freunden, die er in dieſem Kreiſe gewonnen hatte, 
war im März 1582 der Mainzer Kurfürſt Daniel Brendel geſtorben. Wie nun 
deſſen Nachfolger, Wolfgang von Dalberg, noch vor dem Reichstag einen Ge— 
ſandten nach Sachſen abfertigte, ſprach Auguſt alsbald ſeinen Wunſch nach beider— 
ſeitiger Verſtändigung über die bei der Reichsverſammlung zu gewärtigenden 
Streitigkeiten zwiſchen Katholiken und Proteſtanten aus: die extremen Beſtrebungen 
auf beiden Seiten, meinte er, ſeien in ſolcher Weiſe zu behandeln, daß der 
Religionsfriede in Kraft bleibe und gerechten Klagen abgeholfen werde.?) Ein 
anderer katholiſcher Freund des ſächſiſchen Kurfürſten, Herzog Albrecht von Baiern, 
war bereits im Oktober 1579 geſtorben. Mit deſſen Nachfolger, dem noch viel 
ſtrenger katholiſchen Herzog Wilhelm, ſetzte Auguſt die vertrauten Beziehungen 
gleichfalls mit ſolchem Eifer fort, daß er, als er ſich zum Reichstag einfand, 
von dort aus eine Reiſe zum Herzog unternahm und ſich über die kirchenpoli— 
tiſchen Fragen auch mit ihm zu verſtändigen ſuchte. Am ſorgfältigſten pflegte 
Auguſt ſeine Beziehungen zu dem jungen Kaiſer. Im Oktober 1581 erſchien 
er zu einem Beſuch an deſſen Hof und ſprach hier mit des Kaiſers Vertrauten, 
dem Oberſthofmarſchall Sixt Trautſon, die Angelegenheiten des bevorſtehenden 
Reichstags durch. So kühn waren die Hoffnungen, die dem Kaiſer aus dem 


) Dresden. St. A. 10 200. Ander Buch R. T. Sachen 1582. 
) Entwurf des Kurfürſten für ſeine Unterredung mit dem Mainzer Hofmeiſter. 1582 
(Dresden. St. A. 10 201. Schriften betr. die Freiſtellung). 
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Entgegenkommen des Kurfürſten erwuchſen, daß er von dem Reichstag nicht bloß 
eine Türkenhülfe, ſondern die Bewilligung einer fortlaufenden Beiſteuer zur 
Unterhaltung ſeines kaiſerlichen Hofs erlangen zu können glaubte: eine Hoffnung, 
die freilich, ſobald die Sache am Reichstag angeregt wurde, ſich als höchſt un— 
begründet erwies.!) 

Den verſöhnlichen Bemühungen des ſächſiſchen Kurfürſten ſtand herkömm— 
licherweiſe die unverſöhnliche Politik der Kurpfälzer entgegen. Indes dieſer 
Gegenſatz war jetzt weſentlich abgeſchwächt. An ſich hätte der Nachfolger 
Friedrichs III., Kurfürſt Ludwig, wohl ſehr gern die proteſtantiſchen Forderungen 
hinſichtlich des geiſtlichen Vorbehalts und der Deklaration mit anderen betrieben 
und ſogar die ſchroffe Erklärung, daß man vor Erledigung der proteſtantiſchen 
Beſchwerden in keine anderen Verhandlungen eintreten werde, mit ſämtlichen 
proteſtantiſchen Ständen abgegeben.?) Aber ängſtlich und unſelbſtändig, wie er 
war, vermochte er dem Willen des Kurfürſten von Sachſen keinen ernſtlichen 
Widerſtand zu leiſten. Und ſo geſchah es, daß, als während der Verhandlungen 
über die Türkenhülfe die Proteſtanten ihre Beſchwerden vereinbarten, jene ein- 
ſchneidenden Forderungen wegblieben, und von einer Erſchwerung der Steuer— 
bewilligung oder gar der Reichstagsverhandlungen überhaupt keine Rede war. 
In verhältnismäßig beſcheidenem Ton wurden nur einige beſondere, wirkliche 
oder angebliche, Beeinträchtigungen proteſtantiſcher Stände dem Kaiſer zur Ab— 
hülfe empfohlen. Inzwiſchen traten Mainz und Sachſen gegenüber ihren ſpar— 
ſameren Kollegen für eine ausgiebige Steuerbewilligung ein. 

So ſchien der ſcharfe Zug, der ſeit 1575 in die Verhandlungen der Prote— 
ſtanten gekommen war, ſich jetzt völlig legen zu wollen. Allein auf dem Grunde 
der allgemeinen Streitfragen über den Sinn des Religionsfriedens, die Sachſen 
wohl mit Schweigen übergehen, aber nicht ihrer Löſung näher führen konnte, 
traten eben jetzt zwei beſondere Streithändel an den Reichstag heran, die in ihrer 
weiteren Entwickelung alle Verſuche, den Hader der Parteien zu beſchwichtigen, 
wieder ſtören ſollten. 

Die erſte dieſer Streitigkeiten entſprang aus den Aachener Händeln. Wie 
oben angedeutet, war hier der Erfolg der proteſtantiſchen Sache nicht ohne 
Gegenwirkung geblieben. Es hatte ſich in der Einwohnerſchaft eine katholiſche 
Partei, in der Nachbarſchaft der Herzog von Jülich und der Biſchof von Lüttich 
gegen die Errungenſchaften von 1574 erhoben, und von all dieſen Widerſachern 
der Proteſtanten gedrängt, entſchloß ſich endlich der Kaiſer zu einem nachdrück— 
lichen Eingriff. Am 15. April 1581 ernannte er Jülich und Lüttich, ferner den 
Präſidenten des Reichshofrats, Philipp Freiherrn von Winneburg, nebſt dem 
kaiſerlichen Rat Philipp von Naſſau⸗Sprinkenburg zu ſeinen Kommiſſarien, mit 
dem Auftrag, bei der vorſtehenden Ratswahl zu ſorgen, daß das Statut von 
1560 befolgt, alſo nur Katholiken zu Rat und Aemtern gewählt würden. Als 
auf Grund dieſes Auftrages Philipp von Naſſau und die Subdelegierten von 


1) Ueber dieſen Plan vgl. v. Bezold I n. 336 S. 472, 473, n. 336 Anm. 1, 365, 371, 
380, 382. Pieler, Fürſtenberg S. 50 (zu Juli 30). f 
2) v. Bezold I n. 332 Art. 9. 
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Jülich und Lüttich gegen Ende des Monats Mai in Aachen eintrafen, fanden 
ſie zwar die Wahlen ſchon eben beendet, zugleich aber infolge derſelben die Stadt 
in heftiger Bewegung. Bei der Ergänzung des Rates nämlich, als wieder 
Proteſtanten aufgenommen wurden, hatte es Widerſpruch und Proteſt von ſeiten 
der katholiſchen Mitglieder abgeſetzt, und als dann am 25. Mai der große Rat 
zur Wahl der Bürgermeiſter und Amtsträger zuſammentrat, war die offene 
Spaltung erfolgt: achtundvierzig katholiſche Ratsherren auf der einen Seite, 
achtzig Anhänger der Neuerung von 1574 auf der anderen Seite traten zu zwie⸗ 
ſpältigen Bürgermeiſterwahlen auseinander. Mitten in dieſem Streit befand 
man ſich, als die kaiſerlichen Kommiſſarien anlangten. Da trat denn am 
29. Mai Philipp von Naſſau vor den proteſtantiſchen Ratsteil und verlangte 
nichts weniger, als Entfernung ſämtlicher Proteſtanten aus Rat und Aemtern; 
er bediente ſich der herriſchen und groben Sprache, wie ſie die Träger der 
kaiſerlichen Autorität gegen die Reichsſtädte mit Vorliebe anwandten. Aber der 
raſch zufahrende Kommiſſar unterſchätzte die Erregung, die ſich der Bürgerſchaft 
bemächtigt hatte. Sowie ſeine harten Forderungen kund wurden, und das Gerücht 
von einem gegen die Proteſtanten vorbereiteten Gewaltſtreich ſich dazu geſellte, 
brachen die Proteſtanten und ihre Gönner in einem grimmigen Auflaufe los: 
ſie ließen die Sturmglocken läuten, fuhren das Geſchütz auf dem Markte auf 
und rotteten ſich bewaffnet zur Verteidigung ihres Rates zuſammen. 

So entſchloſſen war dieſes Eintreten der Bürger für den proteſtantiſchen 
Rat, ſo bedenklich ihr Uebergewicht, daß darüber die Gegenpartei den Mut verlor. 
Bereits am 30. Mai ließ ſich der katholiſche Teil des Rates mit dem prote— 
ſtantiſchen zu einem Vergleich herbei, kraft deſſen beide Teile ihre Bürgermeiſter 
fallen ließen und ſich zu neuer Wahl der Bürgermeiſter und Amtsträger ver— 
einigten. Den kaiſerlichen Kommiſſarien blieb nichts übrig, als aus der wider— 
ſpenſtigen Stadt zu entweichen. Es folgten ihnen aber auch, teils gleich, teils 
in den ſpäteren Wochen, eine Anzahl katholiſcher Geiſtlicher und Ratsherren, in 
der feſten Abſicht, den Kampf gegen die in ihrer Vaterſtadt obſiegende Neuerung 
mit Anklagen beim Kaiſer, bei katholiſchen Fürſten und Ständen fortzuſetzen. 

Den Wünſchen dieſer Ausgewichenen kam alsbald der kaiſerliche Hof ent— 
gegen. Rudolf II. blieb dabei, daß das Statut von 1560 nicht geändert werden 
dürfe, daß folglich die Proteſtanten aus Rat und Aemtern, und zugleich die 
proteſtantiſchen Prediger nebſt ihren Anhängern aus der Stadt gejagt werden 
müßten. In dieſem Sinn erließ er an die Stadt ein Mandat am 21. Juni 1581 
und erneuerte dasſelbe am 17. Auguſt. Gefährlicher noch als dieſes kaiſerliche 
Vorgehen war es für die Stadt, daß auch die fürſtlichen Nachbarn derſelben 
die Entſchiedenheit, mit der ſie im Jahr 1559 dem Emporkommen des Prote— 
ſtantismus entgegengetreten waren, in der neuen Kriſis bewährten. Jülich 
und Lüttich drangen beim Kaiſer auf Maßregeln zur gewaltſamen Durchführung 
ſeiner Mandate, und da Rudolf zögerte, ſo erklärte ihm der Jülicher Herzog 
am 3. Oktober: er habe ſich genötigt geſehen, den Aachenern eigenmächtig den 
Verkehr zu ſperren, — eine Maßregel, welche dann, unter dem Antreiben des 
Lütticher Biſchofs, auch von dem Herzog von Parma verhängt und durch drohende 
Vorſchiebung ſpaniſcher Truppen bis ins Aachener Gebiet verſchärft wurde. 
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Wenn aber ſo die Aachener Sache alsbald weitere katholiſche Kreiſe ergriff, 
ſo riefen auch unter den proteſtantiſchen Ständen die kaiſerlichen Mandate ein 
nicht geringes Aufſehen hervor; und vollends nahm deren Erregung zu, da ſie 
in den Maßnahmen des Herzogs von Parma den erſten Verſuch der ſich wieder 
befeſtigenden ſpaniſch-niederländiſchen Macht zum gewaltſamen Eingreifen in den 
Parteienkampf des Reiches vor ſich ſahen. Auch die Proteſtanten wandten ſich 
alſo an den Kaiſer, aber nicht mit Anklagen, ſondern mit Fürbitten für die 
Stadt Aachen, mit Verteidigung ihres Vorgehens: fo vor allem eine im Auguſt 
1581 gehaltene Tggſatzung der Reichsſtädte, unter denen ja die Proteſtanten 
das volle Uebergewicht beſaßen, desgleichen die drei weltlichen Kurfürſten und 
einige angeſehene Fürſten. Unter Anklage und Verteidigung gewann die Aachener 
Sache die Bedeutung eines allgemeinen Religionsſtreites. 

Eine erſte Folge dieſer Erweiterung des Streites war, daß der kaiſerliche 
Hof in ſeinem Vorgehen ſtutzig wurde. Er ließ ſich herbei, den Herzögen von 
Parma und Jülich in mehreren Mandaten (Januar bis März 1582) die Ein—⸗ 
ſtellung ihrer Gewaltmaßregeln zu befehlen, er ließ es geſchehen, daß der 
Aachener Rat dem neuen Verfahren einer neuen kaiſerlichen Kommiſſion mit 
der Erklärung auswich: er könne ſich ohne Beteiligung der proteſtantiſchen 
Stände, die für ihn eingeſchritten ſeien, nicht weiter einlaſſen; man möge die 
Sache am vorſtehenden Reichstag verhandeln. Verhandlung der Sache am vor— 
ſtehenden Reichstag, das war der Ausweg, der zugleich von den proteſtantiſchen 
Reichsſtänden in Ausſicht genommen wurde: in einer Zuſammenſtellung der 
dort zu verfolgenden Religionsbeſchwerden, welche der Kurfürſt von der Pfalz 
am 16. März 1582 ſeinen Glaubensgenoſſen zuſchickte, nahm die Aachener 
Sache einen Platz ein, den ſie von nun ab auf lange Zeit nicht mehr ver— 
lieren ſollte. 

Was nun aber in Hinblick auf die Reichstagsverhandlung die Ausſicht 
auf unlösbare Streitigkeiten eröffnete, das war der auch hier hervorgetretene 
Gegenſatz in der Auffaſſung der Rechtsfrage. Der Rat von Aachen hatte da— 
mals die öffentliche Religionsübung für die Anhänger der Augsburger Konfeſſion 
noch nicht förmlich freigegeben — das wagte er erſt am 9. Januar 1583 —, 
aber durch Aufnahme von Proteſtanten in ſeine Mitte, durch die nach den letzten 
Tumulten den proteſtantiſchen Einwohnern ausdrücklich gewährte Gewiſſens— 
freiheit!) hatte er offenbar das in kirchlichen Dingen herrſchende Recht geändert. 
Beſaß er dazu nach dem Religionsfrieden die Befugnis? Der kaiſerliche Hof 
und andere Katholiken verneinten dies: denn nach dem Religionsfrieden müſſe 
der kirchliche Rechtsſtand jeder Reichsſtadt in dem Stand bleiben, in dem er 
damals geweſen ſei. Dagegen wandten die Proteſtanten ein: die angezogene 
Beſtimmung des Religionsfriedens ſei ja nur für die paritätiſchen Städte ge— 
troffen (S. 83), auf die im Jahre 1555 ungemiſcht geweſenen Reichsſtädte finde 
das vom Religionsfrieden jedem Reichsſtand gewährte Recht der Einführung 
des einen oder anderen Bekenntniſſes Anwendung. Dieſer Einwand war zu— 
treffend. Aber neue Unklarheiten ergaben ſich, wenn man fragte: wer denn 


) Bemerkt in der Schrift des Kaiſers am Reichstag 1582. (Häberlin XII S. 408/9.) 
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den Willen eines ſo mannigfach zuſammengeſetzten Reichsſtandes, wie es eine 
Reichsſtadt war, feſtzuſtellen habe. Je nach dem Parteiintereſſe fielen die Ant⸗ 
worten hierauf verſchieden aus; bezüglich Aachens wieſen die Proteſtanten darauf 
hin, daß die Neuordnung von 1574 ja von der Bürgerſchaft in ihren Zünften 
gefordert und vom Rat als der eigentlichen Stadtobrigkeit angeordnet ſei. Aber 
dagegen erhob ſich nun wieder der Herzog von Jülich: er beſitze im Gerichts— 
weſen der Stadt die höchſte Obrigkeit und in geiſtlichen Sachen die höchſten der 
weltlichen Macht eingeräumten Befugniſſe (vgl. S. 222); unmöglich habe alſo 
der Rat eine in die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit, in die geſamten kirchlichen 
Ordnungen ſo tief eingreifende Neuerung ohne ſeine Zuſtimmung beſchließen dürfen. 

Man ſieht, es war geringe Ausſicht vorhanden, daß die Sache durch ihre 
Verweiſung an den Reichstag geklärt werden würde. Um aber den Hader, 
der ſo zu gewärtigen war, noch hitziger anzuregen, trat gleichzeitig mit dieſem 
Aachener Streit noch ein zweiter an den Reichstag heran, deſſen Bedeutung 
um vieles weiter reichte: er entſprang aus den alle anderen Gegenſätze der 
Parteien überragenden Streitfragen des geiſtlichen Fürſtentums und des geiſt— 
lichen Vorbehaltes. 

Von den beiden Erzbistümern im inneren Norddeutſchland war das eine, 
nämlich Magdeburg, wie oben erzählt iſt, an den brandenburgiſchen Prinzen 
Joachim Friedrich gekommen. Unausgeſetzt hatten ſich des Erwählten Großvater 
und Vater, die Kurfürſten Joachim II. und Johann Georg, bemüht, den Beſitz 
des Stiftes durch Erlangung der kaiſerlichen Belehnung oder mindeſtens eines 
Lehenindultes für den Adminiſtrator ſicher zu ſtellen. Aber die Abweiſung, 
welche Maximilian II. im Jahre 1566 dieſer Forderung entgegengeſetzt hatte 
(S. 310), war von ihm wie von ſeinem Nachfolger ſtets wiederholt. Da wurde 
denn in einer Vereinbarung zwiſchen dem Kurfürſten Johann Georg, dem 
Adminiſtrator und ſeinem Kapitel der Beſchluß gefaßt, die Frage auf thatſäch— 
lichem Wege auszutragen: Joachim Friedrich, der an den vorausgehenden Reichs— 
tagen keinen Anteil genommen, ſollte ſich diesmal perſönlich zu der Augsburger 
Verſammlung begeben, um ſeine reichsſtändiſchen Rechte auszuüben. Wirklich 
erſchien der Adminiſtrator und ließ durch einen ſeiner Räte auf der geiſtlichen 
Fürſtenbank die Seſſion ergreifen. Daß ein proteſtantiſcher Adminiſtrator ohne 
Belehnung oder Indult Sitz und Stimme am Reichstag beanſpruchte, war eine 
Neuerung; ) wenn es gelang, ſie durchzuſetzen, fo wurde offenbar der zweifel— 
hafte Beſitz der Adminiſtratoren befeſtigt. Ebendeshalb regte aber auch das 
Vorgehen Magdeburgs ſehr bald die Wachſamkeit der katholiſchen Reichsſtände 
auf. Nachdem Salzburg gleich bei der erſten Beratſchlagung der Fürſten, auf 
Anlaß eines Streites über den Vorſitz, gegen die Berechtigung des Adminiſtrators 
Einſpruch erhoben, traten die perſönlich anweſenden katholiſchen Fürſten, an ihrer 
Spitze Kurfürſt Wolfgang von Mainz und Herzog Wilhelm von Baiern, zu— 


) Dem Admin. Halberſtadt, der am Reichstag teilnahm, war das Indult zuletzt am 
8. Jan. 1580 auf zwei Jahre erſtreckt (St. A. Wien. Reichsregiſtraturbücher VI f. 358), ſo daß 
er allerdings bei ganz ſtrenger Auffaſſung auch als unberechtigt erſcheinen mußte. Ueber die 
Stimme und Seſſion für das Bistum Minden (kein Indult) vgl. Häberlin XIV S. 345. Anm. 


Der Kölner Krieg. 581 


ſammen und faßten den Beſchluß, daß entweder der Magdeburger Adminiſtrator ) 
ſeinen Sitz im Fürſtenrat aufzugeben, oder die Katholiken den Reichstag zu 
verlaſſen hätten. 

So ſah denn der Kaiſer zwei neue kirchliche Streithändel ausbrechen, und 
zwar alsbald mit ſolcher Heftigkeit ausbrechen, daß ſie die günſtigen Ausſichten, 
unter denen er die Verhandlungen über die Türkenhülfe eröffnete, zu vereiteln 
drohten. Am 12. Juli war jener Beſchluß der katholiſchen Fürſten gefaßt, und 
gleich am folgenden Tag mußten, da weder Magdeburg weichen, noch die Katholiken 
neben ihm tagen wollten, die Verhandlungen des Fürſtenrates eingeſtellt werden. 
Eine Woche nachher, am 19. Juli, zeigten die Reichsſtädte den beiden höheren 
Kollegien eine Anzahl von Beſchwerden an, unter denen die Aachener Sache alle 
anderen überwog. Sie unterſchieden hinſichtlich der letzteren die Streitigkeiten 
zwiſchen Perſonen und Parteien in der Stadt Aachen, die ſie im einzelnen nicht 
vertreten wollten, und die bei dieſen Streitigkeiten ergriffenen Maßregeln und 
aufgeſtellten Grundſätze, die alle Städte angingen: indem man der Stadt Aachen 
die Freigebung der Augsburger Konfeſſion verwehre, beſtreite man ihre Reichs— 
ſtandſchaft und ihre Teilnahme am Religionsfrieden; indem der Kaiſer und ſeine 
Kommiſſarien mit Dekreten ohne vorherige Unterſuchung zugefahren ſeien, die 
Herzöge von Jülich und Parma Zwangsmaßregeln ohne Befugnis ergriffen haben, 
und ſchließlich der Aachener Rat zum gegenwärtigen Reichstag gar nicht beſchrieben 
ſei, habe man die Stadt mit Befehlen und Exekutionen ohne vorhergehendes 
rechtliches Verfahren bedrängt; — ſolange nun dieſe Beſchwerden nicht abgeſtellt 
ſeien, könnten die Städte ſich in keine reichstäglichen Verhandlungen einlaſſen. 
Wie alſo im Fürſtenrat wegen des Magdeburger Streites, ſo ſtockten jetzt im 
Städterat wegen der Aachener Sache die Beratungen. 

Von der größten Bedeutung für den weiteren Gang der Dinge nicht nur 
am Reichstag, ſondern im Reich überhaupt war es nun, wie der Kaiſer dieſen 
neu entbrannten Streitigkeiten gegenüber nach ſeiner perſönlichen Geſinnung 
und der Richtung ſeiner Politik Stellung nahm. Daß Rudolf im Gegenſatz zu 
ſeinem Vater ſtreng kirchliche Geſinnungen hegte, hatte ſich bei Antritt ſeiner 
Regierung gezeigt und im Fortgang derſelben beſtätigt. Wie er gleich nach 
Maximilians Tode die proteſtantiſchen Pagen vom Hofe entfernte (S. 514), ſo 
hatte er inzwiſchen in die höchſten Stellen des Hofes und der Reichsregierung 
Männer von ausgeſprochen katholiſcher Haltung befördert. Der Reichsvizekanzler 
Weber, der unter Maximilian und im vermittelnden Geiſte desſelben die Geſchäfte 
führte, trat alsbald in ſeinem Anſehen zurück,?) um dann, noch vor Ablauf 
des Jahres 1576, durch Dr. Vieheuſer erſetzt zu werden. Das vornehmſte und 
neben der Würde des Kanzlers einflußreichſte Amt eines Oberſthofmeiſters erhielt 
Adam von Dietrichſtein, der in Spanien die Erziehung Rudolfs überwacht hatte 
und jetzt neben dem gleichfalls in Spanien in des Kaiſers Dienſt gekommenen 
und zum Oberſtkämmerer erhobenen Wolfgang von Rumpf das beſondere Ver— 


1) Der Beſchluß war auch gegen Halberſtadt gerichtet, von dem man nachher jedoch ab— 
ſah. (v. Bezold I n. 374.) 
2) Languet n. 94 S. 248. 
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trauen Rudolfs genoß. ) Der vierte unter den bevorzugten Ratgebern des 
Kaiſers war der Graf Paul Sixt von Trautſon, Oberſthofmarſchall, und nach 
Abgang des Freiherrn von Winneburg (nach 1582) ?) Präſident des Reichshof— 
rates. Unter den Ratſchlägen ſolcher Männer ſchien Rudolf in ſeiner Reichs— 
regierung das doppelte Ziel zu verfolgen, die Sache der katholiſchen Kirche 
ſchärfer zu vertreten und die Macht des Kaiſertums und des Hauſes Oeſterreich 
zu erhöhen. 

Von Anfang an erſchien jedoch ſeine geiſtige und phyſiſche Ausſtattung 
für ſolche Aufgaben wenig geeignet. Bei überſpannten Begriffen von ſeiner 
Autorität war er ſcheu vor den Menſchen, langſam in ſeiner Faſſungskraft und 
ängſtlich vor den Folgen eines zu faſſenden Entſchluſſes. Von vornherein wirkte 
auch eine wankende Geſundheit nachteilig auf ſein geiſtiges Gleichgewicht ein. 
Bereits im zweiten Jahre ſeiner Regierung vernahm man, daß er, gequält von 
einem körperlichen Uebel, ?) ſich in melancholiſche Stimmungen verſenke, in tiefer 
Zurückgezogenheit verharre und vor der Schwierigkeit ſeiner Geſchäfte unthätig 
verzage. Damals erzwang ſich der Kardinal Madruzzo eine halbſtündige Audienz 
und hielt ihm vor: wenn die Melancholie in ſeinem Alter Raum gewinne, ſo 
könne ſie mit der Zeit zu einem quälenden Leiden werden; er möge ſich unter 
dem Druck der Geſchäfte aufrichten im Angedenken an ruhmreiche Monarchen, 
vor allem an ſeinen Großvater Karl V. Dieſe Warnung des Legaten war, 
wie die folgenden dreißig Jahre lehren ſollten, die Ankündigung eines langſam 
und furchtbar ſich vollziehenden Geſchickes. Fürs erſte ſtellten ſich in verhältnis— 
mäßig kurzen Zwiſchenräumen wiederholte Krankheitsanfälle ein, und — teils 
infolge der Krankheit, teils aus Mißſtimmung über den widerwärtigen Lauf 
der Dinge und Geſchäfte — Zeiten ſtrenger Abſchließung. In ſolchen Tagen 
wollte der Monarch durch keine Audienzen geſtört ſein, alle wichtigen Angelegen— 
heiten ſeiner Regierung, die er nicht aus der Hand geben mochte, weil er zu 
herrſchbegierig war, und die er nicht zu erledigen wußte, weil ſie ihn erſchreckten 
oder ärgerten oder anekelten, blieben unentſchieden liegen. Was ihm dann wohl 
am eheſten einige Beruhigung verſchaffte, das war die beſchauliche Betrachtung 
deſſen, was in Natur und Kunſt ſelten oder geheimnisvoll war. Er begann 
jene Sammlungen anzulegen, in denen er im bunten Durcheinander Erzeugniſſe 
antiker und moderner Malerei und Bildnerei, Hervorbringungen der neu entdeckten 
Weltteile und Meere, Kurioſitäten aus dem Tier- und Mineralreich um ſich 
aufhäufte. Mit ahnungsvoller Neugier horchte er auf die Eröffnungen der 
Aſtrologen und Alchimiſten über die geheimen Beziehungen der Konſtellation 
zu den Geſchicken der Menſchen, über die Affinitäten der Metalle, über kräftige 
Tinkturen, welche die Metalle nötigten ihre Eigenſchaften auszutauſchen: Be— 
ſchäftigungen, die ganz dazu angethan waren, ihn aus der Wirklichkeit der 
Natur und des Menſchenlebens in eine Traumwelt abzuführen. 


) Bemerkt von Cavalli, 1578 Mai 14. (Wien St. A. Dispacci veneti VI.) 
) Ich finde ihn noch erwähnt bei Gelegenheit der Verhandlungen des Kaiſers mit den 
Städten vor 1583 März. (Iſſelt, Ausg. von 1620, S. 286.) 


*) Indispositione di stomaco et di uscita, ſagt Cavalli, deſſen Bericht (1578 Aug. 16, 
a. a. O.) ich folge. 
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In der bisherigen Politik des wunderlichen Kaiſers hatten drei Fragen 
im Vordergrund geſtanden: die kirchlichen und landſtändiſchen Angelegenheiten 
ſeiner Erblande, die Beziehungen zu Spanien und der Fortgang der kirchlichen 
Machtkämpfe im Reich. Ueber den erſten Punkt wird ſpäter in beſonderem 
Zuſammenhang zu handeln ſein. In dem Verhältnis zu Spanien, das ſchon 
gelegentlich berührt iſt, waltete von ſeiten Rudolfs das Beſtreben vor, die 
Niederlande, im Gegenſatz ſowohl gegen die franzöſiſchen Bewerbungen, wie 
gegen die ſtaatiſch-proteſtantiſchen Freiheitsbeſtrebungen, dem Reich und dem 
Geſamthaus Oeſterreich zu bewahren, wobei er, ähnlich wie ſein Vater, im 
ſtillen das Verlangen hegte, die Lande vom ſpaniſchen an den deutſchen Zweig 
des öſterreichiſchen Hauſes zu bringen. Erzählt iſt in dieſer Hinſicht, wie er 
den Verſuch ſeines Bruders Matthias, ſich der niederländiſchen Regierung zu 
bemächtigen, wenigſtens hinterher begünſtigte (S. 531); erzählt iſt auch, wie 
er vor der Kriſis des Jahres 1581 an die unmittelbare Ergreifung der Herr— 
ſchaft über die nördlichen Niederlande dachte (S. 574). Noch deutlicher trat ſein 
Begehren hervor, als er im zweiten oder dritten Jahr ſeiner Regierung in eine 
Verhandlung eintrat, die ſich unter beiſpielloſer Unentſchloſſenheit und Hinter— 
haltigkeit durch zwanzig Jahre hinſchleppen ſollte, in die Verhandlung nämlich 
über ſeine Vermählung mit Philipps II. älteſter Tochter Iſabella. Unter den 
Bedingungen der Heirat, die er aufſtellte, ſtand in erſter Linie die Abtretung 
eines der ſpaniſchen Nebenreiche, der Niederlande oder auch des Herzogtums 
Mailand.!) Da Spanien an eine Preisgabe Mailands gar nicht, an diejenige 
der Niederlande nur gegen ausgiebige Zugeſtändniſſe des Kaiſers und des Reiches 
dachte, ſo führten dieſe Heiratsverhandlungen ebenſowenig zum Ziel, wie ſeine 
Bemühungen, die Erhebung der nördlichen Niederlande zu einem freien Staat 
zu verhindern. Es erwuchs ihm daraus nur eine mit den Jahren zunehmende 
Eiferſucht gegen den übermächtigen ſpaniſchen Verwandten, welche der Abneigung 
gegen die niederländiſche Republik die Wage hielt. Verſtimmt über beide Par— 
teien ſah er unwillig zu, wie die Niederlande, die abgefallenen, wie die unter 
Spanien ſtehenden, ſich um die Rechte des Reiches nicht kümmerten, und wie 
gleichzeitig in dem italieniſchen Staatenſyſtem die Hoheit des Kaiſers gegenüber 
dem herrſchenden Einfluß Spaniens beinahe nichts bedeutete. Irgend ein Mittel 
dieſe Verhältniſſe umzugeſtalten, vermochte er freilich nicht zu finden: er, der ſelbſt 
über die perſönliche Frage, ob er heiraten ſollte oder nicht, ſein Leben lang 
nicht ins reine zu kommen vermochte. 

Ein ähnlicher Widerſpruch zwiſchen Herrſchſucht und Ohnmacht trat bei 
den Berührungen des Kaiſers mit den kirchlichen Gegenſätzen im Reich hervor. 
Die erſte größere Probe, die ihm in dieſer Hinſicht auferlegt wurde, war der 
Streit in der Stadt Aachen. Wir ſahen, wie er hier in ſcharfer Weiſe erſt ſeine 
Autorität für das katholiſche Intereſſe einſetzte, dann vor der Forderung einer 
wirklichen Durchführung ſeiner Mandate ratlos daſtand. Jetzt nun war dieſer 
Streit und zugleich mit demſelben die noch bedenklichere Magdeburger Seſſions— 
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frage vor den Reichstag gekommen. Hätte der Kaiſer in dieſem neuen Stadium 
der Verwickelung nach ſeinen wahren Neigungen handeln können, ſo würde er 
die proteſtantiſchen Zumutungen mit einem kaiſerlichen Dekret einfach nieder⸗ 
geſchlagen haben. Aber wie die Proteſtanten ihm trotzten, und anderſeits die 
Katholiken ihn drängten, war wieder der nächſte Eindruck, der ſich ſeiner be⸗ 
mächtigte, der der Verlegenheit. Sonſt waren die Reichsverſammlungen eine 
Stätte zu ungehinderter Ausſprache zwiſchen dem Kaiſer, den Ständen und ihren 
Geſandten; jetzt ſperrte ſich Rudolf in ſcheuer Zurückgezogenheit über zwei 
Monate lang gegen Audienzgeſuche ab.“ 

Am bedenklichſten erſchien es ihm, in dem Magdeburger Streit mit einer 
offenen Entſcheidung hervorzutreten. Jedoch gerade hier geſtaltete ſich die Sache 
inſofern günſtig für ihn, als dasjenige, was er zu thun wünſchte und doch nicht 
wagte, durch den Eifer der katholiſchen Partei und die Nachgiebigkeit des Kur⸗ 
fürſten Auguſt beſorgt wurde. Da die katholiſchen Fürſten durch ihre Weigerung, 
mit Magdeburg zuſammen etwas zu beſchließen, den Fortgang des Reichstags in 
Frage ſtellten, ſo verſuchte es der ſächſiſche Kurfürſt zunächſt, ein nur für 
dieſen Reichstag geltendes, unvorgreifliches Abkommen zwiſchen beiden Parteien 
zu erzielen; als aber auch dieſes mißlang, war die Haltung Sachſens und der 
ihm folgenden proteſtantiſchen Mehrheit gegenüber dem Magdeburger Adminiſtrator 
eine ſo laue, daß derſelbe auf ein entſchiedenes Eintreten für ſeinen Anſpruch 
nicht rechnen durfte. Da zog er es vor, den Reichstag zu verlaſſen und den 
Streit für eine beſſere Gelegenheit offen zu halten. Die Katholiken hatten alſo 
den Verſuch, die proteſtantiſchen Errungenſchaften auf dem Gebiet des geiſtlichen 
Fürſtentums zu befeſtigen, ſiegreich abgeſchlagen. Verſtärkt war ihr Eifer in 
dieſem Kampf durch den Kardinal Madruzzo, den der Papſt Gregor XIII. nach 
dem beim vorigen Reichstag beobachteten Verfahren als ſeinen Legaten abgefertigt 
hatte. Auf deſſen Antrieb wurden ſie denn auch nach dem erſten Erfolg zu der 
Erwägung eines nunmehr von ihrer Seite zu führenden Angriffes veranlaßt, 
zur Beratung der ſchweren Frage nämlich, ob die an die Proteſtanten verlorenen 
Bistümer wieder zu gewinnen ſeien. Allerdings fanden die Katholiken, daß ein 
derartiges Unternehmen undurchführbar ſei, aber ſie rieten, daß künftig den 
Adminiſtratoren kaiſerliche Lehensindulte und Sitz und Stimme am Reichstag 
niemals vor der päpſtlichen Konfirmation gewährt werden möchten.?) Die 
Wirkung dieſer feindlichen Stimmung der katholiſchen Stände und der Be— 
mühungen des päpſtlichen Legaten machte ſich alsbald noch in zwei anderen 
Bistümern geltend. 

Der Sohn des Herzogs Julius von Braunſchweig, Prinz Heinrich Julius, 
erlangte zu dem Bistum Halberſtadt, gerade während des Anfangs des Reichs— 
tags, kraft vorheriger Poſtulation des Domkapitels, den Beſitz des Bistums 
Minden. Nach dem Grundſatz des kaiſerlichen Hofes, unzweifelhaft proteſtan— 
tiſchen Erwählten, deren Beſtätigung in Rom gar nicht zu gewärtigen war, die 
Belehnung oder das Lehensindult zu verſagen (S. 310), ſolchen aber, deren 
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Stellung noch einigermaßen zweifelhaft erſchien, deren Beſtätigung in Rom alſo 
noch erhofft werden konnte, ein Lehensindult zu gewähren und ſie hierdurch im 
Beſitz ihres geiſtlichen Fürſtentumes zu ſichern, hatte Heinrich Julius für Halber— 
ſtadt, ähnlich wie der Herzog Heinrich von Lauenburg für Bremen, und Eberhard 
von Holle für Verden (S. 197, 198), ſolche Indulte erhalten, das letzte im 
Januar 1580 auf zwei Jahre.!) Um nun die Erneuerung dieſes Halberſtädter 
Indultes und die Erteilung eines zweiten für Minden zu erwirken, hatte der 
Braunſchweiger Herzog ſeinen Reichstagsgeſandten beſonderen Auftrag erteilt. 
Aber dieſe fanden feindliche Stimmung bei den Katholiken, Lauheit bei Kur— 
ſachſen und Kurpfalz, förmliche Abweiſung bei dem Kaiſer. Sie kehrten un— 
verrichteter Dinge heim. Am kaiſerlichen Hof traten von jetzt ab überhaupt 
ſtrengere Grundſätze bei Gewährung der Lehensindulte ein; es ſcheint, daß 
unter den in den nachfolgenden Jahren erwählten proteſtantiſchen Adminiſtratoren 
nur noch die aus dem Hauſe Holſtein-Gottorp in Bremen und Lübeck folgenden 
Brüder, Johann Adolf und Johann Friedrich, Lehensindulte von Rudolf II. 
empfangen haben.“) 

Noch beſtimmter als in dieſem folgenſchweren Streit über den geiſtlichen 
Vorbehalt glaubte der Kaiſer in der anderen Frage, die an den Reichstag kam, 
in der Aachener Angelegenheit, auftreten zu können. Es iſt erwähnt, daß die 
Reichsſtädte die Bewilligung einer Türkenhülfe von der Kaſſierung des kaiſerlichen 
Verfahrens gegen Aachen abhängig machten. Als daher die Kurfürſten und 
Fürſten ein erſtes Angebot in Bezug auf die Türkenhülfe dem Kaiſer vortrugen, 
konnten ſie ſtatt der Zuſtimmung der Reichsſtädte nur deren ablehnende Er— 
klärung vom 19. Juli übergeben. Da erließ Rudolf am 24. Juli eine Antwort 
an die Reichsſtände, in welcher er ſeine Aachener Verfügung ſtreng aufrecht 
hielt und das Eintreten der Städte als ein Komplott behandelte, ja ihnen 
geradezu mit Strafen drohte. Zu ſeiner Enttäuſchung ließen ſich die Städte 
jedoch nicht ſchrecken. Während der Kurfürſten- und Fürſtenrat unter lang— 
wierigem Feilſchen bis zur Bewilligung von vierzig Römermonaten hinaufging, 
verſtanden ſich die Städte nur zu der Erklärung: ſie ſeien gleichfalls bereit, die 
vierzig Monate zu erlegen, jedoch unter der Bedingung, daß ihre Beſchwerden 
vorher abgeſtellt würden. Durch dieſen Zwieſpalt innerhalb der drei Kollegien 
des Reichstags wurde neben dem urſprünglichen noch ein weiterer Streit erregt. 
Bildeten die Städte ein dem Kurfürſten- und Fürſtenrat ebenbürtiges Kollegium, 
oder waren ſie verpflichtet, einem von dieſen beiden Räten vereinbarten Beſchluß 
ſich zu unterwerfen? Der Kaiſer behauptete das letztere, die Städte wollten von 
keinem derartigen Zwange etwas wiſſen. 

Wie der Streit zwiſchen Kaiſer und Städten ſich in ſolcher Weiſe verſchärfte, 
wurden natürlich wieder die ſämtlichen Stände hineingezogen, und zwar ebenſo— 
wohl in den zuletzt erregten Verfaſſungsſtreit, wie in die unter den ſtädtiſchen 


1) S. 580 Anm. 1. Daß auch die Erneuerung des Halberſtädter Indultes geſucht wer— 
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Beſchwerden hervorragende Aachener Sache. Auch hier jedoch durften wieder 
die ſächſiſchen Ausgleichsbemühungen nicht fehlen. Man konnte ja den Kaiſer 
befriedigen, indem man das ſcharfe Auftreten der Städte mißbilligte, und die 
Städte beruhigen, indem man die Frage ihrer pflichtmäßigen Unterwerfung unter 
den Schluß der höheren Kollegien umging und ſie nur ermahnen ließ, ſich mit 
Kurfürſten und Fürſten zu vereinigen. In der Aachener Sache konnte man 
wenigſtens einen Waffenſtillſtand herbeiführen, indem man den Kaiſer bat, von 
der Durchführung ſeiner Mandate abzuſtehen und durch eine neue Kommiſſion 
den Verſuch gütlicher Beilegung zu unternehmen. Ueber ſolche Vorſchläge kam 
Sachſen mit den katholiſchen Kurfürſten und Fürſten überein, und unter den 
Proteſtanten ſchloſſen ſich ihm Kurpfalz und Kurbrandenburg an. Nur darin 
gingen die Vertreter beider Bekenntniſſe auseinander, daß die Proteſtanten aus⸗ 
drücklich Kommiſſarien von beiden Religionen verlangten, während die Katholiken 
die Auswahl derſelben dem Kaiſer überließen. Eine weittragende Schluß— 
bemerkung, über welche beide Parteien übereinſtimmten, beſagte: wenn der Ver— 
ſuch der Güte mißlinge, ſo werde der Kaiſer nach Bericht der Kommiſſarien 
die gebührliche Entſcheidung zu treffen wiſſen. 

Aber diesmal zeigte es ſich doch, daß den Proteſtanten im Fürſtenrat die 
Verſöhnlichkeit ihrer Glaubensgenoſſen im Kurfürſtenrat zu weit ging. Im 
Kollegium der Fürſten hatten die Bevollmächtigten Johann Caſimirs auf Grund 
des für ihn gebildeten Fürſtentums Pfalz-Lautern ihren Sitz eingenommen, um 
dort mit gewohnter Rückſichtsloſigkeit die Gedanken Friedrichs III. zur Geltung 
zu bringen; das Haupt der Geſandtſchaft war der fanatiſche und unerſchrockene 
Dr. Ehem. Unter deſſen Leitung einigten ſich nun die proteſtantiſchen Fürſten 
zu einem Sondergutachten, in dem ſie den verfaſſungsmäßigen Behauptungen 
der Städte ihren vollen Beifall gewährten: nicht nur jedes Kollegium, ſondern 
auch jeder Reichsſtand ſei bei Türkenhülfen nur an das gebunden, was er frei 
bewilligt habe. In der Aachener Sache unterſchieden ſie gleich den Städten die 
allgemeine Rechtsfrage, bezüglich deren fie die allen Reichsſtänden im Religions- 
frieden gewährten Rechte auch für Aachen in Anſpruch nahmen, und anderſeits 
die Irrungen zwiſchen dem zeitweiligen Rat und den ausgewichenen Katholiken, 
bezüglich deren ſie ſofortige, noch am Reichstag zu treffende Entſcheidung durch 
eine paritätiſche Kommiſſion verlangten. 

Zu ſeinem höchſten Unwillen ſah ſich ſo der Kaiſer in ſeinem herriſchen 
Vorgehen gehindert. Von Maßregeln der Strafe gegen die Städte insgeſamt 
konnte keine Rede mehr ſein. In der Aachener Sache mußte er nach langem 
Zögern in eine den Kurfürſten von Sachſen und Trier erteilte Kommiſſion 
zum Verſuche gütlichen Ausgleichs einwilligen, was denn zur Folge hatte, daß 
dieſer ſo weitreichende Streit unter unfruchtbaren Verhandlungen jahrelang in 
der Schwebe blieb, einſtweilen aber die Calviniſten und Lutheraner ſich der Teil— 
nahme an der Stadtregierung und des freien Gottesdienſtes erfreuten. Nur in 
dem einen Punkte ſetzte Rudolf den Städten gegenüber ſeinen Willen durch, 
daß er die von den beiden höheren Kollegien bedingungslos bewilligte Türken⸗ 
hülfe als Reichsſchluß einfach in den Abſchied des Reichstags aufnehmen ließ. 
Die Höhe der Türkenſteuer belief ſich, wie bemerkt, auf vierzig Monate. Hätte 
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es von Kurſachſen abgehangen, jo würde ſie auf ſechzig Monate, wie beim vorigen 
Reichstag, getrieben ſein. Aber dagegen ſtimmten ſelbſt die katholiſchen Kur— 
fürſten; *) nur für den — in Wirklichkeit nicht eingetretenen — Fall, daß die 
Türken einen Angriff mit voller Heeresmacht unternehmen ſollten, bewilligte 
man weitere zehn Monate. Gegen dieſe ganze Bewilligung, inſofern ſie eine 
bedingungsloſe war, legten die Städte am 18. September, zwei Tage vor 
der Veröffentlichung des Reichsabſchiedes, Proteſt ein. Ihren hartnäckigen 
Widerſtand mit Gewalt, etwa durch Achtsurteile des Kammergerichtes, zu brechen, 
wagte der Kaiſer nicht; es folgten dreijährige Verhandlungen, deren endliches 
Ergebnis war, daß ſich die Städte zur Bezahlung der Steuer herbeiließen, die 
Verfaſſungsfrage aber über Pflicht oder Freiwilligkeit ebenſo unentſchieden blieb, 
wie vorläufig der Aachener Streit. 

Als unter ſolchen Zwiſtigkeiten der erſte Reichstag Rudolfs II. am 20. Sep- 
tember 1582 geſchloſſen wurde, hatte weder der Kaiſer noch die proteſtantiſche 
Partei Anlaß zur Befriedigung. Die Proteſtanten ſahen in dem einen der neu 
hervorgetretenen Streithändel, in der Magdeburger Sache, ihre katholiſchen Wider— 
ſacher obſiegen, in dem andern, der Aachener Angelegenheit, hatten ſie nur einen 
Waffenſtillſtand erwirkt. Der Kaiſer hatte weder in der einen noch in der 
anderen Verwickelung mit ſeiner Autorität ſchlichtend und ordnend eingreifen 
können: in dem Magdeburger Streit ergab ſich die vorläufige Entſcheidung aus 
dem ſelbſtändigen Vorgehen der Parteien, in der Auseinanderſetzung mit den Reichs— 
ſtädten waren die kaiſerlichen Drohungen und Befehle verachtet. Am eheſten 
konnten die Katholiken zufrieden ſein, da ſie wenigſtens in der wichtigeren der 
beiden Streitigkeiten, die ſich auf den geiſtlichen Vorbehalt bezog, einen vor— 
läufigen Erfolg errungen hatten. Auch dieſer Erfolg würde indes für ſich allein 
nicht viel bedeutet haben, wenn ſich nicht ſehr bald ein größerer Kampf und 
ein größerer Erfolg an denſelben angeſchloſſen hätte, ein Kampf, der abermals 
aus den ſchweren Fragen des geiſtlichen Fürſtentums erwuchs, zugleich aber mit 
der Aachener Verwickelung ſich inſofern zuſammenſchloß, als es ſich dabei aber— 
mals um die Durchbrechung des katholiſchen Syſtems am Niederrhein handelte. 
Wir kommen hier zu der erſten großen Probe, welche in Deutſchland die er— 
ſtarkende katholiſche Reaktion gegen die nachlaſſende Kraft proteſtantiſcher Be— 
wegung zu beſtehen hatte. 

Während die Augsburger Reichsverſammlung noch tagte, hatte Kurfürſt 
Gebhard von Köln ſeinen Schwankungen, ob er mit oder ohne Verzicht auf das 
Erzſtift heiraten und proteſtantiſch werden ſolle, durch den Beſchluß, ſich in ſeinen 
Würden zu behaupten, ein Ende gemacht. Im Auguſt 1582 zeigte er dieſen 
Entſchluß dem Adminiſtrator von Bremen an, in der Abſicht, mit deſſen Rat 
und Beiſtand die vornehmern proteſtantiſchen Fürſten ins Geheimnis zu ziehen. 
Tiefes Geheimnis über das geplante Unternehmen erſchien damals noch als Be— 
dingung des Erfolgs. Denn mit welchen Mitteln man zum Ziel kommen ſollte, 
das war einſtweilen noch völlig unklar. Nur ſo viel konnte man als ſicher an— 
nehmen, und nahm auch Gebhard als ſicher an, daß das Domkapitel, wenn auch 
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inzwiſchen ein oder zwei Proteſtanten hinzugekommen waren,!) daß ferner die 
Stände der rheiniſchen Stiftslande, wenn auch die Grafen zur größeren Hälfte 
proteſtantiſch waren, und unter der Ritterſchaft eine anſehnliche proteſtantiſche 
Minderheit hervortrat, mit ſtarker Mehrheit für die katholiſche Sache eintreten 
würden, daß alſo die eigentlichen Helfer Gebhards außerhalb des Stiftes ge— 
worben werden müßten. Von ſolchen auswärtigen Bundesgenoſſen waren indes 
bis zum Herbſt 1582 nur zwei entſchloſſene Männer gewonnen, der Graf 
Johann von Naſſau und — wohl durch deſſen Vermittelung?) — der un— 
vermeidliche Johann Caſimir. Vergeblich hatte der erſtere die Republik der 
Niederlande zu beſtimmen gehofft, daß ſie die in Köln angehende Umwälzung 
alsbald unter ihren Schutz nehmen ſollte, um dadurch zugleich ihre eigene Sache 
gegen Spanien zu ſtärken. Der in dem jungen Staatsweſen fortgehende Hader 
der Parteien und Provinzen, der in der geſamten Regierung hervortretende 
Mangel eines einzigen herrſchenden Willens fuhr fort, ſie in ihrem Krieg mit 
Spanien zu einer defenſiven Haltung zu verurteilen, und gegen Gebhard im 
beſonderen trug Wilhelm von Oranien ſeit der Kölner Friedensverhandlung 
Mißtrauen und Groll im Herzen.?) Im allergünſtigſten Fall war eine Hülfe 
von den Staaten erſt dann zu haben, wenn vorher Gebhard und ſeine deutſchen 
Freunde mit voller Kraft den Kampf begannen. Eine andere Verwendung des 
naſſauiſchen Grafen in demjenigen Kreiſe, der an erſter Stelle für die Frei— 
ſtellung des proteſtantiſchen Bekenntniſſes einzutreten berufen war, nämlich im 
Kollegium der Wetterauer Grafen, führte gleichfalls zu einer harten Enttäuſchung; 
wie es ſcheint, ſchraken die Grafen vor den gefährlichen Folgen eines Eintretens 
für Gebhard zurück,“) und das um ſo mehr, da das kühne Projekt einer all— 
gemeinen Grafeneinigung (S. 568) über taſtende Vorverhandlungen nicht 
hinauskam. 

Noch weniger als der Naſſauer Graf vermochte Johann Caſimir Hülfs— 
mittel zu ſchaffen, auf die Gebhard ſich hätte verlaſſen können. Wie dieſer 
Abenteurer ſich vor vier Jahren in Flandern mit den ſtädtiſchen Demagogen 
und den proteſtantiſchen Fanatikern verbunden hatte und auch jetzt noch deren 
ſeit Anjous Berufung erhöhten Grimm über die vermittelnde Staatskunſt Oraniens 
zu teilen fortfuhr, ſo hatte er inzwiſchen auch dem proteſtantiſchen Frankreich 
gegenüber die Künſte des Wühlens und Hetzens geübt. Dort war ſeit dem 
Frieden vom Mai 1576 der junge König Heinrich von Navarra, nachdem er 
ſich aus der Gefangenſchaft des franzöſiſchen Hofes entwunden hatte, als aner— 
kanntes Haupt der Hugenotten hervorgetreten, hatte aber alsbald die doppelte 
Aufgabe gefunden, ſeine Partei gegen ihre Widerſacher und ſeine Stellung gegen 
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den Ehrgeiz ſeines ebenſo betriebſamen wie leichtfertigen Vetters, des Prinzen 
Heinrich von Condé, zu verteidigen. Der Prinz ſammelte um ſich die Unver— 
ſöhnlichen und die Gierigen, alle jene, für deren Zwecke unausgeſetzter Bürger— 
krieg Bedürfnis war, und da konnte es denn nicht ausbleiben, daß er unter den 
ausländiſchen Glaubensgenoſſen vor allem das Herz Johann Caſimirs gewann. 
Mit ihm ſchmiedete er Jahr für Jahr Pläne für die Verteidigung des reinen 
Evangeliums mittels neuer Waffenerhebungen in Frankreich, neuer Kriegs— 
beſtallungen für Johann Caſimir, neuer Erwerbung von Macht und Einkünften 
für die beiden Vertreter der guten Sache. Und in dieſes Netz wüſter Anſchläge 
und heimtückiſcher Umtriebe nahm der Pfalzgraf denn auch die Kölner Sache 
auf: er dachte an eine gemeinſame Erhebung proteſtantiſcher Streitkräfte in 
Köln und in Südfrankreich.“) Natürlich konnten ſolche Entwürfe dem Erzbiſchof 
Gebhard keine wirkliche Unterſtützung verſchaffen. Nicht ohne Sorgen geſtand 
denn auch Johann von Naſſau im September 1582: noch ſeien wenig Vor— 
bereitungen getroffen, während auf der anderen Seite die Leute fürwahr nicht 
ſchlafen; es ſei zu beſorgen, daß man unverſehens aus dem Stuhle möchte ge— 
hoben werden.?) 

In der That, die Gegner des Erzbiſchofs ſchliefen nicht. Als die Wach— 
ſamſten unter ihnen traten der Kaiſer und das Kölner Domkapitel hervor. Bereits 
im Auguſt hatten ſich am Reichstag Gerüchte von dem bevorſtehenden Uebertritt 
Gebhards verbreitet;?) am 8. September hatten dieſe Nachrichten am kaiſerlichen 
Hof ſchon ſolchen Eindruck gemacht, daß Rudolf einem ſeiner Räte, und bald 
darauf dem Erzbiſchof von Trier den Auftrag erteilte, Gebhard zur Rede zu 
ſtellen und ihn zu warnen vor Schritten, die der katholiſchen Kirche und dem 
Erzſtift nachteilig ſein könnten. Vermutlich war es das Kölner Domkapitel, 
welches jene Gerüchte erregt und dieſe Maßregeln hervorgerufen hatte; vermut— 
lich hatte dasſelbe auch ſchon einen Mahnruf nach Rom ergehen laſſen; +) ſeine 
Stellung zum Erzbiſchof ſcheint in der zweiten Hälfte des Jahres 1582 bereits 
diejenige einer gegenſeitigen feindſeligen Beobachtung geweſen zu ſein. Während 
aber ſo die Widerſacher Gebhards einen gemeinſamen Angriff vorzubereiten be— 
gannen, war er ſelber ſeit Anfang Auguſt aus den ihm wenig günſtigen rheiniſchen 
Gebieten in die weſtfäliſchen Stiftslande gewichen. Hier, wo das Land den von 
Heſſen, Naſſau und der Mark kommenden Einwirkungen ausgeſetzt war, fand 
er eine andere Stimmung als am Rhein; im Adel und in der Bürgerſchaft 
hatte ſich eine ſtarke proteſtantiſche Partei gebildet, es traten Männer hervor, 
die bereit waren, ſeinen Abſichten im Feld und in der Ratsſtube zu dienen. 
War es nun dieſer Anhang, der ihn ermutigte, oder, was man eher glauben 
möchte, war es die Einſicht, daß er durch die Vorgänge der letzten Zeit vor die 
Wahl gedrängt ſei, entweder ſelber anzugreifen oder ſich angreifen zu laſſen? — 
genug, er, der zwei Jahre lang ſich bedacht und zur Zeit weder Bündniſſe noch 


1) La Huguerie II S. 161 fg. 
2) v. Bezold I n. 413. 
3) Pieler, Fürſtenberg S. 50. 
4) Darauf deutet Salentins Mitteilung an Fürſtenberg (Okt. 8. Pieler S. 54): depo- 
sitio est in foribus. 


590 Viertes Buch. Dritter Abſchnitt. 


geſammelte Geldmittel beſaß, ließ ſich jetzt mit einemmal zu jähen Entſchlüſſen 
fortreißen. Im Oktober oder September ſammelte er eine Anzahl von Söld⸗ 
nern; dann, am 2. November, brach er mit einem Haufen der neu geworbenen 
Mannſchaft auf und nahm ſeinen Weg nach dem Rhein, zunächſt nach Bonn, 
wo das erzbiſchöfliche Archiv und der Hauptvorrat an Geſchütz und Munition 
ſich befand. Dieſe Stadt wurde raſch beſetzt, die mitgeführten Truppen durch 
Werbungen vermehrt und in die erzbiſchöflichen Schlöſſer der rheiniſchen Stifts— 
lande verteilt. Hierauf, am erſten und zweiten Weihnachtstag 1582, trat Geb— 
hard mit einer offenen Erklärung vor die Welt; er ließ einen vom 19. Dezember 
datierten Erlaß ausgehen, in dem er ſeinen Uebertritt zum proteſtantiſchen Be— 
kenntnis ankündigte und zugleich erklärte: das Wahlrecht des Kapitels ſolle un— 
berührt bleiben, die proteſtantiſche Religion aber werde neben der katholiſchen 
in dem Erzſtift freigegeben werden. 

Das war ein gewaltſames Vorbrechen, welches der Erzbiſchof auf eigene 
Verantwortung, ohne den Rat ſeiner auswärtigen Freunde wagte. Graf Jo— 
hann, dem das offene Bekenntnis Gebhards ganz nach dem Herzen war, erſchrak 
doch über das gewaltthätige Zugreifen desſelben; ſeiner Meinung nach hätte 
man, wie er's in Geldern gemacht hatte, gegen die katholiſchen Domherren, 
Adelichen und Patrizier ſich der Mitwirkung der geheimen reformierten Gemeinden 
verſichern ſollen, und noch jetzt riet er dem Kurfürſten, ſich nicht bloß auf die 
Gewalt zu verlaſſen, ſondern den gemeinen Mann mit den Mitteln eines popu— 
lären Auftretens zu gewinnen. Selbſt Johann Caſimir gab den Rat, man möge 
die Gemüter nicht durch Fortſetzung der Truppenwerbungen entfremden.*) Wenn 
aber dieſe beiden Männer zur Mäßigung rieten, fo mußte bei den anderen prote- 
ſtantiſchen Fürſten das Befremden wohl noch ſtärker werden. Offene Anträge 
auf Unterſtützung von Gebhards Unternehmen wurden ihnen erſt ſeit der zweiten 
Hälfte des Monats Oktober vorgebracht, ſo dem Kurfürſten Auguſt durch den 
Adminiſtrator von Bremen, dem Kurfürſten von der Pfalz und dem Landgrafen 
Wilhelm durch Johann Caſimir. Schon am 17. Dezember urteilten darauf die 
Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg, daß Gebhard ſeine Sache übereilt 
habe; Verwendung bei dem Kaiſer und dem Domkapitel zum Zweck einer Ver- 
ſtändigung mit dem Erzbiſchof war das einzige, was ſie in Ausſicht ſtellten. 
Landgraf Wilhelm vollends bewährte ſeine bekannte Weisheit, indem er prophe— 
zeite, daß zu einer ſchroffen und gewaltſamen Durchführung des Unternehmens 
den proteſtantiſchen Ständen die Macht und die Eintracht fehlen werde. 

Um ſo zuverſichtlicher konnte da die katholiſche Partei die Herausforderung 
Gebhards annehmen. Der Mann, der im Domkapitel den Widerſtand gegen 
die drohende Neuerung am rückſichtsloſeſten vertrat, war der den Titel eines 
Chorbiſchofs führende Herzog Friedrich von Sachſen-Lauenburg, ein jüngerer 
Bruder des Adminiſtrators von Bremen. Kirchlicher Eifer hatte dieſen Prälaten, 
obgleich er ſich zur altgläubigen Majorität hielt, bisher gerade nicht ausgezeichnet. 
Noch vor ſechs Jahren hatte der päpſtliche Nuntius mit gemiſchten Gefühlen 
beobachtet, daß er zwar für ſeine Perſon die Meſſe beſuche, ſeine Dienerſchaft 


) v. Bezold II n. 18, 19, 32 Anm. 2. 
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aber derſelben fern bleibe,“) und jetzt hob er ſelber mit ſichtlichem Wohlgefallen 
hervor, daß ein Harniſch ihm ebenſowohl anſtehe wie der Chorrock. Was ihn 
vorantrieb, war vornehmlich die Hoffnung, die Würden Gebhards für ſich zu 
erobern. Als Amtmann des an das Domkapitel verpfändeten Amtes Zons mit 
ſeinem feſten Schloß und ſeinem ergiebigen Rheinzoll nahm er eine militäriſch 
vorteilhafte Stellung ein, und ſchon ſeit Oktober 1582 hatte er, unter Vor— 
wendung von Streitigkeiten mit dem benachbarten Grafen von Renenary be⸗ 
gonnen, ſich in kriegeriſche Bereitſchaft zu ſetzen. Jetzt, ſeit Gebhards offenem 
Hervortreten, ſchickte er fic) an, gemeinſam mit dem Domkapitel einen Haupt: 
angriff gegen denſelben zu führen. Das Kapitel ſtellte ſich zunächſt auf den Rechts 
boden der Erblandesvereinigung. Kraft derſelben hatte es das Recht und die Pflicht, 
im Fall der Verletzung ihrer Beſtimmungen, ja überhaupt bei ſchweren Anliegen 
des geſamten Stiftes oder der Stände oder des Domkapitels den Landtag beider 
Stiftslande eigenmächtig zu berufen; daraufhin ließen die Domherren am 
11. Dezember ein Ausſchreiben an die rheiniſchen Stände, dann ein zweites an die 
weſtfäliſchen Regierungsräte zu einem am 27. Januar 1583 in der Stadt Köln zu 
eröffnenden Landtag ergehen. Selbſtverſtändlich war es der Zweck dieſes Landtags, 
das in der Landesvereinigung aufgeſtellte Recht des Widerſtandes ins Werk zu ſetzen. 

Noch ehe die Verſammlung eröffnet ward, brachen aber auch ſchon die erſten 
Feindſeligkeiten aus. Der Chorbiſchof zog offenkundig Truppen nach Zons; als 
darauf Gebhard das Kapitel und die dasſelbe begünſtigende Stadt Köln zu 
ſtrafen ſuchte, indem er die auf ſeine Zölle angewieſenen Zahlungen an das 
Domkapitel und an Kölner Bürger, die Stiftsrenten beſaßen, zurückhielt, raubte 
der Chorbiſchof in einem raſchen Ueberfall die Zollkaſſe von Rheinberg und be— 
mächtigte ſich einige Tage ſpäter eines Proviantſchiffes, welches, für den Erz— 
biſchof beſtimmt, rheinaufwärts fuhr (6— 14. Januar 1583). Was dem Kapitel 
zu dieſer Waffenerhebung den Mut gab, war der Umſtand, daß damals neben 
dem Kaiſer noch ein anderer, viel ſtärkerer Bundesgenoſſe auf ſeine Seite getreten 
war. Der Herzog von Parma nämlich hatte ihm in den letzten Tagen des Jahrs 
1582 ſeine Hülfe zuſagen laſſen, und wenige Wochen nachher, im Januar 1583, 
ſah man bereits eine Abteilung ſpaniſcher Truppen über die Maas ſetzen und 
ſich in die Umgebung von Aachen lagern. Ob das Kapitel dieſe Hülfe ſelber 
erbeten hatte, mag dahin geſtellt ſein; klar iſt aber, daß die ſpaniſche Regierung, 
nachdem ſie in dem Aachener Streit ihren Willen kundgegeben hatte, für die 
katholiſche Sache in der Nachbarſchaft wieder einzutreten, ſich ſchon von ſelber 
zum Eingreifen in die für ſie ſo bedrohliche Kölner Verwickelung berufen finden 
mußte; gewiß iſt auch, daß der Kaiſer, wenngleich er öffentlich die Einmiſchung 
der Spanier nicht billigen durfte, im geheimen doch ihre Hülfe eifrig herbeirief. 
Er ſelber war es, der am 31. Dezember den Herzog von Parma erſuchte, ein 
Auge auf die Kölner Vorgänge zu halten, und er ſelber wandte fic) am 15. Ja— 
nuar 1583 an Philipp II. mit der Bitte um Beiſtand gegen Gebhard, falls 
derſelbe in ſeinem Vorhaben beharre.?) — Einem fo ſcharfen Vorgehen ſeiner 


1) Porzia. 1576 Febr. 23. (Theiner II S. 535/6.) 
2) Wien St. A. Reichshofratsakten, Decisa. Fasc. 19. v. Bezold II n. 64. 
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Widerſacher gegenüber machte nun anderſeits auch Gebhard allen Unklarheiten 
ein Ende. Am 16. Januar 1583 erließ er das in Ausſicht geſtellte Edikt, in 
welchem er allen Ständen, allen Städten und Gemeinden neben der katholiſchen 
Religion die freie Religionsübung nach Maßgabe der Augsburger Konfeſſion 
gewährte. Kein Zweifel war mehr möglich, daß der Kampf nun um Einführung 
oder Fernhaltung der proteſtantiſchen Religion im Erzſtift Köln geführt wurde. 
Um in dieſer Frage nach der einen oder anderen Seite ſich zu entſcheiden, trat 
Ende Januar 1583 der vom Kapitel berufene Landtag!) zuſammen. 

Von den beſchriebenen Ständen hatte ſich aus Weſtfalen niemand, dagegen 
aus den rheiniſchen Stiftslanden die Städteverordneten vollzählig, der Adel in 
großer Anzahl eingefunden. Daneben, in Anerkennung der entſcheidenden Be— 
deutung dieſer Verſammlung, erſchienen in impoſanter Vertretung Freunde und 
Gegner des Erzbiſchofs aus dem Reich und aus der Nachbarſchaft. Von prote— 
ſtantiſcher Seite ſtellte ſich dem Landtag am 29. Januar, nachdem tags vorher 
die Propoſition verleſen war, eine Geſandtſchaft vor, in welcher der Kurfürſt 
von der Pfalz, die Pfalzgrafen von Lautern und Simmern, die drei Landgrafen 
von Heſſen, der Herzog von Württemberg, die Wetterauer Grafen und einige 
Reichsſtädte vertreten waren; perſönlich kamen zugleich der Herzog Johann von 
Pfalz⸗Zweibrücken und einige Wetterauer Grafen. Der Vortrag dieſer Geſandt— 
ſchaft, eigentlich eine kürzere Wiederholung einer vor vier Tagen dem Domkapitel 
vorgebrachten Werbung, enthielt eine dringende Befürwortung des Vorhabens des 
Kölner Erzbiſchofs, die noch verſtärkt wurde durch ein Schreiben ähnlichen In— 
halts, welches die beiden Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg am 20. Sa- 
nuar an das Kapitel und an die Stände ausgefertigt hatten. Es fehlte in dieſen 
Vorſtellungen nicht an drohenden Hinweiſungen auf den verwüſtenden Krieg, 
den der Widerſtand von Kapitel und Ständen vermutlich entzünden würde. 
Aber freilich, was allein mit voller Wucht hätte treffen können, die Erklärung, 
daß die proteſtantiſchen Reichsſtände für Gebhard die Waffen ergreifen würden, 
war ſorgfältig umgangen; es hieß: er werde ſchon Helfer finden, und vor allem 
würden die in den Niederlanden kämpfenden Parteien die Gelegenheit zu einer 
verderblichen Einmiſchung ſich nicht entgehen laſſen. 

Da mußten denn doch, ſoweit es auf das Einſchüchtern ankam, die zu— 
gleich aufziehenden Geſandten der katholiſchen Mächte einen ſtärkeren Eindruck 
machen. Zuerſt, am 28. Januar, erhielt der kaiſerliche Reichshofrat, Jakob 
Kurz von Senftenau, der zweite Geſandte, den Rudolf unter ſteigender Unruhe 
nach Köln abgefertigt hatte, Audienz vor den Ständen. Wie das Kapitel ſeine 
Stellung vornehmlich auf der Erblandsvereinigung begründete, ſo trat der Kaiſer 
vor allem als Verfechter des Religionsfriedens, und zwar des den Proteſtanten 
ſo widerwärtigen geiſtlichen Vorbehaltes, hervor: die Abſicht Gebhards, proteſtan— 
tiſch zu werden und zugleich das Erzſtift zu behalten, erklärte er für durchaus 
unzuläſſig; er forderte die Stände auf, ihre Zuſtimmung dazu nicht zu gewähren, 
und bot zur Verhinderung des Planes ſeine kaiſerliche Hülfe an. Nach den 


) Für die Geſchichte desſelben benutze ich einen aus dem Manderſcheidſchen Archiv ſtam— 
menden Aktenband des Düſſeldorfer Archivs, Kurköln I A 2 p. 
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kaiſerlichen Geſandten traten am 29. Januar die Abgeordneten des Herzogs von 
Jülich vor die Stände, auch ſie mit der Aufforderung, den Neuerungen Geb— 
hards zu widerſtehen, und mit dem Anerbieten nachbarlicher Hülfe; ihre ſcharfe 
Sprache mußte um ſo kräftiger wirken, da ein guter Teil des Adels wie von 
Köln ſo zugleich von Jülich Lehen trug. Aber noch viel tieferen Eindruck 
als alle dieſe Erklärungen, hinter denen in Wahrheit doch wenig kriegeriſche 
Macht und Thatkraft ſtand, brachten die Mahnungen und Drohungen der ſpaniſchen 
Regierung hervor. Zwar hatte der Herzog von Parma keinen beſonderen Ge— 
ſandten abgefertigt, aber derſelbe Mann, der in ſeinem Heere diente und ſein 
Beiſtandserbieten vom Dezember des vorigen Jahres dem Domkapitel überbracht 
hatte, Graf Karl von Arenberg, fand ſich am 31. Januar als kölniſcher Landſtand 
ein; und angeſichts ſeines ſchneidigen Auftretens wußte man ſehr wohl, daß er 
der geeignete Mann war, um die von Parma gedrohten kriegeriſchen Maßregeln 
zugleich zu befürworten und als Oberſter des Herzogs auszuführen. Als vierte 
katholiſche Macht, deren Haltung von Bedeutung war, mußte ſchließlich noch die 
Reichsſtadt Köln beachtet werden. Es hatte zu den Vorbereitungen des Ueber— 
trittes Gebhards gehört, daß die Freunde desſelben unter den Kölner Prote— 
ſtanten den Eifer für endliche Freigabe der Religionsübung entfachten. Im 
Juli 1582 hatte der Graf von Neuenar nach niederländiſchem Muſter in nächſter 
Nähe der Stadt, in einem ihm gehörigen Hof, die Reformierten Kölns und der 
Umgebung zu öffentlicher Predigt heranzuziehen verſucht; im Juni und den fol— 
genden Monaten wandten ſich die Lutheraner!) von Köln erſt an den Rat, dann 
an die proteſtantiſchen Stände am Augsburger Reichstag mit ihren Bitten um 
freie Religionsübung. Aber bei dieſer Agitation zeigte ſich's, daß in Köln die 
Proteſtanten die ſchwächere Minorität bildeten. Der Rat, in Furcht geſetzt durch 
das trotzige Vorgehen einiger Zünfte, welche ſeit 1576 proteſtantiſche Bürger 
zu Ratsherren zu wählen und alſo die Aachener Streitigkeiten nach Köln zu 
verpflanzen ſuchten, hatte wieder eine ſchärfer katholiſche Haltung eingenommen. 
Statt freier Religionsübung erfolgten neue Strafedikte und einige Strafen gegen 
Proteſtanten, die ſich an jenen Predigtverſammlungen und Petitionen beteiligt 
hatten; in dem nun ausbrechenden Krieg ſodann ergriff die Stadt zwar nicht 
offen Partei, aber ſie gewährte dem Domkapitel eine ſichere Stätte, von welcher 
es ſeinen Kampf gegen Gebhard führen konnte. 

So tagten die berufenen Landſtände unter dem Druck entgegengeſetzter, 
aber in ihrer Stärke ungleicher Einflüſſe. Die Propoſition, welche das Dom— 
kapitel ihnen vortragen ließ, beſtand vorzugsweiſe in der Aufzählung von Hand— 
lungen Gebhards, durch welche die Landesvereinigung verletzt ſei, unter denen 
die Freigabe der proteſtantiſchen Religionsübung als die entſcheidende und aller— 
dings unleugbare Verletzung voranſtand; der Vortrag gipfelte in der Frage, 
wie die Stände ſolchen Beſchwerden gegenüber, welche nach dem angerufenen 
Grundgeſetz den Uebertritt der Stände und des Landes vom Gehorſam des Erz— 


1) Daß die betreffenden Petitionen (Haeb. XII S. 349, 354) ausſchließlich von den 
Lutheranern herrühren, erkennt man leicht aus dem Inhalt. 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555-1648. 38 
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biſchofs unter denjenigen des Domkapitels zur Folge haben müßten, ſich ver- 
halten wollten. Nicht leicht wurden die Antworten auf dieſe Frage vereinbart, 
und nicht unzweideutig fielen ſie anfangs aus. In dem Grafenſtande wagte 
allerdings ein offenes Eintreten für Gebhard nur der durch Bevollmächtigte ver- 
tretene Graf von Neuenar, und im Ritterſtand waren es auch nur einige, welche 
durch Einſpruch gegen die auf die Religion bezügliche Satzung der Landes— 
vereinigung ihre Billigung des Gebhardſchen Unternehmens bezeugten. Ihnen 
gegenüber gaben die Städte von vornherein die beſtimmte Erklärung ab, daß 
ſie an den Beſtimmungen der Landesvereinigung feſthalten wollten, und nach 
einer energiſchen Replik des Domkapitels verſtanden ſich endlich auch die Adels— 
ſtände zu einer ebenſo deutlichen Erklärung. Allein die praktiſche Folgerung 
hieraus zu ziehen und an dem Krieg gegen Gebhard teilzunehmen, dazu waren 
weder Städte noch Adeliche geneigt. Das Ergebnis der Verhandlungen war 
der ziemlich theoretiſch klingende Beſchluß (1. Februar 1583), daß allerdings 
die vom Kapitel vorgetragenen Neuerungen Gebhards gegen die Landesvereinigung 
verſtießen, und daß die Stände an dieſem Grundgeſetz feſthalten wollten. Immer— 
hin erhielt hierdurch das Domkapitel von den Vertretern des Landesrechtes ein 
Zeugnis für die verfaſſungsmäßige Berechtigung ſeines Widerſtandes. 

Der Krieg ging nunmehr mit zunehmender Heftigkeit an. Noch während 
des Landtags hatten die vier proteſtantiſchen Mitglieder des Kapitels, der Womini- 
ſtrator von Bremen, die Domherren Solms, Winneburg und Kriechingen, gegen 
das Verfahren ihrer Kollegen proteſtiert und dann der erſtere ſich in ſeine Bis— 
tümer, die anderen zu Gebhard begeben. Das Domkapitel ſah ſich jetzt durch 
keine fremdartigen Elemente mehr behindert. Als den Führer ſeiner Streit— 
kräfte erkannte es für den unteren Teil der rheiniſchen Stiftslande den Chor— 
biſchof Friedrich von Lauenburg an, während es für den oberen Teil am 12. März 
den Grafen Salentin von Iſenburg zum Befehlshaber ernannte, den früheren 
Erzbiſchof, der jetzt mit Freuden wieder zu dem ihm beſſer zuſagenden Kriegs— 
handwerk griff. Daneben beeilte ſich das Kapitel, ſeinen Scholaſter Arnold von 
Manderſcheid nach den Niederlanden abzufertigen, um den von Parma ver— 
ſprochenen Zuzug herbeizuführen, und bereits am 2. März traf jener ſelbe Graf 
Karl von Arenberg, der eben am Kölner Landtag mit beraten hatte, als Oberſter 
der ſpaniſchen Hülfstruppen in Brauweiler, nahe bei der Stadt Köln ein. 4) 

Noch waren die Streitkräfte, über welche die Oberſten des Kapitels ver— 
fügten, höchſt geringfügig, aber die Parteinahme faſt aller Städte des rheiniſchen 
Gebietes für das Domkapitel gab ihm einen ſtarken Rückhalt. Durch Werbungen 
wurden die Truppen raſch vermehrt, und die geſamten kriegeriſchen Maßregeln 
gingen um ſo ungeſtörter vor ſich, da der Kaiſer dem gewaltthätigen Vorgehen 
des Kapitels ſeinen uneingeſchränkten Beifall zollte: zuerſt während des Landtags 
in vertraulichen Eröffnungen ſeines Geſandten, dann, am 16. Februar, durch ein 
anerkennendes Schreiben an den Chorbiſchof. 

Nicht bloß mit den Waffen jedoch ſuchte man Gebhard zu bekämpfen. In 


) Die Gräfin Margareta von Arenberg an Graf Hermann von Manderſcheid. 1583 
März 4. (Düſſeldorfer Archiv. Kurköln 1 A 2 b.) 
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einer geheimen Verhandlung, ) welche der kaiſerliche Geſandte während des 
Landtags mit dem Domkapitel pflog, bemerkte er: zu einem erfolgreichen Wider— 
ſtand gegen Gebhard ſei es erforderlich, daß das Kapitel ohne Zögern zur Wahl 
eines neuen Erzbiſchofs ſchreite; wolle es, als Vorbedingung der Neuwahl, die 
päpſtliche Abſetzung Gebhards abwarten, ſo werde das nicht viel Zeit koſten, 
denn der Legat, der die erforderliche Sentenz publizieren werde, ſei unterwegs. 
In der That, Papſt Gregor XIII. hatte auch ſeinerſeits die Kölner Sache mit 
ſolchem Eifer angegriffen, daß er in den letzten Wochen des Jahres 1582 und in 
den erſten des Jahres 1583 nicht weniger als fünf Bevollmächtigte zur Reiſe nach 
der gefährdeten Diöceſe beſtimmte: nämlich die beiden Kardinäle Madruzzo von 
Trient und Andreas von Oeſterreich als Legaten, daneben die am Hof des 
Kaiſers und des Erzherzogs Karl von Steiermark weilenden Nuntien und endlich 
jenen Sekretär Minuccio, der den kommenden Sturm zeitig beobachtet hatte. 
Der letztere fand ſich zuerſt, im Monat Januar,?) auf dem Platz. Die Urkunde 
einer förmlichen Abſetzung Gebhards nahmen die päpſtlichen Botſchafter noch 
nicht mit; allein daß ſie erfolgen werde, war nahezu gewiß, und ſchon hatte 
der Papſt auch den Nachfolger Gebhards, den er wünſchte, ins Auge gefaßt: 
es war Herzog Ernſt von Baiern. Im Beſitz der Hülfsmittel des Bistums 
Lüttich und der Gunſt der Herzöge von Parma und Jülich, ſchien dieſer Prinz 
vor jedem anderen geeignet, von der Nachbarſchaft her alle Kräfte zur Erdrückung 
Gebhards zuſammenzufaſſen. Als Kandidaten ließ ihn denn auch der Kaiſer 
ſich gefallen, es unterſtützte ihn mit Eifer ſein Bruder, Herzog Wilhelm von 
Baiern, und es ſehnte ihn herbei eine ſich wieder zuſammenſchließende bairiſche 
Partei in Köln. Natürlich fehlte es nicht an Gegenbewerbern; der gefährlichſte 
unter denſelben war der ehrgeizige Chorbiſchof, der gegen ſeinen bairiſchen Neben— 
buhler dasſelbe Spiel zu ſpielen hoffte, das früher Gebhard gegen denſelben ge— 
wonnen hatte. 

Eine Schwierigkeit beſonderer Art für die Beförderung des Biſchofs Ernſt 
lag in ſeiner Perſönlichkeit. Damals hielt er ſich teils in ſeinem Bistum Freiſing, 
teils am Hof ſeines Bruders auf: was ihn ausſchließlich beſchäftigte, war eine 
neue Liebſchaft.?) Schon meinten ſeine Gegner, es bereite fic) in ihm derſelbe 
Wandel vor, wie in Gebhard und ſeiner Agnes, und wenn in Wirklichkeit ſo 
gewagte und beſchwerliche Entſchlüſſe ihm fern lagen, ſo fand er ſich doch nicht 
in der Verfaſſung, ſich gerade jetzt für einen höheren Zweck in einen ſchweren 
Kampf zu werfen. Es bedurfte des gemeinſamen Andringens ſeines Bruders 
und ſeiner Verwandten, des Kaiſers und des Papſtes, um ihn endlich zur Reiſe 
nach Köln zu beſtimmen. Dort erſchien er denn im März 1583, um ſeine 
Rechte im Kapitel wahrzunehmen: gewiß, vom ſittlichen Standpunkt angeſehen, 
ein wenig würdiger Vertreter der katholiſchen Sache, nur inſofern erträglich, 


1) Mitgeteilt von Iſſelt und beſtätigt von Bezold II n. 100 Anm. 1. 
2) Näheres über ſein erſtes Auftreten gibt Loſſen, Sitzungsberichte der Münchener Akad., 
Hift. philol. Klaſſe, 1888 S. 171. 
8) Vgl. den Brief des Herzogs Wilhelm (v. Aretin, Maximilian 1 S. 259 Anm. 4) über 
das „Etwas“, das den Biſchof aufhalte, mit dem Schreiben des Erzherzogs Ferdinand bei v. Be— 
zold II n. 68. 
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als ihn der religiöſe Eifer ſeiner adelichen Kollegen auch gerade nicht überſtrahlte, 
und inſofern willkommen, als er die mächtigen Wer bindungen beſaß, die zur 
ſiegreichen Durchführung des Kampfes nötig waren. „Er iſt, ſagte der e 
Nuntius,“ ein großer Sünder; aber man muß den Rock nach dem Leibe ſchneiden. 5 ) 

Die Lage Gebhards wurde unter folden Zurüſtungen ſeiner Gegner eine 
höchſt bedenkliche. Selbſtverſtändlich behandelte er die Beſchlüſſe des Kapitels 
und des Landtags als unbefugte Auflehnung. Aber er war nun doch verlaſſen 
von dem größten Teil ſeiner rheiniſchen Stiftslande und damit ſeiner beſten 
Hülfsmittel beraubt. Sofort machte ſich denn auch der empfindlichſte Mangel 
an Geld bei ihm bemerklich. Von ſeinen auswärtigen Freunden, die er um 
Erleichterung dieſer Not anging, waren es zu Anfang des Jahres 1583 nur 
Johann Caſimir, Graf Johann von Naſſau und die Wetterauer Grafen, welche 
ihm einige im Verhältnis zum Bedürfnis höchſt geringfügige Geldbeiträge be— 
willigten und einen Teil des Bewilligten ſofort bezahlten.) Von ſeiten der 
übrigen proteſtantiſchen Fürſten und Stände trat ihm dagegen vornehmlich der 
dogmatiſche Zwiſt entgegen. Kurfürſt Ludwig von der Pfalz beeilte ſich, ſeinen 
Hofprediger Scheckſius zu ihm zu ſenden, um ſeine Auffaſſung der Abendmahls— 
lehre auszuforſchen und ihm die richtige Unterweiſung zuzuwenden, worauf Johann 
Caſimir ihn warnte, ſich nicht durch Unterwerfung unter die Konkordienformel 
in ein neues Papſttum zu begeben und die Freundſchaft derer, die ihm bisher 
geholfen, zu verſcherzen. Gebhard ſuchte ſich durch ſolche Gegenſätze hindurch— 
zuwinden, indem er einer klaren Entſcheidung in der ſtreitigen Lehre auswich 
und den Lutheranern verſicherte, daß er den Calvinismus verwerfe, den Calvi— 
niſten, daß er mit der Konkordienformel nichts zu ſchaffen haben wolle. Uebrigens 
zeigte er ſich unter all dieſen Schwierigkeiten als einen Mann von leichtem 
Herzen.?) Leutſelig im Verkehr, gewandt in Rede und Schrift, mit mancherlei 
Kenntniſſen, beſonders auch in fremden Sprachen, ausgerüſtet, war er doch zu 
einer tieferen Erfahrung in den Geſchäften der Regierung oder gar des Kriegs 
nicht durchgedrungen; nach den augenblicklichen Eindrücken ſchwankte er zwiſchen 
Niedergeſchlagenheit und Vertrauen. Nicht ohne inneren Anteil an der neu er— 
griffenen Religion, wollte er doch vor allem die Freuden ſeines Brautſtandes 
und die Ungebundenheit ſeines neuen Lebens genießen. In ſeiner Reſidenz zu 
Bonn drängten ſich überluſtige Feſte, und ſeine Mahlzeiten wie ſeine Konferenzen 
pflegten in maßloſen Zechereien und ſchweren Räuſchen zu endigen. Den Höhe⸗ 
punkt dieſer Feſtlichkeiten und zugleich die unwiderrufliche Bekräftigung von 
Gebhards Uebertritt bildete die am 2. Februar 1583 vollzogene Hochzeit 
mit Agnes von Mansfeld, bei welcher die Trauung von dem Zweibrückener 
Superintendenten Pantaleon Candidus, einem Gegner der Konkordienformel, 


) v. Bezold II n. 68 Anm. 2. 

*) v. Bezold n. 32 Anm. 2, 62 S. 50, 50 S. 38, 75 S. 64, 87, 144 S. 114. Das 
Anerbieten des Herzogs von Braunſchweig (n. 50 S. 38) nachher zurückgezogen (n. 57 Anm. 2). 

) Ueber ſeine Perſönlichkeit vgl. u. a. die Berichte des Grafen Johann von Naſſau und 
ſeiner Agenten (Groen v. Pr. 1 8 S. 132, 192, 197. v. Bezold II n. 203 Anm. 1), das Ur⸗ 
teil Dohnas und des H. Zweibrücken (v. Bezold II n. 50 Anm. 1) und die Nachrichten bei 
v. Bezold II n. 63 Anm. 1. 
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der ſich aber noch nicht zur calviniſchen Abendmahlslehre gewandt hatte, voll— 
zogen wurde. 

Unmittelbar nach der Hochzeit verließ Gebhard die rheiniſchen Stiftslande, 
in denen ſeine Gegner das Uebergewicht beſaßen. Als Befehlshaber der Stadt 
Bonn, des vornehmſten Waffenplatzes, den er dort noch inne hatte, hinterließ er 
ſeinen Bruder Karl Truchſeß, das Kommando über die Streitkräfte, die ſich in 
den unteren Stiftslanden noch hielten, übergab er dem Grafen Adolf von Neuenar, 
ſelber zog er nach Weſtfalen, wo er ja auf einen größeren Anhang rechnen durfte. 
Hier eröffnete er zu Arnsberg am 12. März 1583 einen Landtag. Ob unter 
den verſammelten Ständen die proteſtantiſche Partei von vornherein ein wirk— 
liches Uebergewicht beſaß, darf bezweifelt werden. Gewiß iſt jedoch, daß die— 
jenigen Städte, welche, wie Geſeke, Brilon, Medebach und Volkmarſen, nahe an 
den Grenzen von Waldeck und Heſſen lagen, ſtarke proteſtantiſche Elemente in 
ſich bargen und Bevollmächtigte, die für Gebhard eintraten, abgefertigt hatten,!) 
gewiß iſt auch, daß unter dem Adel eine proteſtantiſch geſinnte Gruppe höchſt 
ſelbſtbewußt und tumultuariſch auftrat. Unterſtützt wurde dieſe Partei durch die 
Geſandten, welche von ſeiten des Herzogs von Braunſchweig-Wolfenbüttel und 
der Landgrafen von Heſſen-Kaſſel und Marburg zugleich mit einigen Grafen 
ſich eingefunden hatten. Nicht ohne heftigen Streit und, wie es ſcheint, nicht 
ohne Einſchüchterung der katholiſch Geſinnten, die beſonders in der Grafſchaft 
Arnsberg ſtark waren und einen Rückhalt in Gebhards weſtfäliſchen Regiments— 
räten fanden, kam alſo am 15. März ein Abſchied zuſtande, der den geraden 
Gegenſatz zu den Kölner Landtagsbeſchlüſſen bildete. Die Stände billigten die 
von Gebhard angeordnete Religionsfreiheit, ſie erklärten, ihn ſo lange als ihren 
Landesherrn anzuerkennen, als er nicht nach ordentlichem Verfahren ſeiner 
Würden entſetzt ſei. Opferwilliger als die rheiniſchen Stände nahmen ſie auch 
ihren Teil an den Laſten des Kampfes auf ſich. Noch in Arnsberg verordneten 
ſie einen Ausſchuß, der dem Kurfürſten bei Verteidigung des Landes und den 
zur Ausführung des Landtagsabſchieds erforderlichen Maßregeln beirätig ſein 
ſollte, und auf weiteren Zuſammenkünften bewilligten ſie während des Jahres 
1583 mehrere, beſonders auf Geiſtlichen, Bauern und Bürgern ſchwer laſtende 
Schatzungen. 

Durch dieſes Eintreten der Weſtfalen wurde die ſchwankende Sache Gebhards 
einigermaßen aufgerichtet. Um ſie wenigſtens in Weſtfalen vollends zu befeſtigen, 
beeilte man ſich, mit der Aufrichtung eines proteſtantiſchen Kirchenweſens Ernſt 
zu machen. Der aus dem Edikt vom 16. Januar ſich ergebende Grundſatz war, 
in Städten und auf dem Land die Einwohner, welche ſich für die Augsburger 
Konfeſſion erklärten, zu beſonderen Gemeinden unter proteſtantiſchen Geiſtlichen, 
die man vornehmlich aus Heſſen und Waldeck ſich erbat, zuſammenzufaſſen und 
dann Kirchen und kirchliche Einkünfte zwiſchen Katholiken und Proteſtanten zu 


8 1) Nach Kleinſorgen (S. 52) waren es ſieben gegen ſiebzehn. Unter letzteren befanden 

ſich die ſieben Städte der Grafſchaft Arnsberg, von denen ſonſt wohl (3. B. Bezold II n. 151 
S. 122 § 35) nur die Hauptſtadt gezählt wird. Widerſpruch gegen den Abſchied des Landtags 
erhoben ſchließlich neben den ſieben Arnsberger Städten nur noch Menden, Rüthen und Werl. 
(Kleinſorgen S. 61 §. 31, 62 §. 33, 71 §. 35.) 
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teilen. Aber an eine friedliche und gerechte Durchführung dieſes Grundſatzes 
war nicht zu denken. In den Städten mußte in der Regel ein widerwilliger 
Rat, oder auch eine katholiſche Majorität der Einwohner erſt durch Agitationen 
und Aufläufe geſchreckt werden, ehe die vom Landesfürſten ausgeſandten Kommiſ⸗ 
ſarien einen proteſtantiſchen Geiſtlichen, wie er eben in der Eile zu haben war, 
einſetzen konnten, und dann begann alsbald zwiſchen dem Prädikanten und ſeinem 
katholiſchen Amtsbruder ein in Angriff und Verteidigung gleich leidenſchaftlicher 
Kanzelkrieg. In Werl z. B. wüteten in einer und derſelben Kirche die prote- 
ſtantiſchen Prediger gegen Mönchsgelübde und Bilderdienſt, während der fatho- 
liſche Pfarrer vor dem Wolf warnte, der nach ihm die Kanzel beſteige, und zu 
Gott rief, er möge den Ketzern und Tyrannen den Geiſt des Schwindels ſchicken 
und fie beſtrafen wie Nabuchodonoſor zi) worauf denn ſchließlich auf kurfürſtlichen 
Befehl der katholiſche Gottesdienſt in der Stadt völlig verboten ward. Neben 
dieſen Leidenſchaften der Parteien wirkte die ſteigende Erbitterung des Krieges 
auf den Gang der kirchlichen Neuerung ein. Je unverſöhnlicher der Kampf 
wurde, je gefährlicher dem Kurfürſten die ſtille Gegnerſchaft ſeiner katholiſchen 
Unterthanen erſchien, um ſo feindlicher wandte er ſich gegen die katholiſche Kirche, 
um fo gewaltſamer fielen ſeine Reformationen aus. Seit dem Monat Juni er— 
folgten unter dem Andrang des Pöbels und der wüſten Söldner und nicht ohne 
des Kurfürſten perſönliche Teilnahme Bilderſtürme, Sakramentsſchändungen und 
Kirchenplünderungen nach niederländiſchem Vorbild. In einer Inſtruktion vom 
25. Juli?) befahl Gebhard bereits, die künftig erledigten geiſtlichen Aemter 
lediglich mit Anhängern der Augsburger Konfeſſion zu beſetzen und den Katholiken 
nur noch in den Pfarreien, wo ſie darum einkommen würden, einen oder den 
andern Kaplan zu gewähren. Thatſächlich gelang es denn auch, im Laufe des 
Jahres 1583 faſt in allen Städten außerhalb der Grafſchaft Arnsberg prote— 
ſtantiſchen Gottesdienſt einzuführen oder gar wie in Werl, Geſeke, Attendorn, 
ihn zur Alleinherrſchaft zu erheben. Erfreulich war dieſer Kampf nach dem 
ſittlichen Charakter der Vorfechter des neuen oder der Verteidiger des alten 
Glaubens in der Regel nicht: aus den Reihen der proteſtantiſchen Geiſtlichkeit 
waren es vornehmlich unſtäte, ſtreitfertige Geſellen von bedenklicher Vergangenheit 
und mangelhafter Bildung, die ſich zu den kärglichen und unſicheren Prediger— 
ſtellen herandrängten, unter der katholiſchen Geiſtlichkeit war das Konkubinat jo 
weit verbreitet, daß Gebhard dieſe ſchimpflichen Verbindungen zu mancherlei 
Verſuchen benutzte, die Geiſtlichen entweder zum Uebertritt zu beſtimmen oder 
durch angedrohte Strafmaßregeln im Zaum zu halten. 

Indes geſetzt auch, daß die Reformation in Weſtfalen ſofort auf ſittlich 
feſte Grundlagen geſtellt wäre, ſo würden die Erfolge Gebhards in dieſen im 
Vergleich zu den verlorenen rheiniſchen Landen armen Gebieten?) doch nicht aus— 
gereicht haben, um ihm eine ſeinen Widerſachern ebenbürtige Stellung zu ver— 


) Kleinſorgen S. 129. Iſſelt (Ausg. von 1620) S. 374 fg. 
2) Kleinſorgen S. 150. 


) Es ſeien „mehrenteils gute arme Leut“, ſagte Gebhard von ſeinen weſtfäliſchen An⸗ 
hängern. (v. Bezolt II n. 144.) 
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ſchaffen. Die Frage, ob er ſich werde behaupten können, führte immer wieder 
zu der Frage zurück, ob jetzt endlich ſeine deutſchen und außerdeutſchen Glaubens— 
genoſſen den Entſchluß zu einer kräftigen Hülfe faſſen würden. 

Was nun die außerdeutſchen, beſonders die niederländiſchen Glaubens— 
genoſſen angeht, ſo warteten ſie noch immer auf das vorherige Eintreten der 
deutſchen Proteſtanten als der nächſt Beteiligten. Von dieſen aber hätte man 
jetzt, da die Hitze des Streites wuchs, und die glänzenden Ausſichten, welche ſich 
mit einem Siege Gebhards verbanden, deutlicher hervortraten, allerdings er— 
warten können, daß ſie noch in letzter Stunde dem bedrängten Kurfürſten ihre 
Bundesgenoſſenſchaft gewähren würden. Denn was bedeutete der Triumph der 
Gebhardſchen Sache? In Norddeutſchland waren bereits die geiſtlichen Fürſten— 
tümer bis zur Weſerlinie proteſtantiſchen Bewerbern anheimgefallen. Wenn nun 
auch das große rheiniſche Erzſtift in proteſtantiſche Hände kam, ſo war es höchſt 
wahrſcheinlich, daß von dieſer Station aus ein neues ſiegreiches Vordringen der 
Proteſtanten gegen die geiſtlichen Fürſtentümer von Weſtdeutſchland erfolgen 
werde. Im Bistum Straßburg z. B. zählten dieſelben Männer, welche die 
proteſtantiſche Erhebung in Köln hervorgerufen hatten — Solms, Winneburg, 
der Erzbiſchof Gebhard ſelber und der proteſtantiſche Kölner Dompropſt Georg 
von Sain⸗Witgenſtein — zu den Mitgliedern des Kapitels; von den Domherrn 
des Trierer Erzbistums hatte trotz allen kirchlichen Eifers der dortigen Kirchen— 
fürſten im Jahr 1577 noch keiner die Prieſterweihe genommen,) ſelbſt in 
Freiſing, wo doch die biſchöfliche Regierung mehr als anderswo dem Einfluſſe 
des Papſtes und des bairiſchen Hofes offen war, fand der päpſtliche Nuntius 
im Jahr 1578 unter Domherrn und Geiſtlichen das Konkubinat verbreitet und 
die Beichte vernachläſſigt.?) Wie nun, wenn dieſen ungeiſtlichen Körperſchaften 
die Möglichkeit geboten wurde, in Ehren weltlich zu werden? wenn ſie unter 
den Nachwirkungen einer Umwälzung in Köln ſich genötigt ſahen, den Schutz 
und den Einfluß katholiſcher Fürſten mit demjenigen ihrer proteſtantiſchen Nachbarn 
zu vertauſchen? Die zahlreichen Gerüchte von der Abſicht bald dieſes bald jenes 
Kirchenfürſten, dem Beiſpiel Gebhards zu folgen, zeigten, wie wenig man auf 
die kirchliche Feſtigkeit der Domkapitel und ihrer Erwählten rechnete. 

Indes jo verführeriſch dieſe Ausſichten waren, einem thatkräftigen Ein— 
ſchreiten der Proteſtanten ſtellten ſich doch zunächſt ſchon die Ueberlieferungen 
ihrer eigenen Politik entgegen. Vom Geſichtspunkt des Religionsfriedens aus, 
von dem man ja im Reich all dieſe kirchlichen Machtkämpfe beurteilte, ftellte 
ſich der Kölner Krieg als ein Kampf um Geltung oder Nichtgeltung des geiſt— 
lichen Vorbehaltes dar. Nun hatten die proteſtantiſchen Stände den geiſtlichen 
Vorbehalt allerdings abgelehnt — aber nicht als eine in jeder Hinſicht nichtige 
Satzung, ſondern nur inſoweit, als er ſie, die Proteſtanten, verpflichten ſollte: 
ſie wollten durch ihn nicht gehindert ſein, ſich fernerhin zu den Würden der 
Biſchöfe, Prälaten und Domherrn erwählen zu laſſen, ſie wollten durch ihn nicht 


) Gregor XIII. an Kurtrier. 1577 Mai 11. (Theiner II S. 301.) 
2) Erlaß des B. Scala. 1578. (Theiner II S. 361.) Widerlegt den anders lautenden 
Bericht eines Osnabrücker Rates bei Loſſen 1 S. 440. 
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verbunden ſein, ihre Hülfe zur Verjagung eines proteſtantiſchen oder proteſtantiſch 
gewordenen Prälaten zu gewähren (S. 83). In dieſem Sinne hatten ſie Bis⸗ 
tümer und Prälaturen in Norddeutſchland erworben. Jetzt aber handelte es ſich 
um einen ganz anderen Fall. Ein Mann, der auf Grund des unzweideutigſten 
katholiſchen Bezeigens das biſchöfliche Amt empfangen hatte, war erſt nach- 
träglich zum proteſtantiſchen Bekenntnis übergetreten; gegen dieſen ihren bis— 
herigen Glaubensgenoſſen waren ſeine Wähler, ſeine katholiſchen Nachbarn und 
der Kaiſer entſchloſſen, den geiſtlichen Vorbehalt, und zwar den geiſtlichen Vor⸗ 
behalt nach ſeiner engſten und buchſtäblichen Faſſung, als Verbot des Uebertrittes 
eines bis dahin katholiſchen Prälaten zur proteſtantiſchen Religion, geltend zu 
machen. Sollten ſie nun dem Vorgehen des Kaiſers und der Katholiken mit 
offener Gewalt entgegentreten? Wenn ſie das thaten, ſo erklärten ſie damit: 
auch der Kaiſer und die Katholiken dürfen die Verbindlichkeit des geiſtlichen Vor⸗ 
behaltes innerhalb ihres eigenen Kreiſes nicht anerkennen; ſie dürfen ihn nicht 
geltend machen gegen einen Biſchof, der unzweifelhaft zur Zeit ſeiner Wahl noch 
zu ihnen gehört hat; dem Verſuch, ihn geltend zu machen, haben die Proteſtanten 
nicht bloß ihre Mitwirkung zu verſagen, ſondern gewaltſam zu widerſtehen. 
War die Zeit einem derartigen Fortſchreiten zur aggreſſiven Politik günſtig? 
Abgeſehen von dem großen Intereſſe, welches zu einem kühnen Entſchluß drängte, 
konnte man wohl ſagen, daß die proteſtantiſchen Reichsſtände ſich auch durch das 
noch immer für ſie vorteilhafte Verhältnis der Kräfte ermutigt ſehen konnten. 
Denn ſo ſchroff die katholiſchen Mächte ſich auch gegen Gebhard erklärt hatten, 
wirkliche Streitkräfte hatten bisher nur das Domkapitel und die ſpaniſch-nieder— 
ländiſche Regierung ins Feld geſchickt. Der Herzog von Jülich wurde durch 
ſeine eigene Schwäche und durch die proteſtantiſche Partei unter ſeinen Land— 
ſtänden von thatkräftiger Mitwirkung zurückgehalten; die Erzbiſchöfe von Mainz 
und Trier zagten vor ihren proteſtantiſchen Nachbarn in den pfälziſchen, heſſiſchen 
und wetterauſchen Gebieten und vor dem Widerwillen ihrer Adelichen und Städte 
gegen jede Anſpannung der Kräfte. Vom Kaiſer endlich, der ſich kaum gegen 
die Türken und ſeine proteſtantiſchen Landſtände zu wahren wußte, konnte erſt 
recht keine militäriſche Hülfe erwartet werden. Die vornehmſte, im Innern des 
Reichs verwendbare Kraft beruhte eben nicht im öſterreichiſchen Hauſe und dem 
geiſtlichen Fürſtentum, ſondern in den weltlichen Reichsſtänden, unter dieſen aber 
hatten die Proteſtanten ein gewaltiges Uebergewicht. Für den Fall, daß die 
proteſtantiſchen Stände ſich vereint in den Kölner Krieg warfen, ſchien auch 
ſelbſt die ſpaniſche Einmiſchung nicht gar zu gefährlich. Denn die Hauptmacht 
Spaniens war durch die Generalſtaaten in Schach gehalten, ähnlich wie die 
franzöſiſche Regierung durch die Hugenotten und durch ihre Zwiſtigkeiten mit 
Spanien in Anſpruch genommen war. Nur eins ſchien für den Erfolg einer 
kriegeriſchen proteſtantiſchen Politik erforderlich, daß die Reichsſtände, oder doch 
die Fürſten der Augsburger Konfeſſion ſich vereint in den Krieg begaben. 
Aber gerade die Vereinigung war nicht möglich, weil der Mann, deſſen 
Einfluß ſie allein hätte bewirken können, weil der Kurfürſt Auguſt von Sachſen 
ſich durch die glänzenden Ausſichten nicht fortreißen ließ. Von Anfang an hatte 
er den Grundſatz verfochten, daß die Erhaltung eines lebensfähigen Reiches 
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wichtiger ſei als einzelne Erfolge oder Mißerfolge der proteſtantiſchen Partei, 
beſonders wenn die Geſetzlichkeit des verfochtenen Anſpruchs höchſt zweifelhaft ſei, 
daß ferner die Konflikte zwiſchen den großen Parteien nicht im Streitverfahren, 
ſondern durch nachgiebige Vermittelung auszugleichen ſeien, beſonders wenn ſie 
für den Fortbeſtand des geſamten inneren Friedensſtandes gefährlich erſchienen. 
Sollte er jetzt von dieſem Grundſatze abweichen? — jetzt, da das Eingreifen 
der Proteſtanten allerdings glänzenden Gewinn, aber auch inneren Krieg und 
Spaltung des Reiches herbeizuführen verſprach, jetzt, da er der Vertrauensmann 
des Kaiſers und der vornehmſten katholiſchen Fürſten geworden war und die 
Calviniſten, welche die Politik des Kampfes befürworteten, in der Konkordien— 
formel verdammt hatte? Weit entfernt von ſolch einer Umkehr, trat er alsbald 
zwiſchen die kämpfenden Parteien als begütigender Mittler. Während er unter 
ein von Kurpfalz verfaßtes Schreiben, in dem die drei weltlichen Kurfürſten das 
Vorgehen Gebhards mit ſcharfen Worten vor dem Kaiſer verteidigten, ſeinen 
Namen ſetzte, entſchuldigte er in einem vertraulichen Brief an den Kaiſer ſein 
Eintreten für Gebhard damit, daß er hierdurch ſeine hitzigeren Glaubensgenoſſen 
von thätlicher Hülfe abhalte (Januar 1583).1) Gütlicher Ausgleich der Kölner 
Sache ſtatt rechtlichen oder gar gewaltſamen Austrags und beſtimmte Ablehnung 
jeder thätlichen Hülfe war von da ab der Rat, den er nach allen Seiten erteilte. 

Das Verhalten Kurſachſens war maßgebend für Kurbrandenburg und die 
große Mehrzahl der proteſtantiſchen Fürſten und Städte. Wenn aber ſchon auf 
den Kurfürſten Auguſt neben der Achtung vor der Reichseinheit und den Reichs— 
geſetzen unzweifelhaft noch andere Gründe einwirkten, nämlich der Haß gegen 
die an Gebhard ſich herandrängenden Calviniſten, die Scheu vor einer Politik 
großer Wagniſſe und ſchwerer Opfer, ſo traten ſolche Rückſichten bei anderen 
Fürſten noch offener hervor, beſonders auch bei dem Manne, den Gebhard als 
einen der erſten ins Vertrauen gezogen, beim Herzog Heinrich von Lauenburg. 
Seit ſeiner Wahl zum Bremer Erzbiſchof hatte dieſer ſchlaue Pfründenjäger 
nicht aufgehört, dem Papſt ſeinen katholiſchen Glauben zu beteuern und im 
ſtillen der lutheriſchen Lehre anzuhängen; im Jahre 1575 hatte er ſich ſogar 
verheiratet, allerdings im tiefen Geheimnis. Er war ein Mann ganz nach dem 
Herzen ſolcher Domkapitel, welche ebenſoſehr vor den harten Anforderungen 
der katholiſchen Reſtauration, wie vor der Unverträglichkeit proteſtantiſcher 
Propaganda zurückſchraken, daneben ein tüchtiger Verwaltungsmann, von 
mächtigen Freunden, beſonders auch vom Erzbiſchof Salentin von Köln und 
dem Kurfürſten Auguſt von Sachſen, begünſtigt. All dieſen Umſtänden verdankte 
er's, daß er im Jahre 1574 auch noch zum Biſchof von Osnabrück, im Jahre 
1577 zum Biſchof von Paderborn gewählt war, und zwar von Kapiteln, die 
der Mehrheit nach katholiſch waren. Der Papſt verſagte ihm freilich, wie für 
Bremen, ſo auch für die neuen Erwerbungen die Beſtätigung, aber der Kaiſer 
gewährte wieder die ſchützenden Lehensindulte. Wenn nun irgend ein Fürſt 
durch ſeine ganze Lage zur Verfechtung der Sache Gebhards aufgefordert war, 
ſo war es dieſer Heinrich. Der Sieg Gebhards würde ihm in ſeinen weiteren 


1) v. Bezold II n. 60, 71. 
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Folgen aus einer unſicheren zu einer ſicheren, aus einer zweideutigen zu einer 
klaren Stellung verholfen haben; und da er als Mitglied des Kölner Kapitels 
der mächtigſte Mann in dieſer Körperſchaft war, da er von ſeinen Paderborner 
Landen unmittelbar in das kölniſch-weſtfäliſche Gebiet eingreifen konnte, ſo ſchien 
er vor allen anderen geeignet zu ſein, die Führerſchaft in der Kölner Sache zu 
übernehmen und den Sieg zu entſcheiden. In der That hatte er ſich auch bei 
den erſten Eröffnungen Gebhards zur Unterſtützung des Unternehmens bereit 
gezeigt,“) allerdings mit dem ſofortigen Hinweis, daß er ſich nach Kurſachſen 
richten werde. Aber als nun Gebhard ſo übereilt voranſtürmte und das Kapitel 
nicht minder ſtürmiſch den Kampf aufnahm, da erwog der Adminiſtrator, daß 
er beim Eintritt in dieſes Spiel ſeine eigenen Stifter einſetze und nach den 
Verhältniſſen der zunächſt gegenüberſtehenden Parteien ſehr wohl verlieren könne, 
zumal da die Domkapitel in Paderborn und Osnabrück dem förmlichen Ueber— 
gang zum Proteſtantismus ebenſo abhold waren, wie dasjenige von Köln. So 
erklärte er denn, als der Kölner Landtag herannahte, er wolle nicht als der 
Führer der Gebhardſchen Partei daſtehen; und als der Landtag zu Ende war, 
zog er ſich in ſeine Lande zurück, um ſich jeder wirkſamen Teilnahme an dem 
ausbrechenden Krieg zu entziehen. „Mit Bremen,“ ſagte Gebhard im Mai 1583, 
„iſt es nichts. Er richtet ſich nach Sachſen; ſein Kapitel und ſeine Räte ſind 
dem Werk zuwider.“ ) 

Unter den Fürſten erſten Ranges war es überhaupt nur einer, der, wenn 
nicht auf die Dauer, ſo doch anfangs für eine nachdrückliche Unterſtützung Geb— 
hards eintrat, der Kurfürſt Ludwig von der Pfalz. Mochte der die Calviniſten 
verabſcheuen und in den ſchweren öffentlichen Angelegenheiten am liebſten Männern 
von überlegener Sicherheit, wie dem Kurfürſten Auguſt, den Vortritt laſſen, in 
dieſer aus nächſter Nähe ihn berührenden Kriſis wurden doch wieder die Grund— 
ſätze ſeines Vaters in ihm wach: er faßte ſich ein Herz, für die von Spaniern 
und Papiſten bedrohte Sache des Evangeliums einzutreten. Schwerfällig jedoch 
und ängſtlich wie immer, war auch jetzt wieder ſein Vorgehen. In der Meinung, 
daß man am ſicherſten vom Boden der Reichsverfaſſung wirke, griff er auf den 
Beſchluß des letzten Reichstags, daß die drei rheiniſchen Kreiſe die gegen die 
niederländiſchen Gewaltthaten erforderlichen Maßregeln in einer gemeinſamen 
Verſammlung ihrer Bevollmächtigten beſchließen ſollten, zurück und erwirkte den 
Zuſammentritt einer ſolchen Tagſatzung zu Köln (Februar 1583). Seiner Abſicht 
nach ſollten hier kriegeriſche Anſtalten zur Vertreibung der ſpaniſchen Truppen, 
die als Verbündete des Kölner Domkapitels in das Reich eingerückt waren, 
beſchloſſen werden; und an dieſe erſte Exekution ſollten ſich dann, unter Vor- 
wendung des Landfriedens, weitere Maßregeln anſchließen, um auch die übrigen 
Feinde Gebhards zur Niederlegung der Waffen zu zwingen. Auf ſolche Weiſe 
wäre die Herrſchaft Gebhards wenigſtens vorläufig hergeſtellt, und die Aus— 


) Später (1583 Mai 31) behauptete Johann Caſimir ſogar, Bremen habe Gebhard „an— 
fangs in das Spiel pracht“. Was indes in den bisher bekannten Quellen keine Beſtätigung 
findet. (v. Bezold II n. 153.) 

2) v. Bezold II n. 151 S. 120. 
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einanderſetzung über die Frage, ob er kraft des geiſtlichen Vorbehalts oder der 
Landesvereinigung ſeine Regierung verwirkt habe, wäre auf den endloſen Weg 
rechtlicher oder gütlicher Verhandlung gewieſen. Aber ſollten die katholiſchen 
Fürſten ſich unter dem Titel der Reichsverteidigung und der Erhaltung des 
Landfriedens den ſchon halb geſtürzten Erzbiſchof wieder aufzwingen laſſen? 
Bei den Kölner Verhandlungen brach ein Streit aus über die Gültigkeit der 
Vollmachten der von Gebhard abgefertigten Geſandten; raſch benutzten dieſen die 
Abgeordneten von Trier und Mainz, um die Tagſatzung zu ſprengen; und von 
jetzt ab blieb es dabei, daß in den Reichskreiſen die Katholiken allenfalls geneigt 
waren, den Landfrieden gegen die Streitkräfte Gebhards zur Geltung zu bringen, 
die Proteſtanten dagegen den Ernſt dieſes Geſetzes ebenſo einſeitig gegen ſeine 
Feinde zu kehren wünſchten: unter ſolchem Zwieſpalt erwies ſich das ſchwer— 
fällige Rüſtzeug der Landfriedensverfaſſung dem Streit der kirchlichen Parteien 
gegenüber als unbrauchbar. 

Vom Reich abgewieſen, faßte nun Kurfürſt Ludwig den zweiten Gedanken, 
die ſämtlichen Stände der Augsburger Konfeſſion für Gebhard aufzurufen. Noch 
unbekannt mit dem Vorſatz des Kurfürſten Auguſt, ſich aller Thätlichkeiten zu 
enthalten, betrieb er alſo eine allgemeine Zuſammenkunft der proteſtantiſchen 
Stände nach dem Muſter der im Jahre 1569 zu Erfurt (S. 423) angeſtellten. 
Fürs erſte gelang es indes nur, kleinere vorbereitende Verſammlungen zuſtande 
zu bringen, unter denen ein von den Geſandten der drei proteſtantiſchen Kur— 
fürſten in Erfurt abgehaltener Konvent und eine demſelben vorausgehende Zu— 
ſammenkunft zu Worms die wichtigſten waren. In letzterer Stadt fand ſich im 
März 1583 unter Vorſitz der Kurpfälzer der größere Teil der oberrheiniſchen 
Kreisſtände zuſammen: Pfalzgraf Johann Caſimir erſchien in Perſon, die Pfalz— 
grafen von Zweibrücken und Simmern, der Landgraf von Heſſen-Darmſtadt, 
die Wetterauer Grafen und die Städte Straßburg, Worms und Speier hatten 
Geſandte abgefertigt, zu denen ſich noch aus dem fränkiſchen Kreis ein Bevoll— 
mächtigter des Markgrafen Georg Friedrich von Brandenburg -Anſpach geſellte. 
Die Beratungen drehten ſich vornehmlich um den Aufruf der Kreishülfe gegen 
die Feinde Gebhards und waren in dieſer Hinſicht unfruchtbar; aber in zwei 
Punkten führte ſie doch über jene Grenze hinaus: einmal, man befand es für 
nötig, daß von den wohlgeſinnten Ständen ſtatt der beim letzten Reichstag 
bewilligten zwei Römermonate deren acht zuſammengeſchloſſen würden, ſodann, 
als den geeignetſten Führer der von dieſem Geld zu werbenden Kreistruppen 
erklärte die Mehrzahl den Herzog Johann Caſimir, )) der ſich ſelber zur Ueber— 
nahme des Amtes geneigt erklärte. Da im Ernſte nicht zu erwarten war, daß 
irgend ein ganzer Kreis jenen Beſchluß des erhöhten Geldzuſchuſſes genehmigen 
werde, ſondern höchſtens proteſtantiſche Mitglieder einzelner Kreiſe ihm nach— 
kommen würden, ſo nahm man alſo eigentlich einen Geldvorrat in Ausſicht, 
der nicht nach Beſchlüſſen von Kreistagen, ſondern nach dem Gutdünken der 
Beiſteuernden verwandt werden konnte, und da Johann Caſimir gewiß nicht 


1) Der Form nach als Stellvertreter des Kurf. Pfalz, dem als Oberſten des kurrheiniſchen 
Kreiſes der Titel des Feldherrn zugedacht war. (v. Bezold II n. 108.) 
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der Mann war, den ein aus katholiſchen und proteſtantiſchen Ständen gemiſchter 
Kreis als Oberſten ſeiner Streitkräfte genehmigt hätte, ſo hatte man in ihm 
einen Führer, den die Proteſtanten aufſtellten zur Vertretung einſeitig prote- 
ſtantiſcher Intereſſen. Die Wormſer Beſchlüſſe gingen alſo im Grunde darauf 
aus, an die Stelle der Kreisexekution das kriegeriſche Eingreifen verbündeter 
proteſtantiſcher Stände zu ſetzen. 

Einen beſonderen Eifer hatten bei dieſen Beſchlüſſen gerade die Vor— 
ſitzenden nicht gezeigt. Die Kurpfälzer ſchienen mehr getrieben zu werden als 
zu treiben, und beſonders die Vorliebe der anderen Verſammelten für die 
eventuelle Führerſchaft des Pfalzgrafen Johann Caſimir ſcheint ihnen wenig 
behagt zu haben.)) Noch konnte man jedoch erwarten, daß Kurfürſt Ludwig 
auf dem Wege eines ſelbſtändigen Eingreifens der proteſtantiſchen Stände 
vorangehen werde, wenn die Erfurter Verſammlung, die einige Tage nach der 
von Worms folgte, ſich von dem gleichen Geiſte wie die oberrheiniſchen Stände 
beſeelt zeigte. Aber hier kam die Enttäuſchung. Als die Kurpfälzer die Frage 
zur Beratung ſtellten, in welcher Weiſe man dem Kölner Erzbiſchof zur 
Hülfe kommen ſollte, ſagten die kurſächſiſchen Geſandten mit einer alle falſchen 
Erwartungen zerſtörenden Offenheit die Meinung ihres Herrn heraus, daß eine 
thätliche Hülfe unzuläſſig fei, fie vereitelten durch ihr Auftreten jede feſte Be- 
ſchlußfaſſung. Von dieſem Augenblicke, da Kurfürſt Ludwig ſich von ſeinen 
beiden Mitkurfürſten — denn Brandenburg folgte Sachſen — verlaſſen ſah, 
fiel ſein Mut, der von Anfang an nicht groß geweſen war, zuſammen. Er 
entledigte ſich noch der in Worms übernommenen Verpflichtungen, indem er 
ſeinen Anteil an der dort bewilligten Beiſteuer direkt an Gebhard zahlte, im 
übrigen aber zog er ſich von allem kriegeriſchen Vorgehen zurück. N 

Jetzt war nur ein Fürſt zweiten Ranges übrig, der die Verwegenheit 
beſaß, für Gebhard zu den Waffen zu greifen: es war der Pfalzgraf Johann 
Caſimir. Wenn dieſer Mann den Religionskriegen in Frankreich und den 
Niederlanden nicht unthätig hatte zuſehen können, wie hätte er es jetzt ertragen 
ſollen, daß im Reich und in ſeiner unmittelbaren Nachbarſchaft ein ſolcher Krieg 
ohne ſeine Teilnahme ausgefochten wurde! Als den vorbeſtimmten General des 
Kölner Krieges hatte ihn denn auch der Graf Johann von Naſſau ſchon im 
Februar 1583 ins Auge gefaßt und durch Hermann Adolf von Solms dem 
Kurfürſten Gebhard empfohlen; ?) daß er ſelber nicht abgeneigt war, die Krieg— 
führung zu übernehmen, zeigte unter anderem ſein Verhalten bei der Wormſer 
Verſammlung. Allerdings um gerade nach dieſer und der Erfurter Tagſatzung 
in den Krieg einzutreten, dazu gehörte nicht Mut, ſondern Verwegenheit. Von 
den in Worms bewilligten Beiſteuern wurde in den nächſten Monaten die 
Summe von nicht ganz 14000 Gulden an Johann Caſimir ausgezahlt; er 
ſelber hat dann aus eigenen Mitteln 55000 und an Darlehen 103 000 Gulden 
aufzubringen vermocht.?) Und damit ſollte er die Feinde Gebhards bekriegen 
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und den Kaiſer und die katholiſchen Stände mit einer neuen Waffenerhebung 
ungeſtraft herausfordern? 

Wenn ſolche Verhältniſſe Johann Caſimir nicht abſchreckten, ſo lag das 
zum guten Teil an der berauſchenden Kraft ſeiner abenteuerlichen Entwürfe. 
Gewohnt, nach allen Schwankungen auszuſpähen, verband er in ſeinen Berech— 
nungen die deutſchen, die niederländiſchen, die franzöſiſchen Bewegungen. In 
Bezug auf Frankreich hatte er nun freilich die Hoffnung, mit Hülfe des Prinzen 
von Condé ein neues Feuer anzuzünden, inzwiſchen aufgeben müſſen, aber daß 
neue Wirren dort bevorſtanden, und daß die franzöſiſchen Kirchen nicht den 
König von Navarra und nicht den Prinzen von Condé, ſondern ihn, den Sohn 
des frommen Friedrich, als den wahren Schützer des Evangeliums anzuſehen 
hätten,“) erachtete er für gewiß, und in dieſer Meinung hielt er ſich auf neue Beute— 
züge nach Frankreich gefaßt. In den Niederlanden hatte der von Oranien durch— 
geſetzte Verſuch, in dem Herzog von Anjou einen Monarchen ohne Macht, einen 
Katholiken unter dem Zwang proteſtantiſcher Tendenzen an die Spitze zu ſtellen, 
im Januar 1583 zu einer argen Kataſtrophe geführt. Der franzöſiſche Herzog 
ſuchte ſeine Macht dadurch zu ſtärken, daß er einige wichtige Städte durch un— 
verſehene Einlagerung franzöſiſcher Truppen ſich unterwarf, ganz nach dem 
Muſter des Handſtreiches Don Juans gegen Namur; bei dieſem Unternehmen 
jedoch hatte er in der Stadt Antwerpen, auf die es vornehmlich ankam, von 
ſeiten der Bürger eine klägliche Niederlage erlitten. Unter der doppelten Schmach 
des Mißerfolgs und des Treubruches, unter zwiefachen Verhandlungen mit 
den Generalſtaaten über die Herſtellung des gebrochenen Vertrauens und 
die Befeſtigung ſeiner Stellung, mit Parma über den Verrat der Niederlande 
an Spanien und einen hohen Preis des Verrates, wich er nun von Antwerpen 
nach Dendermonde, von Dendermonde nach Dünkirchen, von dort, Ende Juni 
1583, aus den Niederlanden nach ſeiner neu gewonnenen Stadt Cambrai zurück, 
um einige Wochen ſpäter ſeine mitgeführten franzöſiſchen Hülfstruppen nach ſich 
zu ziehen. 

Hiermit trat in den Niederlanden die Frage nach einem neuen Regenten 
und nach neuen Hülfstruppen wieder hervor, und während Oranien an dem 
Gedanken feſthielt, daß trotz alledem nur von Frankreich und auf Grund 
eines Ausgleiches mit Anjou ausgiebige Unterſtützung der Niederlande gegen 
Spanien zu erlangen ſei, erhoben ſich die Gegner der franzöſiſchen Bundes— 
genoſſenſchaft, beſonders die Demagogen und Fanatiker in Flandern, mit neuer 
Kraft, und mit dieſer Erhebung wuchs die Hoffnung Johann Caſimirs, noch 
einmal zur Verteidigung, wenn nicht gar zur Regierung der Niederlande herbei— 
gerufen zu werden. Zu all derartigen vom Ausland winkenden Verführungen 
kam jetzt endlich noch die Kriſis im Kölner Erzſtifte hinzu: ein Kampf, der in 
ſeinen Folgen auf das Machtverhältnis der beiden Parteien im Reich umge— 
ſtaltend einwirken mußte, und der nach ſeinem Schauplatze ſich wohl mit einem 
franzöſiſchen, am eheſten mit dem niederländiſchen Krieg verflechten ließ. Da 
konnte denn Johann Caſimir das Verlangen nicht bezähmen, einmal wieder die 
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Waffen in die Hand zu nehmen, um bei dem allgemeinen Wirrwarr ſeinen 
Anteil an der Entſcheidung und an der Beute zu gewinnen.“) 

Viel verſprechend war die Bundesgenoſſenſchaft eines Mannes von ſo ge— 
ringen Mitteln und ſo ausſchweifenden Entwürfen gewiß nicht. Aber Gebhard 
hatte, wie ſeine Angelegenheiten ſich in den erſten Monaten des Jahres 1583 
entwickelten, auf keine andere Hülfe zu rechnen. Und ſo eilte er, nachdem er in 
Weſtfalen, wie erzählt, ſeinen Anhang geſammelt hatte, von dem Arnsberger 
Landtag perſönlich zu dem Hoflager Johann Caſimirs, und nach perſönlicher 
Verhandlung zwiſchen den beiden Fürſten wurde in Friedelsheim am 15. April 1583 
ein Abkommen getroffen, in welchem der Pfalzgraf ſich bereit erklärte, dem Erz— 
biſchof eine namhafte Anzahl von Truppen zuzuführen. Die Hauptſchwierigkeiten 
bei dieſem Abkommen bereitete nach der Natur der Sache die Frage der Mittel, 
und nach der Natur des Pfalzgrafen die Frage der Belohnung. Da Gebhard 
ſo gut wie gar nichts zuzuſchießen hatte, und die verfügbaren Geldmittel Johann 
Caſimirs, wie oben bemerkt, lächerlich gering waren, ſo beſchloß man vor allem, 
die Geſuche um Geldhülfe bei den proteſtantiſchen Mächten in und außer Deutſch— 
land mit Eifer fortzuſetzen. Ob freilich damit viel zu erreichen war, mußte be— 
zweifelt werden, und ſo war man zunächſt darauf angewieſen, den Krieg auf 
Kredit zu führen, in der Hoffnung, daß raſche Erfolge auch bereitwillige Helfer 
herbeiführen würden. Aber wenn Johann Caſimir ſeine Mittel erſchöpfen und 
ſeinen Kredit bei Kriegsoberſten und Geldgebern einſetzen ſollte, ſo beſtand er 
auch auf Bürgſchaften des Erſatzes und der Belohnung. Bereits im Oktober 1582, 
als der Kölner Streit ſich noch auf der Vorſtufe vor dem offenen Ausbruche 
befand, hatte er den letzten Grund ſeiner Wünſche in einer geheimen Aufzeich— 
nung offenbart: „wenn der Biſchof von Köln nichts durchſetzen kann, ſo ſoll er 
mir das Stift reſignieren; dann will ich ſehen, was zu thun iſt.“ 2) Jetzt ver⸗ 
langte er von Gebhard das Verſprechen, daß er ihm behufs Rückzahlung der 
Vorſchüſſe das ganze Erzſtift verpfänden, beſonders die in ſeiner Macht befind— 
lichen Städte Bonn und Rheinberg mit ihren einträglichen Zöllen, dazu alle von 
ihm, Johann Caſimir, einzunehmenden Plätze überlaſſen werde. Der geängſtigte 
Biſchof ließ ſich teils in Friedelsheim, teils bei nachfolgenden Verhandlungen zu 
dieſen Zuſagen herbei,“) und wenn er der Ausſtellung eines wohl verbrieften Aktes 
über die Verpfändung, wie ihn der ſcharfe Gläubiger verlangte, entging, ſo hatte 
doch Johann Caſimir des Erzbiſchofs Wort und, falls der Krieg gelang, auch die 
Macht, die eingenommenen Städte und Zölle, Aemter und Einkünfte zu behaupten 
und in der Flanke der ſpaniſchen und der ſtaatiſchen Niederlande eine ſtarke 
Stellung einzunehmen. Er verfuhr mit Gebhard ganz wie er mit den Hugenotten 
verfahren war, als ſie ihm Metz, Toul und Verdun zuſagen mußten (S. 443). 


) Dieſe Anſicht von Johann Caſimirs Beſtrebungen gründet ſich vornehmlich auf die Auf— 
zeichnungen des Pfalzgrafen (v. Bezold I n. 418, II n. 175), auf den im einzelnen allerdings 
verwirrten und aufſchneidenden La Huguerie und auf das geſamte Verhalten Johann Caſimirs 
in den Kölner Wirren. 

2) v. Bezold I n. 418 S. 557. 

5) v. Bezold II n. 118, 188 Art. 7, 151 Art. 4, 6, n. 225. Ueber die Pfandſchafts⸗ 
urkunde n. 115 Anm. 1, 153, 171. 
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Blicken wir nun zurück auf die geſamten Zurüſtungen der Partei Gebhards 
und ſeiner Widerſacher, ſo kann wohl kein Zweifel ſein, daß die Uebermacht 
auf ſeiten der letzteren war. Dem entſprechend ging denn auch die katholiſche 
Partei im Kampfe zuverſichtlich vorwärts. Von den fünf Bevollmächtigten, die 
der Papſt nach Köln beſtimmt hatte, trafen am 28. März ) der am ſteiriſchen 
Hof weilende Nuntius, Marcheſe von Malaſpina, und bald nach ihm der Nuntius 
am kaiſerlichen Hof, Biſchof Franz von Vercelli, in Köln ein; ſie geſellten ſich 
dort ihrem längſt angekommenen Mitgeſandten, dem Minuccio, zu. Etwa vierzehn 
Tage ſpäter traf von Rom eine erſte Zahlung von Geldſubſidien,?) und dazu 
die am 22. März gegen Gebhard erlaſſene Abſetzungsbulle ein. In dem un— 
veränderten Stil mittelalterlicher Päpſte erklärte Gregor XIII. in dieſer Bulle, 
daß er kraft ſeiner kirchlichen über Völker und Reiche ſich erſtreckenden Gerichts— 
gewalt den Kölner Erzbiſchof als offenkundigen Ketzer in den Bann thue, und 
ihn ebenſowohl ſeiner kirchlichen Würde wie ſeiner Lehen und weltlichen Obrigkeit 
für entſetzt erkläre: jeder, der dem Abtrünnigen als kirchlichem oder ſtaatlichem 
Oberen gehorche, verfalle ohne weiteres dem Bann; das Kapitel habe unver— 
züglich zur Wahl eines neuen Erzbiſchofs zu ſchreiten. 

Zu dieſer Wahl traten am 23. Mai die Kapitularen zuſammen, allerdings 
von den ſechzehn adelichen Domherren nur neun, während die acht Prieſter— 
kanoniker vollzählig erſchienen. Die größte Schwierigkeit, die einer einhelligen 
Wahl im Wege war, beſtand in den entgegengeſetzten Bewerbungen des Chor— 
biſchofs Friedrich und des bairiſchen Ernſt. Allein am Tage der Wahl hatte 
der letztere ſeinem Nebenbuhler ſchon den Vorrang abgewonnen, und zwar guten— 
teils durch Ausſpendung von Geſchenken und Jahrgeldern. „Nie,“ ſo verſicherte 
ſpäter der Nuntius Malaſpina, „habe er käuflichere Leute geſehen, er glaube, 
wenn Oranien das Kurfürſtentum hätte haben wollen und nur viele Tauſend 
Dukaten eingeſandt hätte, er würde es haben erkaufen können.“ Da Herzog Ernſt 
der einzig geeignete Mann zu ſein ſchien, um die Widerſacher Gebhards um ſich 
zu ſcharen und zum Siege zu führen, ſo hießen die Nuntien und die Kölner 
Jeſuiten die Anwendung ſolcher Mittel, als unvermeidliche Aeußerung der an 
den Reichsſtiftern herrſchenden Korruption, gut.?) Das Ergebnis war, daß 
Herzog Ernſt einhellig gewählt wurde. Noch vor der Wahl hatte der Biſchof 
von Vercelli, um das Uebel an der Wurzel zu treffen, die beiden Hauptketzer 
des Kölner Kapitels, Hermann Adolf von Solms und Johann von Winneburg, 
vor ſeinen Richterſtuhl geladen. Bald nachher erklärte er ſie und weiter 
den Kapitular Thomas von Kriechingen nebſt dem nicht zum Kapitel gehörigen 
Dompropſt Georg von Sain aller kirchlichen Benefizien für verluſtig. Der neue 
Erzbiſchof aber mußte zuſagen, daß niemand mehr ohne Ablegung des Trienter 
Glaubensbekenntniſſes in das Kapitel aufgenommen werden folle. “) 


1) v. Bezold II n. 111 Anm. Iſt alter oder neuer Stil gemeint? Soweit es ſich feſt⸗ 
ſtellen läßt, gebe ich bis Ende 1583 die Daten nach altem Stil. 

2) v. Bezold II n. 126. 

3) v. Bezold II n. 148 Anm. 

4) Der Biſchof Vercelli an den Kaiſer, Juni 12. (Theiner III S. 398.) Ueber die Ausführung 
val. Loſſen in den Sitzungsberichten der Münchener Akademie hiſt.⸗philol. Kl. 1888 S. 176 Anm. 1. 
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Die nächſte Folge der Wahl des bairiſchen Prinzen war, daß nicht nur 
der Kampf gegen Gebhard unter einheitliche Leitung kam, ſondern auch der 
Bruder des Erwählten, der Herzog Wilhelm von Baiern, in den Krieg eintrat. 
Im Auguſt 1583 waren bereits ein paar Tauſend im Auftrag des Herzogs ge— 
worbene Söldner im Anzug nach dem kölniſchen Kriegsſchauplatz; der Oberbefehl über 
dieſelben war dem Prinzen Ferdinand, einem jüngeren Bruder Wilhelms, über⸗ 
tragen, und zur Unterhaltung der Truppen hatte der Herzog bis Ende des 
Monats November ſchon an die 200000 Gulden ausgelegt, während der Papſt 
dem Erzbiſchof Ernſt 60 000 Scudi zukommen ließ.!) Als am 30. Auguſt der 
jugendliche bairiſche General im Kölniſchen eintraf, um ſich an die Spitze der 
ihm zugewieſenen Söldner zu ſetzen, ſtieg im rheiniſchen Oberſtift die Zahl der 
im Feld verwendbaren Streitkräfte des Erzbiſchofs Ernſt auf ungefähr 9000 Mann. 
Die nächſte Aufgabe derſelben war, die wenigen feſten Plätze, welche Gebhard 
noch in den rheiniſchen Stiftslanden behauptete, einzunehmen, vornehmlich in dem 
Oberſtift die Stadt Bonn, wo Karl Truchſeß kommandierte, im Unterſtift die 
Stadt Rheinberg, welche von Neuenar verteidigt wurde. Daß dieſe Aufgabe nicht 
raſch gelöſt wurde, lag vornehmlich an zwei Umſtänden: einmal die Geldmittel 
der katholiſchen Partei waren doch auch nichts weniger als ausreichend, um ihre 
Streitkräfte, deren bunte Zuſammenſetzung ohnehin Zwiſtigkeiten und Zucht— 
loſigkeit nährte, ordentlich zu beſolden und zu kräftigem Vorgehen bereit zu 
machen, ſodann, noch etwas raſcher als die bairiſchen Hülfstruppen kam Johann 
Caſimir mit ſeinen Werbungen auf und führte dadurch in dem Verhältnis der 
kriegeriſchen Kräfte doch eine zeitweilige Veränderung herbei. 

Schon vor der Friedelsheimer Abrede hatte der Pfalzgraf, der trotz ſeiner 
höchſt zweifelhaften Feldherrntalente infolge der energiſchen und geſchickten Ver- 
tretung der Geldintereſſen ſeiner Söldner ſich das Vertrauen von Oberſten und 
Hauptleuten zu bewahren wußte, die erſten Vorbereitungen zur Truppenwerbung 
getroffen; bis zum Sommer führte er die Sammlung der Söldner in Ober— 
deutſchland und in der Schweiz, in Lothringen und im Elſaß zu Ende. So 
traf denn am 20. Juli ein erſter Haufe franzöſiſcher Schützen unter Führung 
des Dr. Beutterich in Bonn ein; am 22. Auguſt erſchien der Pfalzgraf ſelber 
an der Spitze ſeiner Hauptmacht am Rhein, um an dem rechten Ufer des 
Stromes zwiſchen Bonn und Köln gegen die auf dem andern Ufer geſammelten 
Streitkräfte des Erzbiſchofs Ernſt eine beobachtende Stellung einzunehmen. Als 
er am 4. September bei Mühlheim die Muſterung ſeiner Truppen vornahm, 
ergab fic) die Zahl von 7— 8000 Mann, darunter 3000 Reiter. Nicht ohne 
Sorgen hatte einer der zuverläſſigſten und ehrenhafteſten Räte des Pfalzgrafen, 
der aus Oſtpreußen in ſeine Dienſte gezogene Burggraf Fabian von Dohna, die 
Anſammlung ſo großer Streitkräfte bei ſo kleinen Mitteln geſehen. Er hatte 
zu bedenken gegeben, ob man nicht beſſer eine kleine Truppe, die man bezahlen 


J ) v. Aretin, Maximilian 1 S. 271 Anm. Bericht des Legaten Sega. (Commission 
d'histoire (Bruxelles), comptes rendus III 6 S. 185.) Ueber weitere Zahlungen vgl. Theiner 


III S. 402, 489, 490, 496, 499. Loſſen in den Sitzungsberichten der Münchener Akademie, 
philol.⸗hiſt. Kl. 1888 S. 192. 
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könne, aufſtelle und ſich dann in einigen Grenzplätzen, die mit dem pfälziſchen 
Gebiet in Verbindung gehalten werden könnten, feſtſetze.!) Allein wo wären 
bei fo beſcheidenem Zuſchnitt des Unternehmens die Projekte Johann Cafimirs 
geblieben, welche die kölniſchen, die niederländiſchen und die franzöſiſchen Ver— 
wickelungen zugleich umſpannten! Er ſtellte ſein Heer ins Feld in der Hoffnung, 
daß der Lauf der Kriege und Empörungen unerwartete Verwendungen und un— 
vorhergeſehene Mittel bieten würde. 

Kaum war jedoch Johann Caſimir von dem Stadium des Werbegeſchäftes 
zu dem der Kriegführung vorgeſchritten, ſo trat alsbald wieder die gewohnte 
Ratloſigkeit und der unvermeidliche Hader ein. Wochenlang zog er Bonn und 
Köln gegenüber hinauf und hinab; er dachte daran über den Strom zu ſetzen 
und die nicht weit von Brühl konzentrierten Streitkräfte des Erzbiſchofs Ernſt zu 
faſſen, wenn der Uebergang nur nicht gar ſo gefährlich geweſen wäre; er dachte, 
gegen Unkel und Linz vorzubrechen und dieſe Städte mitſamt Andernach einzu— 
nehmen, wenn nur Salentin von Iſenburg das Oberſtift nicht gar zu gut ge— 
ſichert hätte; endlich hielt er es fürs beſte, herabzuziehen und Kaiſerswert zu 
erobern, wenn nur für das aus Bonn zu entnehmende Geſchütz nicht die Be— 
ſpannung gefehlt hätte. So ging der September zu Ende, ohne daß irgend 
etwas geſchehen wäre, und mit Schrecken ſah Johann Caſimir dem Ablauf des 
Monats entgegen, weil alsdann die Soldaten ihren zweiten Monatsſold er— 
heiſchen würden. Denn das Geld war ihm natürlich ausgegangen, und ſchon 
jetzt thaten ſeine Söldner es an Zuchtloſigkeit, Räubereien und Ausſchweifungen 
jeder Art allen anderen Truppen zuvor. Tödlicher Haß erfüllte unter ſolchen 
Vorgängen die Bauern gegen dieſe pfalzgräflichen Banden, bitterer Spott erſcholl 
von allen Seiten gegen den jämmerlichen Helden. Er ſelber verfiel in die 
ſchlechteſte Laune und warf die Schuld ſeiner Ratloſigkeit auf den armen Gebhard: 
der ſollte ihm ſeine Pläne verdorben haben, weil er ihm die Stadt Bonn, wo 
Karl Truchſeß mit ſeinen Truppen ſich nicht verdrängen laſſen wollte, nicht ein— 
zuräumen vermochte,?) und weil er aus ſeinen erſchöpften Mitteln ihm nicht 
beſſer zur Hand gehen konnte. Gebhard tröſtete ſich darüber in ſeiner Weiſe, 
indem er ſich Tag für Tag beim Mittageſſen einen tüchtigen Rauſch trank. 

Wohl hätte man nun glauben ſollen, daß ein Heer von ſo elender Be— 
ſchaffenheit dem Gegner die Gelegenheit zu einem wohlfeilen Sieg geboten hätte. 
Allein ſchlagfertig fühlten ſich die Oberſten der katholiſchen Streitkräfte auch 
nicht; ſie zogen es vor, den Feind zu beobachten, und ſo ſtellte ſich unter beider— 
ſeitig defenſiver Haltung am Ende ein ähnliches Verhältnis heraus wie in den 
franzöſiſchen Religionskriegen: nicht durch kriegeriſche Schläge wurde die Ent— 
ſcheidung herbeigeführt, ſondern durch Verhandlungen und durch Ausmattung 
des Gegners. 

Durch fortgeſetzte Verhandlungen ſuchte vor allem Gebhard die Hülfskräfte, 
die ihm fehlten, nachträglich heranzuziehen. In erſter Linie ſtanden unter den 
von ihm erſehnten Bundesgenoſſen noch immer die Generalſtaaten. Die Hoff— 


) v. Bezold II n. 155 Art. 4, 6. 
2) Beutterich 1854 März 6. (v. Bezold II n. 263.) 
Ritter, Deutſche Geſchichte 1555 1648. 39 
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nung, daß ſie zu beſtimmen ſein würden, aus ihrer bisherigen Zurückhaltung 
herauszutreten, wurde ſeit ſeinen Abmachungen mit Johann Caſimir um jo leb⸗ 
hafter, da dieſer ja den Kölner und niederländiſchen Krieg zu verbinden und 
dann als der von den Staaten gerufene Retter zur eigentlichen Höhe ſeines Be— 
rufes emporzuſteigen vermeinte. So hatte denn auch, zwar nicht Johann Caſimir 
ſelbſt — denn er ſpielte gegen Oranien und die Generalſtaaten ſeit 1578 die 
Rolle des ſchwer Gekränkten — aber doch Gebhard im Juli 1583 eine Geſandt— 
ſchaft an Oranien abfertigen müſſen. Mit pomphafter Zuverſicht ließ Gebhard 
damals ankündigen, daß er mit Johann Caſimir als dem General ſeiner in der 
Ausrüſtung begriffenen Armee demnächſt ſeine Feinde aus dem Erzſtift heraus— 
werfen wolle und nach dieſem erſten Sieg den Pfalzgrafen zu beſtimmen gedenke, 
den durch die falſche Verbindung mit Frankreich in Not geratenen Niederlanden 
als Vorkämpfer der Freiheit und des Evangeliums zuzuziehen: nur möge Oranien 
helfen, daß fürs erſte die Unzufriedenheit Johann Caſimirs beſeitigt, d. h. vor 
allem ſeine rückſtändigen Soldforderungen berichtigt, und Gebhard zur baldigen 
Beendigung des kölniſchen Kriegs unterſtützt werde. 

Wie bemerkt, Johann Caſimir hielt ſich bei dieſen Anträgen im Hinter— 
grund, aber in ſeiner gewöhnlichen Weiſe meinte er ſie zu fördern, indem er ſich 
auf Schleichwegen in die niederländiſchen Angelegenheiten eindrängte und gegen 
Oranien Intriguen ſpann. Er hatte ſeine Beziehungen zu den Genter Demagogen 
und Fanatikern, die bei ſeiner zu nahen perſönlichen Berührung mit denſelben 
nur zeitweilig getrübt waren (S. 540), ſeit der Heimkehr von ſeinem nieder— 
ländiſchen Zug ſorgfältig gepflegt. Im Jahre 1579, als es Wilhelm von 
Oranien gelang, die Genter Stadtregierung in die Hände gemäßigterer Männer 
zu bringen, und infolge der Reaktion die beiden Führer der Volkspartei, Hembyze 
und der Prediger Dathenus, aus dem Lande weichen mußten, hatten dieſelben 
Aufnahme am Hof Johann Caſimirs gefunden. Wie ſchon hervorgehoben iſt, 
gewann nun dieſe Partei ſeit dem Verrat des Herzogs von Anjou wieder größere 
Kraft; am 14. Auguſt 1583 wurde Hembyze abermals zum erſten Schöffen von 
Gent gewählt, und am 7. Auguſt wurde der Fürſt von Chimay, der Sohn des 
Herzogs von Arſchot, der es mit den Extremen hielt, von den flämiſchen Ständen 
zum Statthalter erkoren. An dieſer Erhebung der Gegner Oraniens war Johann 
Caſimir beteiligt; bereits ſechs Wochen vor Hembyzes Wahl ernannte er den— 
ſelben, der noch in ſeiner Umgebung weilte, mit demonſtrativer Auszeichnung 
zu ſeinem Rat; in derſelben Zeit fanden ſich Abgeordnete der Genter zu ge— 
heimen Verhandlungen bei ihm ein, während der Fürſt von Chimay ihm un— 
mittelbar vor ſeiner Wahl von Gent aus meldete: er ſtehe ganz zu ſeinem 
Befehl.“) 

Solche doppelte Anknüpfungen mit den Niederlanden führten zu doppelten 
Erwiderungen. Noch ehe Wilhelm von Oranien über die Anträge Gebhards 
einen Beſchluß auswirken konnte, erwirkte Karl von Chimay bei den flämiſchen 
Ständen eine Geſandtſchaft an Johann Caſimir mit dem Auftrag, den Pfalz⸗ 
grafen um ſeine Hülfe zur Verteidigung Flanderns zu bitten und bei den prote⸗ 


) v. Bezold II n. 178, 179 Anm. 2, 195. 


Der Kölner Krieg. 611 


ſtantiſchen Fürſten und Reichsſtänden um ein Bündnis mit den Niederlanden zu 
werben.!) Mit Genugthuung ſah alſo der grollende Fürſt ſich von den Nieder— 
landen wieder als Retter angerufen und gegen das franzöſiſche Bündnis den 
Gedanken der deutſch-proteſtantiſchen Bundesgenoſſenſchaft anerkannt. Um ſo 
unwilliger war Oranien über das eigenmächtige Vorgehen der einzelnen Provinz. 
Er kannte Johann Caſimir und die deutſchen Fürſten zu wohl, um von ihnen 
beſondere Thaten zu erwarten, aber auf die mit großen Worten gebotene 
Bundesgenoſſenſchaft mit großen Worten einzugehen, ſchien ihm auf alle Fälle 
zweckmäßig. So kam am 29. Auguſt, drei Tage nach der Abordnung der 
flämiſchen Stände, die Inſtruktion für eine Geſandtſchaft der Generalſtaaten an 
Kurfürſt Gebhard zu Stande: für die Armee Johann Caſimirs wurden hier 
vier monatliche Subſidien von je 50 000 Gulden, dazu die Mitwirkung von ſechs 
rheinaufwärts zu ſendenden Kriegsſchiffen geboten unter der Bedingung, daß 
Johann Caſimir nach glücklich beendetem Kölner Krieg ſein Heer in die Nieder— 
landen führen ſolle, wo es von den Staaten zu beſolden und gegen ihre Feinde 
zu verwenden ſei. 

Was war nun der wirkliche Gehalt dieſer Anerbietungen und Gegen— 
erbietungen? Als die Abfertigung der niederländiſchen Geſandten beſchloſſen 
wurde,?) konnte bereits das Heer Johann Caſimirs für die Fortführung des 
Kölner Kriegs und gar für einen darauffolgenden niederländiſchen Zug nur 
dann beiſammen gehalten werden, wenn die Niederländer ihm unverzüglich bares 
Geld in die Hand gaben. In Wahrheit aber waren die Generalſtaaten gar 
nicht im Stande, die angebotenen Zahlungen wirklich zu leiſten, und die flämiſchen 
Stände hatten ſich nicht einmal dazu aufgeſchwungen, Geldanerbietungen zu 
machen. So bedeutete denn die ganze Verhandlung vorläufig nichts als eine 
Ausſprache über die Gemeinſamkeit der Intereſſen beider Teile. 

Nicht fruchtbarer als dieſe neue Anknüpfung mit den Staaten war eine 
im Innern des Reichs zu Gunſten Gebhards nochmals aufgenommene Reihe 
von Unterhandlungen. Sie ſchloß ſich an den früheren Plan des Kurfürſten 
von der Pfalz an, eine Verſammlung ſämtlicher proteſtantiſcher Stände zu ver— 
anſtalten. Anfangs war dieſer Vorſchlag auf Gleichgültigkeit oder Furcht ge— 
ſtoßen. Aber unter den Kataſtrophen, welche inzwiſchen gefolgt waren, beſonders 
durch die päpſtliche Abſetzungsbulle, mittels deren das von den Proteſtanten ſo 
unausſprechlich gehaßte und gefürchtete Haupt der katholiſchen Kirche einen deut— 
ſchen Kurfürſten zu ſtürzen unternahm und dabei noch gar Erfolg hatte, war 
die Erregung der Proteſtanten aufs nachhaltigſte verſtärkt: eine Geſandtſchaft 
der drei weltlichen Kurfürſten hatte dem Kaiſer alsbald erklärt, daß kein Mit⸗ 
glied ihres Kollegiums ohne Urteil des Kaiſers und der Kurfürſten abgeſetzt 
werden könne, daß das Recht Gebhards ſowohl auf ſein Erzbistum wie auf ſein 
Kurfürſtentum ungeſchmälert fortbeſtehe. In dieſer Stimmung geſchah es nun, 


) De Jonghe, Gendtſche Geſchiedeniſſen II S. 332. v. Bezold II n. 207. 

2) Der wirkliche Abgang der ſtaatiſchen Geſandtſchaft ſtieß übrigens auf Hinderniffe. 
(b. Bezold II n. 227.) Vorläufige Anzeige der ſtaatiſchen Anerbietungen an Gebhard und Jo— 
hann Caſimir durch Jean Haren. (Haren an Graf Johann. 1583 September 20. Graf Johann 
an Ehem. Oktober 8. Groen v. Pr. 1 8 S. 255, 257, 258.) 
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daß Kurfürſt Ludwig ſeinen Mitkurfürſten von Brandenburg und Sachſen die 
Zuſtimmung zu dem beabſichtigten Konvent entriß und am 21. Auguſt ein Aus⸗ 
ſchreiben, in dem er denſelben auf den 7. November in Mühlhauſen anſetzte, 
an die proteſtantiſchen Reichsſtände erließ. Ganz im Sinne Friedrichs III. waren 
hier die Forderungen und Beſchwerden der Proteſtanten, über die beraten werden 
ſollte, aufgeſtellt, einſchließlich der Freiſtellung im weiteſten Sinne; am ein— 
ſchneidendſten aber waren zwei Punkte: einmal, man ſollte ſchlüſſig werden, ob 
und in welcher Weiſe dem Kurfürſten Gebhard die Hand zu bieten ſei, zweitens, 
man ſollte ſich verſtändigen, welchen Schutz die proteſtantiſchen Stände ſich gegen— 
ſeitig zu gewähren hätten, falls der Papſt ſie durch katholiſche Mächte angreifen 
laſſe. Mit dem letzteren Vorſchlag war wieder der Gedanke eines proteſtantiſchen 
Sonderbündniſſes, welcher zuerſt aus der Sorge vor den Folgen der Hugenotten— 
kriege hervorgegangen war, ſich jetzt aber aus einem inneren Streit der Parteien 
des Reichs erhob, als Ziel der gemeinſamen Anſtrengungen hingeſtellt. 

Wohl ſchien dieſe Unterhandlung dazu angethan zu ſein, die katholiſchen 
Stände mit größeren Sorgen zu erfüllen als der Meinungsaustauſch mit den 
Niederländern. Näher angeſehen, war aber auch ſie wenig ernſt gemeint. Nur 
mit Widerſtreben hatten die Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg der Ver— 
ſammlung zugeſtimmt; daß ſie oder andere vornehme Fürſten dort ein that— 
kräftiges Vorgehen befürworten würden, war von vornherein ausgeſchloſſen. 
Man müſſe, meinte Kurfürſt Auguſt, es Gott dem Allmächtigen heimſtellen, wie 
er ſein heilſames Wort gegen das Wüten des Papſtes und Teufels erhalten 
wolle; er ſelber könne zu Empörung und Blutvergießen im Reich ſeine Hand 
nicht bieten. In gleichem Geiſte erklärte der Herzog Ludwig von Württemberg: 
zur Durchführung der Reformation in Köln ſeien eifrige Gebete und ordentliche 
chriſtliche Mittel erforderlich; die Anwendung äußerer Gewalt ſei ihm von An— 
fang an höchſt bedenklich gewejen.1) Wie lau die große Maſſe der proteſtan— 
tiſchen Reichsſtände überhaupt gegen das pfälziſche Unternehmen geſinnt war, 
zeigte ſich mit aller Deutlichkeit, als Kurfürſt Ludwig durch höhere Fügung ge— 
zwungen wurde, ſeine Hand von dem Werk abzuziehen. Bereits in der dritten 
Woche nach ſeinem Ausſchreiben verfiel der von jeher kränkliche Fürſt in einen 
Zuſtand äußerſter Schwäche, und nachdem er ſo noch anderthalb Monate hin— 
geſiecht hatte, ereilte ihn am 12. Oktober 1583, in ſeinem 45. Lebensjahre, der 
Tod. Sowie nun von Heidelberg aus die Einladungen und Mahnungen ver— 
ſtummten, wollte ſich Niemand mehr um das Zuſtandekommen der großen Ver— 
ſammlung kümmern; ſie verſchwand lautlos von der Tagesordnung. 

So ſtellte ſich denn unter den zu Gunſten Gebhards geführten Verhand— 
lungen die Ausſicht auf eine nachhaltige Unterſtützung desſelben als Täuſchung 
heraus. Ein mäßiger Troſt für ihn konnte nur darin liegen, daß eine andere 
Reihe von Verhandlungen, die gleichzeitig zu ſeinem Sturz unternommen wurden, 
wenigſtens in Bezug auf ihren nächſten Zweck ebenfalls erfolglos blieb. Es 
waren dies Verhandlungen, die der Kaiſer leitete in der Abſicht, die Autorität 
des Reiches zur Geltung zu bringen. 


) Ennen V S. 115 fg. Dazu v. Bezold II n. 181 Anm. 
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In ſcharfem Widerſpruch gegen die Verwahrungen der proteſtantiſchen 
Fürſten erkannte Rudolf die päpſtliche Abſetzung Gebhards ohne weiteres an. 
Allerdings, meinte er, hat der Papſt über das Kurfürſtentum und die reichs— 
fürſtlichen Rechte Gebhards nicht abzuurteilen, aber als Erzbiſchof hat er ihn 
rechtmäßig entſetzt; folglich iſt nunmehr ein neuer Erzbiſchof zu wählen, der als— 
dann dem Reich gegenüber einen gegründeten Anſpruch auf das Kölner Kur— 
fürſtentum mit all ſeinen reichsfürſtlichen Rechten und Landen beſitzt. In dieſem 
Sinn beförderte er die Wahl des Herzogs Ernſt, und einige Monate, nachdem 
fie vollzogen war, am 15. September 1583, erteilte er demſelben ein Lehens⸗ 
indult, in dem er allen Unterthanen in den Kölner Landen gebot, dem neu Er— 
wählten als Landesfürſten zu gehorchen. Hatte er nun früher die Verſuche Geb— 
hards, ſich bei ſeinem Stift gewaltſam zu behaupten, auf Grund des geiſtlichen 
Vorbehalts für widerrechtlich erklärt, ſo erſchien ihm die weitere Verteidigung 
desſelben, nachdem die Neuwahl geſchehen, vollends im Lichte des Landfriedens— 
bruchs. Als den eigentlichen Frevler ſah er bei dieſem Beginnen den Pfalz— 
grafen Johann Caſimir an. Gleich im März 1583, auf die erſten Nachrichten 
von deſſen kriegeriſchen Vorbereitungen, befahl er ihm in zwei raſch folgenden 
Erlaſſen, ſeine Rüſtungen einzuſtellen. Als der Pfalzgraf unbekümmert ſeine 
Werbungen fortſetzte und auch durch erneute kaiſerliche Mandate vom Juni und 
Juli ſich nicht abhalten ließ, ins Feld zu rücken, da erließ der Kaiſer am 
31. Auguſt ein noch ſtrengeres, nicht nur an Johann Caſimir, ſondern auch an 
die unter ihm und Gebhard dienenden Oberſten gerichtetes Mandat, in welchem 
er an das Gebot ſofortiger Trennung des Kriegsvolkes die Strafe der Reichs— 
acht für den Fall des Ungehorſams anknüpfte. Endlich richtete er an die Oberſten 
der Reichskreiſe den Befehl, im Fall der Nichtbefolgung ſeiner Mandate der 
Stadt und dem Stifte Köln, d. h. dem katholiſchen Magiſtrat daſelbſt und dem 
Erzbiſchof Ernſt, auf deren Erſuchen gegen Gebhards und Johann Caſimirs 
Truppen mit den Kreiskontingenten Zuzug zu leiſten. 

Dem Kaiſer war es alſo bitterer Ernſt, ſeine Autorität und die Streit: 
kräfte des Reiches zur Niederwerfung des proteſtantiſch gewordenen Kirchenfürſten 
ins Feld zu führen. Aber da mußte er erfahren, daß, wenn die Sache Geb— 
hards die proteſtantiſchen Reichsſtände nicht zur Ergreifung der Waffen zu be— 
geiſtern vermochte, auf der anderen Seite der Wille des Kaiſers und die Ord— 
nungen des Reiches dazu noch weniger im Stande waren. Der ſonſt ſo ergebene 
Kurfürſt Auguſt erwiderte diesmal mit ebenſo treffender wie unangenehmer 
Offenheit: wenn die Stände des oberſächſiſchen Kreiſes überhaupt zu den Waffen 
greifen ſollten, ſo dürften ſie es eher zur Unterſtützung Gebhards als ſeiner 
Widerſacher thun.!) Kein einziger Kreis rückte auf die kaiſerlichen Weiſungen 
ins Feld. So kläglich abgewieſen, kam nun Rudolf auf einen ſchon früher ver— 
folgten Gedanken zurück, die Sache einer Verſammlung auserwählter Fürſten 
vorzulegen; die ſollten ihm raten, was zur Herſtellung der Ordnung zu thun 
ſei. Bereits im Herbſt 15832) erſah er ſich als Mitglieder dieſer Verſammlung 


1) Kurſachſen an Württemberg. 1583 Oktober 3. (Düſſeldorfer Archiv. Kurköln, Reichs⸗ 
ſachen a 89 vol. 2.) 
2) Baiern an den Papſt. 1583 September 14. (Theiner III S. 401.) 
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die Kurfürſten, mit Ausnahme der um das Kölner Erzbistum Streitenden, und 
von den Fürſten Baiern und Erzherzog Ferdinand, Württemberg und Landgraf 
Wilhelm von Heſſen. Aber mit gewohnter Langſamkeit dauerte es bis zum 
April des Jahres 1584, ehe die Tagſatzung in Rothenburg am Tauber eröffnet 
werden konnte. 

Hiermit ſtellten ſich, ſoweit es auf den unmittelbaren Erfolg ankam, auch 
die vom Kaiſer gemachten Anſtrengungen als vergeblich heraus. Indes ganz 
ohne Eindruck auf die ohnehin ſchwankenden Glaubensgenoſſen Gebhards blieb 
doch die entſchiedene Sprache Rudolfs nicht. Es zeigte ſich dies an einer weiteren 
Schwenkung, welche die beiden Kurfürſten von Brandenburg und Sachſen nach 
der katholiſchen Seite hin unternahmen. Im September 1583 kam, von Sachſen 
angeregt,!) eine Verſammlung der kurfürſtlichen Abgeordneten von Mainz, Trier, 
Pfalz, Sachſen und Brandenburg zum Zweck einer vermittelnden Beſprechung 
über den Kölner Streit in der Stadt Mainz zuſtande, deren Beratungen noch 
nach dem Tode des pfälziſchen Kurfürſten von den übrigen zu Frankfurt bis 
in den Monat November fortgeſetzt wurden. Zu einer Verſtändigung gelangte 
man hier nicht; denn am Schluß proteſtierten Sachſen und Brandenburg gegen 
die Gültigkeit der päpſtlichen Eingriffe in Köln und gegen die Verbindlichkeit 
des geiſtlichen Vorbehaltes für die Proteſtanten, worauf Mainz und Trier in 
einem Gegenproteſt dem Papſt ſeine Jurisdiktion wahrten und die Anfechtung 
des geiſtlichen Vorbehaltes zurückwieſen. Allein in den Verhandlungen ſelbſt 
hatten Sachſen und Brandenburg dem Vorſchlag, daß Gebhard gegen die Aus— 
ſetzung eines genügenden Unterhaltes zu Gunſten des Erzbiſchofs Ernſt abdanken 
ſolle, ihre Zuſtimmung gegeben; und die ſcharfe Sprache, welche die Sachſen 
bei Zurückweiſung dieſes Vorſchlags von ſeiten Gebhards führten,?) kündete an, 
daß die förmliche Anerkennung des Erzbiſchofs Ernſt als rechtmäßigen Kurfürſten 
nur noch eine Frage der Zeit oder fernerer Niederlagen Gebhards ſei. 

Ein anderer Kreis, in dem die kaiſerlichen Befehle wirkten, war die Armee 
Johann Caſimirs. Nach fruchtloſem Hin- und Herziehen hatte der Pfalzgraf 
ſeit dem 1. Oktober ſeine Armee von Bonn am rechten Rheinufer aufwärts, 
in einem Bogen um das Siebengebirge und die anſchließenden Berge herum 
in die Gegend von Engers, auf die Grenzſcheide zwiſchen dem Kölner und Trierer 
Gebiet, geführt. Offenbar beſtimmte den vorſichtigen Feldherrn bereits die Sorge, 
ſich aus der Schußweite des Feindes zu entfernen und der ſicheren Heimat zu 
nähern; daneben aber werden auch die Nachrichten von dem nahen Ende ſeines 
Bruders auf ſeine Bewegungen eingewirkt haben. Denn wenn Ludwig ſtarb, 
ſo hatte er als der nächſte Agnat ein Anrecht auf die vormundſchaftliche Re— 
gierung für den unmündigen Sohn ſeines Bruders, und um dieſe Gewalt gegen 
etwaige Anfechtungen von lutheriſcher oder kaiſerlicher Seite raſch zu ergreifen, 
mußte er in der Nähe ſein. Die Soldaten indes, welche für die vielen politiſchen 
Sorgen ihres Führers kein Verſtändnis hatten, waren in derſelben Zeit unter 


) v. Bezold II n. 187. Abgeordnete von Ernſt und Gebhard erſchienen auch, aber als 
Parteien, zwiſchen denen die übrigen unterhandelten. 
2) v. Bezold II n. 248. 
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dem Spott ihrer Gegner, unter dem Ausbleiben des mit Ende September fälligen 
zweiten Monatsſoldes an der Grenze ihrer Ergebenheit angelangt. Da mußte 
es nun gerade geſchehen, daß ein kaiſerlicher Herold ſich im Lager einfand und 
jene Mandate des Kaiſers, in denen die Reichsacht angedroht war, verkündete. 
In Tagen des Ueberfluſſes und der Zuverſicht würden dieſe Befehle verſpottet 
worden ſein, jetzt begaben ſich alsbald zwei oder drei Regimentsoberſten zu Jo— 
hann Caſimir und erklärten: ſie wollten dem Kaiſer gehorchen, es möge unver— 
züglich für die Ablöhnung der zu entlaſſenden Truppen geſorgt werden. Johann 
Caſimir war nunmehr am Ende ſeiner Auskünfte; ein Glück für ihn, daß einige 
Tage ſpäter die Nachricht eintraf, daß ſein Bruder Ludwig wirklich am 12. Oktober 
verſchieden ſei. Denn nun hatte er wenigſtens den Vorwand, daß ſein Abzug 
nach Heidelberg unaufſchiebbar ſei; und ſo wurde denn unter Abſchlagszahlungen 
für die Soldrückſtände, unter Zuſagen für ſpätere Vollzahlung das Kriegsvolk 
aufgelöſt; die letzten Klagen, die das zuchtloſe Geſindel weit und breit erregte, 
entſprangen aus den beim Abzug verübten Diebſtählen und Räubereien. 

Nicht durch Schlachten und Belagerungen, ſondern einfach durch Verhandeln 
und Hinhalten wurde alſo bis Ende Oktober dem Kurfürſten Gebhard die Hälfte 
ſeiner Kräfte entzogen. Jetzt war es für den Erzbiſchof Ernſt an der Zeit, ſeine 
Uebermacht zu entſcheidenden Schlägen zuſammenzufaſſen. Unangefochten be— 
herrſchte Gebhard noch die weſtfäliſchen Stiftslande; in den rheiniſchen Gebieten 
behauptete im Unterſtift der Graf Neuenar die Stadt Rheinberg, indem ihm 
zugleich ſeine Herrſchaften in Mörs und Alpen ſowie die niederländiſche Provinz 
Geldern einen Rückhalt boten, im Oberſtift verteidigte als den am weiteſten vor— 
geſchobenen Poſten Karl Truchſeß noch immer die Stadt Bonn. Dieſen letzteren 
Platz galt es zunächſt zu gewinnen. Nachdem der Erzbiſchof ſeinen Bruder, den 
Herzog Ferdinand, am 10. Oktober zum oberſten Befehlshaber ſeiner bunt zu— 
ſammengeſetzten, noch in der letzten Zeit durch Nachſendungen von Baiern und 
den ſpaniſchen Niederlanden vermehrten Streitkräfte ernannt hatte, und dem 
jungen Feldherrn am 7. Dezember mit der Erſtürmung des Schloſſes Godesberg 
eine erſte Waffenthat gelungen war, wurde Bonn von einem etwa 10 000 Mann) 
betragenden Heer aufs engſte umſchloſſen. Ein kleines Entſatzheer, welches Geb— 
hard von Weſtfalen herſandte, wurde in der Nähe von Siegburg überraſcht und 
zerſprengt; einige Wochen nachher ließ ſich die ungefähr 700 Köpfe zählende Be— 
ſatzung, welche ſchon im September wegen rückſtändiger Bezahlung tumultuiert 
hatte und damals durch die Entrichtung eines von ſechs aufgelaufenen Monats- 
ſolden beruhigt war, durch Entmutigung, raſch ſteigende Not und lockende Aner— 
bietungen der Belagerer zur Meuterei treiben. Nachdem ſie Kommandanten und 
Offiziere gefangen geſetzt, ernannten ſie einen Ausſchuß, der wegen Uebergabe 
der Stadt mit den Belagerern in Unterhandlung trat. Gegen Bewilligung der 
Summe von 4000 Kronen und des freien Abzugs für Soldaten und niedere 
Befehlshaber wurde die Stadt am 18. Januar 1584 (28. Januar neuen Stils) 
dem Erzbiſchof Ernſt verkauft. Nach der Einnahme wurde ein Strafgericht 
niedergeſetzt, Verhöre unter Anwendung der Folter vorgenommen und mehrere 


) Archiv für die Geſchichte des Niederrheins 34 S. 167. 
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Hinrichtungen vollzogen. Den tiefſten Eindruck machte dabei die Grauſamkeit, 
mit welcher die beiden gefangenen Prädikanten, als Verächter der kaiſerlichen 
Mandate, und weil ſie noch zuletzt gegen die Uebergabe geredet hätten, gefeſſelt 
in den Rhein geſtürzt wurden, wo denn gleichwohl dem einen von ihnen die 
Rettung und Flucht gelang. 

Nach der Einnahme von Bonn wandte ſich Ferdinand gegen das Unterſtift 
und gegen Weſtfalen. Im Unterſtift wurde am 9. März 1584 (neuen Stils) *) 
jenes Städtchen Bedburg, welches vor einigen Jahren der Graf von Neuenar gegen 
den Grafen von Salm-Reifferſcheid behauptet hatte, erobert; dann richtete man 
den Marſch auf den Rhein und weiterhin auf Recklinghauſen in der Abſicht, 
von Norden her in das weſtfäliſche Gebiet einzudringen. Daß man gerade von 
Norden her dem Gegner beizukommen ſuchte, mochte mit dem Vorſatz zuſammen— 
hängen, ihm die letzte Verbindung, auf die er noch rechnete, abzuſchneiden. 

In Weſtfalen ſelber war nämlich Gebhards Sache ebenfalls im Wanken. 
Seine dortigen Streitkräfte beliefen ſich zu Anfang des Jahres 1584 nur noch 
auf etwa 1500 Reiter und eine geringe Anzahl Fußknechte.?) Die immer neuen 
Steuerauflagen, die gegen Ende des Jahres 1583 verſuchte Einberufung der 
Unterthanen und Lehensleute zur Landesverteidigung, endlich die Nachricht vom 
Falle Bonns hatten allgemeines Mißvergnügen in der Einwohnerſchaft, Ent— 
mutigung unter den Anhängern des alten, Zuverſicht unter den Parteigängern 
des neuen Erzbiſchofs hervorgerufen. Mit Beginn des Monats Februar erkannte 
Gebhard, daß er ſich in Weſtfalen nicht mehr halten konnte; er ſchickte ſeine 
Gemahlin unter den Schutz des Grafen von Witgenſtein und bereitete ſich ſelber 
zum Aufbruch. Wohin aber ſollte er ſeine Zuflucht nehmen, wenn er den 
Kampf noch nicht aufgeben wollte? Die Helfer, auf die er rechnete, waren 
abermals die Generalſtaaten, in erſter Linie die Streitkräfte derſelben in Geldern. 
Allerdings waren ja bisher alle Verhandlungen zwiſchen ihm und den General- 
ſtaaten geſcheitert. Aber ſie waren geſcheitert, weil die Staaten ſich zur Ver— 
teidigung des geſamten Kölner Stiftes nicht vorwagen, und Gebhard, ſolange 
er das ganze Stift zu behaupten ſuchte, keinen Mann und keinen Gulden für 
die Unterſtützung der Staaten verwenden konnte. Jetzt waren die Voraus- 
ſetzungen geändert: die Katholiken waren in den ſüdlichen Teilen des Kölner 
Gebietes Meiſter, am Unterrhein dagegen, nicht weit von der ſtaatiſchen Grenze, 
behauptete im Namen Gebhards der Graf von Neuenar die Stadt Rheinberg, 
eine für die Staaten höchſt wichtige Feſtung, in deren Beſitz ſie von oben her, 
wie aus ihren eigenen Landen von unten her, den Rheinlauf und die Rhein— 
übergänge des dazwiſchen liegenden cleviſchen Gebietes beherrſchen konnten. Und 
wie wichtig für die Staaten ſeit dem Verluſt von Groningen die Beherrſchung 


) Bon 1584 ab datiere ich nach neuem Stil. 

) Hinſichtlich der bei Kleinſorgen S. 223 (vgl. Groen v. Pr. 1 8 S. 283) aufgezählten 
Truppen iſt es nicht klar, ob ſie mit oder ohne Einrechnung des auf Bonn geſandten, S. 222 
erwähnten Erſatzheeres, das bei Siegburg zerſprengt wurde, zu verſtehen ſind. Bei dem letzten 
Feldzug Gebhards wurde jedoch bei Terburg ein Corps von 600 Mann zu Pferd und 200 Mann 
zu Fuß aufgerieben und 1000 Reiter den Staaten zugeführt. Dieſem letzten Zug waren Neuz 
werbungen vorausgegangen. (Kleinſergen S. 255 §. 157, 158.) 
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der Rheinübergänge war, iſt ſchon bemerkt (S. 552 fg.). Im Unterſtift alſo 
die Reſte von Gebhards Herrſchaft zu verteidigen, riet ihnen ihr Vorteil und 
überſtieg nicht ihre Kräfte. Anderſeits, je mehr die Streitkräfte Gebhards ſich 
nach dem Norden abgedrängt ſahen, um ſo mehr mußten auch ſie das Bedürfnis 
fühlen, ſich auf die Verteidigung dieſer Grenzgebiete zu beſchränken und ſich 
hier mit den Truppen der Staaten zum gegenſeitigen Schutz ihrer anſtoßenden 
Lande zu vereinigen. In dieſem Sinn machte ein weſtfäliſcher Rat des Kur— 
fürſten, dann der Kurfürſt ſelber ſchon im Dezember 1583 dem Fürſten von 
Oranien den Vorſchlag, daß Gebhardſche Truppen den Winter über im Dienſt 
der Staaten verwandt werden möchten; ) zwei Monate ſpäter, im Februar 1584, 
ließen ſich die Generalſtaaten herbei, dem Grafen von Neuenar eine erſte Unter⸗ 
ſtützung an Geld und Vorräten zu ſenden, mit Gebhard eine Konföderation zu 
verhandeln und den geldriſchen Ständen denſelben Neuenar, den einzigen her— 
vorragenden Oberſten, der Gebhards Sache noch verfocht, zum Statthalter ihrer 
Provinz zu empfehlen. In denſelben Tagen endlich, da Gebhard ſich bereit 
machte, mit ſeinen übrigen Truppen Weſtfalen zu verlaſſen, war die nieder— 
ländiſche Grenze das Ziel, dem er zuſtrebte. 

Unter ſolchen Umſtänden iſt es begreiflich, daß die Truppen Ferdinands 
ihren Gegner von den Niederlanden abzuſchneiden ſuchten, während umgekehrt 
Gebhard auf die Nachricht von der Einnahme Bedburgs nicht mehr ſäumte, 
mit ſeinen Truppen aufzubrechen. In der That gelang es ihm, vor ſeinen 
heranziehenden Feinden bei Lünen die Lippe zu überſchreiten und, am rechten 
Ufer dieſes Fluſſes herabziehend, die Stadt Weſel zu gewinnen; von dort zog 
er längs der alten Jiſſel auf Doesborgh zu. Auf dieſem Weg jedoch wurde 
am 31. März eine Abteilung ſeiner Truppen, etwa 800 Mann, bei Terburg 
von Ferdinands Vorhut erreicht und aufgerieben; Gebhard ſelber rettete ſich 
mit 1000 Reitern auf den ſicheren holländiſchen Boden. Damit war der 
proteſtantiſche Prätendent von ſeinem Stift verdrängt, aber der in ſeinem 
Namen geführte Krieg war noch keineswegs beendet. Während er ſelber von 
den Staaten als Kölner Kurfürſt geehrt und geſchützt wurde, trat der Graf 
von Neuenar das von den geldriſchen Ständen ihm jetzt förmlich übertragene 
Amt eines Statthalters von Geldern an. Als Beamter der Generalſtaaten 
führte er nun in den Niederlanden den Krieg gegen die Spanier, als Oberſter 
des Kurfürſten Gebhard fuhr er fort, im Kölner Unterſtift mit neu geſtärkten 
Mitteln den Krieg gegen Ernſt zu führen. Dieſer Grenzkrieg, erwachſen aus 
der in letzter Stunde geſchloſſenen Verbindung zwiſchen Gebhard und den 
Staaten, geſtaltete ſich, wie wir noch ſehen werden, zu einem verderblichen und 
weitgreifenden Ausläufer des Kölner Krieges. Indes vorläufig ſehen wir von 
ihm ab; denn die unmittelbare Entſcheidung, wer Kurfürſt von Köln ſein ſollte, 
hing nicht mehr von ſolchen Wechſelfällen, ſondern zunächſt von der völligen 
Unterwerfung Weſtfalens ab. 

Da dieſe Provinz von Soldtruppen entblößt war, und die Verſuche, 


1) Temme v. Hoerde, 1583 Dezember 4. (Kleinſorgen S. 222.) Oranien an Wol- 
meringhauſen. 1584 Januar 8. (A. a. O. S. 450, 225.) 
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Lehensleute und Unterthanen zur Landesverteidigung einzuziehen, an einer faſt 
allgemeinen Gleichgültigkeit ſcheiterten, ſo war, als am 14. April 1584 die erſte 
Truppenabteilung des Erzbiſchofs Ernſt vor die Stadt Werl rückte, an ernſt⸗ 
lichen Widerſtand nicht zu denken. Nach kurzer Verhandlung leiſteten Magiſtrat 
und Bürgerſchaft vor den Kommiſſarien des neuen Erzbiſchofs die Huldigung, 
worauf in den nun folgenden drei Wochen dieſelben Kommiſſarien durch Städte, 
Aemter und Gerichte zogen, überall die Huldigung einnehmend. Vergeblich ver— 
ſuchte eine oder die andere Stadt ſich die freie Uebung der proteſtantiſchen 
Religion zu ſichern; die Bitte wurde an den Erzbiſchof Ernſt gewieſen. Der 
aber kam am 5. Juni perſönlich in das Land, um den alten ſtreng katholiſchen 
Räten, die bald nach dem Arnsberger Landtag hatten entweichen müſſen, die 
Regierung wieder in die Hand zu geben, dann von einem in Geſeke gehaltenen 
Landtag ſich eine förmliche Verleugnung aller zu Gunſten Gebhards ſeit dem Bruch 
mit dem Domkapitel erlaſſenen Erklärungen der Stände ausſtellen zu laſſen. 
Die proteſtantiſchen Geiſtlichen und die am ſchwerſten belaſteten Anhänger Geb— 
hards hatten ſich meiſtens ſchon vor ſeiner Ankunft davon gemacht; ſie blieben 
verbannt, und von einer Erlaubnis proteſtantiſchen Gottesdienſtes durfte nicht 
mehr die Rede ſein. 

Zum Vollbeſitz der ihm übertragenen Würden bedurfte Ernſt jetzt nur 
noch der Anerkennung im Reich, beſonders ſeiner Aufnahme in den kurfürſtlichen 
Verein. Und auch über dieſe letzte Hauptfrage kamen die Verhandlungen in 
Fluß, als am 12. April 1584 die vom Kaiſer betriebene Fürſtenverſammlung 
in Rothenburg am Tauber eröffnet ward. Von den Kurfürſten waren zu dieſer 
Verſammlung ſchließlich nur die von Mainz, Trier, Sachſen und Brandenburg, 
von Fürſten die Herzöge von Baiern und Württemberg eingeladen. Nach dem 
Willen Rudolfs ſollte unmittelbar nicht über die Frage, wem die kölniſche Kur 
zuſtehe, ſondern darüber, wie das Kriegsweſen abzuſtellen ſei, beraten werden. 
Erbittert über die klägliche Zurückweiſung, die ſein Verſuch, die Streitkräfte 
des Reichs gegen Gebhard und Johann Caſimir in Bewegung zu ſetzen, ge— 
funden hatte, ließ Rudolf der Verſammlung vorſtellen, daß die Zerrüttung aller 
Rechtspflege, ja der Untergang des Reichs darauf ſtehe, wenn man fortfahre, 
ihm zur Handhabung der Reichsgeſetze die Unterſtützung zu verſagen und der 
rechtswidrigen Selbſthülfe freie Hand laſſe: noch jetzt möge man auf die nötigen 
Mittel bedacht ſein, damit dem Krieg gegen das Erzſtift Köln von ſeiten des 
Reichs ein Ende gemacht werde. — Da im Sinne des Kaiſers der Erzbiſchof 
Ernſt auf Grund ſeiner Wahl und des Lehenindultes der unzweifelhaft be— 
rechtigte Landesherr des Kölner Erzſtiftes war, ſo war das geforderte Ein— 
ſchreiten gegen die Feinde dieſes Erzſtiftes nur als Verteidigung des neu ge— 
wählten Erzbiſchofs, als Niederwerfung Gebhards und ſeiner Helfer zu denken. 
In dieſem Sinne antworteten dann auch alsbald die Katholiken: der Kaiſer 
möge Gebhard die Niederlegung der Waffen, die Auslieferung aller im Köl— 
niſchen noch behaupteten Plätze an den Erzbiſchof Ernſt bei Strafe der Acht ge— 
bieten. Die proteſtantiſchen Mitglieder dagegen bedachten, daß ſie ja noch immer 
Gebhard als den rechtmäßigen Kurfürſten anſahen; ſollten ſie jetzt durch Zu— 
ſtimmung zu dem vorgeſchlagenen Strafmandat und den vorausſichtlich darauf 
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folgenden Gewaltmaßregeln die Abſetzung Gebhards anerkennen und zugleich 
mit der Abſetzung die rechtlichen Gründe derſelben, nämlich die Geltung des 
geiſtlichen Vorbehaltes und die Kraft der päpſtlichen Jurisdiktion zugeſtehen? 
Auf ſolche Zumutungen erklärte ſelbſt wieder der Kurfürſt Auguſt: wenn die 
Katholiken den geiſtlichen Vorbehalt durchzwingen wollten, ſo möchten ſie es auf 
eigene Verantwortung thun; helfen werde er dazu nicht.!) Vereint mit den 
übrigen Proteſtanten ſchlug er ſtatt des Strafverfahrens gütliche Verhandlung 
zwiſchen den beiden Gegnern vor, wobei man übrigens mit derſelben Be— 
ſcheidenheit, wie bei den Frankfurter Verhandlungen die Abdankung gegen gute 
Verſorgung in Ausſicht nahm. Auch dieſer Vorſchlag führte nicht weiter; denn 
die Katholiken fürchteten nun ihrerſeits durch die Annahme der Ausgleichsver— 
handlung die unbedingte Geltung des geiſtlichen Vorbehaltes und das alleinige 
Anrecht des Neuerwählten auf das Kölner Erzbistum in Zweifel zu ziehen. 
Das Ende langer und fruchtloſer Erörterungen war, daß ſich die Verſammlung 
ohne Ergebnis vertagte. 

Die Ohnmacht des Reiches gegenüber dem Krieg der Parteien war damit 
zum Ueberfluſſe nochmals dargethan. Auf der anderen Seite jedoch war auch 
die unentſchiedene Haltung der Proteſtanten, welche den geſtürzten Erzbiſchof 
anerkannten, ohne den Sieg ſeines Nebenbuhlers hindern zu wollen, auf die 
Dauer nicht zu behaupten, und dies um ſo weniger, da eben damals für den— 
jenigen, der unter den proteſtantiſchen Fürſten am meiſten für die im Kölner 
Krieg beobachtete Zurückhaltung gewirkt hatte, für den Kurfürſten Auguſt ſich 
die Frage der Kölner Kurwürde mit anderen ihm höher ſtehenden Zielen ſeiner 
Reichspolitik verflocht. Seit Anfang des Jahres 1581 hatte dieſer ſtets auf 
Erhaltung des Friedens innerhalb der im Reich hergebrachten Ordnungen be— 
dachte Fürſt ſich mit dem Gedanken durchdrungen, daß bei der Schwächlichkeit 
Rudolfs II., den immer gewaltſamer ſich ausnehmenden Gegenſätzen im Innern 
und an der Grenze des Reiches eine baldige Feſtſetzung der Nachfolge des 
Kaiſers, natürlich wieder zu Gunſten des Hauſes Oeſterreich, erforderlich ſei. “) 
Er trat darüber in Verhandlung mit dem Erzbiſchof von Mainz, dem Erz— 
herzog Karl von Steiermark und dem kaiſerlichen Hof ſelber. Nachdem dann 
dieſe Bemühungen durch die Kölner Wirren zeitweilig unterbrochen waren, nahm 
er ſie im Sommer 1584 mit um ſo größerem Eifer wieder auf, da der Kaiſer 
ihn ausdrücklich dazu aufforderte. Wie es ſein Ehrgeiz war, ſich mit den 
Häuptern des katholiſchen Fürſtentums perſönlich zu verſtändigen, und er ſich 
dann regelmäßig weitgehende Zugeſtändniſſe zum Nachteil der proteſtantiſchen 
Partei abgewinnen ließ, ſo benutzte er in den Monaten Juni und Juli eine 
Badereiſe nach Schwalbach zu einem doppelten Beſuche in Mainz und zu ver— 
trauten Beſprechungen erſt mit dem Kurfürſten von Mainz, dann mit ihm und 
dem Erzbiſchof von Trier zufammen.*) Bei dieſen Erörterungen konnte man 


) v. Bezold II n. 277. 

2) v. Bezold I n. 272. Hiernach ſollte es ſcheinen, daß die Initiative der ganzen Ver— 
handlung dem Kurf. Auguſt zukäme. Anders Stieve, Nachfolge Rudolfs 15801602. (Ab⸗ 
handlungen der Münchener Akademie. Hiſt. Kl. 1879.) 

5) Erſter Beſuch im Juni, als der Kurf. „auf der Hinaufreiſe“ hier war. (Stieve S. 7 
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ſich's nicht verhehlen, daß die Regelung der Nachfolge unmöglich war, ſolange 
im Kurfürſtenkollegium darüber geſtritten wurde, wem die Kölner Kur zuſtehe; 
die Erledigung dieſer Vorfrage wurde ſo ſcharf in den Vordergrund gerückt, 
daß man faſt vermuten möchte, das Verlangen des Kaiſers und der beiden 
Erzbiſchöfe nach Wiederaufnahme der Nachfolgeverhandlungen habe ſeinen tieferen 
Grund in dem Wunſch gehabt, den Kurfürſten Auguſt zur Anerkennung des 
Erzbiſchofs Ernſt zu bewegen. Jedenfalls wurde dieſer letztere Wunſch im 
weſentlichen erfüllt. Nach ſeinem alten Grundſatz, daß das proteſtantiſche Partei— 
intereſſe vor der Erhaltung der Alle umſchließenden Ordnungen des Reichs zu— 
rückſtehen müſſe, erklärte ſich Auguſt mit der Anerkennung des Neuerwählten 
als Kurfürſten, welche in der Form ſeiner Aufnahme in die Kurfürſtenvereinigung 
zu vollziehen war, einverſtanden; nur wollte er dieſe ſeine Zuſtimmung noch 
nicht förmlich von ſich geben, da er vorher den Kurfürſten von Brandenburg zu 
dem gleichen Schritt zu bewegen hoffe. 

Kaum hatte Auguſt dies Zugeſtändnis gemacht, ſo beeilten ſich die beiden 
Erzbiſchöfe, dasſelbe auszubeuten. Im Auguſt 1584 traf der Kurfürſt von Trier 
mit Ernſt in dem Lütticher Orte Spa zuſammen: hier überreichte er ihm die 
päpſtliche Beſtätigungsbulle für ſeine Kölner Wahl, nahm dann ſeinen Eid auf 
den Kurfürſtenverein ab und fertigte zuſammen mit Mainz die Urkunde über 
ſeine Aufnahme in dieſen Verein aus. Nachdem fo die beiden Erzbiſchöfe 
vorangegangen waren, verhandelte Auguſt mit Johann Georg von Brandenburg 
über ihren Anſchluß an die Unterzeichnung der Aufnahmeurkunde. Eine Zeit— 
lang ſträubte fic) der Brandenburger, aber am 6. Februar 1585 ſchickten die 
beiden Kurfürſten das Schriftſtück mit ihrer Unterſchrift an den Erzbiſchof von 
Mainz zurück. Ueber die Zuſtimmung von Kurpfalz konnte man hinweggehen, 
da der Nachfolger des verſtorbenen Ludwig, Friedrich IV., noch minderjährig 
war, der Vormund desſelben, Johann Caſimir, aber ſelber noch außerhalb des 
Kurfürſtenvereins ſtand. 

So war der Sieg des Erzbiſchofs Ernſt dank der Beihülfe des ſächſiſchen 
Kurfürſten vollkommen geworden. Alsbald reiften aber auch die Früchte dieſes 
Sieges heran. In dem Kölner Krieg hatte die katholiſche Partei den Verſuch 
der Proteſtanten, ein geiſtliches Fürſtentum an der Weſtgrenze des Reichs zu 
ihren in der Oſthälfte desſelben gemachten Eroberungen hinzuzufügen, vereitelt; 
jetzt machte ſie ſich ans Werk, einerſeits noch ein paar auf der Grenzſcheide 
zwiſchen Oſten und Weſten nur halb verlorene Bistümer wiederzugewinnen, 
anderſeits im Innern der geiſtlichen Fürſtentümer die katholiſche Religion wieder 
zu befeſtigen. 

Es iſt erwähnt, daß die Wahl des bairiſchen Ernſt zum Biſchof von 
Münſter, wo der früher poſtulierte Prinz Johann Wilhelm von Jülich mit 
Rückſicht auf ſeine demnächſtige Nachfolge in den Landen ſeines Vaters zurück— 


Anm. 14. v. Bezold II n. 293 Anm. 2.) Zweiter Beſuch im Juli und Hauptverhandlung am 
12. Juli. (Stieve S. 7 Anm. 12.) Entſprechend den zwei Beſuchen ſind zweierlei Verhand— 
lungen und Zuſagen Auguſts zu unterſcheiden. Die auf den Rothenburger Tag genommene 
Rückſicht erklärt ſich daraus, daß derſelbe nach ſeiner Vertagung am 27. Juni wieder eröffnet 
werden ſollte. (Wimpfeling an den B. Vercelli. Mai 6. Theiner III S. 494.) 
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zutreten wünſchte, erfolgreich bekämpft war (S. 562). Der Widerſtand ging 
einerſeits von einer Partei im Domkapitel, anderſeits von der Hauptſtadt und 
der Mehrheit der Landſtände aus. Eigentliche Proteſtanten waren in dieſen 
Kreiſen wohl nur ſehr wenige, aber wie in Köln fürchtete man ſich vor einem 
Haupte, welches in kirchlicher Hinſicht ein Regiment im Geiſt der Trienter 
Satzungen, in politiſcher Beziehung das Bündnis mit Spanien und Feindſchaft 
mit den Staaten herbeizuführen drohte. Und allerdings in der Hoffnung auf 
derartige Leiſtungen wurde die Bewerbung des Herzogs Ernſt vom Papſte und 
Spanien befürwortet, wie ſie zugleich aus verwandtſchaftlichen Gründen von 
Baiern und Jülich mit Eifer gefördert wurde. Das Ergebnis aller Bemühungen 
und Gegenſtrebungen war bisher geweſen, daß gar keine Wahl zuſtande kam 
und der Herzog Johann Wilhelm die Verwaltung des Stiftes in ſeiner Hand 
behielt. Sowie jedoch der Sieg in den Kölner Wirren ſich auf die bairiſche 
Seite lenkte, ſeit April 1584, wurde die frühere Bewerbung vom Erzbiſchof 
Ernſt und ſeinen Freunden mit neuem Nachdruck aufgenommen.!) Vor allem 
ſuchte man ſich mit Johann Wilhelm über ſeinen Rücktritt und ſeine Vermählung 
zu verſtändigen. Hierbei jedoch wurde — bezeichnend für die Zuverſicht der 
jetzt führenden Mächte — die Auswahl der Braut des jungen Herzogs nicht 
dem Vater überlaſſen, der ja ſeine Töchter an proteſtantiſche Fürſten verheiratet 
hatte, ſondern von dem Haus Baiern im Einvernehmen mit dem Papſte?) in 
die Hand genommen, und zwar mit der doppelten Abſicht, die katholiſche Religion 
im Jülicher Fürſtenhaus und das Bündnis dieſes Hauſes mit der am Nieder— 
rhein emporkommenden Macht Baiern zu befeſtigen. Die Wahl fiel auf eine 
fürſtliche Familie, die erſt von Baiern ſelber für die katholiſche Religion ge— 
wonnen war. Im Jahre 1569 nämlich, als der proteſtantiſche Markgraf 
Philibert von Baden-Baden bei dem Kriegszug, den er im Dienſt der fran— 
zöſiſchen Regierung gegen die Hugenotten unternahm (S. 429), ſeinen Tod fand, 
war die Vormundſchaft über ſeinen Sohn Philipp nebſt drei hinterlaſſenen 
Töchtern an den Herzog Albrecht von Baiern gekommen und von dieſem als— 
bald benutzt, um die markgräflichen Kinder einer ſtreng katholiſchen Erziehung 
zu übergeben und das kleine Fürſtentum der katholiſchen Kirche wieder einzufügen: 
ein erſtes Beiſpiel der Rückführung eines Fürſtenhauſes und eines Fürſtentums 
zur katholiſchen Kirche. Aus dieſem Hauſe nun wurde die Markgräfin Jakobe 
als Gemahlin Johann Wilhelms auserſehen; im Sommer 1584 begab ſich 
Erzbiſchof Ernſt zu dem alten Herzog Wilhelm von Jülich und erwirkte deſſen 
Einwilligung in dieſe Vermählung ſeines Sohnes. 

Nach ſolch einem neuen Verdienſt Baierns um die Befeſtigung des katho— 
liſchen Syſtems am Niederrhein trug der Papſt kein Bedenken, die wieder auf— 
genommene Bewerbung des Erzbiſchofs Ernſt um das Stift Münſter, trotz der 
ungeheuerlichen Häufung kirchlicher Aemter, abermals zu unterſtützen. Früher 


1) Keller I n. 518. a 

2) Dies erhellt aus dem Schreiben des Herzogs Baiern an Gregor XIII. 1584 Juli 6. 
(Theiner III S. 523.) Im übrigen verweiſe ich auf Stieves Abhandlung in der Zeitſchrift des 
bergiſchen Geſchichtsvereins B. XIII. 
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hatten die Gegner Baierns im Domkapitel ſich um die päpſtlichen Empfehlungen 
nicht gekümmert; wie ſehr aber ſeit der Abſetzung Gebhards auch in Münſter 
das Anſehen des Papſtes gewachſen war, hatte ſich bereits gezeigt, als am 
12. November 1583 auf Verlangen des Nuntius ein Kapitelſtatut erlaſſen 
wurde, daß forthin die Aufnahme von Domherren an die vorherige Beſchwörung 
des Trienter Glaubensbekenntniſſes geknüpft ſein ſolle. Auch der Widerſtand 
der weltlichen Stände gegen Ernſt als den Bundesgenoſſen der Spanier hatte 
an Kraft verloren. Denn die Spanier ſtanden ja in dem benachbarten Köln 
ſiegreich da; ſie erſchienen gefährlicher als die Generalſtaaten, welche, wie noch 
zu erzählen ſein wird, gerade im Jahr 1584 aufs tiefſte geſchwächt wurden. 
So geſchah es denn, daß bei der erneuten bairiſchen Bewerbung allerdings der 
alte Widerwille in der Hauptſtadt und unter den Ständen aufwallte, daß aber 
ſchließlich im Mai 1585 der Jülicher Prinz reſignierte und das Kapitel den 
Erzbiſchof Ernſt zum Münſterer Biſchof erwählte. 

Kurz vor dieſer Wahl ſtarb der Mann, der bei den früheren Bewerbungen 
um Münſter dem Erzbiſchof Ernſt als ſtärkſter Nebenbuhler gegenübergeſtanden 
hatte, der Adminiſtrator Heinrich von Bremen-Osnabrück-Paderborn (2. Mai 1585). 
In dem vornehmſten der drei Stifter, die er hinterließ, im Erzbistum Bremen, 
war der Proteſtantismus ſo feſt begründet, daß hier von der Wahl eines katho— 
liſchen Nachfolgers nicht ernſtlich die Rede ſein konnte. Hier erfolgte eine Wande— 
lung der Verhältniſſe nur inſofern, als das Haus Lauenburg vor dem gegen 
Deutſchland vordringenden däniſchen Königshauſe (S. 196) zurücktreten mußte. 
Aus einem Seitenzweig des däniſchen Hauſes wurde der zehnjährige Herzog 
Johann Adolf von Holſtein-Gottorp, Bruder des regierenden Herzogs Friedrich, 
zum Adminiſtrator erwählt. Anders jedoch verlief die Wahl in Paderborn. Nicht 
lange war dort der Herzog Heinrich gewählt, als ſich im Kapitel ein überraſchen— 
des Streben nach Herſtellung der katholiſchen Religion bemerklich machte und 
mit der Politik des Adminiſtrators, welcher der fortgehenden Zerſetzung des 
Katholizismus und den Fortſchritten proteſtantiſcher Lehre unter Adel, Städten 
und Geiſtlichkeit kein Hindernis bereitet wiſſen wollte, in einen ſich zuſehends 
ſchärfenden Gegenſatz trat. Die Kriſis in dieſen Gegenbeſtrebungen brachte der 
Kölner Krieg. Einige Zeit vor demſelben, im Jahr 1580, hatte das Domkapitel 
ſich mit den Jeſuiten in Heiligenſtadt und Fulda in Verbindung geſetzt und von 
dort zwei Väter herangezogen, welche in der ihnen überwieſenen Kapelle beim 
erſten Weihnachtsfeſt nur zwölf Kommunikanten zu verſammeln vermochten, aber 
ſehr bald die Leitung des von Heinrichs Vorgänger errichteten Gymnaſiums zu 
gewinnen ſtrebten. Dem gegenüber erhob ſich, als der Kölner Krieg ausbrach, 
nicht ohne Begünſtigung der Regierung des Adminiſtrators, eine Agitation unter 
den Städten des Bistums; mit der Hauptſtadt an der Spitze, unter den Zeichen 
heftiger Erregung der proteſtantiſch geſinnten Maſſen, !) bereiteten fie eine Ein⸗ 
gabe an den Adminiſtrator um Freigabe der proteſtantiſchen Religion vor. Es 
predigten damals in den Städten ſchon vielfach Geiſtliche von unzweifelhaft 
proteſtantiſchem Bekenntnis unter dem Beifall einer ſtarken Partei des Adels 


) Vereinzelte Kirchenſtürme: Strunck S. 505. 
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und der Bürgerſchaft. Wenn nun in der nächſten Nachbarſchaft die Reformation 
Gebhards obſiegte, was war da natürlicher, als daß auch in Paderborn die 
Augsburger Konfeſſion die Oberhand gewann? Indes die Sache Gebhards ſiegte 
nicht, und Heinrich hatte gar nicht gewagt, den Kölner Kurfürſten durch kräftige 
Führung der in Paderborn emporgehenden Bewegung zu unterſtützen. Da ging 
denn das Paderborner Kapitel mit neuem Mute voran. Es nötigte den Rektor 
des Gymnaſiums mit ſeinen Kollaboratoren zur Abdankung und übertrug die 
Anſtalt den inzwiſchen auf vier Väter verſtärkten Jeſuiten; ) es trat mit dem 
Biſchof in ein offenes Zerwürfnis, in welchem der Papſt es durch ſcharfe 
Schreiben ermutigte; vielleicht wurde der Ausbruch eines Krieges nach dem 
Muſter des eben in Köln geführten nur durch den jähen, infolge eines Sturzes 
vom Pferde eingetretenen Tod Heinrichs verhindert. 

Wie es ſich nun um die Wahl eines neuen Biſchofs handelte, konnte für 
das Kapitel nur ein katholiſcher Prälat in Frage kommen. Als allgegenwärtiger 
Bewerber trat auch da wieder der bairiſche Ernſt hervor,?) deſſen Gier mit fünf 
Bistümern noch nicht erſättigt war. Allein das Kapitel zog den Mann vor, 
welcher bei ſeinen bisherigen Streitigkeiten mit Heinrich die Führung gehabt 
hatte und ſich als Angehöriger eines einheimiſchen Adelsgeſchlechtes noch be— 
ſonders empfahl, den Dompropſt Theodor von Fürſtenberg. Am 5. Juni wurde 
er einhellig zum Biſchof von Paderborn gewählt. 

Nicht ganz jo günſtig für die katholiſche Sache verlief die Neuwahl in 
Osnabrück. Da ſich die dortigen Domherren mit Fürſtenberg, der ſich auch bei 
ihnen als Bewerber meldete, nicht zu einigen vermochten, ſo fiel die Wahl auf 
den Grafen Bernhard von Waldeck, einen Kölner Domherrn, der ſich vor Geb— 
hards Abſetzung als proteſtantiſch, bei der Wahl des Herzogs Ernſt als katholiſch 
ausgab und jetzt den Eid auf das Trienter Glaubensbekenntnis leiſtete. Aeußer— 
lich wurde hierdurch das Bistum allerdings wieder unter katholiſche Leitung ge— 
ſtellt, aber der Fortgang des proteſtantiſchen Bekenntniſſes in ſeinem Innern 
kaum gehindert. In ſeiner ſchwankenden Stellung glich Osnabrück dem benach— 
barten Bistum Minden. Hier poſtulierte das Kapitel im Jahr 1582 den Ad— 
miniſtrator von Halberſtadt, den proteſtantiſchen Herzog Heinrich Julius von 
Braunſchweig, nötigte ihn dann, da er weder päpſtliche Beſtätigung noch kaiſer— 
liches Indult zu erlangen vermochte, zur Abdankung und ließ ſich im Jahr 1587, 
da es ſich ſelber über eine Neuwahl nicht einigen konnte, vom Kölner Erzbiſchof 
kraft Devolutionsrechtes den katholiſchen Grafen Anton von Schaumburg zum 
Biſchof ernennen. Ein thatkräftiger Kämpfer für die katholiſche Reſtauration 
war auch dieſer nicht; aber er vermehrte die Zahl jener katholiſchen Biſchöfe, 
deren Sieg über die proteſtantiſchen Bewerber zeigte, daß in dem Kampf um 
die geiſtlichen Fürſtentümer am Niederrhein und in Weſtfalen einſtweilen die 
Katholiken das Feld behauptet und ihre Gegner zurückgedrängt hatten. 

Allerdings gerade in den beiden letztgenannten von den Katholiken wieder— 
gewonnenen Bistümern trat beſonders deutlich eine Thatſache hervor, die ſich 


1) Zahl der Jeſuiten: Strunck S. 603. Einräumung der Schule: Keller I n. 618. 
2) Pieler, Fürſtenberg S. 94 fg. v. Bezold II n. 276. 
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mit größerer oder geringerer Beſtimmtheit in allen Reichsbistümern wiederholte: 
daß nämlich die Befeſtigung der katholiſchen Herrſchaft von einer Umgeſtaltung 
der inneren Verhältniſſe abhing. Im Innern der geiſtlichen Fürſtentümer war 
ja die große Maſſe der Einwohner gegen die katholiſche Kirche teils feindſelig, 
teils gleichgültig, und in vielen dieſer Gebiete ſchien die proteſtantiſche Bewegung 
eher noch vorwärts als rückwärts zu gehen. An die Stelle von Geiſtlichen, welche 
ſich nur von einzelnen Lehren und Einrichtungen der alten Kirche entfernten, 
traten mehr und mehr ſolche, welche im proteſtantiſchen Bekenntnis gründlich 
eingeſchult waren; ſtatt des bloßen Verlangens nach dem Abendmahl unter 
beiden Geſtalten, nach deutſchen Gebeten und Geſängen im Gottesdienſt erhob 
ſich mehr und mehr in den Gemeinden die Forderung einer rein proteſtantiſchen 
Kirchenordnung. Immer beſtimmter trat alſo an die geiſtlichen Regenten die 
Frage heran, ob ſie einer förmlichen Proteſtantiſierung ihrer Lande zuſehen oder 
im Geiſt der kirchlichen Umgeſtaltung arbeiten und kämpfen wollten. In dem 
großen Kampf um das geiſtliche Fürſtentum erhob ſich unter ſolchen Verhält— 
niſſen für die Katholiken die Aufgabe, nicht nur äußerlich jene Gebiete zu ſichern, 
ſondern auch innerlich ſie zu befeſtigen. Ein beſcheidener Anfang zu dieſem 
Werk war früher in Fulda und im Eichsfeld gemacht. Sehen wir, wie es nun 
in größerem Maßſtab angegriffen, in welchem Geiſt und unter welchen Be— 
ſchränkungen es durchgeführt wurde. 

Einer der hervorragenden geiſtlichen Fürſten des damaligen Deutſchland 
war der Biſchof Julius von Würzburg. Man kannte ihn als einen Regenten 
von wiſſenſchaftlicher Bildung und untadelhaften Sitten, von großer Verwaltungs— 
kunſt und durchgreifender Thatkraft. Frühzeitig kündigte ſich in ſeiner Regierung 
ein ſchöpferiſcher Geiſt an, der ſich dann unabläſſig in großen Bauten und be— 
deutenden Stiftungen, in freigebiger Geldaufwendung ohne Verſchwendung und 
ohne Steuerdruck bethätigte. Was indes in den zehn erſten Jahren ſeines 
Waltens (ſeit 1. Dezember 1573) den Zeitgenoſſen verborgen blieb, das war 
die in ihm noch zurückgehaltene Kraft kirchlichen Eifers. Obgleich er von ſtreng 
katholiſchen Eltern abſtammte und eine rein katholiſche Erziehung erhalten hatte, 
ſo knüpften ſich doch, beſtärkt durch ſein Verhalten in dem Fuldaer Streit 
(S. 449 fg.), auch an ihn hartnäckig die Gerüchte an, daß er bei paſſender 
Gelegenheit es machen werde, wie Gebhard Truchſeß.!) Und doch gerade wäh— 
rend dieſer Zeit traf der hochſtrebende Prälat die Vorbereitungen zu einer Gegen— 
reformation, wie man ſie in Deutſchland noch nicht geſehen hatte. 

Seine erſten Beſtrebungen richteten ſich gegen das Grundübel, welches 
jeder Hebung des katholiſch-kirchlichen Lebens im Wege ſtand, gegen den Mangel 
an wohl vorgebildeten Prieſtern. Dieſem Uebelſtand hatte das Konzil von Trient 
durch ſein Geſetz über die Errichtung von Prieſterſeminarien abhelfen wollen; 
allein gerade die deutſchen Biſchöfe waren es wieder, welche das Geſetz meiſtens 
gar nicht oder nur mit ungenügenden Veranſtaltungen erfüllten. Denſelben 
Erzbiſchof von Salzburg zum Beiſpiel, der doch ſeinen Eifer für die Trienter 
Satzungen vor allen anderen deutſchen Kirchenfürſten an den Tag legte (S. 300), 
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mußte der Papſt im Jahr 1579 auf das beſchämende Beiſpiel der weltlichen 
Fürſten in Baiern, Tirol und Steiermark hinweiſen: dieſe hätten für die Ein— 
richtung von Seminarien Sorge getragen, während in ſeiner Didzeſe eine ſolche 
Anſtalt noch immer vermißt werde. ) Auch in Würzburg hatte Julius' Vor— 
gänger, Friedrich von Wirsberg, ſich damit begnügt, mit dem im Jahr 1567 
geſtifteten Jeſuitenkolleg und Jeſuitengymnaſium ein Konvikt für vierundzwanzig 
unbemittelte Zöglinge zu verbinden. Hier nun griff zunächſt die Thätigkeit des 
neuen Biſchofs ein. 

In ſeiner großartigen Weiſe faßte Julius den Vorſatz, nicht bloß ein 
Seminar, ſondern gleich eine Univerſität zu gründen. Und nach achtjährigen 
Bemühungen, indem er die Abneigung ſeines Kapitels, die Gleichgültigkeit und 
den Widerſtand ſeiner Stände, die Schwierigkeiten der finanziellen Ausſtattung 
überwand, war er ſo weit, daß er im Januar 1582 die Eröffnung ſeiner 
„Juliusuniverſität“ unter feſtlichem Gepränge erklären konnte. Da die Leitung 
der theologiſchen und philoſophiſchen Fakultät den Jeſuiten übertragen wurde, 
konnten die Vorleſungen in dieſen Unterrichtsgebieten ohne Verzug eröffnet wer— 
den, während die Thätigkeit der anderen Fakultäten noch einige Jahre auf ſich 
warten ließ. Verbunden mit der neuen Anſtalt und gleichfalls den Jeſuiten 
übertragen wurde ein Konvikt oder Seminar, in dem zunächſt vierzig, ſpäter 
etwa hundert Studierende der Theologie unterhalten wurden. Dazu kamen 
weitere Stiftungen, welche alle die Abſicht offenbarten, daß die Univerſität dem 
Lande die erforderlichen Staats- und Kirchendiener ausbilden ſollte. 

Impoſant war bei den Feſtlichkeiten der Eröffnung der Univerſität die 
Haltung des Biſchofs Julius. Er fühlte ſich den Vertretern der wiſſenſchaft— 
lichen Studien ebenſowohl ebenbürtig wie den Männern des praktiſchen Kirchen— 
dienſtes; in beiden Kreiſen bewegte er ſich mit dem Vollgefühl des Mannes, der 
perſönlich und allein die neue Schöpfung hervorgerufen hatte. Gehoben von 
dieſem erſten Erfolg, vielleicht auch unter dem Eindrucke des in Köln aus— 
brochenen Entſcheidungskampfes?) ſchritt er nun zu der ſchwerſten Aufgabe ſeines 
Lebens voran: er unternahm es, über ſeinen Unterthanen und Geiſtlichen die 
Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche herzuſtellen. 

Bei dieſem Wagnis mußte er in noch höherem Grad als bei der Gründung 
der Univerſität auf ſich allein rechnen. Sein Domkapitel war wohl, im Gegenſatz 
gegen das benachbarte Bamberger,*) oder gar das Straßburger Kapitel, von prote— 
ſtantiſchen Elementen frei; ſelbſt die Ablegung des Trienter Glaubensbekenntniſſes 
hatte es frühzeitig und ohne Widerſtand auf ſich genommen.“) Allein gleich all 
dieſen vornehmen Körperſchaften wollten auch die Würzburger Domherrn ihre 
Pfründen in Ruhe genießen, — und außerhalb ihres Kreiſes waltete allerwärts, 
in Stadt und Land, proteſtantiſche oder zum Proteſtantismus neigende Geſinnung 
vor. Als der Biſchof in der Stadt Karlsburg die Himmelfahrtsprozeſſion hielt, 


1) Theiner III S. 37 fg. 

2) Er zahlte Subſidien für den Erzbiſchof Ernſt. (Gropp, Würzburger Chronik S. 330.) 
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fand ſich faſt niemand, der vor dem Hochwürdigſten ſeine Ehrfurcht bezeigte, 
in der Hauptſtadt ſelber ſtellte ſich bei einem ſpäteren Verhör ungefähr die 
Hälfte der Einwohner als proteſtantiſch heraus, und die Pfarrer, welche unter 
Bürgern und Bauern die Seelſorge übten, waren der großen Mehrzahl nach 
entweder rein proteſtantiſch oder nicht korrekt katholiſch. Beſonders ſchroff war 
die Haltung, welche gegen des Biſchofs kirchliche Beſtrebungen der Adel einnahm. 
Der vornehmere Teil des Würzburger Adels befand ſich in einer Doppelſtellung, 
da er einerſeits Würzburger Lehen trug, anderſeits zur freien fränkiſchen Mitter- 
ſchaft zählte (S. 237): er erkannte die aus dem Lehensverband hervorgehenden, 
beſchränkten Pflichten an, mußte auch in ſeinen Würzburger Lehensgütern die 
Blutgerichtsbarkeit dem Biſchof und ſeinen Gerichten überlaſſen; im übrigen aber 
nahm er die Landesverwaltung und das vom Religionsfrieden den Reichsrittern 
gleich den eigentlichen Reichsſtänden zuerkannte Recht, katholiſches oder prote— 
ſtantiſches Kirchenweſen einzurichten, in ſeinen ſämtlichen Herrſchaften in An— 
ſpruch.!) Da nun dieſe Herrn zum größten Teil dem proteſtantiſchen Bekenntnis 
angehörten, ſo traten ſie als die berufenen Schutzherren desſelben dem Biſchof 
in den Weg. Schon daraufhin, daß Julius in der erſten Zeit ſeiner Regierung 
zwar nicht konſequent, aber doch gelegentlich ſeine feindliche Geſinnung gegen 
den Proteſtantismus herausließ, hier und da verheiratete oder proteſtantiſche 
Pfarrer durch Zöglinge des Jeſuitengymnaſiums erſetzte?) und die Proteſtanten 
aus dem Kreis ſeiner Räte und Hofdiener zu entfernen ſuchte, entſchloß ſich 
dieſe fränkiſche Ritterſchaft im Jahr 1581 zu einer ſehr nachdrücklichen Demon— 
ſtration. Ihre Bevollmächtigten erſchienen vor dem Biſchof und verlangten nichts 
Geringeres als Freigabe der Ehe für die Landpfarrer, Anſtellung eines lutheriſchen 
Predigers in der Hauptſtadt, Entfernung der Jeſuiten, Reſtitution der abgeſetzten 
lutheriſchen Hofdiener und Verzicht auf die Gründung der Univerſität. So 
drohend war ihre Haltung, ſo erregt die Stimmung, die zugleich durch das ganze 
Land ging, daß der Dompropſt vor der allgemeinen Unzufriedenheit warnte, 
und der Biſchof die Möglichkeit ſeines Sturzes ins Auge faßte.?) Schaute 
Julius in dieſer Verlegenheit nach ſeinen geiſtlichen Nachbarn aus, ſo fand er 
gleichfalls keine Ermutigung: Kirchenfürſten, wie die von Mainz und Bamberg, 
ſahen ihr Heil nur in nachgiebiger Behandlung der unzufriedenen Stände. 
Trotz alledem ging Julius vorwärts. Zuerſt, im Jahr 1584, überraſchte 
er den Klerus ſeiner elf Landdechaneien“) mit einem Erlaß, in welchem er einer- 
ſeits die Erneuerung der alten Kapitelsverſammlungen zum Zweck regelmäßiger 
Aufſicht über die Geiſtlichen und über die Pfarrverwaltung anordnete, anderſeits 
eingehende Anweiſungen erteilte über die Form des Gottesdienſtes und über die 
Pflichten des Geiſtlichen, zu denen er beſonders auch die Beobachtung der Trienter 
Dekrete rechnete. Wie er über ſeine Geiſtlichen dachte und was er mit ihnen 
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vorhatte, das ſagte er in den ſchneidenden Worten ſeiner Vorrede: die Geiſt— 
lichen ſollen, fo hieß es da, das Salz der Erde fein; aber die meiſten find fo 
fade geworden, daß kein Körnchen Salz in ihrer Lehre und ihrem Wandel zu 
finden iſt; darum verdienen ſie, in dieſer Welt verachtet, in der jenſeitigen in 
die äußerſte Finſternis geworfen zu werden. Er kündigte ſeinem Klerus an, daß 
er, um die in ſeinem Stift faſt untergegangene katholiſche Religion wieder auf— 
zurichten, einen Anfang mit der Reformation der Geiſtlichen machen wolle. 
Und wie ernſt ihm dieſe Ankündigung war, zeigte eine neue Maßregel des fol— 
genden Jahrs. 

Als durchgreifendes Mittel zum Aufbau eines neuen Kirchenweſens hatten 
die proteſtantiſchen Reichsſtände die altkirchliche Einrichtung der Viſitation benutzt. 
Dieſelbe Einrichtung hatte dann das Konzil von Trient als Mittel zur Her— 
ſtellung des katholiſchen Kirchenweſens wieder zu beleben geſucht. Allein das 
Trienter Dekret über die alle zwei Jahre vom Biſchof vorzunehmende Viſitation 
hatte in Deutſchland keine beſſere Aufnahme gefunden als das Geſetz über die 
Seminarien. Da war es nun der Biſchof Julius, der im Jahr 1585 ſich ans 
Werk machte, eine Viſitation ſeiner Diözeſe vorzunehmen, und zwar in der Ab— 
ſicht, ſowohl die Geiſtlichen wie die Laien zur Rückkehr unter die Herrſchaft 
katholiſcher Lehre und Kirchenzucht zu nötigen. Er ſetzte zu dieſem Zweck eine 
Kommiſſion!) aus Geiſtlichen, biſchöflichen Räten und zwei Jeſuiten zuſammen, 
welche ſich von Amt zu Amt zu begeben hatte; an den wichtigſten Orten ver— 
fehlte er nicht, perſönlich zu erſcheinen und einzugreifen. Die Kommiſſarien ver— 
ſammelten innerhalb der Aemter in jeder Pfarrei die Geiſtlichen und die Ge— 
meinden, um ſich Rechenſchaft von ihrem Glauben geben zu laſſen. Und wie 
nun die Prediger ſich ſo maſſenhaft als lutheriſch bekannten, und die Gemeinden 
ihnen ſo herzhaft zuſtimmten, daß ſie eben durch ihre große Zahl geſchützt zu 
ſein ſchienen, da erfolgte, was man noch kurze Zeit vorher für unmöglich ge— 
halten hätte: unbarmherzig durchgreifend, ließ der Biſchof die proteſtantiſchen 
Geiſtlichen aus ihren Stellen und aus dem Lande entfernen. Im Lauf von 
zwei Jahren wurden 120 Prädikanten vertrieben, eine Zahl, welche nahezu 
der Hälfte der im Würzburger Fürſtentum befindlichen Pfarreien entſprach.“) 
Triumphierend rechnete der im benachbarten Oberöſterreich wirkende Jeſuit 
Georg Scherer, daß man fo den Proteſtanten über 100 000 Kommunikanten 
abgenommen habe.“) 

Eine andere Aufgabe war es nun freilich, die den Widerſachern 89 
Kommunikanten auch wirklich für die katholiſche Kirche zu gewinnen. Dieſe 
höhere Aufgabe nahmen der Biſchof, ſeine Theologen und Beamten noch während 
der zwei Jahre dauernden Viſitation in Angriff; ſie ſuchten ſie zu löſen durch 
gütlichen Zuſpruch und Belehrung, durch Drohungen und Strafen, ſtets im Hin— 


1) „Geiſtliche Räte und Reformatores“ heißen ſie in der Klage des Reichsritters von 
Münſter. (Lehmann S. 379.) Ueber die Jeſuiten vgl. Sacchino 1585 n. 214. 

2) Zu den elf in dem Erlaß von 1584 (. o S. 626 Anm. 4) aufgezählten Dechaneien, 
unter denen übrigens Buchheim und Mergentheim zu den Territorien des Kurfürſten von Mainz 
und des deutſchen Ordens gehörten, rechnet Büſching (7. Aufl. VII S. 863) 263 Pfarreien. 

3) Vorrede zur Antwort an Uzinger. Opera (München 1614) 1 S. 379. 


628 Viertes Buch. Dritter Abſchnitt. 


weis auf die Landesverweiſung als äußerſte Maßregel gegen die Hartnäckigen. 
In dem Dorfe Vasbühl z. B. forderten im März 1586 die Kommiſſarien die 
Einwohner auf, von der Augsburger Konfeſſion abzuſtehen. Dieſes Anſinnen 
wies die Gemeinde zurück, auch als nach der dritten Aufforderung mehrere auf 
einige Stunden in den Turm gelegt wurden. Da erſchien im folgenden Jahr der 
Biſchof ſelber im Hauptort des Amtes und ließ die Vasbühler vor ſich laden: 
dem Zureden des hohen Herrn wagten die Bauern nicht zu widerſtehen; ſie ver— 
ſprachen, mit Ausnahme ihres Schultheißen, ſämtlich, beim nächſten Pfingſtfeſt 
zur katholiſchen Kirche zurückzukehren.) An ſolchen Orten, wo alles Reden nichts 
half, und die geſetzte und verlängerte Bedenkzeit fruchtlos ablief, ſtellte man 
vielfach ein Beiſpiel der Strenge auf, indem man die Hartnäckigen nötigte, ihre 
Habe zu verkaufen und gegen ein hohes Abzugsgeld das Land zu räumen. Im 
Jahr 1587 kam endlich die Reihe der Glaubensmuſterung auch an die Haupt— 
ſtadt. Als man hier den Rat, dann die Pfarrgemeinden verhörte, fand man, 
daß etwa die Hälfte der Einwohner proteſtantiſch war. Auch hier wußte man 
den Widerſtrebenden in Güte und Härte derart zuzuſetzen, daß ſie nach längerer 
Zeit ſich der katholiſchen Kirche ergaben; nur etliche zogen es vor, in die Fremde 
zu gehen. 

Dies war ein Vorgehen, gegen welches nach Gewaltſamkeit der Mittel 
und Größe des Gebietes die Fuldaer Reformation nur als beſcheidenes Vorſpiel 
erſchien. Groß war denn auch die Erregung, welche es hervorrief. Unter den 
unmittelbar betroffenen oder nahe benachbarten proteſtantiſchen Geiſtlichen ſchwoll 
ein maßloſer Grimm gegen den katholiſchen Hierarchen empor. „Niemand,“ ſo 
rief der Prediger Uzinger in einer gegen den Biſchof gerichteten Schrift aus, 
„ſoll es mir wehren, den verſtockten, mutwilligen und blutgierigen Papiſten den 
zeitlichen ſowohl wie den ewigen Untergang zu wünſchen und von Gott ohne 
Unterlaß zu erbitten.“ ?) Auch die proteſtantiſchen Fürſten wurden tief bewegt 
durch das Mitgefühl für ihre Glaubensgenoſſen, durch die Sorge vor den Fort— 
ſchritten der Feindſeligkeit gegen ihr Bekenntnis; ſie bedrängten den Biſchof mit 
teils dringenden, teils drohenden Verwendungsſchreiben. Am ſchärfſten traten 
die fränkiſchen Reichsritter auf. Wie in dem Mittelpunkt des fuldaiſchen Re— 
formationsſtreites die Rechtsfrage über die Ferdinandeiſche Deklaration geſtanden 
hatte, ſo erhob ſich zwiſchen Julius und den Reichsrittern ebenfalls ein bitterer 
und ſchwer zu löſender Rechtsſtreit. Der Biſchof nämlich beſtritt den Rittern 
das Reformationsrecht zwar nicht in ihren Reichslehen und Allodien, wohl aber 
in den Würzburger Lehen und in den Filialkirchen, die von Würzburger Haupt— 
kirchen abhingen. Er hatte demgemäß mit ſeiner Gegenreformation mehrfach 
in ritterſchaftliche Gebiete eingegriffen. Darüber entſtand eine heftige Bewegung 
unter den beteiligten Adelichen, die im Jahr 1587 zu einer großen Beſchwerde— 
ſchrift an den Kaiſer, vorher aber ſchon zu Vorgängen tumultuariſcher Selbſthülfe 
führte. Als z. B. der Biſchof dem Kunz von Grumbach ſeinen Prädikanten 
gefangen nach Würzburg führte und ihm einen Jeſuiten zur Bekehrung ſandte, 


) Bgl. die oben angeführte Klage des Ritters v. Münſter. 
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ließ der Ritter den Jeſuiten durchprügeln, erſchien dann mit wehrhaftem Ge— 
folge in der Hauptſtadt und holte ſeinen Prediger gewaltſam heraus.!) 

Den alſo ſich erhebenden Widerſachern gegenüber konnte Julius weder in 
ſeinem eigenen Lande noch unter den geiſtlichen Fürſten der Nachbarſchaft auf 
kräftige Unterſtützung rechnen. Der einzige, der ihm mit ſtarker Hand zur Seite 
trat, war wieder der Herzog Wilhelm von Baiern. Der verſprach ihm im 
Dezember des Jahres 1586 für den Fall widerrechtlicher Anfeindung ſeine und 
des Landsberger Bundes Hülfe. Neben ihm ließ der Kaiſer Rudolf, den wir 
auch hier wieder als Gönner der katholiſchen Reſtauration finden, es an Auf— 
munterung nicht fehlen, nur daß er bloß mit Worten den fränkiſchen Adel vom 
Widerſtand abmahnen und den Biſchof in ſeinem Werk ermutigen konnte. Viel— 
leicht die beſte Gewähr ſeiner Sicherheit fand indes der Biſchof in der Thaten— 
und Opferſcheu der Proteſtanten. Wie ſeine Unterthanen, abgeſehen von einigen 
trotzigen Reichsrittern, ihm keinen nachhaltigen Widerſtand entgegenſetzten, ſo 
konnten jene Reichsſtände, welche den Kölner Kurfürſten nicht zu halten wagten, 
noch weniger für die Würzburger Unterthanen einſchreiten. 

Ungebrochenen Mutes führte alſo Julius die Reaktion, die er in raſchen 
und ſchweren Schlägen angebahnt hatte, mit den Mitteln ſtaatlicher und kirch— 
licher Regierung weiter, nach wie vor das Werk ſelber leitend und zur ent— 
ſcheidenden Stunde ſelber eingreifend. Zu den Feſttagen ſeines Lebens gehörte 
es, wenn er in den Ortſchaften, wo eine Schar Konvertiten aufzunehmen war, 
perſönlich mit biſchöflichem Pomp das Hochamt feierte und den Verſöhnten 
ſelber die Kommunion reichte. Eifrig war er bemüht, die religiöſen Uebungen 
in Schwung zu bringen, die ſeine Jeſuiten empfahlen, vor allem die marianiſchen 
Kongregationen. Nachdem eine ſolche Genoſſenſchaft bereits im Jahr 1575 unter 
den Jeſuitenſchülern begründet war, wurde elf Jahre ſpäter eine größere Kon— 
gregation für ſämtliche Univerſitätsangehörigen vom Papſt privilegiert; es traten 
ihr der Biſchof, und in ſeinem Gefolge die große Maſſe der im Unterricht, in 
kirchlichen oder weltlichen Würden Hervorragenden bei. Mit andächtigem Ge— 
pränge wurden Prozeſſionen veranſtaltet, Abläſſe gewonnen und Heiligenfeſte 
begangen, während die Jeſuiten ihre Andächtigen mit den Schauern des Wunder— 
glaubens erfüllten: ihr eifrigſter Bekehrer, Pater Gerhard Wellen, vollbrachte 
in Heidingsfeld eine berühmte Teufelaustreibung, und als er vor dem Altar 
einer Kirche niederkniete, machte ihm die Statue des heiligen Georg eine Ver— 
beugung.?) Je mehr aber der Biſchof die Teilnahme an dieſem kirchlichen 
Leben zur Bedingung ſeiner Gunſt machte, um ſo mehr verſchwanden die Prote— 
ſtanten und die dem neuen Geiſt feindlich Geſinnten aus fürſtlichen und ſtädtiſchen 
Aemtern, vor allem auch aus der Leitung der zahlreich im Lande beſtehenden 
deutſchen und lateiniſchen Schulen. Das Fürſtentum, in dem der Proteftantis- 
mus bereits vorzuwiegen begonnen hatte, gewann allmählich ein rein katholiſches 
Ausſehen. Natürlich konnte ein innerer Aufſchwung der Geiſter nicht ſo ge— 
waltſam befohlen werden wie dieſe äußere Umkehr. Unter nahezu 280 Alumnen, 
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die während der erſten zwanzig Jahre in das theologiſche Seminar aufgenommen 
wurden, vermochte das Stift Würzburg nur ein Drittel zu liefern; beinahe auf 
ein Drittel der Aufgenommenen beliefen ſich auch diejenigen, welche ſich un— 
brauchbar erwieſen, die einen, weil ſie ſich ſchlecht aufführten, die anderen, 
weil fie nachher zum Proteſtantismus übertraten.) Das Domkapitel ſah mit 
Unbehagen dem reformatoriſchen Eifer des Kirchenfürſten zu, warnte ihn aber, 
nicht etwa dadurch einen verderblichen Rückſchlag zu erzeugen, daß er auch gegen 
das Konkubinat der Geiſtlichen einſchreite. Die Verſuche, im Kapitel ſelber eine 
ſtrengere, den alten Satzungen entſprechende Lebensordnung einzuführen, blieben 
vergeblich. Auch die Univerſität wurde wohl für den nächſten Zweck der Aus— 
bildung von Geiſtlichen und Beamten eine recht brauchbare Anſtalt; eine Stätte 
der fortſchreitenden wiſſenſchaftlichen Forſchung wurde ſie nicht. 

Bei all dieſen Schranken ſeiner Leiſtungen war Julius Echter eine tüchtige 
und ſittlich hochſtehende Natur, ſchlicht in ſeiner Lebensführung, herriſch im 
Durchſetzen ſeiner Abſichten, in der muſterhaften Ordnung ſeiner Verwaltung 
ebenſowohl auf Tilgung der Schulden und Vermehrung des fürſtlichen Kammer— 
guts, wie auf gemeinnützige Bauten und Stiftungen bedacht. Das Würzburger 
Land, das noch immer an der Verſchuldung und Verwüſtung krankte, welche 
der Krieg von 1552 über es gebracht, erlebte jetzt, ſoweit es auf das öffentliche 
Vermögen ankam, eine Zeit kräftigen Aufſchwungs. Unter all den bedeutenden 
Schöpfungen des Biſchofs befand ſich im Mittelpunkt ſeiner Fürſorge neben der 
Univerſität ſeine großartige Stiftung für die Verpflegung von kranken und 
altersſchwachen Stiftsangehörigen, das Juliusſpital zu Würzburg. Die Aufſicht 
über die geſamte Pflege, welche hier den Armen angedieh, hielt er in ſeiner 
eigenen Hand: kaum ein Tag, ſagt einer ſeiner Lobredner, vergeht, an dem 
nicht zwiſchen Spital und Schloß Berichte und Entſcheidungen gewechſelt werden.“) 
In die Abgeſchiedenheit dieſes großen Gebäudes zog ſich auch der mächtige 
Prälat in der Charwoche zurück, um ſich hier den religidjen Uebungen und den 
Werken der Barmherzigkeit zu widmen.) 

Ein Beiſpiel, wie es ſo der Biſchof Julius aufſtellte, konnte unmöglich 
ohne Nacheiferung bleiben. Man ſah, daß dasjenige, was den geiſtlichen Fürſten 
vom Papſt als ihre heilige Pflicht, von ihrem eigenen Intereſſe als Mittel zur 
Stärkung ihrer Macht vorgeſchrieben wurde, ſich bei mutigem Zugreifen auch 
durchführen ließ. Allmählich wurde es da als Ehrenpflicht des Biſchofs be— 
trachtet, ſein Fürſtentum in katholiſchem Sinn zu reformieren oder doch mindeſtens 
von Proteſtanten zu ſäubern. Entſprechend freilich dem Charakter des deutſchen 
Epiſkopates konnte dieſe Pflicht nicht raſch, noch in ſo aufrichtig gemeintem 
Sinne, wie von Biſchof Julius, verwirklicht werden. Der Biſchof Ernſt von 
Bamberg (1583—91) z. B. faßte in plötzlicher Aufwallung den Entſchluß, dem 
Beiſpiel ſeines Nachbars nachzufolgen, um hinterher die Hand wieder zaghaft 
abzuziehen; erſt ſein Nachfolger, Neidhard von Thüngen (1591—98) machte 
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Ernſt mit der Reformation, um jedoch nach ſieben Jahren einem neuen Nach— 
folger, Johann Philipp von Gebſattel (15991609), Platz zu machen, der 
das Werk wieder einſchlafen ließ. In Salzburg machte ſich der Erzbiſchof Wolf 
Dietrich von Raitenau (1587 — 1612) bald nach ſeinem Regierungsantritt an die 
Arbeit der Proteſtantenvertreibung; ſeine weltliche Richtung und die ſittlichen 
Flecken ſeines Privatlebens jedoch machten ihn nicht geeignet zur Förderung 
einer inneren Reform. Indes, die Bewegung war doch in Gang gekommen, 
und infolge derſelben ſollte in den katholiſch gebliebenen Bistümern der Prote— 
ſtantismus aus der ſtarken Stellung, die er erobert hatte, bald ganz bald teil— 
weiſe wieder verdrängt werden. 

Im Zuſammenhang mit dieſer Reaktion, und ſie mächtig fördernd, ſtellte ſich 
eine verſtärkte Einwirkung des Papſtes auf die deutſchen Dinge ein. Noch 
regierte bis zum Jahr 1585 jener Papſt Gregor XIII., der zuerſt wieder ſeit 
den Zeiten des Religionsfriedens mit größerer Thatkraft und Sachkenntnis in 
die deutſchen Dinge eingegriffen hatte (S. 451). Zu den einſchneidenden Neue— 
rungen dieſes Kirchenfürſten gehörte es, daß er, um allgegenwärtig zu wirken 
und zuverläſſig ſich zu unterrichten, zu der einen päpſtlichen Nuntiatur, welche 
in Deutſchland am kaiſerlichen Hofe beſtand, drei neue hinzufügte.!) Zuerſt im 
Jahre 1573, ſchickte er nach dem mittleren und nördlichen Deutſchland den 
Kaſpar Gropper (S. 451), nach dem Gebiet des Salzburger Metropolitan— 
ſprengels den Grafen Bartholomäus von Porzia, beide als Nuntien mit Legaten— 
gewalt. Die Vollmacht des erſteren erloſch nach drei Jahren; auf Porzia folgte 
aber im Jahr 1578 der Dominikaner Felician Ninguarda, Biſchof von Scala, 
und im Jahr 1580 wurde deſſen Nuntiaturbezirk wieder geteilt, indem die Auf— 
ſicht über die Lande des Erzherzogs Karl von Steiermark dem Markgrafen 
Germano von Malaſpina anvertraut ward, während Ninguarda ſeinen Wirkungs— 
kreis in Baiern und den angrenzenden Reichsbistümern behielt. Dieſe Neuerungen 
fielen noch vor den Kölner Krieg. Aber recht eigentlich eine Frucht der in dem— 
ſelben erfochtenen Siege der Katholiken war es, daß die in Köln eingegangene 
Nuntiatur erneuert ward, und ſich dann lebenskräftiger erwies, als die in Graz 
und München. Es drangen auf dieſe Erneuerung noch vor der Wahl des Erz— 
biſchofs Ernſt die beiden Nuntien am kaiſerlichen und am ſteieriſchen Hof, welche 
der Papſt zur Entſcheidung des Streites nach Köln geſandt hatte, es empfahl 
ſie von Lüttich aus der einflußreiche Domherr Lävinus Torrentius, und es 
billigte ſie der Herzog Wilhelm von Baiern.?) So wurde im Oktober 1584 
der bis dahin am kaiſerlichen Hof angeſtellte Biſchof Bonomo von Vercelli als 
Nuntius für Köln beſtimmt. Zu ſeinen erſten großen Aintshandlungen gehörte 
es, daß er im Oktober 1585 in Lüttich eine Diözeſanſynode hielt, welche die 
Beſchlüſſe des Trienter Konzils annahm; eine ſeiner letzten Maßregeln (er ſtarb 


1) Für das Folgende vgl. beſonders die Abhandlung Loſſens in den Sitzungsberichten der 
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bereits im Februar 1587) war die gerichtliche Entſcheidung, ) daß das Mindener 
Domkapitel bei der damaligen Vakanz ſein Wahlrecht verwirkt habe, worauf 
kraft Devolutionsrechtes die ſchon erwähnte Ernennung eines katholiſchen Biſchofs 
von ſeiten des Kölner Metropoliten erfolgte. 

Nach den verſchiedenſten Seiten hin machte alſo der Ausgang des Kölner 
Krieges ſeine Folge geltend: der Einfluß des Papſtes wurde verſtärkt, und das 
geiſtliche Fürſtentum nach außen und innen befeſtigt, das katholiſche Syſtem im 
nordweſtlichen Deutſchland wurde neu geſchloſſen, und für das bairiſche Haus 
eine großartige Machtſtellung innerhalb dieſes Syſtems geſchaffen. Nicht ſo ge— 
raden Wegs pflegten ſich indes in Deutſchland die Dinge zu entwickeln, daß dieſe 
Fortſchritte katholiſcher Macht nun ohne Rückſchläge weiter gegangen wären. Was 
ſie bis dahin begünſtigt hatte, das war vor allem die ſchwächliche Haltung, 
welche die Partei der Proteſtanten ſeit 1575, infolge der Nachgiebigkeit des 
Kurfürſten Auguſt, dann des Regierungswechſels in der Pfalz, eingenommen 
hatte. Eben jetzt aber, als in Köln ſich der Sieg auf die katholiſche Seite 
neigte, trat in dieſer Haltung der proteſtantiſchen Reichsſtände der Anfang einer 
Aenderung ein. Unberechenbare Wechſelfälle, welche ſich teils innerhalb teils 
außerhalb Deutſchlands vollzogen, gaben den Anſtoß zu einer veränderten 
proteſtantiſchen Politik, durch welche die Beſtrebungen der katholiſchen Reichs— 
ſtände und der mit ihnen vereinigten Mächte einer ſchweren Probe entgegen— 
geführt wurden. 

Das erſte dieſer einſchneidenden Ereigniſſe war der Regierungswechſel in 
der Pfalz. Als Kurfürſt Ludwig am 12. Oktober 1583 ſtarb, zählte ſein 
einziger Sohn Friedrich (geboren 5. März 1574) erſt neun Jahre; ſeine Er⸗ 
ziehung und die Regierung des Landes mußte alſo einem Vormund übergeben 
werden. Hinſichtlich der Vormundſchaft für unmündige Nachfolger der Kurfürſten 
hatte nun die goldene Bulle beſtimmt, und hatten mit beſonderer Rückſicht auf 
die Kurpfalz zwei Verordnungen Kaiſer Sigismunds beſtätigt, daß dieſelbe dem 
nächſten Agnaten zufallen ſolle. Eine offene Frage war es indes, ob die alſo 
angeordnete geſetzliche Vormundſchaft unverbrüchlich ſei oder durch Teſtament 
auch anders geregelt werden könne. In dem damals vorliegenden Fall war 
dieſe Frage für die kirchlichen Geſchicke der Pfalz und ihres ſpäteren Kurfürſten 
entſcheidend; denn zur geſetzlichen Vormundſchaft war als nächſter Agnat der 
calviniſtiſche Johann Caſimir berufen. Kurfürſt Ludwig hatte denn auch die 
mit einer vormundſchaftlichen Regierung ſeines Bruders verbundenen Gefahren 
zeitig ins Auge gefaßt, aber in ſeiner unentſchloſſenen Weiſe nur eine halbe 
Löſung der Schwierigkeit verſucht. Er hielt ſichtlich die Anordnung der goldenen 
Bulle für bindend: darum ernannte er Johann Caſimir zum Vertreter ſeines 
unmündigen Sohnes in den Rechten der Kur und der weltlichen Regierung; 
zugleich aber wollte er das von ihm wieder aufgerichtete Luthertum ſichern: darum 
ordnete er als Mitvormünder für die Leitung der kirchlichen Regierung und der 
Erziehung des jungen Friedrich die unverdächtig lutheriſchen Fürſten, Ludwig 
von Württemberg, Georg Friedrich von Brandenburg-Anſpach und Ludwig von 
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Heſſen⸗Marburg ſeinem Bruder zu. In dieſem Sinn fertigte er am 5. Dezember 
1580 ein Teſtament aus und erwirkte für dasſelbe die kaiſerliche Beſtätigung. 

Mit ſolcher Halbheit war indes gegen Johann Caſimir nicht durchzukommen. 
Zehn Tage nach Ludwigs Tod erſchien er in Heidelberg und ergriff, mit Be— 
rufung auf die goldene Bulle und verſchiedene kurpfälziſche Satzungen, ſowohl 
Vormundſchaft wie Regierung für ſich allein. Er wußte es dahin zu bringen, 
daß die verſchiedenen Ausfertigungen des brüderlichen Teſtamentes, die an 
verſchiedenen Orten — im kurfürſtlichen Schloß, bei der Univerſität, beim Rat 
von Amberg — niedergelegt waren, in ſeine Gewalt und den Mitvormündern 
nicht zu Geſicht kamen.!) Hierdurch gerieten die Mitvormünder in eine hülfloſe 
Lage. Daß die Vormundſchaft ihnen mit übertragen ſei, wußten ſie, weil 
Ludwig es ihnen frühzeitig angezeigt hatte; aber ausweiſen konnten ſie ſich 
nicht, weil das Teſtament uneröffnet blieb. Da keiner von ihnen den Mut 
hatte, mit Johann Caſimir direkt anzubinden, ſo ſahen ſie keinen anderen 
Ausweg, als fürs erſte beim Reichskammergericht auf Herausgabe des Teſta— 
mentes zu klagen. Damit aber wurde der Streit auf die unabſehbare Bahn 
eines reichsgerichtlichen Prozeſſes geſchoben; und während der Prozeß ſeinen 
Gang ging, beeilte ſich Johann Caſimir, den Alleinbeſitz der Regierung zur 
Herſtellung der kirchlichen Ordnungen Friedrichs III. zu benutzen. 

Er kam nach Heidelberg, erfüllt von dem bitteren Haß, den die Gewaltſam— 
keiten Ludwigs und die Verdammungen der Konkordienformel in ſeiner Seele 
gegen die ſtreng lutheriſche Partei erweckt hatten; es kam mit ihm, als ſein 
vornehmſter Ratgeber, der fanatiſche Kanzler Chriſtoph Ehem, den einſt Kur— 
fürſt Ludwig bei Antritt ſeiner Regierung auf kurze Zeit in Arreſt genommen 
und das Schickſal des Dr. Craco (S. 457) hatte fürchten laſſen, der nunmehr 
mit Vergnügen die Tage der Vergeltung herannahen ſah. Fürs erſte freilich 
ließen ſich die Maßregeln der neuen Regierung noch ziemlich gelinde an. Am 
28. November 1583 zeigte Johann Caſimir den Heidelberger Stadtpfarrern 
und der verſammelten Bürgerſchaft ſeinen Entſchluß an, daß die vornehmſte 
der vier Stadtkirchen, die zum heiligen Geiſt, für den Gottesdienſt der Anhänger 
von Friedrichs III. Kirchenordnung eingeräumt werden ſolle; im übrigen ver— 
langte er nicht mehr als freies und verſöhnliches Zuſammenwirken lutheriſcher 
und calviniſtiſcher Prediger, mit der Befugnis für jeden, ſeine Lehre zu be— 
gründen und die Gegenlehre zu bekämpfen, nur daß Schmähungen und uner— 
bauliche Schulfragen vermieden würden. Aber wie nun die lutheriſchen Stadt— 
pfarrer auf der einen, die von Johann Caſimir mitgebrachten Geiſtlichen, mit 
Daniel Toſſanus, dem einſt von Ludwig verjagten Hofprediger Friedrichs III. 
an der Spitze, auf der anderen Seite ihre Predigten eröffneten, hieß es alsbald: 
die geſetzten Schranken ſeien überſchritten. Gleich in den erſten Wochen nach 
ſeinem Erlaß ſah ſich der Pfalzgraf genötigt, die feindlichen Parteien über ihre 
beiderſeitigen Beſchwerden perſönlich zu verhören (am 4. Dezember 1583 und 
am 9./19. Januar 1584). Die Lutheraner hatten in ihren Predigten, die jetzt 
noch mehr als gewöhnlich auf die dogmatiſche Kontroverſe hinausliefen, die 
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calviniſche Abendmahlslehre dahin kennzeichnen zu müſſen geglaubt, daß ſie 
eine Gegenwart Chriſti im Abendmahl völlig ausſchließe und in ihren Folgerungen 
zu den Ketzereien des Arius und Neſtorius führe. Darüber warf ihnen Toſſanus 
in Gegenwart ſeines gnädigen Herrn die Worte „Verleumdung“ und „Ver— 
leumder“ unbarmherzig ins Geſicht. Am Schluß der Auseinanderſetzungen ergriff 
auch der Pfalzgraf für ſeinen Hofprediger Partei, indem er in einem Erlaß 
vom 19/29. Februar derartige Behauptungen als ſtrafbare Schmähung, ja, 
wie ſeine Worte nach ihrem ſtrengen Sinn lauteten, eigentlich den Kanzelſtreit 
über die beiderſeitigen Abendmahlslehren überhaupt unterſagte. Er verbot 
zugleich, die Schüler und Zuhörer auf die Konkordienformel als Norm der 
Glaubenslehre zu verweiſen. Auf dieſen Erlaß antworteten nun aber die 
Stadtpfarrer in einer am 17. März 1584 veröffentlichten Schrift, daß ihr Ge- 
wiſſen ihnen verbiete, Gehorſam zu leiſten. Der Konflikt zwiſchen dem neuen 
Landesherrn und ſeinen lutheriſchen Geiſtlichen über die Frage der freien Predigt 
war damit ausgebrochen. 

In derſelben Zeit war auch ſchon ein zweiter Streit über die Frage der 
Kirchenregierung entſtanden. Johann Caſimir hatte im Januar 1584 aus der 
oberſten kirchlichen Behörde, aus dem Kirchenrat, einige Mitglieder entfernt und 
an ihrer Stelle ein paar calviniſtiſche Theologen ernannt, die nun mit den noch 
übrigen lutheriſchen Räten die Geſchäfte zuſammen führen ſollten.“) Ebenſo 
hatte er das Kollegium der Aelteſten in der Heidelberger Gemeinde verändert, 
indem er neben lutheriſchen calviniſche Mitglieder ernannte. Die Abſicht 
dieſer Maßregeln war, Calviniſten und Lutheraner in ungetrennten Gemeinden 
unter gemeinſamer Kirchenleitung zuſammenzufaſſen. Ganz wie ſein Vater 
(S. 269) erklärte Johann Caſimir, daß die Anhänger der lutheriſchen wie 
der calviniſchen Abendmahlslehre in den Grunddogmen einig ſeien, und daß 
die beiden Auffaſſungen, weil noch nicht ordentlich entſchieden, nebeneinander 
zu dulden ſeien, wobei er freilich mit ſeiner eigenen Meinung von der 
beſſeren Einſicht der Calviniſten durchaus nicht zurückhielt und über die 
Übiquitätslehre ſeine Verwerfung ausſprach. Aber dieſe, wenigſtens prinzipiell 
verſöhnliche Anſchauung war nicht diejenige der Lutheraner. Für ſie war die 
calviniſche Abendmahlslehre eine Ketzerei in den Grunddogmen des Glaubens; 
wie daher die lutheriſchen Stadtpfarrer gerade jetzt ihre Zuhörer darüber be— 
lehrten, daß ſie mit den Irrgläubigen zwar in bürgerlichen, nicht aber in kirch— 
lichen Dingen Frieden halten ſollten, ſo weigerten ſich die lutheriſchen Aelteſten 
und Kirchenräte, mit den Calviniſten in einer Behörde zuſammenzuſitzen. Als 
ein Uebel, dem ſie nicht wehren konnten, wollten ſie ſich ein calviniſches Kirchen— 
weſen gefallen laſſen, nur daß dasſelbe ſeine eigene Einrichtung erhalte und 
mit der Gemeinde der Rechtgläubigen nicht vermiſcht werde. Natürlich ſäumten 
darauf wieder die calviniſtiſchen Prediger nicht, dieſen Streit auf die Kanzel 
zu bringen: ihre Gegner hätten ſich als Feinde des Friedens bewährt; das 
Verleumden und Läſtern ſei in ihrem Sinn die Hauptaufgabe des Predigers. 


) Bemerkt in dem Bericht der lutheriſchen Pfarrer bei Struv S. 439. Bal 
II n. 264 Art. 3. 8 5 va a 


Der Kölner Krieg. 635 


Die Führer des Widerſtandes gegen all dieſe kirchlichen Maßregeln waren 
die ſieben Heidelberger Stadtpfarrer. Mit ihnen hielt aber auch die Univerſität 
zuſammen, der ohnehin zwei von den Pfarrern, Timotheus Kirchner und Jakob 
Schopper, als Profeſſoren der Theologie angehörten.) Daß ſie durch ihr Ver— 
halten den Verluſt ihrer Aemter förmlich herbeizogen, war dieſen Geiſtlichen 
und Profeſſoren von vornherein klar;?) ſie wußten, daß Johann Caſimir ſie haßte, 
und einige ihrer ſtürmiſchen Amtsgenoſſen, wie die beiden Hofprediger des 
verſtorbenen Kurfürſten, Johannes und Paul Schechſius, oder der Oppenheimer 
Superintendent Konrad Geräus, ſchienen dieſen Haß noch ſteigern zu wollen, 
indem ſie in ihren Predigten ſich zu Beſchimpfungen des Pfalzgrafen fort— 
reißen ließen. Da that denn auch Johann Caſimir mit raſcher Gewaltſamkeit 
die Schritte, welche von dem Verſuch der Gleichberechtigung beider Parteien zur 
Alleinherrſchaft der einen führten. 

Ein beliebtes Mittel zur Begründung einer ſolchen Alleinherrſchaft hatte 
vom Anbeginn der Reformation in der Veranſtaltung einer öffentlichen Dis— 
putation beſtanden. Eine Disputation wurde denn auch auf Geheiß der Regierung 
im April 1584 veranſtaltet, zu welcher ſie als Vertreter der calviniſchen Lehre 
den Jakob Grynäus aus Baſel berief. Als nun zehn Tage lang der ver— 
wirrende Streit der Syllogismen und Begriffszergliederung gewütet hatte, und 
endlich Grynäus den Kampf ſchloß, erhob ſich von der Seite des zum letzten 
Akt erſchienenen Pfalzgrafen ſein Kanzler Ehem, um Gott dafür zu danken, 
daß das Bekenntnis ſeines gnädigſten Fürſten vom Abendmahl ſiegreich aus 
Gottes Wort bewährt ſei: im Namen des Pfalzgrafen befehle er den Theologen 
und Kirchendienern, ſich forthin aller Verdammungen der Religion desſelben zu 
enthalten. Da die Pfarrer und Profeſſoren weit entfernt waren, den Sieg 
ihrer Gegner zuzugeſtehen oder gar ſich der Verdammungen zu enthalten, ſo 
wurde am 19. Juli den beiden Theologieprofeſſoren, Philipp Marbach und 
Jakob Schopper, — der dritte, Timotheus Kirchner, hatte ſchon vorher eine Be— 
rufung nach Weimar angenommen — im Namen des Landesherrn angezeigt: 
da ſie dem Mandat vom 29. Februar den Gehorſam weigerten, da außerdem 
der Pfalzgraf mit gutem Gewiſſen zwei Religionen in der Fakultät nicht dulden 
könne, ſo ſeien ſie hiermit ihres Amtes enthoben. An ihre Stelle traten An— 
hänger der calviniſchen Lehre. Acht Tage ſpäter wurde den lutheriſchen 
Stadtpfarrern ihre Entlaſſung angekündigt und an die auf die Kanzlei be— 
ſchiedenen Stadträte und Zunftmeiſter von Heidelberg die Aufforderung ge— 
richtet, die Predigt der neuen, d. h. calviniſchen Geiſtlichen mit Fleiß zu hören. 
Seinem Haß gegen die weggejagten Pfarrer machte Johann Caſimir noch ein 
halbes Jahr ſpäter, als die Kurfürſten von Sachſen und Brandenburg gegen 
ſeine kirchlichen Neuordnungen Einſpruch erhoben, in einem Strom wüſter 
Schimpfreden Luft.“) 


) Im Februar 1584 wurden fie auf ihr akademiſches Lehramt beſchränkt. (Struv 
S. 420 F. 5.) 

2) Vgl. ihre Aeußerungen gleich in der erſten Audienz vom 28. Nov. 1583. (Struv S. 396.) 

3) Kluckhohn, die Ehe Johann Caſimirs. Abhandlungen der Münchener Akademie. Hiſtor. 
Klaſſe XII 2 S. 147. v. Bezold II n. 315 Anm 1. 
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Unaufhaltſam ging jetzt der völlige Sturz des lutheriſchen Kirchenweſens 
vor ſich. Es zeigten ſich dabei wieder dieſelben Charakterzüge, die ſich bei dem 
entgegengeſetzten Vorgehen Ludwigs gezeigt hatten: opferwillige Feſtigkeit der 
Geiſtlichen, Lehrer und theologiſchen Zöglinge, Paſſivität der Gemeinden. Im 
Laufe der nächſten Jahre mußten die lutheriſch geſinnten Profeſſoren der 
Univerſität ihr Amt aufgeben; die Stipendiaten des Pädagogiums und des 
Sapienzkollegs verzichteten bis auf wenige auf ihre Stellen, weil ſie ſich den 
neu ernannten calviniſchen Lehrern nicht unterordnen wollten; die Mehrzahl der 
Pfarrer im Land ließ ſich abſetzen, weil ſie keine Erklärung gegen die volle 
Verbindlichkeit der Konkordienformel abgeben wollten. Den Abſchluß der kirch— 
lichen Umwälzung machte eine im Jahr 1585 erlaſſene Kirchenordnung, welche 
im weſentlichen eine Erneuerung der Kirchenordnung Friedrichs III. war und 
die Alleinherrſchaft des Calvinismus in der Rheinpfalz herſtellte. — Eine Grenze 
fand dieſe umgeſtaltende Wirkſamkeit Johann Caſimirs nur da, wo Friedrich III. 
ſie auch gefunden hatte, bei den Städten, Adelichen und Gemeinden der Ober— 
pfalz. Hier mußte auch er ſich damit begnügen, ein paar Calviniſten als Geiſt— 
liche, Lehrer und Kirchenräte zu ernennen, im übrigen aber der lutheriſchen 
Predigt die Oberhand laſſen. 

Eine ſolche Nachſicht, wie ſie die Oberpfälzer dem ungeſtümen Reformator 
abzwangen, fanden am wenigſten diejenigen, die ſie am eheſten erwarten konnten, 
nämlich die beiden Kinder des Kurfürſten Ludwig und die Gemahlin Johann 
Caſimirs. Der verſtorbene Kurfürſt hatte neben ſeinem neunjährigen Sohn 
noch eine unmündige Tochter, die zehnjährige Chriſtine, hinterlaſſen. Vor allem 
nun ſorgte Johann Caſimir dafür, daß die Erziehung des jungen Kurfürſten in 
zuverläſſig reformierte Hände kam. Er berief, nachdem er einige Monate die. 
alten Lehrer hatte gewähren laſſen, zur Leitung des Unterrichtes den fein ge— 
bildeten Michael Lingelsheim?) und ernannte zum Hofmeiſter den Otto von 
Grünrad. Soweit es ſich für dieſe neuen Erzieher um die Ueberleitung ihres 
Zöglings vom lutheriſchen zum calviniſchen Bekenntnis handelte, fanden ſie bei 
dem lenkſamen Knaben keine beſonderen Schwierigkeiten, erſt da wurde ihre 
Aufgabe hart, als es darauf ankam, ihm Schulkenntniſſe beizubringen, wie 
denn auch Friedrich niemals über die elementare Bildung hinausgekommen iſt; 
nicht einmal die franzöſiſche Sprache, deren Kenntnis doch bei den Beziehungen 
der pfälziſchen Politik beſonders wichtig war, vermochte er ſich anzueignen. Da— 
für zog Johann Caſimir ihn in ſeine Nähe und lehrte ihn, was er zu lehren 
vermochte, nämlich reiten, ſchießen und trinken. Inzwiſchen war die Prinzeſſin 
Chriſtine vorläufig der Obhut der ſtreng lutheriſchen Gemahlin Johann Caſimirs 
und der Leitung des lutheriſchen Hofpredigers derſelben überlaſſen. Aber bald 
kam die Reihe auch an dieſe Frauen. 

Die Gemahlin Johann Caſimirs, die ſächſiſche Eliſabeth, hatte durch ihren 


) Der Wechſel der Erzieher erfolgte nach Mai 1/11 (v. Bezold II n. 285) und vor Juli 
1584 (v. Bezold II n. 293 S. 222). Gifanius gratuliert dem Lingelsheim zu ſeiner Ernennung 
am 16. Auguſt 1584. (Reifferſcheid, Briefe Lingelsheims und Berneggers S. 1.) Neben Grün⸗ 
rad (über ihn a. a. O. S. 684 Anm. 1, 7) muß noch im Februar 1585 der alte Hofmeiſter, 
H. Chr. von Venningen, im Amt geweſen ſein. (v. Bezold II n. 315 S. 246.) 
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harten, unbelehrbaren Haß gegen alles, was mit dem Calvinismus zuſammenhing, 
durch ihre angeberiſchen Briefe an ihre Eltern, in denen ſie die kirchliche Politik 
ihres Gemahls und Schwiegervaters verunglimpfte, den Jähzorn ihres Mannes 
ſchon oftmals wachgerufen und zunehmende Entfremdung in ihm bewirkt (S. 423, 
460). Als nun Johann Caſimir die Vormundſchaft an ſich riß und gegen das 
Luthertum in der Kurpfalz den Vernichtungskrieg begann, trat ſie als der ge— 
gebene Mittelpunkt der lutheriſchen Elemente am Hofe ihm abermals ſtörend 
entgegen. Was ſie freilich that — daß ſie die Kinder Ludwigs im Glauben 
ihres Vaters zu ſtärken ſuchte, zur Predigt ihres Hofgeiſtlichen noch andere als 
ihr Hofgeſinde zuließ und ihren Jammer über die Verdrängung des wahren 
Glaubens in Briefen an ihre Eltern ausſprach — war nicht ſchlimmer, als 
was ſie von jeher gethan hatte. Aber lag es daran, daß Johann Caſimir 
mitten in der Hitze des Kampfes noch reizbarer geworden, oder daß er im Beſitz 
der neu gewonnenen Macht auf ſeinen mächtigen Schwiegervater weniger Rückſicht 
nehmen zu müſſen glaubte, — genug, er ſchnitt jetzt ſeiner Gemahlin den Brief— 
wechſel mit ihren Eltern, ſoweit er ihn nicht ſelber überwachte, ab, und im 
Jahre 1587 entzog er ihr, unter Verletzung ſeiner bei der Vermählung ge— 
gebenen Zuſagen, den lutheriſchen Geiſtlichen. Von da ab begannen gegen 
Eliſabeth und gegen die arme Prinzeſſin zudringliche Bekehrungsverſuche, es 
bildeten ſich bald die Anfänge eines düſteren ehelichen Schauſpiels, in dem die 
ſittliche Roheit der Gattin und des Gatten in gleich abſchreckendem Lichte erſchien. 

Indes, ſehen wir von der Entwickelung dieſer perſönlichen Verhältniſſe 
vorläufig ab, und faſſen wir die Rückwirkung ins Auge, welche der pfälziſche 
Regierungswechſel auf die allgemein deutſchen Angelegenheiten ausübte. Unter 
den deutſchen Proteſtanten hatte ſeit dem Tode Friedrichs III. von der 
Pfalz unbeſtritten das Anſehen des ſächſiſchen Kurfürſten vorgewaltet. Die 
Folge dieſes leitenden Einfluſſes war geweſen, daß das gemeinſame kirchliche 
Intereſſe in der Politik der proteſtantiſchen Fürſten in demſelben Maße zurück— 
wich, als es in derjenigen der katholiſchen Stände hervortrat, und daß, trotz aller 
Streitigkeiten im einzelnen, große Konflikte, welche die Maſſe der Reichsſtände 
in offen feindliche Parteien auseinandergeriſſen, den Fortbeſtand einer gemein— 
ſamen Reichsregierung durch Lähmung ihrer weſentlichſten Organe gehemmt 
und die Neutralität der Reichsſtände gegenüber den auswärtigen Kriegen auf— 
gehoben hätten, vermieden waren. Von Anfang an war dieſe Politik bekämpft 
von Johann Caſimir. Wie die Folgen, vor denen Sachſen zurückſchrak, für 
ihn nichts Beängſtigendes hatten, ſo empörten ihn die Verluſte der proteſtan— 
tiſchen Partei und die verſäumten Gelegenheiten zur Ausbreitung ihrer Macht. 
Als kleiner Fürſt in Lautern hatte er das, was er beklagte, nicht ändern können. 
Aber jetzt, da er die Mittel des vornehmſten proteſtantiſchen Kurfürſtentums in 
die Hand bekam, warf er ſich mit demſelben Ungeſtüm, das er in der pfälziſchen 
Kirchenregierung bethätigt hatte, auf den Verſuch, die Proteſtanten in und außer 
dem Reich zu ſchärferer Vertretung ihrer Machtintereſſen gegen den Kaiſer, 
gegen die katholiſchen Stände und Mächte zu vereinigen. Und ſo viel erreichte 
er ſehr bald, daß die Alleinherrſchaft des kurſächſiſchen Einfluſſes unter den 
deutſchen Proteſtanten gebrochen wurde. 
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Ob freilich Johann Caſimir allein imſtande geweſen wäre, ſeine Glaubens- 
genoſſen im Reich zu einer ſelbſtändigeren Politik zu treiben, mag wohl bezweifelt 
werden. Aber das war nun die weitere Fügung der Dinge, daß gleichzeitig 
mit dem pfälziſchen Regierungswechſel ſich außerhalb des Reiches gewaltige 
Ereigniſſe vollzogen, die gerade dazu angethan waren, auch in Deutſchland das 
Gemeingefühl der proteſtantiſchen Stände zu erregen und ſie den Aufmunterungen 
Johann Caſimirs zugänglich zu machen. Gewirkt hatte in dieſer Richtung ſchon 
die im Kölner Streit erlittene Niederlage; entſcheidend aber wurde jetzt eine 
ungeahnte Entfaltung katholiſcher und ſpaniſcher Macht, die ſich in den nieder— 
ländiſchen und franzöſiſchen Verwickelungen vollzog. 

In dem niederländiſchen Freiſtaat hatte das doppelte Mißgeſchick der 
Niederlagen im Feld und der Anarchie im Innern noch lange nicht ſein Ende 
erreicht. Eben hatte erſt das Zerwürfnis mit Anjou alle Entſchlüſſe gelähmt, 
als die Ermordung Wilhelms von Oranien eine noch ſchwerere Kriſis herauf— 
beſchwor. Im März 1580 hatte Philipp II., nach dem Rate Granvellas und 
nach der Lehre, daß gegen den rebelliſchen Feind des Königs und Staates, dem 
die ordentliche Juſtiz nicht beikommen könne, der Meuchelmord ſtatthaft ſei, 
den Fürſten von Oranien geächtet und dem Mörder desſelben eine hohe Be— 
lohnung verſprochen. Vier Jahre ſpäter, am 10. Juli 1584, gelang es einem 
Fanatiker aus der Franche Comté, dem Balthaſar Gerard, den Willen ſeines 
Königs zu vollſtrecken. Durch dieſe Greuelthat verloren die Niederlande, nach— 
dem ſie durch Anjous Abzug ihr ſcheinbares Haupt verloren hatten, nun auch 
ihr wirkliches Haupt. Der Herzog von Parma konnte im Fortgang ſeiner Be— 
lagerungen und Eroberungen jetzt die allerſchwerſten Schläge führen: im Jahre 
1584 unterwarf er die vier flämiſchen Hauptſtädte, im Jahre 1585 die beiden. 
ihm noch trotzenden brabantiſchen Hauptſtädte, Antwerpen und Brüſſel, ſowie 
die Stadt Mecheln. Von Brabant und Flandern blieben nur noch kümmerliche 
Reſte im Verband mit den nördlichen Provinzen. Gleichzeitig hielt oben im 
Norden der ſpaniſche Statthalter Verdugo von Gröningen aus die Ommelande 
im Zaum. Von Norden und Süden her waren die ſpaniſchen Streitkräfte im 
Werk, an der Jjſſel aufwärts, an der Maas abwärts, vorzudringen, einen 
Platz nach dem anderen zu unterwerfen, und ſich ſchließlich an der Rheinlinie, 
in der Provinz Geldern die Hand zu bieten. 

Für Philipp ſchien alſo die Zeit nicht fern, da die Niederlande ſich ſeiner 
Herrſchaft wieder beugen würden. Dann aber mußte die ſpaniſche Macht auf 
eine unerhört ſtolze Höhe ſich erheben. Im Jahre 1581 war ja das Königreich 
Portugal mit ſeinen Kolonien der Monarchie Philipps einverleibt; wenn er jetzt 
noch die ſeemächtigen Niederlande unterwarf, ſo wurde er der Herr der Meere 
und der neu entdeckten Lande, er trat gleich übermächtig im Süden und Norden 
des europäiſchen Staatenſyſtems auf. Teils waren es nun dieſe großen Erfolge 
und Ausſichten, teils der gleichzeitig wachſende Widerſtand und die zunehmenden 
Herausforderungen ſeiner Gegner, welche ihn jetzt zu dem vermeſſenſten Wagnis 
ſeines Lebens vorantreiben: er unternahm es, dem alten Machtkampf zwiſchen 
Frankreich und Spanien durch Unterwerfung Frankreichs ein Ende zu machen. 

In Frankreich hatte König Heinrich III., ſeitdem er im November 1580 
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ſeinen letzten Frieden mit den Hugenotten geſchloſſen, der Politik eine ähnliche 
Richtung zu geben verſucht, wie einſt Karl IX. im Jahr 1570. Er wollte den 
Frieden mit den Reformierten zu einem dauernden machen, indem er ſeine Zu— 
geſtändniſſe nach ihrem ſtrengen Buchſtaben erfüllte, zugleich jedoch die Refor— 
mierten von Einfluß und Würden nach Möglichkeit fern hielt; er wollte die 
Regierung nach ſeinem eigenen Willen führen, indem er zu ſeiner Unterſtützung 
Günſtlinge, die ihre Stellung ihm allein verdankten, heranzog und zugleich die 
großen Adels- und Parteihäupter vom Vollbeſitz der Macht und der Einkünfte 
zurückdrängte; er ſuchte die drohende Macht Spaniens zu erniedrigen, indem er 
unter der Hand den Widerſtand der Portugieſen und die niederländiſchen Unter— 
nehmungen des Herzogs von Anjou unterſtützte, zugleich jedoch einem offenen 
Bruch mit dem gewaltigen Gegner ſorgfältig auswich. Die Folge dieſer Politik, 
die niemanden zu Gefallen ſein wollte, war indes, daß Heinrich mit Ausnahme 
ſeiner Günſtlinge alle Parteien und Mächtigen unzufrieden machte, ebenſowohl 
die katholiſche wie die reformierte Partei, die ehr- und habgierigen Großen wie 
den ſiegreichen ſpaniſchen Nachbarn. Und er ſelber, der ſolche Herausforderungen 
einem Lande zu bieten wagte, in dem ein zwanzigjähriger Bürgerkrieg die Ge— 
wohnheit der Verſchwörung und der Konföderation, des Aufſtandes und der eigen— 
mächtigen Kriegführung unter Adel, Geiſtlichkeit und Bürgerſchaften groß ge— 
zogen hatte, beſaß keine von den Eigenſchaften, die zur Bändigung der unzu— 
friedenen Elemente nötig waren: mit ſeiner prunkenden Devotion und ſeiner 
frechen Ausſchweifung, ſeinen deſpotiſchen Grundſätzen und ſeiner ſchwachen, ver— 
ſchwenderiſchen Verwaltung machte er ſich verhaßt und verachtet zugleich. Daß 
eine ſolche Herrſchaft in neuer Anarchie, ſolch ein Friedensſtand in neuem Krieg 
enden mußte, war unvermeidlich. Aber einſtweilen wurden doch die feindlichen 
Mächte gleichſam gelähmt durch die geſpannte Erwartung einer neuen Verwickelung, 
die über Frankreich heranzog und an Schwere der Folgen, die ſie in ſich barg, alle 
vorigen Zerwürfniſſe übertraf. Heinrich III. und ſein Bruder, der Herzog Franz 
von Anjou, waren die letzten von den phyſiſch und moraliſch verkommenen Söhnen 
Heinrichs II., gleich ihren Brüdern ohne männliche Nachkommen; wenn ſie ſtarben, 
ſo war der nächſtberechtigte Thronerbe Heinrich von Navarra, das Haupt der 
Hugenotten. Es nahte alſo die Entſcheidung darüber, ob in Frankreich der 
Proteſtantismus nicht bloß beſtehen, ſondern Beſitz von der Krone ergreifen ſolle. 

Solange der Herzog von Anjou noch zwiſchen ſeinem Bruder und Navarra 
ſtand, wagte man dieſe Frage nicht ernſtlich anzufaſſen; man konnte ſich ja 
die Entſcheidung noch als eine in die Ferne gerückte denken. Da geſchah es, 
daß gerade einen Monat vor der Ermordung Oraniens der Herzog Franz ſeinen 
Ausſchweifungen und Anſtrengungen erlag (10. Juni 1584), es geſchah weiter, 
daß Heinrich III. zwiſchen den entgegengeſetzten Abſichten, einerſeits die geſetz— 
liche Thronfolge zu ſchützen, anderſeits ſie nur einem Katholiken zukommen zu 
laſſen, weder einen Ausgleich zu erwirken vermochte, noch eine Entſcheidung zu 
treffen wagte. In dieſer verhängnisſchweren Zeit entſchloß ſich Philipp, ge— 
waltſam in die franzöſiſchen Verhältniſſe einzugreifen, und die gewaltſame Be— 
wegung, die jetzt in allen mißvergnügten Parteien ausbrach, führte ihm die 
Bundesgenoſſen wie von ſelber entgegen. 
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Der Mann, der in Frankreich ſowohl unter den fanatiſchen Katholiken, 
wie unter den unzufriedenen Großen den mächtigſten Einfluß beſaß, war der 
Herzog Heinrich von Guiſe, der Miturheber der Bartholomäusnacht, eins von 
jenen Parteihäuptern, die zwiſchen den in ihrem Vaterland und dem Ausland 
hadernden Gewalten eine ſelbſtändige Stellung zu erringen ſtrebten, unausgeſetzt 
eigenmächtige Verbindungen anknüpfend und Pläne gewaltſamen Umſturzes und 
ausſchweifenden Ehrgeizes entwerfend, — man möchte ſagen, ein Geiſtesver— 
wandter Johann Caſimirs. Mit dieſem gefährlichen Mann hatte ſich Philipp 
ſchon ſeit Ende des Jahres 1581 in Beziehung geſetzt, auf Grund des ihnen 
beiden gemeinſamen Beſtrebens, die franzöſiſche Politik zum Bündnis mit 
Spanien und zum Krieg gegen den Proteſtantismus zurückzuführen. Fürs erſte 
hatte dieſe Verbindung nur zu ſchweren Zahlungen des Königs an den Herzog 
und zu unbrauchbaren Vorſchlägen des Herzogs an den König geführt. Aber 
wie nun die Kriſis von 1584 die katholiſchen Parteien aufs äußerſte erregte 
und auf ein einziges Kampfesziel hinwies, da trat Philipp an den verwegenen 
Parteiführer mit der Aufforderung heran, den offenen Krieg wider den Pro— 
teſtantismus und wider die proteſtantiſche Thronfolge, auch gegen den Willen 
des franzöſiſchen Königs, zum Ausbruch zu bringen. Und jetzt kam eine feſte 
Vereinbarung zuſtande. Im Januar 1585 wurde zu Joinville zwiſchen Bevoll— 
mächtigten Philipps einerſeits, und dem Herzog von Guiſe nebſt ſeinen beiden 
Brüdern und zwei Vettern, ſowie dem Kardinal Karl von Bourbon anderſeits 
ein Bündnis abgeſchloſſen, mit dem doppelten Zweck, den franzöſiſchen Prote— 
ſtantismus und die Thronfolge eines proteſtantiſchen oder die Proteſtanten be— 
ſchützenden Prinzen zu bekämpfen und die ſpaniſche Monarchie in dem ganzen 
Umfang der Macht, welche ſie beſaß oder wieder zu erobern im Begriffe war, 
gegen alle Beeinträchtigungen von ſeiten Frankreichs ſicher zu ſtellen. Als 
Thronfolger ſtellten die Verbündeten einen Oheim des Königs von Navarra, 
den Kardinal Karl von Bourbon, auf, einen hochbetagten geiſtlichen Herrn, nach 
deſſen Tod die franzöſiſche Krone den Bewerbungen aller Parteien ausgeſetzt 
ſein, und der wirkliche Gewinn und die Behauptung derſelben doch vor allem 
von dem ſpaniſchen Bundesgenoſſen abhängen mußte. Und zur Erreichung all 
dieſer Ziele beſchloß man, ohne Zögern den Krieg in Frankreich zu entfeſſeln. 
Philipp bewilligte für den Krieg anſehnliche Geldzuſchüſſe; die Guiſen aber, 
um eine kriegführende Macht ins Leben zu rufen, verließen ſich auf den Drang 
der Konföderation, der unter den Katholiken bei dem letzten großen Religionskrieg 
ſo umfaſſend hervorgebrochen war und bei der gegenwärtigen Gärung neue 
Kraft gewonnen hatte. 

Dieſe letztere Rechnung der Guiſen ſchlug nicht fehl. Sowie ſie das ge— 
ſchloſſene Bündnis kund machten, erfolgte unter gewaltſamen Bewegungen der 
Beitritt von königlichen Beamten und ſtädtiſchen Magiſtraten, von Edelleuten 
und Bürgerſchaften; Truppen wurden ins Feld geſtellt, und feſte Plätze beſetzt. 
Was aber that dieſer ſo ungeſtüm ausbrechenden Bewegung gegenüber der elende 
König Heinrich III.? Er verzweifelte an der Möglichkeit, ſeinen mittleren Stand— 
punkt zu behaupten, und kapitulierte am 7. Juli 1585 mit der Ligue. In 
einem mit den Häuptern derſelben geſchloſſenen Vertrag verpflichtete er ſich, 
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ſeinen proteſtantiſchen Unterthanen eine ſechsmonatliche Friſt zur Auswanderung 
zu ſtellen, nach deren Ablauf der proteſtantiſche Glaube bei Konfiskation und 
Todesſtrafe unterſagt ſein ſollte. Ein Geſetz in dieſem Sinne wurde ſofort nach 
Abſchluß jenes Vertrags erlaſſen. Nur eins hatte Heinrich III. den Verbündeten 
verweigert: er wollte kein vernichtendes Urteil gegen die Suceeſſionsrechte 
Heinrichs von Navarra ausſprechen. Da aber mußte der Papſt weiter helfen. 
Gedrängt von Philipp und den Guiſen erließ der Papſt Sixtus V. am 
9. September 1585 die Bulle, in welcher er Heinrich von Navarra und ſeinen 
Vetter Heinrich von Conds als rückfällige Ketzer bannte und ſie aller Anſprüche 
an die franzöſiſche Krone für verfallen erklärte. 

Jetzt war die Loſung zu einem franzöſiſchen Religionskrieg gegeben, der 
alle vorausgehenden an Höhe der Ziele, an Umfang der Kräfte, an Schwere 
der Folgen zu übertreffen drohte. In engerer Verbindung als je vorher ſtanden 
der Papſt und König Philipp, Heinrich III. und die franzöſiſchen Katholiken im 
Feld; kamen ſie zu ihrem Ziel, ſo erhielt die Monarchie in Frankreich einen 
ausſchließend katholiſchen Charakter und wurde in dauerndem Bündnis an Spanien 
gefeſſelt; unter der Einwirkung dieſes Bündniſſes ſchien dann der Niedergang 
proteſtantiſcher Macht nicht nur in Frankreich und den Niederlanden, ſondern 
in ganz Europa unvermeidlich. Solchen Anſtrengungen und Ausſichten gegen— 
über war es nun aber eine unter den Verhältniſſen der Parteien unausbleib— 
liche Rückwirkung, daß die Steigerung der katholiſchen Reſtaurationsbeſtrebungen 
eine Steigerung ſowohl der Befürchtungen wie des Selbſtbewußtſeins der ge— 
ſamten proteſtantiſchen Welt hervorrief. Der alte Gedanke einer Vereinigung 
der ſtaatlich getrennten proteſtantiſchen Streitkräfte gewann jetzt neue Kraft. 

Die erſte Macht, die dieſen Gedanken in kühnem Entſchluſſe bethätigte, 
war England. Seit dem Jahr 1569, wo es einmal ſo ausgeſehen hatte, als 
ob die Königin Eliſabeth, vereint mit den proteſtantiſchen Mächten des Feſt— 
landes, den Krieg gegen Spanien aufnehmen wollte (S. 419 fg.), hatte die 
Königin zwiſchen den ſich bekämpfenden katholiſchen und proteſtantiſchen Mächten 
eine zweideutige Stellung eingenommen. Sie unterſtützte mit ſparſamer und 
verdeckter Hand die Niederländer und Hugenotten, und hielt ſie doch ſtets in 
der Furcht, daß ſie einem eigennützigen Frieden zwiſchen England und Spanien 
geopfert werden würden; ſie ſah den engliſchen Seefahrern den fortwährenden 
Kaperkrieg gegen ſpaniſche Handelsſchiffe und Kolonien nach, und hielt doch in 
der ſpaniſchen Regierung die Hoffnung wach, daß ſie ihr einen erträglichen Wus- 
gleich mit den niederländiſchen Rebellen erwirken werde. Den Vorteil dieſer 
Politik genoß das engliſche Volk. Es erfreute ſich des Friedens wie Deutſch— 
land, ohne, wie Deutſchland, ſeine Grenzen von kriegführenden Nachbarmächten 
verwüſten, ſeinen Handel durch Plünderungen und unerſchwingliche Zölle ruinieren 
zu laſſen. Mochte der engliſche Kaufmann gelegentlich in den ſpaniſchen Häfen 
durch die Inquiſition, im Handel mit den ſpaniſch-niederländiſchen Seeplätzen 
durch die Freibeuter der abgefallenen Niederlande beeinträchtigt werden, die 
engliſchen Seefahrer ſchufen doppelten Erſatz durch Kaperei und durch den unter 
dem Schutz der Neutralität ihnen in allen Staaten freiſtehenden Verkehr. 

Indes mit dem Fortgang der Religionskämpfe erhoben ſich doch gegen 
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ſolche Vorteile der Gegenwart immer drohender die Gefahren der Zukunft. Die 
Ausſicht, daß der König von Spanien die Niederlande unmittelbar, Frankreich 
mittelbar ſich unterwerfen dürfte, trat in den Jahren 1584 und 1585 deutlich 
hervor. Daß aber, wenn dies gelang, die ſpaniſche Uebermacht ſich in einem 
zweiten Gange an die Löſung der noch immer zweifelhaften Frage, ob in England 
und Schottland die proteſtantiſchen Ordnungen befeſtigt, oder die Herrſchaft der 
katholiſchen Kirche hergeſtellt, ob Eliſabeth weiter regieren, oder die gefangene 
Maria Stuart zur Herrſchaft über beide Reiche erhoben werden ſolle, heran— 
wagen werde, ſtand außer Zweifel. Da entſchloß ſich denn die Königin Eliſabeth 
zum Eintritt in den Krieg gegen Spanien, um die eigene Sache in den Mieder- 
landen zu verfechten. In einem mit den Generalſtaaten am 20. Auguſt 1585 
geſchloſſenen Vertrag verpflichtete ſie ſich, denſelben auf die Dauer ihres Kriegs 
ein Truppencorps von 5000 Mann zu Fuß und 1000 Mann zu Pferd zu ſtellen 
und zu erhalten. Und ehe das Jahr abgelaufen war, ging als Führer dieſer 
kleinen Armee der Herzog von Leiceſter nach den Niederlanden ab, nachdem der 
furchtbare Franz Drake bereits ausgefahren war, um den Raubkrieg gegen 
ſpaniſch Amerika in großem Stil zu beginnen. 

Wenn nun aber England ſo energiſch aus der Neutralität heraustrat, 
ſollten dann in Deutſchland die proteſtantiſchen Stände in derſelben verharren? 
Jedenfalls fehlte es den deutſchen Fürſten nicht an Aufforderungen zu einem 
kräftigen Entſchluß. Nachdem die Königin Eliſabeth ſchon in früheren Jahren 
wiederholt als Geldgeberin und Vermittlerin zwiſchen den Niederländern und 
Hugenotten, welche kriegeriſche Hülfe brauchten, und den proteſtantiſchen Reichs⸗ 
ſtänden, welche Söldner ins Feld ſtellen konnten, gedient hatte, war es jetzt 
einer ihren erſten Gedanken, dieſe Rolle von neuem aufzunehmen und die Streit— 
kräfte deutſcher Fürſten für diejenigen ihrer Glaubensgenoſſen ins Feld zu rufen, 
deren Unterliegen ihnen ſelber die ſchwerſten Folgen zuzuziehen drohte, nämlich 
für die franzöſiſchen Reformierten und für den König Heinrich von Navarra. 
Ihren Verſuchen in dieſer Richtung hatte König Heinrich ſelber vorgearbeitet. 
Bereits in den Jahren 1583 und 1584 hatte der junge Monarch, in Vorausſicht 
der kommenden Stürme, bei England und mehreren proteſtantiſchen Reichsfürſten 
für den Plan eines allgemeinen proteſtantiſchen Bündniſſes gewirkt, ohne freilich 
etwas Beſonderes auszurichten. Jetzt, ſeit Frühjahr 1585, reiſte ein von Eliſabeth 
abgefertigter Geſandter !“) an die Höfe proteſtantiſcher Fürſten und des Königs von 
Dänemark, um eine große Verſammlung zu betreiben, auf welcher die proteſtanti— 
ſchen Mächte und Stände Maßregeln gegen den in erſter Linie gegen Frankreich 
geführten, in ſeinen Nachwirkungen die ganze proteſtantiſche Welt bedrohenden 
Angriff beſchließen ſollten. Die Vorſtellungen dieſes Geſandten wurden verſtärkt 
durch die Anträge der Agenten, welche der König von Navarra ſeit der Mitte des 
Jahres 1585 an die deutſchen Fürſten ſandte: die Liguiſten, ſo begründete Heinrich 
ſeine Hülfsgeſuche, hätten ſich eidlich verpflichtet, die Waffen nicht eher nieder- 
zulegen, bis ſämtliche von der römiſchen Kirche Abgewichenen ausgerottet feien. 2) 


) Er hieß Bodley. (v. Bezold II n. 327, 333, 335. Lünig, europ. Staatskonſilia J S. 394.) 
2) v. Bezold II n. 344. 
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Nachdrücklicher als je trat alſo an die deutſchen Proteſtanten die An— 
forderung heran, ſich in den gewaltigen Machtſtreit zwiſchen den beiden Bekennt— 
niſſen hineinzupvagen. Johann Caſimir, der ſich natürlich im Mittelpunkt all 
dieſer Verhandlungen bewegte, konnte hoffen, daß die Zeit herannahe, da er 
mit den Mitteln ſeiner neu gewonnenen Stellung ſeine Glaubensgenoſſen zu 
einem großen Unternehmen fortreißen werde. Sein Kopf war erfüllt von den 
Projekten einer großen Tagſatzung und eines Bündniſſes der proteſtantiſchen 
Fürſten, von der Hoffnung auf die Sendung engliſchen Geldes und die Auf— 
ſtellung eines deutſchen Heeres: in zwei Monaten nach Empfang des Werbe— 
geldes und erſten Monatsſoldes könne eine ſtattliche Armee bereit ſein, in 
Frankreich eindringen und die Streitkräfte der Katholiken, bevor ſie vereint 
ſeien, auseinander werfen. Indes ſo richtig Johann Caſimir darin urteilte, 
daß das neu aufgegangene Kriegswetter die Befürchtungen der proteſtantiſchen 
Reichsſtände mit doppelter Kraft erregt hatte, ſo weit waren doch die Dinge 
noch keineswegs, daß die deutſchen Proteſtanten nunmehr den Entſchluß einer 
ſelbſtändigen Politik ohne weitere Zögerungen hätten faſſen mögen. Der Mann, 
von deſſen Entſcheidung noch immer das meiſte abhing, der Kurfürſt Auguſt 
von Sachſen teilte allerdings die Sorge vor den Folgen, welche der Sieg der 
katholiſchen Waffen in Frankreich und den Niederlanden für die deutſchen Prote— 
ſtanten nach ſich ziehen konnte, aber wie er mit den Bitten um Hülfe für 
Navarra beſtürmt wurde, war das Ende ſeiner Ueberlegungen eine nochmalige 
Bekräftigung des alten Grundſatzes, daß die Proteſtanten zum bewaffneten Aus— 
trag der kirchlichen Gegenſätze in Deutſchland nicht den erſten Anſtoß geben 
dürften, auch nicht durch Unterſtützung ihrer Glaubensgenoſſen im Ausland. 
Das einzige, was er ſich — und zwar noch halb wider ſeinen Willen — von 
Landgraf Wilhelm, Johann Caſimir und dem Kurfürſten von Brandenburg 
abringen ließ, war die Zuſtimmung zu einer großen Geſandtſchaft, welche im 
Namen der proteſtantiſchen Reichsſtände bei Heinrich III. für die Rechte der 
Hugenotten eintreten ſollte.“) 

Durch dieſe unerſchütterliche Mäßigung in ſtürmiſcher Zeit erwarb ſich 
Auguſt ein neues Verdienſt um den Kaiſer und die katholiſche Partei. Aber 
dieſe Leiſtung war auch ſeine letzte. Denn eben jetzt fügte ſich's, daß nach dem 
Regierungswechſel in der Pfalz und nach der Zunahme der Religionskriege in 
der Nachbarſchaft als drittes für die Geſtaltung der deutſchen Dinge entſcheidendes 
Ereignis das Abſcheiden des ſächſiſchen Kurfürſten hinzukam. 

Am 1/11. Oktober 1585 entriß der Tod dem Kurfürſten Auguſt ſeine 
Gemahlin Anna, die tapfere und harte Frau, welche nicht nur über das Gemüt, 
ſondern auch über die Regierung des gefürchteten Selbſtherrſchers, beſonders in 
den Fragen lutheriſcher Rechtgläubigkeit, einen ſtillen und mächtigen Einfluß 
ausgeübt hatte. Daß Auguſt, obwohl im ſechzigſten Lebensjahr ſtehend, den 
Verluſt der Lebensgefährtin nicht für ganz unerſetzlich halten werde, konnte man 
nach den Gewohnheiten der proteſtantiſchen Fürſten jener Zeit von vornherein 


1) Ueber die Frage, ob er dabei ſchärfere Maßregeln für den Fall der Abweiſung der 
Fürbitte ins Auge faßte, ſiehe meine Bemerkung in Sybels hiſtor. Zeitſchrift LV S. 306. 
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annehmen. Denn unüberwindlich war deren Abneigung gegen den Witwerſtand. 
Fürſt Wilhelm von Oranien z. B. ſchloß hintereinander vier Ehen ab; daß 
ſein Bruder, Graf Johann, ſeinen in der Provinz Geldern übernommenen Poſten 
ſo eilig wieder verließ (S. 568), hing zum Teil damit zuſammen, daß es den 
vierundvierzigjährigen Mann drängte, nach Verluſt ſeiner erſten Gemahlin und 
nach Ablauf des Trauerjahres unverzüglich wieder zu heiraten, und als der 
fromme Kurfürſt Friedrich III. nach dreißigjähriger Ehe Witwer wurde, führte 
er, anderthalb Jahr ſpäter, als vierundfünfzigjähriger Mann, die ſtattliche 
Witwe des Grafen von Brederode zum Traualtar. All dieſen Vorgängern that 
es indes Kurfürſt Auguſt mit der ihm eigenen Brutalität ſeiner Leidenſchaften 
zuvor. Einige Wochen nach dem Tod ſeiner Gemahlin war er bereits verlobt, 
und zwar mit der anhaltiniſchen Fürſtentochter, Agnes Hedwig, die ihr dreizehntes 
Lebensjahr noch nicht ganz vollendet hatte. Bei der Verlobung wurde man 
einig, daß mit der Heirat bis zum Ablauf des Trauerjahrs gewartet werden 
ſolle. !) Aber jo ſtürmiſch war nun wieder das Verlangen des greiſen Bräutigams, 
daß das ganze Jahr zu einem Vierteljahr abgekürzt wurde: am 16. Januar 1586 
mußte die Trauung vollzogen werden. Nicht lange nachher folgte dann auf die 
jähe Verbindung eine jähe Löſung. Als die fünfte Woche nach der Heirat ab— 
gelaufen war, traf den Kurfürſten ein Schlaganfall, und am Abend desſelben 
Tages (21. Februar 1586) trat der Tod ein. 

Durch dieſen Todesfall wurde den konſervativen Proteſtanten ihr mächtiger 
Führer gerade in dem Zeitpunkte entriſſen, da es am ſchwierigſten war, ſie zu— 
ſammenzuhalten. Denn mehr und mehr begann doch der Grundſatz, daß man 
von Deutſchland aus dem großen Entſcheidungskampf in Frankreich unthätig zu— 
ſehen und keine Anſtalten treffen ſolle, um ſich ſelber gegen ein künftiges Vor— 
dringen der katholiſchen Reſtauration über die deutſchen Grenzen zu ſchützen, 
bei einer Anzahl proteſtantiſcher Fürſten ungeduldigen Widerſpruch zu erregen. 
In Süddeutſchland z. B. ließ Herzog Ludwig von Württemberg ſeinen Un— 
willen gegen die Calviniſten vor dem Verlangen zurücktreten, daß die proteſtan— 
tiſchen Streitkräfte gegen die, wie er meinte, drohende Verbindung aller katho— 
liſchen Mächte geeinigt werden möchten. Zwei Fürſten, deren Theologen die 
Konkordienformel bekämpft hatten, der Herzog Johann von Zweibrücken und der 
Fürſt Joachim Ernſt von Anhalt, bekannten, der eine ſeinen Wunſch enger Ver⸗ 
bindung mit Johann Caſimir, der andere ſein Verlangen nach Unterſtützung 
Heinrichs von Navarra.?) In der Nachbarſchaft Anhalts befreundete ſich der 
Adminiſtrator Johann Friedrich von Magdeburg, der älteſte Sohn und künftige 
Nachfolger des Kurfürſten Johann Georg von Brandenburg, mit dem Gedanken, 
daß die deutſchen Proteſtanten, um ſich ſelber zu ſchützen, dem König von Navarra 
beiſtehen müßten. Der alternde Landgraf Wilhelm von Heſſen endlich wartete 
nur auf die Zeit, da er, gedeckt von der Geſamtheit der proteſtantiſchen Reichs⸗ 


) v. Bezold II n. 407 Anm. 1. 


) Ueber Württemberg vgl. v. Bezold II n. 431. Ueber Zweibrücken n. 428 Anm. 1. 
Ueber Anhalt n. 385, 434 Anm. 1, 516. Ueber Magdeburg das Gutachten 1587 Januar 3 
bei Lünig, europ. Staatskonſilia 1 S. 397, und v. Bezold II n. 516. 
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ſtände, zur Unterſtützung der auswärtigen Glaubensgenoſſen das Seinige gefahrlos 
beitragen könnte. Bei ſolchem Schwanken der konſervativen Grundſätze harrte 
man mit höchſter Spannung auf die Entſchlüſſe, welche Chriſtian I., der Sohn 
und Nachfolger des Kurfürſten Auguſt, faſſen würde, ob er ſich für die Politik 
ſeines Vaters oder für diejenige Johann Caſimirs entſcheiden werde. Man 
wußte von ihm, daß jener Zug von Roheit und Gewaltſamkeit, der ſeine beiden 
Vorgänger gekennzeichnet hatte, auch in ſeinem Weſen vorherrſchte; !) manche 
ahnten auch ſchon, daß, wie Auguſt ſeine ſchweren Schläge gegen ſeinen Weimarer 
Vetter und gegen die geheimen Calviniſten geführt hatte, ſo der Sohn ſich viel— 
leicht gegen die Anhänger der Konkordienformel und gegen die katholiſchen Mächte 
wenden würde. Und in der That, daß dieſe Ahnung richtig war, ſollten die 
nächſten Jahre zeigen. Nicht ſo raſch, wie manche hoffen oder fürchten mochten, 
aber ſchließlich beſtimmt und feſt vollzog die Regierung Chriſtians I. eine 
Wendung, durch welche die Maſſe der proteſtantiſchen Reichsſtände in eine neue 
und gewaltſame Bewegung gezogen wurde. Es handelte ſich in dieſer Bewegung 
darum, die proteſtantiſchen Streitkräfte zu organiſieren, um gegen die im Reich 
und in der Nachbarſchaft voranſchreitende katholiſche Reſtauration das dem Prote— 
ſtantismus gewonnene Machtgebiet zu behaupten und die Mittel zur Erweiterung 
desſelben ſich nicht verkümmern zu laſſen. 

Vor dieſer neuen Epoche deutſcher Geſchichte breche ich einſtweilen ab. 
Genug, daß zunächſt gezeigt iſt, wie nach dem Kölner Krieg neue Ereigniſſe ein— 
traten und neue Männer emporkamen, welche dieſe Epoche einleiteten. Ehe wir 
jedoch den vorliegenden Abſchnitt ſchließen, wenden wir noch einmal unſere Auf— 
merkſamkeit dem Herzog Johann Caſimir zu, um zu ſehen, wie er ſich im Be— 
ſitze der pfälziſchen Kurlande, der ja die Vorbedingung für ſeine größere poli— 
tiſche Wirkſamkeit war, befeſtigte. 

Am 29. Auguſt 1584 hatten die von Ludwig angeordneten Mitvormünder 
glücklich ein Mandat des Kammergerichts erſtritten, welches Johann Caſimir die 
Herausgabe des unterſchlagenen Teſtamentes befahl. Die pfälziſchen Juriſten 
ſäumten jedoch nicht, gegen dieſes Urteil das Rechtsmittel der Reviſion einzu— 
legen, und nun brauchte die im Jahr 1585 gebildete Reviſionskommiſſion volle 
vier Jahre, um endlich, im Jahr 1589, zu einem beſtätigenden Urteil zu ge— 
langen. Sollten nun, nach Löſung der erſten Vorfrage, die Mitvormünder den 
weiteren Verſuch machen, den gegenüber den Reichsgewalten höchſt reſpektwidrigen 
Pfalzgrafen zur wirklichen Befolgung des Mandates zu nötigen und dann die 
in dem Teſtament ihnen übertragenen Rechte in einem neuen Prozeß am Reichs— 
kammergericht geltend machen? Ganz abgeſehen davon, daß nach den bei der 
erſten Klage gemachten Erfahrungen ein derartiges weiteres Prozeſſieren viel 
länger zu dauern verſprach als die Unmündigkeit Friedrichs IV., mußten die 
Fürſten ſich vollends durch eine inzwiſchen in der Reichsjuſtiz erfolgte Kataſtrophe 
abgeſchreckt ſehen. 

Im Jahre 1588 ſollte, wie in jedem Jahr, die Kommiſſion zuſammen⸗ 
treten, welcher die Viſitation des Kammergerichtes und die Erledigung der nach— 


1) subagrestior et rigidior, ad arma nonnihil inclinatus. (v. Bezold II n. 417 S. 345.) 


646 Viertes Buch. Dritter Abſchnitt. 


geſuchten Reviſionen oblag (S. 17). Von der regelmäßigen Thätigkeit dieſer 
Kommiſſionen hing das Anſehen des Gerichtes, die Stetigkeit der Rechtsregeln 
und vor allem die Ausführbarkeit ſeiner Urteile ab; denn die Exekution eines 
Urteils, gegen welches Reviſion eingelegt war, blieb ſo lange aufgeſchoben, bis 
die Reviſion vorgenommen war. Nun aber fügte ſich's, daß jetzt zum erſtenmal 
die Reihenfolge des Eintritts in die Kommiſion unter andern einen jener prote— 
ſtantiſch-geiſtlichen Fürſten traf, welche vom Kaiſer weder Belehnung noch Lehens— 
indult erlangt hatten, nämlich den Adminiſtrator Johann Friedrich von Magde— 
burg. Es war derſelbe Fürſt, über deſſen Stimmrecht am letzten Reichstag ein 
ſo heftiger Streit entſtanden war. Sollte man den Streit über ſeine reichs— 
ſtändiſchen Rechte jetzt erneuern, da die Katholiken infolge ihres Kölner Sieges 
unerbittlicher, die Proteſtanten infolge der neuen Bewegungen kampfluſtiger ge— 
worden waren? Dem Kaiſer ſchien die Sache ſo gefährlich zu ſein, daß er dem 
Erzbiſchof von Mainz, dem die Berufung der Kommiſſion oblag, den Auftrag 
erteilte, die Viſitation für diesmal auszuſetzen. Die diesmalige Ausſetzung wurde 
dann aber in jedem Jahre wiederholt, weil der Adminiſtrator nun einmal an 
der Reihe war und blieb. Natürlich häuften ſich inzwiſchen am Kammergericht 
die Reviſionen; ſeine Urteile gerade in wichtigen Sachen und gegen mächtige 
Parteien wurden illuſoriſch. Nachdem alſo der Streit um das Erzbistum Köln 
den zur Erhaltung des Landfriedens beſtimmten Einrichtungen ihre letzte Kraft 
entzogen hatte, lähmte der Streit um das Erzbistum Magdeburg das vor— 
nehmſte zur Erhaltung des Rechts geſchaffene Reichsgericht. 

Unter raſch fortſchreitendem Verfall der Reichsverfaſſung trat man in die 
neue Epoche deutſcher Kämpfe ein. Johann Caſimir aber konnte mit zunehmender 
Gewißheit auf eine leitende Stellung in denſelben rechnen; denn ſeine Mitvor- 
münder ließen ihn ungeſtört im Alleinbeſitz der kurpfälziſchen Regierung, und der 
Kaiſer hatte dieſen Beſitz anerkannt, indem er ihm bereits am 20. Mai 1585 
die Belehnung im Namen ſeines Mündels gewährte. 
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Perbeſſerungen und Bulake. 
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76 3. 23. 
167 3. 14. 
218 8. 23. 
219 3. 22. 


498.8. 3. 


Vorrede S. 60. 

Statt 42 lies 32. 

Statt „Exemtationen“ lies „Exemtionen“. 

Statt „wechſelnder“ lies „wachſender“. 

Statt „in den Domkapiteln neun Stellen“ lies „in jedem Bistum neun 
Präbenden“. 


. 249 Z. 10 v. u. Die dort erwähnte ſechsjährige kurpfälziſche Schatzung wurde erſt 1564 


eingeführt. (Gothein in der Zeitſchrift für die Geſch. des Oberrheins N. F. 


II- S. 20.) 
399 Anm. 2. Es iſt dort zu verweiſen auf die Berichte Dietrichſteins von 1566 November 4, 


1567 März 10. (Koch I S. 168, 170 fg. 180.) 


Statt „Delft“ lies „Dortrecht“. 
454 3. 10, 11 v. u. Statt „Geiſtliche und Gemeinden“ lies „die Gemeinden“. 
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